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Die  Wiederherstellung  der  ehelichen  Gemeinschaft  zwischen  ab- 

gesondert  lebenden  Ehegatten, 

von  Dr.  Karl  nworzak,  f.  e.  g.  Ratbe  in  Wien. 

Die  eheliche  Lebensgemeinschaft  ist  (§.  205.  d.  A.  f.  d.  g.  Q, 
Oesterr.)  die  Torbedingnng  enr  firfOllnn^  der  darch  die  ESie  ftberoom- 
meneii  Pflichten:  sie  darf  dabttr  nnr  in  dm  tob  dem  EirebaigesetKe 
bestimmten  Fftllen  nnd  beziehungsweise  in  der  von  dem  Etrchengesetse 
Torgeschriehenen  Form  aufgehoben  werden. 

Bs  liegt  sowohl  in  dem  Interesse  der  Kirche  als  des  Staates, 
darüber  zu  wachen  und  dahin  zu  wirken,  dass  nur  jene  Ehegatten 
von  einander  geschieden  leben,  welche,  aus  den  in  dem  Kirchengesetze 
nornürteu  Gründen,  ohne  Geiahrdung  des  zeitlichen  und  ewigen  Heiles 
eines  Ehetheiles  oder  beider  Ehetheile  nicht  miteinander  leben  können. 

Daher  hat  auch  die  Staatsgewalt  in  dem  §.  41.  des  kaiserlichen 
Ehepatentes  vom  8.  Oetober  186d  Anh.  1.  B.  Bl.  Nr.  185.,  welcher 
in  seinem  Inhalte  mH  dem  %,  93.  des^Ugem.  bflrgerl.  Geseisb.  tbei^ 
einstimmt,  verordnet:  »Es  ist  den  Ehegatten  nicht  gistattet,  die 
eheliche  Yerbindnng,  anch  wenn  sie  darflber  einig  wären,  eigenmäch- 
tig anfiniheben,  sie  mögen  nun  die  Ungültigkeit  der  Ehe  behaupten, 
oder  auch  nur  eine  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  vornehmen 
wollen.  € 

Diesen  kirchlichen  und  staatlichen  Gesetzen  zuwider,  leben 
dennoch  zahlreiche  Ehepaare  nicht  in  ehelicher  Geraeinschaft,  obwohl 
sie  durch  kein  gerichtliches  Erkenntniss  hiezu  ermächtiget  sind,  oder 
bei  welchen  die  Grände,  ans  welchen  die  Scheidung  ausgesprochen 
worden  ist,  nicht  mehr  bestehen. 

Welch*  nnberechenbarer  Sdiaden  daraus  flir  die  Kirche,  die 
IVunilie  und  die  bürgerliche  Gesellschaft  entsteht,  braucht  nicht  erst 
des  Weiteren  dargelegt  zu  werden. 

Welche  Mittel  stehen  nun  der  Kirche  bei  dem  jetzigen  Stande 
unserer  Gesetzgebung  zu  Gebote,  um  dieses  unchristliche,  ärgerniss- 
erregende und  verderbliche  Getrenntlebeu  der  Ehegatten  aufzuheben  ? 

Indem  ich  meine  hierauf  bezüglichen  Erfftbrungen  der  Oeffeut- 
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lichkeit  übergebe,  richte  ich  zugleich  an  meine  Amtsgenossen  im 
In-  und  Auslande  die  Bitte ,  über  diesen  wichtigen  Gegenstand  die 
in  ihren  Diöcesen  bestehenden  Uebungen  und  gesetzlichen  Mittel  zur 
Erreichung  dieses  Zweckes  gleicMails  zu  Teröffeutlichen. 


Ich  behandle  in  Nachstehendem  folgende  fönf  Fragen: 

A.  Wie  ist  von  Seiten  der  kirchlichen  Behörde  dahin  zu  wirken, 
dasB  fihflgaitetL,  wekhe  not  gegenstttiger  üfbetelBstiiDmung  und 
dgenmftehtig  die  eheliche  Gemeinschalt  aufgehoben  haben,  wieder  znr 
ehelichen  Gemeinschaft  zurückkehren? 

B.  Welche  Massregeln  sind  von  Seiten  der  kirchlichen  Behörde 
zu  treffen,  wenn  ein  Ehetheil  gegen  den  Willen  des  anderen  Elietheiles 
eigenmächtig  die  eheliche  Gemeinschaft  aufhebt,  und  der  verlassene 
Theil  daraul  besteht,  dass  die  eheliche  Gemeinschait  wieder  herge- 
stellt werde? 

0.  Welche  Massregeln  sind  t<»l  Seiten  der  kirchlichen  JcK^örde 
zu  treffen,  wenn  ein  Ehetheil,  weleher  aus  nichtigen.  Grfinden  die 
Scheidung  angestiebt  hat,  sachftllig  geworden  und  angewiesen  worden 
ist,  die  eheliche  Qemeinsdiaft  fortzusetzen,  resp.  wieder  aufzunehmen, 

dem  Ausspruche  des  geistlichen  Gerichtes  keine  Folge  leistet? 

D.  In  welcher  Weise  und  unter  welchen  gesetzliclien  Formen 
geschieht  die  Wiedervereinigung  geschiedener  Eheleute?  Wann  ha- 
ben diese  vor  dem  Gesetze  mit  dem  Erfolge  als  wiedervereiniget  zu 
gelten,  dass  dadurch  eine  reQhtgkräftig  zwischen  ihnen  ausgesprochene 
Scheidung  ausser  Wirksamkeit  tritt? 

E.  Wie  Jiat  die  kirchliehe  Beh(ifde  ronogehen,  wenn  deqeoige 
laiäthelli  aus  dessen  Verschulden  dem  andere  EhetheUe  die  Scheidung 
bewilliget  worden  ist,  behau|tet,  dass  die  Gründe  der  ausgesprochenen 
Scheidung  nicht  mehr  vorhanden  seien,  oder  dass  der  klagende  Theil 
kein  Becht  mehr  auf  diese  Gründe  habe,  und  die  Wiederherstellung 
der  ehelichen  Gemeinschaft  von  dem  Ehegerichte  begehrt? 

Ich  sehe  bei  Erörterung  dieser  Fragen  davon  ab,  dass  der 
Kirche  gegen  ihre  ungehorsamen,  böswilligen  Kinder  kirchliche  Cen- 
suren  zu  Gebote  stehen  und  werde  nur  in's  Auge  fassen ,  welche 
Mitwirkung  des  Staates  der  Kirche  bei  ihrem  Vorgehen  zu  Gebote 
steht,  iui  so  mehr,  als  nach  §.  3.  der  kaiserlichen  Verordnung  yom 
18.  April  1850  Nr.  156.  B  G.  BL  L.  die  Ton  der  Sjidie  yerfaftngten 
Strafen  anf  borgetlicihe  Beeilte  keine  BdGkwirkung  übea. 


1)  X.  Tit.  de  divoriio.  IV.  19.  —  cap.  9.  de  despons.  impub.  IV.  2.  —  cap.  5. 
de  eo,  qui  cognovit  lY.  18.  —  cap.  8.  10.  13.  de  rest.  spoL  tt.  ta.  - 
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Bei  eiaigen  dieser  Fragen  werden  die  Consequenzea  der  zweierlei  * 
Anschauungen  über  das  Wesen  der  Ehe,  wie  sie  derzeit  nebeneinander 
sich  geltend  machen,  für  das  gewöhnliche  Leben  deutlich  hervortreten. 

'  Wer  die  ^he  för  nichts  Höheres  ansieht,  als  einen  blossen  Ge- 
sellsohafts- Vertrag  zwischen  Mann  und  Weib,  muss  consequent  an* 
nehmen,  daas  der  Staat  ^  7<m  der  Kirche  wotten  die  Parteigänger 
^efl6r  Ansifiiii  ohnedies  nichts  wissen  —  an  der  Anfrechthaltung 
des  eheliahen  ZnaammenlebenB  kein  interesse  habe,  und  in  Sachen  des 
<di^hen  ZnsanmieBwtAnmi  ym  Amtswegen  ehurosehreiten  weder  be- 
fugt noch  veranlasst  sei,  —  dass  ferner,  auch  wenn  von  Seite  Eines 
der  Vertragschliessenden  die  Hilfe  des  Staates  um  Verhaltung  des 
anderen  Ehetheiles  zur  Erfüllung  der  in  dem  Vertrage  übeniomraenen 
Pflichten  angerufen  wird,  eine  solche  Rechtssache  eine  reine  Privat- 
streitsache  sei,  in  welcher  der  Bichter  nichts  ist,  als  »Finder  des 
Urtheiles.«  nnd  in  welcher,  auch  wenn  der  Iflagende  Gatte  Recht  be- 
komm«! hat,  das  betr^nde  ürtheil  (weder  der  Art  noch  dem  Grade 
nach)  nicht  toh  Amtswegen,  sondern  nnr  anf  Ansuchen  des  dazn  Be- 
rechtigten, nnd  nnr  soweit  execntirt  wird,  als  das  Ansuchen  reichi 

Dass  die  InrchHche  Gesetzgebung  in  Ehesachen  anf  diesem  Stand- 
punkte nicht  stehe,  erst  hier  beweisen  zu  wollen,  wäre  Zeit-  und  Raum- 
verschwendung;  auf  diesem  Standpunkte  steht  auch  die  dennalige 
österr.  Staats- Gesetzgebung  in  Ehesachen  nicht,  nachdem  der  Staat  der 
Kirche  zurückgegeben,  was  der  Kirche  gehört;  —  und  selbst  in  jener 
Zeit,  als  der  Staat  die  gesanunte  Gesetzgebung  und  das  Bichteramt  in 
Ehesachen  in  seinen  Bereich  gezogen  hatte  und  die  einverständlichen 
Scheidungen  nicht  nur  znliees,  sondern  sogar  begünstigte,  hielt  er  die 
Änfirechthaltong  d«r  beliehen  G«meln8ehaft  fEir  eine  Sache,  an  welcher 
der  bürgerlichen  Oesellsohaft  und  der  Staat^ewalt  sehr  viel  gelegen 
sein  muss,  und  die  Ehesoheidungssaohen  nicht  fOi  reine  Streitsachen, 
sondern  für  solche,  über  welche,  wenn  sie  einmal  vor  Gericht  anhängig 
und  durch  einen  Vergleich  nicht  zu  erledigen  waren,  von  Amtswegen 
die  Untersuchung  zu  ptlegen  war. 

Die  betreuende  Instruction  für  die  weltlichen  Gerichte  (Hofcanz- 
leidecret  vom  22.  Juli  1819  an  sämmtliche  Länderstellen)  besagt 
gleich  Eingangs:  >dass  Se.  Majestät,  um  das  in  den  §§.  94.  97.  und 
107.  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  angedeutete  ämüiche  Verfahren  in 
streitigen  Eheangelenh^n  nüher  sn  bestunmen,  und  eine  gleich- 
förmige Verhandlung  dieser  toiMiffen  BecMssaehe  bei  den  Gerichten 
zu  bewirkte  diese  Vorschriften  festzusetzen  geruht  haben;  sie  be- 
stimmt im  §.  1.  »dass  Streitigkeiten  der  Eh^eute  über  die  Scheidung 
von  Tisch  und  Bett  bei  der  im  §.  107.  des  allg.  b.  G.  B.  vorge- 
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schriebenen  ünter^ikhung  im  Wesentlichen  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  des  rechtlichen  Verfahrens  in  Streitsachen  behandelt, 
und  dabei  die  Vorschriften  der  g§.  21.  und  22.  der  n.  g.  G.-O.  über 
die  mündliche  Verhandlung  streitiger  Bechtsaugelegenheiteu ,  jedoch 
so  zur  Anwendung  gebracht  werde»  müssen^  wie  es  der  Begriff  und 
Zweck  einer  von  Ämtswcgeti  zu  pflegenden  Untersuchung  fordert  im 
g.  4.  hmet  es:  tln  der  Bebandlimg  selbst  ist  der  Richter  an  keine 
Begeh  g^nmden,  als  die  das  WesentKeke  einer  etfffacAen,  ewedb- 
mäseiffen  md  grOndli^en  Untersn^^mig  über  £e  reehttiebe  Beschtflto- 
beit  des  Seheidnngsgesnebes  aiismschen.c  §.  6.  gestattet  dem  Bidiier, 
den  auf  Scheidung  belangten  Ehegatten,  wenn  er  der  gerichtlichen 
Vorladung  keine  Folge  leistet  Ttdurch  schickliche  Zwangsmittel  zum 
Erscheinen  zu  nöthigen.«  Der  Staat  anerkannte  also  auch  schon  da- 
mals, dass  die  Verhandlung  in  Ehescheidungssachen  und  folgerichtig 
auch  die  InvoUzugsetzung  der  diesfälligen  Erkenntnisfle  sich  in  die 
Formen  des  rein  accusatorischen  Prozesses  nicht  zwängen  lassen,  da 
eben  ein  solcher  Streit  keine  blosse  Privatstreitsaohe  ist» 

Wie  ist  von  Seiten  der  kirchlichen  Behörde  dahin  sn  wirken, 
dass  Ehegätten,  welche  mit  gegenseitigeir  TJeberelnstimmung  und 
eigenmächtig  die  eheliche  Gemeinsdiafl  aufgehoben  haben  wieder 

zur  ehelichen  Gemeinschaft  zurückkehren? 

« 

Um  hierauf  eine  Antwort  geben  zu  können,  wird  es  angezeigt 
sein,  erst  darüber  klar  zu  werden,  was  man  unter  eigenmächtiger  Auf- 
hebiüig  der  ehelichen  Lebensgemeinschaft  zu  verstehen  habe;  denn 
nicht  jede  zeitweise  Absonderung  der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett 
oder  jedes  Anseinanderwohnen  derselben  ist  als  eine  solche  eigen- 
mächtige Aufhebung  der  ehelichen  Lebensgemeinschaft  zu  betrachten, 
wie  sie  in  dem  §.  205.  d.  A.  f.  d.  g.  G.  Oestenr.  nnd  in  dem  41.  des 
kaiserl.  BShepatentes  vom  8.  October  1856  Torbotca  wird. 

£s  wird  Niemanden  beüülen  m  behtnptBn:  es  handle  s.  B.  ein 
Eaufinann  gegen  das  genannte  kirchliche  nnd  staatliche  Gesetz,  wenn 
er  auf  einer,  wenn  gleich  länger  dauernden  Geschätlsreise  seine  Ehe- 
gattin nicht  mit  sich  führt  —  oder  ein  Offizier,  welcher  ins  Feld  rückt 
—  oder  ein  Beamter,  welcher  in  Dienstangelegenheit  vom  Hause  ab- 
wesend ist,  und  die  Gattin  zu  Hause  lässt  —  oder,  wenn  der  eine  Gatte 
seiner  Gesundheit  wegen  durch  längere  Zeit  einen  Landaufenthalt 
nimmt  oder  eine  Badereise  macht,  nnd  der  andere  Ehetheil  nicht  in 
der  Lage  ist,  an  seiner  Seite  bleiben  au  k(tamen;  solche  Fälle  sind  in 
Regel  offimkondig,  nnd  geben  selbstverständlich  Niemand  ein 
Aergernks. 
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Es  gibt  ferner  FftQe,  In  wekben  es  von  der  Moi^al  g^oM, 
oder  doch  von  der  Klugheit  angeratben  ersebehit,  der  ebelieben"' Oe- 
meinschaft  wenigstens  quoad  thorum  sich  zu  enthalten,  oder  atich 
qiioad  cohabitationem  solche  Anstalten  zw  treffen,  dass  bei  einer 
eiiizuleitenten  V'erhandlung  wogen  Ehescheidung  nöthigenfalls  der 
Beweis  geführt  werden  kann,  es  habe  zwischen  den  Ehegatten  seit 
einer  gewissen  Zeit  kein  vertrauter  ehelicher  Verkehr  mehr  stattge- 
fanden;  z.  B.  wenn  die  Ehegatten  in  die  Eenntniss  eines  zwisChOn 
ihnen  heetehenden  fihehmdemisses  ki^mmen,  ist  es  ihnen  nkflit  HMr- 
laubt,  die  volle  eheliche  Qemeinsehaft  fortzusetzen,  bis  das  Ehebittder- 
niss  gehoben  und  die  £he  convalidbrt  worden  ist;  •;-  bei  einigen 
Bhehindemissen,  als:  »des  Irrthames  in  der  Person,«  »des  wfder- 
rechtlichen  Zwanges«  verliert  derjenige  Ehetheil,  welcher,  sobald  er 
des  Irrthumes  inne  geworden,  oder  nachdem  eine  Furcht,  wie  sie  zur 
Entkräftung  der  Einwilligung  hinreicht,  aufgehört  hat,  die  eheliche 
Pflicht  freiwillig  und  wissentlich  leistet,  das  Bestreitungsrecht  der 
öiltigkeit  der  Ehe  §§.  116.  120.  d.  A.  —  und  bei  dem  Scheidungs- 
gmnde  des  Ehebruches  verliert  deijenige  Ehetheil,  wekher,  nachdem 
ear  in  die  Kenntniss  eines  von  dem  anderen  Gatten  begangenen  Ehe- 
bruches oder  solcher  ihm  m  Last  fallender  Handlmgen,  witehe 
seine  eheliche  TteniB  verdächtigen,  gekommen  ist»  <ir6hritt%  and  wissent- 
üeh  dem  Schuldigen  die  eheliohe  Pflicht  leistet  das  Elagerecht  snf 
dSesen  Scheidnngsgmnd  §§.  207.  nnd  229.  d.  A.,  da  nnter"  diesen 
Umständen  vorausgesetzt  werden  muss,  der  gekränkte  Ehegatte  habe 
dem  Schuldigen  stillschweigend  verziehen. 

Die  gleiche  Verzeihung  und  der  Verlust  des  Klagerechtes  wird 
aucli  in  praxi  angenommen,  wenn  ein  Ehetheil,  nachdem  er  in  die 
Kenntniss  gekommen  ist,  dass  der  andere  Ehetheil  rechtskräftig  zu 
schwerem  Kerker  verurtheilt  worden  ist,  mit  demselben,  wenn  gleich 
nicht  znsammenwohnt  (was  der  auf  die  Yemrt^eünng  legenden  Haft 
wegen  in  der  B^gel  nnflranlich  ist)  gklohwohl  \m  gegeibenea^G«isg|«n- 
heiten  öffentlich  in  einer  Weise  verkehrt,  so  dass  man>  annehmen 
kann,  er  ffihle  sich  selbst  durch  den  Öffentlichen  Vefkehr  mit  dem- 
selben trotz  der  Verartbeflnng  desselben  zu  schwerer  Kerkerhaft  an 
seiner  Ehre  nicht  beeinträchtiget  —  oder  wenn  die  Gattin  dem 
verurtheilten  Gatten  die  eheliche  Pflicht  leistet  und  demselben  die 
Möglichkeit  gibt,  ein  Kind  zu  zeugen,  welches  gleichfalls  an  den 
Rechtsfolgen  der  Verurtheilung  des  Gatten  z.  B.  Verlust  des  Adels, 
zu  leiden  hat;  —  oder  wenn  ein  Ehetheil  den  anderen  zu  schwerer 
Kerkerstrafe  rechtskräftig  verurtbeüten  imd  der  lantsprungenen 
:.£betheil.in  die  voUo  eheliehe  Qweuisehaft;«jsUiflst,  oligleieh;ert^Mk 
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dar  Vmrttieüaiig  deiselben  Kenntniss  hatte;  —  la  allen  diesen  in 
pnud  schon  vorgekommenen  F&llen  ist  die  aeitweise  aiisaergeiiohtliche 
Absondenmg  depi  dnen  Ehetiieiles  von  dem  anderen  ywi  der  Khig- 
Mi  geratben  nnd  in  dem  obenerwfthnten  gesestslicbeii  Verbote  oi^t 
dnbegriifea. 

Welches  ist  also  das  Kriterium  der  in  den  genannten  Gesetzes- 
stellen verpönten  eiyemnächtigen  Aufhebung  der  ehelichen  Lebens- 
gemeinschaft? Es  muss  ein  solches  geben,  und  nur  bei  Vorhanden- 
sein desselben  kann  gegen  solche  Eh^atten  das  Gesetz  angewendet 
werden. 

Das  Kriterium  dieser  eigenmächtigen  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinscbaft  Usgi  in  der  erwietenm  oder  dock  mU  BeeM  ver- 
wHdMen  Aheiehi  der  MdetUe,  auf  ikre  Micken  JRecJUe  m  «er- 
iMcMs»  (xler  iftrsr  efteltcAeii  l)7tcA£ni  nick  im  enUeklagem, 

Diese  Absicht  ist  als  enrieseii  amranehmen,  die  betreifeii» 
den  Ehegatten  sie  ausdnicklich  vor  Zeugen  erklären,  oder  über  die 
Absonderung  einen  —  wenn  gleich  von  dem  Gesetze  nngiltigen  und 
nicht  eiekutirbaren  — -  Vertrag  schliessen ;  sie  wird  mit  Recht  ver- 
muthet,  wenn  die  betreffenden  Eheleute,  ohne  einen  der  obenerwähnten 
oder  doch  einen  ähnlichen  Grund  für  ein  zeitweiliges  Auseinander- 
wohnen zu  haben,  und  ohne  eine  Zeit  für  die  Wiederaufnahme  der 
ahelichen  Gkmeinscha|t  nach  Monat-  und  Tag  oder  nach  Eintreten 
eines  Ereignisses  oder  ErftUlong  einer  Bedingniigftstgeietst  za  haben, 
s.  B.  nach  Beandigiing  des  Krieges,  nach  Anfböran  der  Badekur, 
nach  Abwickelnng  eines  die  Abwesenheit  des  einen  Gatten  bedingen- 
den GeeehfiAet,  auseinaadergehen,  und  sonst  anch  ftusserliche  Anstalten 
treffen,  welche  auf  ihren  Vorsatz,  künftig  nicht  mehr  in  ehelicher 
Gemeinschaft  leben  zu  wollen ,  hindeuten  z.  B.  die  Möbel  theilen, 
über  ihre  Vermögens- und  Unterhalts-Ansprüche  Vereinbarungen  treffen. 

Nur  von  solchen  Ehegatten  kann  gesagt  werden,  dass  sie  eigen- 
mäckUg  die  eheUche  Gemeinschaft  aufheben.  ^). 


1)  Es  scheint  hier  am  Platze  zu  sein,  hervorzuheben,  wie  rigoros  der 
Staat  bei  Pensionirungs-Gesuchen  der  k.  k.  Beamtenwlttwen  die  Frage  Ober  die 
efgeomärhtige  Aurhebung:  der  ehelichen  Gemeinschaft  behandelt. 

Weder  in  dem  Pensionsnormale  vom  30,  November  1771,  noch  in  dem  vom 
26.  M8rz  1781  ist  Qber  die  PensionirangsfShigkeii  einer  von  ihrem  Gatten  zur 
Zeit  seines  Ablebens  getrennt  lebenden  Beamtensgattin  eine  Bestimmuog  eothalten, 
und  aocii  die  talieriMw  VerordDo«  vom  9.  Dece»ber  18S6  a.  6.  BL  LX^  Nr. 
157,  «rdcbe  fibr^ens  mf  fio  m  tiilmmies  PensfonirongsgeMli  bioweist,  redet 
difOB  oicbi 

Ab  BMilscinior  bei  Ertedigoiig  der  Pemieiiiningsflnigen  dient  den  1[.  k.  Bc- 
bOrdrn  des  sfliciell  ven  MBsbwibe**  iisiaidieiifeileUle  „sUgemsiBe  Sstemliaisclie 
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Daas  solch  'ungesetzliches  Handeln  der  Ehegatten  nicht  nur 
mit  grossen  Gefahren  für  ihr  /.eitliches  und  ewiges  Heil  verbunden 
ist,  sondern  auch  den  etwa  vorhandenen  Kindern  und  der  christlichen 
Gemeinde  zum  Aergernisse  dient,  besonders  weim,  wie  es  häufig  der 
Fall  ist,  eine  solche  Absonderung  nur  vorgenommen  wird,  damit 
keiii«r  der  beiden  Ehctgatten  in  der  Befiriedigung  sündbafter  Gelüste 
dvdi  den  anderen  ShetbeU  gehindert  ist,  oder  dieser  A)M<mder|mg  ' 
noch  »lil^llmnoffle  MotiTe  zn  Grande  liegep,  welche  des  Licht  des 
Tagea  aohenen  und  sdüechierdings  nicht  als  ScheiduBgßgrQ|Ld  w 
einem  Gerichte  geltend  gemacht  werden  können,  braw^t  wohl  nicht 
erst  des  Langen  erörtert  zu  werden. 

So  gross  auch  der  Schaden  ist,  welcher  aus  solch'  willkürlicher 
und  sündhafter  Lockerung  des  ehelichen  Bandes  für  Kirche  und 
Staat  hervorgeht,  so  steht  doch  bei  dem  dermaligen  Standpunkte 
der  Gesetzgebung  in  Oesterreich  der  Kirche  ausser  ihren  Censuren 
kein  anderes  Mittel  zu  Gebote,  solche  Eheleute  zur  Wie^eraufiiahme 
der  ehelichen  Gemeinschaft  zu  vermögen,  als  die  belehrende  Zuspräche 
des  Seelsorgers. 


Civfl-Penslons-  and  Provisions-System."  Wien  aas  der  k.  k.  Hof-  nnd  Staatsdnickerel 
1844,  in  welchem  unter  Citation  der  unzähligen  zur  Erläuterung:  d^  r  Pensions- 
Normale  erflossenen  Ilofdecrete  an  sfimmtlirhp  Underslellen,  und  Verordnungen 
für  einzelne  Provinzen  die  derzf'it  fjiliigen  Normen  sysfemafiscli  geordnet  er- 
scheinen. Da  heist  es  im  §.  10:  „Ein  solcher  vorhandener  Betheilimgsjuispruch 
HM  Ar  die  Wtttwen  onwirksam;  wenn  8le  zur  Zeit  des  Todes  Ihres  Khegatten 
TOB  demtetlMn  setremiC  lebt«  (es  mag  nw  die  nwmttng  geriditlleb  tder  »usaer- 
gericlitiieh  gescheheB  itlD)  und  sie  nielit  so  erwetsto  TernAg en,  in  dii>iier  Treo- 
BDng  keine  Sebald  ta  üragen,**  nnd  im  S-  „Wiltwen  oiine  Untersdiied  des 
Ranges  ibrer  Galten  baben  (wenn  sie  eine  Pension  haben  wollen)  ....  e)  wenn 
diesfalls  ein  Zweifel  obwalten  sollte,  niebt  nur  ein  obrigkeitliches  Zeugnl^s  beizu- 
bringen, dass  sie  mit  ihrem  Gatten  bis  zu  dessen  Tode  in  friedlicher  Kintrarht 
beisammen  lebten,  und  stets  einen  tadellosen  moralischen  Cbaracter  bewährten, 
sondern  sie  haben  auch,  falls  sie  von  dem  Gatten  getrennt  waren,  jederzeit  eine 
imtliche  Bestätigung  des  betreffenden  Gericlits,  polilisihen  oder  sonst  compelenten 
Behörde  vorzulegen,  dass  sie  an  dieser  Trennung  keine  Schuld  trugen."  Hof- 
kanunerdecret  vom  5.  October  1830  an  sftmmtliche  L&uderstelien  und  Unierbehörden. 
^  HiAaemiererlass  an  die  beiden  Gabernieo  bn  |.  t.  KOnigreicbe  x.om  2.  Oclober 
fSn.  —  llofdecrel  fon  «.  Jon  1791. 

Wtaa*  alM  der  BeUMe,  welebe  das  f  ensioiisgesach  einer  BeMMenwiUwe 
•  ta  ededig«!  baf>  es  mA  mir  moeifelhafi  ise,  ob  die  Wittwe  mit  ibren  lltiuie 
zusammengelebt  hat,  so  wird  schon  veraathet,  dass  sie  nicht  mit  ihm  zusam- 
mengelebt hat,  und  sie  muss  das  Zusummenleben  beweisen.  Nach  der  bei  den  k.  k. 
Aemtern  üblichen  Praxis  ist  die  Behörde  zu  dem  mehrerwahnlen  Zweif^-I  ver- 
anlasst, sobald  sich  tlber  das  abgesondene  Leben  der  Ehegatten  ein  GerQcht 
vert>reiiet,  und  noch  mehr,  wenn  dasselbe  noioiisrh  ist. 
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Für  die  genannte  Uebertretuüg  dieses  nicht  nur  kirchlichen, 
sondern  auch  bürgerlichen  Gesetzes  gibt  es  in  dem  jetzt  geltenden 
österreichischen  Staatsgesetze  keine  Strate,  keine  Ahndung  verzeichnet; 
weder  die  Gerichte  noch  die  politischen  Behörden  haben  hierüber 
eine  V^orschrifl ,  wie  das  Uebel  der  eigenmÄchtigen  Aufhebung  der 
efaelichen  G^euischaft  hmtangehalten  werden  soll,  und  wie  sie  sich 
bei  Torkomme&dai  F&üen  dieser  Art  zu  betiebmen  haben.  Kommt 
ja  ein  sokhnr  EaH  bei  Gelegenheit  einer  Oonseription,  oder  bei  ErOrter- 
mg  einer  Znstindigkeitsfrage,  Belastung  des  Gemeinde  oder  Armen- 
insHtnts-Sil^kelB  flnitlieh  zur  Kenntniss  einer  Behörde,  so  ist  es  dem 
Ermessen  des  fungirenden  Beamten  anlieimgestellt,  ob,  in  wie  ferne 
und  wie  er  dem  §.  41.  des  k.  Patentes  vom  8.  October  1850  Geltung 
verschaffen  will. 

Aosseibalb  des  Weichbildes  der  Wien,  der  grösseren  Ort- 
schaften nnd  Fabriksbezirke,  also  bei  der  ackerbautreibenden  Classe 
geschieht  es  zuweilen ,  dass  die  Bflrgermeister  entweder  aus  eigener 
Machtvollkomnienheit  oder  unter  Anrufung  des  k.  k.  Bezirksamtes 
das  Auseinanderwohnen  sokher  Eheleute,  welche  auf  die  ßede  des 
PfaiTers  nicht  achton,  a))stt'llen,  und  gewöhnlich  lassen  sich  solche 
Eheleute  durch  eim  n  derartigen  Befehl,  welcher  durch  die  Hinweis- 
ung auf  den  Schimpf  und  Spott,  den  sie  sich  von  Seiten  der  Nach- 
barn, ja  der  ganzen  Gemeinde  durch  ihre  Handlungsweise  aufladen, 
zur  Wiederaufnahme  der  ehelicheu  Gemeinschaft  bewegen.  Ein  solches 
ftrgernisserregendes  Auseinandergehen  der  Eihäute  kommt  «bee  bei 
den  Grund  und  Beden  liesitaenden  Landleuten  sehr  selten  iror,  ihells, 
weH  dieser  Classe  noch  Christenthum  und  Ehrgefühl  innewolmt, 
theOs  weil  sich  an  ein  solches  Auseinandergehen  die  Vermögens- 
ftüge  knüpft,  welche  bei  festem  Besitze  nicht  so  schnell  und  leicht 
gelöst  wird,  als  bei  Leuten,  welche  entweder  nichts  besitzen,  oder 
von  Kenten  leben. 

Trauriger  gestaltet  sich  die  Sache  bei  den  Bewohnern  des 
Polizeirayons  Wien  und  der  Fabriksdistrikte,  welche  th^weiae 
stets  wandernde  Bevölkerung  haben. 

Der  Pfarrer  in  Wien  kennt  die  wenigsten  seiner  Pfarrkinder, 
und  weiss  gewdihulich  von  solch'  ungeset^chera  Leben  nichts ;  kommt 
er  je  durch  seine  Amtshandlungen  oder  zufälligerweise  in  die  Kennt- 
väm  davon,  und  will  die  getrennten  Eheleute  vereinigen,  so  steht 
ihm  oftmals  der  Umstand  entg^en,  dass  nur  der  eine  £hetheü  in 
seiner  Ffane  wohnt,  der  andere  aber  in  einer  anderen  entle^genen 
Pforre,  oder  auch  weit  von  Wien  entfernt  sieh  «nfhftlt. 
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Dazu  kommt  noch,  dass  die  Freizügigkeit  der  Bewohner  Wiens, 
männlichen  und  weiblichen  Geschlechtes,  eine  fast  unbeschränkte  ist, 
dass  die  Staatsbehörde  um  die  Befolgung  ihres  <»geiieii,  das  Zii- 
samtnenwcrfmen  der  Eheleate  betmieBden  Gesetns  onangerufiMi  sich 
nie  bekOfluiiert,  wfed  JedenMim  wohnen  mag,  wo  es  ihm  beliebt, 
wemi  w  nur  die  peftwiMm  Ifeldmig  melit  vecabslmnt;  dMS 
fibegattinett,  welohe,  um  abgesondert  wam-  ikrea  ^  fih^miimeni  leben 
ztt  können,  auf  eigene  Faust  einen  Erwerbszweig  antreten  z  B.  einen 
Zwirn-,  Mehl-  oder  Victualienhandel  oder  ein  Dienstyermittlungsge- 
schäft  eröffnen,  dazu  alsbald  die  Erlaubniss  bekommen,  wenn  sie 
ihren  Steuerbogen  gelöst  haben,  ohne  weitere  Erhebungen,  ob  ein 
solches  Weib  das  Becht  hat,  abgesondert  von  seinem  Khemanne 
zu  leben,  ja  dass  von  Seiten  des  weltlichen  Gerichtes  bereits  Erkenni- 
niflse  geschöpft  worden  sind,  nach  welchen  Ehemftnner  ihren  Gattinnen, 
von  denen  sie  ohne  behördliche  Srlanbniss  getrennt  lebten,,  beatimmte 
monattiche  Batenzahlungen  an  leisten  verhalten  wurden,  »weil  futek 
§,  91.de9aag.  hSrfferi.  Qe8,-B.det  Ekmam  iterpfiickiei  sei,  ßr  den 
UtUerhaU  9«mer  ChfÜn  m  sorgm^  —  ohne  dass  diese  Gattinnen  ge- 
richtlich geschieden  gewesen  wären  oder  auch  nur  erklärt  hätten,  dass 
sie  eine  Klage  auf  Scheidung  bei  der  competenten  Behörde  anzubrin- 
gen gesomien  seien;  ein  Verfahren,  welches  der  eigeniiiächtigeu  Auf- 
hebung der  ehelichen  Gemeinschaft  Vorschub  leistet  —  da  doch  der- 
artige Alimentations-Gesuohe  dahin  beschieden  werden  sollten,  dass 
die  Gattin  zu  ihrem  Gatten  in  düe  eheliche  Gemeinschaft  zui-ückzu- 
liahreii,  oder  fialls  sie  dies  zu  thun  ohne  Gefährdung  ihres  zeitlichen 
oder  ewigen  Heilea  nicht  möglich  hielte,  die  geriehtliehe  Scheidung 
an  TerkngeB  habe. 

Daher  ist  bei  dem  besten  Willen  der  Pfiurrer  eine  erspriesaliche 
Seelaorgeth&tigkeit  in  dieser  Biohtnng  nioht  m  erwarten. 

B. 

Ueber  das  Vorgehen  des  Ehegerichtes  für  den  Fall,  als  ein 
Ehetheil  gegen  den  Willen  des  anderen  das  Zusammenleben  aufhebt, 
und  der  dadurch  sich  gekrankt  erachtende  Theil  die  Hilfe  des  Ehe- 
gerichtes anruft,  um  die  eheliche  Lebensgemeinschaft  wieder  herza- 
atellen,  enthält  die  inweie.  f.  d.  g.  G.  Oestclrr.  keine  Normen,  und 
doeh  eiaelieiitt  die  Austragung  solcher  Beechw^en  in  dem  Fiüle, 
dass  beide  ESbegatten  katheliaoh  sind,  oder  in  gimiaelitea  Ehen,  wenn 
dar  beklagte  Thea  der  kattoüeehen  Beligion  angehört,  dntch  den 
Sddtisaeate  des  §.  66.  dee  kaiserlichen  Ehepatentes  ymn  8.  Oetober 
1856  Auh.  i.  den  geistlichen  Ehegerichten  zugewiesen;  es  moss  also 
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bei  Behandlung  und  Entscheidung  solcher  Fälle  nach  g.  251.  d.  A. 
f.  d.  g.  (t.  Oesterr.  auf  die  Vonohriften  des  gemeineu  jßechtes  zurück- 
gegangen werden. 

Die  hier  möglioheft  Fälle  sind: 

•1.  ]>er  fihflmanii  wemi^ma»  Gsttifr  euüMh  die  Tliöre,  und 
wdgert  flki^  sie  niete  in  eeiii  Haiofl  «efnnekqen.« 

2.  DeriBheraem  TeriiBgt.MiiieQai4in,«ii«Miet  ftr  eeiiie  Fenen 
lAfim  ein»  Wohn«ag  ini  .weigert,  eieb,  <lie  Gättin  in  diese  «siiie  Weli- 
miBg  auftnnebmen. 

3.  Die  Ehegattin,  wenn  sie  alleinige  Eigenthümerin  eines  Hauses 
ist,  oder  für  eine  gemiethete  Wohnung  allein  den  Zins  bezahlt  und 
daher  dem  Wohnungsvermiether  gegenülier  als  die  alleinige  Wohnun^^s- 
mietherin  erscheint,  verweigert  dem  Üatten  den  Eintritt  oder  Autent- 
halt  in  ihrer  Wohnnng. 

4.  Die  Gattin  verlässt  den  Gutten,  und  weigert  sich,  zu  ihm  in 
die  eheü«^e  Gemeinschaft  snrOcIanikehren. 

East  ansnahmsloe  weirdendie  t^eirdfenden  Besdiwerden  von  dem 
sich  geinfliikt  enuihtenden  Theile  zuerat  bei  den  weUHeben Staats» 
oder  Gemeindebehörden  angebracht,  aof  de«  Lande  bei  dem  Bürger- 
meister, welcher  die  Ortspolizei  zu  handhaben  hat,  und  im  weiteren 
Zuge  bei  dem  k.  k.  Bezirksamte  als  der  politischen  und  gerichtlicheu 
Behörde  erster  Instanz  —  in  Wien  bei  der  k.  k.  Polizei. 

Bei  Behandlung  solcher  Streitsachen  kommen  die  zwei  oben 
genannten  diveririrenden  Ansichten  über  das  Wesen  der  Ehe  —  je 
nach  der  individuelien  lieiaang  des  fangirenden  Beamten  ~  nur 
pn^rtiBohen  Geltung. 

Die  Einen  meinen:  Nach  dem  Grundsätze:  minima  non  cuiat 
präet(Mr,  solle  man  mit  dergieidien  Bagatellen  nicht  die  Gerichte  behelli- 
gen, welche  nothwendiger  Weias  an  ihre  Geriehtserdnung  gebunden  mit 
einem  für  solche  Kleinigkeiten  zu  grossartigen  Apparate  von  Satz- 
schriften, Einreden,  Repliken,  Dupliken  und  Appellationen  bis  in  die 
höchsten  Instanzen  vorzugehen  gehalten  sind ,  sondern  man  solle  in 
solchen  Fällen  einlach  die  politischen  und  polizeilichen  Vorschriften 
handhaben. 

Daher  geschieht  es  in  solchen  Fällen,  dass  der  Bürgermeister 
oder  Beamte,  vor  welchen  eine  solche  Klage  zuerst  vorgebracht  wird, 
Haldem  er  sich  fibeneugt  bei,  dass  dem  beklagten  Tfmk  noch  kein 
Bedit  ragesproeben  werden  ist,  das  ZusammenwobiieB  mit  dem  Uageib* 
den  Thsfle  zu  verweigeni,  und  dassauch. keine  Geisbr  fttr  ihn  tems 
•zu  befOrebtsii  steht,  demselben  im  HbibMcke  a«f  die  dies  bezüglielMn 
Vorschriften  des  bürgerlichen  Gesetzes  das  Znsammenwohnen  mit  dem 
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anderen  Ehetheile  unter  begütigender  Zuspräche  aber  auch  bei  Ver^ 
BMÖdunp:  alsogleicher  Exeeatiori  aufträgt,  mA  im  Weigerungs&Ut 
gegeu  den  Beni^nten  unvetiüglich  luit  den  na<efa  seiaem  Wirknngs- 
Jaem  md&mg^n  md  in  den  mMm  fftUen  JiinnißbflBdw  Zwuigi- 
ttdMm,,y&[pil^i  i.  B.  4ie  «tüMkm  Chillfai  iroi,  wem  sie  dm 
Attftrag««  zQ.ifam  Q»4leii  mi  iloai  Sindflni  ^vrthSkmMKM^  keiaft 
Folge  leistet,  und  fftr  sie  ans  den  ZvsaromtRWOhMa  mH  diin  Gatte» 
keine  Gefahr  zu  befürchten  ist,  einfach  unter  Wachebegleitung  in 
ihren  gesetzlichen  Wohnort  zurückgeführt  —  oder  wenn  der  Gatte 
sich  weigert,  die  Gattin  bei  sich  aufzunehmen,  wird  dieselbe  von 
einem  Amtsdiener  in  die  Wohnung  des  Gatten  begleitet  —  oder  dem 
Cbittin  die  vewyearte  WofanoAg  dar  h&ndriwlehtigen  Gattin  geöffnet. 

Ich  halte  diesen  Vor^,niug  für  ganz  correkt,  weil:  a.  kein  Recht 
dadurch  verletzt  wird,  da  dem  sich  gekränkt  eraclitenden  Ehetheile, 
wenn  er  mit  dem  anderen  nicht  zusammenleben  will,  dadurch  keines- 
wegs die  Möglichkeit,  sein  Recht  —  wenn  er  ein  solches  zu  haben 
meint,  vor  der  compententen  Gerichtsbehörde  geltend  zn  machen 
benommen,  sondern  nur  die  Selbsthilfe  gehindert  wird;  —  weil  b. 
das  Znsammenleben  der  Ehegatten  eine  Sache  des  öffentlichen  Rechtes 
ist,  nnd  jedermann  dem  Gesetze  GeBorsam  schuldig  ist,  weil  c.  ein 
solcher  Vorgang  anch  in  socialer  Beziehung  oft  von  den  besten  Folgen 
begleitet  ist;  denn  einentheils  sind  solche' eigenmächtige  einseitige 
Aufhebungen  der  ehelichen  Gemeinschaft  das  Resultat  häuslicher 
Scenen,  wie  sie  fast  in  allen  Familien  gelci]^entlich  vorzukommen 
pflegen;  sie  geschehen  in  der  ersten  Aufwallung  des  Zornes  und 
finden  durch  die  obenerwähnte  friedensrichterliche  Intervention,  wenn 
die  ruhigere  üeberlegung  zurückkehrt  und  die  Ueberzeugung  Platz 
greift,  das's  man  die  gesetzlichen  Schranken  doch  nicht  gar  so  leicht 
aberspringen  könne,  ihren  Abschluss.  Bei  einem  solchen  Vorgehen 
iLommt  es  dann  flbeihaupt  zn  keiner  gerichtlichen  Verhandlung  und 
wird  die  Intervention  von  Individuen  ferngehalten,  in  deren  Interesse 
es  eher  liegt,  Streildglceiten  fortznschüi-en,  als  zu  dämpfen.  Wohin 
käme  die  menschliche  Gesellschaft,  wenn  jeder  häusliche  Zwist  nach 
den  g§.  einer  ordentlichen  Processordnung  ausgetragen  werden  müsste. 

Die  Anderen  meinen:  Ehestreitsaehen,  seferne  sie  das  Znsam« 
meBwehMa  betreium  tmm  rrnne  FrivaMreitBaeken,  gehören  aur  Aus- 
tragung vor  die  ordratlichen  Gerichte  und  müssen  nach  der  geltenden: 

Gerichtsordnung  erörtert  und  durchgeführt  werden,  und  ist  die  ehe- 
liche Gemeinschaft  factisch  aufgehoben,  so  sei  dies  ein  status  quo,  der 
aufrecht  bleiben  kötme  und  müsse,  bis  der  sieh  darüber  gekränkt 
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ftthknd«  Theil  dnrch  ein  rechtskiAttigee  ürtheil  die^Aendenmg  des* 
lelben  erwirkt  hatNU  w^rde. 

W«iid«i  mck  am  eine  in  dem  ebeogoniauiten  Sinne  Beschwerde 
fthrmde  Fniei  an  Fandloiiire,  weMie  dieser  Aiuidll  Mdigeii«  so 
ethttt  sie  knnw^  die  TMMiBg:  eine  e(Me  Beeehwerda  gehöre  teir 
die  Gerk^  »d  die  weltliofaen  OerichMeanlMif  wem  ele  ate  flolebe 
um  dies  bezügliches  BineehreQten  engegttngen  werden,  sind  durch 
den  §.  66.  des  bürgerlichen  Ehegesetzes  vom  8.  October  1856  ge- 
nöthiget,  den  Beschwerdeführer,  sobald  der  -  beklagte  Theil  der 
katholtseheu  ßeligioii  angehört,  an  das  geiettiehe  £hegericht  m 
weisen.  - 

lieber  die  Behandlang  solcher  Kechtsstraitigkeiten  hat  sich  M 
dem  £liegeriehte  Wien  folgende  Praxis  beraisgebildet.  Die  Gegner 
werden  sn  einer  Tagsatznog  Toigeladeft,  and  es  wird  selbstver- 
stftndlich  der  Yersadi  gemacht,  dieselben  zn  TersOhnen,  und  in 
dem  Fdle,  als  ein  solcher  Yersnch  von  Erfolg  ist,  erlediget  sieb 
die  Beebtssacbe  dm'cb  die  ErUänmg  der  Gegner,  dass  sie  in  ebdii^er 
Gemeinschaft  fortleben  wollen. 

Gelingt  aber  der  Versöhnungsversuch  nicht,  so  wird  der  renitente 
Ehetheil  von  Amtswegen  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  er  zu 
seiner  Handlungsweise  nach  §.  205  d.  A.  f.  d.  p.  G.  0.  und  nach 
§.  41.  des  bürgerlichen  Ehegesetzes  nicht  berechtiget  sei,  sondern 
dass  er,  falls  er  gegründete  Beschwerden  wieder  den  anderen  Ehe- 
theil zu  haben  glaube  und  sein  aeitliehes  und  ewiges  Heil  durch 
das  Zusammenleben  mit  demselben  ftr  geflUirdet  erachte,  er  nach 
den  bestehenden  Gesetzen  die  Scheidung  yon  Tisch  und  Bett,  nach 
ITmsitoden  die  Bewilligung  des  proTisorischen  abgesonderten  Wohn- 
ortes  hei  der  cempetenten  Behörde  nachEUsnchcn,  bis  zur  Bewillig- 
ung seines  zu  stellenden  Ansuchens  aber  —  den  Fall  der  dringen- 
den Gefahr  ausgenommen  —  das  eheliche  Zusammenwohnen  fortzu- 
setzen habe. 

In  den  meisten  Fällen  nannte  der  beklagte  Theil  eine  Beilie 
wirkliclier  oder  eingebildeter  Scheidnngsgrüude ,  aus  welchen  er  sich 
berechtigt  gkubte,  mit  dem  Gegner  nicht  mehr  lusammenzuwohnen 
und  leitete  dann,  selbst  als  klagende  Fftrtei  suftretend,  die  Scbritte 
wegen  Scheidung  eb. 

Dadurdi  war  die  Be^tssaebe  wenigslens  ftof  die  gesetKMcben 
Bahnen  geleitet. 

Es  gab  aber  auch  beklagte  Ehegatten,  welche  für  die  von  ihnen 
gegen  den  Willen  des  anderen  Ehetheiles  vollzogene  eigenmächtige 
Auihebung  des  eheUchen  Zusammenlebens  nichts  als  alberne  Ausflöohte 
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oder  richtiger  g«M(gt  —  den  einaga»  Gnind  geltend  machien,  dase 
na mii  dem  andom  Eh^lieil nacht  munmenlebeii  wMlm^  wftbMnd 
die  iijiUkaN^Utsache  ilneff  Bemtow  gew4hidkli  ein  muitllMheB  Yer- 
Ultiiiss  I«  «iiiflr  dritten  Fenen  «idim  Cknehkoiitae^wBr,  ud  weldn 
erklärten,  daas  ne  weder  die  eMidie  GeoMiDiditft  aufiiehnMii,  nodi 
eine  Scheidungsklage  anbringen  wifirdea. 

In  solchen  Fällen  wurde  dann  zu  Kecht  erkannt:  dass  der  be- 
klagte Theil  in  Ansehung  dessen,  dass  er  einen  Grund  zur  Aufhebung 
der  ehelichen  Gemeinschaft  nicht  geltend  machen  könne,  im  Hinblicke 
auf  die  ^;205.  d.  A«  und  41.  des  kaiserlichen  Ehepatentes  verpflichtet 
gei,  und  angewiesen  werde,  di«  eheliehfi  G«infiiiisefaaft  nfeit  dem  klagen- 
d«iL  Xheile  wieto  yifiimehwin, 

Ueher  'die  yettMiuig'  eim  soldhen  Srkmtiiietis  wivd  M 
Eri^itana^  des  folgendtti  Fwwtes  gtobtaMt  ipente. 

C. 

Welche  Massregeln  sind  von  Seiten  der  kirchliehen  Behörde  m 
treffen,  wenn  ein  Ehetheil,  welcher  aus  nichtigen  Gründen  die  Scheid- 
nng  angestrebt  hat,  sachfällig  geworden  und  angewiesen  worden  ist, 
die  eheliche  Gemeinschaft  fortzusetzen,  resp.  wiederaufzunehmen,  dem 
Atttfspcttche  des  Kichters  keine  Folge  leistet? 

Diese  Frage  kann  kurz  auch  so  lauten :  Wie  werden  ehegericht- 
li^e  8dieidiiii|0liirtheito  abweieUeben  Inhaltes  in  VoUsog  gewtst? 

Bei  Srörtomg  dieser  Frage  «ind  dmerld  Meimuigen  gelteiid 
gemacht  und  durch  Torhandene  Geeetie  untnetfilct  waiden. 

L  Da  dondi  «n  leehtekiftftiges  Uffcheil  dee  ior  Denriheilnng 
dieser  Frage  competenten  geistlichen  Gerichtes  dargethan  war,  dass 
der  das  eheliche  Zusaramenwohnen  verweigernde  Ehetheil  kein  Recht 
habe,  anderswo  zu  w^ohnen,  als  hei  dem  andern  Gatten  oder  beziehungs- 
weise mit  dem  anderen  Gatten,  so  haben  die  mit  Handhabung  der 
polizeilichen  Wohnungsvorschniten  betrauten  Organe  demselben  ent* 
wedar  keine  andere  Wehnuag  m  giestattent  and  ihn  ni  dem  «nderen 
Q«tto.suröckkahien  m  nuMben  oder  mp.  ihn  m  zwfaigeB,  dass  er  den 
anderen  Qati«n  bei  Bich  anfeehme  nnd  dulde  ^  auch  der  sab  B. 
geic^ldirtflii  FiMadur. 

Bas  fl^mnt  mir  der  enifechste  und  zireehdiaiilicliete  Weg,  eih 
solehee  Ui-theil  znr  Geltung  zu  bringen. 

II.  Das  rechtskräftige  Urtheil  des  Ehegericliies  dahin  lautend: 
dass  die  nachgesuchte  Scheidung  nicht  bewilliget  und  der  sachfällige 
Kläger  angewiesen  wird ,  die  eheliche  Gemeinschaft  fortzusetzen,  be- 
ziehungsweise unverzüglieh  oder  in  einer  nach  Tagen  bestimmten 
?net  wiftte  anteeluiMn,  ist«  da  flhiseheidttttgBBidMn  nicht  reine 
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Streitsachen  sind,  nach  §.  19.  des  kaiserlichen  Patentes  vom  9.  AogUBt  < ; 
1854  Nr.  208  K.  O.  B.  LXXIÜ.  doreh  die  Personal-Instanz  der 
SlMgatten  in  VaUioif  za  MfaMD,  so  zwar,  dsss  gegen  Parteien,  welche  die  .  ^ 
tu  rie  wyingwieii  dinftlligen  VerAgmgea  des  fihegfsidrtee  imbe- 
lolgi  liMi,  duie  wdtetes  reokttklnB  Twfidinii  vbb  Amtewegen  an-'  ^ 
gemessene  Zwangsmittel  in  A»«eidang  gebradit-weidM,  soMd  dar  ^ 
Qfttte  des  renitenten  Theiles  di«  Hilfe  des  betreffenden  wdMchen  (Je- 
richtes  anruft.    Die  Gründe,  durch  welche  diese  Meinung  unterstützt 
wird,  sind  folgende: 

Nach  §.  50.  des  kaiserlichen  Ehepatentes  vom  8.  October  1856  .^^ 
Anhang  I.  steht  die  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  katholischer  Ehe-  ^ 
gatten  dem  katholischen  Ehegerichte  zu;  nach  §.  62.  ebendaselbst 
bringt  die  ausgesprochene  Scheidung  alle  Wirkungen  hervor,  welche 
nach  den  bestehenden  Geeetaen  dnreh  die  geriehtliehe  Scheidung  be-  ^ 
gründet  werden;  —  nach  §.  41.  daselbst  ist  es  den  Ehegatten  nicht  i^^ 
gestalM  die  dieliche  Gemflinsehaft  eigenmichiig  aiQtabeben  and  nach 
§.  205.  Anhang  II.  obntirten  Patentes  ist  gleidhftlls  die  Aufhebung  .^^ 
derselben  nur  in  der  von  dem  Eirchengesetze  Torgeschriebenen  Form  ^ 
gestattet.  \^ 

Hieraus  folgt,  dass  die  im  Kirehenj^iesetze  wie  im  Staatsgesetze, 
insbesondere  in  den  §§.  90.  92.  93.  des  allgemeinen  bürgerlichen  Ge- 
setzbuches  aufgestellte  Pflicht  zum  ehelichen  Zusammenleben  nur  ^ 
fairißlU  in  Folge  einer  vom  katholischen  Ehegeriehte  rechtskräftig 
ausgesprochenen  Scheidung  von  Tisch  und  Bett. 

An  sidi  mnss  eine  IKirchfUiniag  dieser  Pflügt  dem  Gatten, 
welchem  der  Mitgatte  die  eheliche  Pflichten  verweigert,  ermöglicht  ^ 
aefai,  weil  ihm  sonst  die  Geaetie  Bechte  zusprftohen,  aber  kdnen  Beohts-  ^ 
M^ntc  gew&hrien;  ist  nun  durch  re^tskr&ftiges  ürtheü  desEhege^  '^^ 
richtes  ausgesprochen :  »die  von  einem  Ehetheile  nachgesuchte  Scheid- 
ung  sei  nicht  zu  bewilligen  und  derselbe  gehalten,  gemäss  §.41.  ^ 
des  obengenannten  bürgerlichen  Gesetzes  in  die  eheliche  Gemeinschaft 
zurückzukehren«  so  liegt  im  rechtskräftigen  ürtheil  des  competenten 
G<»rißhtes,  mitbin  die  im  §.  298.  der  allg.  Ger.-Ordo.  iiir  Ertheilung  ^ 
der  Execution  gestellte  Bedingung  vor,  um  so  mehr,  da  Eheleute  ^ 
bezüglich  ihrer  eheliehen  Beohte     mm  mü  den  Worten  des  §.  2.  ''^ 
des  kaiserlichen  Patentes  vom  9.  Angist  1854  Kr.  2(^  zu  reden  —  j  ^ 
docih  als  Persenen  angesehen  werden  mfissen,  welche  imter  dem  be-  ! . 
sonderen  Schätze  der  Gesetae  shihen. 

lieber  die  bürgerliehen  Wirkungen  der  Ehe  ist  aber  von  den 
weltlichen  Gerichten  zu  entscheiden  und  steht  deren  Durchführung 
gleichfalls  letzteren  zu,  und  wenn  gemäss  g.  62.  des  Gesetzes  vom  8.  | 
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Odober  1856  die  Tom  geuiUchea  Gerichte  misgesproeheiie  Sehei^hmg 
die  ToUe  Geltung  pro  foro  dyili  hat,  mm  auch  ein  üriheil  des  geist- 
liehea  Gteridites,  das  die  Scheidung  abw^,  die  Wirkung  pre  foro 
dvili  haben ,  dass  der  untertiegende  Theii  hn  Biecntionswege  znr 

Erfüllung  der  ihm  aus  der  Ehe  zustehenden  Pflichten  nach  Inhalt  der 
Gesetze  gezwungen  werden  könne,  weil  sonst  die  geistlichen  Oerichte 
kein  Recht  hätten,  die  Scluüdung  abzuweisen  oder  ihre  dieställigen 
Urtheile  wirkungslos  wären,  oder  endlich  die  Gesetze  einem  Ehegatten 
entweder  den  Schutz  seiner  ehegattlichen  Bechte  ^tzögen,  beziehungs- 
weise nur  gestatteten,  wenn  der  andere  Ehetheil  sie  nicht  leisten  wiU, 
die  Scheidung  zu  fordern,  —  was  sich  offenbar  als  absurd  heraas- 
stflUen  würde. 

Zwar  sagt  §.  69.  des  Gesetzes  yoA  20.  November  1852  R.  G. 
B.  Nr.  251 :  »der  erste  Grad  der  Ezecntioa  ist  stets  bei  denjenigen 
I  Richtern  anzusuchen,  Ton  welchen  das  Erkenntniss  T.  Instanz  ergangen 

ist;  —  diese  Bestimmung  aber  kann  unmöglich  auf  die  geistlichen 
Gerichte  passen,  indem  aus  den  §§.  2.  52.  60.  62.  des  Gesetzes  vom 
8.  October  1856  sich  ergibt,  dass  alle  bürgerlichen  Fragen  nur  vor 
die  weltlichen  Gerichte  gehören;  zwischen  dem  Gesetze  vom  20.  Novbr. 
1852  aber  und  dem  vom  8.  October  1856  mnss  eine  Harmonie  herrschen, 
weil  sonst  nach  jenem  das  geistliche,  nach  letzterem  das  weltliche  Ge- 
richt competent  und  die  Folge  davon  wäre,  dsss  die  Parteien  gar 
kein  Mittä  hätten,  ihr  Becht  geltend  zu  machen;  dieser  Sinklang  er- 
gibt sich  nach  dem  Gesagten  von  selbst  dahin,  dass  der  znr  Zeit 
des  Gtoetzes  yom  20.  Noyember  1852  competente  Bichter  fftr  alle  jene 
Amtshandlungen  competent  bleibt,  för  welche  ihm  das  spätere  Spezial- 
I  gesetz  die  Competenz  nicht  entzogen  hat,  dies  aber  in  dem  gegebenen 
Falle  )iur  in  so  tveit  gescliehm  ist,  als  die  Entscheidung  des  geist- 
lichen Gerichtes:  ob  die  Scheidung  statttinden  könne  oder  nicht,  £ar 
I  den  Givilrichter  präjudiziell  ist. 

Dieser  offenbar  ganz  correkten  Ansicht  wird  entgegnet : 
Das  weltliche  Gericht  habe  der  Bitte  eines  Ehegatten,  welcher 
;  unter  Beibringung  eines  rechtskräftigen,  abweisenden  und  dem  Gegner 
die  eheliche  Gemeinschaft  anftrögenden  ehegerichtlichen  Urtheiles  ?er* 
laugt,  dass  der  renitente  Gatte  vorhalten  werde,  die  eigenmächtig 
aufgehobene  eheliche  Gemeinschaft  zu  erneuern,  keine  Folge  zu  geben, 
indem  nach  §.  69.  der  Jur.  Norm  vom  20.  November  1852  Nr.  247. 
R.  G.  B.  LXX.  der  erste  Grad  der  Execution  bei  demjenigen  Richter 
anzusuchen  ist,  von  welchem  das  Erkenntniss  1.  Instanz  ergangen  ist ; 
es  handle  sich  hier  nicht  um  den  Vollzug  eines  Auftrages  im  ausser- 
streitigen  Yer£fthren  im  Sinne  des  g.  19.  des  Patentes  vom  9.  August 
AHMT  nr  BwiiMmi  im  2 
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1854  Nr.  208,  sondern  um  Vollzog  eines  ebegerichtliohen  Urthdles 
und  Auftrages  zur  Fortsetning  der  eheliehen  Gememsdwft:  es  seien 
d»  miM  SUreiHgkeUen  Uber  die  hurgedu^en  WMnmgen  des  Spruches 
des  geisüichra  Qmcbtes  in  Frage,  sondern  die  YoHstreclnmg  emer 
€ms  dem  ÜfiheUe  entspringenden  Pßieht  ^  über  welche  im  Sinne  des 
§.  95.  Anhang  II.  der  kirchliche  Ricliter  zu  entscheiden  hatte,  dem 
daher  auch  die  Beurtheilung  der  etwa  die  Execiition  hemmenden  oder 
aufschiebenden  Angaben  des  Gegentheiles  zusteht,  und  dessen  Ein- 
sdureiten  vom  weltlichen  Richter  abzuwarten  ist. 

Aber  auch  dann,  wenn  das  betreifende  Ehegericht  dbor  Ansuchen 
der  Partei  bei  dem  veitlichen  Bichter  nnd  der  welttichen  Personal* 
Instanz  der  Eheleute  um  Execution  des  erwähnten  Urtheiles  einschreitet, 
kdnne  mit  Erlassung  eiüer  Execntiotts-Verordnung  wider  den  renitenten 
EhetheO  auf  Grund  des  gedaditen  wenn  gleich  rechtskräftigen  ürtheiles 
nicht  vorgegangen,  sondern  es  nritese  dem  Ehegerichte  überlassen 
werden,  die  zur  Bewerkstelligimg  des  Vollzuges  dieses  Urtheiles  ge- 
eignete Exccutions-Verordming  mit  Bestimmung  der  Art  der  Exe- 
cuiion  zu  erlassen,  und  nach  allem  dem  entstehe  noch  die  Frage,  ob 
die  Execution  auch  bei  der  von  dem  Ehegerichte  angerufenen  Personal- 
Instanz  der  Gegner  stattzufinden  habe,  da  hieför  nirgends  eine  ge- 
setzliche Bestimmung  zu  finden  sei. 

Nach  dieser  Anschauung  soll  das  Ehegericht  die  Art  der  Execution, 
d.  h.  ob  und  welche  Geld-  oder  Anreststrafen  tlher  den  Ezeeuten  ver- 
hängt oder  derselbe  zwangsweise  dem  anderen  Ehegatten  zugefBhrt 
'  werden  soll ,  erkennen.  Das  sind  doch  oiFenhar  Dinge ,  welche  nach 
den  österreichischen  Gesetzen  einzig  der  bürgerlichen  Gerichtsbarkeit 
und  nicht  den  geistlichen  Gerichten  zustehen.  Wird  diese  Anschauung 
zur  geltenden  gemacht,  so  wird  die  Execution  solcher  Urtheile  von 
einer  nicht  erfüllbaren  Bedingung  abhängig,  d.  h.  unmöglicb  gemacht. 

III.  Um  allen  diesen  Deutereien  der  Gesetzparagraphe,  über  wel- 
chen der  Geist  des  Gesetzes  übersehen,  und  durch  welche  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  viel  Unheil  zugefügt  wird,  aus  dem  Wege  zu  gehen, 
dürfte  es  angezeigt  sein,  nach  folgendem  Grundsätze  vorzugehen: 


I)  Die  Pflicht  des  ZosanrnieDwobnens  der  Ebeleole  enlspriogt  «tso  eist  ans 
dDem  UrtlieUe?  bt  also  nklit  sehen  v«r  dem  OrthcUe  als  ODZweiMlMfle  PiMit 
verhandent  und  nur  Jene  Eh«FgafteB  sind  vm  Zii8aBnnenwDbiie&  venifliciitei, 
welche  dazn  venirtheni  siod.  Es  gibl  aber  Leute,  welche  glauben:  darAiia- 

nahiMrecht  der  Absonderung:  nus  der  ehelichen  Gemeinsrhan  entspringe  ersi 
aas  einem  Urtheile;  ond  die  Pflicht  des  Zusammenwohnens  sei  für  den  den  ehe- 
lichen fiomeinsrhan  entlaufenen  Ehetbeil  schon  Vor  dem  Urihelie,  Ja  80  lange 
vorhanden  gewesen,  als  er  verheirathet  ist. 
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Bas  ehegerieiiliMiie  ürÜMtt  in  SeheidsDgiBiifllMn  ib«rbMpt  md 
dtt  die  SoheMuig.  abvraiMiA»  mBbeioadCT»  ti^  keim  Gtffmuttmd  itr 

Bxeeuiion  dmeh  die  weliliclie  GeriehtsbeliOrde,  sondern  wtMfm 
dts  feisllidie  Geriebt  über  das,  was  in  s^en  B«ti«die  liegt,  erkannt 
hat,  nämlich :  die  Scheidung  wird  nicht  bewilliget  —  ist  seine  Thätig* 
keit  erschöpft  und  der  Gatte  desjenigen,  welcher  das  eheliche  Zusammen* 
wohnen  vei-weigert,  hat  mit  Beziehung  auf  die  diesfälligen  bürgerlichen 
Gesetze  den  renitenten  Ehetheil  bei  dem  weltlichen  Gerichte  auf  die 
jgrfoUang  seiner  auch  im  bürgerUclien  Gesetze  gebotenen  Pfliebt  des 
Zusammenwobnens,  beziebnngsweise  der  Duldung  in  der  gemeinsamen 
Wobnottg  n  klagw  nad  seine  Klage  anf  das  ehegenchtliehe  Urtbeii 
als  eine  Urinuide  grftnden,  weiebe  naeb  den  bestebenden  Qesetn»  vollen 
QkuMi  Tertot,  §.  206.  d.  aUge-  Q.  0.;  das  ist  dann «ne  rein  bürger- 
liebe Beditssaebe,  nnd  der  weiHüohe  Biebier  nag  dann  die  Saobe  als 
reine  Streitsache  oder  fär  eine  Kechtsangelegenheit  ausser  Streitsachen 
ansehen  —  er  muss  über  die  Klage  verhandeln  und  ein  Erkemituiss 
föllen  und  dieses  mag  er  dann  von  Amtswegen  oder  auf  Ansuchen  des 
üechtssuchenden  executiren. 

Die  Form  eines  ebegericbHicben  Bescbeides  auf  ein  wegen  Exe* 
eution  eines  abweisenden  Scbeidungsortbeiles  an  dasselbe  gestalten 
Qesacbes  irilre  beflänfig  folgende: 

»Das  es  den  geistlichen  Ehegerichten  über  die  bei  denselben 
eingebrachten  Klagen  wegen  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  oder 
Verweigerung  der  ehelichen  Lebensgemeinschaft  nur  zukommt,  zn 
entscheiden,  ob  ein  von  dem  Eircbengesetze  bestimmter  Grund  zur 
Aufhebung  der  ebelicben  Lebensgememscbaft  vorbanden  ist,  da  nacb 
$.  205.  d.  A.  f.  d.  g.  G.  Oesteireicbs  nur  in  den  von  dem  IQrchengesetze 
bestunmten  Fallen  aufgehoben  werden  darf 

da  es  hingegen  nach  §.41.  des  kaiserlichen  Ehepateutes  vom  8. 
October  1856.  Anhang  I.  in  Uebereinstimmüng  mit  §.  93.  des  a.  b. 
G.  B.  den  Ehegatten  nicht  gestattet  ist,  die  eheliche  Vorbiudung,  auch 
wenn  sie  darüber  einig  wären,  eigenmächtig  aufzuheben  — 

daas  also  Ebegatten,  wakbe  weder  dnrcb  eine  Bewilligung  des 
fTOYisoiisch  «bgescmderiea  Wobnortep,  noob  dnreb  einreebtskr&fbiges 
Urtbeü  Aber  die  Sebeidung  von  Tiscb  und  Bett  oder  die  üngiltigkeit 
ihrer  £he  hienni  ermächtigt  sind,  nach  den  obengenannten  allgemein- 
verbindlichen, gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  berechtiget  sind, 
ausser  der  ehelichen  Gemeinschaft  zu  leben;  — 

^e  Handhabung  dieses ,  wie  aller  anderen  bürgerlichen  Gesetze 
den  coanetenten  weUäohen  Behörden  ansteht,  zu  wekbem  Befaufe^uoh 
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jMeh  %.  62.  des  kaiserlichen  Ehepatenies  jede  wgeiprodieiie  Sebeidmig^ 
v«i  tau  geisttieiieii  Qeriebte  der  Penonal-IiiBtau  dar  Gatten  mitni- 
tMlenist, 

80  wird  dem  (r)  BittiMler  (in)  bedeutet,  sone  Qattin  (ihm 
Gatten)  zur  Brffllnng  ihrer  (seiner)  dieifilUigen  von  dem  hurgerlichen 

Gesetze  ihr  (ihm)  auferlegten  Obliegenheit  durch  die  zur  Handhabung 
der  bürgerlichen  Gesetze  berufene  weltliche  Behörde  verhalten  zu  lassen.« 

Bei  Abfassung  einer  neuen  Civil-Process-Ordnung  für  Oesterreich 
wftre  es  sehr  zu  wünschen,  wenn  diese  JFrage  in  reifliche  £rw&gnng 
gesogen  würde. 

lisk  fSge  noch  eine  Bemerkung  m  tUesem  Funde  hinzu : 

Wm  soll  aber  iberbaiipt  der  Zwang  in  dem  ebelicben  LebeaP 
Wie  ist  es  denkbar,  dass  die  hefligen  Zwecke,  der  She  realisirtwetden« 
wenn  man  bei^  iÖiegatten  oder  auch  nur  einen  derselben  swingt,  in 
einer  verhassten  yerbindang*  fortzuleben? 

Wird  durch  solchen  Zwang  nicht  gerade  das  Gogentheil  von  dem 
bewirkt,  was  der  Ehebund  nach  Gottes  Anordnung  sein  soll  ?  Lässt 
sich  die  Liebe  durch  Pönalgesetze  erzwingen  ? 

Es  sind  dies  nicht  etwa  an  mir  erfundene  Fragen ,  welche  mög- 
licherweise gestellt  werden  könnten  —  sie  sind  wirklich  gestellt  worden 
und  zwar  nicht  bloss  von  Bomanschreibem  und  Aposteln  der  »reinen 
Mensehliehkeii,«  sondern  auch  von  Bechtsgelehrten  in  Scbiiftstflcken, 
welche  entweder  als  Klagen,  oder  Einreden,  Repliken,  Dnpliken  oder 
Appellationen  zu  dem  Zwecke  bei  Ehegericbten  eingebracht  werden, 
nm  die  betreffenden  dienten  ans  den  Banden  des  eheliohen  Zusammen- 
lebens zu  befreien. 

Gewöhnlich  müssen  derlei  Argumente  herhalten,  wenn  der  die 
eheliche  Gemeinschaft  verweigernde  Ehegatte  keine  anderen  Schei- 
dungsgründe hat,  als  die  angebliche  Abneigung  gegen  den  anderen 
Ehetheil  —  oder  besser  gesagt:  dass  er  mit  dem  anderen  Gatten  nicht  . 
leben  will 

Das  SchlnsBargoment  lautet  dann :  In  Sachen,  die  durch  physisehe 
Gewaltmittel  nicht  erzwungen  werden  können,  soll  man  fiberhaupt 
nieht  physische  Gewalt  anwenden.  —  Als  Antwort  auf  diese  Fragen 
sollen  eine  oder  die  andere  Frage  an  die  Yo^eidiger  dieses  Grund- 
satzes hier  Platz  finden. 

Ein  Schuldner  behauptet  fest,  dass  er  den  Gläubiger  nicht  zahlen 
kann,  dass  er  nie  Aussicht  habe,  ihn  zahlen  zu  können  —  und  der 
Gläubiger  findet  in  der  That  bei  dem  Schuldner  nichts  vor,  woraus 
er  sich  bezahlt  machen  könnte.  Dessenungeachtet  steht  es  dem 
Gl&ubiger  frei,  durch  die  Gerichte  den  Feisonalarrest  gegen  den 


Digitized  by  Google  , 

\ 


WfeileriienteUaiiK  der  GemeUiicbtll  mler  abgMonderteo  Ebiegatten.  21 
« 

Sehaldner  zu  erwirken,  und  ihn  —  nach  Menr.  Geseiien  —  ein  Jahr 
hng  in  denudben  geteagen  in  hatten. 

Oderdae  Loos  trifft  einen  Sohn  d^  Berge  und  «r  mnae  den  Sel- 
datenroek  anriehen  und  weit  v<hi  seiner  Heiraalh  Sriegsdienete  thnn ; 
er  wird  zum  ersten,  zweiten  und  wiederholten  Male  fahnenflüchtig, 
und  zeigt  dadurch  unzweideutig,  dass  er  ein  schlechter  Soldat  sei,  und 
durcli  Zwangsmassregeln  nie  ein  guter  Soldat  werden  dürfte.  Wie 
sollen  mit  einem  solchen  Soldaten  die  Zwecke  der  Kriegsmacht  erreicht 
werden?  Wird  der  Kriegsherr  in  der  Stunde  der  Schlacht  auf  ihn 
sählen  können?  Warum  entlässt  man  also  nicht  jeden  Soldaten, 
welcher  sagt,  dass  er  kein  Soldat  sein  will? 

Man  geht  gegen  den  einen,  wie  gogea  den  anderen  mit  Zwanga- 
massregehi  vor,  wäl  ee,  soll  die  menschliche  Geetikdiaft  überhaupt 
beelehen,  ganz  «uralftssig  ist,  dass  man  jeden,  dar  da  mir  behanptet, 
er  Jcönne  seine  Pflichten  nicht  erföllen,  oder  welcher  kurzweg  erklärt, 
er  wolle  sie  nicht  erfüllen,  ohne  weiteres  derselben  entbindet.  Wenn 
auch  der  Zweck  der  Zwangsmassregeln  nicht  immer,  und  in  vielen 
Fällen  nicht  vollständig  erreicht  wird,  so  kehrt  doch  mancher  Re- 
nitente zu  seiner  Pflicht  zurück,  wenn  er  die  Ueberzeugung  gewonnen 
hat,  .dass  es  für  seinen  Willen  Schranken  gibt,  welche  nur  mit  grossem 
Ungemach  Überschritten  werden  können  nnd  auch  für  den  Fall,  als. 
die  gegen  einen  Pfliehtmgessenen  angewendeten  Zwangsmittel  ohne 
allen  Erfrig  bleiben,  hat  die  Anwendimg  derselben  dra  wesedüchen 
Dieöst  geleistet,  dass  das  Recht-  nnd  PfliditbewnsstBwn  in  anderen 
dadurch  aufrecht  erhalten  wird.  Gar  mancher  Schuldner,  welcher  es 
für  angezeigt  gehalten  hat,  sein  Vermögen  zu  verheimlichen,  wird 
durch  die  Schuldenhaft  veranlasst,  seiner  Pflicht  nachzukommen,  und 
nicht  jeder  fahnenflüchtige  Soldat  wird  nach  überstandener  Strafe 
rnckftUig.  Und  sind  auch  bei  dem  einen  wie  bei  dem  anderen  alle 
Zwangsmittel  ohne  Erfolg  geblieben,  so  steht  er  doch  gebraadmarkt 
in  menschlichen  Oesellachaft  da,  nnd  wird  seine  Handlungsweise 
TOtt  anderen  nieht  so  leicht  nachgeahmt  werden. 

Ganz  so  Terhfilt  es  sich  mit  dem  eheUoiheii  Znsammenleben. 

Qewiss  ist  ee,  dass  man  einMi  renitenten  Bh^atten  in  dem 
Momente,  in  welchem  er  den  anderen  verlassen  will,  mit  einem 
Schlage  eine  andere  Gesinnung  nicht  einpflanzen  kann,  ja  dass  es 
überhaupt  kein  Zwangsgesetz  gibt,  um  ihn  zur  völligen  Hingabe  an 
den  anderen  zu  vermögen. 

Aber  soll  man  desshalb  alle  Versuche,  ihn  durch  Zwang  zu 
seiner  Pflicht  zu  fuhren,  allsogleioh  anheben?  Ist  die  Pflicht  des 
eheMen  Zusammenlebens  nicht  —  gering  gesagt  —  eine  eben  so 
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heilige  Pflicht,  als  das  Schuld«»!  Bahlen?  Oder  ist  das  boswill^  Ver- 
lassen von  Gatte  nnd  ^dem  nicht  aneh  efaie  F^enfln^t,  nnd  ist 
tiair  Famfüsiileben  oiebt  ftlter  nnd  heiliger,  —  Ar  den  BeetanÜ  der 

Gesellschaft  nothwendiger,  —  als  der  Kriegerstand? 

Die  Erfahrun<^  hat  es  gelehrt,  dass  Ehegatten,  welche  ohne 
einen  gesetzlichen  (irund  die  Aufhebung  der  eheliche»  Gemeinschaft  an- 
streben, nieistentheils  in  den  unreinen  Banden  einer  sündigen  Liebe  ver- 
■bfarickt  sind,  oder  von  böswilligen  Personen  zur  Verlassung  ihrer  Familie 
angehetzt  werden.  Tst  es  nicht  in  jeder  Beziehung  heilsamer,  solche 
ünglteldiche  znr  Erfüllung  ihrer  Pflicht  zn  mhalten,  sie  dadurch 
den  länflflssen  Dritter  flhelwoUender  Fnseneii  sn  entii^en,  mid 
dadoreh^  dass  sie  Gatten  nnd  Kinder  Tmr  Angen  haben,  snr  Umkehr 

'  fta  vermögen,  als  sie  den  verhängnissTdlen  Schritt  der  Aifhehmig  der 
eheliehen  Gemeinsehafl;  thnn  m  lassen,  der  sie  ins  Verderben  fthrt? 

■  Und  bleiben  bei  solchen  Kenitenten  auch  alle  gesetzlichen,  ohnedies 
dem  Ermessen  des  Richters  überlassenen  und  nach  den  Umständen  be- 
messenen Zwangsmassregeln  ohne  Wirkung,  ist  nicht  wenigstens  durch 
diese  für  andere  Gesinnungsgenossen  ein  heilsames  Beispiel  der  Ab- 
schreckung anfgestelltP 

D. 

üeher  die  Wiedervereinigong  geechiedener  Ehegatten  «ithftlt 
das  a.  b.  G.-B.  im  §.  110.  Felgendee:  »Geiddedenen  Ehegatten  steht 
es  frd,  -sich  irieder  zn  Tueinigen :  doch  mnss  die  Vereinigung  bei  dem 
ofdeaMiehen  Gerichte  angezeigt  werden.« 

Das  mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  8.  October  1856  erlassene 
Ehegesetz  enthält  hierüber  im  §.  65.  Anh.  I.  Folgendes: 

»Wenn  die  verschiedenen  Ehegatten  sich  wieder  vereinigen,  so 
wird  das  geistliche  Gericht  die  Personal-Instanz  derselben  hiervon  in 

:  ITanniiiiaa  setzen.« 

Da  nach  Artikel  XIII.  des  genannten  Patentes  »Die  Anordnungen, 
weldie  das  allgemeine  börgerliche  Gesetzbuch  in  Beadrang  auf  die 
Ehen  der  Katholiken  enthißt,  in  so  weit  dieselben  mit  dem  gegen- 
wftrügen,  d.  h.  dem  durch  das  kaiserlidie  Patent  vom  8.  October  1856 
tamdgemachten  -r-  Gesetze  in  Widerepmch  stehen,  ausser  Kraft  ge- 
setzt werden,  —  so  bleiben  über  den  Punct  der  Wiedervereinigung  . 
geschiedener  Ehegatten  die  Bestimmungen  des  §.  110  d.  a.  b.  G.  B. 
insoferne  sie  durch  den  §.  65.  des  neuen  Ehegesetzes  nicht  geändert 
worden  sind,  aufrecht. 

Ans  der  Fassung  dieses  §.  65.  geht  aber  hervor,  das  die  Wieder- 
yereinignng  geschiedener  Ehegatten  [seit  1.  Januar  1857]  nicht  mehr 
bei  jenem  weltlichen  Gerichte,  wdches  die  Sk^eidang  Basgeaprcctai 
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hat  (Jiir.  Nomi.  vom  20.  November  1852  §.  87.  IL  G.  Bl.),  aondehi 
dem  geistliche  Gerichte  angezeigt  werden  moss,  welches  dami  — 
wegen  der  bürgerHchen  Bechtsfolgen  dieser  Wiedervereinigung  die 
Personal-Instanz  der  Ehegatten  hiervon  in  Kenntniss  zu  setzen  hat.' 

Die  Fassung  beider  §fj.  lässt  aber  über  die  Art  der  Wieder- 
vereiüigung,  und  die  Zeit,  wann  solche  Ehegatten  vor  dem  Gesetze 
mit  dem  Erfolge  als  wiedervereiniget  zu  gelten  haben,  dass  dadurch 
eine  rechtskräftig  zwischen  ihnen  ausgesprochene  Scheidung  ausser 
Wirksamkeit  tritt,  eine  mehrfache  Auslegung  zu,  und  sind  darauf 
J>csagliche  Fälle  bereits  wiederholt  vor  Gericht  verhandelt  worden. 

Bei  Abihssung  des  §.  110.  des  a.  b.  G.  B.  hatte  man  offenbar 
die  einverotändliche  Schddong  vor  Augen,  und  es  gestaltet  sich  die 
Beantwortong  der  obengestellten  Frage  sehr  ein&ch,  wenn  die  ge- 
riehtlich  geschiedenen  Gatten  am  Tage  ihrer  Wiedervereinigung,  oder 
doch  möglichst  bald  darnach  darauf  diese  geschehene  Wiedervereini- 
gung dem  Ehegerichte  anzeigen. 

T. 

Diese  Anzeige  kann  geschehen,  indem  die  Parteien  selbst  bei 
dem  Ehegeriehte  sich  persönlich  vorstellen  und  die  geschehene  Wieder- 
vereinigung zu  ProtocoU  erklären  —  oder  wenn  sie  diese  Erklärung 
in  dner  sduiMchen  an  das  fihegericht  ftberreichten,  mit  den  beider- 
seitigen legalisirten  üntersduifken  versehenen  Eingabe  abgeben.  Ffir 
den  Fall,  als  diese  Unterschriften  nicht  legalisirt  sind,  hat  man  es 
bei  dem  ÜIrstenbichOflichen  Ehegerichte  Wien  fCbr  «angezeigt  gehalten, 
die  Parteien,  wenn  sie  innerhalb  des  Polizei-Rayons  Wien  wohnten, 
zur  Anerkennung  ihrer  Unterschriften  persönlich  vorzuladen,  —  wenn 
sie  aber  ausserhalb  des  Polizei-Rayons  Wien  wohnten,  den  Pfarrer 
ihres  Wohnsitzes  zu  beauftragen,  dass  er  über  die  Echtheit  ihrer 
Unterschriften  ein  kurzes  Protocoll  mit  ihnen  auihehme. 

Wiederholt  ist  es  vorgekommen,  dass  es  den  Pfarrern  gelungen 
ist,  geschiedene  Eehegatten  znr  Wiedervereinigung  zu  bewegen,  oder 
da»  gescihiedene  Ehegatten  ganz  spontan  vor  ihrem  Pfarrer  erschienen 
«nd  ihre  Wiedervereinigung  vor  ihm  anzeigten.  Wenn  der  Pfarrer  * 
dieoe  von  ihm  zu  Papier  gebrachte  und  von  den  Eheleuten  in  seiner 
Gegenwart  unterfertigte  und  auch  mit  seiner  pfarrämtlichen  Unter- 
schrift versehene  Erklärung  au  das  Ehegericht  einsendete,  betrachtete 
dieses  die  geschehene  Wiedervereinigimg  als  in  dem  Sinne  des  §. 
110.  d.  b.  G.  B.  und  §.  62.  des  kaiserlichen  Patentes  vom  8.  October 
.  1866  dei  dem  ordentlichen  Richter  angezeigt. 

Das  fursterzbischöfiiche  Ehegericht  nimmt  die  unter  den  oben 
genauiteii  Fennea  angezeigte  Wiedervereinignng  zur  Kenntniss,  lud 
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erlftsst  an  die  betreffenden  Eheleute  einen  beUfta%,  wie  frigt,  etüinr- 
ten  Bescheid  f 

ad  Z.  ^  praes.  1.  Oetober  1806. 

Fürsterzbichöfliches  Ehegericht  Wien. 
Die  durch  ürtheil  des  Ehegerichtes  N.  vom  3.  Februar  1856 
Z.  10.  oder  des  k.  k.  Bezirksgerichtes  N.  vom  3.  März  1856  Z.  100 
von  Tisch  und  Bett  geschiedenen  Ehegatten  Johann  A.  Fuhrmann, 
wohnhaft  Nr.  55  in  N.  nnd  Katharina,  geb.  B.,  ebendort  wohnhaft, 
zeigen  an,  dass  sie  sich  znr  ehelichen  (Semeinschaft  wieder 
einiget  haben. 

R. 

Hierauf  den  obengenannten  Eheleuten  zum  Bescheide:  dass  das 
färsterzbiscliö {liehe  Ehegericht  die  Wiedervereinignng  derselben  znr 
ehelichen  Lebensgemeinschaft  znr  Kenntniss  genommen  nnd  hienroo 
nach  §.  65.  des  kaiserlichen  Ehepatentes  Tom  8.  Oetober  1856  Anhang 
I.  das  k.  k.  Bezirks-  oder  Landesgericht  N.  in  Kenntniss  gesetzt  habe. 

Hiermit  tritt  das  obenerw&hnte  Scheidungsurtheil  des  £  e.  Ehe- 
gerichtes N.  Bezirksgericht  N.  d.  d.  8.  Febmar  1858  Z.  10.  ausser 
Wirksamkeit. 

Fürsterzbischöfliches  Ehegericht  in  Wien,  am  und 

richtet  an  das  betreffende  weltliche  Gericht  die  in  dem  Gesetze  vor- 
geschriebene Mittheilung. 

Es  ist  in  dem  mehrerwäbuten  §.  110.  des  a.  b.  G.  B.  nicht 
gesagt,  durch  wen  nnd  binnen  welcher  Zeit  die  Anzeige  der  geschehenen 
WiederTereinignng  zn  geschehen  habe,  nnd  es  sind  bei  dem  fursterz- 
bischöflichen  Ehegerichte  Wien  concreto  Fälle  vorgekommen,  welche 
die  nfthere  Erörterung  der  snb.  D.  Eingangs  gestellten  Fragen  noth- 
wendig  machten. 

IL 

Die  Ehegatten  A.  und  B.  sind  im  Jahre  1860  durch  rechts- 
.  kräftiges  ehegerichtliches  Urtheü  Ton  Tisch  nnd  Bett  geschieden  worden. 
*  Im  Jahre  1863  vereinigen  sich  dieselben  fiustlsch  znr  vollen  ehelidiea 
Lebensgemeinsdiaft;  der  Gatte  weigert  sidi  aber,  die  vorgeschriebene 
Anzeige  zn  machen,  weil  er  daraus  Nachteile  fibr  seine  Vermögens- 
rechte befürchtet.  Da  erscheint  in  dem  Jahre  1865  die  Gattin  allein 
vor  dem  Ehegerichte,  zeigt  die  geschehene  Wiedervereinigung  an, 
und  stellt  die  Bitte:  das  Ehegericht  wolle  nach  gepflogener  Unter- 
suchung erkennen:  die  in  dem  Jahre  1860  zwischen  beiden  ausge- 
sprochene Scheidung  sei  ausser  Wirksamkeit  gesetzt. 

Das  Ehegericht  bat  nach  hierOber  gq^flogener  Verhandluagt 
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wolche  bis  jetzt  immer  mit  dem  Geständnisse  des  anderen  vernommenen 

Ehetheiles  ihren  Abschluss  fand,  die  geschehene  Wiedervereinigung 
zur  Kenntniss  genommen  und  den  sub.  I.  genannten  Bescheid  au  die 
Ehegatten  sowie  die  diesbezügliche  Note  an  die  Personal-Instanz 
darseibeii  erlassen. 

m. 

Die  übegatten  A.  und  B.  sind  im  Jahre  1864)  gerichtlich  ge- 
sohied0B  wofdn,  haben  dck  im  Jahre  1861  wieder  Tereiniget^  mid 
nifiht  nir  bis  zum.  Juli  1866  mit  einander  gelebt,  eondem  andi 
mit  einander  ein  in  dem  Jahre  1865  geborenes  Kind  erzengt;  von 
keiner  Snte  ist  aber  wahrend  der  ganzen  Zdt  des  emenerten  Zneammen- 
lebens  bei  dem  Ehegerichte  hierüber  eine  Anzeige  erstattet  worden. 

Im  Juli  1866  pachtet  der  Gatte  ein  Wiithsgeschäft,  zieht  von 
der  Gattin  weg,  und  verweigert  ihr,  als  sie  ihm  in  seinen  neuen 
Wohnsitz  folgen  will ,  auf  Grund  des  ehegerichtlichen  Soheidungsur- 
theiles  die  Aufnahme  in  seine  Wohnung. 

Erst  jetzt  zeigt  die  Gattin  die  geschehene  Wiedervereinigung  an, 
begehrt  von  dem  Ehegerichte  ein  Erkenntniss:  dass  die  zwischen  den 
Ehelenten  ansgesproehene  Scheidung  ausser  Wirksamkeit  getreten  und 
der  OMd  verpffichtet  sei,  sie  wieder  in  die  eheliche  Gemeinschaft 
auftnnehmen. 

Bs  entsteht  die  Frage :  Ist  der  Gatte  auf  Grund  des  Scheidungs- 
urtheiles  vom  Jahre  1860  noch  berechtigt,  sich  als  von  seiner  Gattin 
geschieden  anzusehen  —  und  was  hat  das  Ehegericht  auf  das  Be- 
gehren der  Gattin  zu  erkennen. 

Die  Wiedervereinigung  geschieht  offenbar  nicht  erst  dtf^rch  die 
Anmeldung  derselben  vor  dem  competenten  Richter,  sondern  vollzieht 
sich  nnabliftngig  Ton  dieser  Anmeldnng,  durch  den  ausgef&hrten  Ent- 
scblass  der  Oatten,  Ton^der  ihnen  durch  die  Scheidung  emgerftumten 
Erlanbnifls,  abgesondert  zu  leben,  fflrderhin  keinen  Gebrauch  zu  machen, 
sondern  ihren  vor  Gottes  'Altäre  flbemommenen  ehelichen  Pflichten 
wieder  nachzuleben.  In  diesem  Sinne  sagt  auch  die  Eiehstftdter 
Personal-Instruction : 

Ad  recon  ciliationem  conjugum  nulla  opus  est  sententia  judicis, 
sed  apud  eum  tantummodo  litis  compositio  declaianda  est,  und  Nippel: 
ErL  des  b.  Ges.  B.  2.  Band  S.  98.:  die  Anzeige  ist  nothweudig,  da 
das  Gcnocht  sich  in  der  Kenntniss  dec  in  seinem  Jur.  Bezirke  vor  sich 
gegangenen  Scheidung  erhalten  muss. 

Haben  nun  geschiedene  Gatten  durch  die  Wiedenrereinignng 
nicht  nur  den  Beweis  geliefert,  dass  sie  ohne  Gefahr  für  ihr  zeitliches 
und  ewiges  Heil  die  eheliche  Gemeinschaft  fortsetzen  zu  können  glaubten, 
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sondern  acb  aneh  der  Attmahmareclitet  welche  ihnen  durch  die  ScheK 
dnng  Ton  Tisch  und  Bett  snerkannt  wurden,  in  d^  Thit  begeben,  so 
kann  diese  Thatsache  der  geechehenen  Wiedervereinigung  docb  offen» 
bar  nicht  mehr  ung.'scheben  gemacht  werden  und  das  Ehegericht  hat 
über  Anzeige  des  einen  Ehetbeiles  und  nach  Herstellung  des  Beweises 
für  diese  Thatsache  diesell>e  zur  Kenntniss  zu  nehmen,  die  Wieder- 
vereinigung als  von  dem  Zeitpunkte,  wo  sie  geschehen,  als  geschehen 
zu  betrachten,  und  zu  erklären,  dass  das  Scheidungsurtheil  von  dem 
Tage  der  geechehenen  Wiederrereinigong  ausser  Wirksamkeit  gesetzt 
SU  erachten,  und  der  Gatte  yerpflichtet  sei,  mit  seiner  Gattin  in  eh«- 
Itcher  Gemeineehaft  fortsuleben. 

Diese  Bestimmung  der  Zeit,  von  welcher  an  ein  Scheidnnge« 
nrtheil  durch  die  geschehene  Wiedervereinigung  der  Gatten  als  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt  zu  erachten  sei,  ist  besonders  wichtig  bei  Erör- 
terung der  Vermögens-  und  Unterhalts- Ansprüche  geschieden  gewesener 
Ehegatten;  z.  B.  in  dem  zuletzt  erw&hnten  Falle. 

Diese  Ehegatten  hatten  hei  ihrer  Yerehelichnng  in  dnem  Hehratbe- 

contracte  Gütergemeinschaft,  sowohl  das  gegenwärtige  als  auch  das 
künftige  Vermögen  betrefiTend,  welches  von  Beiden,  so  lange  sie  in 
ehelicher  Gemeinschaft  leben ,  erworben  werden  wird ,  geschlossen. 
g§.  1233.  1177.  a.  b.  G.  B.  Die  Aufhebung  dieser  Ehepacte  ist  nach 
der  im  Jahre  1860  ausgesprochenen  Scheidung  von  keinem  Theile 
verlangt  worden,  und  blieben  dieselben  daher  auch  nach  der  Schei- 
dung aufrecht,  g.  1264  a.  b.  G.  B. 

Als  diese  Ehegatten  im  Jahre  1863  sich  wieder  znr  ehelichen 
Gemeinschaft  vereinigten,  hatten  sie  nur  einige  hundert  Gulden  Ver- 
mögen, fingen  mit  diesem  Capitale  ein  Wirthshausgeschäft  an  und  als 
der  Gatte  im  Juli  1866  die  Gattin  verliess,  hatte  er  aus  dem  Wirths- 
geschäfte  bei  5000  Gulden  gewonnen,  wollte  aber  seiner  Gattin  dann 
nichts  zukommen  laasen ,  weil  er  ja  in  der  Z«t,  in  welcher  er  dieses 
Geld  erworben,  von  seiner  Gattin  geschieden  gewesen  sei,  und  laut  der 
Ehepacte  die  Gütergemeinschaft  nur  auf  die  Zeit  lante,  als  die  Ehe- 
gatten nicht  geschieden  seien,  sondern  in  ehelicher  Gemeinschaft 
lehten. 

Auch  bei  Pensionirung  von  Beamtenswittwen  ist  die  Bestimmung 
der  Zeit,  von  welcher  an  eine  zwischen  den  betreffenden  Ehegatten 
ausgesprochene  Scheidung  durch  die  Wiedervereinigung  ausser  Wirk-  • 
aamkeit  getreten,  Ton  Wichtigkeit,  x.  B.  der  k.  k.  Beaunte  A.  ist  im 
Jahre  1860  tch  seiner  Gattin  B.  aus  deren  alleinigem  Yerschulden 
reehtskrftftig  geschieden  word^i,  Ton-  dem  Tage  der  eingetvetenen 
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^toefcMnit  dieeeft  ürtiieileB  an  hat  dieselbe  keinen  Ansprach  anf 

Pension. 

Diese  Ehegatten  vereinigen  sich  aber  im  Jahre  1862,  und  lebten 
fortan  in  ehelicher  Gemeinschaft,  zeugen  sogar  Kinder,  ohne  jedoch 
die  Anzeige  von  ihrer  Wiedervereinigung  vor  Gericht  zu  machen ;  im 
Jahre  1866  stirbt  der  Gatte ,  erklärt  in  seinen  letzten  Augenblicken 
seine  vor  Jahren  geschehene  Wiedervereinigong  nnd  seit  dieser  Zeit 
fortdanende  eheliche  Qem^nsdiaft  mit  seinw  Gattin,  jedoch  ist  es 
vixM  mehr  niiglieh,  tot  semem  Tode  hienron  die  Anaeige  an  den 
eompeteaten  Richter  ra  entattm. 

Wen»  nun  die  Gattin  resp.  Wittwe  die  im  Jahre  1862  geschehene 
Wiederyereinignng  nach  dem  Ableben  ihres  Ehegatten  vor  dem  com- 
Petenten  Richter  anzeigt,  mid  den  Beweis  hierfür  bringt,  sollte  da 
nicht  von  Seiten  des  Ehegerichtes  erklärt  werden :  »die  zwisclien  diesen 
Ehegatten  im  Jahre  1860  ausgesprochene  Scheidung  sei  durch  die  im 
Jahre  1862  geschehene  Wiedervereinigung  ausser  Wirksamkeit  ge- 
setzt worden  und  seien  diese  Ehegatten  als  zur  Zeit  des  Todes  des 
JShemannes  in  ehelicher  Gemeinschaft  lebend,  gewesen  an  bekachten,« 
beaonden,  wenn  die  hinterbliebena  Wittire  nach  den  Vorschriften  des 
PoDsloimormales  eine  solche  Bestätigung  zur  Eilangnng  einer  Pension 
beisnbringen  gehalten  ist. 

E, 

Wie  hat  das  Ehegericht  vorzugehen,  wenn  derjenige  Ehetheil, 
aus  dessen  Verschulden  dem  anderen  Ehetheile  die  Scheidung  bewil- 
liget worden  ist,  behauptet,  dass  die  Gründe  der  ausgesprochenen 
Scheidung  nicht  mehr  vorhanden  seien,  oder  dass  der  klagende  Theil 
auf  die  Scheidungsgruude  kein  Recht  mehr  habe  —  und  die  Wieder- 
IraErstellung  der  ehelichen  Gemeinschaft  Ton  dem  Ehegerichte  begehrt? 

Diese  Frage  konnte  bei  den  anter  der  Herrschaft  des  weitlichen 
Bliegesetaes  znlfissig  gewesenen  ehiTerständlichen  Scheidungen  nicht 
gestellt  werden,  weil  bei  dergleichen  Erkenntnissen  eine  Zeitdauer  der 
Scheidung  nicht  bestimmt  wurde,  und  so  wie  beide  Ehegatten  ü&erem- 
hamen,  abgesondert  zu  leben,  so  musste  es  auch  ihrem  üeberein- 
kommen  überlassen  bleiben,  ob  und  wann  sie  die  eheliche  Gemein- 
schaft wieder  erneuern  wollten. 

Auch  bei  den  nicht  einverständlichen  Scheidungen,  welche  durch 
die  weltlichen  Gerichte  bewilliget  wurden,  war  eine  Zeitdauer  der 
Scheidung  nie  aufgeführt. 

Anden  yerh&ltsich  die  Sache,  seitdem  die  Ehestreitsadien  wie- 
der nter  dar  kuddiehen  Gerichtsbarkeit  stehen;  vorerst  halt  die 
Shrche  den  T^sterscfaied^  swisehen  ItitmMngliidhcir  nnd  geHmiliger 
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Schadung  strenge  aafirecht,  und  bewilliget  die  entere  nur  auf  erwie- 
senen Ehebrach  oder  andere  geschlechtliche  Ausschreitungen  hin, 
welche  betreff  einer  zu  bewilligenden  Scheidung  dem  Ehebruche  gleich 
gehalten  wt^rden :  bei  einer  blos  zeitweiligen  Scheidung  erscheint  in 
jedem  ehegerichtlic  hen  Urtheile  die  Dauer  der  bewilligten  Scheidung 
mehr  oder  weniger  bestimmt  ausgedrückt. 

Da  durch  die  Bewilligung  der  Scheidung  von  Tisch  und  Bett 
dem  schuldlosen  Theile  nur  wk  fAr  seine  Person  gültiges  Ausnahai»- 
lecht  zuerkannt  wird,  auf  welches  er  jederaeit  veirziehten  kann;  so 
geht  daraus  hervor,  dass  der  an  dem  Buitreteu  der  ScheMungsurs^chen 
schuldlos  erkannte  Theil  jederzeit  die  Wiederaufoahme  der  ehelichen 
Gemeinschaft  mit  dem  als  schuldig  erkannten  TheHe  verlangen  kann; 
hingegen  kann  der  schuldig  erkannte  Theil  bei  einer  lebenslänglichen 
Scheidung  nur  dann  die  Wiedervereinigung  fordern,  wenn  er  beweisen 
kann,  dass  der  andere  Ehetheil  auch  des  Ehebruches  sich  schuldig 
gemacht  habe,  dass  dieser  Ehebruch  von  dem  einredenden  Theile 
weder  verziehen  noch  gestattet  worden  sei.  Cap.  4.  5.  X.  de  divortio. 
cap.  6.  7.  X.  de  adulterio.  — 

Schwieriger  ist  es,  daräber  eine  genaue  Bestimmung  zu  treffen, 
wann  und  unter  weldien  ümstftnden  bd  einer  blos  zdtweÜigen  ScM- 
dung  der  schuldig  erkannte  Theil  das  Becht  habe,  die  Wiedervereini- 
gung mit  dem  anderen  Ehetheile  zu  verlangen. 

Wenn,  wie  es  in  manchen  Di5cesen  geschieht,  bei  dem  Aus- 
spruche der  zeitweiligen  Scheidung  die  Zeit,  auf  welche  die  Scheidung 
bewilliget  worden  ist,  genau  beHtiniint  wird,  z.  B.  drei  Jahre ,  zehn 
Jahre,  so  ist  wohl  die  Beantwurtung  dieser  Frage  m  dem  betreifenden 
Urtheile  selbst  enthalten  —  derjenige  Theil,  welchem  die  Scheidung 
auf  bestimmte  Frist  bewilliget  worden  ist,  hat,  wenn  er  nicht  eine 
Verlängerung  dersdben  durch  richterliches  Erkenntniss  wegen  erwie- 
sener Fortdauer  der  Seheidungsgrflnde  erwirkt  hat^  die  eheliche  Ge- 
meinschaft  mit  dem  anderen  ISietheile  aufinmehmen. 

Die  hesHmmte  Angabe  der  Zeit  aber,  auf  weldie  hin  Mne  nidkt 
lebenslängliche  Scheidung  zu  bewilligen  angezeigt  erseheint,  ist  in  den 
meisten  Fällen  sehr  schwierig;  wie  soll  z.  B.  wenn  wegen  brutaler 
Rohheit  des  Gatten,  wegen  enipfmdliclier  Kränkungen,  die  der  Gatte 
seiner  Gattin  zufugt,  oder  wegen  Verschwendungssucht  desselben  der 
Gattin  die  Scheidung  bewilliget  wird,  eine  Zeit  nach  Jahr  und  Tag 
festgesetzt  werden,  in  welcher  die  Gattin  die  eheliche  Gemeinschait 
wieder  erneuem  kann.  Welchen  Anhaltspunkt  hat  man  Mr  eine  . 
solche  Berechnung?  Die  Ausmessung  einer  bestiminten  Zeit  kann  da 
nur  den  l^nn  haben:  es  werde  probeweise  auf  diese  Zeit  der  eine  €btte 
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«niftclitigei,  Yon  dem  anderen  abgesondert  zu  leben;  vielleicht  bessert 
sich  der  sdinldige  Theil  mittlerweile  nnd  ermügliehet  dem  anderen 
Theile  die  Wiederaufiiahme  der  ehelichen  Geroeinschaft;  vieUeicM 
bessert  et-  sich  aber  nicht  —  nDd  dann  muaa  über  Uie  Verlängerung 
der  Frist  ein  neuer  Prozess  ^^eführt  werden. 

Es  scheint  also  zweckdienlicher,  die  zeitweilige  Scheidung  von 
Tisch  und  Bett  »aui  die  Dauer  der  Scheiduugsgründe«  oder  auf  so 
lange  zu  bewilligen,  »bis  der  klagende  Theil  ohne  Gefahr  für  sein  zeit- 
liches und  ewiges  Heil  die  eheliche  Gemeinschaft  mit  dem  anderen 
EhetheUe  erneuern  kanUt^r  oder  in  den  F&llen«  wo  die  Scheidung  einzig 
auf  Grand  böswilliger  Yerlassnng  gefordert  nnd  bewilliget  wird,  »bis 
der  beklagte  Gatte  seine  Bereitwilligkeit  die  beliehen  Pflichten  wieder 
m  erflBen,  hinlAngUch  bewahrt  haben  wird.« 

Wenn  nun  ein  Ehetlieil,  aus  dessen  Verschulden  dem  anderen 
Ehetbeile  eine  zeitweise  Scheidung  bewilliget  worden  ist,  bei  dem 
Ehegerichte  das  Begehren  stellet:  es  sei  der  andere  Ehetheil  zu  ver- 
halten, die  eheliche  Gemeinschaft  wieder  aufzunehmen,  weil  die 
Scheidungsursachen  nicht  mehr  bestehen  —  und  wenn  die  zum  Be- 
weise dieser  Behauptung  aufgeführten  Gründe  nicht  ofl'enbar  unwahr 
oder  nnznlftnglioh  sind,  so  ist  von  dem  Bhegerichte  die  Untersuchung 
va  pflegen,  die  Gegenpartei  einznyemehmen,  und  falls  diese  die  Be- 
hanptnng  des  BUMeUers  zngibt  oder  der  Bittsteller  f&r  seine  Be- 
hauptungen den  nebst  dem  Gestftndnisse  des  Gegners  noch  zulSssigen 
Beweis  ira  Sinne  der  Anweis.  f.  d.  g.  G.  Oesterr.  erbringt,  zu  erkennen; 
dass  das  Urtheil,  durch  welches  die  zeitweilige  Scheidung  bewilliget 
wurde,  ausser  Kraft  gesetzt  werde,  und  der  Ehetheil,  welchem  die 
Scheidung  bewilliget  worden  war,  jetzt  gehalten  sei,  die  eheliche  Ge- 
meinschaft wieder  zu  erneuern. 

Bei  einigen  Scheidnngsgrunden  ist  die  Beurtheilung:  ob  diesel- 
ben aufgehört  haben,  mit  weniger,  bei  anderen  mit  mehr  £«chwierig- 
keiten  verbunden. 

Bas  Eiatere  ist  der  Fall: 

a)  Wenn  die  Schmdung  aus  dem  einzigen  Grunde  »der  böswilli- 
gen Verlassung«  bewilliget  wurde,  und'dior  schuldige  Theil  seine  Be- 
reitwilligkeit, die  ehelichen  Pflichten  wieder  zu  erfüllen,  nicht  nur 
erklärt,  sondern  hinlänglich  bewährt  liat. 

Z.  B. :  Ein  Gatte,  Canzleidienor  bei  einer  Privatgesellschaft, 
Wittwer,  heirathete  eine  ledige  VV^eibspersou,  deren  Eltern  ihm  eine  Mit- 
gift von  400  fi.  auszuzahlen  versprochen  hatten,  sobald  die  nächste  Erndte 
eingebracht  sein  werde.  Als  jedoch  nicht  nur  die  Zeit  der  Erndte, 
und  nach  dieser  noch  ein  halbes  Jahr  verstrkhen  war,  alle  Mahnungen 
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an  die  Schwiegmltern  yergeblidi  waren,  indem  diese  behasptelin, 
rie  konnten  der  HBsserndte  halber  ihr  Yenpreelien  mM  hidten,  rw^ 
liees  der  stell  belrefen  wftbnende  Gatte  einftieb  seine  Oattin,  mietbete 

für  sich  ein  Quartier,  und  war  weder  durch  die  Bitten  seiner  Gattin, 
die  —  nebenbei  erwähnt  —  durch  ihrer  Hände  Arbeit  mehr  fär  den 
gemeinsamen  Haushalt  verdiente  als  der  Gehalt  ihres  Gatten  betrug, 
noch  durch  Zureden  seiner  eigenen  Verwandten  und  des  Pfitrrers  zu 
bewegen,  sie  bei  sieb  anftunebmen. 

Als  nun  die  Gattin  wegen  böswilliger  Verlassnng  gegen  ihn  auf 
Scbeidttng  kkigte,  wurde  ibr  dieee  bewilliget,  und  auf  Grund  dei 
reebtskrftftig  gewerdenea  SeheidnngsnrHieiles  erwirkte  eie  bei  dem  be» 
treffenden  weltMehen  Gerieiite,  dass  ibr  aus  dem  Gehalte  dee  Gatten 
Ar  ihre  Snstentation  monatlich  10  fl.  ansgescbieden  wmtle.  Als  ihm 
nach  achtmonatlichem  Trotze  die  monatlichen  Abzüge  doch  zu  empfind- 
lich waren,  erklärte  er  in  einer  an  das  Ehegericht  überreichten  Ein- 
gabe, dass  er  bereit  sei,  seine  Gattin  bei  sich  aufzunehmen,  dass  er 
sie  von  dieser  Bereitwilligkeit  bereits  brieflich  in  Kenntniss  fi^esetzt 
habe,  dass  sie  aber  dennoch  die  Wiedervereinigung  Terweigere,  und 
stellte  das  Petitum :  das  Ehegericht  wolle  erkennen,  dass  seine  Gattin 
Terpflicbtet  sei,  die  eheliebe  Geroeittschaft  mit  ihm  wieder  anftn- 
nehmen. 

l)a  bei  der  hierüber  gepflogenen  Verhaadhrag  ee  sich  henms« 
stellte,  dass  sein  obenerwftlmtes  von  der  Gattin  vorgewiseenep  Bin- 

ladnngs  -  Schreiben  nnr  eine  Sammlung  grober  und  boshafter  Be- 
schimpfungen seiner  Gattin  und  die  ausdrückliche  Versicherung  ent- 
hielt, er  rufe  sie  nicht  wiegen  ihrer,  sondern  weil  es  ihm  um  die  mo- 
natlichen zehn  Gulden  leid  sei,  zurück,  da  er  ferner  zugeben  musste, 
dass  er  nicht  einmal  ein  Wohnzimmer  für  sich  habe,  sondern  als  Bett- 
geher eingemiethet  sei,  und  seiner  Gattin  für  den  Fall  ihrer  Wieder- 
Tereinigung  ein  ähnliches  Domicil  in  Aussicht  stellte,  wurde  er  mit 
seinem  Begebren  abgewiesen,  da  er  seine  Bereitwilligkeit,  nut  seiner 
Gattin  wieder  Uhea  und  die  Pflichten  eines  Bhemannes  an  erfiül«! 
uhM  erlddH,  aber  dnrebans  n^kt  hewShH  habe. 

Durch  den  Tod  seines  Kindes  erster  E3ie,  an  welehem  er  mit 
grosser  Liebe  hing,  erschüttert  und  nach  einer  überstandenen  Todes- 
krankheit anderen  Sinnes  geworden,  lieferte  er  ein  Jahr  später  durch 
sein  BetraL^en  den  Beweis,  dass  es  ihm  wirklich  darum  zu  thun  sei, 
mit  seiner  Gattin  in  ehelicher  Gemeinschaft  zu  leben.  Seine  diesfalls 
an  sie  geschriebenen  Briefe  waren  freundlich,  er  bemühte  sich  persön«* 
lieh  und  durch  gute  Freunde,  seine  Gattin  zur  YersObnung  su  stim« 
men,  mw^te  ihr  an  ihrem  Namenstag  und  snm  newi  Jahn  Ge- 
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Mhenke,  irdche  ti»  annahm  und  miBühete  eine  fSr  seine  VorltSltnisse 
anständige  Wohnnng.  Als  die  Gattin  ihm  dessenungeachtet  die  Ana» 
tOhnung  ven^eigerte,  ja  ihm  sagen  liess,  »ne  wftre  nicht  der  Narr, 

aul  die  Pension  von  monatlich  10  fl.  zu  verzichten,«  hat  er  abermals 
um  das  vorbemeldete  Erkenntniss  des  Ehegeriobtes  —  und  das  Ehe- 
gericht liat  nach  Herstellung  des  Beweises  für  seine  iiehauptongea  in 
seinem  Sinne  erkannt. 

b)  Wenn  die  Scheidungsgrände  empfindliche  lü^Uikimgen  sind« 
welche  z.  B.  der  Gatte  dorch  seine  Liederlichkeit,  Vergeudung  seines 
YermGgens  nnd  dadnrch,  dass  er  nch  ausser  Stande  gesetzt  hat,  för 
den  Unterhalt  sdaer  Familie  zn  sorgen,  seiner  Gattin  mgelflgt  hat 
nid  er  sieh  wieder  en^rarfoeitet,  thl^  ist,  und  sich  in  den  Stand 
Mtzfc,  seinen  Pflichten  naehsukommen. 

c)  Wenn  die  Scheidung  wegen  eines  von  einem  Ehetheile  began- 
genen Verbrechens  und  der  Verurtheilung  desselben  zu  schweren  Ker- 
ker bewilliget  worden  ist,  und  derselbe,  —  wie  es  wegen  politischer 
Verbrechen  in  letzterer  Zeit  wiederholt  vorgekommen  ist,  —  vollkom- 
mea  rohabilitirt  wird. 

Das  Andere  ist  der  Fall: 

a)  Wenn  die  Scheidung  wegen  ansteckuider  Geschlechtskrank- 
heit dee  schuldigen  Theiles  oder  wßgen.  Ymi  demselhen  dem  anderen 
iihgtheilft  zng^&gten  grausamen  und  geiffthrlichen  hfisshandlungen 
und  Drohungen  heviHiget  worden  ist,  weil,  wenn  audi  ein  tatlichiBS 
Zengniss  vorliegt,  dass  die  genannte  Krankheit  geheilt  sei,  dennoch 
in  der  Kegel  bei  dem  anderen  Theile  ein  leicht  zu  erklärender  Eckel 
und  die  gerechtfertigte  Furcht  zurückbleibt,  dass  eine  solche  Krank- 
heit wieder  ausbrechen  könne  —  und  weil  aus  dem  Umstände,  dass 
der  schuldige  Theil  den  anderen  Ehegatten,  so  lange  dieser  von  ihm 
abgesondert  lebte,  nicht  misshandelt  hat,  noch  auf  keine  Sinnes- 
üa^ening  geschlossen  werden  kann. 

Bei  diesen  swä  Seheidungfifgründen  wird  der  Kichter  wohl  tbnn, 
wenn  «r  hei  fir^^rung  der  Frage:  ob  det  schuldlose  Theil  die  ehe- 
liche Gememschi^  ohne  Gefohr  for  sein  seitliches  und  ewiges  Heil 
emenern  könne,  auf  die  Meinung  eben  dieses  schuldloseii  Theiles 
ein  sehr  grosses  Gewicht  legt. 

b)  Bei  dem  Scheidungsgrunde  der  »empfindlichen  Krmhungcn< 
tritt  schon  bei  der  Verhandlung  wegen  Bewilligung  der  Scheidung 
das  arbitrium  judicig  in  den  Vordergrund,  da  man  über  das,  was  für 
jede  einzelne  Persönlichkeit  eine  »empfindliche  Kränkung«  sei,  bei 
den  so  mannigfaltigen  Lebensstellungen,  Bildungsstufen  und  sonstigen 
Verliflittniüen  dar  tot  Genoht  enehfointtidan  flhdeute  kons  anders 
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Begel,  ab:  billige  Beachtung  der  VerhältniaBe  des  Eh^aares  —  aid- 
stelleBkaiUL 

Dieser  GmndeatE  nuiss  aadi  masagebend  sein.bei  ErOriermg  der 
Frage:  ob  ein  Ehetheil,  welehem  wegen  der  ihm  toh  dem  anderen  Ehe- 

theile  zugefögten  empfindlicheu  Kränkungen  die  Scheidung  bewilliget 
worden  ist,  die  eheliche  Gemeinschaft  ohne  Gefahr  für  seui  ewiges  und 
zeitliches  Heil  wieder  erneuern  kann. 

Als  Beispiele  mögen  einige  Fälle  hier  PUtz  finden,  welche  — 
je  einige  kleinere  Modificationen  abgerechnet  —  wiederholt  vorge- 
kommen sind. 

Ein  ?om  AUer  gebeugter  Mann  mit  einer  bedeutenden  Pension 
heiiathet  die  »gewesene  E^undinc  eines  angesehenen  Mannes,  welche 
noch  im  rfistigen  Alter  steht,  und  wird  Ton  ihr,  der  es  nur  um  die 
Pension  ihres  Gatten  zn  thnn  war,  in  einer  Weise  behandelt,  dass 

ihm  auf  seine  Klage  die  zeitweilige  Scheidung  bewiüiget  wurde. 
Dem  alten  Herrn  war  es  aber  keineswegs  um  eine  Absonderung  von 
seiner  Gattin  zu  thun  —  er  brauchte  nach  seiner  Meinung  das 
Scheidungsurtheil  als  Damoklesschwert,  welches  er  über  dem  Haupte 
der  zänkischen  Gattiu  schweben  und  im  Noth£alle  jeden  Augenblick 
aof  sie  niederfallen  lassen  konnte. 

Nach  Erlangung  des  Scheidungsurtheiles  fing  das  friedliche  Leben 
zwischen  beiden  Ehegatten  erst  recht  an,  ja  die  Qemeinsehaft  des 
Tisches,  welche  durch  emige  Wochen  vor  der  Scheidung  unterbrochen 
war,  wurde  wieder  hergestellt,  und  es  Terstrichen  sechs  Monate,  ohne 
dass  der  Gatte  die  Wohnung  der  Gattin,  welche  nach  ausgesprochener 
Scheidung  als  alleinige  Mietherin  derselben  galt,  zn  verlassen  Miene 
machte. 

Erst  als  der  Gatte  seine  Gattin  nach  diesem  Zeiträume  unter 
dem  Verwände  einer  kurzen  ßeise  verliess,  verlangte  die  Gattin  die 
Ausserkraftsetzung  des  Scheidungsurtheiles,  weil  der  Gatte  dadurch, 
dass  er  ungeachtet  der  ausgesprochenen  Scheidung  durch  sechs  Monate 
mit  ihr  in  friedlicher  Weise  zusammengelebt  Me,  selbst  den  Beweis 
geliefert  habe,  dass  er  mit  ihr  ohne  jede  Qeffihrdung  zusammenle- 
ben jfcdttfie. 

Allerdings  redete  der  Gatte  ein:  er  m  nicht  yerpflichtet  gewe- 
sen, von  seinem  durch  die  Scheidung  erlangten  Rechte  sogleich  Ge- 
brauch zu  machen,  wie  auch  z.  B.  ein  Gläubiger  nicht  verpflichtet  sei, 
seinem  Schuldner  das  Anwesen  zu  verkaufen,  wenn  er  gleichwohl  das 
Becht  dazu  habe;  in  Betreff  des  ehelichen  Lebens  handelt  es  sich  aber 
nicht  nm  blosse  Bcchtc^  sondern  auch  um  Pftichierif  und  es  frägt  sich 
da  nioht,  ob  ein  Gatte  in  ehelicher  Gemeinschaft  mit  dem  anderen 
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Gatten  leben  iviUj  sondern  ob  er  leben  kann,  und  zeigt  er  in  der  That, 
dass  er  es  hann,  so  ist  er  aiu'h  dazu  verpflicMeU 

Ein  Wirthschaftsbesitzer  heirathete  ein  armes  Mädchen  und  ver- 
sprach ihr  mündlich,  sie  gleich  nach  der  Hochzeit  als  Miteigeuthümerin 
seines  Anwesens  an  die  Gewähr  schreiben  zu  lassen.  Die  im  Hause 
wohnende  Mntter  des  Gatten,  welche  die  Z%el  der  Begieinng  nicht 
ans  den  Händen  geben  wollte,  machte  ihr  den  Aufenthalt  znr  Hölle, 
beschimpfte,  ja  schlag  sie,  ohne  dass  der  schwache  Gatte  auch  nnr 
einigermassen  zu  Gunsten  seiner  Gattin  anfzntreten  wagte,  oder  nach 
Verlauf  von  zwei  Jahren  sein  Wort :  die  Gattin  als  Miteigenthümerin 
anschreiben  zu  lassen,  eingelöst  zu  haben. 

Auf  die  Klage  der  Gattin  wurde  ihr  zeitweilig  die  Scheidung  be- 
williget —  dieses  Urtheil  aber,  als  nach  einem  Jabre  die  Schwieger- 
mutter gestorben  war  und  der  Gatte  sich  bereit  erklärt  hatte,  die 
Ansehreibung  vollziehen  zn  lassen,  auf  Ansuchen  des  Gatten  aussar 
Wirksamkeit  gesetzt. 

Yerweigem  solche  Ehegatten,  welche  durch  richtedidien  l^^ch 
verhalten  werden,  die  eheliche  Gemeinschaft  wieder  aufisunehmen,'  die 
Folgeleistung,  so  ist  nach  der  oben  sub  0.  entmckelten  Wdse  gegen 
sie  vorzugehen. 
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Heber  das  Eechtssubject  der  katholischen  Schul-  und  mild^ 

SüftuDgen. 

Von  Dr.  Heinrich  Mtts,  enbisch.  OintleidirecCor  lo  FTeflHirf  L  B. 

Der  AppellatioQsseiiat  des  Kreisgerichts  Constanz  hat  iu  üeber- 
einstimmnng  mit  dem  höchsten  badischen  Gerichtshofe  ein  für  das 
Eigenthum  der  Kirche  uad  die  reehtliehen  Inteiaflsen  der  badisehea 
Katholiken  an  den  katholisehen  Schnl-t  Armen-  und  Sj^alfbnds  sehr 
wkhttgias  Urtheä  geftUi 

Bis  in  die  neuere  Zeit  wnrde  allgemein  anerkannt,  dass  die  piaa 
eausae  »si  relinquitnr  eleemosyna  panperibas  . .  ad  orphanam  mari- 
taiidam  . .  vel  fundationes  in  Scholas,  hospitalia  . .  stipeudia  studio- 
rum  causa  relicta«  bis  auf  erfolgten  Gegenbeweis  kirchliche  Stiftungen 
seien  ^).  Die  Kirche  hat  diese  Stiftungen  geschaffen  und  erhalten  2). 
Sie  wurden  kirchlichen  Instituten  gegeben  und  die  Thatsachen  wie 
die  neueste  Geschichte  der  piae  causae  beweisen,  dass  sobald  die 
Kirche  aus  dem  Eigenthum  oder  der  Aufsicht  über  dieselben  ?erdrängt 
wird,  keine  solche  Stiftungen  mehr  gemacht  werden.  Der  gewiss 
hier  nnparteiische,  protestantische  Kirchenreehtslehrer  J.  H.  Böhmer 
(L  III.  tii  26.  §.  12  ff.)  spricht  sich  hier(tt)er  so  aus:  »IMspositiones 
ad  pias  causas  . .  in  usus  panperum  . .  legata  Hospital.,  scholis,  stn- 
diis  destinata  .  .  (scholae  multum  ad  religionis  promotionem  facere 
possunt)  . .  mtuitu  religionis  christianae  ejusque  promotioiiis  factae 
sunt.  Belinquuntur  pro  redemptione  animae.  Haec  causa  primaria, 
ob  quam  donationes  ecclesiis  aliisqm  piis  corporibus  relicta  sunt.« 

Bis  in  die  Zeit  des  sog.  Staatskirchenthums  zu  Anfang  dieses 
Jahrhunderts  stand  dem  Bischöfe  die  Leitung,  Bechtsvertretung  und 
Verwendung  der  piae  causae  zu^).    Der  eit.  westphftlische  friede, 


1)  J.  P.  0.  Art.  V.  §.  25.  van  Espen  jus  eccles.  (Colon.  1777.)  (.  II. 
p.  1  IT.,  sect.  IV.  tu.  1.  c.  1.  n.  5.,  2.  c.  10.  J.  H.  Böhmer  jus  eccles.  Pio- 
teslant.  (Halae  1762.)  1.  iü.  lit.  IV.  V.  MoUna  de  Just,  et  jure  (Cöln  1613.) 
Tr.  II.  disp.  134.  247. 

2)  Justin,  apol.  II  I.  r. :  „quod  coiligUar  apad  praepositam  ecciesiae  depo- 
nitur.  Inde  opllolalur  pupillis,  viduis  ..  bospitibas.**  c.16.  Ci  VL  q.  1,  e.  25.  X. 
de  praeb.  Thoman,  vet.  et  dot.  eccL  dise.  UI.  2. 

8)  Das  anerkemil  der  fewiss  Dicht  „oltramontane**  van  Eapen  P.  IL 
sect.  IV.  t.  V.  u.  VI.  e.  1.  mit  deo  Worten  an:  «,Epi8ee|Ni8  est  dispensator  rerum 
eciiesiiistiraruni,  «mplaai  habet  polestaiem  ?isilandi  Hbapitalia  aliaqoe  leca  pia,  ad* 
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der  §.  63.  Reichsdep.-HauptschliUB  wie  die  neueren  Verfassungen,  das 
m.  bad.  Organ.-Ed.  Art.  18.  20.  mit  Postscripten  und  die  Kirchen- 
comm.-Ord.  von  1803,  das  bad.  Organ.-Ed.  von  1809  Beilage  C.  und 
D.,  die  Verordnungen  vom  21.  Nov.  1820  und  10.  April  1833  (Reg.-Bl. 
1827  Nr.  1.  und  1833  Nr.  18.),  endlich  die  Vereinbarung  vom  5,  Not. 
1861  ganmlirten  den  KathoUken  das  Recht,  ihre  Schul-,  Amen-, 
Spital-  Q.  a.  myde  Stiftungen  za  hemXam,  zn  wrwMm  imd  za  ge^ 
idMBea.  Der  §.  21.  der  Verordnung  Twn  20.  Nor.  1861  beetinimt, 
daäB  der  Intholisehe  OberBttflungaratfa  nnddie  katholischn  Süftm^ 
ooinmi88l<»ien  das  kathoUsehe  E3rohen-,  Schul-  imd  8tillnpggfwmdgen 
bis  auf  erfolgte  Vereinbarung  zwischen  der  Staats-  und  Kirchenbe- 
hörde oder  bis  ein  richterliches  Urtheil  erfolgt  ist,  iort  verwalten 
sollen. 

Nachdem  das  Schulgesetz  vom  29.  Juli  1864,  die  VoDzngSTei^ 
Ordnung  hiezn  Tom  30.  August  1864  und  das  Verwaltnngsgeecta  Tom 
5.  October  1863  eisehienen  waren,  entzog  die  Qrossherzogl.  Begiernng 
eine  sehr  grosse  Reihe  von  katholischen  Schul-  und  andern  milden 
Stiftungen  ihrer  seitherigen  katholischen  Verwältung  und  stelKe  rie 
thefls  unter  die  Verwaltung,  theils  unter  die  Leitung  von  nicht  katho- 
lischen Staatsbehörden,  olme  der  Kirchenbehörde  oder  den  Katho- 
liken irgend  welche  Einwirkung  auf  die  Aufsicht,  Verwaltung  und  — 
Verwendung  dieses  katholischen  Vermögens  einzuräumen  ^).  Die  Grossh. 
Regierung  erklärte  sogar  die  in  der  berührten  Vereinbarung  von  1861 
dem  Erzbischofe  zugesicherte  Mitwirkung  bei  der  Aufsicht  über  dieses 
katholische  Vermögen  für  nicht  mehr  verbindlich.  Sie  gerirt  sich 
als  ausschliesslicher  Innhaber,  als  Eigenthfimer  dieser  halM^attlim 
S^ftungen,  indem  sie  die  Vertretung  und  Verwaltung  derselben  als 
nicht  Tom  Bechtssubject  der  Fonds,  sondern  aus  »dem  Auftrag  des 
Staatsc  abfliessend,  erM&rt.  Es  wurden  aber  nicht  blos  die  katho- 
lischen Schul-,  Armen-  und  Spitalfonds,  sondern  auch  eine  Reihe  von 
katholisch-7i:ircÄ?iVÄen  Stiftungen  (z.  B.  Caplanei-  und  Bruderschafks- 
fonds),  welche  kraft  fniherer  einseitiger  Regienmgsacte  zu  Schul-  und 
milden  Stiftnngszwecken  vorwondet  wurden,  der  katholischen  Aufsicht 
and  Verwaltung  entzogen.  So  hat  die  Qrossh.  Begierung,  obgleich 


ministratores  eorum  argens  od  reddendam  rationem  Ordlnario.  Episcopl  corrigere 
ei  depooere  possunt  pior.  loc.  administratores.  UospiUlia  . .  episcopis  subjici- 
BOtur.'* 

1)  So  wurde  in  neaester  Zeit  der  katholische  Spitairond  PAiIlendorf,  eine 
Yen  dem  Ontintrias  nrOber  geleitete,  kirchliche  Stiftung  —  der  paritfitisrhen,  po> 
lilisctoi  GeneindeMMe  fon  IfMaler  des  Innern  facUscii  ObeniUwoitet. 
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dife  citirten  Gesetze  von  1864  legitimirt  ist,  die  zu  Schulzwecken  (zum 
Schulfond)  in  Mannheini,  Karlsruhe,  Säckinj^en,  liadoUzell,  AVahlshut, 
Kirchhofen  u.  s.  w.  de  facto  seither  ver\ven(h,'teii  Kirchen-,  Caplanei- 
und  kirchlichen  liruderschaftsfonds  der  katholischen  Stiftungscom- 
mission entzogen  und  diese  Stiftungen  als  nichtkirchliche  dem  Grossh. 
Oberschalrath  unterstellt.  Die  katholischen  allgemeinen,  beziehungs- 
w^e  Districtsstifknngen  zu  Schuld  nnd  Arroenzwecken  sind  in  neue» 
ster  Zeit  Ton  der  fliossh.  Begienmg  der  kttsholisdien  Vervailtiiiig.  ab» 
genammeii  und  den  nidit  katholisehen  StaatsbeliOrden  (dem  Obor^ 
Mdndrstii  und  Verwaltongshof)  sdr  Yerwaltnug  nnker  auuMiesdkkir 
fteatädier  Leitung  tibeigeben  worden.  80  wurden  die  von  dem  tot* 
letzten  Bischof  von  Speier  (y,  Stinim)  in  Bruchsal  gestifteten  Fonds: 
die  Armen- Studenten-,  {Convicts-)^  die  SchulmeisterJcasse,  die  Frei- 
schuJenstiftwig ,  der  Waisenfond  (kirchliche  Waisenanstalt  ,  der 
barmherzige  Brüder-  und  Schwester-,  der  Landeshospitalfond  (kirch- 
liches Pfründnerinstitut),  diese  sämmtHchen  zu  kirchlichen  Instituten 
bestimmten  bischöliichen  Stiftungen  der  seitherigen  Venvaltung  des 
katlM^iaolieB  Ob^rstiftsngsntbs  durch  einseitige  Verfiign«g  der  Grossb. 
Begieru^g  abgenonmien  «md  der  Verwaltung  der  erwftbnten,  nicht 
katliolischen  StaatsbehMen  nnteratellt  Der  katholisohen  Kirche  oder 
den  Katholiken  wurde  keinerlei  Controle  oder  Mitwirkung  bei  der 
Leitung,  Verwaltung  oder  Verwendung  dieses  katholischen  Vermögens 
eingeräumt  2).  Vergebens  wies  das  Erzb.  Ürdinui  iat  aus  den  Akten 
nach,  dasö  der  bischöliiche  Stifter  diese  Institute  und  Fonds  der  Kir- 
chenbehörde unterstellt,  und  sie  zu  kirchlichen  Zwecken  bestimmt 
hatte,  endlich,  dass  diese  Stiftungen  stets  und  bis  jetzt  von  den  katho- 
lischen Behörden  verwaltet  wurden,  welche  das  katholische, Kirchen- 
vermögen verwalten.  Ebenso  vergebens  blieben  die  fiecurse  des 
Hrsb.  Ordinariats  an  Groash.  Staatsoinisterinm.  Entgegen  den  ci- 
tirten Bestimmungen,  insbes,  cii.  21.  der  Verordnunig  vom  20.  Ko?. 
1861,  entsdiied  diese  höchste  Staatsb^örde  stets  dahin: 

„Seine  KöniKl.  Hoheit  der  GrossUerzog  haben  auf  den  uotertMolgslen  Vor- 
trag des  Waisleriinat  dfs.lDiieni  nach  dem  Antrag  flOdiatibres  SUuilsmi* 


0  Die  aiinliche  protestantische  Walsenstiflong  blieb  unter  der  Leitung 

and  Verwalliing  der  protpsfantischen  Kirclienhehörde. 

2)  Einitjen  noch  lebenden  sriTtcrn  von  kirchlichen  Schal-  oder  Armenfonds, 
welche  ihre  Stiftungen  der  Kirche  schenkten,  der  kirchlichen  Verwaliung  anver- 
trauen wollen,  erwiderte  die  Staatsbehörde:  nicht  der  stifterische  Wille,  sondern 
der  Zweck  der  Stiftung  entscheide,  eine  Stiftung  zu  Schul-  oder  Arroenzwecken 
sei  eine  „weKHehe,*'  niefelklrchlhte. 
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nlilMPiiiMs  «wnupredien  veraht,  es  sei  dtn  VtftangaB  de«  entMackMIchen 
Ordinariats,  dass  die  durdi  EntsdUieseonf  des  Mlnisterioins  des  iDnem  Yom 
.  .  .  dem  katliolisdien  OlftrsUfUngsratb  aof|egebene  Ansfolgoiif  des  . .  . 
Fonds  in  Bmcbsai  an  den  VcmaitttngBhof  noch  aufgudko^m  werde, 
keine  Folge  zu  geben,  da  diese  PnidB  nadi  Zweck  (?)  and  Besitzstand  (?) 
nobestritten  (?)  weltliche  seien,  and  es  sei  im  llebrigen  der  Kirchenbehörde 
die  Verelnbarang  mit  der  Gr.  Regienuig  (?)  oder  die  Betretung  des  Rechts- 
weges an  heim  zu  stellen.'' 

Diese  üntschliessüngen  erfolgten  also,  ehe  die  Gr.  Begienmg  nähere 
Erhebimgeii  über  das  Bechtssabject  dieser  Stifkmgea  machte  ^).  Diese 
Fonds  worden  «iif  Anoardnnng  des  Ministeriums  entjgegen  den  wieder- 
holten Protesten  des  Ordinariats,  von  dem  kathohsehen  Oberstiftungs* 
rath  dem  Ch-.  Verwaltungshof  übergeben  —  nnd  der  depossedirten 
Kirche  bleibt  demnach  nur  die  Betretung  des  Rechtsweges  übrig. 

Ebenso  entschied  da^  Gr.  Staatsministerium,  dass  der  katholische 
Armenfond  in  Dillendorf  als  eine  nicht  kirchliche  Stiftung  lediglich 
dem  Gr.  Yerwaltungshof  zu  unterstellen -i^ei ,  obgleich  das  ErzlHSch. 
Ordinariat  und  der  kathoUsche  Oberstiftungsrath  nachgewiesen  haben, 
dass  dieser  Fond  eine  Idrchliehe  Bmderschaflisstiftung  sei  Der 
hdeliste  badische  GeridlMutf  hat  aber  doiefa  die  nachstehenden  Ur- 
tbeile  anerkannt: 

1)  Dass  Bruderschaftsfonds  kirchliche  Stiftungen  sind,  da  und 
insofern  sie  religiöse  Zwecke  verfolgten. 

*  2)  Da£lli  Stiftungen,  also  auch  kirchliche  nur  durch  die  höchste 
Staats-  (jetzt  unter  Mitwirkung  der  Sarchen-)  Behörde  aufgehoben  und 
zu  >weltlicben«  Fonds  gemacht  werden  kdnnen. 

8)  Dass  kii-chliche  Stiftungen  ihre  kirchliche  Natur  durch  deren 
Verniischung  mit  andern  oder  deren  Verwendung  zu  Armenzweckeil 
nicht  verlieren. 

4)  Dass  die  Armenptiege  einen  wesentlichen  Theil  der  kirch- 
lichen Thätigkeit  bildet,  dass  es  auch  JcircJiUche  Schtd-  oder  Ärmeu' 
fonds  gebe,  die  Kirche  also  ihre  (kirchlichen)  Ai'meufonds  zu  verti'eten 
und  zu  verwalten  hat. 

5)  Dass  bei  der  seitherigen  Unfreiheit  der  Kirche  der  Staat  ge- 
gen sie  die  Einrede  der  Verjährung  nicht  hat 

Dieae  beiden  Documente  lauten: 


1)  Wie  ans  der  eben  eitirten  Staatsminislerial-Entseldiessans  hervor  geht, 
nimmt  die  Begiemng  an,  dass  die  lUr  Anneii-,  Kranlten-  nnd  Sduilzwecke  be' 
slimmteii.  Fonds  niclid^irclittciie,  im  Staatsbesitze  stabende  seien. 
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OfOMAersof Mdk  JBadfiel««  J&et^-  und  Aq^J^iarieM  CamUmM, 

AppiilationaSmiat, 

Urtheil. 
In  Sachen 

der  kaCMlwben  Kircbe  nter  Vertretung  des  katholiaclieii  ObentlAoogsoRiUis, 

Kligerin,  AppeUaoUa 
•gegen 

den  Localarmenfond  zu  DiUendorf  unter  Vertretung  des  Grossb.  Verwtltungshofes 

sa  Brodisal,  Beklagten,  AppeUMen 

Aneifceiimiiig  der  kMliclien  Natur 
dieses  Fonds  lietr« 
wM  anf  gepflegene  AppeUattensveriindingeB  n  RmM  eritannl: 

Das  Urtlieil  des  Grossb.  Kreisgerichts  Waldsbot  ▼on  28.  Deccniber  v.  I. 
Nr.  4111.,  besagend:  »Die  Klägerin  sei  mit  der  erhobenen  Klage,  unter  Veraitamg 
lo  die  Kosten  des  Rechtsstreits,  abzuweisen«  sei  dahin  abzuändern: 

Der  Localarmenrond  zu  Dillendorf  sei  als  Idrchiiche  Stirtuiig  zu  eriLlSren; 
der  Vertreter  des  belilagten  Fonds  habe  dieses  anzuerkennen  und  zu  gestatten, 
dass  sein  Vermögen  als  kirchliche  Stiftung  geselz-  und  verordnungsgemSss  von 
der  Klägerin  verwaltet  und  beoQtzt  werde;  aucb  habe  der  beklagte  Fond  die 
Kosten  beider  lostanscB'  za  tragen. 

V.  R.  W. 

Dessen  sor  IMunide  worde  gegenwliilges  IMfeell  anf  den  flnmd  der  Im 
AnbanfS  enrtiaHtnm  EnitclisidnngBgftndc  amgoMIgt  nnd  mit  dam  grtseeren 
Gerictitssiegei  venehen. 

So  gesdielMn 

Constanz,  den  3.  Juli  1866. 

(gez.)  Fineiaen.  (L.'s.>  (iei.)  Leers. 

Reuina.  • 

Gründe. 

Zur  Ftihrung  des  Beweises  dafür,  dass  der  befragliche  Erzbruderschafls- 
verein  im  Jahre  1691  gestiftet  und  von  dem  St.  Blasianischen  Abte  und  Landes- 
herrn Romanus  genehmigt  wurde  und  dass  sieb  sein  Vermögen  aus  den  bei  der 
Messe  dargebrachten  Opfern  nach  and  nach  bildfte,  berief  sieh  die  Klägerin  auf 
folgende  Urkunden: 

I)  auf  die  Akten  des  6rossh.  Landesarchivs,  die  Competens  nnd  Ebikftnfle  der 
Pfiirrei  Diltendarf  betr.  von  den  Jabran  Ii59»16t8. 

Die  darin  enthaltene  Urkunde  (ohne  Uhtencbrilt  und  Siegel), pag.  IS— 82. 
überscbrieben:  »Proventus  oder  EinkQnfken 

wie  aucb 
onera  et  obligationes. 
der  ßt.  masiftOiscbeD  Pfarrei  ui  Diilendorf 

In 

choro  et  foro« 

lanlet  pag.  30.: 

»JoUos  die  22.  St.  Marlae  Magdalenae  Feierlag«  »Anno  1691,  Sevmns 
D.  D.  Romanos  Abbas  St.  Blasll  boe  Ipso  die  22.  Julli  solemni  ihn  in  ecdesla 
DiUendorfensi  instiinlt  arcUfraternttatem  B.  M.  T.  de  monte  Canneio,  seu  sahi- 
liferi  seu  popotaris.  Tertia  domlniea  cojusiibet  nienais  fit  proceaslo  nenstma 
cbrca  tempium  eic.  FlmU  oMoHonet  and  mi8$a  quae  od  ctmgregaHomm 
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perHneni.-  Indattom  episMiNiIe  con  aUo  Boml  oblento  a  Reym»  GeRerali  P.  P. 
CUmielKariin  soper  insÜtatioDem  cmigNgalhmfs  ataervaiw  In  domo 
parochiali.9 

Ganz  gleiehltutend  ist  die  bexQgliche  Stelle  in  der  andern  lArkuide  (paf. 

149—154) 

Mit  dem  lubalie  beider  Urkunden  stlnnit  aucii  die  weitere  Beacbreibung 
(pag.  129—147.)  Oberein  mit  der  Aufschrift: 

Proventus  oder  Einliommen 
wie  auch 

oner«  et  obUgationes  der  St.  Blaslanfscben 
^    ffbrrei  o.  L  Fhnien  m  Ullendorf 
In  cbara  et  ftro 

ex  speeiali  caaniisslone  ac  mandato  des  Horbwtkrdlgeii  Herren  Herren  Bomanl, 
Abten  des  Gotteshauses  St.  Blasto  anffen  Sebwanwald  «Hd  Herren  an  Brandorf. 

2)  auf  ein  Buch  übersrhrieben: 

»Vollständige  Resrhreibun?  aller  EinkQnfle  wie  auch  der  gewöhnlichen 
lürcben-Gebrauch  und  Cercmonien  der  Pfarrei  bei  uns,  I.  Frauen  zu  Dillendorf.« 

Es  enlhfilt  2  gleichlautende  Beschreibungen  der  Einkünfte  der  Pfarrei  Dil- 
(endorf  von  1760  (pag.  157)  zusammengetragen  von  den  Pater  Leopold  Stern, 
Pfarrvicar  und  eine  altere  vom  Jahr  1692,  welche  offenbar  erst  in  späteren  Jahren 
xnaamaien  in  diesem  Buebe  za  einem  Bande  vereinigt  wurden.  Bie  In  der  Be- 
sekreibvng  v»n  Jalir  1B92  Uerber  bezOgliobe  Stelle  stiomt  mit  dtn  oben  ange- 
gebenen Inbalte  der  Bcoobrelbiing  dos  Ueinrad  SfoigeBtcscb  in  den  Akten  doaGe* 
neral^Landes-Arcbivs  ttberein  und  nacb  der  unoiktelbap  vorangebundenen  Abscbrift 
des  Sebreibens  des  Abts  Romanus  vom  22.  April  1692  «idB.  R.  Patres  expositos« 
pap.  98.  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  die  in  diesem  Buche  (pag.  87—123.) 
enihaliene  Beschreibung  vom  Jahr  1692  ein  Exemplar  der  von  M.  Sielgentescb 
aufgenommenen,  in  den  Akten  des  General -Landes- Archivs  (pag.  129  u.  (f.)  be- 
findlichen, Urkunde  vom  19.  Mai  1692  ist,  welches  nach  oben  bemerktem  Schrei- 
ben des  Abts  in  der  Pfarrregistratur  aufbewahrt  werden  sollte.  Der  Umstand, 
dass  die  in  den  Akten  des  Grossh.  Landesarchivs  enlhal'.euen  Urkunden  stets  in 
einem  Archive  mit  öffentlichem  Glauben  CAnfangs  im  Arcbive  des  Stifts  St. 
Blasien  und  nadt  dessen  Aorbebong  im  General-Landes-Ardiiv)  aofbewabrt  wor- 
den, verleiht  ibnen,  abgesehen  von  ihrer  nrsprOngUchen  Entstehung,  den  Charakter 
einer  Offenüiehen  Urkunde,  wenn  niebt  besondere  GrDnde  der  Unechtbelt  der- 
selben entgegenstehen,  oder  die  erweisliche  Veranlassung  seibot,  wodnrch  sie  in 
das  Archiv  kamen,  den  6rad  Ihrer  GlaubwOrdigkeit  aufheben. 

Spangenberg,  Lehre  vom  Urkundenbeweise  Bd.  II.  p.  40-HiO. 

Gönner,  Handbuch  des  gem.  d.  Prozess.  ff.  Bd.  §.  4. 

Linde,  Lehrbuch  des  gem.  d.  Civilprozess.  §.  214. 

Was  nun  die  Beschreibung  vom  19.  Mai  1692  (pag.  129.  der  Akten  des 
General-Landes-Archivs)  betrilTl,  so  war  inhaltlich  derselben  der  Pater  Meinrad 
Steigentesch,  Conventual  und  Rechner  des  Stifts  St.  Blasien  von  dem  Abte  Roma- 
nus unter  dessen  Landeshoheit  Dillendorf  und  die  andern  zur  reichsunmittelbaren 
Grafschaft  Bonndorf  gehörigen  Orte  standen,  zur  Aufhabme  dieser  Urkunde  be- 
sonders beauftragt,  committirt  worden,  was  aocb  durch  die  Bitttrong  des  Abts 
vom  22.  Apifl  IBM  in  dem  unter  Ziffbr  2.  bemerkten  Biebo  bottitigt  wird.  Mos 
beweist  nr  6eiilgo,  dass  die  Qrkonde  von  einer,  mit  MbntHcbem  €teobeb  vor- 
seheoeB  Person  innerhalb  der  Gtemen  ihros  Amteo  aiillronommen  wurde  od  ihre 
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GQltlgkeit  kann  wegen  der  fehlenden  Unterschrifl  des  Verfassers  und  des  Siegels 
Dichl  beanstandet  werden,  da  die  jetzt  zum  Wesen  einer  öffentlichen  Urkunde  verlangt 
werdenden  Förmlichkt  ite  n  in  frühcrf  n  Zdten  nicht  so  genau  beachtet 
wurden,  der  Mangel  eines  Siegels  eine  Urkunde,  wenn  sie  sonst  keine  Ver- 
dactatsspuren  an  sieb  trägt,  nicht  verdächtig  macht  und  Oberhaupt  der  Abgang 
einer  PirBUdikeit ,  welcher  einer  alten  Uritande,  wenn  sie  sieh  in  Hlnden  von 
Privatpersonen  lieflnde,  einen  Grad  von  GlaubwQrdIgkeit  entaieben  würde,  durdi 
die  Thalsache,  dass  sie  in  einem  Offentllrhen  Archiv  aufbewahrt  wurde,  vottkoii- 
men  ersetzt  wird, 

Spangenberg  I.  c  II.  Bd.  S.  5S.  98. 

weich'  tetsterer  Umstand  aoeh  die  Authentidtli  der  Urkimd&i  daas  sie  nlmlidi 
anch  wirklich  von  dem  als  Yerfertiger  darin  genannten  Conventoal  llebuad  Stel- 
genteach  heniUirt,  ausser  Zweifel  setit. 

Dieselbe  saf^t  nusdrOcklich,  dass  am  22.  Juli  1691  auf  feierliche  Welse  die 
beftagliche  Erzbrudersrhaft  zu  Dillendorf  eingeführt  worden  sei.  Sie  enthSlt  die 
Erklfininp  einer  öITentliehen  Person  Ober  mehrere,  auf  die  Einkünfte  und  Ver- 
bindlichkeiten der  Pfarrei  Diliendorf  Bezug  habenden  Thatumstfinde,  und  wenn 
auch  mit  dieser  Urkunde  nicht  die  Verschaffung  eines  Beweismittels  für  die  Existenz 
der  Bruderscbaftsstiftung  bezweckt,  sondern  dieselbe  zur  Sirherstellung  der  Ein- 
künfte der  Pfarrei  gefertigt  wurde,  so  hat  sie  doch  als  eine  aus  einem  ilrchiv 
entnommene  alte  Urkunde  den  Vorang,  dass  sie  auch  dasjenige,  was  nur  bei- 
lAnllg  darin  angefDbrt  wird,  voHstlndig  beweist,  mithin  auch  einen  Baweia  für 
die  Genehmigung  des  in  Frage  stehenden  Bmderscbaftsverelnes  liefert 

Spangenherg  loc  c  II*  S.  10. « 

Die  Vermehrung  des  Enbniderscfaaftsfonds  durch  eine  von  Adlerwirth  Jo- 
bann  Oberle  gemachte  und  vom  Abte  Angusthi  genehmigte  Siiflung,  worOber  der 
Kllgerin  unter  Ziffer  8.  des  Beweiserkenntnisses  der  Beweis  auferlegt  wurde,  Ist 
durch  die  von  Ihr  vorgelegten  Urkunden  ebenftlls  vollständig  erwiesen. 

Der  von  Nicol.  Henrich  von  der  Schlichten,  des  Abts  und  Prilaten  Anguatin 
Batb,  Landrichter  und  Obervogt  der  Herrschaft  Blumenegg,  aufigfenommene  Stif- 

tungsbrief  d.  d.  Ewattingen  den  14.  Mal  1709,  (rSgt  nach  seiner  äussern  Beschaf- 
fenheit alle  Merkmale  einer  öffentlichen  alten  Urkunde,  was  auch  Gegcnlbeil  nicht 
heabredet,  an  sich,  und  marhl  desshalb  einem  vollständigen  Beweis  für  dessen  In- 
halt, wie  dies  auch  bei  den  weiter  angerufenen  Urkunden  in  den  Acten  des 
Grossh.  General-Landes-Archivs  das  Verniächtniss  des  Johann  Oberle  von  200  fl, 
für  die  Bruderschaft  zu  Dillendorf  vom  Jahr  1709  bed  eH'end,  der  Fall  ist.  Hieraus 
wird  der  Beweis  hergestellt,  dass  auf  Grund  eines  Extra cts  aus  einem  Schreiben 
des  Obervogten  von  Bchlichten  an  den  PrStaten  Augustin  zu  St.  Blasien  d.  d. 
Ewallingen  den  27.  April  1709  um  Genehmigung  des  Oberle'scben  Legats  nach-  - 
gesucht  und  dieselbe  unierin  20.  April  1709  In  folgender  Fassung:  »die  Verord- 
nung approUrt  und  die  Termicfatnass  accepüric  ertheilt  wurde. 

Anlangend  der  Beweissatz  unter  Ziffer  4.  des  Bewelaerkenntnisses,  so  weist 
die  vom  Amtsrevisorat  und  Decanat  revldlrte  Beehnung  der  Scapolir>Bruder8ehaft 
zu  DiUendorf  vom  Scapnlirltot  1805  bis  dahin  1808 

(Seite  6.  der  Acten:  die  Uebergabe  der  8  Bmdersehalken  OÜlendorf,  Ewit* 
tingen  und  FQtzen  zu  einem  Armenfonde  de  1810  und  pag*  |.  2.  8.  und  7.  der 
darin  befindlichen  Rechnung  des  Rechnera  Schmalholz) 
nadi,  daaa  im  Jahr  1808  —  189(1  0.  in  verzinslichen  Capitaüen  fOr  den  Food  an* 


Urtbeil  des  badiscben  Oberbofgericbts  zu  Mannbeiui  vom  7.  Febr.  1867.  4i 

gekgt  waren,  seine  Eiunahme  278  fl.  46  kr.  luul  seine  Augaben  204  fl.  46  kr. 
betrugen. 

Alle  producfrten  Urkunden  begründen  die  rechUicbe  Ueberzeugung,  dass 
der  Armenfbnd  zu  Billendorf;  wie  auch  die  Regierung  des  Seekreises  als  flrObere 
Aufiiehtsbebörde  des  Fonds  In  Ihrem  Berichte  an  Grossh.  Mlnlsterfum  des  hinern 
vom  t4.  Juni  1864  In  den  Acten  des  katholischen  Oberstlftungsraihs,  die  sog. 

Ortsarmen-,  Orgel-  und  Schulstinung  zu  DiUendorf  betr.  anerkannte ,  der  Brudcr- 
schalt  beatae  virglnis  Mariae  de  monte  Carmelo,  welche  mit  Genehmigung  des 
damaligen  Abts  des  Klosters  St.  Blasien  und  gleichzeitigen  Herrn  der  Grafschaft 
Bonndorf  Romanus,  eingeführt  wurde,  seine  Entstehung  verdankt.  Sowohl  di^  se 
Stiftung,  als  die  des  spateren  Abtes  und  Landesherrn  Augustin  vom  29.  April  1709 
bezüglich  der  der  Bruderschaft  von  Johann  Oborle  legirten  200  fl.  ertheilten  aber 
soichtT,  sollte  ihr  auch  nicht  ausdrücklich  die  juristische  Persönliihkfit  verliehen 
worden  sein,  Jedenfhils  dem  mit  der  Bniderscbart  ans  den  Messopfem  gegrflndeten 
und  durch  die  200  fl.  des  Johann  Oherle  vermehrten  Stütongsfond  eine  solche 
PefsOnHdikett  and  wenn  auch  die  Bruderschaft  als  Corporation  dteseihe  durch 
Ihre  Aufhebung  verlor,  so  blieb  doch  ihre  SHfhmg  als  jurisHache  Perton 
fortbestehen.  Da  die  Bruderschaften  in  fVttheren  Jahren  von  Laien,  welche  fOr 
geistliche  Zwecke  tbSiig  sein,  aber  in  keinen  religiösen  Orden  eintreten  wollten, 
errichtet  wurden,  und  desshalb  nach  der  Lehre  des  Kirchenrechts  zu  den 
kirchlichen  Anstalten  gerechnet  werden, 

Walter,  Lehrbuch  des  Kirchenrechts  II.  Aufl.  §.  334. 
so  kann  die  ursprüngliche  kirchliche  Natur  des  Fonds  nicht  in  Zweifel  gezogen 
und  üesshaib  seine  Verwaltung  von  der  Kirchenbehörde  nach  dem  Gesetze  vom 
0.  October  1860  In  Anspruch  genommen  werden.  Der  Umstand ,  dass  seit  der 
Umwandlung  des  Fonds  tai  ehien  Armenfhnd,  Armenstiflungen  und  ZoschOsse  aus 
dem  Bonndorfer  Bezitksarmenfond  in  denselben  gemacht  wurden,  verwandelt  die 
kirchlidie  Ka-or  des  Fonds  nicht  In  eine  wehliche,  da  die  Armenstiflungen  auch 
hei  ihrer  Verwaltung  durch  die  KIrcbenhebörde  Immerhin  ihrctei  Stiftongszweck 
gemSss  erfDUt  werden  mQssen  und  der  weltlichen  Behörde  unbenommen  bleibt, 
sich  wegen  Ausfolgung  der  Armensiiftungen  mit  der  obersten  Kircbenbehörde  ins 
Benehmen  zu  setzen,  und  nöthigenfalls  sie  auf  gerichtlichem  Wege  zu  reclannren. 

Aus  diesen  Gründen  musste  abändernd  erkannt  und  der  beklasyte  Fond  nach 
Ansicht  der  %%.  169.  u.  170.  P.  0.  in  die  Kosten  beider  Keciit.szüge  verfällt  werden. 

Zur  Beglaubigung 
Grosstaerzoglicbes  Kreis-  und  Hofgerichts-Secretariat. 

(gez.)  ftaskut. 

Vri^U*  , 
In  Sachen 

der  ka'holtschen  Kirche,  eigentlich  des  katholischen  Obefstinongsraths,  Kttgers, 

Appellanten,  Oberappellaten, 

gegen 

den  Grossherzoglichen  Yerwaltungsliof  zu  Bruchsal  als  Vertreter  des  Loealarmen- 
fonds  zu  DUlendorf,  Beklagten,  Appellaten,  Oberappellaten, 

Anerkennung  der  kirchlicbeu  Natur  dieses 

Fonds  betr. 

wird  auf  das  Urtheil  des  Grossh.  Kreisgerichts  Waldsbat  vom  28.  December  1865 
Nr.  4111.  besagend: 
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»Die  KUfBrin  fei  Bit  4er  erHobcDeB  Klif e,  imler  VerfUlinir  in  die  Kosten 
des  BedrtsstnHs  almiweiseii;« 

sodann  auf  das  abftndenide  Urttieil  des  Grosshenof liehen  Kreis-  and  Hof* 
gerieliis  Coosttos,  Appellations- Senat,  vom  8.  Juli  1866  Nr.  6674.  des  Inhalts: 
^Der  Local-Armenfond  zu  Dlllendorf  sei  als  lilrchllche  Stiftung  zu  erlilfiren, 
der  Vertreter  des  beklagten  Fonds  habe  dieses  anzuerkennen  und  zu  ge- 
statten, dass  sein  Vermögen  als  kirclillcbe  Sliflung  gesetz-  und  verordnungs- 
gemäss von  der  Klägerin  verwaltet  und  benülzt  werde,  auch  habe  der  be- 
klagte Fond  die  Kosten  beider  Instanzen  zu  tragen.« 
noQOiehr 

aar  die  von  BeUagten  ergrUrene  Obenppeaaikm  iiaeh  gepflogenen  VeritandlaDgen 
von  GffosahenoglickeM  Oberho(fe[erielile  an  Hecht  erkannt: 

Das  ÜrtlieU  des  Crosibenoglklien  Kreis*  und  üoilfericlils  GonstaAx,  Appei- 
lations-Senats  vom  S.  Joli  1866  sei  anter  VerIlUang  des  BeUagten  in  die  Kosten 
andi  der  dritten  Instanz  in  folgender  Fassung  zu  bestätigen : 

Der  Local-Armenfond  zu  Dillendorf  sei  als  kirchliche  Stiflun?  zu  erklären, 
der  Vertreter  des  beklagten  Fonds  habe  dieses  anzuerkennen  und  zu  gestatten, 
dass  sein  Vermögen  als  kirchliche  Stiftung  gesetz-  und  verordnungsgemäss  ver- 
waltet und  verwendet  werde,  auch  habe  der  beklagte  Fond  die  Kosten  beider 
Instanzen  zu  tragen. 

V.  R.  W. 

Dessen  nur  Urimnde  Ist  dieses  Urtliett  nach  diesseitiger  Verordnonff  ans* 
gefertigt  und  mit  dem  grosseren  Gcrldits-Insiegel  verseilen  worden. 

So  gesdielien 
Mannlietm,  den  7.  Februar  1867. 

GrosslieRoglieli  Badiscbes  Oberiml^eriebt. 
(L  S.) 

gez.  V.  Marschau,  SeUt. 

Entscheidungsgründe. 

Die  gegen  das  Unheil  des  AppeUattons-Senata  ergriffene  Besebwerde  stellt 
sieb  als  unbegründet  dar. 

Was  vorerst  die  Frage,  ob  die  borgerlichen  Gerichte  zur  Entscheidung  des 
vorliegenden  Rechtsstreits  zustündig  sind,  betrifft,  so  ist  dieselbe  zu  bejohen,  weil 
die  zum  Vollzug  des  S-  It).  des  Gesetzes  vom  9.  October  1860  auf  Grund  der 
Yeitsfindigung  mit  der  Klrebenbehliie  eriaasene  Allerhöchste  Verordnung  vom 
20.  NoTember  IMl,  *-  die  Venvalinng  des  l^aiboliseben  KirdienvermOgens  be- 
treffend, —  in  S,  21.  die  Entsdieldang  der  Frage:  ob  Stiflongen  als  weUUebe' 
oder  Urcbllcbe  ni  betraeblen  seien,  geeigneten  Falls  vor  die  Gerlebte  verweist, 
und  weU  in  der  That  eine  Beftignlss  prlvatreebtlleber  Nator  in  so  fern  im  Streite  / 
liegt,  als  es  sieb  um  Entscheidung  der  Frage  (iber  die  rechtliche  Natur  der  Stif- 
tung handelt,  wovon  nach  dem  angeführten  Gesetze  das  Recht  zu  deren  Verwal- 
tung abhSngig  gemacht  ist,  welches  bei  Stlfiunpen  eine  grössere  Tragweite  hat  und 
auch  die  Befugniss  in  sich  fasst,  die  Erträgnisse  derselben  zu  den  Stiftungs- 
zwecken zu  verwenden. 

In  diesem  Sinne  ist  das  Klagbegehren  auf  Anerkennung  der  kirchlichen 
Natur  der  fraglichen  Stiftung  und  auf  Zuerkennung  des  Rechts  iiir  Verwaltung 
und  Verwendong  des  8tIDnngsvcrm0gens>.anftann8en,  mid  begründet ,  —  und  er- 
scheint biemaob  dar  iutfboiisebe  Mentiftonfsnitb  als  diejenigo  Behörde,  weloher 
die  Aufiilcht  Ober  die  Terwallong  der  ftlrcftUcheii  Siinmigen  md  deren  Becbis- 
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▼tffvemg  sHfelil,  einer-  «d  der  VciwattiigiM,  imMmbi  ü»  gkicbe  Zt8lte- 
dliM  Mifflich  der  tpeieUehen  OrtmUtaigeii  dogertnt  iit,  oml^rer  fleHs 
ta  YWUeg enden  Streite  als  legilimlii 

Damit  dem  Klagebegehren  entsproelien  werden  könne,  hat  der  klagende 
Tbeil  Dar  die  kirchliche  Natur  der  Stiftung  nachzuweisen,  dagegen  ist  die  in  An- 
regung gebrachte  Frage  Ober  das  Bigentbum  des  rragllchen  Stifiungs- Vermögens 
fDr  die  Entscheidung  der  vorliegenden  Streitfrage  unerheblich.  Das  erwähnte  Gesetz 

m.  Yergl.  die  Begieriiiig8>  Motive  &  9.  Comniaaioiiatieriebt  der  II.  Kammer 

Seite  14. 

bat  die  Frage  des  Eigenthums  am  Kirehengot  absiclUlidi  nicht  entschieden,  son- 
doii  das  ktasead  feilWgle  Beibl  lediglidi  fn  |eiwr  KtcfewdMng  abMüglg  ice- 
ntsU  and  die  BesOBimf  in  f.  M.  ummi  der  dtn  fehMfCD  VoOHga^Ver- 
•vdMü  UBtr  Yenergt  u  MRm  gawclit,  daas  dts  KiitlMiiot  in  adMOi  Be- 
atnde  erbalfe«  «d  aela  Eiing  der  Wldmaf  genta  verwendet  werde. 

Der  Beweis  der  thatsftchlichen  KlagebegrQndung,  wie  er  nach  §.  5.  a.  und 
c.  der  besagten  landesherrlichen  Verordnung  erforderiidi,  ie$  aber  veUatliuUg 
dmch  die  anerkannten  Urliunden  hergestellt. 

hidem  bezQglicb  des  Inhalts  und  der  rechtlichen  Würdigung  dieser  Ur- 
kunden im  Allgemeinen  auf  die  Entscheidungsgr&nde  des  Appelli^UMis- Senats  hin- 
gewiesen wird,  ist  noch  zu  bemerken: 

Hinsichtlich  der  Errichtung  der  fraglichen  Bruderschaft  sind  zwar  weder 
die  nrsprOngUcbe  Stfftmiga-  ed«  Oanebmigungs-Uikande,  nocB  Abicbriften  Mevon 
vorgelegt  worden,  ao  daea  die  Beweisitraft  der  voigel^en  Urkunden  nicht  nacb 
den  L.  B,  S.  1SI7.,  tS22.,  1815.  benribeOt  werden  kann. 

Allein  dieselben  fbhren  Jene  Errlcbbmg  enUdender  Weise  dergeatalt  an, 
dass  die  ErzAhloQg  fltft  dem  eigentlichen  dispositiven  TheU  der  Urkunden  in  un- 
mittelbarem Zusammenbange  steht,  —  und  sie  beweisen  daber  nacb  L.  B.  S.  1820 
aneli  das  erz&hlender  Weise  Angeführte. 

Die  Urkunden  enthalten  nAinlich  zunächst  Aufzeichnungen  der  Einkünfte 
der  Pfarrei  Dillendorf,  sodann  aber  die  Resclireibung  der  beim  Gottesdienst  da- 
selbst einzuhaltenden  Feierlichkelten  und  mit  diesem  lelztbezeichneten  Theile  des 
Inhalts  der  Urkunden  steht  In  innigster  Verbindung  die  darin  vorkommende  Er- 
z&blung  Ober  die  Errichtung  der  Bruderschaft  und  den  Inhalt  der  Genehmigungs- 
Urkunde,  indem  darnach  gottesdienstliche  Handlungen  (Processionen,  die  Absingung 
bestimmter  Litaneien,  Opfermessen)  vorzanebmen  sind.  * 

Die  Beweiikrall  dieaer  Urkunden  erMreckt  sieh  niebt  nor  aafdie  BedMiÜgten 
nnd  Bire  Becblalbiger,  aendem  wirkt  auch  gegen  Dritte,  weB  die  vorUegenden 
Urkondcn  unstreitig  atte,  tbellwelae  Aber  170  Jabre  alte  md  stets  In  Ardilven 
mil  birentlichem  Glaaben  aofbewabrt  gewesen  staid. 
Zachanä,  Handbuch  etc.  IV.  S.  454.  Not.  18. 

Spangenberg,  Die  Lehre  ton  dem  Urkunden-Beweis  etc.  II.  7  IT.,  20.  Nr.  3.,  60. 
Hinsichtlich  der  Zustiflung  Oberle's  wurde  die  Original- Stiftungsurkunde 
vorgelegt  und  anerkannt,  und  auch  diese  Urkunde  ist  stets  in  öffentlichen  Archiven 
aufbewahrt  gewesen.  Wenn  dieser  Umstand  den  sämmtiichen  Beweisurkunden 
auch  nicht  den  Charakter  öffentlicher  Urkunden  verleihen  kann,  sofern  sie 
nicht  schon  an  skh  diesen  Charakter  haben ,  so  kommt  er  ihnen  doch  in  sofern 
an  Statten,  als  or  die  voBe  Sicberbelt  gewährt,  dass  die  Urkunden  seit  ibrer  Nie* 
derlegong  In  den  JteUven  tai  kdoer  Weise  varlndeit  wwrdcn  sind.  Da  sie  aber 
bi  der  Ihat  aicb  als  dltelHafte  Orinnden  dartteHrn»  indeB  Inabcsondere  daa 
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FeMeB  dct  die  Stelle  der  DolefaciirUI  verMendeii  Siegeis  des  Veifassen  der 
IMtiBde  vom  Jthre  17S9  bei  dem  Umstande,  dsas  nach  den  ta  ihr  entfchtlicheB 
Spuren  dasselbe  flrQher  an  ihrem  unteren  Rande  angehiogt  war,  bei  dem  liehe« 

Alter  dei  Urkiuide  unerheblich  ersclieint,  und  da  ferner  be'i^Qglicli  dieser  aus  einer 
lüngst  vergangenen  Zeit  herslaramenden  Urliunden  die  Verniuthung  dafür  streitet, 
dass  bei  deren  Abfassung  die  gesefzüchen  Formen  beobachtet  worden  sind,  —  so 
haben  die  darin  niedergelegten  Aufzeichnungen  von  Beamten  über  AmtsüaudluDgt  n 
und  oftkielle  Wabrnebinungen  mit  öffeiitUfiben  Verfügungen  und  Zeugnissen  lieu- 
tigen  Tags  die  gleiche  Beweiskraft. 

Spangenbery  a.  a.  0.  I.  295.,  Ii.  43  ff.  95  ff. 

WeMi,  Civ.-Pr.-Mr.  &  t09  f.  2it  f. 

Dass  die  in  Frage  stehende  Bruderschaft  wie  es  $.  5.  c.  cit.  voraussetzt, 
hdrperschaftHehe  BedUe  erimgt  Iml,  Ist  imeh  den  hetelehBClen  BeweHmAndeR 
nicht  so  beswelMii.  In  den  ThatsadM«  der  Hnkhlong  der  Brodenehaft  nnd  der 
Genehmigung  einer  Znsiiftung  durch  den  Jeweiligen  Laodesherin,  wovon  die 
Erstere  die  Bruderschaft  mit  der  Möglichkeit  des  VermOgens-lrwerhs  angeMtel 
und  die  Zweite  derselben  ehi  VernH^gen  zugewendet  hat  —  liegt  an  und  fUr  sieh 
in  der  erstem  die  Begründung  einer  juristischen  Person,  in  der  letzteren  die 
Anertcennung  einer  schon  bestehenden  juristischen  Person^  nimitch  eines  vermft» 
gensfShigen  Subjects  (pium  corpus,  pia  causa). 

M.  vergl.   Savi(jny,  System  etc.  II.  §.  85.,  §.  88,,  insbes.  S. 
Schulte,  Icathol.  Kirchenrccht  $.  9  t  S.  485  ff. 

Per  Umstand  aber,  dass  die  Stiftung  zu  kh-chlichrn  Zwecken  ffir  den  Ort 
Dillendorf  geschehen  sei,  —  was  ebenfalls  eine  Vorausselzmig  des  §.  5.  c.  cit. 
bildet  —  ergibt  sich,  obgleich  eigentliche  Statuten  der  Stiftung  nicht  vorhegen, 
aus  dem  Namen  des  errichteten  Vereins,  aus  der  Eigenschaft  des  Griniders  der- 
selben als  Abt  von  St.  Blasien,  aus  der  bistorisrben  Thatsacbe,  dass  die  Bruder- 
schaften, welche  in  firOheren  Jahrhunderten  hi  grosser  Anzahl  sich  geUMet  haben, 
Vereinigungen  von  Laien  zum  Zwecke  rellgiitser  geisHtcher  und  kircblldier  Tbl- 
ligkeit  sind, 

H.  vergl.  Walter,  Kirchenrecht  %.  ' 
Seluau  a.  a.  Orte  $.  175. 
RkhUr,  Ktrchenrecht  f.  282.  a.  UL 

und  aus  dem  Inhalt  der  Oewetsurkunden«  wonach  die  ThAtigkeit  der  Mitglieder  ^ 
der  Dillendorfer  Bruderschaft,  soweit  sie  daraus  ersichtlich  ist,  in  der  besonders 
ausgezeichneten  Tbeiinahme  an  ebier  gottesdienstüchen  Haniilung,  ober  aUlährlich 
wiederkehrenden  Procession  besteht.  Die  ZustiClung  Oberle's  erseheint  ausserdem 
nach  $.  5.  a.  Abs.  2.  cit.  als  Kircbenvermögen  soweit  sie  zu  einem  Jabrtag  ge- 
macht worden  ist  —  im  Uebrigen  aber  nimmt  sie,  wie  die  in  der  Klage  ang:e- 
fübrten  anderen  Zustiflungen,  als  Theile  des  BruderschaAsronds,  auch  die  Eigen- 
schaften und  die  Natur  der  ursprünglichen  Stiftung  an. 

Die  Einwendung,  die  fragliche  Bruderschaft  habe  seit  1809  aufgehört  zu 
bestehen,  der  §.  5.  c.  cit.  spreche  aber  nur  von  im  Jahre  1860  bestandenen  i 
Bruderschaften  und  §.  lO.  des  Gesetzes  könne  nicht  auf  &\\e  jemals  bestände^  \ 
nen,  vom  Staat  jedoch  im  L.aufe  der  Zeit  aufgehobenen  Bruilerschaflsfonds  « 
rüciibezogen  werden  —  erscheint  als  unbegründet.    Wie  nach  gemeinem  fiecbt 
die  AuWsung  einer  otamwi  begitndeten  jurlsüscben  Persaii  mf  dank  die  fie* 
nehmigvig  der  höchstes  StMtsgewalt  hettfumt  werden  kann, 
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M.  vergl.  Savi(/iu/  II.  S.  279., 
so  steht  auch  nach  dem  Organlsations-Edict  vom  26.  November  1809  (Reg.-Bl. 
LIL  — )  piler  dessen  Heirscbtft  die  AollQsiiiig  slattgeAindeii  baben  soll, 
Ben.  T.  VI.,  S8.  lu.  und  89.,'  4^  Aafhebung  Jiesleliender  gelsiHdier  Corporttlonen, 
Süftongen^c.  nor  dem  StaatsoberlUNipCe,  betfehongswcise  der  Mtatelerial-Con* 
ferenx  zn,  an  deren  Stelle  jetsi  das.  Staals-Minlsterfam  getreten  ist  Dass  dorcb 
die  VerfDgung  dieser  obersten  Staatsbehörde  die  Bruderscbaft  aafgehoben  nnd 
deren  Fond.s  wettürhen  Zirecken  gewidmet  worden,  lionnte  nicht  behauptet  wer- 
den; es  ist  vielmehr  nur  bemerkt,  dass  das  Obervogtei-Amt  Bonndorf  auf  eine 
Auflösung  derselben  hingewirkt  habe,  was  nach  Obigem  die  Auflösung,  auch  beim 
Hinzutreten  des  faciischen  Umslandes  der  Vereinigung  des  Fonds  mit  anderen 
gleichartigen  Fonds  zu  einem  Armenfond  Bonndorf,  nicht  zur  Folge  h«ben  konnte. 
Da  mitbin  der  firagiiche  Fond  nach  seinem  ursprünglicbtn  Zwecke  kirchlichen 
Bedürfnissen  gewidmet  war,  derselbe,  wenn  aocb  dessen  (Hkberer  Name  aufge- 
bikrt  bat,  doch  als  Jorlslisciie  PersöntteblLeit  nocb  vorbanden  ist,  nnd  setaien  Cba- 
hüter  nicbt  dadurcb  verloren  bat,  dass  er  jetzt  vonEogswelse  der  Arnemintei^ 
stotzimg  gewidmet  bt,  da  letztere  «oeb  einen  wesentlitiben  Tbeil  der  IdrclillcbeA 
TUMfi»eit  bildet,  st  eiMbehit  derselbe  IbrtwilmBd  als  eine  kircMicbe  Sttttimg, 
nnd  Ist'  naeb  den  fbr  kIrdiUrbe  satloagcn  lüsagebendan  Voncbrilten  zn  ver- 
walten. 

Was  endlich  die  Einrede  der  Klagverjährung  anbelangt,  so  ist  auch  sie 
verwerHich.  Die  jeizt  eeitt^id  gemachte  Berechtigung  zur  VfrwaKun?  und  Ver- 
tretung kirchlicher  Stiftungen  ist  dem  klagenden  Theile  erst  durch  das  angelührle 
Gesetz  und  die  erwähnte  landesherrliche  Verordnung  eingeräumt  worden  und  es 
war  ihm  daher  unmöglich,  vor  Erlassung  derselben  die  auf  deren  Grund  ge- 
stQtzte  Klage  zu  erbeben,  so  dass  der  Grundsatz:  agere  non  volenti  non  corrit 
praeocriptio  arg.  L  R.  S.  2256.  Nr.  1.  2227.,  —  bler  zur  Anwendung  kommen 
IDUS9.  Der  Lauf  der  Veijibrnng  bat  somit  erst  mit  Erlassong  der  gedachten 
VoQziigs^YerordmHig  begonnen  und  ist  demnach  nocb  nicbt  voilendet. 

Ana  diesen  (SrMen  mnnle  das  UrtbeH  des  Appeliatloia-Senats  Im  Wesent- 
ttcbes  bestitigt  und  zu  Venneldang  möglicher  Missverslfindnisse  nur  In  der  Fas- 
sung etwas  modiflcirt,  aocb  nach  f.  170.  der  Prozess-Ordnong  wegen  der  Kosten 
erkannt  werden. 

Zur  Beglaabigung : 
A,  M,  Metz. 
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Die  Entwickclung  des  christlichen  Charakters  des  Staates  im 
Mittelalter  imter  der  Herrschaft  der  Herovioger, 

TOD  ProfiHsor  1>r.  J.  F ehr  In  TU»fii|»ii. 

(SohluM.  VsU  ArAliiT  XVn,  SOI- MO). 

n. 

CbUperich's  S<^y  Chlotar  II.  tiMrlehteiBeuiea  Täter,  aQe  seine 
Oheime  mid  deren  DeseendenfeiB  und  bndite  im  Jahre  618  abennals 

die  ganze  flränkisehe  Monardiie  unter  seiner  Hand  zusammen  und  be- 
hielt sie  bis  zu  seinem  Tode  im  Jahre  G28.  Wir  haben  seine  unver- 
kennbaren Verdienste  um  die  Gesetzgebung  bereits  hervorgehoben. 
Mau  macht  dieser  merovingischen  Periode  nicht  ohne  Grund  den 
Vorwnrf  der  »ärgsten  Verrohung«^).  Wenn  die  Gesetze  im  Allge- 
meinen ein  lebendiges  Spiegelbild  des  sittlichen  Gehaltes  eines  Volkes 
bilden,  so  können  die  Volksgesetze  jener  Zeit  znr  Erhärtung  einer 
solcben  AnMellnng  benützt  werden,  mid  doeh  sind  sie  sogleich  ein 
Beweis  dalBr,  dass  es  mdit  an  enürfHiehea  Yersnehen  gebrach,  den 
GeistderBohbeitzannterdrttciDBii  mid  christliche  Gesittung  im  Ydllce 
einzuführen.  Der  Ibsstab  der  sittiklken  Znstinde  mMerer  Tage,  so 
verschieden  dieser  auch  sonst  auf  unser  Jahrhundert  angewendet  werden 
kann,  passt  nun  einmal  nicht  für  die  Jugendzeit  der  unter  der  Zucht 
der  christlichen  Kirche  allmählich  heranwachsenden  fränkisch-germa- 
nischen Völker.  An  der  erziehenden  Hand  der  Kirche  sind  diese  erst 
lebensfähig  in  die  europäische  Staatenfamilie  eingetreten  und  haben  sie 
ibr^  welthistoiischen  Beruf  erföllt.  Daher  ist  aber  auch  die  Gescbicfate 
dieser  ViUker  in  diesem  Zeiträume  blos  in  ibrer  engsten  Beziebnng  znr 
Kncbe  lichüg  za  verstellen  nnd  gebOrig  zn  würdigen.  So  bilden 
ancb  die  OoneOien  nnd  Synoden  die  Grund-  nnd  Unterlage  der  staat- 
licben  Gesetzgebung.  Zwar  eröffnet  Chlotar  II.  seine  Alleinherrschaft 
mit  blutigen  Thaten  und  gleichwohl  wurde  uacbmals  zu  seinem  Ruhme 
gesagt,  er  habe  durch  Sitteureinheit  die  Alleinherrschaft  verdient'); 
doch  als  Gesetzgeber  behielt  er  ein  offenes  Auge  für  die  klaffenden 
Wanden  des  Staates.  Bei  den  in  jählinger  Aoflössung  begriffenen 


1)  Leo,  Vorlesungen  Ober  die  Geschicbte  des  detUscben  Volkes  und  Reicbes, 
Halle  1854  Bd.  I.  S.  S78. 

2)  Lotharius  II.  postquam  ad  intelligibilem  aetalem  venit,  honestati  morum 
studere  coepit;  unde  a  Deo  exaltatus  eo  usque  processit,  ut  monarchiam  regnt 
Francorum  mereretur  areipere  solus.  Vita  S.  Sigeberti,  auctore  Sigeberto  mo- 
naciio  Gemblaeensi  bei  Bimquei  II.  p.  597. 
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Verhältnissen  in  den  verschiedenen  Landestheilen  that  Versöhnung  der 
sich  abstossenden  und  befeindenden  Elementen  in  erster  Linie  noth ; 
das  hat  wohl  auch  Chlotar  IT.  begriften.  Daher  seine  ernstlichen  Versuche, 
in  Burgund  sich  die  Herzen  der  massgebenden  Kreise  zu  gewinnen 
um  damit  dem  Staate  eine  festere  Grundlage  zu  geben.   Wie  Vieles 
davon  seinem  eigenen  freien  Entsefalnsse  oder  dem  Einflüsse  weiser 
Staaftsrnftmier  znziiseluraben  ist,  wm(^ii  irir  nidit  mehr  sa  ent- 
scheiden; zwar  der-GeschicIitsschreiber  der  Franken,  Fred^iar,  berichtet 
mis:  tim  88.  Jahre  seiner  Herrschaft  berief  GUdaur  den  Hansmeier 
Wamachar  mit  sbnmtUchen  Bischöfen  nnd  baionen  von  Borgmid  zu 
sich  nach  dem  Hofgute  Bonogelum    nnd  gab  daselbst  allen  ihren  ge- 
rechten Wünschen  Gehör  und  verlieh  seinen  Bewilligungen  Gesetzes- 
kraft^).«   Es  ist  dies  oilenbar  ein  Synodallandtag  gewesen,  auf  dem 
in  erster  Reihe  von  den  kirchlichen  Würdenträgern  die  Angelegenheiten 
der  Kirche  und  dann  von  diesen  in  Gemeinschaft  mit  den  Grossen 
des  Volkes  die  bürgerlichen  Verhältnisse  des  Landes  eine  Regelung 
gefanden  haben.  Dass  Eredegar  bei  Angabe  der  Jahreszahlen  nicht 
immer  ganz  zaverlässig  ist,  braucht  nicht  mehr  erst  erwiesen  zu 
werden  und  so  11^  mehr  als  eine  Vermnthung  vor,  dass  dies  am  16. 
October  des  Jahres  614  geschehen  sei.  Die  Urkunde  ist  nftmlich  er- 
halten ;  darnach  wird  die  Erhebung  aller  neu  eingeföhrten  Zölle  und 
Abgaben  verboten,  alle  Leute  erhalten  die  Güter  zurück,  welche  sie 
in  den  letzten  unruhigen  Zeiten  durcli  Treue  gegen  ihre  Herren  ver- 
loren hatten  3).    Warnachar  erscheint  als  der  Führer  und  Vertreter 
der  Volkssache  der  Burgunder.   Denn  in  Burgund  wurde  Brunhilde 
ton  den  Baronen,  den  Bischöfen  sowohl  als  den  übrigen  Leuten  *)  ge- 
fOrefatet  und  gehasst.  Darum  verschwören  sich  diese  mit  Wamachar, 
es  solle  nicht  einer  von  Theodorichs  Söhnen  entkommen,  sondern  alle 
sterben,  am^  die  Bnmhilde  wollten  sie  umbringen  and  sich  für  Chlotars 
Herrs^aft  erklftren.  Und  so  geschah  es  auch.  Wamachar  wurde 
hierauf  zum  Hausmeier  in  Burgnnd  erhoben  und  ihm  von  Chlotar 
das  eidliche  Versprechen  gegeben,  ihn  Zeitlebens  nicht  abzusetzen. 
vSo  ward  das  Frankenreich  wieder  befestigt  und  die  ganze  Macht  durch 
den  jungeji  Chlotar  vereinigt,  der  im  frieden  mit  allen  Nachbarvölkern 


1)  Boneoil,  nördlich  von  Paris;  siehe  Ober  den  fraglichen  Ort  MahÜlon, 
^  «e  diplomatic«  Ubri  VI.  Neapel  1789  I.  IV.  p.  264.   Pariser  AilS8«be  S.  tSt. 

2)  Fredegar  Chronic,  c.  44.,  bei  Bmiquet  II.  p.  431. 

3)  S.  Otto  Abel  in  seiner  Uebersefzung  des  Fredegar  (Gostliicütsfüreiber 
der  deutschen  Vorzeit.   7.  Jahrhunderl.   Berlin  1849.  S.  80.  A  4. 

4)  Burgundiae  Barones  vero,  tum  episcopi  quam  ceteri  leudos  c(c  Frede-- 
gar  c.  41.,  bei  Bouquet  II.  p.  429. 
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16  Jahre  gläßktich  regierte  ^).  Aus  der  ganzen  iBrz&hliing  der  gerftusoh- 
voUen  und  erschfittemden  Vorfälle  des  Jahres  613  dürfte  wohl  nnswei- 
dentig  erhellen,  dass  Chlotar  alsbald  nach  dem  Antadtt  seiner  Begiernng 
fiher  das  von  inneren  Parteiungen  und  allen  Leidenschaften  zerrissene 
und  ans  tausend  Wnnden  blutende  Burgund  zur  Ordnung  der  dortigen 
Verhältnisse  geiiöthigt  war  und  wohl  unmöglich  das  Jahr  616  oder 
G17  oder  618  hierzu  abwarten  konnte.  Zugleich  dürften  aber  auch 
die  hier  gemachten  und  zum  offenen  Gesetze  erhobenen  Zugeständnisse 
nicht  wesentlich  von  jenen,  die  er  in  Neustrien  verlieh,  verschieden 
gewesen  sein.  Dass  auch  die  Kirche  dabei  bedacht  ward,  kann  einfach 
schon  daraus  erschlossen  werden ,  dass  der  gesanunte  Episcopat  Bur- 
gunds auf  der  in  Bede  stehenden  Ventanimlung  sidi  eingefiindea  hatte 
und  gewiss  hat  dieser  in  seiner  Gesammtheit  den  Bechten  ind  Bedürf- 
nissen der  Kirche  nichts  vergeben. 

Auf  dem  Grunde  der  Ütnften  Synode  von  Paris  haben  wir  toh 
KOmg  Chlotar  U.  ein  denkwürdiges  Actenstück ,  das  an  Bedeutung 
die  Beschlüsse  jener  Generalsynode  noch  übertrifft,  die  er  auf  den 
October  614  in  die  Hauptstadt  Neustriens  berufen  hatte,  die  von  nicht 
weniger  als  neunundsiebzig  Bischöfen  besucht  war  und  daher  unstreitig 
die  glänzendste  und  grossartigste  genannt  werden  mnss,  welche  bis 
jetzt  im  FrankenreiGhe  gefeiert  worden  war.  Vom  18.  October  614 
ist  die  Bestätigung  und  wenn  wir  uns  so  ausdrucken  dürfen,  das 
Einf&hrungsgesetz  Chlotars,  das  tbrigens  noch  nidit  unerhebliche 
Zusfttse  und  Erweiterungen  enthält.  Die  Synode  lutite,  wie  in 
den  Eingangsworte  des  ProtocoUes  ausdrücklich  erklärt  wird,  si^  die 
Aufgabe  gestellt,  alle  Verordnungen,  welclie  die  Zeit  Verhältnisse  er- 
forderten, zu  erneuern  und  den  von  allen  Seiten  erhobenen  Klagen 
Abhilfe  zu  verschaffen  und  alles  das  zu  berücksichtigen,  was  der 
Wohlfahrt  des  Königs,  des  Volkes  und  der  Kirche  erspriesslich  sein 
kOnne.  Der  König  aber  spricht  seinerseits  die  Ueberzeugung  daliin 
aus,  dass  das  Glück  des  Beiches  mit  Gottes  Willen  nur  dann  sich 
mehre,  wenn  in  demselben  mit  Gottes  Gnade  die  Beschlfisse  der 
Synode  unTerbrüchlich  gehalten  und  die  diesen  entgegenstehenden 
UisshTänche  beseitigt  werden^.  In  der  That  wurde  hier  soglei<A 
eine  för  die  Kirche  hochwichtige  Frage  zur  Entscheidung  gebracht, 
nämlich  die  der  freien  Bischofswahlen.  Gar  manche  der  merovingischen 
K^taige  hatten  mit  Umgehung  der  Wahl^reiheit  namentlich  ihre  fiof- 


1)  Fredegar  c  42.  qnod  fdidter  |»osl  aei  decem  annis  tenoft,  Racen 
Jiabens  com  omnibas  gentibos  vidoto. 
t)  Peru  Legg.  I.  p.  14. 
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Irate  auf  die  erledigtoi  bischöflichen  Stähle  befördert  und  von  Seiten 
manchw  Bewerber  war  auch  das  yon  ihnen  verthfiiltdGelid  entsidieideiid 
in  die  Wagschaala  golälkiL  üm  diesem  Misstande  ein  Ar  alte  Hai 
n  b^gagnsn,  hatte  die  Synode  verordnet:  beim  Todesfälle  eines 
Bisehoft  solle  derjenige  ordinlrt  werden,  den  dar  Metropolit  sammt 
den  Comprovineialent  dem  Eleras  nnd  dem*  Volke  gewählt  hat^).c 
Dem  ward  in  der  königlichen  Verordnung  beigefügt :  wenn  die  Person 
würdig  erscheint,  so  soll  sie  die  Bestätigung  des  Königs  erhalten; 
fällt  die  Wahl  aber  auf  einen  der  Hofleute,  so  soll  die  Ordination  nach 
Massgabe  seiner  Verdienste  und  Gelehrsamkeit  erfolgen.  Die  beiden 
letzten  Sätse  bat  der  erste  Canon  der  Synode  nicht,  und  es  ist  daher 
klar,  dass  sie  za  Gunsten  des  sich  allmählich  erstarkt  fohlenden  König- 
thnms  abgelluut  sind,  das  sich  in  Besetzung  der  Bisthämer  einen 
Spietcanm  aslbsteigeiier  Snischeidnng  bewahren  wüL  Ebenso  to^ 
langt  der  ä^geflüffte  Canon  Wahl  ohne  GewShnmg  eines  Yoräieils 
oder  Spendong  an  Geld  yon  Selten  der  Bewerber,  nnd  andi  diese 
BesMmmnng  bat  die  königliche  ConstitQtion,  wer  vermöchte  zu  ent- 
scheiden, ob  absichtlich  oder  unabsichtlich,  weggelassen,  dagegen 
hat  sie  noch  den  letzten  Absatz  in  Betreif  der  Ordination  der  Ange- 
hörigen des  Hofes  hinzugefugt.  Kein  Bischof  darf  einen  Nachfolger 
für  sich  bestimmen,  sondern  zu  seinen  Lebzeiten  darf  nur  dann  ein 
anderer  an  üeine  Stelle  gesetzt  werden,  wenn  er  unfähig  ist  zur  Lei- 
tung der  Kirche  nnd  der  Geistlichkeit;  ebenso  darf,  sa  lange  der 
Bischof  lebt^  kemer  es  wagen,  seme  Stelle  ehusonehmen.  Kein  Kle- 
riker darf  mit  ümgehnng  seines  Bischolb  den  König  oder  andere 
Qxosse  angehen  vipd  sie  nm  Schnta  bitten,  nnd  diese  dürfen  üa^  nicht 
anfbehmen,  ansser  er  wolle  jenen  nm  Yendhnng  bitten.  Zn  can.  .4., 
womach  kein  (weltlicher)  Richter  ohne  Vorwissen  des  Bischöfe  dnen 
Priester,  Diacon  oder  Kleriker  strafen  oder  verurtheilen  darf,  und 
wenn  er  dieses  thut,  von  der  Kirche,  der  er  das  Unrecht  zugefügt  hat, 
so  lange  ausgeschieden  sein  soll,  bis  er  die  Anklage  fallen  lässt,  wird 
die  Beschränkung  hinzugefügt,  nur  in  Civilangelegenheiten  dürfe  der 
weltliche  Bichter  ohne  Vorwissen  des  betreffenden  Bischofes  nicht 
gegen  Geistlidie  einschreiten,  wohl  aber  in  Griminalsachen,  und  wenn 
die  Schuld  ganz  offen  daliegt;  ausgenommen  werden  Priester  und 
Diaeonen;  wer  aber  yma  den  Geistlichen  dnes  piBinlichen  Yeibrecheiis 
Hherwiesen  ist,  soll  den  Oanones  gemfiss  gestraft  und  in  Gegenwart  des 
Biseho&s  rerhOrt  werden.  Streitigkeiten  dagegen  iwisohen  Laien  und 


1)  Sirmond  I.  |i.  471.  t.  HefOe,  OtnidNengMehlelite  M.  Hl.  S.  SS; 
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0«iiillioheB  sollen  gememaam  yom  weKUohen  Biehter  und  töm  g4s^ 
fiehen  Yorgw/Men  atutgomaoht  weideni^. 

So  Toriheilliafk  nim  ancb  diese  Bestmmraiigeii  f3r  &  ISrdbi 
lauten,  so  Iftsst  sich  dodi  nicht  in  Abvede  dehen,  dass  atoeh  dfö 

Machtansprfiche  des  Staates  oder  des  Königs  nü' Anwendung  aller 
Vorsicht  gewahrt  werden.  Dagegen  soll  der  damals  nicht  immer  aus- 
reichende Schutz  des  Königs  durch  den  der  Bischöfe  ergänzt  und 
verstärkt  werden.  Namentlich  stehen  die  Freigelassenen  der  Freien 
unter  dem  Schutze  der  Bischöfe  gemäss  dem  Inhalte  der  ihre  Frei- 
lassang betreffenden  schriftlichen  Aktenstücke,  da,  wie  wir  schon 
oben  gezeigt  haben ,  alle  diese  Bechtsverhältnisse  betreffenden  Yer^^ 
tiAge  aohnftlioli  nnd  Yor  Zengen  abgemadit  werden  musflten;  nur  & 
Gegenwart  des  Bisekofts  eder  des  Yoistelien  der  SMie  darf  über  ab 
abtearthflilt  werden.  Gegen  die  damals  dieliende  Fe»:MM*^ 
Staates  haben  licli  die  Synode  nnd  die  lOn^^lie  Oousllliitloii  in 
gleich  entschiedenem  Sinne  ausgesprochen.  Die  letztere  verordnet: 
»die  Juden  dürfen  über  die  Christen  kein  öffentliches  Amt  ausüben'); 
wer  daher  von  ihnen  als  Zöllner  eintreten  sollte,  soll  von  der  ganzen 
Strenge  des  canonischen  Gesetzes  getroffen  d.  h.  mit  seiner  ganzen 
Familie  getauft  werden ^).  Damit  ist  aber  der  christlidie  Charakter 
des  Staates  wnzweideutig  und  klar  ausgesprochen,  da  Andersgläubige 
eben  wegen  ihrer  Beligien,  d.  h.  weil  sie  durch  ihre  Beligion  nicht 
Miti^ieder  dieses  Staates  sein  können,  keinerlei  Bedienstnng  in  ^m- 


1)  Chlotarii  IF.  Edictum  anni  614  bei  Pertz  1.  c.  p.  14.  n.  2—5. 

2)  Jadaei  super  cbristianos  actiones  pubjlcas  agere  non  debeant.  Perti 
I»  t.  p.  15b  10.  Oer  aiigemetae  VaSie  fhr  iMnite  bt  agentes  eder  aderes,  ein' 
Wort,  du  «btf  die  liftcfesicn  and. die  lilcdiigiften  ni|Mfii  beaaWinel  in<  e^nae 
goinr  die  GesdilfiBfQlurer  doer  Kirebe  oder  eines  PrWalen  wie  fQr  die  SieH'^ 
vertKier  des  KSoigs  fettraadit  wird;  das  Avt  heiiat  dann  acUo,  nttmiter  mit 
dem  Zusätze  pobllca/aucb  Ordinatio  und  beide  AusdrOeke  bezeichnen  zugleich  den 
Geschafiskrels,  den  Amtsbezirk.  Waitz,  Verfassnngsgeschichte  Bd.  II.  S.  403  f. 
Der  bieher gehörige  Can.  15,  lautet:  ut  nullus  Judaeomm  qualemcunque  mllitiam  aut 
actionem  publicam  super  cbristianos  aut  petere  a  principe  aut  agere  praesumat. 
Also  scbon  das  Nachsuchen  um  eine  solche  Stelle  hatte  die  Taufe  als  Strafe  zur 
Folge.  Mililia  beisst  hier  nicht  militSriscbe  Gewalt,  sondern  überhaupt  Amt.  s. 
Waitz  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  398.  A.  1.  Die  Juden  werden  sich  w  ohl  schon  damals 
wie  spiter  ooter  Lodwig  dem  FronRBeo  meiir  zu  einträglichen,  als  )el>ensgeflUii|o 
Udien  DienitleMangen  Unsigedrangk  baten. 

S)  Ooire  si  se  qaaestleso  mägA  seciare  praemnwaertt«  ctaii  die  Mea 
darften  nlclit  ZSliner  sein,  WaU»  a.  a.  0.  Bd.  U.  &  584  a.  A.  t.,  wo  ttber 
unsere  Stelle  gebandelt  ond  die  Ansicht  derer  widerlegt  wird,  wekbe  an  dea 
Kauftnannsstand  eder  gar  an  eine  Wiidiergeaeliscliafl  (via«taew  erda)  se* 
dacht  haben. 
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itfital>eii'ar]»H6ii1t(^ai.  IMeter  Eaiipf  das  cliriaCKGlm  gegen 
das  SM  eimiklMe  JndcHitlAuii  Milte  nieliffliftla  noch  InlRIIgei^  weiAMk 
«ncl  bei  der  mlteii  Ufthigkeit  der  Joden  ,  sich  auf  alle  Weise '€tel«' 

tung  zu  verschaffen,  noch  grösseren  Wiederstand  hervorinfen. 

Auch  der  gottgeweihten  Jungfrauen  und  frommen  Wittwen,  so* 
wohl  derer,  welche  in  ihrem  eigenen  Hause  wohnen,  als  derer,  welche 
in  Klöstern  unterp^ebracht  sind,  wird  in  fürsorglicher  Weise  gedacht ; 
Keiner  soll  sie  herauslocken  oder  sie  zur  Ehe  nehmen ;  wer  sich  dessen 
unter  irgend  einem  Vorwiuide  läiterstebit,  soll  dem  Todesurtheil  rer* 
fallen;  sollten  sie  aber  in  einer  Kirche  zur  Ehe  geschritten  sein  und 
die  Qemiibte  odfir  BsQbeiidA  denoit  eiflrentu^  . 
sie  TOii  einander  getiennt  fai  die  Terbautag  gebtaeht,  flur  Yml^ai 
An  den  erbbeteebtigten  Tenraodten  ansgefolgt  weiden  Heuh  aieb^ 
fioB  ^esen  atrengen  4}eHitzen,  desa  et  Kentten  gentig  gegeben  bacbda* 
mnss,  welche  sich  nur  zu  gerne  entführen  Hessen.  Dagegen  werden 
gewisse  Ausschreitungen  der  Bischöfe  und  der  anderen  Grossen  in 
wohlwollender  Absicht  far  das  Volk  beschränkt  und  verboten ;  nament- 
lich sollen  sie,  wenn  sie  in  anderen  Gegenden  Besitzungen  haben, 
keinen  Bichter  oder  Steuerbeamten  aus  anderen  Landschaften  hier  an»  - 
stellen,  sondern  lueza  Leute  aus  dem  Lande  selbst,  also  die  Einge-^ 
boranen  biesa  mwenden^;  die  Beamten  der  BisehMb  und-  Gfessen* 
soiDen  nirgends  Stwaa  ata  eigener  ToUmadit  aar  Schadloriialtottg  Hül^ 
IbrhiehmenS);  dagegen  dflite  ancb  die  Sehwelnelibrten  des  K5n%8 
die  irader  der  Mvaten  oder  der  Ißrdien  ohne  deren  Genehmigung 
nicbt  betreten*);  neue  Zölle  waren  natfirlicb  eben  so  wenig  belicAyt 
wie  neue  Auflagen  überhaupt  und  Chlotar  war  daher,  um  einen  Grund 
zur  Unzufriedenheit  zu  beseitigen,  zu  der  Erklärung  genöthigt,  dass 
überall,  wo  neue  Zinse  eingeführt  würden,  und  vom  Volke  hiegegen 
reclamirt  werde,  nach  gerechter  üntersucbung  Schadloshaltung  ein- 
treten sollet,  und  dass  weder  von  anderen  Gegenständen  noch  an 
anderen  Stellen  Zoll  erhoben  werden  soll,  als  m  seinen  Vorfahren* 
Qimthiamm,  Chflpeiieh  and  Sigebert  erhoben  worde^.  üm  den* 
ganzen  Geist  dieses  Gesetzes  ans  seinem  Inhalte  kennen  za  lernen, 
setzen  wir  noch  folgende  Bestimmungen  desselben  her:  Niemand^  we- 
der der  Freie  noch  der  Hörige,  wenn  er  nicbt  auf  haadhailer  Thai  beim 


1)  Pertz  1.  c.  p.  15.  n.  18. 

2)  Daselbst  o.  19. 
S)  Daselbst  n.  tO. 
4>  Dasdh;!  0.  21.  . 
5)  DmcUmC  b,  a. 

d)  Daselbst  o.  9.  ' 
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Diebstahl  getroffen  wird,  darf  ungehört  verurtheilt  werden  i).  Friede 
und  Zncht  herrsche  durch  Christi  Gnade  im  Reiche  immerdar  und  der 
Uebermuth  und  Ungehorsam  der  Uebelwollendea  warde  auf  das 
Strengste  unterdrückt^).  Zur  grösseren  Sichflriieit  der  Be^tipflege 
hmtiMBit  du  fidici,  in  mmoIiom  Gimii  mv  Bichter  gvwftlilt 
werien  soUflOi  wslcfae  dort  aiiiMg liod  and  mit.ihraii  YennOgiBii  Ibr 
etmige  TTebmoliieilngeii  flmr  AatsbiftigBjwe  ^afteft  kOnotti*). 
eiM  iMflMdm  Bri«klil«rung  fOr  den  geringen  Mann  flndifiiiA  d^ 
Begtimnung,  wenn  keine  Mast  gewachsen  ist,  soH  die  Abgabe  von 
Schweinen  an  den  König  ganz  wegfallen*).  So  sollte  also  der  auf 
dem  Volke  bereits  haftende  Druck  nicht  willkürlich  erhöht,  sondern 
nach  den  Gesetzen  der  Billigkeit  und  Barmherzigkeit  thunlichst  ge- 
mildert werden,  und  so  sollten  denn  diese  mit  den  Bischöfen  und 
Grossen  oder  den  Getreuen  des  Beiches  auf  der  Synode  von  Paris  rer- 
einbarten  Gesetze  bei  Androhung  der  Todesstöße  fix  deren  Ueber- 
iatAmg  aUeiaü  befolgt  wevden  ud  in.  K»ft  bleiben  nnddabsr  mit 
des  EOmgf  üntenobrift  in  Cbriali  Kamen  bdofiftigt  wMBden^  Zb 
telclNn  Yergleiflii  batte  aicb  Obktar  IL  wobl  veiateben  mfisBeni  iranu- 
er  nidit  seine  eigene  Henaebaft  nnd  die  Einbaifc  dar  Monaroliia  den- 
allerbedenklichsten  Gefahren  aussetzen  wollte.  ScbwerHcli  ftblte  es 
ihm  an  dem  nöthigen  Scharfblicke  in  die  Folgen  solcher  Zugeständ- 
nisse, und  bei  den  ihm  nachgerühmten  guten  und  löblichen  Eigen- 
schaften an  dem  guten  Willen,  das  feierlich  und  im  Angesichte  Gottes 
und  der  Kirche  Versprocheue  treu  und  gewissenhaft  zu  halten  und  so 
findet  das  Abweichende  in  seinem  Edict  ?on  der  strengen  Bestimmung 
der  Synode  wohl  am  leichtestm  die  richtige  Erldftnuig:  er  wollte  nnd 
konnte  .nicbt  mehr  mqrechien  nnd  keine  weiter  gebende  Znaagi 
maebfln^  ala  er  zn  balten  ?ennocbta  ndt  Wabiug  der  kOnigUobfin. 
Madit  mdWarde«). 

So  batken  die  BiscbOfe  und  die  Qiessen  bedentende  Beoibte  an£ 
Koaleii  des  meroTingiscben  Königthums  erworben..  Dieses  batte  bin- 


1)  üMellMt  n.  n. 

2)  Daaeltot  n.  11. 
S>  paselbat  Ii.  lit 

4)  Daselbst  n.  28. 

5)  Daselbst  n.  24  sq. 

6)  Im  Jalire  627  hielt  Chlotar  einen  Synodalreichstag  zu  Clippiacum  (Clichy 
an  der  Seine  In  der  Gegend  von  Paris,  Bmiquet  II.,  index  geograpbicus  p.  73S.) 
zum  Nutzen  des  KOnigs  und  zum  Wohle  des  Vaterlandes;  doch  sind  wir  Ober 
dessen  Beschlösse  nicht  unterrichtet.  Cum  Pontiflceä  et  universi  praceres  regnl 
soi,  tarn  de  Neuster  quam  de  fiurgundia,  Clippiaco  ad  Chlotarium  pro  QtUitate 
Kgls  et  ailatt  patriae  eotUuokfiaaiit  eis»  tMteffor  c  50.  Bo^q^$t  fi.  p^  410. 
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dflnde  Verpflichtniigeii  eingegangen,  nnd  seine  Stelliing  war  kerne»» 
W0g8  eine  eoldie,  dan  es  sidi  ttber  dieee  hinwegsetieii  durfte,  wenn 
es  nSdit  €MUnr  Isafen  wollte,  Thron  nnd  Herrschaft  an  die  Groesen 
dea  Beieliea  ta  TerHeien.  Auf'  diese  nalimen  die  beesem  merofin-' 
gisehen  KOnige,  wenn  aiMii  widerstrebend ,  politiadie  Bfloksieiilen; 
auch  Wamachar  hatte  im  Anftrage  der  geistlichen  nnd  weltlichen 
Grossen  Burgunds  gehandelt  und  scheint  selbst  nur  durch  das  ge- 
bieterische Verlangen  dieser  von  Chlotar  II.,  der  ihm  nicht  gewogen 
war,  die  Würde  eines  Hausmeiers  erhalten  zu  haben*).  Erst  mit  Ge-. 
w&hnmg  dieses  Pfandes  glaubten  die  Burgunder  ihre  Freiheiten  ge- 
aidiert.  Unter  dem  Einflnsse  der  gallo-romanischen  Verhältnisse  und 
in  natürlicher  Folge  der  fortgesetzten  Eroberungen  war  endlich  der 
letete  Rest  dea  atten  gennauiBdien  VolkskOnigthnma  eingebttsat  wer^ 
dm;  nnn  aber  war  es  im  Gange  der 'neuen  EntwicUnng  der  Dinge 
die  eoiponriave  Güedemng  des  Beidito,  welche  Sicherung  der  Bechte 
d«r  Esehe  und  der  adeligen  und  freien  Gnmdbesitier  Terlangte,  und 
eben  dadurch  einen  bedeutenden  Sieg  über  das  Königthum  gewann. 
Von  diesem  musste  sich  allererst  die  Kirche  unabhängiger  und  in 
Wahrung  ihrer  ersten  Interessen  selbstständiger  machen;  allein  die 
Freigebung  der  Bischofswahlen  unter  dem  Vorbehalte  der  königlichen 
Bestätigung  der  Wahlen  war  an  sich  noch  keine  Beeinträchtigung  der 
Macht  des  Königthums,  sondern  konnte  sogar  zur  Hebung  und  Kräf- 
tigung desselben  ausschlagen,  wenn  dieses  es  yeratand,  seine  neue 
Stellung  im  diriatiichen  Gemeinweaen  m  wflrdigen  und  zu  aichem. 
Oder  war  ea  ftr  das  Königihnm  eine  Niederlage,  ab  es  sieh  selbst  als* 
den  Hort  und  die  natfiriiche  Sdiuiamadtt  des  CSiristenthums  erfossteP 
Die  Oeadiiidite  gerade  der  edelsten  und  besten  l^iroHnger  antwortet 
auf  diese  Frage  entschieden  mit  —  Nein.  Aber  freilich  das  entartete 
und  bald  auf  fremden  Schultern  ruhende  mero\ingi8che  Königthum 
hatte  zum  Verständniss  und  somit  auch  zur  Lösung  dieser  wichtigen 
Frage  keine  Befähigung  mehr.  Es  waren  neue  Menschen  und  eine 
-  neue  Zeit  erforderlich,  um  Staat  und  Kirche  auch  auf  dem  Boden  des 
Bechtes  und  der  Gesetzgebung  in  die  nöthige  Wechselwirkung  zu  brin- 
gen und  damit  beide  mit  einander  auszusöhnen. 

Bei  dem  Niedergange  des  Geatimes  des  meronngiaohen  Königa- 
hauaea,  das  bald  glans>  und  fiirblos  untergehen  sollte,  tritt  una  nur 
noch  der  Ifame  Dagobert  X.,  dea  Sohnes  Chlotar*a  IL,  mit  einem 


O  MMriOBies  Waiai^iaBi,  maUqaintiilim  infenaas  erat,  saffTasaiililNii 
mattto,  i^  fM^sla  aMtferit  dtMBi  MiflrnMfit  ftnasaal  AnaMs  (ONlmcli) 

dmicsB  M  BoM^  DL  ^  ate.  pm^  as.    p.  at«««.  mql 
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matten  Strahl  des  Bubmes  entgegen.  Die  häufig  als  die  haupt< 
sächlichste  Quelle  für  Dagobert's  Leben  und  Regierung  benützte  Gesta 
Dagobert!  haben  als  eine  Compilation  des  9.  Jahrhunderts  keinen 
quellenhaften  Werth,  was  nunmehr  allgemein  zugestanden  werden 
dürfte  ^).  Auch  Fredegar  und  die  Geata  Francorum  sowie  Sigbert  von 
Gembloox  geben  auf  unsere  Frage ,  was  nämlich  Dagobert  für  die 
Kiirdie  getium  hat,  so  gut  als  keine  Auskuafik.  SelM  die  Zengoigg» 
Ittr  seine  gesetegebeode  Tlifttägk«!  findea  sicii  baaptoftcMich  nnr  ia 
4pii  bmts  earwftlmten  birzea  Frol^^  ]^Jalir682> 
gab  ihn  sein  Vater  Chlotar  IL  den  Anstnsieni  m  üvem  eigenen!^ 
nige  3).  Damit  er  mehl  ans  üetaBintii  fiber  die  königliche  Qemlt 
und  ünertahrenheit  eines  jugendliclien  Alters  vom  Pfade  des  Rechtes 
abweiche,  gab  er  ihm  einflussreiche  und  fromme  Männer  zur  Seite, 
nämlich  den  heiligen  Bischof  Arnulf,  früher  Hausmeier  und  jetzt 
Bischof  von  Metz,  und  den  Hausmeier  Pipin,  der  damals  sämmtliche 
Leute  des  Hofes  an  mächtigem  Einfiuss  und  an  Weisheit  überragte. 
Unter  dem  Schutze  dieser  Männer  ging  anfangs  alles  trefflich;  alleia 
nach  dem  Tode  seines  Vaters  (628)  fing  Dagobert  an,  ein  wenig  von 
Beeht  nnd  Billigkeit  nnd  den  BathschUgen  des  Efinten  Fi|nn  nnd  des 
SrzbiflchdSi  Gnnibert  von  CKOn  abanweicbent  welch*  letiteren  Fipi» 
nach  dem  Bflcktritte  dee  heiligen  Axnnlf  in  woUevwogeiier  Absichi 
zu  seinem  niTerlSsslichsten  nnd  trenesten  Froonde  anseriesen  hatte. 
DeiiD  obwolil  König  Dagobert  ein  vortrefflicher  Krieger,  ein  frommer 
Verehrer  der  Priester  und  Kirchen  Gottes,  ein  freigebiger  Heller  der 
Armen  Christi  und  ein  Freund  vieler  schönen  Wissenschaften  war,  so 
litt  er  doch  zu  sehr  an  der  Krankheit  fleischlicher  Unenthaltsamkeit, 
wodiußh  ei;  dem  Glänze  seines  Namens  einen  abscheulichen  Schandfleck 
ZBgeaogen  und  (was  noch  ärger  war)  den  Zorn  des  Königs  der  Könige 
gegen  sich  entflammt  hatte.  So  erzählt  Sigbert  von  Gembloux*). 

Wir  hl^nnen  hier  die  FamilienrAngelegenhelten  eines  meiOTia- 
gischen  KOnigs  selbst  Tom  hesBem  Sehlage  füglich  übergehen  nnd  be- 
nyerken  mir,  dass  ansserdem  die  Zeugen  viel  Löbliebes  Ten  ihm  xu 
erzählen  irissen,  freilich  in  eam  Weise,  wo  das  Hauptirerdieast  siieta 


1)  Bouquet  II.  p.  580—596. 

2)  Sogar  der  Franzose  G^rard  (histolre  des  Francs  d'Austrasie,  nouvelle 
Edition.  Paris  1866)  urtbeilt  Ober  dieselben:  les  documents  de  cette  cat^orie  ne 
pr^sentent  aocone  girantle  de  entttode;  II  est  pradeot  de  tfaeeepter  ee  ^olb 
disent  qa'sfee  ane  extrSne  dMance.  I.  |i,  S4t. 

i)  JMtgMWC  47.  btl  Jwnitet  fl«  ^  M  '«Uli     fllseMI,  fegfs 
AMiiMiist,  Mlsie  «leveliato  iMMUHhe  HWbtasn^  ^    '*Bmigm9tM»  p.  Stf« 
d)Titai&SiiehtftlL.f. 
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semen  erfiibrenen  nnd  weisen  Bfttlieii,  dem  Bisehof  Arnnlf»  dem  Era- 

bischof  Cimibert  uüd  dem  Hausmeier  Pipin  zuerkannt  wird  und  auf 
Dagobert  mancher  düstere  Schatten  im  sonst  so  anmuthigen  Bilde  zu- 
rückfällt. Der  heftige  Streit  dieses  mit  seinem  Vater  Chlotar  II. 
beschäftigt  uns  hier  nicht  weiter ;  denn  er  war  blos  politischer  Natur 
und  betraf  die  Zurückgabe  der  von  Chlotar  II.  voreuthaltenen  Land- 
schaften Austrasiens ,  und  endigte  damit,  dass. zwölf  fränkischt 
Schiedsrichter,  darunter  Bischof  Arnulf  von  Metz  gewählt  wurdent 
vfileh«  die  Sache  dabin, vecnitt^teB,  daai  Chlotar  )L  soDom  Bolmß 
allflf  Jiaiid  abinit,  vas  nr  Aiu|bB|r  fehOrte  und  aofot^  mir  da^enig!» 
Gebiet  behielt,  welches  diesseKte  des  {agier  und  der  Fr^mnz  lag^). 
Nach  dem  im  Jahr  628  erfolgten  Tode  seines  Täters  wufde  Dagobert 
Mleinherrscher  des  gesammten  Frankenreiches,  indem  sein  blödsinniger 
Bruder  Charibert  nur  ein  kleines  tolosanisches  Königreich  und  einen 
TheiJ  des  königlichen  Schatzes  erbte.  Burgund  hatte  noch  unter 
Chlotar  II.  nach  dem  Tode  Warnachar's  keinen  Hausmeier  mehr  be- 
gehrt, sondern  es  vorgezogen,  unmittelbar  unter  königlicher  Herr- 
aehaft  m  stehen  ^).  Als  jetzt  im  Jahre  628  Dagobert  persönlich  in 
Bugand  ei8chi(Nii. kamen  Geistliehkett  (poi^tifices),  die  Grossen 
ai|d  dia..tl|n0Ni  Leute  des.  bwgQUtisolien  Beiobes  solidie  Furcht  ao, 
dawman^aieli  allgwein  verwvadera  imisste,  die.Ann€iL(ünterdrfi^- 
tsD)  aber,  die  ksiae  üngereebtigkeit  begange^n,  freuten  sieb.  Wie  er 
Bon  in  die  Stadt  Lingonae  (Langres)  kam,  richtete  er  über  alle  seine 
Ünterthanen,  hohe  wie  niedere,  mit  Gerechtigkeit ;  da  half  keine  Be- 
stechung, kein  Ansehen  der  Person,  sondern  die  Gerechtigkeit  allein 
regierte,  die  der  Höchste  liebt.  Hierauf  zog  er  nach  Divio  (Dijon) 
und  verweilte  selbst  in  Latona  (SS.  Jean  de  Laöne)  einige  Tage ;  so 
viel  lag  ihm  daran,  Gerechtigkeit  zu  üben  gegen  alles  Volk  in  seinem 
ganzen  Reiche.  Erfüllt  von  diesem  frommen  Verlangen,  versagte  er 
SaUftf  aeiphen  Aiisem  Si^eipe  seinem  Mund,  mit  dem  grössten  Eifer 
stets  Mir  daranf  bedacht,  ^dass  AUan  Bedit  wttrde  und  sie  ftohlichen 
IierwB9  TOB  Ilun  gingen*).  Fireilieh  wiU  deh  mit  dieser  einndimen- 
den  Schilderung  Dagoberts  Befehl  zur  Ermordung  Brodulphs,  des 


1)  Zur  Einsetzung  DagobM  als  KOoig  von  Aastrasien  Fredegar 
c  47.,  Bouquet  u.  p.  432.  von  CUsür  %i  DsfiMon  super  AaBtmfos  regem 
iai^,  Mtlaflss.^  «•oA'ArieHi  ei  imam  -ymm  H— ter  et  Burgillsm 

TCi  llli#^piai  I  filTt  griijarf  n  r  1^  • 
S)  Fredefm»-^  54,  Bomqaet  U.  p.  485. 
1)  Aed^  a^  Mi,  Amqm«  11.  a^  4as. 
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Oheims  seines  Bruders  Charibert*)  nicht  reimen ;  es  ist,  als  ob  kein 
Merovinger  mehr  ohne  schwere  Blutschuld  oder  ohne  Ehebruch  leben 
konnte,  üebrigens  führte  er  in  Austrasien  die  Herrschaft  so  glücklich, 
dass  er  bei  allen  Völkern  in  ausgezeichnetem  Lobe  stand  ^).  Und 
aoIdiA  Furcht  hatte  er  bei  ihnen  erwirkt,  dass  sie  sich  in  Demnth 
saiiier  Henschaft  onterwaTfen,  und  sogar  die  Völkerschaften,  die  an 
den  Gfensen  der  ATsren  und  Slaven  w<totea<),  ibn  tob  freien  Stftdtoi 
«nETOditen,  ni  ihnen  in  kommen.  Ntehdenü  noch  Ffpin  und  Osuibert 
de  des  Könige  Batihgeber  beieiolmek  wnzden,  etflieflt  IM^ger  deAi 
Könige  Dagobert  dae  selidne  ZengnisB,  er  halie  mit  so  grossem  Glftok 
und  Eifer  für  die  Gerechtigkeit  geherrscht,  dass  er  mit  seinem  Kuhme 
alle  Frankenkönige  vor  ihm  überstrahlte  *).  Indess  war  es  nicht  der 
eigene  sittliche  Werth,  der  ihm  ein  solches  Lob  eintrug;  wohl  aus 
Scheu  vor  Pipin  und  Cunibert  und  ihrem  gewaltigen  Einfluss  auf  die 
austrasischen  Grossen  war  Dagoberts  M&ssignng  entsprungen^).  Als 
er  sich  daher  dieser  Umgebung  entledigt  und  629  seine  Besidenz  in 
Keuetiien  anfgeschlagen  hatte,  vergass  er  alle  Gerechtigkeit,  die  er 
TormalB  geliebt  hatte,  in  semer  Gier  nach  dem  (Jnt  der  Kirehen  nnd 
der  üntertfaanen  nnd  snciite  mit  erfinderieeher  Habsncfat  auf  alle' : 
Weise  nnr  Sehäise  anzBsammeln.  Der  WoMhiet  war  er  gana  nnnriUwig 
ergeben;  er  hatte  drei  Königinnen  tmd  sehr  viele  Kebsweiber;  der 
letzteren  waren  es  zu  viel,  um  ihre  Namen  in  dieser  Chronik  (Frede- 
gar's)  anführen  zu  können.  Also  neigte  sich  sein  Herz  vielen  zu 
und  seine  Gedanken  kehrten  sich  von  Gott  ab;  später  jedoch,  — 
und  möchte  ihm  das  doch  wahren  Gewinn  gebracht  haben  —  gab  er 
den  Armen  reichliche  Almosen,  und  wenn  er  nicht  in  die  Netze  der 
Wohllust  verstrickt  gewesen  wäre,  so  wärde  er  das  Himmelreich  ver* 
dient  haben     Aneh  andere  Zeugnisse  lauten  im  Allgemeinen  günstig 


1)  FredegoT  I.  e.  Aocfe  dmfberts  SMuilcIo  GMlperMi  soH  anf  DqpMierls 
Veranlassana  ermordet  worden  sein.  Fredegar  c.  07.,  Bouquet  II  p.  489. 

2)  . .  ut  a  cnnctis  grentiliiis  insMiise  ardiiie  landen  luibeiei  Fndtgar 
C  S&i,  Bouquet  II.  p.  436. 

3)  Die  mittelalterUctiea  SchriAateUer  sclireibeD  beioalie  iminer  Sdaven 
sUtt  SlaveD. 

4)  Ut  nullos  de  Fraucomm  regibos  praecedentibQs  sua  laude  fulsaet  prae- 
celleotior.  Fredegar  c  53.,  Bouquet  Ii.  p.  437. 

5)  Fredegar  e.  Ol.,  ANafnetO.  f^4m*  ta  Üpin  wM  swt  beaoBdarf- 
gcittiBt,  dtss  er  «oa  AHea  weeai'HiDfls  mkm  asi  die  icreehlifkeit  gdlMr 
werde,  in  der  er  aock  nsfoberl  aBbitlt,  so  Img»  dieMr  atf  wäMm  Raia  taiiie.  * 

e>  Fredegar  c.  00^  Aoufnee  IL  ^  d«r  «e  mmMb  ttbgkr  des 
KSniga  wird  eben  mit  seloeni  aosschweifeiulm  Leben  In  ZasaDUDenhang  xd  brin- 
gen sein,  da  er  die  Habsochl  eiocr  acäsat  ua  ßkibaiiiium  md,  JhilileiinB«B  sa 
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Beich,  von  der  uns  der  Chronist  erzählt,  hatte  weniger  einen  kirch- 
lichen, als  vielmehr  einen  politischen  Zweck  ^).  Der  griechische  Kaiser 
Heraclius  hatte  nämlich  in  den  Sternen  gelesen,  dass  nach  dem  Willen 
Gottes  sein  Reich  von  den  beschnittenen  Völkern  (Mahomedanern 
oder  Juden?)  verwtstet  werden  afisse,  und  schikte  daher  zu  Dagobert 
Gesandte  mit  der  Aufforderung,  alle  Mn  MiiiiB  Reiches  aui  den 
k^ttoUsohen  Qlaebwi  tmte  n  kuM,  wu  Dig^bitt  Mok  teiort 

Wird  «bttlunpt  te  GtreohtigktitMfain  Dagobefta  ia  tei  aehm 
mgMa^Qimam^^  nwn  andiii«bt  ttr 

jede  Fteiodi  MioM  Meas  hervergehobea,  so  sind  eiuelM  Aeussermi- 

gen  desselben  wahrhaft  rührend.  Als  ihm  z.  B.  endlich  nach  so  vielen 
fleischlichen  Yerirrungen  und  nach  bitterer,  wenn  auch  nicht  völlig 
fruchtbarer  Beue  über  dieselben  ein  ehelicher  Sohn,  Sigbert,  geboren 
war,  so  war  des  darüber  hocherfreuten  Vaters  erste  Sorge,  durch  wel- 
chen so  vieler  würdigen  Bischöfe  in  ganzen  Frankenreiche  er  ihm 
die  heilige  Taufgnade  gewähren  lassen  wolle.  Unter  diesen  zeichnete 
sich  beiQiidfln  dir  haUge  Amaadn«,  der  damals  berühmteate  Heid» 
bekdmr  ansi  m  tai  Dagobert  sudam  «in  alles  ünvadit  gut  M 
maehen  hatte.  T^mkt  hätte  aimlidi  frflher  yoa  staimttidien  BisdhdfNi 
aUAia  dem  S&mga  denea  seliwara  Yergehungw  wäi  wakdiaft  priester- 
üdiem  Frelmiifth  for  Augen  gehalten,  war  aber  daflbr  in  die  Yar» 
bannung  geschickt  worden,  während  welcher  Zeit  er  den  Heiden  das 
Evangelium  verkündigte.  Nach  langem  Suchen  wurde  er  endlich 
erreicht  und  zum  Könige  nach  Olippiacum  gebracht.  Dieser  warf 
sich  ihm  zu  Füssen  und  bat  ihn  flehentlich  um  Verzeihung  des  ihm 
zugefügten  Leids  und  dass  er  seinen  Sohn  mit  dem  Bade  der  gei- 
stigen Wiedergeburt  beglAfikan  möchte  ^  aber  erst  nach  heftigem 
WiedantnhM  keanta  dissor  venaoehl  werden,  den  Inerliahen  Taafidrt 


keftieSHcB  laHlf ,  BtmuU^  «e  Mtflfe  desKaWWUBCliCBBlüea  Bcfün  tW. 

&  100.  Der  Aosdraek  tbesaoros  implere  ist  nach  dem  Spracbgebraadi  jener  Zeit 
•Q&scbliessUd)  auf  edle  Metalle  zq  deuten,  also  bestand  die  Conflscatlon  wohl  In 
der  Hinweg^ahme  irgend  eines  PracbtstQckes  (Kelche  u.  s.  w.),  das  der  König  in 
seioem  Sdittz  zu  haben  wQnscbte.  Paul  Rothy  Benefleialwesen  8.  320.  Dabei 
darf  aber  aoch  nidU  vergessen  werden,  dass  Dagobert  darch  Siiftangen  and  Schen- 
kungen an  Kirchen  und  KItoter  sich  grosse  Verdienste  erworben  bat  a.  übrigens 
«e  INpkne  4iflier  Art  bei  Bouqu€t  IV.  p.  «27— esa. 

«  t>  #em  ftiiHi«  ^  4ßk'  BrnfM  lL 
•    'lir  JNüipBMb^.,  JtpiitaeMt  »401»  • 

0)  JW^iiifai'  V*,  tmmiU  mmt  «a  .CIiwina.'MiliiiHMi  ad  an.  OM« 
Mtmqtmi  iL  »  oai^  P>trt»,  Wm  M.  li*p«  HP. 
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ynrnmibam^  Dafir  rai»  Aamta»  mi  Biichof  m  IMnoU^ 
«riMta.   1km  $Uk  tftar-  disM  im  Owen  beiai  Ydke  MkMM 

liegt  Ib  te  Kiliir  te  Saflto*). 

Ib  Dettoehlancl  stand  das  Anselm  der  Familie  der  Pipiniden  be- 
reits in  schönster  Blüthe  und  die  Merovinger  traten  stets  mehr  und 
mehr  in  den  Schatten  zurück.  In  Neustrien  aber  muss  in  dem  ge- 
setzgebenden Leben  des  Staates  ein  furchtbarer  Stillstand  einge» 
treten  sein;  denn  mag  man  die  Abfassungszeit  des  von  uns  bespreche 
nen  Edietes  Chlotar  II.  in  das  Jahr  614  oder  etwas  später  setzen,  so 
ist  et.  doch  naeh  «bn  BtgnflNi  Biiierer  Zeit,  wo  Gesetze  beinahe  w» 
FilMi  iifiirliiiiMMi,  md  im  im  adiMllMi  Wndel  te  BedMiiM 

tagBiM  «Mogia»  immrisk  iriae«fang»  Bflib»  ym  Mnmi  lRit  imn 
«Mm  742,  fiMiB  lattnue-  toa  198.  Mm  oiar  vwi  uekr  Ml  Um 

Menschenaltem,  innerhalb  deren  wir  auch  nicht  dneSpnr  einer  ge« 
setzgebenden  Thätigkeit  finden  und  festhalten  können.  Und  dann  ist 
es  erst  ein  deutscher  Fürst,  Karlomann,  der  mit  seinen  Capitnlare 
die  Reihe  der  Thätigkeit  auf  dem  bis  jetzt  unangebauten  oder  brach 
liegenden  Felde  der  Gresetzgebnng  eröffnet.  Diese  aUeinige  Thatsache 
spricht  mehr  als  alles  andere  för  das  Erstorbeineui  des  politisehea 
Lebens  nnd  forwahr,  es  daif  wis  auki  mndarB,  wenn  vollends  bei  der 
gMUebm  ÜBflhigWt  dm  mMm  mm^er  die  QmMoal^ 
wMh  m  gttMB  Leina  te  WMm  Mb  gnuiMkaAm  9od»Mtle 
madii«.  Wtoni  »  DirtmilBii  gdgWund  ttottoillige  nuMmetw 
die  ZC^i«!  der  Bigfarang  In  flioherer  Hsnd  faifbleliwi  sloli  üi 
ihrem  Harn  bereits  die  Grundsätze  einer  festeren  Familienpolitik 
ausbildeten,  die  sich  vom  Vater  auf  Sohn  und  Enkel  vererbte,  gewan- 
nen die  Dinge  allmählig  in  dem  thatsächlich  Pipinischen  oder  Karo- 
lingischen Deutschland  eine  ganz  andere  Gestalt  als  im  eigentlich 
merovingischeu  Frankenreich ;  es  möge  nns  daher  gestattet  sein,  noch 
einen  kurzen  Ueberblick  Über  das  Lehen  und  Treiben  der  letzten 
SpiOsslinge  der  Familie  C9ilodwig*s,  namentlich  in  Beziehimg  auf  ihr 
Y«r]i8liaosB  znr  Kirche,  af  der  Hand  der  einschlä^iigen  QneUeo^ 
gdwo. 

Dagobert  iMteaUitlk  difrlüigMMnhiftiii  gfllMii4|  ^mMmikm, 


«ass  nicfe  dem  beMMI»  MetemmüiM       M  «wmimtu  mit'  Amen 
antwortete,  weraaf  das  noch  nldH  «Mfes  HMeii  alle  KUid  selber  ^es  Wmi  alt« 
daaUieMr  gHOMie  vor  Mler  Obren  aoifesp^  IbKLifb^ML 

S)  &  #e  acta  geDaantaB  €«la  Databeitb'  .  *        •  •  j«l 
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Hof  die  DsnQr  4»  IMe  und  das  Yertnowi  iiMtwfliww  blMwi  bt- 
wahren,  kömui.   Sehon  damals  hatte  Paris  «ater  den  SMImi  daa 

neaen  Prankenreichs  eine  Stellung  eingenomnieu,  welche  gewiaser* 
massen  seiner  heutigen  vergleichbar  ist.  Seit  Chlodwig  dort  seine 
Residenz  aufgeschlagen  hatte,  galt  Paris  als  die  Hauptstadt  des  gan- 
zen Reiches,  behauptete  daher  stets  einen  Vorzug  und  blieb  nachmals 
trotz  der  wiederholten  Theilungen  gewissermasaen  der  Mittelpunkt  des 
Gesammtreiches,  die  keiner  der  Brfidir  olme  den  Willen  daa  aadaa 
betreten  solUe^)  und  Chilperioh  liaai  n  Paiia  wia  xa  Soissoas  Bioff» 
bahiien  kyiea  UBd  flia  dam  VaU»  inm  Sehai^^  Wvhabaft 
gas^iflii,  «ie  baUebl  D^hart  in  AaafanMte  ganwan  mi  jeftift  ba- 
schloaa  er»  aeinaii  blaibandaa^  da  xa  nahaM»,  wo  aask  sein  Vate 
Ghlofcar  ao  gerne  yerwailt  hattet),  lAwMi  an  Patia«  nid  mm  diaaar 
Zrat  an  wird  ihm  die  schnödeste  Habgier  und  ausgelassenste  Wohllust 
zum  Vorwurf  gemacht.  Man  hat  diese  Verlegung  der  Residenz  sicher 
damals  in  Deutschland  übel  gedeutet  und  in  der  That  traten  nur  zu 
bald  darauf  jene  Uebelstände  ein,  die  eine  murrende  Unzufriedenheit 
zur  Folge  hatten,  bei  der  wohl  AUe  aal  £ipixi  als  ihren  Erretter  bin- 
blickten.  Wohl  mit  Becht  nimmt  man  an  %  da«  Pipin  in  Austra- 
aian  als  daiaeii  Jfaiiaaaaiar  snrBokgeUiabaR  war  and  aiah  jatek  «k 
peraOnlkh  an  Dagobert  nach.  Venskien  wafka,  nmihn  waedocaaf  bea- 
aero  Wege  an  laitaa.  SetbafcTaislAa^  wat  abav  jalatfir  ikn^beidar 
Umgebung  daa  SAniga  die  ftnawrsfca  Yaiakbi  hMataa  QaM  d«r  Klage, 
heit^.  Mesa  konnte  Pipin  s  eifrige  Voriiebe  für  die  iMMar  kaia 
Geheimniss  bleiben  und  musste  ihn  bei  den  neustrischen  Grossen  ver- 
hasst  machen,  so  dass  sie  sogar  bei  Dagobert  auf  seine  Ermordung 
drangen;  allein  die  edleren  Gefühle  der  Liebe  zu  Gott  und  der  Gerech- 
tigkeit waren  noch  nicht  so  ganz  im  Herzen  Dagoberts  erloschen,  so 
daaa  m  den»  dar  seina  gaaaa  laabe  genossen  hatte,  selbst  dadurch  m 
retten  wnsste,  dass  er  Hm  mk  tmaem  S(>hnlein  Sigbert  zu  König  Oha» 
liborl  aaadte^;  dieser  kam  nach  Orleans  nnd  hob  labert  ans  der 

1)  Gregor.  Turon.  hfslor.  Iranc.  IV.  22.,  Bouqutt  II.  p.  279.,  ebenso  VII.  6. 

2)  Ib.  V.  18  ,  Bouquet  II.  p.  293.  .Mit  Recbt  sagen  daher  die  Gesta  Da- 
goberti:  Siqaidem  in  ea  orbe  reges  ft'anconiiD  maiime  sceptra  tractare  eonsueve- 
rant.  Bouquet  II.  p.  580.  Vergl.  Bonnell  a.  a.  0.  S.  99.  und  Beilage:  Dit 
TüeiluDg  des  Frankenrelcbs  unter  den  Merovingem.  S.  211. 

8)  Fredegar  e.  60.,  Bouquet  II.  p.  437. 
4)  BonneU  a.  i.  0.  S.  100. 

a)  Hpyawt  aaM'aa  aaartiila»  aessanf,  araiiaiw  egiliiHa  eaastti,  et 
caMnaa  fei  eaarifeai'MBltt»  JMBfar  e.  ai.  Mimftuei  IL  a*  ^«  - 

.  a)  Sctaa  aHlMrtvaM  adwsap  aaai^toai  vittHMaler  eaaa^^^^^^stf  at  etteai 
IpsaB  eam  nsaabeita  coomaAar  AMtia  liiiwa,  ai  aeflas  aMeiAMMr,.eli4 
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M  Mb*.  0ir  «MOMIe  Mut  aker  den  Merovliigeni. 


Tmfe.  In  dieser  Stadt  lebte  wahrscheinlich  einstweilen  auch  Pipin 
und  lilhrte  dem  Befehle  seines  Königs  gemäss  die  Aufsicht  über  die 
Behandlung  Sigberts  Unterdessen  musste  der  Unmuth  der  Austra- 
sier  noch  mehr  gewachsen  sein,  so  dass  sie  geringe  Lust  zeigten,  ge- 
gen die  aufständischen  Wenden  und  Slaven  ihre  ganze  Kraft  einzu- 
setzen; daher  wird  der  Sieg  te  Saven  bei  Wogastisberg  nicht  so 
fast  der  TmpiHrkeü  der  Slaven,  als  vielmehr  der  Entfremdung  der 
lottnMMr  TM  ihratt  KMge  Bagnehrieben,  der  sie  oDablSesig  ans-' 
pittiteftt  tnd  dwan  Mm  sie  Mi  sngezogen  hatten^  Da  sidi 
Ififim wAm  im  Jahre  W  tu  Dagobert  begeben  hatte  ,imd  m  dem-' 
ailbea  Jtive  fligbeilB  Taidb  vonaogen  mnrden  war,  so  miies  dieser 
nehr  «d  mehr  unertviglMie  Zustand  der  Dinge  in  Austrasien  mehrere 
Jahre  gedauert  haben,  bis  sich  Dagobert  endlich  aufraffte,  demsel-* 
ben  abzuhelfen.  Denn  »da  die  Wenden  noch  immer  ihre  wilde  Wuth 
ausübten  und  häufig  aus  ihrem  Gebiet  ins  Prankenreich  Einfälle 
machten  und  Thüringen  und  andere  Gauen  verheerten,  so  kam  Da- 
gobert (im  Jahre  632}  in  die  Stadt  Metz  und  machte  unter  Beistim- 
maiig  der  Bischöfe  und  aller  Grossen  des  lieiches  seinen  Sohn  Sigbert 
zum  Kftnig  in  Aaster  und  wies  ihm  Metz  als  seinen  Sitz  an.  Cuni-  ^ 
halt,  itm^Bimkiat  von  Kite,  md  dem  Benog  Ada^;isel  tth^darag  er 
FttHmg  der  Aagatogeiheiten  k  dessen  FalasI  and  Beieh,  Aneh 
iBiaatt  h8awiefcMiSM.SBiwtg  gab  er  sosem  Sehne  und  stattete  ihn  mit 
AUeoi  am,  was  aeiiier  holMD  Wftrde  aidmm;  alle  Yeriefhangeii  be- 
kräftigte er  .  noch  durch  besonders  ausgestellte  Urkunden.  Seitdem 


Fredegar  c.  Sl.  Bmiquet  II.  p.  487.  Zelos  wird  schon  bei  Doceage«  glossa-, 

fiom  aiediae  et  inflmae  latinitalis,  fOr  gleichbedeutend  mit  Studium,  amor  gehalten 
und  80  ist  der  Sinn  dieser  Stelle  einfach  klar  zu  niRrbm.  Seine  Vorliebe  rur  die 
Austrasier  (Zelus  Austrajiorum)  machte  ihn  der  neausinscbi  n  Partei  am  Hofe  ver- 
batst. Falsch  übersetzte  doher  Abel  (Geschichtscbreiber  üer  deutschen  Vorzeit, 
VII.  Jahrhundert,  Berlin  1849  S.  40.)  unsere  Steile:  »dadurch  aber  (dass  er  sich 
klug  und  vorsichtig  benahm,  wenn  er  um  den  Köuig  war)  regte  er  den  Hass  der 
Austrasier  gegen  sich  auf,  so  dass  sie  ibn  bei  Dagobert  zo  verdAcbtigen  raditeB, 
um  sejaea  Tod  herbeinfQbieo.«  Weaswegen  soUten  deno  die  Aaslrasief  Hin 
voUeods  wegen  seiner  poUtisdien  SIsibelt  und  Vorsldil,  da  er  ateä  woia  sogar  ' 
In  ibrem  Anftrage  aa  du  HoSagcr  begeben  batle,  bis  anf  den  Tod  bassent  8. 
BonneU  a.  a.  0.  S.  100.  A.  5.,  nameatlicb'flber  die  ehaichlls^  iSteUe  der  VIA»^ 
Sigeberll,  c  S.  Bauguei  U.  p.  aSHj,  .  . 

1)  yUä  8.  aigebeffti:  arrepto  ad  natrtendsaiircäis tfü«»*  .ßwque^U,  p.  5aa. 

t)  Mmm.  lirtsmsinasai^lHim  «sanaliawai  Mamli  aea  iiaiaai 
Sda^rfBSWWrlbrlimio  ebdsatt;  ^u0m  dtsnaülli  Anatraalenii,  dwa  seecfnobsat' 
ciBi  nsfoberto  odiiua  iMWlHei  s(  ssMar  saspslissiHiiai.-  iBr§ae§a9<  t.  es. 
ÜMKPSe  ü»  1^  4>e.  :  ..  .  n  .    IM  .  .  ,  r .  ■ 
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vai^  dasFraidraiumeh  dnrdi  dan  SMbr  Axakmärn  MnwiilwMid  g»* 
gei^  die  Wenden  geschützt^). 

Nach  allen  diesen  Vorgängen  wären  dem  neuen  Könige  in  Auster 
auf  das  Bestimmteste  die  Wege  vorgezeichnet  gewesen,  welche  er  zu 
wandeln  gehabt  hätte ;  allein  Sigbert  III.  ging  noch  in  den  Kinder- 
schuhen und  die  Wucht  der  Begierung  lag  daJiar  zonftchst  auf  dei\ 
Schultern  Anderer.  Da  wir  aber  hier  blos  noch  den  persönlichen 
Antbeil  der  meroyingisoben  Könige  dea  Fragen  der  Kiiehe  be- 
handelii«  so  beecbflftigea  ipi  die  Heimiiier  aaciir  wieiit  jilte  Mhet 
die  Utetedicheii  StiftBOfea  dmeb  dieee-Itatai  Mm  (ttc  warn» 
frage  kein.iBi^ilidbeeGewidit,  indem eiewv  etoZeqgu«  foa  te. 
penOnHeheD  fhmmieii  und  guilß  di^  Bkteng  dar  Zeit  begrändeleii 
Neigong  derselben  ein  mehr  oder  weniger  günstiges  Zeugniss  able- 
gen, aber  keineswegs  auf  die  kirchliche  Politik  dieser  Lenker  des 
Staates  irgend  ein  beachte nswerthes  Schlaglicht  zu  werfen  geeignet 
sind.  Sigbert  III.  starb  in  seinem  31.  Lebensjahre  und  wird  im  Ganzen 
als  ein  fronrnsr  und  mildlMtiger  Fürst  geschildert^)  und  fiele 
Klöster  sind  auf  seinen.  Namen  gestiftet  worden.  Allein  der  eigent^ 
liehen  freien  Selbstbewegnng  der  Knche  soheinfc  er  nindestens  keiaiB 
Voireclqdiigebnsliefc  .s^|i«beB,  So  mi^tei»  km  am  aiin  YeiM  aa 
ülfcHiakhflfa  seineB  Betfhflg.  die^SviiDda  Yen  CänliBa  n  bemhin.  ans* 
Icigen.  ]?ip|n,  der  bei  ^PegobfHis  Toda  niM  den  andorai  nröi^ie* 
haltmn  «astraslsdMn  Chmsen  den  niostiiaohen  Hof  Teriaaeen  Ml0| 
in  sein  Vaterland  zurückgekehrt  und  mit  Gumbert  an  die  Spitze  der 
Regierung  getreten  war^),  war  im  Jahr  639  gestorben  und  »sein 
Hinscheiden  verursachte  nicht  geringen  Schmerz  Aller  in  Austrasien, 
weil  er  seiner  Gerechtigkeit  und  Güte  wegen  von  ihnen  geliebt  war  *).€ 
An  seine  Steile  wurde  von  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Grossen, 
weil  sie  das  Bild  des  Vaters,  in  ihm  erkannten,  dessen  Sohn  Grimoald 
gewählt').    Damit  begann  an&  Nene  eine  Zeit  der  Eftmpfe  nnd 


1)  Fredegar  c.  75.,  Bouquef  II.  p.  402.  Man  sieht,  der  Entschluss  Da- 
goberts war  durch  das  DrSngen  der  austrasischen  BischOfe  und  Grossen  hervor- 
gegangen und  das  Haupt  dieser  war  wohl  immer  noeh  Pipin,  dessen  Freund  Ca- 
nibert  und  Schwiegersohn  Ansegisel  an  die  Spitze  der  Regierung  gestellt  worden. 
Damit  war  die  Wuih  (dementatio)  der  Austrtsier  vorQber  und  jetzt,  da  sie  Ohre' 
eigenen  Interessen  gtsidiert  wassten,  widemenden  sie  krlftigst  den  Wenden« 

2)  Vtta  &  SigeberM  andere  rnonadM»  Mibleei  c  9^  Bouquet  fl.  ^  601  aq. 
S)  Peris,  CeBcUdile  der  merev.  BansMeier.  HiDBOier  1819.  8.  ae. 

^  Fredeffor  t,  95^  BouqU€i  H  V* 

S)  Grimoaldos  lilios  ijna,  com  esset  sUenmis  «d  ioaler  palris  deUiiitiir  a 
idarimit.  Urid. 
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Wfrm<),  In  wMm  jefler  Beidisaiea  aeln  selbstettiidigM  AnBohen 
zu  bewabren  racbte.  BiscW  Desiderins  y<m  (hhm  hatte  am  Hofe 

Dagoberts  einen  ungemeinen  Einfluss  ausgeübt*).  Gleichwohl  verbot 
ihm  Sigbert  III.  die  Theilnahme  an  der  Synode  von  Chalons  unter 
ausdrücklicher  Betonung,  dass  dieselbe  ohne  Vonvissen  Königs  Sigbert 
berufen  worden  sei ;  allein  er  habe  mit  seinen  Käthen  sich  dahin  ge- 
einigt, dass  in  seinem  Reiche  ohne  sein  Vorwissen  und  Genehmigung 
flberhaiipl keine  Synede  gehalten  werden  dürfe*) ;  daher  dürfen  Bischöfe, 
die  mitor  wf^uear  tiemolwfl  bMmh,  keine  VeibiBdiuig  mit  dimr  Sy- 
MieHtboi.  Mäm^^illiMn  pdi»gmnhf^ 
clkWBS  dagegen  ekumweniwi  habe  und  wenn  es  ihm  rofber  angenigt 
wwden  sei,  sei  es  ran  HVeuunou  der  KäMlit,  twt  WobUkbrt  des  Staates 
oder  in  irgend  dner  andereii  Angelegenheit,  eine  Synode  gehalten 
werden,  doch  so,  dass,  wie  gesagt,  es  ihm  zuvor  mitgetheilt  werde. 
Schliesslich  empfiehlt  sich  der  König  dem  Gebete  des  Bischofes  und 
wiederholt  sein  Gebot,  jene  Versanamlung  durchaus  nicht  zu  besuchen, 
bevor  er  seine  Einwilligung  hiezu  habe*).  Aus  dem  Aktenstücke, 
das  föglieh  nenern  Ministenalverfügungen  an  die  Seite  gestellt  werden 
konnte,  geht  unverkennbar  das  Bestreben  nach  ^ner  BefonnundtUl|f 
der  Kinbe,  einen  Singriff  in  ihre  innere  freie  fiewegnng  und  die  Aus- 
übung gerade  ikres  AlMm  Beebtes  b«m.  Isfc  Gtimoald  iviiUiob 
der  Ttttoer  desNiboi^  so  eibfi^sn  wir  wobl  ntt  Bedit  das  eni» 
AvUendilen  jenes  Oei^es^  in  welclieni  die  erslsii  Ft^rfniden  die  Slftiie 
fbren  8weeken  ^nslbar  an  nuMben  saobMn^.  Mcht  allein  der  TJm- 


1)  S.  übpr  die  politische  Lage  Bonnell  a.  «.  0.  S.  107. 

2)  Paul  Roth,  BeneOcialwe^en  S.  147. 

3)  lieber  diese  Synode  s.  v.  Hefele  a.  a.  0.  Bd.  III.  S.  85  f. 

4S}  'Sie  BoMs  €001  aostrii  proceribus  MDventt,  u(  sine  nostr«  setebtl«  aiae» 
ißUt  ceadliiiai  in  i^iie  neatre  oob  «gelnr.  Bauqud  IV.  p.  47. 

5)  Ad  litani  conJuiiclieDefli,  priosqqun  neslnai  cesnoMatis  veHmtaten, 
penilQs  aceadere  nan  Maaüa. 

6)  G&ard  a.  a.  0.  I.  p.  359. 

7)  Die  vorhergehende  königliche  Genehmigang  zur  Abhaltung  einer  Synode 
ist  in  diesem  Aktenstücke  auf  das  Stärksie  betont.  Da  um  diese  Zeit  keine  an- 
dere Synode  als  die  von  Chalons  sur  Sanne  gehalten  wurde,  so  Icann  wohl  keine 
andere  gemeint  sein.  Dieselbe  ist  von  38  BischöFen  unterschrieben  und  der  rQnfte 
derselben  ist  Vulfoledus  von  Beziers,  und  dieser  wird  gerade  in  unserm  Brief  na- 
mentlich genannt.  —  Auf  das  blosse  GerQcht  einer  bevorstehenden  Synode  ver* 
bietet  der  KOnig  den  iMcb  dmt$btia,  ebwohl  er  vorgibt,  nidit  einmal  den  Ort 
deneiben  sa  wlaseo.  Das  dttrlta  woU  dae  diplemaSsdie  Unwalirbeit  adn.  Wenn 
nacb  den  Unlembitflett  des  nratekdia  Uaa  BlaAlift  ana  Neastrten  mid  Bsfsnnd 
anwesend  waren,  ae  aiassfe  den  Kllnlse  serade  die  WaM  van  Chalons,  das  an 
Aosuaslen  sebir^  aastMs  sein;  dort  bsmtiMe  OMwif  Ii.  ed«  lidnahr  aibi 
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Der  ifcifailii  gWlüÜimWiii  ^iki  4m  juiÜHuii.  Ii 
ifitfifi  iarii  kmfMimk  mK^  mk  BuKgand  «ad  "SrnMai  er- 

zu  erlassen;  gar  keine  Synode  sollte  mehr  in  Austrasien  abgehalten 
werden,  ohne  Wissen  und  Erlaubniss  des  Königs  Wenn  indess  für 
günstigere  Zeiten  die  Abhaltung  einer  Synode  nicht  abgelehnt  wird 
und  unter  den  ihr  vorzulegenden  Fragen  auch  auf  die  Wohlfahrt  des 
Staates  bezügliclie  Gegenstände  genannt  werden  so  ist  vielleicht 
eben  damit  das  ggnse  Geheimniss  der  Abneigung  der  Machthaber  dee 
Staates  emthen;  vom  belfirebiete,  es  könnten  solche  Bjnoden  zu  pe^ 
litiadiMi  BemoDsteiaeMii  und  iddiibsaaBQeA  Kindgebinigen  der  PaiM» 
ttndkid  htdOUt  weedMl.  •  Stehen  k  dem  Mnffendea  AktsiisIMe  dü 
Dttta  ftet^  ee  mi»  der  Brief  Sigberts  iauMiiiiii  nur  Folge  gehabt  b»- 
ben,  dass  der  Znsaninentrittdee  Colidli  TeiseliobeH  inude;  4enn  der 
in  Rede  stehende  Brief  Sigberts  nennt  zwei  Mal  den  ersten  September 
als  den  Zeitpunkt  zur  Eröffnung  der  Synode,  während  diese  selbst  erst 
am  5.  October  650  zu  Stande  gekommen  ist^).  Zum  Schlüsse  legt 
noch  Sigbert  oder  sein  Hausmeier  das  Gewicht  der  persönlichen  Auto- 
rität des  Königs  in  die  Wagschale,  indem  er  auf  die  eigenhättdige 
königliche  Uiterschrift  dieses  Verbotes  hinweist*).  Es  ist  dies  immeiw 
hHi  ans  dar  meresiiigieoben  Sbait  ein  beachtenswerther  und  bedeutungs* 
^Hiüer  Mkgmägfta  das,  m»  ^  «afloBimaideldeedsr  SüatsheMt 
VMh  Alks  in  ihfen  geheimussfc^iii  Moese  betgei  koanile ;  aneb  ^ 
kn^Aeben  S^faodm  soUtaiiintsrdie  obeiste  Aaftisbi  ^  SCaatee  ge- 
stellt wden  und  damit  ihre  ^lolb  Freiheit  «id  SeMtsttodigbeH  hü 
Berathen  und  Beschliessen  möglichst  einbüssen. 

stutskloger  Hausmeier  Aega  and  die  Elfersacht  der  Austrasiscben  Machiba ber 
gegen  diese  ist  erliiSrlich  genug.  — -  Desiderius  gehorelite;  wenigsteiis  feUt  sein 
Name  im  Protolcoll  s.  Sirmond  a.  a.  0.  I.  p.  493. 

1)  llt  sine  Dostra  scientia  synodale  conciiitun  in  regno  nostro  non  agatur. 

2)  Postea  vero  opportuno  tempore  si  nobis  antea  denuntiatur,  utrum  pro 
flCata  eoMaslIco,  an  pro  regnt  ntilitale,  sive  ettem  pro  quiUbei  nMopaUIi  con* 
düiene  cenvenMo  tme  •eeoeverlty  nea  abnqlmas,  sie  taoMD,  m  dliiiiios,  at  In 
bmM  aiiei  dedeialnr  cognttfonem.  Bcuqftet  IV.  p,  47. 

I>  feiet  481  tohr'  der  ^raide  i.  bcsoBder»  t.  HefisU  i  a.  0.  HL  8.  85. 
Aar  den  GfUid  des  in  Rede  stehenden  Verbotes  kMin  lÄr  die  Zelt  der  Synode 
nicbts  ermittelt  werden.  Pardessua,  Diplomata,  Charlae  etc.  setzt  den  Befehl 
Sigberts  in  das  Jahr  644.  II.  p.  82.  Wir  entscheiden  ans  fOr  das  Jahr  650  and 
halten  das  Verbot  fDr  eine  .\Dtwort  auf  die  AutTorderun^  des  Papstes  Martin  I. 
vom  Jahre  649  zur  Abhaltung  einer  Synode.  Wfire  die  cLronologische  Bestimmung 
von  Pardeasus  richtig,  so  mOsate  auch  die  Synode  im  Jahr  644  gehalten  wor- 
den sein. 

.  4)  Et  Ol  tcrtias  oedalis,  hnne  tadicidaBi  mami  praprhi  snbter  tabcripsimns. 
liMlaelso  » .sflildli;  scd  provrie  ei,  qoa  quid  praetipitor,  iina9eUur,  quae 
vidüiir  feds  eiige.  DMSBge»  IHsBMHak 


M        .    Fdb*»  »er  dtfMitte  8M  iirter  den  Hcmlvi^ 

In  der  That  finden  wir  in  den  christlichen  Theilen  Aostrasiens 
?on  dieser  Zeit  an  über  ionfzig  Jahre  beinahe  bis  auf  die  Tage  des 
heiligMi  B«ittfiumi8  keine  Spur  einer  ebgeheitenem  l^oode  mehr.  Und 
4odi  war  ^&Bfm  Bistitiit  kireiifielier  Veriammlnngea.  aneh  avf  dem 
Boden  dee  nachmaligen  Anetrasieni  keineswegs  mbeirawnt  gehtiebai. 
YHt  kennen  dne  Di0emneynode  von  Tonnty  oder  Doeniik  In  der 
Diöcese  Rheims,  dem  heutigen  Belgien,  vom  heiligen  Eleutherius, 
Bischof  von  Tournay,  berufen  zur  Aufrechterhaltung  der  kirchlichen 
Lehre  von  der  heiligen  Trinität  um  das  Jahr  520  %  eine  Synode  von 
Toul  im  Jahr  550  auf  Befehl  des  Königs  Theodebald  von  Austrasien 
unter  dem  Vorsitz  des  Erzbischofs  von  Trier  ^),  eine  Synode  von  Metz 
zwischen  549  und  555,  von  der  uns  Gregor  von  Tours  berichtet^),  im 
Jahr  566  die  Synode  von  Trier  ^),  um  das  Jahr  590  eine  Synode  ;rmi 
MeU^^).  AnsBMrdem  beeitaen  wir  eia  Soluraibeii  doe  Pepetee  Giegetr  L 
dee  Oioesen,  an  Hieoderieh  nad  TheoMiori,  aleo  an  die  Könige  Ten 
Keoefcriflii  nnd  Anetnielen  vom  Jeloe  599  g^^  das  in  ihren  Staatoii 
nmdehgreiftnde  üeM  der  l^imie  ^nnd  doi  Mkibniieh,  Laien  in 
Bischöfen  zu  wählen,  und  in  diesem  empfiehlt  er  die  Abhaltung  von 
Synoden  als  das  wirksamste  Mittel  zur  Beseitigung  dieser  argen  Miss- 
stände ;  schliesslich  spricht  der  grosse  Papst  noch  seine  Verwunderung 
darüber  aus,  dass  in  beiden  Beichen  die  Juden  christliche  Sclaven  be- 
sitzen dürfen^).  Dieselbe  eindringliche  Aufforderung  zur  Berufung 
von  Synoden  wiederJholt  derselbe  Papst  im  Jahre  601  an  Theodebert 
allein  7).  Die  von  Hartzheim  als  eine  Synode  von  Constanz  im 
Jahr  616  ansgegebene  VerBammlnng  der  BiaehSfi^  nnd  des  Tolkee-filll 
jedoch  in  das  Jahr  618  nnd  war  kdne  Synode  eigenOichen  fiBnod 
des  Wortes,  i^nd^m  blos.eine  Yemammlimg  zur  Ymahme  der  o»- 
nonisehen  Wahl  eines  Bischete  von  Constanz  %  Der  Bkcen  Jotuumes 
aas  Bhfttien  war  drei  Jahre  als  Schüler  um  den  heiligen  Gallus 


1)  Hartzheim,  Concilia  GermanUe  I.  p.  9.  v.  HefeU  «.  «.  0.  U.  &,%77j, 

2)  Hartzheim  I.  p.  13.  Hefele  III.  S.  6. 

S)  Histor.  Frane.  IV.  7.  Bouquet  IL  p.  206.  Hartzheim  Lp.  14.  und 
besonders  v.  Hefele  111.  S.  6.  f. 

4)  V.  Hefele  t.  t.  0.  S.  102. 

5)  Gregor,  Titron.  bist.  Fnnft  IX*  tt^.  X.  IS»  It.  t.  M^iHe  OL  &  51« 
jEforlsMm  L  p.  17. 

0)  Cngerii  Papte  epfatola  ed  Tbeodolcun  et  TbeedelMrUi»  ras^  fnnam- 
nun  bei  Hartgheim  I.  p.  19.  Bou^et  IV.  p.  2e.  epiit  110.   JUaiifi  Xr.ie9.. 

7)  Hartzheim  I.  p.  23.  Bouquet  IV.  p.  SO.;  eptel,  SO. 

8)  L  p.  24.   Mann  X.  291. 

9)  Synodus  provincialis  Alamannoruin  wird  sie  im  UuteZ  za  %,,U,  Sc^« 
4«r  Honum.  Germ.  bist,  voo  Fert»  p.  834.  gepioBt. 
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verweilt  und  hatte  an  Sanftmuth  und  Demuth  im  Herrn  zugenommen; 
er  lernte  bei  ihm  vielfache  Weisheit,  die  Auslegung  der  göttlichen 
Bücher  und  die  Handarbeiten,  welche  der  Mann  Gottes  gewöhnlich 
venidiiete.  An  ihn  mm,  Gallns,  sandte  d^  Herzog  Cnnzo.  von  Al- 
•  maomen  einen  Brief,  auf  dass  er  nach  Constanz  komme  und  bd  ihm 
einen  würdigen  Bischof  erwShle.  Und  er  berief  znr  Wahl  den  Bischof 
TOn  Angsborg  sammt  seiner  Geistlichkeit  nnd  Gemdnde  nnd  den  von 
Speier  nnd  aosserdem  aus  ganz  Hochgermanien  die  Priester, 
Diacone,  Kleriker  nnd  Laien  in  eben  dieselbe  Stadt,  auf  dass  ein  wür- 
diger Bischof  erkoren  würde.  Durch  Vermittlung  des  Herzogs  und 
der  Suevenlürsten  ward  die  Versammlung  drei  Tage  lang  im  Beisein 
einer  ungeheuren  Volksmenge  hingehalten  f).  Der  Mann  Gottes  nahm 
Johannes  und  Maginald  zu  sich  und  zog  zur  Stadt.  Der  Herzog 
stellte  sich  selbst  an  die  Spitze  der  Wahlhandlung,  »erknchte  aber  die 
Bisehöfe,  nach  den  kirchlichen  Vorschriften  zn  wählra,  wen  sie  wollten.c 
Bftrief  die  ganze  Geistlichkeit  nnd  das  Volk  emstimmigS):  »Well 
jener  Gallns  ein  Mann  Gottes  ist,  von  gutem  Knfe  in  dieser  ganzen 
Gegend,  erfahren  in  den  heiligen  Schriften,  nnd  voll  von  Weisheit, 
gerecht  nnd  kensdi,  sanft-  nnd  demflthig,  ein  Spender  von  Almosen, 
mässig  und  geduldig,  Vater  der  Waisen  und  Wittwen;  so  ist  es 
billig,  dass  ein  solcher  das  Bisthum  erhalte.««  Der  Herzog  aber 
sprach  zu  ihm:  »»Hörst  Du,  was  jene  sagen?««  Ihm  erwiederte  der 
Mann  Gottes:  »»Sie  haben  gut  gesprochen,  wenn  es  nur  wahr  wäre. 
Jene^  weiche  dieses  sagen,  wissen  nicht,  dass  nach  canonischem  ßecht 
ein  Fremder  nicht  als  Bischof  geweiht  werden  darf.  Aber  hier  weilt 
der  Diacon  Johannes  ans  euerem  Volke  bei  mir,  der  mit  allem  diesen 
dsreii  Christi  Gnade  ansgerdstet  ist,  nnd  schicklich  wftre  es,  ihm  die 
Last  des  (bischöflichen)  Begimentes  anfisnlegen.«c  Schnell  wnrde  die- 
ser in  -die  Mitte  der  Versammlung  beschieden  nnd  Tom  Herzog  nach 
seiner  Abstammung  gefragt.  Als  er  erwiederte,  dass  seine  Eltern  aus 
JUiätien  stammen,  sprach  der  Herzog  zu  ihm:  »»Hast  Du  Kraft  in  Dir, 
die  Leitung  der  Kirche  zu  übernehmen?««  Hierauf  antwortete  der 
Erwählte  Gottes  Gallus  statt  seiner,  indem  er  die  Vollkommenheit 


1)  Atta  «ermania. 

2)  Promcta  est  iribns  diebns  synoduB  elc  Peri$s,  Uonain.  Germ,  bist 
SS.  U.  p.  18. 

3)  Ubi  totus  clerus  adanatus  est,  simul  cum  eis  popnlo  proclamante  dr. 
Vita  S.  Galli,  Pertz,  Mon.  Germ.  hist.  II.  SS.  p.  13.  Pottho.st  erwähnt  in  der 
Ueberseizung  nur  des  einstimmigen  Rufes  der  Geistlichkeit.  Leben  der  .\ebte 
Gallus  und  Otmar  von  SanktgaHeo.  (Gesrbichlschreiber  der  deutschen  Vorzeit; 
Vlll.  JdUft.  1.  Bd.  S.  2S. 
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seines  Lebens  lobte.  Während  sie  dieses  und  vieles  andere  in  Betreff 
seiner  Wahl  mit  dem  Manne  Gottes  besprachen,  zog  jener  demüthig 
sich  zurück  und  floh  ausserhalb  der  Stadt  in  die  Kirche  des  heiligen 
Stephanus.  Ihm  folgte  eine  Schaar  Priester  und  Volkes,  die  ihn  wider 
Willen  und  traurig  zurückführteii.  Laut  erscholl  die  Stimme  der 
Menge,  als  Johannes  mit  Einstimmung  des  Tolkee  ziun  Bischof  erwählt 
wurde.  Nach  vollzogener  Wahl  wurde  er  Ton  den  erwfthnten  Biscböfen 
geweiht,  nnd  alle  begehrten  dringend,  daea  er  eogkieh  die  Meeee 
friere  nnd  daes  der  Mann  Gottes  mit  eonen  honigsüsBen  Lehren. das 
•  Volk  nnterrichte.  Begierig,  die  Herzen  ans  der  göttlichen  Qnelle  zn 
tränken,  ergriff  Oallns  die  Hand  seines  ZOglings,  fShrte  ihn  anf  eine 
Erhöhung,  und  indem  der  Bischof  die  Worte  seines  Lehrers  erklärte, 
redete  jener  vom  Ursprung  des  Himmels  und  der  Vertreibung  des  ersten 
Menschen,  und  knüpfte  daran  Ermahnungen  zur  Erlangung  des  himm- 
lischen Erbes.  Hierauf  wurden  die  Enthaltsamkeit  des  Noa,  die  Treue 
Ahrahams,  die  Beispiele  der  Patriarchen  und  die  mosaischen  Wunder 
vorgeführt  und  jene  Thaten  des  alten  Bundes  zum  Heil  der  Seelen  fÖr 
Alle  angewendet.  Die  Tapferkeit  der  Könige  ward  mit  den  tai^ren 
Streitern  des  christlichen  Kämpfte  Terglichen,  die  einen  nnanfh<^lichen 
Krieg  der  Tugenden  gegen  die  Laster  führen.  Die  Geschichte  der 
Propheten  'lenkte  er  auf  Besserung  der  Sitten  und  Festigung  des 
wahren  Glaubens  mit  aller  Fülle,  und  nachdem  man  die  Mysterien  des 
alten  Testamentes  durchlaufen  hatte,  gelangte  man  endlich  zu  der 
neuen  Freude  der  Liebe  Christi,  wobei  um  so  feierlicher  gesprochen 
wurde,  je  heilsameres  dort  zu  finden  ist.  Nachdem  die  Wunder  des 
Evangeliums  und  das  Geheimniss  des  Leidens  und  der  Auferstehung 
behandelt  waren,  sollen  die  anwesenden  Zuhörer  aus  Verlangen  nach 
dem  Himmelreiche  ihr  Gesicht  mit  Thränen  benetst  haben;  und  so 
kehrten  alle  oitirent,  nnd  gdttlicher  Durchdringnng  vidi  nach  i^mse 
inrQek*  Der  Erwlhlte  Gottes  Gallus  ab<»r  Terweüte  bei  seinem  Zög- 
ling sieben  Tage  und  streute  in  ihm  um  so  reichlicher  den  Samen  der 
gOttiichen  TrOstnng,  je  eiftiger  er  denselben  m  üm&ssung  götflidieir 
Beispiele  erblickte.  Und  nachdem  er  den  Segen  seines  fiischofss 
emp&ngen,  kehrte  er  heim  zur  bekannten  Abgeschiedenheit  der  Wild- 
niss^).  Es  ist  dies  ein  rührendes  und  belehrendes  Beispiel  einer 
Bischofswahl  aus  alter  Zeit. 

Obwohl  nun  aber,  wie  gesagt,  diese  Versammlung  behufs  einer 
Bischofswahl  keine  eigentliche  Synode  war,  so  zeigt  dies  Beispiel 
doch  immerhin,  dass  in  den  christlichen  Theilen  Austrasiens  kirch- 


1)  JPerto  L  &  p.  18.  o.  Ii.  Maeh  der  Cebenetfong  fsn  Poi^ökt  8.  S8->S5. 
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liehe  Versammlungen  nichts  Ungewöhnliches  und  Unerhörtes  waren, 
und  dass  nach  ihrem  Vorbilde  der  Schritt  zu  einer  wirklichen  Synode 
nur  noch  zu  maohea  war.  Auch  der  heilige  Stuhl  hat  niemals  auf- 
gehört, in  der  Ton  Gregor  dem  Grossen  l>egonnenen  Weise  das  Weik 
der  Synoden  zn  empfehlen. 

Kaum  hatte  Martin  L  den  apostolischen  Stuhl  bestiegen,  so  war 
»die  eiste  grosse  Handlung  des  neuen  Papstes  die  Abhaltung  jener 
bertthmten  Synode,  di^,  an  Ansehen  den  ökumenischen  nahe  stehend^ 
am  5.  October  649  in  der  constantinischen  Basilika  im  Lateran  er- 
öffnet wurde  und  bis  zum  31.  October  dauerte  ^).  Sie  hatte  die  Prü- 
fung und  Verwerfung  der  monotlieliteschen  Irrlehre  zum  Gegenstande. 
Die  Akten  dieser  Lateransynode  wurden  sodann  in  alle  Gegenden  der 
Christenheit  versandt  und  vom  Papste  und  dem  Concil  gemeinsam 
eine  Encyclica  an  alle  Bischöfe,  Priester,  Diacone,  Aebte,  Mönche, 
Asoeten  und  an  die  ganze  Kirche  erlassen^).  Auch  nach  Austrasien 
worden  die  Synodalakten  und  die  läicycliea  gesandt  und  zwar  an 
Amandus,  Bisdiof  von  Mastrioht  mit  einem  herzlichen  Schreiben  des 
Papstes,  dessen  Inhalt  uns  hier  theilweise  beschäftigt.  Der  erste  und 
grössere  Theil  desselben  hat  den  Zweck,  den  heiligen  Amandus  zur 
Zurücknahme  seiner  beschlossenen  Abdankung  vom  Bisthum,  zu  wel- 
cher ihn  das  zucht-  und  sittenlose  Leben  einer  Anzahl  seiner  Geist- 
lichen veranlasst  hatte,  zu  bewegen;  sodann  kommt  der  Papst  auf 
die  genannte  römische  Synode  zu  spieclien.  deren  Akten  nebst  der 
Encyclica  er  ihm  mittheilt  3),  und  fordert  ihn  auf,  mit  allen  Brüdern 
und  Mitbischöfen  im  Königreich  Austrasien  zur  Yerwerfimg  der  neuen 
Irrlehre  Synoden  zu  halten  und  dabin  zu  wirken ,  dass  vom  Könige 
Sigbert  nL  einige  Bisdiöfe  nach  Bom  geschickt  wfirden,  um  sich  der 
päpstlichen  Gesandtschaft  nach  Oonstantinopel  anznschliessen,  um  die 
fieschUisse  der  frftnkischen  Synoden  sammt  denen  des  Lateraneondls 
dem  Kaiser  zn  ftberrnchen  und  also  dadurch  den  Eindraök  auf  den- 
selben zu  verstärken  und  zu  erhöhen.  Das  nämliche  Ansinnen  stellte 
der  Papst  auch  an  die  Bischöfe  von  Neustrien  und  an  den  König 
Chlodwig  II.  ^).  Indess  scheint  auch  in  Neustrien  der  päpstlichen  Auf- 


1)  V.  Uefele  a.  a.  0.  III.  S.  190. 

2)  V.  Hefele  a.  a.  0.  III.  S.  205. 

3)  Volumina  gestorum  syoodalium  una  cum  encyclica. 

4)  Hartzheim  J.  p.  ao.  Mami  X.  1183.  Sirmond  1.  p.  486.  Par- 
deuus  U.  p.  82. 

5)  V.  Hefele  a.  a.  0.  S.  206.  u.  dort  den  Nacbweis  biefOr.  Dieses  Srbrei- 
bCB  M  n»  nm  erballea.  Brequigny  (table  ^tfontlogtqne  4m  Aplones  eie. 
I.  II.  58.  Qiid  Pardmm^  IMptomt«,  Gbertae  ete.  II.  p.  M.  keanaii  es  aidif. 
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fordernng  in  Betreff  der  Abhaltung  von  Synoden  nicht  entsprochen 
worden  zu  sein ;  denn  die  Synode  von  Chalons  sur  Saöne,  die  von  älte- 
ren Conciliensanimlern  in  das  Jahr  650  gesetzt  wird,  weiss  nichts 
von  diesem  päpstlichen  Rundschreiben  und  enthält  auch  keinen  Be- 
schloas  gegen  die  monothelitische  Irrlehre  ebenso  wenig  eine  Sy- 
node von  Nantes  und  dasselbe  gilt  auch  von  den  anderen  dieser  Zeit 
am  nächsten  stehenden  nenstnschen  Synod«i. 

Wie  wurde  es  nnn  aber  in  Anstrasien  mit  dem  vi  Bisohof 
Amandus  gestellten  Ansinnen  des  Papstes  Martin  L  gehalten?  So 
viel  ist  sicher,  dass  demselben  in  keiner  Wdse  entsproehen  'wnidd, 
warum  f  das  ist  nicht  so  ganz  klar.  Angaben  hierAber  fehlen  und 
es  tritt  daher  die  historische  Combination  in  ihr  Recht  ein,  oder  mit 
anderen  Worten,  es  ist  gestattet,  aus  gewissen  Thatsachen  Folgerungen 
zu  ziehen.  Grimoald  nun  war  heftigen  und  ehrgeizigen  Gemüthes  und 
hasste  alle,  welche  sich  durch  ihren  Einfluss  bei  König  Sigbert  und  im 
Reich  auszeichneten.  Davon  gibt  sein  Verhäitniss  zu  Otto,  dem  Sohne 
eines  Domesticus^),  klaren  Aufschluss.  Dieser  war  von  Sigberts  Jn- 
gmä  an  dessen  Erzieher^)  gewesen,  suchte  sidi  desswegen  aus  Stolz 
und  Eifersucht  Aber  Grimoald  hinwegzusetzen,  daher  schloss  dieser 
feste  Freundschaft  mit  Gumbert  und  sann  darauf,  wie  er  Otto  ans  dem 
Palaat  entfernen  und  seines  Vaters  Wftrde  erlangen  könnte^}.  DaJier 
wurde  er  yon  Leutharius,  dem -Herzog  der  Alemamien,  auf  Betrieb 
Grimoalds  ermordet  ^).  Also  selbst  vor  einer  politischen  Mordthat 
bebte  Grimoald  nicht  zurück,  um  seine  eigene  Stellung  zu  sichern  und 
zu  erweitern;  denn  schon  der  Chronist  wusste  die  Folgen  dieser  ünthat 
vollauf  zu  schätzen  in  den  Worten :  dadurch  erlangte  Grimoalds  Stel- 
lung als  Hausmeier  in  Sigberts  Palast  und  im  ganzen  austrasischen 
Beiche  bedeutende  Festigkeit*^).  Dies  geschah  im  Jahr  642  und 
also  schon  damals  hat  Grimoald  h<^e  Ziele  verfolgt.  Aus  allen 
Zeugnissen  geht  ferner  herror,  dass  er  Jeden  Gegendruck  gegen  die 
Gewalt  des  von  ihm  leprftsentirten  Kdnigthums  nachhaltig  darnieder- 
hielt.  Auch  seine  Politik  gegen  die  Bischöfe  war  eben  so  einfiMsh  als 

1)  Sirmond  I.  p.  489. 

2)  V.  Hefele  III.  S.  97. 

8)  Domesticus  war  ein  sehr  angesehener  Hofbeamter;  aber  deo  Umfang 
dieses  .Amtes  s.  Waitz,  Verfassungsgeschichte  Bd.  II.  S.  363  ff. 

4)  Bajulus  Sigiberti.  Fredegar  c.  86.  Bajulus  ist  nach  Dacange-paeda- 
gogus,  praesenim  qui  flliorum  prindpis  educalioni  praeüciebatar. 

5)  Fredegar  c.  86.  Bouguet  II.  p.  446. 

e)  Predegar  e.  88.  B<n»quet  II.  p.  447.  Mtone  erinoaldi  iiiferAeilor. 
7)  Gfidiis  hOQOrti  H^eris  Dobmib  in  palttlolSigibertt  et  omni  regne  Aostra^ 
liorani  la  mana  iMnoaMI  conOnnatni  en  veMienter.  OM* 


Der.cMttfche  Staat  im  lÜttekUer  «iter  dtn  Nerovinfern.  O^V 

entschieden.    Auf  der  einen  Seite  wollte  er  ihr  Wohlwollen  nicht  ver-  . 
scherzen  (daher  seine  zahlreichen  Klosterstiftungen)  und  auf  der  an- 
deren Seite  wollte  er  ihre  gewichtige  Stimme  zum  Schweigen  bringen ; 
daher  sein  Verbot  der  Synoden.    Gemeinschaftlich  mit  Sigbert,  der 
aber  damals  noch  minderjährig  war,  wdSSWQgea  das  Verdienst  haupt- 
sächlich in  der  ölfentlichen  Moinung  dem  Hausmeier  zugeschrieben  < 
werden  musste,  hatte  er  zwölf  Klöster,  danmter  das  berühmte  Sta* 
bidaiia  and  Malmiudariiim  gestiftet  imd  reidi  ai^^  Anfden 
höchsten  Gip&l  des  Qlfickes  imd  am  Ziele  vieUeidit  ' langst  gehegter 
Wünsche  84shi0n  Chrimoald  angelangt,  als  der  krSnkehide,  kinderloee  Kö- 
nig Sigbert  l&r  den  Fall,  dass  er  seihst  ohne  Leiheserben  stürbe,  dessen 
Sohn  Childerich  zu  seinem  Nachfolger  auf  dem  merovingischen  Thron  von 
Austrasien  ernannte.  Sigbert  erhält  von  dem  Mönch  von  Gembloui  das 
ehrende  Zeugniss,  er  sei  in  Wahrheit  des  Herrschernamens  würdig  gewe- 
sen, weil  er  über  sich  selber  zu  herrschen  verstanden  habe  2).  Möchte 
auch  Grimoald  wegen  gleicher  Mässigong  zu  rühmen  seinl  Damals 
»kam  ans  den  Wildnissen  des  Wasgaues,  so  erzählt  uns  ein  protestan- 
tischer  Gtoschichtschreiber  ^),  aus  seiner  Einsamkeit  im  Kloster  Habnn- 
diuD«  wo  er  seit  dreissig  Jahren  Theodebert's  nnd  GUotsr's  "Rdym- 
gesaen,  mit  Vertrauen  einer  hessem  Welt  nnd  seinem  TerUftrten  Jage*d- 
freond  Amnlf  *)  entgegen  harrte,  TomGeflkhl  des  nahen  Todes  erregt, 
Evm  letzten  Mal  der  greise  B<miaiich  in  den  Kreis  der  Grasen.  Ans  dem 
Dunkel  schwarzer  Gewittemacht  trat  er  zn  Grimoald,  der  ihm  im 
Fackelschein  entgegeneilte,  vor  der  grossen  hehren  Gestalt,  den  ver- 
klärten, schon  in  himmlischer  Freude  seligen  Zügen  zusammen- 
schrack,  umarmte  er  den  Sohn  seines  Freundes,  und  malinte  ihn  väter- 
lich wamand  mit  ahnungSToller  Stimme  an  die  Vergänglichkeit  alles 
Irdischen;  »»wie  Krone  und  Scepter  ?or  den  Augen  dessen  yerschwin- 
det,  der  mir  auf  das  Herz  sieht;  nur  weil  auch  des  Hausmeiers  Macht 
¥oni  Könige  stnmnt^  ehren  ihn  die  Franken,  gegen  den  Thronrftaber- 
weiden  mk  alle  erheben,  nnd  .grösser  ist  es,  Königen*  zn  geMeteiif 
als  selbat  König  zu  seinl««  Grimoald  eraefaftttert,  gerührt,  yerspricht 
ihm  zn  folgen,  elnrt  den  Heimkehrendoi  mit  Gesdienken.  Noch  zirei 
Jahie  regiert  er  wie  sein-  Vator  ohne  Tadel,  da  stirbt  Sigbert;  der 


1)  Vita  S.  Sigiberti  aactore  monacho  Gemblac.  c.  5.  Bouquet  II.  p.  601. 
Chronic.  Sigeberli  Gemblac.  ad  an.  647.  Bouquet  II.  »iS.  Die  Dotakionaar- 
konden  bei  Pardeasus  1.  c.  II.  p.  88.,  93.,  187. 

2)  Revera  regia  nomine  dignus,  quia  se  ipsuoi  benftrtgflrt  nont.-  Vftt 
Sigeberttcö.  Sounmt  IL  901, 

3)  PertM,  GeachldUe  der  Hmismeier  S.  44.  . 

4)  Er  hatte  ihn  telbit  die  Amgai  festhloaNn.  Baselbsl  8.  1«7. 
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gfinstige  Augenblick  weckt  den  alten  Plan  wieder  anf,  dar  Hansm^er 
scfakkt  durch  Biecbof  Dido  von  PoitiM  den  Thronerben  Dagobert^ 
in  ein  hrisehee  Kloster  und  gibt  seinen  eigenen  Sohn  dm  Anstrasierti 

zum  König.   Romarich's  Weissagnng  ward  erfüllt,  der  üebermäthige ' 
von  den  Grossen  gefangen,  dem  neustrischen  König  ausgeliefert  und 
mit  seinem  Sohne  im  Kerker  von  Paris  getödtet^).« 

Wann  in  dem  für  so  grosse  Plane  empfänglichen  Geiste  Gri- 
nioalda  der  Gedanke,  den  Thron  an  sein  Haus  zu  bringen,  auftauchte, 
dftftm  ist  keine  Andentung,  keine  Kunde  auf  uns  gelangt.  Dürften 
war  jumehmen,  dass  die  erwfthnte  £rmordnng  Otto's  eine  wenn  aoch 
noch  eo  entfimite  Beaiehnng  za  einer  sokhen  Hoflhmig  in  si€3i  schloss, 
so  würde  damit  auf  das  weitere  Yerhalten  6rimoald*s  ein  beachtens- 
Warthes  Schlaglicht  Men;  denn  er  mnsste  von  da  an  darauf  ansgeheii 
—  nnd  er  konnte  dies  bei  den  krftnkelnden  körperlichen^  Znstftnden 
seines  ohnehin  als  Regenten  unbedeutenden  KOnigs  —  jede  ihm  künf- 
tighin entgegenwirkende  Gewalt  unschädlich  und  jeden  Mund  ver- 
stummen zu  machen,  der  ein  gewichtiges  Wort  zu  Gunsten  des  Rechts 
und  ein  Verdammungsurtheil  seiner  Handlungen  in  die  aufgeregten 
Leidenschaften  hineintönen  lassen  konnte.  Die  kirchliche  wie  die  poli- 
tische^) Stellung  der  Bischöfe  aber  brachte  es  mit  sich,  dass  ein  Wort 
ans  ihrem  Munde,  zumal  wenn  sie  alle  ans  dem  ganzen  Reiche  nnd 
zngleidi  mit  denen  von  ganz  Nenstiien  vmaimiielt  waren,  hinrelehte, 
seine  Iftiigst  gehegten  Fhine  wie  mit  einem  Schlage  YOlUg  zu  mchte 
zn  machen^  wenn  daher  schon  em  freimflthigee  Wort  avoh  mir  eines 
mngen  Bischöfe  der  Ausfthmng  seines  Planes  die  grOsste  O^hr 
bringen  konnte,  so  durfte  er  nm  so  weniger  den  Bischöfen  in  ihrer 
Gesammtheit  Gelegenheit  lassen,  seinen  vielleicht  schon  damals  von 
Manchen  geahnten  oder  errathenen  Plan  auch  nur  zu  besprechen. 
Wenn  das  alles  angenommen  werden  darf,  so  hatte  Grimoald  von  sei- 
nem Gesichtspunkte  aus  hinlänglich  Grund,  eine  Synode  zu  scheuen 
nnd  daher  ihren  Zusammentritt  zn  verbieten.  Dazn  kam  noch  ein 
anderer  Umstand.  Wie  schon  erwähnt  wurde,  war  die  Synode  von 
Ohaions  sor  Sadne  ursprünglich  anf  den  1.  September  660,  wie  wir 
umehmen  za  dürfen  glauben,  aoibmiimt  werden,  wnrde  aber,  waJtt^ 


1)  Nacb  seiner  VerfDguog  zo  €iiiisteii  des  Soluies  CMnoftld  batle  nlmlieh 
Sigbert  seHnt  ehieo  Selm  bekaoMien,  des  er  seliicii  Vtter  lo.Diren  Dsgebert 
iumiite  und,  niebts  Scbllmmes  ebnend,  dem  flrlnoaM  rar  ZMebof  tnvertranle. 
VIte  8.  Sigeberii  c.  5.  Bouquet  IL  p.  602; 

2)  Clesta  Franeorum  c.  43.  Btmg^et  A  p.  SSS.  camaieeu  MebsbieeDse 
ad  an.  656.  Bouquet  IL  p.  652. 

a)  &  blerflber  WikU»,  VerfattoofSfeecbicbte  Bd.  iL  a.  463  r. 
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Bdwiiilifth  in  Fdge  des  in  Bede  stehenden  Verbots  Sigberts,  bis  in 
die  Mitte  des  Oetober  Tencjioben.  QerOchte  tber  die  hier  m  ftssen-^ 
dfQ  BeBchlfisse  k<ninten  leidit  im  Lande  unter  den  höheren  Kreisen^) 
eine  Bedenken  erregende  Verbreitang  gefiinden  haben,  und  gerade  die, 
welche  die  Befestigung  der  bischöflichen  Gewalt  und  die  Freiheit  der 
Bischofswaiilen  und  einiges  andere  betrafen,  konnten  immerhin  fiir 
die  Zukunft  bedrohlich  aufgefasst  werden.  Dahin  dürfte  nämlich 
can.  10.  gehören,  welcher  verordnet,  dass  im  Todesfall  eines  Bischofs 
niemand  anders  als  die  Comprovincialen ,  der  Klerus  und  das  Volk 
einen  neuen  wählen  dürfen;  wodurch  ohne  Zweifel  dem  einseitigen  Ein- 
greifen der  Staatsgewalt  begegnet  werden  sollte  ^).  Da  es  femer  zur 
:Keiitttois8  dar  Bjnoü»  gelangt  war,  dass  öffentliche  Beamte^)  ge- 
gm  die  ftltore  Qewohnheit  sieh  in  alle  Pfarreien  und  KlOster  ein« 
nnioheii,  Qeistliehe  und  Aehte  Yorladen,  'so  wird  dies  energisoh  Ter- 
boten^);  Mönche,  Aebte  und  Verwalter  der  Klöster  dürfen  ohne  Br- 
huihniss  des  Bischofs  nicht  zum  König  gehen  Es  sind  dies  offen- 
bar lauter  Beschlüsse,  die  dem  Hausmeier  missfallig  sein  oder  werden 
konnten.  Ausserdem  musste  der  Eifer,  mit  welchem  man  in  Neustrien 
das  Zustandekommen  von  Synoden  betrieb,  die  Sehnsucht  nach  solchen 
auch  in  Austrasien  mächtig  anregen  und  wenn  dazu  noch  eine  un- 
niitteU>are  Aufforderung  des  römischen  Stuhles  zur  Berufung  derselben 
kam,  so  konnte  eine  Hintertreibung  derselben  blos  auf  dem  Wege  der 
Gewüt  erfolgen  und  diesen  euumschlagen,  war  unstreitig  Grimoald 
tet.  evtschloeseii  und  es  thnt  hiebei  nicht  das  Geringste  zur  Sache, 
oll  Sigbert  dan  Merauf  bezuglichen  Befehl  in  den  Jahren  seiner  ün- 
nritodlgkeit  odor  seiner  8elb?|»töndigen  Herrschaft  (denn  immerhin 
geschah  es  auf  Yeranlassung  des  Hausmeiers)  unterschrieben  hai 

Ohnehin  sind  aus  der  Zeit  der  Kegierung  Sigbert's  und  Gri- 
moald*s  keine  Urkunden  vorhanden,  welche  auf  eine  engere  Beziehung 
des  austrasischen  Hofes  zum  heiligen  Stuhl  hinweisen.  Ist  ja  selbst 
dasi^chreiben  des  Papstes  Martin  I.  glicht  an  den  austrasisphem  Köuig, 


1)  Selbst  das  kSnignche  TeiM  des  BeMcbcs  dieser  Synode  berief  aidi  auf 
eil  Misifts  OdrSAi:  nam  flilwla  conrfBle  t  ploribas  et  SdeHbus  nestris  cogno- 
Yinu»  etc.  Pardemu  P.  p.  SZ.;  es  sind  dies  die  Anfangaworte  des  ladleoliis. 

2)  Nan  ab  aUo  nisi  •  eonproviDdaltlms  etc.  alterins  habeatur  el^etlo. 
SHrmond  I.  p.  491.  In  dieser  Fassong  M  uns  kein  anderer  Synodalbesdiliiss 
bekannt. 

3)  Judices  publici;  das  Wort  Jadices  wird  Qberhaapt  nur  Beamte  bezeieh: 
neu.  s.  Waitz  a.  a.  0.  Bd^  II.  S.  323. 

4)  Can.  II. 

5)  Cao.  15. 
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Mndm  an  eiiien  seiner  Bischdi»  geiiohtet,  den  indem  der  Zorn  Dago-  - 
berts  in  die  Terbannnng  gestoesen  hatte  nnd  der  fieOeidit  mtoh  aii^ 
dem  nenen  Hofe  mit  argwdhniscben  Angoi  angeseben  wnrde.  Znrar 
beeitzen  wir  ans  dem  Jahre  649  angeblich  von  Papst  Martin  L  swei 

Urkunden,  in  welchen  den  Klöstern  Blandinberg  und  St.  Amand  ge- 
wisse Privilegien  verbrieft  werden ;  allein  da  darin  erwähnt  wird,  diese  '■ 
Privilegien  seien  auf  Dagobert's  und  seines  Sohnes  Sigbert  Bitte  ge- 
währt worden  und  Dagobert  zu  Martin's  Zeit  nicht  mehr  am  Leben 
war,  so  hat  die  Kritik  beide  Urkunden  in  das  Gebiet  der  Fälschungen 
verweisen  müssen^).  Daraus  jedoch,  dass  die  »Klöster  den  Schutz  ge- 
fUschter  Bullen  anrufen  mussten,  wird  wohl  geschlossen  werden  müs- 
sen, dass  sich  für  die  Sicherheit  ihrer  Besitznn^  mandie  Gefiihren  • 
erhoben  hatten  oder  wenigstens  im  Anznge  waren.  WirUioh  wnrdto. 
sogar  den  ElOstem  SMtulans  und  Mahnnndarimii  sBmmtliche  Em- 
kanfte  ans  den  Schenirangen  Sigberts  IIL  bis  ni  dessen  Volljfthriglceit 
entzogen^).    Auch  hiegegeu  konnte  sich  die  Stimme  einer  kirchlichen 
Versammlung  erheben. 

Die  Synoden  konnten  demnach  für  Grimoald's  Zwecke  nur  be»  . 
denklich  und  gefährlich  erscheinen,  und  mussten  dies  um  so  mehr, 
wenn  ihre  Abhaltung,  in  Sitte  und  Becht  der  Zeit  begründet,  auch 
noch  vom  heiligen  Stuhl  bevorwortet,  empfohlen,  ja  geradezu  befohlen 
wnrde.  Das  Schreiben  des  Papstes  Martin  L  konnte  daher  dem  Macht- 
haber in  Anstrasien  nnr  nngelogen  kommen,  nnd  so  wir  er  raidi  ent- 
schlossen: er  seinerseits  verbot  die  Abhaltong  der  Synoden  <dme 
mgüc^e  Genehmigung    —  nnd  diese  zu  yerweigem  lag  zur  Zeit  in 
seiner  Hand  —  nnd  das  war  die  Antwort  des  anstrasiBclien  Hofes  auf 
des  Papstes  so  gut  gemeintes  Schreiben  an  Bischof  Amandus.  Damit 
aber  war  der  Kirche  eine  schwere  Wunde  beigebracht  worden:  die 
Pipiniden  sollten  leider  vielfach  in  dieser  Richtung  fortfahren,  und  so 
wurde  der  christliche  Charakter  des  Staates  mehr  und  mehr  verwischt, 
bis  er  unter  dem  grössten  Carolinger,  Karl  dem  Grossen«  wieder  toU*- 
ständig  zur  Anerkennung  und  Durchführung  gelangte. 

Nach  Sigbert's  III.  Tode  im  Jahr  656  vereinigte  Chlodwig  EL. 
zum  fünften  Male  alle  Beiche  der  Franken;  er  war  jedoch  mm  Be- 

.1)  PardessuB  I.  e.  I.  p.  78. 

2)  Diploma  Sigiberti  regis  pro  monasterfis  SUbaleiuf  et  Malmuadariepsi. 
Bouquet  IV.  p.  3^.    Pardessus  II.  p.  93. 

8)  Pardessus  1.  c.  II.  p.  82.  Nr.  2.  legt  auf  diesen  Umstand  besonderes 
Gewicht  als  auf  einen  Beweis,  dass  die  französischen  Könige  vom  Anfang  an  die 
Condiien  in  ihre  Aufsicht  genommen  haben,  und  faselt  bereits  von  der  Freiheit 
der  faUicaulscben  Kirche!! 
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gierai  unfthig,  lange  Eiiid,  dann  der  ausschweifendste  WohUQstiiog 
md  Thinkeobold,  endlieh  tom  Wahnsinn  heftOen^.  Damit  kl^nnen 
im  unsere  TTnt«nnchuig  4ber  die  SntwicUiuig  des  ehristliohen  Ghap 
rakters  des  Staates  nnter  der  Henschaft  der  Meroiinger  sehliessen; 
denn  was  voft  nun  an  Gutes  oder  Schlimmes  im  gansen  Umfonge  des 
Fraükenreiches  far  oder  gegen  die  Kirche  geschah,  ist  nicht  mehr  Ver- 
dienst oder  Schuld  der  Könige,  sondern  der  Hausmeier,  mit  deren  be- 
festigter Macht  eine  neue  Periode  für  Kirche  und  Staat  beginnt,  bis 
endlich  der  Thron  selbst  dem  entnervten  Geschlechte  genommen  und 
mit  den  hoffnungsvollen  Kachkommen  Arnulfs  und  Pipin*s  besetzt 
wird  •—  zum  Gläcke  der  V(Hker  nnd  anm  S^gen  nnd  Bnhme  der 
Kirche. 


1)  Gesta  ftßmmm  t,  44.  Btmgitei  V.  ^  SSi,  Fr^dtgmr,  Caatiik  r.  tt. 

BmtqnH  II.  p.  449. 
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Die  der  päpstlichen  Denifschrift  vom  15.  November  1866  über 
die  Yerfolgimgeu  der  Kirche  in  Russland  und  Polen  beige- 

gebenan  Drkunditn. 

(FortMUmg  VgU  Arebiv  XVII,  M6  ff.,  S88  ff.) 

XX.  Erinnerangsichrefben  des  hocbw.  Cnrdinal-StMtssecretSrs  an  den  nisslscheil 
Gesrhftnstriger  vom  10.  October  1851,  auf  dass  man  die  Aliwpsenheit  desMsgr. 
KalMi  ftn  Mtairm  Biscborssiize  Chrrson  nicht  melir  weiter  verllagere.  (In 

Original  italieiüscb.] 

Die  Errichtung  eines  neaen  Bisthams  zu  Chenon,  welche,  wie 
£w.  HochwoMgeboren  wohl  wieseD,  in  den  Conferenzen,  welche  dem 
Abedifaine  des  Coneordetee  twiseken  dem  pipetUchen  und  d«i  nusi- 
sehen  Be?ollmftditigten  im  Jahre  1848  verangingen,  fidr  Sprache  ge- 
bracht wurde,  wurde  Yom  regierenden  Papeto  mit  der  BuUe  »üniTer* 
aalla  HccMae«  vom  Jnli  desselben  Jahres  decietirt,  hauptsftchlich  in 
Anbetracht  der  weiten  Ausdehnung  jener  Gegenden  und  der  Nothwen- 
digkeit,  für  das  geistliche  Wohl  der  entfernten,  heutzutage  in  dem 
genannten  Bisthurae  lebenden  Völkerschaften  Sorge  zu  tragen.  Der 
heilige  Vater  hat  in  Uebereinstimniung  mit  den  eifrigen  Bestrebungen 
Sr.  Majestät  des  Kaisers  von  Kusslaud  und  Königs  von  Polen  Be- 
dacht genommen,  zu  diesem  Zwecke  für  jene  neue  Kirche  einen  taug- 
lichen Hirten  in  der  Person  des  Msgr.  Ferdinand  Elano  £ahn  ans  dem 
Fredigerorden  zu  ernennen. 

Man  hat  nnn  von  gewisser  Seite  her  in  firfidurnng  gebracht, 
dass  insbescmders  einige  der  mm  neuen  Bisthuni  gehörigen  Ortschaften  ' 
in  einer  voDstftndigen  Verlassenheit  von  ihrem  Hirten  leben,  und  die 
dortigen  Gläubigen  von  Seite  der  rechtmässigen  geistlichen  Autorität 
gar  keinen  Beistand  erhalten.  Und  dies  will  man  vorzugsweise  der 
Entfernung  zuschreiben,  in  welcher  sich  der  genannte  Prälat  noch 
immer  von  seiner  Diöcese  befindet,  und  dem  verlängerten  Aufenthalte 
desselben  in  Petersburg,  wo  er,  wie  mau  sagt,  ein  Amt  bekleidet 
hfttte,  welches  sich  mit  seiner  Stellung  als  residirender  Bischof  nickt 
vertrage. 

Se.  Heiligkeit,  der  das  geistliche  Wohl  der  in  dem  genannten 
Blathmn  lebenden  Glflubigen  unendlich  am  Herzen  liegt,  intlsste  bei 
einer  verlftngerten  Abwesenheit  des  genannten  Bischöfe  von  sfinem 
Sitae  nur  das  grösste  Leidwesen  empfinden,  und  aus  diesem.  Grunde 
hat  der  heilige  Vater,  von  der  Pflicht  seines  apostolischen  Amtes  be- 
wogen, mir  aufgetragen,  der  kaiserlichen  Regierung  durch  £uer  Hoch- 
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wohlgebor«!!  Vermittlang  dringlichst  iHundMgea,  dw  «Md  als 
niQgUch  die  HiBdemissQ  entfernt  werden  wolkn,  welche  dlsiea  FMUaten 
aUbilten,  nach  seiner  Residenz  in  seiner  DiOcese  ahzng^n. 

Ich  hege  volles  Vertrauen  in  die  Gerechtigkeit  Sr.  Majestät  des 
Kaisers  und  zweifle  nicht,  dass  der  kundgegebenen  Sorgfalt  Sr.  Hei- 
ligkeit iur  den  geistlichen  Beistand  der  ij^athoUken  in  Cheison  voll- 
ständig  werde  entsprochen  werden. 

Unterdessen  benütze  ich  diese  Gelegenheit,  £w,  Uochw.  die  Ge* 
f&hle  meiner  ansigezeichnetsten  Aehtnng  a«  bestftti|^. 

XXL  Proraemoria  des  liodiw.  Ctrdfnal-Slattnecretln  vom  14.  April  185t  an  dcü 
nuafsrhea  MUiister  aber  veiacbiedeae  Bedracaangen.  welche  die  kalbtHBChe  iOrrlie 
in  IkaMUiBd  and  Poleii  ta  leiden  hät  [im  Odginal  ttattenisclL] 

Man  hat  daren  gesprochen,  daaa  die  bamherzigen  Schwestern 
ans  dem  Orden  des  heiligen  Yincenz  von  Paal,  welche  im  Kenigreich 
Polen  eingeführt  sind,  an  die  Gerechtigkeit  Sr.  Majestät  des  Kaisers 
von  Russland  und  Königs  von  Polen  Berufung  ergriffen  haben  und  die 
Bedrückungen  darstellten,  welche  sie  Seitens  einiger  untergeordneter 
Behörden  im  Königreich  Polen  zum  Abbruche  der  Beobachtung  ihrer 
Ordensregel  zu  erleiden  haben.  Der  heilige  Vater,  welchem  die  Wohl- 
iahrt  dieses  um  die  Kirche  und  die  (Gesellschaft  so  sehr  verdienten 
geiatiiehen  Ordens  nnendlich  an  Henea  liegte  kann  nicht  umhin,  Sr. 
M^ieatftt  ihr  Anliegen  zu  em^ehlen,  indeai  er  von  Allerhüstdendben 
Oerechtig^itssinn  TertrauensvoU  erwartet,  daaa  die  gedgnetea  Vei» 
fugungen  werden  erlassen  werdeOi  durch  welche  die  Hmdermsse  ei^ 
tmt  werden,  welche  die  genannten  Schwestern  abhalten,  das  Wehl 
ihres  Ordens  zu  besorgen  und  die  Begeln  ihres  eigenen  Instituts  voll- 
ständig zu  beobachten. 

Man  spricht  auch  von  neuen  Gesetzen,  vermöge  welcher  man 
angeblich  die  wenigen  der  weltlichen  Geistlichkeit  übrig  gebliebenen 
Güter  dem  Staatsvermdgen  einverleiben  und  an  die  Stelle  derselben 
eine  karge  von  der  Regierung  feataustellende  Pension  einführen  wilL 
Der  heilige  Vater,  eingedenk  der  Ton  Sr.  Majest&t  wiederholt  gegebe- 
nen ftierlichen  Versprechungen  zu  Gunsten,  der  katheüsohen  Kirche 
und  ihrer  Güter,  Tertcant  gerne  der  Loyalltlt  Sr.  Mijeatftt^  da«  mchta 
zum  Abhmch  der  hefligea  Bechte  des  hatholiachen  Sems,  gesche- 
hen werde. 

Man  sagt  überdies,  dass  der  bekannte  Ukas  vom  20.  Augast  1832 

über  die  gemischten  Ehen,  welcher  im  rassischen  Belebe  schon  kund 
gemacht,  und  gegen  welchen  Seitens  des  heiligen  Stuhles  schon  Ein- 
sprache erhoben  worden  ist,  in  dieser  letzten  Zeit  auch  im  Königreiche 
Polen  kund  gemacht  worden  sei«- 
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Endlich  hat  die  Verwaisung  fast  aller  Kirchen  des  Königreiclw" 
Polens  die  Aufmerksamkeit  des  Oberhauptes  der  Kirche  erregt,  wel- 
ches verlangt,  dass  dieselben  so  bald  als  möglich  mit  tüchtigen  und 
eifrigen  Geistlichen  besetzt,  sowie  dass  auch  die  seit  langer  Zeit  er- 
ledigt gebliebenen  Suffraganate  sowohl  im  Königreich  Polen  als  auch 
insbesonders  in  Russland  wieder  besetit  werden  in  Gemftssheit  der 
durch  die  Bulle  »üniTersalis  Boelenaec  aogeordneten  neueii  DiOeesan- 
beadir^biiiig,  rflcksichtiieli  welcher  man  seit  langer  Zeit  die  befaref- 
fendea  Vollzngsdeerete  erwartet 

XXtl.  Vertrtallcbe  Aotuort  des  russischen  Ministers  vom  Juli  1852  auf  vorge* 
*  ntnnres  Promerooria.  [Im  Original  französisch.] 

Nach  aus  competenten  und  glaubwürdigen  Quellen  geschöpften 
Erkundigungen  geniessen  die  im  Königreich  Polen  eingeführten  barm- 
herzigen Schwestern  vom  heiligen  Vincenz  von  Paul ,  weit  entfernt, 
dass  sie  Schwierigkeiten  und  Abbruch  in  der  Ausübimg  ihres  frommen  . 
Berufes  zu  erleiden  h&tten,  im  Gegentheil  bei  den  competenten  Be- 
hörden in  Warschan  nnd  anderwftri»  gemhte  Achtong  und  yollstlii- 
digen  Sohniz.  Es  ist  sogar  bekannt,  dass  dieses  Institat  mit  dem 
hohen  Wohlwfdlen  Sr.  Majestftt  des  Elsers  beehrt  wird,  AllerhOchst- 
welcher  td  wiederholten  Malen  mit  TheOnahme  die  Hänser  der  barm- 
herzigen Schwestern  zu  besuchen,  und  sogar  vor  einiger  Zeit  deren 
Oberin  ein  Merkmal  ehrender  Auszeichnung  als  Beweis  Allerhöchst- 
seiner Zufriedenheit  zu  verleihen  geruht  hat? 

Was  die  schon  seit  einiger  Zeit  verbreiteten  und  dem  Anscheine 
nach  wieder  neuerdings  angeregten  Genichte  über  eine  angebliche 
Sftcnlarisirung  der  Güter  des  katholischen  Klerus  im  Königreiche  Po- 
len betrifft,  so  entbehren  sellM  vollständig  jeden  Grundes,  nnd  das 
kaiserliehe  Mimsterium,  das  aar  Zeit  von  diesen  Gerfichjien  Eenntniss 
hatte,  hatte  die  Gesandtsdiiaff  in  Bßm  anadrOdiMoh  ermäehiaget,  diese 
leeren  Gerfidtte  aUemal  bei  jeder  seMckliehen  Oelegeiiheit  in  ^banlich- 
steir  Webe  Lfigen  zn  sbrafen. 

Die  Präge  der  gemischten  IShen  bildete  schon  im  Jahre  1847 
einen  Gegenstand  der  zu  Rom  gepflogenen  Unterhandlungen,  konnte 
aber  gleich  einigen  anderen  seither  vertagt  gebliebenen  Fragen  da- 
mals zu  keiner  Lösung  gelangen.  Daraus  folgt,  dass  man  unterdessen 
rücksichtlich  der  Mischehen  im  Kaiserstaate  und  im  Königreiche  Polen 
die  vordem  bestandenen  Anordnungen  zu  beobachten  fortfährt. 

Seit  der  jüngsten  Bestätigung  des  zum  Bischöfe  von  Eamieneck 
TOiTgeeehlägeiien  Prälaten  Gorski  dnieh  dem  heä^pen  Vater  finden 
Mdi  alle  DiOoesaa-yaoatiuran  des  Kaiserstastes  voUstiiidig  beeetst,'  nnd 
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sbid  keine  mehr  unbesetzt  als  einigfe  Snfiragauate  in  Kussland  und 
mehrere  bischöfliche  Sitze  im  Königreich  Polen,  üeber  diesen  Gegen- 
stand ist  zu  bemerken,  dass  abgesehen  von  der  Schwierigkeit,  welcher 
die  k.  Regienmg  bei  der  Wahl  fähiger  und  vertrauenswürdiger  Can- 
didaten,  welche  für  das  £piscopat  im  KOnipeich  Polen  vorgeschlagen 
werden  sollen,  begegnet,  sich  aelbe  sogar  manchmal  in  der  Nothwei^ 
digkeit  findet,  den  Vorschlag  mm  Bistimms-Candidateii  ans  Anlass 
der  langen  VeraOgenugiii  und  Eoweileii  Weigemngan,  weld^en  die 
Bestätigung  der  früher  yorgeschlagenen  Candidaten  Seitens  des  hei- 
ligaii  Stnlilea  unterlag,  za  vertagen  und  anftinchieben.  Der  Vertretsr 
Sr.  k.  Majestftt  häi  sich  sogar  im  Falle  befunden,  diesen  letzteren  Um- 
stand mehr  als  einmal  in  confidentieller  Weise  der  Auimerksamkeit 
des  päpstlichen  Oabinets  nahe  zu  legen. 

Diese  Information  ist  der  kaiserlichen  Gesandtschaft  vollständig 
unbekannt  und  wird  bei  der  competenten  Antorit&t  geziemend  ve- 
hficirt  werden. 

XUIL  MHtlieilaii«  d«  hockw.  Icmi  EnMMhtfli  tM  HeWtow  um  II.  Mai  18St 

•n  das  rimiscb-kalholiactae  Conabtorium  za  tasten  der  PrarringcUrtgea  ven 
Cunnis  aod  gegen  die  FordenmgeD  der  SdUsmaciker. 

Beceptk  nmltiB  qumliB  petitionibiiaque  paroehianomm  Caflmi- 
oeasif  eodesiae,  «oacftnt  fiii  aoimiim  memn,  nt  notum  est  consistorio, 

in  negotium,  quod  animarum  statum  hujus  parochiae  concemit,  proxime 
intendere.  Ex  notitiis  ac  informationibus,  in  hujusmodi  materia  a 
consistorio  mihi  communicatis ,  apparent  sequentia;  A.)  Conformiter 
caesareo  edicto  de  die  17.  Aprilis  1842  an.  paroehianomm  catalogus 
ecdesiae  Czasznicenais,  in  anno  1843,  mense  martio  a  Sacerdote  Jusz- 
kewicz,  curato  loci,  reipaa  eonfectua  faii  Hio  catalogus  niüde, 
diatincte,  aine  nlla  raanra  eorrectioneqne  SjcriptaSf  tarn  a  parocho 
catiiolico  eedaaiae  Cnankonia  snbaigiuitiia,  qnam  a  quatäor  {Kuroehis 
.  piaYOBlavüs  (aduamatida),  iifci  a  Giaaoiieeiial  DaaflewicK,  a  Eozanos- 
oensi  Hotynec,  a  EopcieTicenai  Zabtoeki  et  a  Tapinacensi  Selndnski, 
praevie  examinatns  ac  testificatns,  quatnor  emm  tigillia  mnmtiia, 
adjecta  illa  clausula :  »Neminem  in  hac  tabula  contentum  ad  prayos- 
lavium  (schisma)  pertinere,  onmesque,  religionem  catholicam  profi- 
teri.«  Die  5.  Octobris  ejusdem  1843  anni  laudata  chatolicorum  tabula 
a  curato  loci  de  ordine,  mediante  decano,  missa  fuit  ad  Rom.  Cath. 
Consistorium,  quod,  item  facto  ejus  examine  per  decretum  auum  die 
9.  NoTembris  1843  an.,  a  praelato  Laski  tunc  temporia  neario  generali 
dioeceaia  MohüoTieiiaia  snbscr^tem,  dedanvnt,  pme&tam  tabnlam 
eom  eaeaaria  i^ttaaM»  de  die  17.  Aprflia  1842  an.  confSDrmem  eaae, 
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ac  proinde  convenienter  7.  articulo  hujus  snpremi  edicti,  catalogum 
parochianorum  ecclesiae  Czasznicensis,  tanquam  ex  integro  absolutum 
^gnovit:  confirmatamqne  vero  hac  ratione  tabulam  ad  acta  totius 
operis  adjungendo,  litteris  snis  de  die  7.  Decembris  1843  an.  N.  12478 
d»  bisce  Petrapolitannro  R.  C.  Ck^eginm  edoeint,  qaod  itemm  ex  sua 
pnte  die  39.  I>eMaibrig  184d  an.  IntonHHnmi  nogoUonim  miniBtro 
aerip4ot«Diifl  MmnnttiieafH.  Kims  igltar  tarn  tafidis  aigamentis 
mipralaiidail«B  pnodiiaiMnini  cstelogiB,  utpote  qoi  onmem  Tim  le- 
gaütatis  ipriefert,  millo  mod»  faflringi,  nee  norae  afieu  diecoBsieni 
trabmitti  potait,  eo  magis,  qnod  spatb  biennü  a  eonfecta  tabula, 
nnllae  protestationes  ei  cleri  pravoslavii  (schismatici)  parte,  catholi- 
cismam  hanim  personarum  in  dubium  vocantes,  evenerint;  neque 
etiam  potestas  ecclesiasfcica  catbolica  religionis  aliquas  accusationes 
andecanque  obtinuerit.  B.)  Successu  temporis,  duobus  nempe  annis 
a  teminato  catalogo  effluxis,  saeerdos  Jnszkiewicz  olüa  loci  enratns, 
alteiam  parochianonim  tabulam  arbitrarie  et  occulte  comparavit,  qua 
991  snoapaiocbianoB  eathoUoos  die  20.  Jonü  1845  an.  per  decamim 
TfaTMlaflini  (aehiiiiialiem)  FfaTeelaTie  (Bdiimati)  tradidit:  et  prae- 
ftitas  decanmr  Bedntto  hane  eecimdain  illegalem  tabotam  ad  Polocenae 
praredaTivm  Xscbiamaticmn)  conaiatorinm  transmisit,  dorn  inteiea 
tjatholica  dioeeesaua  poteala»  neque  de  arbitrario  secundo  catalogo, 
neque  de  exclusione  ex  primo  991  personarum,  nihil  ignoravit.  Quura 
yero  Pnivoslaviuni  (schisraaticum)  Polocense  consistorium  litteris  suis 
de  die  14.  Junii  1845  an.  in  relatione  decani  Redutto  nixis,  talem 
notitiaoi  catholico  Mohiloviensi  consistorio  commiinicaverit,  tum  illud 
deereto  suo  die  8.  Augusti  1845  an.  emisso,  a  sacerdote  Juszkiewicz, 
vt  BOTa  haec  parechianontm  tabula  ab  ipeo  fiibricata  sibi  exhiberetar 
eapeatalavit,  et  diolva  pmtykae  eatalogmn  annm  arbitrarinm  coih 
aMorio  penonaliter  ponexit  Yerrnn  «jna  generia  tabula  adeo  in- 
diatinete,  negligenter  et  aotdkto  Aiit  aeripto,  nt  eonMorinm  nnllam' 
rea^ntlenem  emütera  vakna,  zeaKtidt  illam  die  12.  Septenibria  1845 
an.  N.  9614,  ewrato  JnaakiewkE,  adjunete  obligaüone  de  exarande 
novo  catalogo  tarn  eomra,  qui  prayoslavio  (schismati)  reddendi  erunt, 
quam  illorum  qui  adhuc  sub  controversia  manent ;  atque  in  sequelam 
higus  dispositionis  saeerdos  Juszkiewicz  die  14.  Septerabris  1845  an. 
N.  84  una  cum  antiquo  maculato  novum  parochianorum  catalogiim 
per  ipsum  solum  subsignatum  consistorio  trausmisit,  ubi  jam  non 
991  personas,  ut  prius,  venim  1028  chatholicos  r^Bgiom  donrinanM 
(aeUamati)  tradebat.  Et  eonaiatoriam  priorem  ütam  parocManeitmt 
ettalogvm  an.  1848  eonfbetmn  animo  exddena,  ita  ac  al  ifie  mm« 
fwn  eiiatefal,  demte  aiio  die  15.  Norenibria  1845  an.  enriaae,  illega- 
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lern  hanc  secundam  tabulam  acceptavit,  atqua  R.  0.  Oollegio  notitiam 
hujos,  uti  olini  cum  primo  fecit,  coramunicavit.  Sed  omnia  haec 
nonnisi  liUeris  absoLiobaatar ;  haud  leve  etanim  oegi^iimi  est  1028 
catholicos,  contn  eem  Tolantatem  unperiiqiit  legM  ift  pnyoslaYi« 
(Mhinoatieoa)  eowrerims  äiiie  dgitar  rattobm  «ttim  aithikgw 
■qWiiin  eiiiiiBi  hsMfc,  pnMMriiia  dun  patocdlitiii  in  f^tet  tilidft 
.  cvalMii  leq»  Mimtii  etfaun  de  tltahu  grirtwitto,  mum  ad  aaonh 

1.  Primus  parochiaimnim'  Ousme&uk  mtkanm  CBtalogf«  ta 
IjMB  c<nif(Dctii8 1  tarn  a  loci  curato  sacerdote  Juszkiewicz,  quam  a 
pmbyteris  rossiacis,  uon  tantum  sine  ullis  clausolis  et  adnotationibus, 
aed  etiam  adjecto  vadimoniOf  omnes  nempe  personas  in  tabula  ista 
contentas  esse  catholicas,  nec  sub  aliquo  respectu  ad  confessionera 
dominantMa  pertinere,  gubsciiptiia  est :  dtim  catalogus  a  R.  0.  Moehi- 
loWensi  consistono  examinatas ,  cum  Caesarea  landato  de  die  .17. 
j^^rilis  1842  an.  emnina  mafonnia  invealiis,  aetf  rm  pm  tali  par 
Ibnnala  daevetam,  a  neaao  genoedi  anWgastanif  daelantoa  eai: 
diam  jnitoiHiUtteliBiaioiiiagatiflt,  aiiniamu  atohm  eedasfaia  Caaa- 
BfteflBsiB  canoenanii,  iaipeittaB-fidt,  atqoa- aoiisiataiiam  In^  lai  no^ 
tmam  B.  0.  oolla^  «amnaiiMaTit ;  at<d«Biqae^  dam  idem  absqvie 
uUa  ex  cleri  dominantis  parte  contestatione  per  bienninm  illesum  per* 
mansit :  Sponte  igitur  fluit,  catologum  1843  an.  confectura,  integram 
viro  legalem  retinendo^  totam  qnaestionem  de  ecclesiae  Czasnicensis 
parochianis,  ad  Caesareum  edictum  de  die  17.  Aprilis  1842  an.  penitus  . 
4K»mponere:  proinda  jnib  ^laaieilu  iagaätor  labafactaii  an- 
^qoam  potuit. 

•  2.  Ooknanniei  daohfia  aanto  eiiaria.aawrdaa  Jwakiawic»,  aiaa 
aliqaa  amtoilale»  ipm  ima  aümne  iHb-  paofitae  poMatti- adaalla, 
nallia  ^erilia  aoc  «ieri  dmnimüryarta  inatiiatiB,  nee  interf^ente 
quocumqae  aMdo  eifilt  pakaatafte,  al  dMNua  na«  taatan  non  faaasitia 

aais  parooinanis,  aad  aÜam  iffit-oinniaa  inscüs,  arbürarief  c(mtra 
umneä  tum  Imperii  tum  ecclesiae  leges,  clandestina  ac  subdola  ratioDe 
alter  um  parochianorum  catulogum  an.  1845  fabricare  ausus  est. 

3.  Quia  omnia  astuta,  adulteratu  et  infirraia  sunt,  quae  ad  labe- 
factandum  primum  catalogum  a  sacerdote  Juszkiewicz  addncuntmr, 
idao  iwafonmtar  lagibna,  feramqaa  adjonctis,  ea  Tel  minimam  atten* 
üaaem  meMtor ;  ntia  emm  flfai,  ac  si  emrnti  Piamlavii  (aohiaBMtia^ 
ptPfiar  iocBHM  adnaiae  inadfarteatiBai,  proplar  pamm  aMam  ]^  . 
laaliiaiiMrnainaütiMa  al^manaa  faaloEnla  lacom  adaptam,  Tal  dmiqna 
Iff opiar  Mwtanii  propril  daaam  aanaeni^^ 
Taliditata  aonqMcanito;  jaxla  tenoram  legis  naUnm  afti  poadoa 
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conciliare  queat.  Nam  de  hisce  quaerelis,  quasi  a  presbyteri^pravoa- 
laiis  institutis,  praeter  assertionem  a  sacerdote  Juszkiewicz  oretenus 
pjrolatam,  nulla  Testigia  in  consiatorio  vel  apud  decanum  habentur, 
sed  neqne  etiam  ips»  Jiwkiewict  aliquam  contestationem  a  cleio 
dOBUBMili  mafMum  porrectam  alicabi  exhibuit.  Siqaidem  oatalogos 
ptimdunonuB  an.  1848  e<wMiii  ntide  et  dklmeto,  sine  mm, 
Mmüs  MudhoB  itmtadtot  emn  £Mtano  muMo  pIsM  MoüDiifiiiB 
«8t^  ttt  ii  oppiiitmlnm  decntatk  türii,  et  «rtograplmm  ipsimi,  qiiod 
tacqiqve  m  wtM^  emMam  tmmmAar,  palam  te^eat:  qvure 
rnrnqnam  iUe  in  cleno  dominanti  dnbinm  aliqnod  circs  mtm  vaHdi- 
tatem  concitavit.  Quod  attinet  familiärem  notitiam  suorum  parochia- 
no^ram^  haec  neque  etiam  a  lege  ci?ilL  praecipitur:  conformiter  enim  ^ 
tnandato  die  17.  Aprilis  1842  au.  animarum  status  non  ex  notitia 
familiari,  sed  ex  libris  ac  baptismalibus  testimoniis  confici  debet, 
idfioqve  lex  haud  loquite,  aabsohptiones  novonim  parocfaiae  curatomm 
esse  kiTalidaiL  Ga^MM»  antem  et  eabsigBaüo  deoud,  in  negotio 
tabalae  farocbiaiMinrai,  peaitaB  tnptmmmm  nmt:  CSamrenm  enim 
■Mjpd^tmp  aA  Botei  ematoe  «MuNpn  eonlMoBiB  .«xniflNtioiieni  In^aa 
e«la)Qii  nftrti  ita  afc  ia  eaaa  alkoliii  dleoofdiaie,  Iis  noa  a  deeanis, 
9id  ab  epiaeopia  ditia^  debeai  (hmee  lu^JuniMNtt  ratloiiea  eo  magis 
oonferont  ad  depiehendeiidam  perfidiam  argomentomm,  quibns  sacei^ 
dos  Juszkiewicz  arbitrariam  suam  tabnlaro,  quam  ipse  eorrectionem 
prioris  appellat,  legalitate  obtegere  voluit,  quo  certius  est,  in  catalogo 
ab  ipso  fabricato,  nuUam  formalitatem  servari,  nulla  sigilla  parocbialia 
reperiri,  neque  etiam  consensura  subsignationemque  alicujus  decani 
conspici.  Ferro,  si  tarn  illegales  ratioaes^  qaae  Taloiem  primi  cata- 
miaagatwi  concatiunt,  attenüonem  aliqnam  mererentnr,  neque 
tiUB  0tiaDi  saoerdos  JaaikiawiaB'habBit  jas  prinram  älniii  catalognni, 
qiB  a  eeaaistari^  Tieaifo.  geaeiaU  pro  legitinH^  dMhrata  est,  aboiendi, 
sed  piopriae  snae  potertalaa  iiaiaioiiem  eipeelaro  tenebatar. 

•  4.  Quia  sacealea  Jaikiewica  eooMiiiia  eentradküinibas,  k 
eonftdendo  seeando  caMogo,  fraodem  et  delmn  ejus  aperte^eteiidlt: 
una  enim  vice  affirmat,  eum  ob  defectum  testimonioram  baptismalimn 
ex  primo  catalogo  suos  parocbianos  excludere  coactum  fuisse,  dum  illi 
neque  sciebant  de  posteriori  catbolicorum  tabula,  neque  interrogati 
necessaria  documenta,  quoad  eorum  Mei  professionem ,  deponere 
opus  habeant;  altera  vero  vice  dicit,  eosdem  catholicos  ad  j^Tosla* 
Tinm  ^^lisma)  epoiite  aeotarine:  verum  in  hoc  casu,  alteram  novam 
tabalaai  een^eeie«  anlla  neoeeiilaa  aderat,  sat  enim  esset  erpriaiio 
eatakga  tot  fai  fOimMam  aagpleeteieatari  Meie,  idqae  aon 
alte  ttsi  post  fiwtaai  eoaaiatoiM  ra(dat^ 
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udrodiififaam.  Dein  arripientes  praveilaviaiir  (schisma)  nunquam  sua 
deeideria  ad  cleruin  catholicuin,  sed  ad  graeco-russos  sacerdotes  diri- 
guDt,  qui  obtentis  ab  iliis  hac  in  re  chirographis,  transmittunt  ea  ad 
sua  consistoria,  quae  ex  sua  demum  parte  a  ß.  C.  consistorio  requinmi» 
ut  hi,  qui  ad  pravoslavium  sponte  accesserunt,  ex  numero  cathoUbormii' 
rescindantor.  In  |Hca«seüti  actu  omne  id  desideratur,  «fc  pnetir 
onkm  afißrmationem  sacerdotis  Juszkiewicz,  nnUa  Mxognfkman 
anft  volimtanae  adluttiioniff  piavoilam  eoeUaia«  Gmaquceiwt  fnodiia^ 
nanun  veatägia  in  aoE^üa  ajßpareiit:  quin  üao,  quam  pifmuii 
.  I£f51  eatboUd  noiitiam  da  aacondo  catalogo  accepenmt,  mox  multas 
supplieatumes,  quibaai  mibdokm  at  in  nihilo  fundatam  sacerdotis 
Jnszkiewicz  opinionem,  de  spontanea  scilicet  eoruni  pravoslavio  (scbis- 
mati)  adbaesione,  cum  tota  desperatione  refutaui.  et  (^üveUoiit,  ad  me 
ponexerunt.  - 

5.  Quia  parochianorum  catalogus  iilegaliter  ae  arbitraria  1845  : 
an.  CQnfectus,  negligeuter,  indistincte,  cma  UHÜtia  emaelmllma,  ra* 
aoKia^  scdptus  est  atque  in  nomine  et  oognofliütte  maUmum  teiflii-'. 
mm  adeo  parmaculatus,  ut  fieri  neqoaaft,  fam  pio  lian  alieit  ÜBMottt" 
jadiqialiiar.  «mittemtoe  inaarviai,  mpaa  pro  son  mrittonto  Tepoiati  ä»i 
bat:  piaaaarMm  dm  K  C.  eoniriatorima  kmc  bob  intalligendiim  cata-  * 
lognm  veatttut  aaokorifi  vt  in  ipae  nomitta  earom,  qnos  pravoslavio 
(achiamaii)  illegitime  vellet  adjungere,  ex  illo  depromat,  et  denique 
ipse  Juszkiewicz,  exarando  novum  suum  catalogum  ex  illo,  qui  a  ne- • 
mine  legi  potuit,  loco  991  personarum  1028  cathoUcoa,  tangi^aBi  p^.  • 
Yoalavio  (schismati)  adhaerentes,  posuit.  •  • 

6.  Intendendo  animum  ad  vitam  dicti  Juszkiewiflft,  G^|aa  tarn 
in^obus  piocadaadi  modus,  negla^ia  iu^e  oteamitiDBe,  eaavl  credihi 
impoaaibüiai^  qß»  acilicat  latiana  aniBianim  paaiMr,  ooiitni  wlnnftatai 
et  oraa  anaa  m  non  onuiaa  aliaiia  tradtt  avili;  «nmlnaado ' 
üenim  adia,  qnaa  intslmnm  neiam  a«n  hoc  nagotto  iä^i,  mäbvt, 
aacerdofcem  Jwikiawioa  in  maltiplici  genera  oanaarum,  quae  in  tri- 
banalibiv  da  illo  agitabaator,  et  nmc  etiam  habentui ,  ex  mala  et 
perdita  vita  notom,  omnique  fide  exutum  esse,  atque  vi  Caesarei 
mandati  pro  falsis  denuntiationibus  criminali  judicio  traditum  fuisse, 
unde  demum  non  nisi  per  fugam  a  promerita  poena  se  subduxisae: 
nihil  itaque  mirum,  si  istius  vitae  honio  alterum  parochianorum  ca- 
talogum arbitrarie  aduUerax«  ausus  est.  £x  aagotio  etenim  illo,  ae 
ex  actibus,  inter  ooaAaßmAxm  bunc  catalogum  a  saoentote  Jnazkiewica 
eoBunissia,  liquide  apparet,  anm  in  anoa  paie€luan!oa,;qoi  vüam  ijua 
TttofenibaDt^  et  pro  teatibaa  ▼eiens  iUom  in  eaaaa  orimikiali  com  ei?ti 
Wododkowios  aata,  adMMti  araal,  boii  aolmn  iddignatioBein  penKH 
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deijimii  .^pieus  mala  actiomim  Auurom  eonaeotaiia  aofagere,  rä  um- 
iüUjgrkm  catholicorom  parocbiam  coniMoni  dominanti  illegaliter 
ai^uniisse.  Retinuit  enim  sibi  460  catholicos,  i.  e.  numerum  absolute 
jaxta  leges  civiles  ad  constituendam  alicubi  parochiam  necessarium,  ne 
ipse  curati  munere  privaretur,  reliquas  vero  1028  personas  pravoslavio 
(schismati)  adnexuit,  perperam  censeudOf  ac  si  hie  iuiqaus  modus 
d^i^ioni  ejus  ius$r?iie  posset:  verum  dum  postea,  justa  tribunalia 
per  8]f)f^  ^eereta  illum  tarn  falaa  idea  deduxdmni,  abscondit  se  loco. 
hncQiqiie  nemiiu  ignoto..  In  bac  igitor  itnuii  oanditkne,  etianMl 
ali^  filbiiei^ta  talNiU  xeipa»  prumm  ab  ülo  oooftota,  footifc»  auUm 
tarnen  liaberet*  pondus,  utpote  qnae  adäo  indistuMste  mniät  «pft«  «fc 
neq^e  consistorium,  ueque  succeasores  €|iu  in  munere  pastmli  ad  oar*. 
tarn  aliquam  decisionem  permoveri  poterant,  inio  excepiuui  ab  ipao 
auctore  ex  illa  factum,  a  nemine  alio  approbatum,  tam  magnam 
differentiam  quoad  numerum  parochianorum ,  veluti  ad  pravoslaviam 
(scbisma)  pertinentium,  a  priori  sua  tabiü&  contüiet,  ot  juiUaoi  om^uno 
fidfi^,  attentiauemque  mweftbor, 

7.  Quia  iu  totp  boc  negotio  somufli  fraus,  arbitraria  voluntas« 
lig^  eccUwiaattpwm  et  dviliiiiii,  onmia^  jnatitiaie  plenaa.dMipao- 
tos.  ex  parte  aac«c4oti8  Jnssloewii»  conapidtnr»  fvoot  id,  im,aotm 
aig;|i^ei|iia  ai^pradieta,  aed  etiam  ipsum  diBcrimen  primnm  uite  et 
alteram  catalog^,  evidenter  probant:  aola  denranL  Bojanetio  ex 
tabula  1028  personarum  de  actus  hujus  iuTaliditate  dicti  presbyteri 
per  se  loquitur.  Sana  ratio  non  concedit,  ut  clerus  dominans,  (sohia- 
maticus),  dum  anno  1843  status  animarum  catboiicae  parochialis 
Czacznicensis  ecclesiae  constituebatur,  omnes  parochianorum  libros  ad 
manus  habeus,  nou  taatum  nuilam  eiclusionem  personamm  ad  pra- 
Tefi|avi1^a  (acbimaa)  legaliter  pertinantinm  ex  catalogo  catbolico  eii- 
geret,  ?emm  etiam  huic  tabulae,  qna  1312  catbolici  oomputaator, 
sltü;  uU»  dauanla,  ant  aniffladvenaone,  anbeoriptionem  naiflia  pnoyriae 
adponeret,  adjectia  Yorbia  »neqiie  nnnm  ex  paiaoniB  bie  oeatentis,  ad. 
leligionem  graeco-nuiaicam  pertaaeicc  Suppoaito  etiam  aUqno  ecrerey 
enor  ntique  quoad  nonnnlla  individna,  aliquaa  fiimiliaa  et  ad  apniniimi 
in  50  personis  contiugere  potuit,  sed  uuuquam  in  1028  animabpa. 
admitti  valet. 

8.  Quia  prima  catholicorum  tabula  legali  modo  an.  1843,  menais 
martii  confecta  fuit,  vi  autem  decreti  consistorialis  die  20.  Julii  eod. 
an..em^uati«  i.  e.  post  integram  catalogi  texminationem  uonnulli  viel 
et  pagi  ex  parocbia  Lepelensi  ad  TikfflleBiaii  Gaaanieensem  fuerunt 
a^iooetif  ^  in  fleeimdo  oatalego,  pnatar  taatior  aaierdetiim  Pnn 
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▼OBlavioniTn  (schismaticorum)   subsignationes ,   adhuc  tres  parochi 
Qraeco  Russi  subscripti  sunt,  uti  Wederecensis,  Dworecensis  et  Ho- 
xacsewinsis  Eloclesiae:  sed  parocbiae  Czasmcensfs  ampUficatio  niillb 
modo  primiim  eatalognm  legitime  conlfiBctiim  infregit:  nam,  confor- 
ndterOaawree  mandato,  statiiB  anünamm  a  Oorato  Gkiholioo  et  Giraeco 
Semd  nbeeriptne,  «sqae  iOaesaa  dnrare  debet:  ideirco  um  appro««' 
tnrtio  a  qiiaiiMxr  OiaeoornasiB  pteodiiis,  qaonim  etirati  Sine  cobtesta- 
üone  prim  sabserfpserant,  jntta  tim  legis,  nequaqnam  admitti  potuit, 
praesertfm  absque  consensu  tarn  Catholicae  quam  Graecornssicae  dioe- 
cesanae  potestatis.   Verum  Juszkiewicz  quandara  generalem  tabulam, 
priori  ex  integre  oppositam,  illegaliter  confecit.    Tabula  ista  absque 
Bcientia  et  decreto  suae  potestatis  comparata,  ubi  nullae  formalitates 
semntar,  nuliae  adnotationes  habeotur,  neqnaquam  etiam  ultimum' 
bnic  operi  finem  imposnit:  ipse  enim  Juszkiewicz  illam  nlteriori  dispo- 
fiftione  ^oeoeaanae  poteetatiB  feUqvendam  esse  in  margfne  -adnotaTit: 
et  denSqne  oomparata  est  insdis  parochianis,  apiid  qnos  nulla  doea- 
unttta  Teqviiebairtor,  et  tarnen  in  re  tanti  niomenti,  'iibi  n^mpe  agitw 
de  Udei  profMone,  paroehiani  absolute  interrogari  debent ;  praecipa<!f' 
dum,  juita  articulum  5.  caesarei  mandati,  ubi  ex  una  et  altera  parte 
desiderantur  argumenta  certa,  tum  confessio  propria  uniuscujusque, 
tanquam  sufficiens  documentum  censetur.    Quapropter  dicta  tabula,' 
utpote  arbitrarie,  in  contraventionem  le<(um,  iiidistincte,  siue  ulla 
fonua  ac  adnotaiionibus  confecta,  pro  nou  existente  aguoäcitur.        -  ^ 

9.  Licet  in  seennda  tnbnla  legitor,  ac  si  nempe  Wedrecensis 
Ecclesiae  Graeeo-Bnssae  cnratns,  qm  primo  catalogo  band  sabscripsit, 
adnota^erit,  qnantnm  in  spede  restitoi  debent  confessioiii  Graeco«* 
Hoasicae,  sed  talis  adnotatio  nnUibi  omoino  reperitor:  neqne  etiam 
qnaeenmqne  ebaerrationes  ab  atils  pravoslaTlis,  (scMsmaticis)  factatf 
sunt:  nonnisi  manu  propria  sacerdotis  Juszldewioe  baee  Vörba  etarata' 
leguntur;  >Tn  requisitionem  Russicoruiii  Sacerdotum«  subintelligitui** 
reddenda  est  persona  Pravoslavio,  (scbismati).  »Ego  tarnen  judicio  et 
decisioni  meae  potestatis  remitto.«  Dum  interea  presbyter  Juszkie- 
wicz non  ad  aliquam  requisitionem,  sed  juita  documenta  animarum 
atatum  comparare  deboit,  atque  sacerdotes  Graeco-Eussi  certis  do- 
Gomentis  nixi,  personas  suae  confessioni?  adnotare  tenebantur. 

10.  Qoia  Mobiloviense  B.  G.  Consistoriam  mdlnm  ad  haec  omnii' 
lespectom  Ül>nit,  neqne  ad*  primnm  animarnm  statnm  qni  in  fionna 
legali  eonfectns,  pro  tali  ab  eodem  consistorio  agnitos  pro  conformi' 
cum  mandato  Caesareo  declaratnSf  et  demnm  nltimam  deeisionem 
qnoad  catbolicos  Czasnicensis  Ecclesiae  ponebat,  aliqnem  anitlWira 
intendit,  ac  si  is  nunquam  existeret :  petius  contra  omnes  legeä  con- 
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fiimindo  seeiiiidiim  pafoduanonmi  eatalofiun,  »bitnurie  ac  UkunUte 
a  aaendoto  Jiuikiewies  et  a  Qneooninu  proBbjteris,  sme  praeti^ 
anamni  poteatatam  «onaeosii  an.  1845  GonieGiiiiDt  non  potiiii  ntiiipf 
dicti  Jmldewicz  aelas  adeo  ülidtos  et  neluies  legitimare,  attamen 
arbitrariarum  et  improbarum  actionum  dicti  presbyteri  particep^  lac- 
tum  est. 

11.  Quia  spatio  sex  aunorum,  i.  e.  ab  an.  1845,  quo  arbitrarie 
secundus  illa  catalogus  fabricatus  fiüt,  parocbiani  sine  ullo  obice 
sacramenta  juxta  ritum  catholicum  recipiebant,  iguorautes  omoiAO  de 
adnlterato  statu  animamm,  ac  proin  in  sinn  Ecdesiae  catholicae  secure 
Tiventea,  eonqneri  in  illegalem  tabulam  1845  a.  ocMifectiun  nnlla  nece»- 
aitate  premebantor.  Sed  emn  anno  1851  mensis  martü  Becandua  hie 
ntiatii«  eatalogaa,  quem  modenras  curataa  Qoeeiniinski  a  coosiatorio 
leqniiiTit,  atigne  conriatorium  xm  tarn  litteras  antenticu  («nnino  nep' 
intelligendas,  quam  potios  excerptnm  a  safierdete  Jnssldewicz  arbi- 
trarie confectum,  ei  commuuicavit,  ad  notitiam  paiochianorura  per- 
venerit,  tum  ingens  numerus  scriptarum  petitionum,  quibus  parocbiani 
de  illegali  eorura  ab  Ecclesia  catbolica  exclusione  conquerebantur,  ad 
me  directus  luit.  Etiam  multo  prius  duae  familiae  Napluszczyc  nempe 
et  Frankowski,  accepta  notitia  de  arbitraria  hac  tabula,  petitionea 
snas  porxexerimt,  atque  per  decisionem  ipsias  potestatis  Graeco-Bua- 
aieae  in  gremimn  ecclesiae  catbolicae,  tanqoam  injaste  a  cnxato  Czas- 
nieenai  ab  illa  aejunetaet  fioenipt  restitatae. 

12.  Qida  aaeefdw  Jnazkievicz,  ut  ex  anpra  relatia  iiilet».  xed- 
ditienam  503  anlmaroip  in  pravodonum,  (seluama),  »jodicio  et  4^ 
eiaioni  8a<Mniin  aaperionun  roliquiic  Conaiatoriam  igitor  faeOe  ex  hia 
Teilns  perspicere  valuit,  dictum  presbytemm  nequaquam,  dum  cata- 
logus an.  1845  conficiebatur,  jus  babuisse  quoad  bas  personas  cum 

.  clero  Graecorusso  ultimam  decisionem  edicendi :  jam  vero  ejus  generis 
controversiae,  ad  articulum  10  Caesarei  niaudati,  non  a  Consistoriis, 
sed  a  suprema  dioecesana  potestate  dirimuntur.  Dein  consistorium 
sciviti  praelatum  Laak!  tunc  temporis  Yicariiuu  capitularem,  partibus 
dioecesani  Episcopi  fungentem,  fuiage  unicam  personam,  cui  iatioampdi 
negotia  piaeconmiittebantiir:  idque  non  aolum  ad  Ecclesiae  eanonea, 
qni  loqnimtar:  »Vicarina  generalis  aget  omnia,  qnae  solebat  Episoopoa 
kei  agere,«  sed  etiam  Ti  sapinidicti  Caesarei  mandati,  nec  non  vigore 
i^eddia  diapositlonia  intemaram  csnaanun  ininistri,  qui  in  Vicikrinm 
eapitolarem  praelatnm  Laski  eontroTersias  inter  ntrinsque  confessionis 
clerum,  quoad  parocbianos  exortas,  ultimatim  cum  conseusioiie  Graeco- 
Bussorum  Episcoporum  dirimendi,  officium  imposuit.  Quapropter  et 
in  boc  casa  consistorio  nullum  jus  competebat,  de  animarum  statu 
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Ecclesiae  Czasnicensis  sine  participe  Capitularis  Vicarii,  praetermissa 
tabula  1843  an.  confecta,  quae  ab  ipso  et  a  vicario  capitulari  ejus 
spiritnali  soperiwe,  approbata  fiiit,  ultimam  decisionem  poMidi;  to 
magifli  qmä  potYeetns  alter  catalogns  füeritUlegailis,  primo  e  diametn» 
appoditas,  ac  arintrarie  confectns.  IfoMtoYiense  igitor  msMoriidii 
per  hoc  samn  deeretom  ennssnm  «ibsqne  sdtii  <»q^itiilan8  Ticarii,  cni, 
Qt  rejfert  miki  Httaris  moB  pfaelaftas  LaskI,  iitqie  de  iita  eonnstorii 
reselwtioiie,  neqne  de  dnabiu  paroi^ianonini  taMis,  nee  denvm  de 
praesenti  earum  eritu  hacusque  notum  fuit,  nonnisi  ultra  limites  po- 
testatis  sibi  competeiitis  trangressuiu  est,  idque  in  contraventiouem 
tomi  1.  leg.  cod.  259  articuli. 

13.  Quia  coiisistorium  1843  an.  raensis  Novembris  9.  die  priraam 
illam  tabulam,  a  Yicario  etiam  capitulari  subscriptam ,  confirmavit, 
et  1845  an.  die  15.  Noyembris  confirmavit  alteram  omnino  oppositam 
pnati^  eoquft  ipee,*  qnos  an.  1843  cathc^ces  agnerit,  eos  in  an.  1845 
tn^nain  praTodttiies  (dchismatieoe)  ab  Becleeia  cafiic^  sepanTtt,  In 
KM)  e^o  aetii|  pannotando  neoope  arbltnuie  snaai  eantoiitiaiD,  deMfafl 
ceiito  legem  ih  tom.  2.  artu*  868.  eontesten. 

14.  Qaia  saoerdos  Jmskiewies  eedran  tempere  ac  R.  G.  eonrisie» 
rium,  dum  an.  1845  illegaliter  conficiebatur  et  confirmabatur  anima- 
tata  Status  Ecclesiae  Czasnicensis,  agere  contra  Caesareum  maudatum 
ausi  sunt :  hinc  habito  respectu  omnium  adjunctorum  et  contraventio- 
nem  legum ,  sed  praeeipue  animnm  pro  hac  vice  in  argumentum  ac 
directionem  ipsius  negotii  convertendo,  MohiloYiensi  K.  C.  consistorio 
rnando;- 1.  Parochianonmi  catalogum,  ut  ex  supra  relatis  patet,  illega- 
liter ac  arbitrarie,  contra  art.  4.,  6;,  7.,  10.  Oaeeard  mandati  saepins 
dieü,  dne  soita  et  deereto  tum  Bodeeiastioae  tarn  dvilie  poteetatia, 
nen  eärfatia  eervandle  tam  penee  ejus  eonfeeüeiienit  quam  dioa  appre- 
bationem,  nbi  eapitnlaris  Vkarhis  nvlio  mode  paitieepB  fUt,  oompa- 
xatviik:  ex  dieftfeia  ornnfnm  legalinm  fbnnalitatinD  et  praeeipue  yi 
snpralaudati  mandati  Caesarei,  nec  non  vigore  art.  259  et  263.  tom.  2. 
Cod.  leg.  illegalem  et  nuUam  validitatem  habentem  agnoscere.  2. 
Primus  vero  catalogus  1843  an.  comparatus,  qui  post  examen  pro 
legali  ac  conformi  cum  mandato  Caesareo  declaratus  est,  ex  integro 
legalem,  immotamque  vim  plene  conservare  debet.  3.  Tali  meo  man- 
dato multis  petitionibus  parochüinomm  Czasnicensis  Ecclesiae  ad  me 

'  directis  satisfit:  nnde  conformiter  ad  validitatem  legalem  tabnlae  1848 
a.  confeetae,  et  omnes  aHae  petitionee  soln  debenl  4.  Qanm  deniqne 
flaeramentoirmn  adminMratio  Eodesiae  OzaanidttiBls  paiochiania,  qui 
in  primo  aidmanmr  statu  designantnr,  tam  ante  adnlteratam  ülam 
alteram  iabdafli  1845  an.  confectam,  quam  etiam  postea  per  sex 


Digitized  by 


"86      Oriumta  mr  pipitltahn  Denkfchrifl  f  «n    .  Ncwttbcr  18M. 

% 

amuMr  legilhBe  exercita  famt;  ideim  «la  enm  bim  eonto  Oniri- 

censi  Sacerdoti  Goiciminski,  ulterius  eandem  sacramentorum  dispen- 
sationem  sine  interruptione,  continuare  praecipio.    Haec  omnia  Mohi- 
lovieosi  K.  C.  consifltorio,  tarn  notitiae  quam  strictoe  execatiojus  gratia, 
'«(Hnmiiuoo. 

tXIV.  VtfrfllemioK  des  Eltliiselioft  m  mHow  von  t4.  AprO  18S2  an  4«i 
^tam  Mttisicff  des  lirfMni  «egw  d«  ita  fcattrtiwl»  OmWoilim  fM  HMms 
wft  der  leglinii«il»eWmte  Ton  Witebcs  sogesiniaie  T«M,  die  PfairUicke  «i 

Posslo  toMuibesseni. 

Bonano-caiholienm  MohüOTienBe  oonsiBMaiii  otttUran  ae 

•reddidit  de  responso  sibi  iu  scriptis  a  regimine  guberniali  Vitebscensi 
communicato  ad  ejus  relationem,  habeantur  ne  aliqua  impedimenta  ad 
restaurandam  ecclesiam  parochialem  Possin  iu  Lucinensi  districtu  si- 
tara?  Kespoiisio  haec  sequentibus  absolvitur:  »quia  juxta  sententiam 
localis  cleri  Kussici  (sdiismatici),  ulterior  existentia  Ecclesiae  Possi- 

'JiDiisi«,  ed  con-oborandam  i^kitnm  PiayoslaTiom  (schismatdcBiu),  tiia 
in  j^araehüs  olim  Graeco-imitig^iqii  leceiitec  reUgiaiii  Biwidao  adhae- 
aimt,  qua«  im  iia,  qai  btmiiino  ad  qm  tauteimti  pmedpnain 
panMcüs  Bccloaiae  Emmern  vieiiiis,  ott  m  Zadiftinikt  DiadoariE  efc 
S^WKmnkf  jmfftvm  Mma  ponere  ?alfik:  «i  qna  luwd  prooid  ab 
«leGtdsia  PaMtaenm,  pimt  enalwtt  ei^ella»  eaihoiicao«  qaaram  Saoer- 
dotes ,  in  medio  dominorum  iniinicitia  erga  Pravoslaviem  (schisnia) 
laborantium  viventes,  multa  uoxia  parochianis  nostris  propinantf 
spiritum  religionis  (schismaticae j  enervant,  atque  a  nostris  templis 

■  abducunt,  propterea  regimen  guberniale  Vitebscense ,  ad  restauratio- 
nem  ecclesiaa  catholicae  Poianeoflia,  cujus  praesbyt^  prae  cetena» 
8IU8  iniqais  iBainaationüNM,  eonfemia  fid«  aaakae  a  taiä^  a?oeare 
conantur,  comanffiim  mmm  daro  nagaitc  Bi  vains  doonmaatii  piM 
1.  Bodanaiu  paioefaialam  BwaineBWB^  uganti  lepamtions  indigm, 
-de  es^va  inq^efanuida  liaeiitia  jam  ab  1848  aiL-  laa  pertnoUnr.  2. 
Dictam  «odMiam  5,000  paxoabiaiioniBi  oonlaam:  ipsam  y«ro  pa- 
.rocfaiam  ad  25  milliaria  (wfinfy,)  longitudinis  et  ad  20  mllliaria  in 
latum  se  se  extendere.  3.  Classificationem  parochianorum  inter  cura- 
tum  catholicura  et  Graeco-Riissum  conforraiter  voluntati  Suae  Impe- 
ratoriae  Majestatis,  die  17.  Aprilis  1842  an.  in  scriptis  declaratae,  jam 
ex  integi'o  die  23.  Octobris  1843  an.  confectam  atque  notitiam  hujus 
rei  per  Bomano-catholicum  MobylOTiense  consistorinm  Pe^politano 
collegio  die  7.  DecMiibris  1843  an«  n.  12475  officialiter  ooinmnnicatam 
6816.  4,  In  q^6eia2i  Gaeaareo  ouuidaka,  ad  DoBBoanm  Faasek  oMai 
guberaatoram  AUm6  ftosBiae  1705  an.  dato»  nnaoTeio  inlacnmeadioa 
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wmb  att.  1819  art.  27,880  caoa  malnMtiiMM  MoMtmim  jubetmr; 

»vt  in  illis  ecclesiis,  in  quibus  üiiqs  presbyter  degit,  noii  minus  quam 
100  vel  150  domus  adsint,  numerando  pro  qualibet  domo  4.  personas; 
ubi  vero  duo  sacerdotes  vivunt,  200  vel  250  aedes  lequirantur:  et 
denique  ubi  tres  adsunt  30u  domus  coatineantur,  necesse  est.«  5. 
Yi  supremae  voluutatis,  per  art.  31.  Coocordati,  in  manudactioiiem 
•BOlMa  tamammt  legitnr:  »Xempla  Catlu>lica  Rohmuui  libere  repa- 
mAmt  Mre  ONununitatam,      piivatanim  homiiWfn,  qni  h^jmstdi 
-mtim  fOBoq^  Tdiiii.  QMtiMemiio  eonui  ynm  hmä  eiftmgitit, 
wq^flrialB  giibenttimi  adiro  polenmt,  qt  Beeemgto  «rfwidk  oMfwoilitl.c 
•Smb  iWiibiiB  pondantia,  et  praedpue  habtti  laätie  1.  quod'  Secli- 
■m  -PoMiBenris,  adeo  finqßtm  fMd  Mmarnai  panelaaiioni]»  «i'da- 
foctn  sofius  pttmissionis  gobernialis  in  destroctionem  venire  debet: 
2.  Impedimentam  a  Clero  dominanti  contra  reparationem  hujus  eccle- 
sm  positum,  eo  magis  mihi  admirationi  est,  quo  magis  dicta  ecclesia 
ab  Omnibus  illis  factis,  quae  ei  objiciuntur,  aliena  est:  nonquam  et- 
enim  sacerdotes  ecclesiae  Fossinensis  negotüs  ecclesiasticis  Piaveala- 
nnm  (schismatieonmi)  immixti  fuerant,  fffMsertim  dam  in  boc  casn 
niüla  indulgentia  %  ciTili  potestate  et  a  clero  dominati  expaokan  potest. 
£i  ai  aaaikiiigal,  aaaaidotaa  aatkdiooa,  ab  ipaia  pavantibiia  ^nralifiia 
(BohiaHMtiflia)  palMoa,  «wialiaae  atttaindo  tei^teia  fa&sMSmt 
eamn,  masrigfidamdeoipatemafepoaBa  «oaaaeapit;  jamaMiUotiw  td 
im  Am  nagotio  aaMdatea  privabaiitiir  aida  beaafidia,  atque  pr»  inaa- 
fadboB  ad  possidenda  alia  beneieia  daelarabantnr.   Pancis  in  negotüs 
hnjtts  generis  nihil  clementiae  conceditur.    Verum  in  paroecia  Possi- 
nensi  nomquam  istiusmodi  causae  et  querelae  habebantur;  sed  si  casu 
evenerint,  utique  rei  severitatem  judicii  subire  tenebuntur,  ecclesiae 
antem  et  parochia,  utpote  ab  antiquo  eiistens,  a  Gubernio  imperiali 
■gaita»  na^pttt  aina  offensa  justitiae  abolerL  3.  Qnod  ai  in  istis  ne- 
gatiia  paoaniar       tnadaiiiento  illa  ratio,  quam  clems  Bnssieoa 

•  panü,  ao  ai  aampa  aac  omm  malae  per  ematantiam  Seolaaiaa  Poa- 
aanaia,  «bi  8,000  aaUiolieaniiii  panaanaiitf  in  aoa  mligiane  daädieaiit, 
tarn  qala  «bMi  nao  oonvarai  naitaa  diigant,  amnaa  igilar  ficdadaa 
Oitliiifioaa  aiiiagaaia  oportel,  4im  iHiUa  noafara  paroAia  aiiayt, 
exoeptis  Lotaania,  in  qua  Oafbolid  simid  cnm  nao  oonveraia  nnitb  non 
vivant.  Dum  interea,  omnes  catholici,  tanquam  subditi  unius 
angustissiroi  Imperatoris,  nec  uou  üUi  unius  patriae  Kussiae,  habent 
jus  participandi  ex  iis  gratüs  et  legibus,  quae  Sua  Imperatoria  Ma- 

•  jestas,  per  suam  paternara  curam,  in  omnes  subditos  sine  ulla  diffe- 
lantia  religionia  lai;giri  dignita  est.  Jam  vero,  liberum  exercitium 
'wm  ial%ioiiiaip«tayaBiiibil||BiB  inter  hm  gratias  TOdicat  4,  In, 
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parochia  Poesinensi  praeter  diios  sacerdotes,  penes  ipstm  EeeMim 
residentes,  imlli  alii  adsint  presbyteri:  neque  etiam  quis  ex  sacerdo« 
tibns  penes  capellas  habitat ,  id  enim  per  Gubernium  severrime  pro- 
hibitum  est:  imo  nunquam  aliquae  aliae  personae  ex  clero  nostro  in 
hac  parochia  degebant:  et  ideo  clerus  russicus  luillum  eiemplom, 
.  nollum  locam^  nullum  ecdesiasticam  speeialiter  in  sua  accusatione 
designare  potuit.   Nihil  vero  miimn,  si  in  «apelli»  poblicis  absdvuiH 
tor  aliqnando  divma,  id  enim  eomoeditQr  per  Imperiale  Gubeniiiiiii. 
5.  LagjM  Imperii,  mdlam' impommt  iMoeBaitoteiii,  reqwreiidae  appio* 
bfetmüs  a  defo  dffiaatiiaati,  abi  agitnr  da  restanralioiie  üliw  «eelena«, 
qnae  jam  per  eo&seDram  regimiiils  «xietit ;  hMt  nomuei  im  mpi^ 
ritnr,  qnando  res  Tersatior  dn»  ereettonem  nofae  eodeeiae  oatholiOM; 
propterea ,  ignota  est  omnino  ratio,  quare  potestas  civilw  in  repara- 
tione  vel  minimi  momenti,  mox  recurrit  ad  clerura  dominantem 
(schismaticum) ,  dum  lex  imperialis  minime  id  postulat.  Admisso, 
reparationem  ecclesiarum  catholicorum  dependere  unice  a  clero  graeco 
Russo,  sponte  sua  sequitur,  clerum  Kussicum  non  posse  benevolam 
manum  adfenre  ad  sastentandas  eccleaiaa  alterioa  eontenonis;  lade 
beüignae  leges,  bonun  tantominodo  commune  ornninm  siibdikniiiL 
luperii  rec^cientesi  neqne  reqoiiimt  eleri  domiiaiiiiis  conaemmm  ad 
reatamraiidaB  ecdeaias  csIlioliiMa;  aliter  enim  üetiia  den»  fudiäens 
nbivia  tepantkmem  nostraram  eodesianim,  non  oMante  snprena 
itnperatoris  Tolnntate,  abokret  flaooessii  tempoite  omnee  eedeeiao 
eatholicas,  nec  non  ageret  contra  dispositionem  regiminis,  qnod  non  ^ 
solum  permittit,  sed  etiam  legaliter  agnoscit  existentiam  tum  eccle- 
siarum tum  paroeciarum.    Oblivio  et  praetermissio  harum  dispositio- 
num  per  gubernium  locale  eflfecit,  ut  eiistentia  ecclesiarum  et  sors 
curatorum  catholicorum  principaliter  dependat,  ab  episcopis  graeco- 
rnssicis,  seu  potius  a  parocho  Kosnoo  hiyos  vel  illios  loci.  Bene?ola 
lex  expoecit  ut  in  designando  paioobo  catholico,  ap«d  potestatem 
ciTüem  expetatnr  notitia,  objidtiir  lie  ei  *aliqwd  sab  respeoin  cnitt? 
i.  e.  qnöad  ejns  Üdelitatom  in  Thronmn  et  le^ea  Laos  Deo,  nnlli 
adsbnt,  qni  censerontor  rei  cidpae  pditioae.  Qnodd  aliqui  in  nto- 
götüs  spiritmiHbns  enin  neo  eonTerds  nniüs  peradiiki  sint,  omnia  ista 
negotia  per  decretum  civilis  potestatis  deciduntur.    Verum  tarnen  , 
notitia  de  futuro  parocho  in  alium  omnino  campum  translata  est, 
respectus  scilicet  civilis  transiit  in  pure  religiosum.  Superiores  etenim 
civiles  dirigunt  se  ad  episcopos  graeco-russos,  qui  pro  sua  parte  nego- 
tium hoc  remittunt  ad  opinionem  suorum  localium  parocborum ,  et 
hi,  non  juxta  facta  et  allegata,'  sed  jnxta  snom  beneplacitiim ,  sine 
Ullis  doenmdniis,  diriBnmi  sortem  eamdetmn  ei  eodesiam  eaiMi- 
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Carum.  Ex  hac  ratione,  in  decursu  paucorum  annorum,  multi  sacer- 
dotes  ad  curam  animarum  non  admittuntur ,  ideo  solum,  quia  ita 
placnit  parochis  russicis.  Saepe  saepius  responsuui  a  potestate  civili 
haec  verba  continent :  »Eam  non  posse  dare  consensum,  ut  hic  Sacer- 
dos  GaüioUeai  sife  euratus,  qii»  ille  neu  fikvei  Fravoelavio  (80hi8mati).€ 
Utique  wm  toiemiir  diligm  gneoo-ianoe:  Md  is  qoi  pvosequitar 
foTore  6«nin  niligioMm  anfiee^^  Aliqiaiido  l«go  haee  ralia 
in  rapoorii:  »ffie  aacorto  noodna  esfc  BoKgioiii  Fraralafiae  (aolna- 
]iMtMae)H  alsBim  amtan  cttaal  ÜHta,  qnilnia  aUmmtia  eonun  t«* 
rificari  potest;.  In  nMdIo  Lotiiae  nallns  pmoslavins  existit,  e.  e.  m 
oppidis  Feimany,  Landskoron,  Presmy,  et  tarnen  multi  sacerdotes 
non  approbantur  ob  unicam  hanc  clansnlam,  »qnia  non  sunt  bene 
dispositi  erga  fidem  dominantem«  dum  reipsa  nullus  eonun  sub  hoc 
respecta  inimicitiae  notatur,  neque  etiam  inter  populum  ex  integro 
cathdüiciim,  iiaUa  eooaaio  hajüB  sie  äiotae  culpae  aabmiiuatrari  qaeoi. 
Non  laio  noA  erubescunt  seqnenttai  poim  fatiiMMm ;  >Koii  potest 
Ino  pnaiiytor  aacaptei,  qnia  i&  wktm  cathoUaa  popolo  -oatholico 
iMiannn  anoa  aat,  na  diak»  ftativia  «I  dominieia  alia  divina  niai 
calMiea  ftaqoenlatc  bMm  rm  untaacnjasqne  preabyteri  mairaa 
aat)  afc  aaos  'oonlif niai  a  in  fide,  quiir  alMda  aam  aMfnanlari  ai  q^iri**  * 
tualia  negotia  juita  suum  ritum  administrare.  In  hoc  rerum  statu, 
timeas,  ne  ratione  difficultatnm  ex  parte  cleri  dominantis  exortarum, 
ecclesia  parochialis  Possinensis,  licet  tarn  IVequens  qnoad  parochianoSf 
licet  a  regimine  admissa,  atque  per  supremam  voluntatem  Caesaris  in 
nomero  statuali  posita,  nee  non  ex  mea  parte  pro  absolute  necessaria 
agnita,  omnino  aboliretur,  recurro  ad  protectumam  afe  legalem  defen-!* 
siönem  Tuam,  BieaUentisaime  Damine,  pront  es  noieiia  naator  m»' 
diäte  atintaiaigBr  ad  Thwnnm  Angaatoial  Imparateia.  Inpna- 
aentt  aatn,  ao  ftrariaram  ispem  in  jnatltia  et  bflBavolentia  Toa  erga 
oamea  aubditoa  nuBoa  ei^iueiimqiia  aini  i^igfonis,  pono,  qno  magia 
Excellentia  Vestra,  in  confidbntionali  ana  mecnm  conversatione,  certio- 
rem  me  reddidit,  ecclesias  catholicas  parochiales,  ab  antiquo  existentes, 
atque  a  regimine  Imperiali  adprobatas,  nunquam  extinctionem  subeun- 
das  fore.  Diminutio  ecclesiarum  parochialium,  quae  juxta  modernum 
eonun  situm,  nimis  longe  lateque  sese  extendunt,  ratione  catholiconim 
in  dissitis  op^dis  ei  pagis  dispersorum,  esset  propter  multos  integra 
paiochiae  snppreasio :  mnltia  enim  oatiM^licia  impoaaiUle  forei  adimplaie 
ea,  qoae  «digio  ab  üa  aipoaoil,  magnae  diatettae  eanaa  ab  acd«da 
paorodiiali,  praeaartim  in  i]]o  CBsa,  mbi  inopinatoa  morbus  sine  mora 
openi  apiiilaatai  aflhgitet,  val  in  fraqnenlandis  divinis  tempore  dia- 
mm  feaHraiiDL  Ihrocul  dabio,  in  his  «üiisque  ciroamstantiis,  abaolnta 
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milliaria  (wersty)  ab  ecclesia  parocliiali  distat,  illam  adire.  Sponte 
inde  sequitur,  fidelem  populum  sine  instructione  religiosa  pennansu- 
rura,  pedefcentira  in  extremum  indiflTerentismum  prolapsurum  fore;  id 
vero  non  solum  ecciesiae  catholicae  detrimento  esaet,  verum  etiam  in 
pei;niciem  gubenüi  civilis  vergeret;  homines  etenim  sine  olla  instruc- 
tione et  üdA  vt\  Hiaxinie  Iront  pemiciosi  in  quacumque  societate.  Nixos 
nüMüm  mp»  lelatia,  aodeo  SteoUntiam  Vestram  himiHinw  de- 

ego  pio  abrielni»  Moeinrai  agwoco«  «wüilMilir.  laäaml  «igOr  «t 

«leeBentMnnit  Oones  jaberet,  od  inteml,  ne  A  jm  n^ren»  ki- 
peratoris  yolnntas,  relaie  atd  i^estawratifmeili  «mMmtm,  B«q«fltt« 

potestate  loci  directe  adimpleri,  nt  saltem  haec  negotia  brevi  tem- 
pore solverentur :  non  ita  prout  id  in  praesenti  casu  ac  maltis  aliis 
evenit,  ubi  quartus  annus  decurrit  absque  ulla  ex  parte  guberniali 
responsione.  ünicuique  euim  persuasum  est,  restaarationem  ab  initio 
eugaam,  post  apatiam  anins  vel  plmiani  annorum,  äeri  per  magnaiHt 
Udo  s^ud  Noa«  ptaoooitfan  m  alte  mssia,  ratione  medienim  admodun 
tooffiflieirtiMi»  saepo gjapiMi mfmmMkm wadere.  CMmwi^anfM 
fin^ttoo,  il  mpam  ttni  dt  rartaimadiB  ootiiolio,  ipmuL  m  <iMo 
tatümonb  gvbmiali,  de  Mfridtoranltiiidliaiittiidieii^ 
4Bifl]i,  ad  iBsttteondml  iMqiiHm  piro€fcm^-«ii<iKMn  häboipt  mipic 
tum,  nisi  convenienter  legi  existenti,  L  d.  refl|Mctem  ciTilem;  eixsMae 
enim  catholicae  et  curati  earam  in  uegotiis  saecularibus  debent  obedire 
legibus  civilibus  et  ejus  potestati ;  ex  parte  vero  spirituali,  obedientiam 
tantummodo  propriae  hierarchiae  praestare  tenentur.  Quo  firmius 
omma  haec  petita  kumillima  in  vi  et  spiritu  legum  etiam  civili«m 
propter  cathoHeos  exlskiafeMaB,  fundata  Saat,  eo  MMUekis  praesentaire 
Jiio  Vostra  ÜMikalia  oa  deoRKri  Hema  natatm  ad  iMooMte  ^ 


1  <  ^ 

Hin 

III 

imi.  IDBIIBO  < 

Hill* 

'   V  —  

j^eaaforerakia  ole. 


II?.  MHwit du  Mtoitttia daalnae»  1— >,  IM  laat  wf  atHi  Tawffflaag. 

In  effectnn  rakliioinalxoeBentiBO  TMae  de  di«  34.  A^rifia-N. 

1309,  reparationem  ecciesiae  catholicae  Possinensis  concernentis ,  ego 
jam  litteras  meas  ad  generalem  loci  Gubernatorem  direxi.  Communi- 
eans  hanc  notitiam,  adjungendum  hic  pro  officio  duxi,  non  solum  iUas 
leges  et  actus  (§.  31.  Concordati),  quos  enumerare  in  dicta  relatione, 
Yoatra  Excellentia  ia  ae  kboiom  auscipere  dignata  est,  sed  otiam  omaia 
deca'eta  et  snj^rnna  mandata,  iatlnsm  ecclesiam  «t  oknm  cgoB  oonau- 
nuBÜu^  mihi  per  oplame  nota  eaae,  atfiole,  qoi  im  aolaiii  prae  eoalis 
ea  habere  toNor,  M  ot  alfis  eaalodiaiilar  ebS^.  Qßoi  im  attmet 
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generalem  g^bematorem ,  qui  ali^[mndo  (Semper)  convenienii  noütia 
indiget,  cujus  rei  mentio  habetur  in  dicta  relatione,  iterum  certiorem 
excellentissimiim  Dominum  reddo,  de  oommunicanda  hac  re  Principi ' 
Galitzin  (generalis  gubernator)  licet  dum  agitur  de  solutione  quorum- 
eumquentgotorum  potestaa  locilis  iM^iiü  privaii  nMdiis,  qiUM^  ab  illa 
ad  pleniorem  rai  düncMatifliini  neeeMiüs  agnoacnto. 
Mim»  «m  adia  «te. 

xm  Mm  im  «MMMMMt  fM  w>i  ummi  am  imiM  fimniii 

trcft  dfr  BescMtaDf  MWtU  der  kiOMHBdna  ab  «Kfc  irlHwwIlMhrn  IMül 

Generalis  GubeMlUr  te  flB>a  Bussia  princeps  (}alitzin  die  28.  No- 
vembris  (10.  Decembris)  1851  an.  communicant  consistorio  Mohylo- 
viensi  scriptum  sequentis  tenoris.  >Vigore  snpremi  Caesaris  mandati 
per  Jünistnim  Perowskl  missi,  generalis  Gubernator,  respectiTe  ad 
prorinmni'  coi  pfieast,  tenetnr  finaa  inperatoiiae  MajMtati  quam 
dtinimemser^tiai^tone:  L  Qnaenam  wafc  nrtii,  fpMa  et  liei  in 

BOB  sunt  vstogfaitg  oonsnmpta,  et  an  Status  eorvm  takmm  nsKor  «t 

statui  eoelesiamm  catholicarani  ibique  existentium?  8.  An  adsint 
urbes  et  oppida,  quae  carent  templo  schismatico,  continent  tarnen  Dae- 
nasterinm  catholicum?  Officium  conficiendi  hnjusmodi  specificatn 
instructionem  praecomittitur  administratoribus  districtualibus ,  qui 
tenebuntur  sine  mora  in  loco  loci  se  conferre,  ibique  una  cum  membris 
tum  ex  dero  schismatico  (prawosdawny)  qoam  catholico  convocatiSt 
idam  naeessariom  eompiunure,  atqne  subtiyyitionibiis  eonim  muni- 
tnm  gSMnU  Giib«niatori  tnnsmilt^  attnxki 
qmoMm  diebw  a  zeceptioBO  j^ramitinm. 

XXVIl.  Regieroogsverordnong  vom  20.  Joni  1852,  betreffend  die  Besitzergreifong 
fiB  fwNf  CaptUen  md  dner  kaMMüB  PItoikMe  ia  der  mMtie  Mtafk  d»cb 

die  StUMMUker. 

Caesarii  edicti  eiequendi  gratia  Militaris  Vilnensis  nec  non 
Grodnensis,  Minscensis  et  Caunensis  Generalis  Gubernator  de  templo- 
rom  pravoslaviorom  (schismaticoram)  et  catholicarum  ecclesiarum 
statu  aigaititoimo  Impeiatad  notitiMi  aihibmt.  £t  Sna  Imperatoria 
MiyeelH,  «x  bMne  BotittiB  igBoaoM,  binMm  el  oi^dlM  eathoHois, 
in  mnttis  chinm  propiieitafflras,  vU  admodnm  axigans  eathoMooram 
roflsioomm  mmienui  computator,  ezistore,  dum  eodem  tempore,  propter 
mnlto  nmnoDoäiorai  nissiGoe  pwealanos  (achitmattiog)  yel  penitas 
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per  Caesaremn  edictnm,  omnes  catholicoram  ecciesias  in  bonis  infra 
dictis,  in  templa  pravoslAvia  couvertere ,  demandare  dignata  est.  Et 
quidem; 

In  Gubemio  Minscensi.  1.  In  ejusdem  nominis  districtu  in 
oppido  MiisimnincM0  dieto,  quod  est.  pr ojj^hetas  civis  üjiiehdwski«  Jobi 
2^  amiDae  roMicae  oomimtuitar,  catholioonui  sotan  HWMaiite 
sei  penonae^). 

9.  In  lisMote  BotymimA  in  pago  Sdeif,  c^jns  donunvs  «st 
dvisGiowBkl*). 

4.  In  districtu  SLuceBsi,  in  opgido  MyttMä  cajwhims  est 
comes  Koösakowski  *). 

5.  In  districtu  Bobny^nsi  in  vico  Josten',  qu;  ad  dvem 
Wajsbun  spectat  ^). 

6)  In  districtu  Thumensi,  in  oppido  W€$tikalf^  psssü^o 
ad  Bxorem  oivis  Obrompalski  pertinet^). 

7.  In  pago  Mecjski,  proprietate  ad  ciyem  iStoWewaki  apactamta^. 

B..Inailattc.ditte  JMmi»,  mqmdtKi^ttm  a  i—Ws paaiüs 
•stibtts  floowoster^ 

^  .  9.  In  oppido  BawUmkge,  qnod  »  ehre  Skotwiarin  possidstor.*). 

•  t    *  • 

^mm^^mm  >  i  ,i        ii  «"^— TV 

AMlfcMlofii  dl  mimtft^.  ilrsfoemvo.  di  -MohOmo  rtkOM  oRa  .MMi- 
.  eala  occiipasiofis  dflfo  cMtfM.MtfoIiefte.  .  . 

1)  Businowiate:  esl  capella  pobDea  ad  dvem  specialis, 
t)  JHconec:'  capella  piAllea,  qoae  ex  llcentla  regimlnis  a.  1844  a  Ctve 

fieinstroda  est.     *  '  /  • 

3)  SeZcy;  capella  poMlea  sd  «Wem  apectaas.  ' 

4)  Mystohöz:  idev. 

5)  Tasie7i':  idern. 

6)  Werchaiy:  est  capella  fliialis,  quae  a  parocbiali  Uzdziensk  distat  in 
8  miniaria  Ualica .  et  penes  quam,  propter  absolutam  catbolicorum  necessitatem, 
Semper  degebat  sacerdos.  »    "    •  • 

7)  Reczki,  capella  pabHce. 

8)  PruHnaw:  est  capella -IRfalb,  qoae  a  parodifall  Mlholajewak  in  4. 
milUaiia  ttalica  disalla  cst;  sed  simal  ab  «•  scjuncla  per  flomen  Niepieii,  qnod 
teoipore  verhall  soper  ripas  large  dUnindeiis,.eiDiieni  aeeeMUB,  cathollds  con- 
ftsslonem  paschalem  absolvere  cnplentibas,  praedadit:  oDde  sacerdos  ftcattaHln» 

teeessariis  instroctas  vices  parorhi  ferebat. 

9)  Rawanicze:  capella  fltialia  a  parocbiali  Berczynsh,  in  8  milliaria 
Italica  distans:  ralione  nimiae  spatiositaüs  ipsius  parocbiae,  utpote  qaae  ad  SO 
milliaria  italica  se  se  extendit,  admodum  erat  neressaria,  et  praecipue,  quia  penes 
ecclesiam  fllialem  babitant  400  pauperes  catbolicos,  quibus  desunt  media  adeundi 
ecclesiam  parocbialem  adeo  dissUam.  In  Rawanicze  adest  templum  scbisroati« 
com  magniiffl  et  polcran,  nostra  tutes  eapdla  eiit  4eiiiila  et  pam  - 
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'  10.  In  districtu  NoTogrodeusi,  in  vioo  Ma%e«e,  ctyns  proprie- 
iBKooB  ert  äm  Pnehalski^). 

11.  In  dhtrictn  BecKjreenfli  tn  oppido  Ghotmecz,  ad  oomitem 
-B6ldeU  pertinenti*). 

12.  In  districtu  Borysovieusi,  in  oppido  Komaisk  cujus  haeres 
est  uxor  ciyis  Jermodowicz  ^j, 

13.  In  districtu  Pinscensi,  in  oppido  Lubiesjsow  .ad  cives  Po(o<;ki 
pertinenü,  ecclesiam  post  religioBonuD  Scholarum  Piarum  extinctionam 
mapenten^  in  templum  rnssicum,  qnod  in  hoc  oppido  nonnisi  lignenm 
cai  ei  Bat  yetnstiiin  existit,  convertero^). 

Transmitiendo  hoo  Caesareum  edictnm  tarn  ad  Qenertlem  Gn- 
Wnatorem  D.  Bibikow  2"".,  quam  ad  Synodi  ^schismatici)  Archipro- 
^i|;^eia,  B.  Cath.  Petrop.  Collegiom  de  bac  re  certum  reddo. 

£ro  absente  intemornm  Negotiorum  miniatro  ej«  aociua 
» d«  ao.  Jw  181»  aik  N.  im. 


XTOH.  TeHraolMhe  UMMauir  des  hodlw.  Herrn  OMrtfMMtafüMireHNUtt 
20.  Joll  1852  an  dea  rassfaeben  Minister  betrefflmd  swd  »ir  Kenalnln  det  beiUren 
Sliikles  gelanile,  dte  Reebte  der  KMe  verletzeiide  Toiyinge.  pn  Orfffina] 

ItaUeDiac^]  ' 

leb  bin  in  der  Lage,  die  Anfhierksamkeit  Ew.  Exeellenz  anf  zwei 

Vorfälle  lenken  zu  müssen,  welche  kürzlich  zur  Kenntniss  des  heiligen 
Vaters  gelangt  sind. 

Der  Erste  bezieht  sich  auf  eine  allen  BegierungsbebOcden  in 
Bnaslaiid  mitgetheilte  Yerordnmig,  welche  TOivchreiht,  daaa  aa  änor 


ti'SulaigcgB:  capeHa  paUka. 

2)  (^imee»:  capella  fllialis  in  ses^  niHiarit  ttalict  distaiis  ab  eccMa 
parechlali  Rgeasffea:  propter  sptliosftatem  paroedae  necesstria.  Sacerdos  lU 
pcfMBibal. 

a)  Xowiaiak:  capeNa  filiaiis  dtwKa  •  parocMali  Doktxyee  In  6  ndlharia 
lta|ica  ratiooe  ampttuidlnls  parocblae  aaeerdee  eeMtanter  babitabat. 

4)  LuMewnoz  «cdeaia  pariNlilBlia;  eUii  Stbalanim  Piaron,  aed  amper 
pro  paiecbtali  babeiialar  et  babelor.  Haee  parodila  IciBinat  dkweeaim  mna» 
ceMtm:  ex  una  enim  parte  vidna  est  dioecesl  Luceorino  Zytomirienl,  Qbl  eede* 
aia  iMrocbialis  Koszyr  in  20  mllliaria  italica  dissita  esi  a  Lableszow:  ex.  altera 
parte  conflnium  habet  cum  dioecesi  Vilnensi,  in  qua  ecelesia  Janow  dlsjaocta  est 
a  Lubieszow  per  16  milliaria  italica:  ex  tertia  denique  parte  proxima  ecelesia 
est  Pinsk  in  20  milliaria  italica  distans:  situs  igitur  hujus  loci  absolute  exposcit, 
ot  in  Lubieszow  parocbia  babeatar:  ilta  enim  civitas  undique  adeo  remota  est 
a  ceteris  ecdeslis  caiboNcis,  ut  parochiam  aliae  alicai  adjungere  impussibile  est. 
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jenigen  Orten,  wo  die  griechisch-russischen  Kirchen  den  katholischen 
in  haulicher  Rücksicht  oder  in  der  Grösse  nachstehen,  die  ersteren  auf 
Eosten  der  K9,tholiken  neu  gebaut  werden  sollen,  und  wo  dies  nicht 
gCBchehe,  die  katholischen  Kirchen  Ton  den  Gräco-Buaaen  in  Besitz 
genommen  werden.  Eure  Excellenz  werden  bei  Ihrer  so  groflsen  Weis- 
heit, welche  Sie  so  sehr  Auszeichnet,  leicht  ermessen  kOnnen,  welchen 
ISndmck  eine  so  geartete  Yerrad^nng  nicht  mir  anf  das  Gonftth  des 
heiligen  Vaters,  sondern  anch  aller  Katholiken  her?orgehraeht  habe^ 
welche  gegen  alle  Gnmdsfttae  der  Qerechtigkdt  nnd  Billigkeit  entwisder 
sich  gezwungen  sehen  würden,  die  Kirchen  einer  religiösen  Genossen- 
schaft, welcher  sie  nicht  angehören,  wieder  herzustellen ,  oder  der 
ihrigen  heraubt  zu  werden,  wenn  sie  damit  nicht  zu  Stande  kommen 
könnten.  Seine  Heiligkeit  erwartet  jedoch  vertrauensvoll,  dass  Se. 
Majestät  der  Kaiser,  wenn  er  vom  Bestehen  einer  solchen  Verordnung 
Eenntniss  erhält«  in  seiner  Gerechtigkeit  nicht  unterlassen  werde  die 
geeigneten  Massnahmen  zu  treffen«  dass  der  Theä  seiner  Unterthanen, 
wel^ws  sich  zur  katholischen  Religion  bekennt,  weder  in  der  Uebung 
Sttnes  Coltns  gestOrt,  neeh  in  die  GefiUir  teisetst  werde,  sidi  seiner 
EImImi  hemdil  m  seliea.  /  > 

Der  zweite  Vorgang  bezieht  sich  auf  eine  von  der  russischen 
Behörde  im  Kloster  der  PP.  Dominicaner  zu  Polonsko  vorgenommene 
Durchsuchung  und  Beschlagnahme  einiger  Documente  in  Betreff  des 
ehrw.  Boböla,  Aber  welc^  bereits  der  Act  der  SeUgspredmiüg  In  der 
heiligen  Congr^tion  der  Biten  verhandelt  wird.  Pa  fra^chie  Slfli-^ 
cnmente  nichts  anderes  enthalten,  als  die  Bestätigung  der  Thaten  nnd 
Tngendhandlungen  des  obgenannten  Ehrwürdigen,  so  schien  es,  dasBf 
sie  aus  einem  solchen  Grunde  den  Händen  jener  Ordensmänner  nicht 
entzogeh  zu  werden  verdienten,  und  kein  Grund  vorliege,  deren  Ueber- 
sendung  an  die  heilige  Congregation  zu  Rom  zu  verhindern.  Ich 
hoffe  demuach,  dass  Ew.  Excellenz  von  der  Gerechtigkeit  der  Sache 
durchdrungen,  sich  bei  dero  erhabenem  Gebieter  verwenden  werde, . 
damit  nicht  nur  die  fraglichen  Documente  dem  heiligen  Stuhle  aber- 
mittelt werden,  sondern  Überdies  auch  verhindert  werde,  dass  aus' 
^Uesem  Anlasse  geg«i  di«  genannten  PP.  Dominicaner  Massregeln  der 
H&rte  tnr  Anwendnng  kommen. 

In  der  Ueberzeugung,  dass  Ew.  Eicellenz  mit  allem  Eifer  von 
dieser  confidentiellen  Mittheilung  in  dem  Sinne  Gebrauch  machen 
werden,  dass  die  Wünsche  des  heiligen  Vaters  befriediget  werden, 
habe  ich  die  Ehre,  Sie  der  Oefilhle  mmmr  amyaeiehneteten  fioah-« 
achtong  «enerdi^gs  zu  Temicheimi 
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XXIX.  Scbreilien  des  hoebw.  Cardinal-StaatssecreUirs  vom  26.  August  1852  an 
in  Heffn  Crafleii  Bonfeneir  betreffli  der  Verlegung  der  Reaidem  des  BiBcliofii  ra 

Cherson  nach  Tiraspol.   [Im  Original  Ualienisch] 

Eingedenk  der  eifrigen  BerotUning,  mit  welcher  Sw.  Exoellenz 
00dl  imt  Hoehderen  Abreise  naeh  Neapel  mit  mir  wiederholt  Ton  dem 
InienBBe  epaohen,  welches  Se.  Hqeetflt  der  Ißiiser,  Ihr  ethabener 
QelMer,  daran  bezeuge,  dass  der  heilige  Vater  der  Yerlegung  der 
biaehOflk^  Besidem:  nm  CSierMm  nach  Tiraspol  am  Uftir  desBniester 
nistimme,  habe  ich  nicht  unterlassen,  geeignete  Gelegenheit  zu  neh-' 
men,  mit  Sr.  Heiligkeit  davon  7ai  sprechen.  Der  heilige  Vater,  vom 
Wunsche  beseelt,  fftr  die  Wohlfahrt  der  in  jener  ausgedehnten 
Diöcese  lebenden  Katholiken  zu  sorgen  und  Sr.  Majestät  dem  Kaiser 
gel^Uig  zu  sein,  hat  mich  zu  ermächtigen  geruht,  Ihnen  conhdentieli 
zu  eröffnen,  dass  er  im  Consistorium  vom  kommenden  September  die 
Döthigen  Massnahmen  TOrzukehren  bedacht  sdn  werde,  damit  cBe 
yari^gOBg  der  Besidenz  des  Bisdiofes  von  Gherson  nach  Tiraspol  ge- 
nito  den  wisuschen  Sr.  Mfldestit  des  Kiaisers  vor  sich  g^en  kOnnei 
mM  jedooh  die  in  der  besfiglichen  Beschri^mngs-Bolle  Ihstgesetaten- 
T8iiitorial'*Qrinien  anüredit  zn  blrtbän  habeiL  *  Ich  hege  das  Yos 
tränen,  Hoehderen  erhabener  Gebieter  werde  gend^'sein  in  dieser 
EntSchliessung  des  heiligen  Vaters  einen  neuen  Beweis  Seiner  Bereit- 
willigkeit zu  erkennen,  Allerhöchstdessen  eifrigen  Bestrehungen  zu 
entsprechen,  so  viel  ihm  möglich  ist.  Indem  ich  Ihnen  diese  Eröffnung 
mache,  gebe  ich  mich  der  Hoffnung  hin,  dass  Sie  mit  der  edlen  Will- 
fährigkeit, die  Ihnen  eigen  ist,  nicht  unterlassen  werden,  sich  bei  Sr. 
Majestät  zu  verwenden,  dass  die  Wünsche  des  heiligen  Vaters,  zu  er- 
langen, dass  der  dem  Bisohof  von  Gherson  bewilligte  Suffiragan  blei* 
bend  zn  Tiflis  in  Georgien  residiien  kOnne,  ihrer  ErfOllnng  entgegen 
gehen.  Wenn  Sie  daher  glanl)en  sollten;  die  bekannte  Gftte  des  Hem 
Gialbn  Kesselrode,  weldier  sich  in  gegenwärtigem  Angenblick  hi 
Keapel  befindet,  dafttr  zn  gewinnen,  wttrden  Sie  anCh  dem  heiligen 
Vater  damit  einen  sehr  grossen  Gefallen  erweisen,  welcher  gerechter 
Weise  in  den  edlen  Character  einer  so  ausgezeichneten  Persönlich- 
keit grosses  Vertrauen  setzt.  Ich  werde  Ihnen  sehr  verbunden  sein, 
wenn  Sie  die  Gnade  haben  wollen,  dem  genannten  Herrn  Grafen  meine 
aufrichtigste  und  ausnehmende  Ergebenheit  zu  versichern,  und  den 
Ausdruck  meiner  ausgezeichnetsten  Hochachtung  zu  gonehmigeBi 
mit  welcher  ich  zn  sein  die  Ehre  habe  etc. 

XXX.  Erwiederung  des  Herrn  Grafen  BoutenefT  vom  20.  Augast  (1.  September) 
1852  an  den  bochw.  Cardinal-Staatsseeret&r,  tietreffand  die  oberwibnte  Yerlegang 

der  Besidem  des  Jüsciiefies  van  Gherson.  [Im  Original  flniiiSslscb.] 

leh  habe  die  Ehre  gehabt,  das  eonfidentieHe  Schreiben  vom ' 
26.  August  zu  erhalten,  welches  £ure  Emiuenz  an  mich  zu  richten  die 
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Gite  hatten,  und  mittels  wekhem  Sie  miefa  mit  der  gewobnten  Ver^ 

bindlichkeit  und  Oomtoisie  von  den  gnädigen  Entschliessungen  in 
Kenntniss  setzten,  welche  der  heilige  Vater  zu  nehmen  geruht  hat, 
um  im  nächsten  Consistorium  seine  hohe  Genehmigung  der  Verlegung 
des  Bischotssitzes  von  Cherson  nach  der  Stadt  Tiraspol  am  Ufer  des 
Dniester  zu  verleihen,  in  Gemässheit  der  Wünsche  Sr.  Majestät  des 
Kaisers,  meines  Soaverams,  welche  ich  bei  Sr.  Heiligkeit  zu  begründen 
mid  mr  Oeltung  za  bringen  berufen  war.  Nichts  konnte  mir  za 
giOsserer  Befriedigmig  gereichen,  als  diese  so  gönstige  Wendung  einer 
Aogelegeoheit,  deren  eigentiitlmliehe  Yerhttltoisse  ich  einige  Zeit- 
vmrber  darzostdlen  in  der  Lage  war,  vor  Kenntniss  meines  Hofes  sn 
bringen,  und  ieh  faum  Eurer  Eminenz  fBr  hoehderai  wohlwollende 
und  wirlname  Yermitthaig  in  dieser  Angelegenheit  nidit  genug  Dan^ 
wissen.  Indem  ich  mich  beeile,  heute  dem  Leiter  des  Ministeriums 
der  äusseren  Angelegenheiten  zu  St.  Petersburg  von  diesem  neuen 
Beweise  der  wohlwollenden  Gesinnungen  Sr.  Heiligkeit  in  Rücksicht 
der  von  Sr.  kaiserlichen  Majestät  kundgegebenen  Wünsche  Nachricht 
zu  geben,  werde  ich  mir  sicherlich  eine  Pflicht  daraus  machen,  so 
viel  von  meinen  schwachen  Kräften  abh&ngt,  die  vom  heiligen  Vater 
gerechter  Weise  ansgedrückten  Wünsche  zu  unterstützen,  dass  Einer- 
der  Soffingane  des  nenen  Bisthmoos  an  Tiflis  in  Georgien  residin» 
h0nne.  Da  die  Anwesenheit  des  Herrn  Oanzlers  Grafen  Kesselrode 
zu  Neapel  mich  in  Stand  setzte,  diese  Wünsche  des  heiligen  Yatera 
sowohl  als  anch  die  Hoffnung  zn  dessen  Wflrdigung  sa  bringen, 
welche  Se.  Heiligk^  auf  Erffillung  des  fraglichen  Wunsches  von 
seiuen  guten  Diensten  hegt,  so  hat  mich  dieser  Minister  beauftragt. 
Eure  Eminenz  seiner  Bemühung  und  Sorgfalt  zu  versichern,  welche  er 
gleich  nach  seiner  Rückkehr  nach  St.  Petersburg  diesem  Ziele  widmen 
wird.  Zu  gleicher  Zeit  hat  mich  der  Herr  Canzler  ersucht  bei  Eurer 
Eminenz  der  Dolmetsch  seines  lebhaften  Dankes  fär  die  gütige 
Erinnerung  und  des  aufrichtigen  Bedauerns  zu  sein  wegen  des  Um- 
Standes,  dass  die  Kürze  seines  Aufenthaltes  in  Italien  ihm  nicht  die 
Ehre  rerstatten  werde,  ihm  die  warme  Haldignng  sein^  Q^fihk  för 
seine  Person  zn  enenem.  Wollen  Sie,  Herr  Cardinal,  den  wieder- 
holten Ansdnick  meiner  tiefsten  Yerehmng  und  mdner  auftiditigsten 
und  innigsten  Ergebenheit  genehmigen. 

XXXI.  Erlass  des  Ministers  des  Innern  vom  18.  August  1852  an  den  tiochwQr^ 
tfigsten  ErzblHhof  von  Mohilow,  um  ihn  zur  Recbenscbaft  zu  fordern  wegen 
der  an  die  Decsne  erlassene  geistliche  Verordnung  rQcksictuUcb  der  Ansbesaenui- 

gen  an  den  Kirchen. 

Vestra  Excellentia  litteris  suis  datis  die  28.  Maji  ad  decanos 
dioecesis  Mohjloviejisis  directis,  agnovit  necessarium  mandare  omnibus 
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parochiö  ac  snperioribns  monasteriontm,  tma  notitiae,  tarn  ezeentio- 
ms  gratia,  promulgare  paragrapham  31.  coneordati  a.  1847  dwi  anla 
Bomana  initi,  ubi  inter  alia  legitur:  »Teiiipla  catholica  libere  repa- 
rantur  aere  communitatum  vel  privatoruin  lioniinum,  qui  hujusmodi 
curara  suscipere  veliut.«  Adjoctis  ex  sna  parte  verbis:  »iit  si  ipsi, 
vel  parochiani  eoruni,  proprio  sumptu  velint  reparare  ecclesias  catho- 
licas,  idque  sine  permutatione  formae  et  figurae  externae,  ut  ipsi  hoc 
in  casu,  facta  teatifid^tione  confectae  jam  restaurationis,  referrent 
Yestrae  Excelleutiae,  quanam  adhuc  reparatione  JEiCclesia  indiget.  Ha- 
bito  prae  ocolis,  existente  illo  ordine,  qni  non  aliter  reparatbnem 
ecclesiamm,  etiam  eanim,  nbi  ordo  architectonicns  non  nratatnr,  oon- 
cedit,  nisi  pemuttente  id  snperioii  loeaU  aactoritate,  pnesertiin,  dum 
Tepaiatio  non  solum  templorom  catholicomm  sed  et  pravodaTinm 
(scliisniaticoiiiin),  non  alio  modo  fieri  potest,  quam  post  iconTeniaitiiim  - 
soperiorum  licentiam,  idque  conforniiter  legibus,  dispositionibnsqne 
de  cansis  ecclesiasticis  existentibus,  quae  nequaquam  vigore  dicti  con- 
eordati abolitae  sunt:  timeo  ue  supra  laudatae  litterae.  Excellentiae 
Vestrae,  dum  illegalitor  explicabuntur,  sumautur  eo  sensu,  ac  si  jam 
libera  reparatio  ecdesiarum  fiat  etiani  absque  notitia  generalis  loci 
jnrisdictionis.  Commnnicando  id  Yestrae  Excellentiae  humillime  rogo, 
dignare  me  notificare,  qnae  rationes  impulerunt  Excellentiam  Yestram 
ad  promiilgandnm  noviter  toti  dero  latino  dioecesia,  cigoa  administra- 
tio  per  snpremam  Oaesarls  rolnntatem  Excellentiae  Yestrae  demandäia 
est,  illam  paragrapham  praefiiü  actus,  qui  jam  sno  tempore  dm 
latino  pleno  commnnicatns  Mt;  non  minns  velit  Excellentassimns 
Dominus  dilncidare  cansas,  cur  mutet  ordinem,  qui  reparationon 
ecdesiarum  coucernit,  quique  nixus  legali  fuudamento  ab  omnibus 
catholicis  ecclesiasticis  hucusque  observabatur. 

Maneo  com  pleno  sensu  veueratiouis  submissionisque  etc. 

XXXIf.  Anlwort  des  borbwürdigsten  Herrn  Erzbisrhofs  vom  12  September  1852 
AQf  obige  VerordDUOg  am  die  Recht-  und  Gesetzmässigkeit  obigen  lUrcbUtben 

Erlasses  darzuthun. 

Idtterae  Excellentiae  Yestrae  die  8.  Augosti  a.  ad  me  direetae, 
dariorem  rei  explanationem  petnnt,  quam  cum  plena  obsenrantia,  in 
praesenti  adjungendam  duxL  Flacnit  Snae  Imperatoriae  Majestati, 
in  patema  Ejus  cura,  delineare  primipia,  quibns  Oonventio  a.  1847 
facta  nititur,  et  cujus  decreta  ex  suprema  Augustissimi  Imperatoris 
voluntate,  pro  basi,  tam  in  hierarchico  quam  spirituali  ordine,  haben 
debeant.  En  verba  in  supremis  litteris  ad  comitem  Bludoflf,  die 
5.  Decembris  1847  anno  datis;  »Conyentio  Romae  a  te  subscripta, 
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plene  evolvit  illa  principia,  quae  nos  dum  versabamur  personaliter 
cum  p.  m.  Papa  Gregorio  XVI.,  posuimus.  Hac  igitur  ratione,  ista 
cbnventio  per  consensum  utriusque  partis  sancita,  abhinc  pro  rornano- 
catholicis  ecclesiis  in  Imperio  meo  exisientibus  habebitur  tanquam 
Amdamentum  hierarchici  ac  spiritualis  ordinis ;  atque  continuain  in0ain 
patemanuiue  vigilantiam,  de  necessitatibus  spiritualibiis  ac  prosperi- 
tate  fidelilun  nostroram  hx^m  confessionis  sabditorum,  manifestam 

.  rioddentc    Hiyosmodi  ConTeiitio,  confoimiter  supremae  yoluntati 

^  Htteris  mandata  ad  omnem  dioecesanam,  catholicam  potestatero  missa 
fuit,  atque  in  manuductionem,  ageute  ministerio  cum  vividissirao 
gratitudinis  sensu,  adhibita  est.  Proin  §.  31.  ('oncordati,  pro  mortua 
littera,  cui  deest  vis,  haben  nequit,  potius  uti  lex  cardinalis,  de  re- 
parandis  catholicis  ecclesiis  ceiiseri  debet.  Quinimo  etiam  si  praeviae 
foreut  aliquae  leges  huic  supremae  voluutati  contrariae  (quas  tamßu 
in  codice  legum  nullibi  reperio),  hae  vigore  art.  70.  et  71.  tomi  primi 

_  per  supradictam  supremam  Yoluntatem,  quae  directe  hoc  negotium 

,  solvit,  priorem  vim  operandi 'mutant:  consequenter  dictns  articulns 
de  restaurandis  ecclesiis,  tam  diu  suum  vigorem  consembit^  usqne 
dum  noTa  lex  illum  non  mutet  (art.  72.,  78.  tom.  1.).  Articulus  31. 
Concordatl,  adeo  per  se  perspicnus  est,  ut  aliter  quam  de  libera  eccle- 
siarum  instauratione ,  parochianorum  impensis  suscepta  intelligi  ne- 
queat.  Habito  prae  oculis  art.  65.  tom.  1.  ubi  dicitur;  »Leges  ad- 
impleantur  juxta  litteralem  earum  significationem  sine  uUa  mutatione 
vel  extensione,  sensus  autem  earum  ex  ipsis  vocabulis  erui  debet  hoc 
modo,  nt  absque  scitu  Suae  Tmperatoriae  Majestatis,  ne  una  quidem 
littera  permutetur.«  Deest  mihi  audacia  recurreudi  ad  clvilem  po- 
testatem  acquirendae  llcentiae  causa,  ad  ecclesiarum  reparationem 

'  duscipiendam,  ubi  lex  tam  clare  liberam  reparationem  enunciat ;  pro^ 
mulgando  igitnr  eam  nuUum  timui  abusum,  eo  magis,  quod  ipsi  pa- 
xocbi  ex  hac  lege,  gratiosissime  ab  augustissimo  Imperatore  data,  in 
iceparandis  ecclesiis,  summum  commodum  percipiunt,  praesertim,  quum 

.  existentia  ecclesiarum  parochialium,  unice  ab  hac  gratiosa  lege  depen- 
deat.  Vi  regnlarum  215.,  216.  tomi  1.  Comraissionis  aedilis,  prohi- 
betur  sine  approbatione  civilis  ac  dominaiitis-schismaticae  (Pravos- 
laviae)  potostatis  nonnisi  novas  ecclesias  catholicas  construere.  Item 

.articuli  217.,  218.,  219.  requirunt,  nt  figura  et  ordo  architectoniciis 
novarura  ecclesiarum  in  civitatibus  gubernii  vel  districtus  constriien- 
darum,  approbationem  ministerii  yiarum  communicatioms  nauciscere- 
tur:  utve  confirmatio  apud  idem  ministerinm,  si  erectio  vel  reparatio 
impensis  j^ublicis  perficitur,  qnaereretur;  quodsi  ecclesiae  iu  viUis 
exiguntor,  tunc  ordo  arehitectonicns  per  commissionem  aedilem  hujus 
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'  ardiiteetoniea  indiget,  opus  esset  emlis  regiminis  lioeutiaf  hucus^ 
nulla  lex  habetur:  atque  nonnisi  interveniente  propria  dioecesaiia 
potestate  istius  generis  reparatioiies  decernebantur.  Quod  templornm 
pravoslaviorum  (schisniaticoruni)  icparationem,  ubi  nulla  ars  architec- 
tonica  intercedit,  attinet,  ut  illa  non  aliter  uisi  post  obtentam  ex  parte 
civili  permissionem  fiat ,  non  tantum  hujus  rei  in  toto  legum  codice 
nuUa  est  mentio,  sed  potios  ari.  179.  tom.  12,  dare  didt:  »Temgla 
praTOfilavia  (schismatica)  cum  solo  scitu  dioeceaaiiae  poiestatis,  nec 
non  annnente  synodo  (schiamatiea)  vel  ipeo  dioecesano  i^gumn«,  «i- 
gnntor.«  Si  igitor  templi  ooiistnietio  est  in  eifitate,  permMo, 
jnxta  art.  180.  a  synodo  (sdusmalaea)  oonceditnr;  n  aatem  in  tSüb, 
ücentia  pertinet,  yi  art  181.  ad  dioeeesaoos  E^scopos ,  qui  eodon 
tempore,  non  solnin  permittendi  reparationem,  sed  etiam  augustkms 
ecclesias  dilatandi,  habent  facultatera.  Art.  185.  ita  sonat :  »Restan- 
ratio  in  ecclesiis,  uti,  innovatio  portae  regiae,  inductio  templi  tabulis 
ligneis,  reparatio  pavinienti  vel  tecti  etc.  ab  Episcopis  dioecesanis  de- 
cernitur.«  Ex  supra  relatis  articulis  palam  liqiiet,  nonnisi  ad  con- 
structionem  novarum  catholicarum  ecclesiarumf  regiminis  civilis  Ii- 
eentiam  neeessariam  esse,  sed  ut  eadem  in  reparandis  iis  requiratnr, 
leges  nostrae  altum  silent.  Dum  itaque  in  universali  eodice  nnUa  est 
lex,  quae  ecdesias,  ubi  ars  arehitectonica  abest  com  sdtn  et  pennis- 
none  Epigeopi  dioeeesani,  tegmxB  vetaret,  snapte  inde  flnit,  omaea 
peisonas,  lestanrationem  b^jus  generia,  ex  solo  eonsensn  propria  Bpe- 

_  oopi,  suscipientes,  nequaquam  fesponsabilitatem  pro  ?iolalione  legam 
snbire  debere.  Et  haec  est  ratio,  cur  art.  1352  ad  offidakm  Tsepon- 
sabilitatem  non  eos  citat,  qui  sine  permissione  regiminis  civilis  repa- 
rationem susceperunt,  prout  id  directe  loquitur,  ubi  senno  est  de 
erigenda  nova  ecclesia:  sed  eas  in  Judicium  vocat,  qui  in  boc  negotio 
propriae  suae  potestatis  licentiara  non  obtinuerunt.  Quid  vero  hic 
nomine  propriae  potestatis  venit,  articuli  181.,  185.  tom.  12.  clare 
edocent.  Cetemm  art.  1352.,  qui  ad  ecclesias  pravoslavias  (sdiia- 
maticaa)  refertur,  non  est  nisi  gratiosa  applieatio  ad  toleratarum  con- 
fessionnm  eedeaiaa,  i  e.  ampleetitar  legalem  explicationem  art.  214. 
tmn.  12.  ubi  baec  legontor;  »Non  alia  ecclesiae  reparatio,  praeter 
illam ,  qoae  dne  licentia  potestatis  ecdesiaBtieae,  peraota  est,  reddit 
personas  responsabiles  coram  jure.«  Geterum  deniqui,  tota  baee  res 
ex  indole  sua  admodum  perspicna  est:  quo  etenim  ftindamento  poteat 
quis  pro  illa  actione,  quae  nulla  lege  probibetur,  ad  jus  vocari  ?  Tali 
igitur  modo  convenienter  legi,  non  solum  teraplorum  pravoslavium 
(schismaticorum)  reparatio,  ubi  opus  non  est  recurrendi  ad  artem 
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ttcbitectonietm  absque  lieentia  dviUs  potestatis  perfidtor,  Temm 
'  cütai  idem  jas  ad  alias  äiristianonim  ecdedas  extenditnr,  »ut  oninea 

natioBes  in  Bnssia  degentes,  diversis  Unguis  secnndum  patrum  suoram 
confessionem,  Deum  omnipotentem  glorificare,  regimeii  Imperatorum 
Bussorum  benedicere,  atque  totius  universi  Creatorem  pro  felicitate  ac 
incremento  virium  Rogui  deprecari  valeant«:  (art.  45.  tum  12.).  Quaie 
itaqne,  ecciesias  catholicas  reparare  nou  aliter,  nisi  aunuentc  civili 
fpteatate,  non  licebit,  si  lex  id  non  vetat,  potius  liberani  reparatio- 
■em  coacedii?  Qnod  attinet  ordinem,  quem  petentes  licentiaiu 
d?ilMn  aeqiii  tanerentnr,*  licest  mihi  coram  dicere,  qaod  Mas  reram 
4NPde  vnioe  ab  obaemtione  kgnm  dependeat;  nam  ejus  generis  ordo, 
qui  non  legibus  nititur,  ant  qai  omnino  illegalis  est,  nunqnam  vim 
tegi»  obMnebit.  Modus  autein,  qui  in  Rnssia  a  catbolids  eceledam 
suam  reparare  cupientibus,  observabatur,  is  fuit,  ut  ecclesiarum 
restauratio,  quae  arte  arehitectonica  opus  non  babebat,  conformiter 
legi  generali,  libere  perficeretur ,  i.  e.  sola  potestas  dioecesana,  sine 
interventu  regiminis  civilis,  facultatem  reparaudi  tnbuebat.  Nunc 
demum  die  15.  Fabr.  1845  an.  apparuit  ministerii  causarum  iuter- 
namm  duqpodtio,  qnae  vel  minimi  momenti  reparationes,  etiam  eas, 
nbi  niitta  ais  ardutectonica  intercedit,  plane  subdit  eiamini  dvilia 
poteslatis.  Haec  nova  ministri  deddo,  mutans  ez  integre  antaqanm 
ordinem  legibus  stabilitam,  Oimrenienter  art.  47.,  50.,  51.,  54.  tomi  1. 
neqnit  iiaberi  pro  lege,  »quae  tone  temporis  Tim  legalem  imponit, 
quando  per  snpremam  Caesaris  roluntatem  confirmata  est.«  Dam 
igitur  infra  duos  annos,  vi  supremae  \oluntatis,  ecclesiarum  catholi- 
carum  reparatio  libera  fuit,  iiiipossibile  est,  ut  dicta  ministerii  dis- 
positio,  et  cardinales  leges  et  articulum  conventionis  Komae  factae, 
infringere  valeat.  E  contra  statim  ac  conventio  typis  mandata  in 
manaductionem  omnium  transmissa  fuit,  dviUs  potestas,  nullam  ditfi- 
ctdtatem  in  restanrandis  ecclesiis  ponebat:  solmnmodo  ab  aliquo  tem- 
pore impedire  liberam  reparationem  cepit:  sed  quo  prindpio  ita  diri- 
gitiv,.et  qnare  contra  leges  caidinaks,  nec  non  Imperatoiis  volontatem, 
qnae  in  ii^culo'31^  Goncordati  apparet,  agit,  me  omnino  latet.  Hac 
'  de  catisa  die  24.  Aprilis  1852  an.  ministerium  negotiorum  internorum 
certum  reddidi,  atque  eodem  tempore  agnovi  necessarium,  litteras, 
meas,  quibus  denuo  snpremam  Caesaris  voiuntatem  de  libera  eccle- 
siarum reparatione,  enunciavi,  ad  decanos  expediendi  eo  animo,  ut  bi 
ope  earum  non  solum  instaurationis  impedimenta  removeant,  sed  simul 
in  casu  necessitatis  habeant  iundamenturo  suae  defensionis.  Licet 
igitur  facultas  libere  reparandi  ecciesias  fuerit  illis  a  me  communicata» 
oihiloseeins  tarnen  dviUs  potestas  lod,  eos,  qui  diotam  supremam 
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Imperatoris  voluntat^m,  ac  alias  le^es  universales  eiecfn^bantur,  tra* 
debat  et  hnciisque  tradit  judicio,  imo  a  me  etiam  deputati  eeclesiastici 
exposcebantur :  quandoquidem  eo  nonnisi  tempore  ratio  eoram  magi- 
stratu  reddeuda  est,  quum  absque  lioentia  proprii  Episcopi  restauratio- 
nta  quis  tentet:  vialatores  etenira  legum,  at  neqaaquam  exequutores 
earnm  in  judicimn  trahi  possunt.  Sed  in  Mohiloviean  et  Vitebiomi 
Gubernüa,  lex  oonstractionem  noYamm  eoclesiaram  exdnsiye  eoncer« 
n«n8,  ad  qoamlibet  eanun  resbumtbnem  gratwte  extendüar,  i.-  e.  in 
miniiaa  Toparatione,  post  obteatam  lioentiaiii.eK  purto  iMk  ae  4(h 
mhiaiitis  religionig  potestatia,  negotimii  hoc  ad  ^deddtiidiim  idtinio  ad 
mimsterinm  eansarmn  inteniarnm  mitlifcar:  idqne  contra  omnM  lin* 
perii  leges,  quae  simplicem  reparationem  dioecesanis  Episcopis  r^lÄH 
quwnt.  Ignosce  mihi,  excellentissime  Domine,  quia  in  bac  raateria 
per  tarn  multa  et  singula  ire  coactus  fui :  meum  enim  est,  ut  sabditi 
religioneni  catholicam  profitentes,  conformiter  legibus,  per  clementis- 
aimiim  Fairem  Imperatoremque  nostmm  donatis,  habeant  locum,  ubi 
secnndnm  samn  litnm  Denm  landare,  illnm  pro  sospitate  angustissimi 
Caesaris  de|vecari,  ao  sna  spiritnalia  offida  olnre  poment.  Hine 
qnaestio  de  leparatione  redueitar  ad  ipsam  existentiiaa  ecdewarmn 
romanoHsathoUcarmn.  Licentia  ex  parte  dvüi  in  ereetionem  et  eiisteiip 
tiain  alicnjns  ecclesiae  semel  conoesaa  non  poetnlat,  jaxta  IegeB,  'Vt' 
eadem  itemm ,  atqne  iteram ,  ob  qnatnHbet  refectionein  qnaereretur. 
Eqnidem  leges  vohmt,  nt  in  reparatione  ordo  arcblteetonicas  exanimi 
Commissionis  aedilis,  aut  ministerio  viarum  comraunicationis ,  sit 
subjectus,  verum  haec  confirmatio  instituitur  independenter  a  praevia 
regiminis  licentia,  nnllam  habet  relationem  cum  illa  suprema  Caesaris 
voluntate,  quae  ecclesiam  aliquam  in  numero  statualium  posnit,  ni- 
hilque  demum  refertar  ad  ejoB  existentiam,  mnltis  jam  annis  firmatum,  * 
sed  ideo  tantum  a  Commissione  aedili  examinatnr,  nt  tota  instauratio 
finniter,  eleganter  ac  ad  normaa  arcblteetonicas  eiaeta  dt.  Sed  d 
teneremnr,  in  coDtraventianem  legam,  qnada  vice  qaamre  apprdwp 
tionem  dvflem,  tum  ecclesiae  catholicae,  mter  optimam  regimiids 
▼olnntatemf  roant  necesBe  est;  nam  d  Tentns  partem  teeti  dtripiet; 
sen  fblmen  allqnid  detritnenti  adferret,  vel  d  ftnidaneiita  cofnnnpi, 
et  parietes  templi  infriiigi  incipient,  si  tegumentum  permeari  faciet, 
vel  fenestrarum  tabulae  raarginatae  putredine  solventur,  sive  denique 
albariura  aut  concameratio  obruetur  tum  prompta  reparatio,  paucis 
etiam  impensis,  ecclesiam  ipsam  a  ruina,  parochianos  autem  ab  in- 
laustis  eventibus  praemuniet.  E  contra  si  in  quolibet  simili  casu 
petenda  esset  licentia  apud  potestates  legales,  tanc  non  obstante 
<qpüma  ex  parte  eanun  voluntate,*  fonoMlitates  requisitae  bigns  negotii 
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tarn  lenie  trftlraBtiir,  Iraiismittendae  etenim  sunt  per  ^bernatorem 
civilem  ad  generalem  gubernatoreni,  ab  hoc  ad  episcopum  dominantis 
religioüis  (schismaticum),  qui  denuo  in  manus  generalis  gubernatoris 
restituit,  ut  raediante  ipso  ad  miuisterium  causanmi  internarum  diri- 
gerentor:  et  vice  versa  idem  iter  traiciunt,  tum  durantibus  hisce 
formalitatibas,  omnes  potestates,  aliunde  etuun  direisis  innameris 
ofenboB  diitensae,  Tix  lütra  spatimn  nniiis  anni,  n^gotimn  reparationis 
eipedbre  powent:  ioterim  Tero  eedeaui,  oni  per  oelerem  reparatioaem 
adgno  tnmpta  BOßhxrmBiau,  per  täm  Imignin  teropiia,  m  rarias  i^eria 
tempestales  rino  praeoldio  eipositi^  in  desolalaonem  tantopere  tendit, 
tit'neqii»  paroeho,  propter  temiitatiB  pensioiiein ,  neqne  parochianis 
Mohiloviensis  et  Vitebscensis  gubemii,  in  quibus  saepissime  anuonae 
sterilitas  accidit,  vires  sufficiant,  omnes  irapensas,  quas  deteriorata 
ecelesiae  conditio  exposcit,  supportandi :  quodsi  intervallo  bujiis  tem- 
poris,  desolatio  ecelesiae  eousque  creverit,  ut  forma  ejus  externa  mu- 
tationem  subire  debeat,  e.  g.  levandi  oneris  causa  todamentonim 
anferre  tarres,  nacta  licentia  ad  nihüam  ampHiu  valebit,  quia  opus 
foret  eadem  via,  itemm  se  ad  eaedem  potestates,  ac  insuper  ad  com- 
nmknm  aedilem  dingere.  Et  ecdesia  prociü  dubio  intor  tot  for- 
maliialea  mat  oportet.   Quid  imiio  dieeAdmn,  nbi  potestas  civilia, 
jMNuat  V^etrae  iSxceUeKtiae  es  meie  litteris  notmii  est,  per  mnltos  aniu» 
proerastiiiando  lioentlam  reparandae  paroehialis  ecdesiae,  termiiiat 
denique  per  absolutum  nego?  Id  e.  c.  obtinuit  de  Possinensi  (Possin.) 
ecclesia,  quae  et  ab  antiquo  existit  tempore,  et  per  supremum  man- 
datum  in  numero  statualium  continetur,  et  a  me  pro  absolute  necessa- 
ria  agnita,  et  quinque  millia  parochianorum  computat.    In  hoc  reriim 
.  statu,  dum  aempe  licentia  reparandi  haud  conceditur:  ulterioribus 
enim  bisce  annis  vii  in  restaurationem  unius  ecdesiae  facultatem  ob- 
imd,  pmebialis  eedesiae  in  ultimam  desolationem  venire  debent,  et 
pieptnodiim  tanquam  peiieiüa  ninitanjkes,  eonTenieiiter  regulis  Gomnu»- 
slonia  aediUs,  atqne  eiemplis,  quae  in  litteris  mimstii  ad  rom.  catho- 
Iknm  Oofiegimn  dineotis  babentmr,  sigillis  obsignandae  enmt.  Snffolr 
tue  legibus  fiieidtatem  oiibi  tribneaÜbns ,  partem  tecti  per  yentrnn 
avulsi  in  ecclesia  Horbaczewo-Obytocensi ,  quae  vi  mandati  Caesaris 
parochialis  agnita,  in  numero  statualium  confirmata,  atque  3015 
cattolicorum  continens,  munii  e,  nec  non  alias  parvi  momenti  repara- 
tionem  perficere  permisi ;  verum  vix  operarii  ad  restituendam  tecti 
paartem,  ao  ad  cooperiaadas  fissuras,  quibus  pluvia  effundebatiu:  acces- 
sernnt,  eam  subito  ministri  politiae,  agente  superiori  potestate,  nullo 
babito  xespeetu  kgis.  snpra  dietae,  omnes  laborantos  dissipaveriut, 
eeoMamqne  patentem  reliywrinl.  Tali  modo,  joxta  deeaai'  9C  pa* 
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rochi  relationem  ad  me  datam,  altaria,  omnia  ad  sprvitium  divinum 
pertinentia,  imagiues  ss.,  Organum  et  iiiteriora  templi  in  pluviam  ex- 
posita  sunt:  atque  aura  extinguens  laminariä,  imberque  altare  et 
tabemaculum  irrigans,  liturgiam  divinam  propter  miilta  millia  caiho- 
liconim  celebrare  obstant.  Paaca  haee  sunt  in  extrenram  enim  omm' ' 
hk  ooopetantes  jnri  et  Judicio  traditi  finenmt. '  Sed  qnare  ita  flietaib' 
est?  nemo  rationem  reddet;  Tetitom  enim  deest,  et  libera  reparandi ' 
fiicoltas  in  codice  invenitur.  In  legnm  discessn  tain  erMent!,  alins  ' 
exiins,  snccessa  temporis,  sperari  nequit,  quam  Integra  rnina  otmntitki  ' 
parochialiiim  ecclesiaruni ,  atque  impossibilitas  offida  religionis  fide-  " 
liter  adinipleiuli ,  et  qnod  inde  sequitur,  lex  cardinalis  de  tolerantia 
penitus  extinguetur :  parocliiales  enim  ecclesiae  sine  restauratione 
mads  ac  magis  desolatae  in  ruinis  sepelientur  et  multa  millia  catho- 
licoium  sacrificio  missae,  quae  celebrabitur  in  aliquo  tugurio,  vel 
ioftra  parietes  alicigns  dorai,  sub  dio  adesse  tenebuntur.   Hisce  ratio- 
m'bas  ac  legibus  snpra  citatis  fretus,  humülime  ac  instantissime  Excel- 
lentiam  Yeetram  rogo,  nt  ex  parte  sna  legaliter  disponet,  ne  lüterios 
potestas  ctviliB,  confonniter  legibus,  reparationenT  ecdesiaram,  tan- 
qnam  per  snpremam  Imperatoris  volnntatem,  ac  per  caiidiliales  Im- ' 
perii  leges  libere  concessam,  impedire  andeat.   De  exitd  horom, 
certiorem  me  reddere,  digneris. 
Cum  pleno  veuerationis  etc. 

XXXllI.  Gesuch  des  Msgr.  Erzbischofes  von  Mnhilow  vom  11.  October  1852  an 
Se.  Majest&t  den  Kaiser  behufs  Erlanguni?  einer  günstigen  Entscheidung  Ober  die 

schwebende  Frage  der  Kircbenreparaturen. 

Ardens  desiderium  stricte  sapientes  leges,  qnä  a  Te  dementis« ' 
sime  ac  angastissime  Caesar  nobis  donatae  sunt,  sequendi;  n<m  minus 
ac  intimns  spiritnalis  mei  offi<ni  sensus,  addnnt  mihi  animnm  ad  pede^ 
tiirom,  in  humfllima  mea  snpplieatione  statnm  parocbiafiom  eocle-  ' 
aiarnm  catholicamm  ooncemente,  nltimtnn  refugium  quaerendl.  Ar- 
ticnlis  215.  et  216. 1. 12.  prohibita  est  sitae  regiminis  ac  donmunilis 
cleri  (sohismatici)  decisione,  nova  erectio  ^lesiamm  catholicarum ; 
articuli  autem  217.,  218.,  219.  ej.  t.  volunt  ut  ordo  architectonicus  in 
construendis,  vel  restaurandis  ecclesiis,  a  ministerio  viarum  communi- 
cationis,  aut  a  commis.sione  aedilium  loci  approbationom  obtineat. 
Sed  lex,  quae  sine  civilis  potestatis  licentia  ecclesiarum  reparationem, 
nbi  mutatio  in  arte  arcliiteotonica  non  intercedit,  vetaret,  omnino  non 
inTenitor.  Et  ideo  art.  1352.  agens  de  poenis,  non  hos,  qui  eccle- 
siae rq[»arati<mem  sine  permissi<Mie  civiUs  potestatis  snseipiniit,  in 
jadidnm  Tooit,  prent  id  obtinet  de  nora  e^esianmi  ereetione, 
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eos,  qui  siraile  quid  tentaverint  sive  in  templis  doniinantis  confessio- 
nis,  siye  alii  christianis  ecclesiis  absque  licentia  propriae  potestatis. 
(^uae  nam  autem  hoc  loco  intelligitur  propria  potestas,  patet  ex 
art.  181.,  185.  Tibi  episGopis  dioecesanis  jus  permittendi  ecdesiamm 
repmüoiiem  directo  conceditor.  Lex  iata  plenius  evoluta  ae  oonfir- 
mata  ert  in  art  214.  eommisBioins  aedilinm:  ibi  enim  lagitnr;  »Neu 
alii  in  jodionm  dtari  poflsnnt,  nin  ii,  qni  absque  eedesia$Heae  po- 
ietküs  Ikentia,  reparationem  sosceperant«   Ganfonniter  dictis  legi- 
bus reparatio  hnjus  genero  Semper  com  solo  seitii  episcopomm  libere 
peragebatur.   Verum  au.  1845  die  15.  Febr.  a  Ministro  causarum  iu- 
ternarum  prodiit  dispositio,  \i  cujus  vel  minima  reparatio,  etiam  ea, 
quae  arte  architectonica  opus  non  habet,  non  aliter  nisi  obtenta  prius 
a  regimine  civili  licentia,  permissa  fuit.    Talis  dispositio  ex  integro 
mutans  vim  legis,  non  potest,  conformiter  art.  47.,  50.,  51.,  54.  t.  1. 
pro  ipsa  lege  haberi,  neque  aliquam  obligationem,  absque  consensn 
SnafrlmpeKatfffiae  potestatis,  imponere  valot.   Eo  minus  id  in  dubium 
▼ocaii  qaeat,  qnontam,  post  dietam  ministerü  dispositionem,  au;  1847 
plaimit  tibi,  Augiistisdme  Imperator,  in  patema  toa  cura  de  necessi- 
tstlbns  spiritnalibns  fidelium  subditorom  catboliconun,  antiqnnm  lega> 
lern  ordinem,  qni  libeiam  ecclesiarum  reparationem  concedebat,  per 
confirmationem  Goncordati  cum  Aula  Bomana  initi,  restituere.  Et 
reipsa,  primum  ac  suprema  haec  vohintas  ofticialiter  commuuicata 
fuit,  nuUibi  potestas  civilis  obicem  in  reparandis  ecclesiis  ponere  in 
mente  habebat ;  sed  ab  aüquo  tempore  in  contrarietatem  tum  le^um 
cardinalium,  tum  supremae  voluntatis,  minimara  in  ecclesiis  catholicis 
restanrationem  annuere  recusat.    CiTilis  potestas  in  mea  dioecesi 
eooaqiie  perreoit,  ut  illos,  qui  muniti  cardinali  bac  lege,  ad  repaian- 
dam  ecdaiiani  aeoedunt,  in  judicinm  tradere  non  baesitet  Ita  e.  6. 
me-pflnnittsnte,  tectam  per  anram  dimtum  in  Horbaczewo-Objtooenn 
eedesia,  qiiae  per  snpremam  Tolnntstem  an.  1824  inter  parocMaleB 
posita,  ae  in  nomero  statnalimn  contenta  est,  atque  3015.  caibolioos 
eomputat,  reparari  debnit;  verum  vix  primordium  laboris  meboatmn 
est,  quum  omnes  operarii,  agente  civili  potestate,  dispersi  sint,  atque 
ecclesia  sine  tecto  permansit;  decanus  autem  et  parochus  loci  scrip- 
totenus  mihi  retulerunt,  altaria,  imagines  sacras,  Organum,  aliaque 
sub  dio  derelicta,  in  omnem  climatis  intemperiem  exposita  esse.  Nun- 
qnam  auderem  Suae  Imperatoriae  Majestati  hoc  negotium  raepresen- 
tare,  süllnd,  intime  nexu  cum  ipsa  existentia  ecclesiarum  parochia^ 
linm,  per  snpremum  mandatum  confirmataram,  non  cohaereret.  Gon- 
cesBO  ftttum,  ut  in  eontnoietatem  legom,  in  qnoHbet  casn,  licentia 
polestaHe  «Mis  reqmreretnr,  tone  catboHcae  ecdesiae,  prompta  re- 
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paitttkoB  indigentes,  magls  magis  in  praeceps  aetae»  todttns  da- 
nmin  deBoIabnntiir.  "Legea  enitn,  qaae  nnioe  novaa  ereetionee  eonoernmit, 
com  pleno  rigore,  ut  ex  litteris  Generalis  Guhernatoris  ad  me  directis 
patet,  ad  qualemcu  raque  restaurationem  exteiiduntur.  In  consneto 
renim  ordine,  quando  e.  c.  ventus  tecto  ecclesiae  detrimentum  adferret 
vel  parietes  aut  coucameratio  scindetur,  vel  denique  simile  quid  con- 
tinget,  prompta  ac  velox  reparatio,  cum  parvis  impensis,  et  ecclesiam 
ab  ulteriori  desolatione  tuen  et  parochianos  ab  infaustis  casibns  piae- 
nraniie  poiest.  Sed  si  in  reparatione,  eadem  formalitatam  aeriea,  ac 
iOa  qiiae  ad  constnictionem  norae  eeclesiae  refertnr,  percnmretnr, 
tum  siante  etiam  optima  regiminia  civilis  yolnntate,  negotinm  istod 
peitransiena  omnes  inatantiae  dviUs,  dominantis  confessioiiis  ac  catho- 
Bcae  poieatatum,  quae  aliiinde  dlTersis  mnltia  negotiia  distrabuntar, 
ad  mhiinnm  per  imins  anni  spatinm  tenninari  valebit.  Dum  interea 
ecclem,  omni  reparatione  orbata,  de  die  ad  diem  tantopere  in  pejus 
luutabitur,  ut  obtenta  etiam  posthac  regiminis  civilis  licentia,  tam 
curato  ob  ejus  tenuitatem  pensionis,  quam  parochiauis  guberniorum 
continuo  fere  sterelitatem  aunonae  persentiseentium,  vires  deerunt  ad 
providendum  iis  impensis,  qaas  deterioratae  ecclesiae  status  eipeato- 
iabit  Sed  quid  dicam,  ubi  facaltas  ecclesias  parochiales  reparandi 
pei^imittoB  aimoa  expectatur,  et  demom  licentia  absolute  dmgatar: 
ita  contingit  e.  c  cum  PosainenBi  ecdeaia,  ab  antiquo  tenq^o  «izisteBto, 
per  supremam  yoluntatem  tnam  inter  parochialeB  camputata,  nee  hob 
contiiiante  5000  catholicomm.  Et  bisce  omnibua  maniftttom  radditor, 
ecclesias  parocbiales,  vigentibus  tantis  difificultatibaB,  diu  sine  repara- 
tione consistere  nou  posse ,  quin  ultimo  nou  desolarentur ,  cogendo 
eodem  tempore  Commissionem  aedilem,  ut,  convenienter  suis  regulis, 
hujusmodi  ecclesiis,  tanquam  periculo  minitantibus,  sigillum  adponet. 
Sollicitus,  pro  meo  officio,  de  funestis  consectariis ,  quae  ex  legum 
sancitarum  praetermissione  fluuut,  atque  extremum  interitum  omnium 
catbolicarum  ecdesiamm  post  se  trahunt,  quae  tamen  continua  cum 
et  r^aratione  opus  habent;  et  simul  praevid^  in  hisce  renim  ad- 
juBctis,  multa  mOlia  cathoUcorum  tempb  suo  privanda,  divinis,  quae 
in  a&quo  cubicub  yeT  domo  alicujus  agricolae  celebiabiuitQr,  siib  dio 
Interesse  debere;  ego  litteras  meas  tum  ad  civilem  loci  pelastaitem« 
tum  ad  mjnisterium  causarum  intemarum  expediebam,  instantisaime 
deprecans,  nixus  legibus,  facultatem  libere  reparandi  ecclesias,  sed 
interventus  mens  nullum  habuit  exitum.  Quare,  nulla  alia  via  mihi 
restat,  quam  ad  pedes  Tuae  Imperatoriae  Majestatis  procumbendo, 
subditissime  totupi  rei  statum,  cum  pleniss^a  üducia  in  g^atiam. 
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fnainmm  «ihibere,  s^pie  in  {NnifüiidUmma  hunnlitaie  dedsiönem 
suffime       volimtatis  expeofciure. 

XXXIV.  Mlttheilung  der  kaiserlichen  Erliabniss  Seitens  des  Ministers  des  Innern 
•B  dOQ  liocIlwanUgsteii  Herrn  Erzbiaclior  von  MobHow  ^letreffli  der  Kircbeiifeim- 

rataren,  jedoeb  nor  der  Pflirrkiretaen. 

Placuit  Suae  Iniperatoriae  Majestati  supreme  demandare:  1.  Con- 
cedere  licentiam  reparandi  ecclesias  parochiales  in  parochiis  a  regi- 
miiie  approLatis  sine  recursu  qiiavis  vice  ad  civilem  potestatem.  2. 
Absque  conseiisu  regiraiüis  rcstaurare  et  multo  magis  de  novo  erigere 
ecclesias,  quae  a  regiaune  pro  parocbialibus  non  agnoscoutor,  defeu- 
-dere.  3.  Prohibere  ne  novae  ecclesiae,  cujuscumque  dennun  coofes- 
SLoxiis  suit,  sine  reguninis  licentia  aedificeotur.  4  Oiime  id  ad  cappellas 
et  öratoria  extendere.  Cominiimcando  Yestiae  ExceUentiae  hane 
Bupremam  Caesaris  voluntatem  ad  stricte  eam  exeqaeadaiii,  maaeo  cun 
pleno  culta  etc. 

XXXV.  BegieruDSsdecret  vom  29.  Hirz  (9.  April)  1852,  welches  den  katholiscben 
Priestern  den  Vortrag  von  Predigten  et^rener  AosorbiBilang  verbietet»  an  Stelle  der 
PreAgt  ilte  Leaong  acboii  gedrurlder  Predigten  verordtiet  und 'die  Censar  auf  den 

.  bAberea  Klema  Qberirigt.  • 

Auto  1882  vi  sapremae  Imperatoriae  Tolnntatis  comes  Bindow, 
tmK  mlidsker  eaasarom  intemamm,  scnriptis  suis  n.  640.  ad  loni. 
ccUl  oeUeginin  daiis,  jusnt  ei  ita  res  ordinäre,  ut  sacerdotes  latini 
sine  praeivi«  deeanorom  censura,  non  attdeant  oondones  profiBnre;  et 

snb  n.  1775  jussum  fuit,  ne  ipsum  jus  praedicandi  verbum  divinum 
concedatur  unicuique  ecclesia^tico,  sed  Ulis  unice,  qui  et  scientia  sacrae 
scripturae  et  fideli  legum  observatione  distinguuntur.  Nunc  vero  in 
sequelam  subditissiniarura  litteraruin,  per  generalem  gubernatorem 
Vilnansem  Bibikoff,  Snae  Imperatoriae  Majestati  bomillime  porrecta- 
min,  et  simul  conyenieatar  omninm  ministrornm  decisioni.  placuit 
laqieratori  pro  «tili  segnentem  regnlam  decemere:  ne  scilicet  coneio- 
nes  in  ecciesüs  caittidieomm,  ad  exemplnm  nostrae  ecclesiae  (idest 
sdiismatieM),  aliae  proferantnr  nisi  eae,  quae  approbante  anctoritate 
eodesiastica  typis  divnlgandae  snnt:  in  hoc  antem  casn  nbi  quis  saeer-* 
dotam  T^t  dicere  concioiiem  suo  marte  elaboratam,  non  prins  ei 
permittere,  quam  praevio  sermonis  examine  a  superioribus  ecclesiasti- 
cis  instituto.  In  exequafur  hujus  supremae  voluntatis  jubeo,  r.  e. 
Collegio  disponere  ut  coUectio  coiu  ionuin  quovis  die  dominico  et  festi- 
vitate  in  onmibus  ecciesüs  catholicis  quotannis  proferendarum,  prelo 
mandetnr,  una  cum  translatione  earum  in  linguam  saniogiticam 
propter  Meies  latinae  rellgionis  in  dioecesi  Telsensi  degentes.  Id 
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ipsum  obtinet  de  concionibus  nianuscriptis,  quae  non  aliter  nisi  con- 
formando  se  huic  supremae  voluntati  i.  e.  obtenta  prius  ab  auctoritate 
ecciesiastica  approbatione ,  et  ab  iis  unice  personis,  quibiis  hoc  jus 
concederetur ,  dici  posaunt.  De  ezita  praesentiom  relatio  mihi  rod» 
deada  erit. 

XXXf f.  Selntilieii  imdniiKlirtfii  Beriii  EnlMMft  von  Mbliilow  Yom 
30.  October  1852  an  den  Minister  des  Innern,  betrcfesi  die  vom  Mbiliter  dem 
kaiserlicben  Decret  betrefll»  der  Cenaur  der  Predlgteji  gegobene  irrige  Auslegung. 

Mimster  mtemonim  n^tiomm  litteris  bub  de  die  28.  Msrtii 
1852  an.  ad  romano-eatliolieiim  eollegiam  datis  commnnicavit  supre« 

mam  Caesaris  voluntatem,  jubentem  1.  ut  conciones,  quae  legi  debent 
db  Ulis  sacerdotibus,  qui  ex  debitae  scientiae  aut  inorum  bonorum 
defectu  ad  praedicandam  propriam  suam  doctrinam  incapaces  vel 
iüdigni  agnoscuntur,  typis  mandentur.  Et  2.  ut  hi,  qui  ad  conficien- 
das  conciones  apti  censeutor,  opus  suum  praeviae  cleri  superioris  cen- 
gorae  aubmittant:  et  in  genere,  at  in  docendo  populo  catholico,  is 
oido  seqneretiir,  qni  in  eeelesia  greco  Knasioa  obsemtiir.  Quemad- 
modim  im  in  dltn  doninanü  eoneionam  cenaara  speciat  ad  deei^ 
noB,  ita  etism  oonfonniter  knie  «ramplo,  «t  saprernnm  Oaesaiia  man* 
datom  qaoad  fitteram  adimpliffefeiir,  ooneminm  eatiloliearam  censnra 
in  omni  dioecen  decanis  prBeoonmugsa  eat:  non  oMante,  quod  deoa- 
natns  cathelid  in  immensnm  spatiosiores  sint  decanatibus  russicis,  et 
saepe  saepius  accidit,  ut  duo  pravoslavii  (schisraatici)  decanatua  in 
una  eademque  parochia  catholica  contineantur.  Verum  subiude  Pro* 
curator  rom.  catholici  CoUegii,  mihi  in  notitiam  attulit  departamen- 
tum  rainisterii  proposuisse,  officium  concionum  censurae,  loco  deca- 
nornm,  in  membra  oousistorii  et  capitoli  imponere,  ac  si  yerba 
gypariairis  Cleri  in  sapromo  Imperatoris  mandato  contenta,  unice  ad 
penonaa  caj^Mares  et  conaiatorii  referrentar.  Talia  volnnlatis  an- 
premae  eipoaitio  non  ooereapondet  hole  atrictae  regiditati,  com  qna 
mandatnm  Oroaateiim  expkri  debet«  neque  etiam  mniflri  ao  offiena 
eorom  eodesiaatioonim,  qui  in  primo  et  ahero  ordine  compkctontor, 
raipondero  Takt.  Cengnra  est  negotimn  qnod  non  tarn  ad  poteetatem  - 
hierarchicam,  quam  potins  ad  jurisdictionem  pertinet.  Decani  imme- 
diäte  excipiuiit  consistorium,  atque  in  administratione  proximi  superio- 
res  sacerdotum,  qui  in  eorum  decanatu  degunt,  censentur:  si  per- 
sona capitularis  sit  eodem  tempore  curatus  alicujus  parochiae,  jam 
ex  hoc  ipso  titulo  a  jurisdictione  proprii  decani  dependet.  Dum  e 
contra  membra  capitnli  in  demm  parochialem  nuUam  potestatem  ac 
jnriadictionem  exeroeni  Qnia  igitor  1«  Decani  in  ofdine  adminislni- 
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ttonis  ad  clerum  saperbrem  perünenft,  2.  censura  directe  ad  poteata- 
tem  jürisdietionis  refertor,  et  3.  quia  ütaliis  et  officia  decanonim 

nostrorura  omnino  eadem  sunt  ac  decanonim  ecclesiae  dominantis: 
suapte  inde  sequitur,  per  concionum  oatholicarum  censuraTn  a  decanis 
exercitam,  quoad  litteram  et  cssentiam  supremam  voluntatein  exequi, 
quae  in  eo  constitit,  l.  ut  ceiisoris  inuiuis  clero  .sii]ieriori  demandaretur, 
et  2.  ut  in  hoc  negotio  ordiui  ecclesiae  douinantis  adhaereretur. 
Quaevis  alia  dispositio,  iioii  tantam  Caeaareae  v<dimtatis  inenti  non 
eonvemret,  aed  etiam  inopportnnis  eommentoriis  ac  conjecturis  ooca- 
donem  praeberet;  in  inaüdato  eoim  Gaesaveo  non  didtor,  nt  in  ecde- 
aiasticos  decania  anperiores  censnrae  effidimi  imponatnr,  et  propterea 
neqne  consisttnrü  neqne  capitnli  membra  nominaaitnr,  sed  in  nmyer- 
snm  slolummodo  exigitur,  nt  condones  deri  aiiperieris  eensoram  «nbeant : 
jam  vero  ordo  in  templo  dominanti  ei  integro  hoc  negotium  dilnddat, 
60  magis,  quod  in  praeviis  Caesareis  mandatis,  mediante  ministerio 
internarum  causarum ,  ad  r.  cath.  Collegium  de  die  26.  Novembris 
1831  a.  die  11.  Martii,  d.  17.  Septembris,  31.  üecembris  1832  an.  et 
28.  Martii  1842  anni,  directis,  decani  tanquam  censores  eihibeantur. 
Admifisa  demum  ilUua  Caesareae  volnutatis  bac  expodtione,  ut  parocbi- 
alimn  condonnm  censoray  a  membria  eapitnü  et  consistorii  unice 
exerceretnr,  tarn  Caesarei  mandati  soopns,  qno  apiia  et  digis  eecle- 
dastids  condonem  proprio  marte  conscriptam  dicere  parmittitDr,  ob- 
tinerineqnit:  eoque  ipao  et  Imperatoria  volnniaa  plenam  exeentionem 
non  babebit.  Fraedicatio  verbi  divini  est  nnnm  est  estentialibtta 
elementls  religionia  catbolicae,  atque  intoe  cum  ipsa  bnjns  Mm 
existentia  cohaerens:  fides  etenim  ut  alt  S.  Paulus  Rom.  10.,  ex  auditu^ 
auäitus  autem  per  verhum  Christi.*  Quocirca,  Ecclesiae  nostrae  ss. 
caiiones  sub  gravi  praecepto  mandant,  ut  sacerdotes  omnibus  doniini- 
cis  et  solemiiibus  djebus  festis,  populo  ad  divina  congregato  divinam 
legem  annuncient.  Vivam  praedicationis  vocem  nulla  lectionum 
lectnra  aupplere  potest,  quae  in  extremia  nomiisi  admittitur,  ubi 
nempe  aacerdoe  vel  incapax,  vel  ratione  malae  vitae  ad  praedicandum 
ex  se  verbum  indignua  redditur.  Verbo  diyino  inest  Tis  viTificandi, 
qnia  illud  ex  oso,  aeterno,  Aonqnam  exhauriendo  fönte  dimanana,  • 
est  eodem  tempore  aptnm  enodandia  et  appUoandis  innumeris  otoi» 
tibna  ae  adjonetia,  quae  in  nta  tom  nnina  bominis,  tun  totina  bnmar 
nitatia  contingnnt  Nibil  unquam  evaure  poteat,  qnod  religio  catbo- 
lica  vel  simplici  sua  doctrina  amplecti,  ponderare,  spiritualem  fructum 
depromere  et  relationem  cum  immotis  fidei  veritatibus  exhibere,  non 
valeret;  viva  verbi  praedicatio  omnem  occasionem  in  usum  moralem 
Yertit,  turbatia  pacem  reßtituere,  moesti^  aolatium  ioatillare,  erraatibus 
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emendationem  sui  insinuave  nititur:  semperque  in  spiritu  sanctitatis, 
lenitatis  et  plenae  submissionis  potestatibus ,  quae,  ut  docet  Ecclesia 
catholica,  ab  ipso  Deo  vemont.   Paucis,  continuo  iuculcantur  talia 
principia,  qaoram  accurata  in  hac  vita  adimpletio  steruit  viam  ad 
saltttem  aetemam  obtinendain.  Omnis  parocbia,  et  fere  qoivis  pagns, 
quaedam  siM  peeuliaria  tarn  in  morali  qoam  materiali  ordine  habet: 
spintoales  ei  pkyaicae  indigentiae  continno  nmtantar;  gradns  eultarae 
attolitnr  vel  deaoeodit;  momm  integritas  melior  vedditor,  ant  econtra 
ürreterata  vitia  eenescnnt,  vel  nava  apparent;  falsae  et  noxiae  ideae, 
propensiones ,  molimina  inseruntur:  prospera  rerum  conditio  progre- 
ditur,  vel  omuino  in  ruinam  propendet:  denique  parochiaiü  vario  cala- 
mitatum  genere,  mortifera  epidemia,   fame,  inuiidatione  aliisque 
vlsitantur.    Sacerdos  aeteraae  veritatis  Organum,  haec  orania  soUicite 
inveatigans,  cum  opportuna  doctrina  in  omni  isto  casu  praesto  est,  ut 
communem  sentieudi  cogitandique  rationem  ad  immota  aetemi  Yerbi 
prinoipia  dirigat.  Oommendando  momm  probttatem,  modeetiam  et 
temperantiam  in  proeperitate,  reeignationemqae  in  Dei  yolaatatrai  in 
Sorte  admsa,  Titaperando  et  indigitando  vitia  peniicioBasqne  ideas, 
eradicando  noxia  praejudicia,  et,  ut  paneis  dicapi«  applicando  omnem 
eTentnm  et  renn»  eonditionem  ad  aeteroa  illa  et  immntabilia  prindpia 
fidei  sanctae,  sacerdos  est  sollicitus,  activus  ac  vere  utilis  minister 
Dei,  et  ejus,  quae  ab  eo  in  hac  terra  venit,  potestatis.    Tarn  salubris 
vivi  Verbi  inlluxus  potest  ne  cum  lectura  sernionum  typis  niandatorum 
commutari?   Liber  concionum  est  opus  mortuum,  neque  etiam  ne- 
cessitatibus  spiritualibas  omnis  aevi  et  ciguscunque  parochiae  applicari 
valet.   Omoes  conciones  prelo  impressae,  propter  snnm  tempus  et 
localitatem  confectae  smit:  in  illia  generalla  tantnmmodo  principia 
dnistiana  vim  anam  pro  Semper  conserrant,  ea  tarnen  jam  alinnde 
nmcniqne  duistiaEno  innotescont;  sed  interea  id,  qnod  vitaüta- 
tem  lioram  principionim  effidt,  acoomodatio  sciUcet  ad  loca,  tem- 
pora  et  personas,  omnino  disparet.  Principalis  finis  praedicandi  Verbi 
divini  haec  est,  ut  populus  vi  religiouis  atque  intima  praedicatoris  con- 
victione  ad  virtutem  exhortetur  confirmeturque ;  verum  quaranam 
persuasionem  fideles  habebuut,  si  sacerdos  doctrinara  non  ex  iutirais 
proferet,  sed  ex  libro  alieno,  conformiter  mandato,  ejus  lecturam 
faciet?   Ob  hanc  rationem  pro  essentiali  in  re  igioue  nostra  censetur, 
ut  Salvatoris  verbum  viva  voce  annuncietar,  utve  illud  in  omni  eventu 
ad  ^iritoales  popnli  indigentias  continuo  applicetur.  Idcirco  ofßcium 
pmedicandae  Christi  doetrinae  ad  Episcopos  praecipue  et  eos  ecdeai- 
astieos,  qtii  et  diaraetere  sacerdotali  indgniti  smit,  et  per  debitam 
praepaiationfliii  capaees  hujus  officü  reddmitur,  refertor»  Si  vero  tjpo« 
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graphicus  concionum  Uber  yi?um  praedicatonim  verbnm  TieeB  snpplere 
posset  eo  modo,  ut  amplius  sacerdotes  Dei  verbum  spiritualibus  populi 
necessitatibus  accomodare  non  valerent,  tum  uuum  ex  praecipuis 
eorum  officiis,  perdurans  sputio  octodecim  saeculorum,  suam  significa- 
tionem  de  repente  amitteret;  quilibet  enira  christianonim  domi  posset 
percurrere  ha»  concionea,  .quae  in  omnibus  ecclesiis  perleguntur, 
neqM  miquam  ab  animamm  pastohbus  aliquareUgioiiis  doctrina  egeret 
HiMC  omnia  affemator  in  eonaensioiieiu  ilUiis  argomenti,  qaod  in  man- 
dato  soae  Impenioriae  tfajestatia  eontinetar.  Angnstiflaimna  emm 
Caesar  in  patema  aoUidtiidine  de  bono  aubditonmi  aaomm  calholioo- 
nun  agnovit  neceaaariiim  in  illo  tantnmmodo  ca3a,  nbi  aaeerdee  pa- 
rochialis  vel  inoapax  Tel  indignns  agnoaeitor,  ooncioiinm  leetaram 
Bubstituere:  generalis  vero  regala,  quam  dicta  Caesarea  voluntis 
praesefert  eo  tendit,  ut  concionum  censura  ab  eeclesiasticis  superiori- 
bus  gradui  curatorum  eiercita  fuerit.  Quod  si  norma  üla,  quae  a 
ministerio  proponitur,  ubi  nempe  concionum  censura  non  directis  et 
propriis  parochorum  superioribus,  sed  capituli  et  consistorii  membris 
committitnr  in  praxim  dedaceretur,  tum  execniioni  bnjas  impedimenta 
miiterlaliter  inraperabilia  obatarent.  Qanm  capituli  et  consistorii 
membra,  pancia  exceptia,  aint  nnae  eaedemqne  peraonae,  qnae  eodem 
ten^ore  penes  cathedralea  ecdesias  degont,  oensora  itaqne  oinmuin 
totlua  dioecesia  concionum  ad  unam  civitatem  eongereretnr.  Dum 
vero  ad  praedicandum  Dei  ?erbum  sacerdotee  omnibus  domimds  et 
solemnibus  diebus  festis  stricte  tenentur,  hinc  pauci  tantummodo, 
idque  nonnisi  vicini,  conciones  suas  raittere,  et  a  ceusore  subscriptas 
tempestive  recipere  possent:  at  quod  attinet  alios  magis  distantes 
parochos,  inipossibilitas  raatciialis,  eas  suo  tempore  obtinendi,  adesset. 
Ut  igitar  Caesaria  voluntas,  quae  propnam  suam  concionem,  censurae 
solummodo  submissam,  praedicare  permittit,  adimpleretor ,  absolute  • 
biyas  censurae  possibilitaa  admitti  debet:  L  e.  in  omm  deeanato  cen- 
sor  in  loco  lod  viveus,  tarn  eensuiae  quam  inq^ectionis  ejus  causa, 
praesto  esse  tenetnr.  Id  ipsum  clarins  adhue  sedditnr,  si  ex  altera 
parte  multido  concionnm  in  una  civitate  episcopali  conglomeniarum, 
ex  altera  ym  exignus  nnmems  capituli  et  consistorii  membromm 
spectetur;  novem  etenim  tantummodo  in  capitulo  personae,  juxta  re- 
giminis  dispositionem ,  computantur;  nonnuUi  eorum  sunt  membra 
Petropolitani  coUegii,  alii  muiiera  professorum  in  r.  c.  Academia 
adimplent,  alii  demum  ratione  senectutis  vel  infirmitatis,  aut  etiam 
propter  malam  vitam  suam  ad  censoris  officium  omnino  incapaces  se 
se  reddiderunt:  attamen  omnes  pluribus  negotiis  dediti  sunt,  partim 
in  consistonO;  partim  in  c^^iscopali  ecdesia  cultus  divini  gratia,  partim 
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.  aliis  ecclesiasticis  munerihiis,  qnae  sponte  obeunt,  iit  congruentem 
susteiitationem,  cui  pensio  iniperialia  non  sufficit,  habeaut.  In  mea 
e.  c.  dioecesi  per  Vitebscense,  Livoniense,  et  Mohyloviense  Qubemium 
tria  tantummodo  capitoli  membra  degunt:  in  ampla  dioecesi  Ober* 
sonensi  huc  aaqiid  et  capitolmn  et  conastoriiun  denderatur:  in  Sy- 
beria  aliisqne  lods  plus  quam  nulle  milliaria  a  Cathedra  diadtiB  nnlliis 
est  Canonicns.  Has  n^ones,  quae  impossibilibitein  censorae  per 
capitoli  et  consistorii  membra  exercendae  ostendmit,  nnins  etiam  men- 
sis  experientia  in  dioecesi  Camenecensi  plene  comprobavit.  Exitus 
eomm  omninm  is  est,  ut  quemadmodiiiii  tempestiva  concionum  cen- 
snra  a  capitulo  vel  consistorio  physice  inipossibilis  sit,  ita  etiam  re- 
gnla  Departamenti  ministerii  internaiuni  eausaruni,  cum  pleua  dene- 
gatione  propriam  suam  concioiiem  proferendi,  aequivaleret.  Hac  autem 
latione  suprema  Caesaris  Tolimtas,  de  ejus  generis  condonibos,  om- 
rnno  sine  effectu  permansisset,  et  Ecclesiae  CathoUcae  praeceptnm 
n^naquam  adimpletmn  esset  Sed  modw  oondones  ad  eapitnli  vel  - 
consistorii  censoram  transmittendi  non  solam  est  impossibiHs  execn- 
tioui,  vemm  etiam  nemini  yel  minimam  ntilitatem  in  spiritaalt  ac 
dvili  oidine  praestans,  tarn  Ecdesiae  quam  Imperio  pemidosos  fbret. 
Christiana  praedicatio  sine  uUo  dubio  salubrem  influxum  in  populum 
exercet:  secus  enim  plebs  officia  sua  in  niente  delet,  et  pedetentim  vel 
ad  indifferentismiim  religionis,  vol  ad  conditionem  brutorum  descen- 
.  dit;  per  solam  enim  lecturam  sine  vivo  verbo  et  applicatione  ejus  ad 
,  auditorum  indigeutias,  salutaris  concionum  scopus  assequi  non  potest. 
Dum  censura  praecipue  intendit,  omnem  praedicationis  abusum  tollere, 
ea  igitur  in  loco  loci  et  immediate  exerceri  debet.  At  Yetitum,  quod 
.  directe  ex  impossibilitate  censiua»  venit,  pKopxias  soas  ooneiones  pro- 
.  ferendi,  neqnaqnam  abnsni  occnrrit,  hae  etoiim  mensnra  ssoerdotis 
.  inflnxus  neque  in  ecclesia,  neqne  in  sodali  parodiianamm  Tita  extin- 
*  gnitnr.  Cum  perversa  intentione  eediesiasticus  nno  Terbo  meutern  et 
significationem  lectae  concionis  valet  immutare.  Malo  nunquam  deerit 
medium,  et  multo  efficuciiiü  pro  maligno  suo  proposito;  sed  boni  et 
fideles  sacerdotes,  (quales  vix  non  omnes  sunt,)  raediis  necessariis  ad 
instillandani  viva  voce,  conformiter  fidei  ac  convictioni  propriae  suae 
conscientiae,  tidelitatem  in  Denm  et  Imperatoreui,  ad  eradicanda  vitia, 
nec  non  ad  moralitatem  et  virtutem  exhortandam,  omnino  privarentur: 
id  autem  ex  aeqno  Imperio  ac  Ecclesiae  pernoxinin  esset.  Si  praedi- 
catio christiana,  qnae  in  ecclesia  nostra  ab  ineunabnlis  ipdns  fidei 
Tiget,  ratione  imposdbilitatis  censorae  desineret,  atqne  d  liber  typo- 
grapbicos  foret  onicas  praedicator:  tnm  hi^osmodi  penniitatio,  prin- 
dpalis  cathoUcae  religionis  arlieoli^  8^le  oUo  firaeta  trepiditaton, 
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spiritualem  exulcerationem  et  rancorem  in  corde  populi  unice  dissemi- 
naret*  Ammum  ad  tarn  magni  momonti  negotium  intendens,  ego  ex 
mea  parte  oon  solum  Archiepiseopale  niiiniis,  sed  insimul  fidelis  subditi 
offidum  exequor.  £coiitra  eoncionum  censnra  a  decanis.  ezerdta,  et 
intrüiBeeo  aeiisai  et  ipsis  rerbls  in  Gaesaris  mandato  contentis,  plene 
conespcmdet:  ejnscemodi  enim  censora  et  proximain  sollieitamqfie  in- 
spectionem  cnjnsciinque  praedicationis  saceidotam  paroehialinm  exer- 
cebit,  et  simnl  integram  fideinssiouem,  tarn  impenun.  quam  Ecelesiam 
erga,  praestabit.  Decani  ex  personis  bonum  omen  de  se  praebentibus, 
ac  magis  exculti  eliguntur.  Uli  igiiur  facili  negotio  conciones  per- 
ciirrere,  atque  cum  suis  notis  auctoribus  suo  tempore  reddere  possunt. 
Interveniente  inspectione  ac  persoiiali  decanorum  responsibilitate  nun- 
quam  potest  accidere  id,  quod  penes  censuram,  a  capituli  et  cousistorii 

-  personis  subscriptam,  inevitabiliter  evaderet :  et  inprimis  ratione  in- 
gentis  conciinmm  multitudinis  in  una  civitate  episcopali  agglomerata- 
Tum,  ratione  peraonanmi  i^mia  hoc  labore  distentarum,  propter  ipsam 
£9stiuationan,  ut  condo  auo  tempore  et  loco  habeatnr,  denique  propter 
materialem  carentiam  tempona,  roulta  Ibca,  quae  ünmutari  aut  om- 
nino  deleri  debent,  att^tlonem  eorum  aufugere  possent.  In  snblimio- 
ribns  Imperii  finibus  id  adhuc  specialem  meretnr  attentionem,  quod 
censura  capituli  et  cousistorii  personis,  quae  seorsim  suniptae  nnlla 

.  auctoritate  super  clerura  parocbialem  gaudent,  demaudata  praeter- 
missis  decanis,  vix  non  unicum  esset  exemplum  in  tote  administra- 
tionum  systeniate,  quo  inferior  gradus  a  jurisdictione  immediatae  suae 
potestatis  exiimtur.  Dictam  praetermissionem  pxoximae  auctoritatis 
ad  praesens  negotium  atSoomodando ,  Episcopi,  in  casu  ubi  qnis  ex 
sacerdotibns  malom  j^opesitum  intendit,  nullo  modo  responsabilita- 
tem  in  se  suscipere  possunt:  abusus  etenim  multo  fiuaüus  ac  fre^ 
qnentins  contingere  yalet,  utpote  deeanus,  ad  jus  eensurae  non  ad* 
missus,  ab  omni  reddenda  in  hae  causa  ratione  immunis  est.  Proximus 
itaque  superior  non  potuisset  in  tam  magno  negotio  agere  in  illnm 
ecclesiasticmn,  qui  sub  omni  alio  respectu  ab  eo  dependet:  dum  in- 
terea  capituli  et  cousistorii  membra  e  louginquo  nuUam  inspectionem 
hai.fcue  queant.  Imo  ad  quamlibet  decani  observationem  sacerdos 
parochialis  respondere  potest,  concionem  ejus  a  censore  esse  subsig- 
natam:  et  deeanus  jure  censorio  orbatus,  nihil  certe  in  hoc  negotio 
scire  potest.  Sed  praeter  decanorum  consuram,  quae  Caesaris  volun- 
tati  undique  correspondet,  praecipua  et,  ut  ita  dicam,  unica  fideiussio 
ad  praescindendas  perversaa  biqus  generis  actiones  continetnr  in  eo, 
ut  digni  sacerdotes  parodiiales  babeantur.  Ad  hunc  scopum  omnes 
conatus  cathoUcae  ecdesiasticae  potestatis  tendunt,  quae  cum  laeto 
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uSm  sencm  iioignem  progreniim  siib  omni  rapectn  jain  eonapidt. 
Qaod  in  specie  praedicatianem  verbi  divini  attlnet,  ezempla  male  in- 
tentonun  saeerdotom  nnnqnam  frequ^entia  semperque  86?ere  punita 
Itieront;  ultimis  Tero  annis,  prout  id  ei  negotüs  dioecesanis  et  r.  c. 
Colle^i  apparet,  peiütus  disparuermit,  atque  firmu  spes  est,  nimquam 
ea  iuuovanda  fore. 

XXXVII.  Anderes  Regierungsdecret  vom  22.  März  1853,  welches  den  Bischöfen 
ond  dem  katholischen  Kleras  die  bei  der  Revision  der  Predigten  zu  berolgende 

Rirhtsrtinur  vorschreibt. 

Dominus  Imperator,  convenienter  conclnsioni  Collegii  Ministro» 
nim,  snpreme  deownere  digmi^tna  est:  ut  romano-oatholids  dioeceeanii 
fipiscopia  injungatnr,  nt  sab  eormn  responsione  institaantar  censores 
ad  approbanda  manuscripta  concionnm  ex  membria  capitnlaribns  et 
oonsiBtoriaMbus,  vel  ex  decanis,  si  bi  nltimi  in  magna  distantia  inveni- 
nntur  a  dioecesanis  regiminibus,  post  praeviam  de  nniascujusque  sen- 
tiendi  ratioue  generalis  loci  Gubernatoris  interrogationem ,  ea  condi- 
tione,  ut  Iii  censores  exhiboant  Episcopo  exemplar  uniuscujusque  ab 
sie  iipprobatae  concionis :  in  lini,aia  vero  Saniogitica  nonnisi  conciones 
typi.s  impressas  proferie  pennittitiir ;  concionum  vero  propriae  inven- 
tioni8  cenaura  soU  Episcopo  Telseusi  iujungitur. 

XXX  VIR.  Antwort  raf  die  vertnailrlie  Denksehrift  Sr.  Emtaieu  des  Cardloili 
ÄDlonelM  von  S.  September  1S5S.  [Im  Origintl  fIraiiilMacli.] 

Ad  1.  BOcksiehtlicb  der  Erledigong  der  katholiscben  Biachofth 
aitze  und  Snffraganate  ist  zu  bemerken: 

Dass  im  gegenwärtigen  Augenblicke  alle  katboliscben  DiOcesan- 

Bisthumer  des  Reiches  mit  den  Titularen  besetzt  sind,  welche  vom  beil. 
Stuhle  bestätiget  wurden,  und  dass  die  kaiserliclie  Regierung  ungeachtet 
der  schwierigen  Zeiten  sich  thätig  damit  beschäftiget,  die  nothwen- 
digen  Fonds  behufs  hinlänglicher  Dotirung  der  erledigten  Suffraga- 
nate  zu  sammeln,  um  sodann  nach  Massgabe  der  Mittel  nach  und 
nach  dem  heiligen  Stuhle  die  Candidaten  yorzuschlagen ,  welche  be- 
stimmt sind,  sie  zu  besetzen.  Was  die  Bisthümer  und  Suffraganate 
des  KOnigreiebs  Polen  betrifft,  so  muss  der  Vorschlag  und  das  Ver- 
zeichniss  der  Candidaten,  welche  geeignet  dnd,  dazu  berufen  zu  wer- 
den, nach  der  bestehenden  Ordnung  vorlftufig  durch  den  Statthalter 
dee  Königreichs  Polen  dem  Kaiser  unterbreitet  werden.  Die  noth- 
wendigen  Büttheilungen  sind  bereits  nadi  Warschau  abgegangen  und 
man  erwartet  noch  die  Antworten. 

Ad  2.  Die  Angabe,  dass  im  Jahre  1852  den  Vorstehern  des 
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anneniflcheii  Klerus  im  Beiche  durch  den  Minister  des  Innern  Instme- 
tijonen  zugegangen  seien,  um  auf  die  Bekehrung  der  katholischen 
Armenier  hinzuarbeiten,  ist  vollkommen  ungenau.  Die  in  Kraft  be- 
stehenden Gesetze  gestatten  niemals  die  Bekehrung  von  Individuen 
von  einer  der  geduldeten  Gonfesaionen  im  Beiche  zu  einer  andern,  es 
wftre  denn  in  Folge  eigener  Selbstil>e8timmung  und  ansdröcklidieii 
Verlangens  dieser  Individuen  selbst. 

Ad  3.  Nach  den  Gesetzen  des  Kaiserreiches  sind  alle  Gutseigen-  * 
thümer  dort,  wo  sich  orthodoxe  Pfarrkirchen  befinden,  gehalten,  sie 
mögen  was  immer  für  einer  Confession  angehören,  zum  Unterhalte 
jener  Kirchen  beizutragen,  welche  dem  Cultus  geweiht  sind,  zu  wel- 
chem sich  die  auf  den  Gütern  dieser  £igenthümer  lebenden  Bevöl- 
kerungen bekennen,  und  die  Begierung  muss  darüber  wachen,  dass 
.  diese  Verbindlichkeit  erfüllt  werde. 

Ad  4.  Die  Angabe,  dass  die  Verfügungen  kundgemacht  worden 
seien,  welche  den  katholischen  Klerus  in  Bussland  verpflichten,  Pre^ 
digten  vorzutragen  und  Gebete  zu  sprechen,  deren  Form  und  Mialt 
den  Grundsätzen  der  katholischen  Kirche  widersprechen,  entbehrt  jeder 
Begründung,  um  so  mehr,  als  die  Censur  der  Predigten  und  Gebete 
der  unmittelbaren  Ueberwachung  der  Diöcesan- Bischöfe  übertra- 
gen ist. 

Ad  5.  Dasselbe  gilt  von  der  Behauptung,  dass  die  Einwohner 
der  Stadt  Kameniec  in  Ermangelung  einer  Kirche  für  ihren  Cultus, 
sich  genöthiget  sehen,  dem  Gottesdienste  unter  freiem  Himmel  bei- 
i^uwohnen,  was  übrigens  gegen  die  in  Kraft  bestehenden  Gesetze  des 
Kaiserreiches  wäre.  Im  Gegentbeile  hat  die  kaisMliche  Begierung  die 
Anweisung  einer  Summe  von  17  Tausend  Silberrubel  (68  Tausend 
*  jPrancs)  auf  den  Staatsschatz  zur  Erbauung  einer  katholischen  Kirche 
in  Kameniec  bereits  genehmiget  und  weist  überdies  noch  für  die  Miethe 
eines  passenden  provisorischen  Locals  zur  Ausübung  des  Gottesdienstes 
bis  zur  Yolleuduug  der  Küche  eine  besondere  Summe  an. 

XXXIX.  Papstliches  Scbreiben  an  Se.  Majestfit  den  Kaiser  Alexander  II.  in  Er- 
'  wiederuug  auf  |}ie  llUUieUang  vom  Ableben  seines  erbabenea  Vaters  und  von 

seiner  Ttironbesteiguog. 

PIUS  PP.  IX. 

Sereniasime,  et  Potentissime  Imperator  salutem.  Noa  mediocrem 
ex  una  parte  tristitiam,  nec  levem  ex  altera  vero  jueunditatem  Nobis 
attulerunt  Imperialis  et  Begiae  Majestatis  Tuae  litterae,  quibus  in- 

expectatam  Nicolai  Patris  Tibi  carissimi  mortem,  atque  una  legitimara 
Xuam  ad  imperiale  soUum  evectionem  Nobis  nunciasti.  Magno  qui^em 
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moerori  Nolns  fiut  praestanUssimi  Imperatoris  obitus;  qni  amic»biliB 
eiga  Nos  sensus  constanter  f ovit,  ac  benignissime  pro  re  nata  eompfo- 
bavit.  Com  antem  sapremo  vitae  et  mortis  Domino  ita  plaeneritf 
Nos  divinae  iMrovideiitiae  decreta  religiöse  venerari,  üsque  omnes  afTec- 
tus  ex  animo  subjicere  debemns.  Ac  pro  certo  habemns,  haic  erga 
Benm  officio  jam  Te  satisfecisse,  quem  omnium  Kussiarura  Imperato- 
rem  ac  Poloiiiae  Kegeui,  et  Finlaiidiae  Ducera  hisce  Litteris  salutare 
vehementer  gaudemus.  Plane  aiitem  nun  (lubitamus,  quin  Tui  Geni- 
toris suecossor  ei  hores  tuturus  sis  amplissiniarum,  quae  Tibi  subjectae 
sunt  nationum  non  tarn  Imperator  quam  Pater,  quae  summa  Regiian- 
tium  laus  merito  existimatur.  Kx^joscimus  vero  abs  Te,  ut  eamdem 
erga  Nos  benevolentiam  haberi  Tibi  placeat,  qua  Imperator  Nicolaus 
Nos  proseqnebatur.  Atque  huic  Nostrae  postulationi  gratissime  moran 
gures,  si  catbolicos  popiüos  Tibi  sobjectos,  veluti  majore  qua  possumus  ^ 
smmi  Nostri  contentione  a  Majestate  Tua  e£Qagitamus,  anctoritate  et 
patrocinio  Too  munias,  ac  tuearis.  Sed  ab  Imperiali  Majestate  Tna 
propeiisae  erga  Nos  voluntatis  pignus  jam  accepisse  inde  argumenta- 
mur,  quod  egregium  virum  equitera  de  Bouteneff  a  Tuis  privatis  con- 
siliis  Legatum  Extraordiiiarium,  et  ]\linistrum  Plenipoti'ntiarium  apud 
Nos  Tuum  conti nuavoris.  Ipse  enini  liactonus  ita  suo  munere  est 
perfunctus,  ut  se  Noi>is  niagnopere  prohavorit,  ot  plane  carus  extite- 
rit.  Quocirca  ei  posthac  eamdem  fidem  praestabimus,  quam  hucusque 
adbiboimus,  et  quam  ipsi  a  Te  adhiberi  exoptamus,  quollen  Nostros 
erga  Te  sensus,  Nostraque  de  Te  benemerendi  studia  testabitur. 
Deidque  dum  Majestati  Tuae  Imperium  omni  ex  parte  luetissimum, 
fanstissimamqne  ex  animo  angarammr,  bonorum  omnium  largitori 
Deo  supplicamns,  ut  Imperialem  Migestatem  Tuam  omnibus  divinae 
suae  gratiae  donis  exomet,  perfectaque  Nobiscum  caritate  coigungat. 

Datum  Romae  apud  S.  Petrum  die  9.  Aprilis  anno  1855.  Ponti- 
ficatus  Nostri  Anno  Nono. 

PIUS  PP.  IX. 

XL.  Verbalnote  mit  aogehlngter  Anmerkung,  von  Sr.  Eminenz  dem  Cardkial- 

StaatssecretSr  unterm  SO.  Jänner  1856  an  den  russischen  Ceschiiristräirer  perfcli- 
tet,  versfhipilenp  Punkte,  in  Rpzu^r  auf  den  Zustnnd  und  die  Aiisiibuns:  der  kailio- 
liscben  Religion  in  den  Ländern  des  Kaisers  betrelTend.   [Im  Ori^Miial  italieniscii.] 

Der  heilige  Stuhl,  bewogen  ?on  der  Verantwortlichkeit  fOr  seine 
geheiligten  Pflichten,  kann  nicht  umhin,  die  Aufmerksamkeit  der  k.  k. 
russischen  Begierung  auf  einige  Gegenstände  zu  lenken,  welche  sich 
auf  den  Zustand  und  die  Ausübung  der  katholischen  Beligion  in  den  * 

umiüugreichen  Gebieten  Sr.  k.  k.  Majestät  beziehen,  und  in  den  zu 
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Born  im  Jahre  1847  abgehaltenen  Conferenzen'  von  dem  päpstHchen 
BevoUinftclitigtea  und  den  kaiserlicheiL  BevoUniftchtigteii  in  ernste 
Ueberlegnng  und  ErOrtemng  gesogen  worden  sind. 

In  Ermanglung  canonischer  Berichte,  welche  die  Bischöfe  in  den 
durch  die  heiligen  Canones  vorgeschriebeneu  Zeiten  dem  heiligen 
Stahle  einzusenden  verpflichtet  sind ,  ist  man  nicht  in  der  Lage  zu 
beurtheilen,  ob  alle  Artikel  des  Concordats  vom  Jahre  1847  vollstän- 
dig zum  Vollzug  gekommen  sind. 

Jedoch  weiss  man  beispielsweise,  dass  der  verblichene  Erzbisdiof 
TOn  Mohilow  als  apostolischer  Del^t  seinerseits  die  im  Artikel  II. 
yerembarte  Diöcesan-Beschreibnng  woU  ausgeführt  hat  Da  aber  die 
darauf  Bezng  habenden  Acten  uiemalB  nach  Rom  gelangten,  so  kam 
die  Beschreibung  selbst  nicht  zur  thatsächlichen  Dnrcbf&hruug  aus 
Mangel  der  noth wendigen  Sanction  des  heiligen  Stuhles. 

Die  jüngnten  Mittheiluugen  beweisen  die  Bemühung  Sr.  Majestät 
des  Kaisers,  sich  mit  dem  heiligen  Vater  wegen  Besetzung  der  er- 
ledigten Kirchen  imd  Suffraganate  In  der  Eirchenproviuz  Mohilow  und 
-  im  Königreiche  Polen  ins  geeignete  EinTemehmen  zn.  setzen,  üebri- 
gens  gibt  man  zu  bemerken,  dass,  da  nach  Inhalt  des  Artikels^  HL 
alle  von  Pius  VI.  seligen  Andenkens  im  Jahre  1798  errichtete  Siu&a- 
ganate  (zu  welchen  durch  das  Ooncordat  no6h  zwei  andere  f&r  die 
neue  BiOeese  Tiraspol  hinzugekommen  sind),  erhalten  werden  müssen, 
in  der  obgenannten  Provinz  noch  ungefälii'  neun  unbesetzt  bleiben 
würden,  wenn  die  fünf  Suffraganate  besetzt  worden  wären,  für 
welche  die  Candidaten  vorgeschlagen  worden  sind.  Im  Königreiche 
Polen  ferner  fehlen,  ausser  einer  bischöflichen  Kirche,  für  welche  noch  - 
kein  Candidat  vorgeschlagen  worden  ist,  noch  dem  grösseren  Theile 
nach  die  Suffragane,  welche  der  heilige  Stuhl  verschiedenen  Bischöfen 
in  Berücksichtigung  der  Ausdehnung  ihrer  Diöcesen  beizugeben  pflegt. 
Und  in  Ansehung  dessen  kann  man  nicht  umhin,  die  so  lange  währende 
YacatuT  der  Kirche  von  Chehn  ghechisch-unirten  Bitns  zu  beUagen, 
wo  man  jeden  Tag  mehr  das  Bedürfniss  eines  eigenen  Hirten  empfin- 
den l&sst. 

Man  erinnert,  dass  der  neue  Bischofssitz  von  Chersou,  welcher 
nach  Tiraspol  verlegt  worden  ist,  gemäss  der  Anordnung  der  Artikel 
VI.  und  VII.  sein  Capitel  und  sein  Seminanum  haben  mus8,  welches 
bis  zum  Beginne  des  gegenwärtigen  Krieges  noch  nicht  errichtet  war. 

Sehr  am  Herzen  liegt  dem  hdligen  Vater  die  Durehf&hTung  des 
Artikels  IX.,  welcher  sich  auf  die  Erziehung  der  katholischen  Armenier 
in  den  Seminarien  von  Kameniec  und  Cherson,  dem  heutigen  Tiraspol, 
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bezieht,  da  für  das  erstere  keine  jener  Schwierigkeiten  obwaltet, 
welche  man  für  den  Augenblick  für  das  zweite  anführen  könnte. 

Als  der  kaiserliche  Erlass  vom  27.  März  (8.  April)  1851  erschien, 
welcher  verordnete,  dass  in  den  katholischen  Seminarien  die  Vorträge 
IÜt>er  russische  Sprache  und  Geschichte  von  Bassen  (die  nicht  katho- 
lischen darunter  verstanden)  gehalten  wQrden,  hatte  man  vielleicht  - 
den  Artikel  XXV.  des  Goncordats  nnd  die  bexfigliche  Note  des  Staats- 
Secretariats  vom  24.  Jftnner  1848  nicht  vor  Angen.  Und  hier  ist  es 
axn  Platze  zn  bem^ken,  dass  seit  dem  Jahre  1851  der  Text  der  rus- 
sischen Geschichte,  welche  man  den  jungen  Klerikern  vortrug,  von 
dem  Akatholiken  Ustraton  herrührte,  in  welchem  man  vielen,  für  die 
Katholiken  anstdssigeii  und  für  den  heiligen  Stuhl  ehrenrührigen  Din- 
begegnete. 

In  Gemässheit  des  Artikels  XXIX.  erwartet  man  mit  ängstlichen 
Sorgen  den  Bericht  über  die  kirchliche  Academie  von  Petersburg. 

Wenn  man  den  Art.  XXXI.  Aber  die  ansEofiälirenden  Ausbes- 
seningen  beim  Baue  der  Surchen  vor  Augen,  hat,  musste  der  Erlass  des 
Ifinisters  vom  19.  —  31.  Jftnner  1851  fiberraschen,  weldier  den  kai- 
sedichm  Ukas  vom  28.  Februar  (12.  Mte)  1845  wieder  in  Kraft 
setzte,  der  selbst  die  mmdeste  Ausbesserong  an  Kirchen  und  Capellen 
ohne  Erlaubniss  der  weltlichen  Behörde  verbietet. 

üeberdies  haben  die  kaiserlichen  Bevollmächtigten  mit  dem  Ar- 
tikel VII.  des  Protokolls,  von  dem  später  die  Rede  sein  wird,  während 
die  auf'  die  Provinciale  der  geistlichen  Orden  bezügliche  Frage  suspen- 
dirt  blieb,  erklärt,  »dass  die  kaiserliche  Eegierung  nicht  einmal  die 
überzähligen  Klöster  aufzuheben  beabsichtige,  dass,  wenn  in  der  Folge 
die  zu  gofinge  Anzahl  der  Ordensmitglieder  oder  was  immer  fOr  ein 
anderer  canonischer  Grund  eine  solche  Aufhebung  nothwendig  machen 
wfiide,  dieselbe  der  Gegenstand  eines  vorlftufigen  Einvernehmens  mit 
dem  heiligen  Stuhle  sein  ^verde.«  Man  sagte  am  Sehhisse,  dass  die 
kais(Br]iehett  Bevoümftchtigten  »zugestimmt  haben,  dass  die  Bulle  der 
neuen  Diöcesan-Begrenzung  eine  genaue  Aufzählung  der  bestehenden 
Erlöster  enthalte.« 

Jedoch  kann  man  nicht  verhehlen,  dass  man  mit  Bedauern  er- 
kannt hat,  wie  der  erste  Theil  dieses  Artikels  für  die  Ausführung  bei- 
nahe unmöglich  gemacht  wird,  weil  die  Noviziate  fehlen,  und  man 
selten  die  firlaubniss  sum  Eintritte  in  die  Klöster  ertheilt,  sowie  auch, 
weil  aus  den  sogenannten  fiberzähligen  Klöstern  die  Individuen  ge- 
nommen werden,  um  die  »vom  Staate  anerkannten«  oder  gezählten 
Kloster  m  ergänzen,  em  Verfahren,  welches  das  fortschreitende  Aus- 
sterben äQer  ssrnr  Folge  hai 
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Diese  und  andere  Thatsaclien,  welche  man  der  Kürze  halber 
überi^oht,  sind  ufewiss  ^t'hi'  wichtig;  die  wichtigsten  sind  aber  jene, 
welche  sich  auf  einige  Funkte  beziehen,  die  im  Protokolle  jener  Ar- 
tikel, über  welche  man  noch  nicht  übereingekommen  ist;  enthalten 
sind,  welche  von  den  respectiven  Bevollmächtigten  den  22.  Juli 
(3.  Angast)  1847  unterzeichnet  wurden,  and  welche  die  kaiserlichen 
Bevollmächtigten  ad  referendum  genommen  haben.  IHe  Artikel  VI. 
nnd  ym.  wnrden  im  darauffolgenden  Jahre  1848  ausgeglichen;  rück- 
sichtlich der  anderen  erwartete  Se.  Heiligkeit  mit  dem  lebhaftesten 
Verlangen  einen  analogen  Ausgleich.  Statt  dessen  erfuhr  der  heilige 
Vater  mit  tiefem  Schmerze,  dass  w-ührond  dos  Schwebens  dieser  Ange- 
legenheit ein  Jahr  später  im  Königreich  Polen  einige  Verordnungen 
.  oder  Gesetze  ausgedehnt  und  kundgemaclit  wurden ,  gegen  welche, 
wie  aus  vorerwähntem  Protokoll  hervorgeht,  der  päpstliche  Bevoll- 
mächtigte Einsprache  erhoben  hatte.  Nichts  destoweniger- setzt  der 
heilige  Vater  das  höchste  Vertrauen  auf  den  Billigkeitssinn,  welcher 
Se.  Majestät  so  s^  auseeichnet,  dass  Allerhöchst  dieselbe  nicht  zö- 
gern werden,  alles  auftubieten,  damit  die  suspendirt  gebliebeoen 
Funkte  auf  eine  befriedigende  Weise  beigelegt  werden,  um  die 
Beängstigungen  des  Gewissens  zu  beruhigen,  welche  so  Tiele  seiner 
katholischen  Unterthanen  in  Aufregung  erhalten. 

Anmerkung, 

In  Betrett'  der  Aufhebung  der  Klöster,  welche  im  Artikel  VII. 
des  Protokolls  der  suspendirt  gebliel)eneu  Artikel  zur  Sprache  kommt, 
hat  man  schon  zu  anderen  Malen  Beschwerde  erhoben  Ijei  Gelegenheit 
des  Ukas  vom  0.  —  18.  Juli  1850,  welchem  sodann  nachgefolgt  sind  * 
I.  der  Ukas  vom  7.  —  19.  Jänner  1851,  welcher  die  Schwestern  des  - 
Ordens  Maria  Heimsuchung  in  der  Diöcese  Kameniec  aufhob.  II.  Der 
Ukas  vom*  6.  —  18.  November  1851,  wdcher  alle  Klöster  aufhob,  wo 
nicht  acht  Qrdensmitglieder  waren.  III.  Endlich  der  Ukas  Yvm 
22.  Jänner  (3.  Februar)  1852,  welcher  gleichialls  das  Numerurkloster 
der  Augustiner  in  Wilna  aufhob. 

Was  libt'idiess  das  Verzeichniss  der  zur  Zeit  des  Concordats- 
Abschlusses  bestehenden  Klöster,  bezüglich  dessen  man  sich  vereinigt 
hatte,  anbelangt,  welches  der  neuen  Bulle  der  Diöcesan-Begrenzung 
eingeschaltet  werden  sollte,  muss  wiederholt  werden,  dass,  da  die 
Vollzugsacten  des  verstorbenen  Msgr.  Holowinski,  unter  welchen 
sich  das  erwähnte  Verzeichniss  befinden  musste,  nie  nach  Born  ge- 
langt sind,  weder  die  Torerwftbnte  Bulle  ausgefertigt,  noch  in  der- 
selben die  bestehenden  Klöster  aufgezählt  weiden  komitstt. 
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XLl   Ben  Cai^l*8taato8ecrflir  AntoDelli  brevl  manu  unter  dem  2S.  Juli 
(4.  Aapant)  1856  Obermaebtes  Promemorfa.  pm  Orlffnal  frftnz9jii8rb.l 

"Die  kaiserlidie  Regierang",  welcher  die  Erfüllung  ihrer  gegen 
den  römischen  Hof  eingegangcnoTi  Verbindlichkeiten  am  Herzen  liegt, 
hat  mit  Sorgfalt  die  Fragen  erwogen,  welche  sich  auf  die  unterm 
22.  Juli  (3.  August)  1847  zwischen  den  Bevollmächtigten  Sr.  Majestät 
des  Kaisers  und  jenem  Sr.  Hdligkeit  yereinbarteii  Concordatsartikel 
beziehen  und  in  den  beiden  durch  den  Caidinal-StaatssecretSr  dem 
^ssischen  GfesohflftsMger  im  letztverflosseoen  Monat  Jänner  Aber- 
reichten  Promonoria  erwfthnt  sind.  Er  hat  zu  dieser  Erwägung  einen 
anfHehtigen  Geist  der  YersOhnnng  und  Duldung^  sowohl,  als  auch  das 
lebhafte  Verlangen  mitgebracht,  den  vom  heiligen  Stuhle  kundgegebe- 
nen Wünschen  entgegen  zu  kommen,  so  weit  es  die  Grundgesetze  des 
Seiches  und  die  bestehenden  Rechte  der  herrschenden  Kirche  gestatten." 

Die  verschiedenen  Punkte,  welche  den  Gegenstand  der  beiden 
oberwäbnten  Promemona  bildeten,  haben  Bezug: 

1,  Auf  die  emaimehm  BerieJUe^  welche  die  iMehSfe  iu  he- 
stmmten  Zeiten  über  den  Zustand  ihrer  Diöeesen  eineusenden  ver- 
pflichtet sind. 

Die  kaiserliche  Regienmg  tritt  der  Uebersendung  solcher  Be- 
richte durchaus  nicht  entgegen,  so  oft  die  Bischöfe  des  Kaiserstaates 
oder  des  Königreiches  Polen  den  Wunsch  darnach  äussern  und  sich 
zu  diesem  Behufe  an  die  für  die  weitere  Uebersendung  auf  dem  Wege 
der  russischen/ Gesandtschaft  in  ßom  berufenen  Behörden  wenden 
werden. 

Auf  die  Votteugs  -  Deerete  der  neisen  Diöcesan  -  JBegrengung 
des  Kaiserstaates. 

Die  auf  die  neue  Begrenzung  Bezug  habenden  Akten  sowohl, 
als  auch  die  Berichte  des  verstorbenen  Erzbischofs  Holowinski,  welcher 
als  apostolischer  Delegat  mit  dem  Vollzuge  der  erwähnten  Deerete 
beauftragt  war,  sind  ebc^  heute  zur  Sanction  des  heüigen  Stuiiles 
abgegangen. 

3,  AufdienwthMiKkesetMenSuffraffanate  des  Kaiserstaaies  und 
dts  JEMffreiehs  Boten,  sowie  auf  die  Ertedigunff  eimger  Bisehofii^tße 
in  B>len, 

Der  Vorschlag  der  Candidaten  für  die  noch  unbesetzten  Suffra- 
ganate  und  Bisthümer  bildet  nach  Ueberseudutii^  der  letzten  Listen 
an  den  heiligen  Stuhl  im  gegenwärtigen  Augeublick  den  Gegenstand 
einer  besonderen  Priifung  Seitens  der  kaiserlichen  Regienmg,  und 
s&nunüifihe  neuen  Titulare  für  die  fraglichen  Suffiraganate  und  Bis- 
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thümer  werden  unverzüglich  der  Bestätigung  des  lieiligen  Vaiera 

unterbreitet  werden. 

4.  Auf  die  Errichtung  des  Diocesm-Capitels  md  Seminars  von 
TiraspoJ. 

Die  kaiserliche  Jlegieruug  hat  im  Verlangen  nach  unverzögerter 
Erfüllung  der  diesbezüglichen  Wünsche  des  heiligen  Stuhles  und  zu 
gleicher  Beschleunigung  der  definitiven  InstaUirung  des  Msgr.  Kahn, 
BischofiB  von  Tiiaspol  in  seiner  Diöoese,  es  ffir  möglich  erachtet,  die- 
sen Frftlaten  zn  ersnchen,  sich  pramoriga^  nnd  unrerzfiglich.  nac]} 
Saratow  sn  begeben,  einer  der  ansehnlichsten  Stftdte  im  Stlden  Rnss- 
lands,  welche  sich  zugleich  in  der  genannten  DiOcese  befindet.  Im 
Mittelpunkte  selbst  der  deutschen  Coloniea  dieser  ausgedehnten  Ge- 
genden gelegen,  befindet  sich  die  Stadt  Saratow  bereits  im  Besitze 
einer  entsprechenden  katholischen  Kirche,  welche  zur  provisorischen 
Cathedrale  erhoben  werden  könnte,  und  besitzt  zu  gleicher  Zeit  die 
nöthigen  Wohnungen  für  die  Einrichtung  des  Bischofs  und  seines 
Capitels.  I^kaiserliche  Begierung  hat  die  Absicht,  dort  gleichfalls 
das  Diöcesan-Seminarinm  einzurichten  und  Msgr.  Kahn  ist  bereits 
eingeladen  wcnrden,  zn  diesem  Behufe  die  nöthigen  Entwürfe  yonm- 
legen.  Sobald  sich  dieser  Prälat  in  Mitte  seiner  DiOoesankinder  be- 
findet, bleibt  nichts  anderes  mehr  zu  thnn  übrig,  als  zur  Emenntmg 
des  Diöcesan-Gapitels  zu  schreiten. 

5.  Auf  die  Zulassung  Junger  Kleriker  des  armewist^m  Situs 
in  die  Seminar ien  der  Diöcesen  von  Kame^iiec  und  Tiraspol. 

In  Durchführung  des  Artikels  IX.  des  Concordats  vom  22.  Juli  * 
(3.  August)  1847  steht  die  kaiserliche  Eegierung  im  BegriflTe,  von 
heute  ab  die  nöthigen  Verfügungen  zu  treffen,  damit  die  in  der 
Diöcese  Kameniec  lebenden  Kleriker  des  armenischen  Bitus,  ins  Se- 
minarium  dieser  Diöcese  aufgenommen  und  diejenigen,  welche  aus 
dem  Süden  Busslands  oder  des  Kaukasus  kommen  würden,  im  Semi- 
aarinm  za  Saratow,  dessen  provisorische  ürriehtong  im  Znge  ist,  - 
mutengebiacht  werden.    Den  Bischöfen  dieser  beiden  Diöcesen  wird  • 
überdies  vorbehalten  werden,  die  Eraennong  eines  Priesters  des  nrne- 
lusehen  Biins  in  jedem  der  Seminarien  vornmehmen,  welchem  die 
Unterweisung  der  Kleriker  in  die  Gfe|>rftiicb6  ihres  Bitus  anvertraut 
werden  wird. 

6.  Auf  die  Professoren  der  russiscJien  Sprache  und  Geschichte 
m  den  katholischen  Seminarien. 

Die  Kegierungs-Verfügmigen ,  kraft  welcher  der  Unterricht  in 
der  russischen  Sprache  und  Geschichte  in  den  katholischen  Seminarien 
yoa»  akathoUschen  Fröfessom  ertbejlt  wird,  sind  dur^  die  UnntMM-: 
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kdt  lionrorgerufen  woidsa«  vnter  der  tailliolischeii  BcnNflkenu^  die 
Kom  XTnleniehte  in  dkeen  beiden  IMiern  fftbigett  ProftsBoren  m  fin- 
den; in  dem  beständigen  Streben  jedoch,  den  diesbezüglichen  Wün- 
schen des  heiligen  Stuhles  in  gleicher  Weise  zu  entsprechen,  soweit 
es  die  Ausnahmsverliältnisse  gestatten,  wird  die  kaiserliche  Regierung 
von  nun  an  die  Röthigen  Massregeln  erj]^reifen,  um  den  Kern  für  eine 
Pflanzschale  ausschliesslich  katholisclier  Professoren  zu  bilden,  welche 
für  den  Unterricht  in  der  russischen  Sprache  nnd  Geeeliidite  in  den- 
katholiflchen  Seminarien  bestimmt  sind. 

7.  Auf      VorU^  der  Xwehm^Aßademi^'^Orämuig  V9m  8L 

Diese  Angabe  «ii4  dem  kQpift^en  Snbieduif  Ten  M eldlow  nadi 
mäam  InstaUinmg  übertngen  werden,  nnd  der  Herr  Ifinieter  des 

limem  ist  insbesondere  beanf^ragfe  worden,  die  ungesäumte  Ansföbrung 

zu  überwachen. 

8.  Auf  die  Beparaturen  an  den  katholischen  Kirclieii  des  Reiches. 
Die  ministeriellen  Verordnungen,  welche  die  Ausbesserung  der 

katholischen  Kirchen  ohne  vorläufige  Erlaubniss  der  Regierung  ver- 
boten, sind  bereits  im  Jahre  1852  durch  weiland  Se.  Majestät  den 
Kaiser  Nikolaus  aufgehoben  worden,  welcher  auf  das  Gesuch  des  ver- 
atorbenra  Metropoliten  Holowinski  zn  gestatten  geruht  hat,  dass  alle 
Bepaiatumi  dieser  Art  ohne  irgend  einen  Anstand  bewerksteiiiget 
werden  dfiito,  Jetit  werden  diese  woUwfdknden  Anordnungen  wn* 
land  Sr.  kaiserüchen  Majesttt  auf  allerhodieten  Befehl  in  die  Beiehs- 
Geeeta-Sanunlung  aufgenommen  werden,  nm  -ihnen  gesetaliohe  nnd 
efllentliehe  Sanction  zu  geben,  und  sie  werden  gleicherweise  anch  auf  • 
die  Capellen  und  Kirchen  ausgedehnt  werden,  welche  durch  den  Ein- 
fluss  der  Zeiten  oder  durch  ein  unglückliches  unvorgesehenes  Ereigniss 
entweder  zerstört  oder  beschädiget  worden  sind. 

9.  Auf  die  Aufhebung  einiger  Klöster  md  auf  die  dem  iVö- 
pkkd  sich  entgegenstellenden  JEKndemisse, 

Die  kaiserliche  Regierung  verpflichtet  sich  fortwährend  im 
Beiche  fiEmfng  katholische  Klöster  auf  dem  »Etat«  zu  erhalten.  Was 
die  mbngm  auf  diesen  CNgensland  besQglichen  Punkte  betrifll,  so 
mm  man  sich  auf  die  mtladliehen  BrkUrungeB  des  Herrn  von 
Eissdeff  bernfsn. 

XLII.   Schreiben  des  Papstes  an  Se.  Majestät  den  Kaiser  bei  Gelegenheit  der  Sen- 
dang  das  Msgr.  Cbigi  als  ansserordentlichen  Gesandten  nach  St.  Petersburg  zur 
BeglückwOnschung  Sr.  Majestät  aus  Anlass  Allerhödistihrer  Thronbesteigung. 
*  Serenissime  et  potentissime  Imperator  salutem.   Etsi  Tibi,  se- 
miiasinte  ac  pote«tipsime  Imporator«,  vehementer  gratulati  simp,  ubi 
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ad  avitum  vastissimi  Rnssiarum  Imperii  thronum  erectus  fuisti,  ta- 
rnen cum  ejusdera  Imperii  coronam  solemni  pompa  quamprimum  sis 
accepturus,  vel  maxime  optamus  publicam  Imperiali  et  ßegiae  Ma- 
jestati  Tuae  exhibere  significationem  summae  illius  laetitiae,  quam  ex 
hujosmodi  faustitate  percipimus.  Itaque  libentiasimo  prorsus  animo 
ad  Majestatem  Tnam  mittimus  Oratorem  Nostnun  extraordinarinm 
Yeneraby^m  Frfttrem  Flaviiim  Ohigi  Arcbiepiaeapun  Myransiiim  no- 
M]inimo  g&om  oirtani,  ao  Tirtntom  lande  sfieetatiiiB,  nt  Incakii- 
tissiiius  TObis  Tibi  Nofltro  nomine  de  hoeibnetinimo  emtn  etiam 
akqne  etiam  eK  animo  gratoletur,  ae  simnl  explioet  aö  testetur,  vota, 
qnae  Deo  Optimo  Maxime  pro  Tna  ineolmnitate  et  Tera  perenniqne 
felicitate  facere  non  desistimns.  Ex  quo  profecto  intellis^s  quanto  in 
pretio  Te  habeamus,  quihusque  studiis  Te  prosequaraur,  praestan- 
tissime  Imperator,  qui  propter  egregias  tum  animi,  tum  ingenii,  qui- 
bus  refulges,  dotes,  magnam  de  Te  ipso  opinionera,  ac  jucundissimam 
spem  apud  Nos,  et  omnes  gentes  merito  excitasti.  £idem  praeierea 
Oratori  Nostro  in  mandatia  dedimus,  ut  amplissimis  yerbis  Hajeatati 
Tuae  exprimat  maximam  qua  affecti  fuimus,  oonsolationem,  com  a 
Nobiü  Yiio  Nieolao  de  Sisaeleff  M^jestatia  Toae  apnd  Kos,  et  hane 
ApofitoBcam  Sedem  Legate  Bzfaraordinario,  et  Minieliro  Plenipotentbaio 
aeeeperimns,  qna  beoeTda  et  propeiea  velmtate  eiga  eatftoüeoB  Tibi . 
BObditoB  toß  animatas,  et  qua  alaeritate  veiie  neu  sohim  perficere  qnae 
8  NobSs  enn  angnsto  Tno  geuitore  eonventa  fhere,  verum  etiam  ad 
optatum  exitum  addncere  alia  plura,  quae  ad  catholicorum  in  amplissimo 
Tuo  imperio  degentium  res  et  rationes  pertinent,  qiiaeque  maximi  sunt 
momenti.  Quo  certe  nihil  Nobis  gratius,  nihil  jucundius,  nihil  optabilius 
esse  unquam  potest,  cum  pro  Apostoiici  Nostri  ministerii  munere  Nobis 
diTinitus  commisso  catholicae  Ecclesiae,  ejusque  filiorum  bono  summa 
cnia,  et  intentissimo  studio  consulere  debeamus.  Quapropter  etiamn 
pro  eximia  excelsi  Tni  animi  humamtate,  aeqnitste,  jnstitia,  ac  prn- 
dentia  in  Terissimam,  queroadmodnm  penfidimna,  apem  addneti  amA» 
iBre,  nt  Itajeataa  Tna  plane  Tdit  tmn  perfiiseare  qnae  atatnta  snni,  tum 
aBa  plnia  de  qnibns  Ibqnnti  snmns  ad  optatnm  entnm  peardneero, 
tarnen  hand  poemmus,  quin  id  ipsmn  a  M^eetate  Tna  per  enmdem 
Oratorem  IToetram  totte  'räibus  afflagitemus,  ac  denne  Te,  ehurissime 
Imperator,  impensissime  obsecremus,  ut  catholicos  omnes  Enssos  et 
Polonos  Tibi  subjectos  suprema  Tua  auctoritate  et  favore  tuearis  et 
protegas.  Plane  non  dubitamus  quin  pro  egregia  illa,  qua  tantopere 
excellis,  comitate  ipsum  Oratorem  Nostrum  perhumaniter ,  ac  per- 
benigne excipias,  et  audias,  eique  in  omnibus,  quae  Tibi  Nostro  no- 
mine er^  dietmros,  pkaam  idem  adfaibe^  Peasnasisgimam  antem 
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Tibi  Sit,  Nos  sine  intermissione  a  clementissimo  bonorüm  omnium 
auctore  et  largitore  Deo  humiliter,  enixeque  exposcere,  ut  Iraperialem, 
et  Kegiam  Majestatem  Tuam  quam  diutissirae  servet  incolumera,  atque 
onmi  yera  prosperitate  camulet,  ac  necessariis  instruat  viiibns  ad  tot 
populos  Tibi  sidMiitos  provide,  sapirater,  Islktterqiie  ngmAuB^  ae  per- 
ftota  Nobi80im  oaritate  eoi^migßL 

Datnnr  Bomae  apad  S.  Mariam  Majorem  sab  anniilofdBoatoriB  dfo 

4.  Angnsti  anno  1656. 

Pontiücatus  Nostri  Anno  Undecimo. 

PIUS  PP.  EX. 

XUII.  Aospndie  des  Msgr.  CUgl  bei  seiiitr  enieo  Aotei  bdn  Iriser. 

Nihil  aut  optabilius,  aut  honorificentius  in  hac  vita  mihi  con- 
tingere  nnquam  poterat,  Serenissime  ac  Potentissime  Imperator,  quam 
ut  singuiari  Pü  IX.  Pontificis  Maximi  beneficio  sni  £xtraordinarü 
OiatcniB  mmiare  apnd  Imperiatom  et  Regiam  Majestatem  Tuam  ftm- 
gerar,  quo  sotonmis  Taae  .inaugniatioiiis  oeeaaUxae  lüibi  Pontifioio  aoo 
nomine  maiiiM  gratalaier  et  fansta  qnaeqne  ao  ealntaria  et  animo 
adpreearer.  Qiiae  qnidem  gratidatio  et  ad|ireeatio  oi»  ab  ülo 
proflelseatar,  qni  de  vera  omniimi  ao  Snmmonin  praeeertim  Frineipim 
prosperitate  et  incolnmitate  vel  maxime  est  sollicitns,  non  peteiit 
Tibi  non  esse  gratissima  et  jucundissirna.  Itaque  cum  incredibili 
animi  mei  gaudio  veneranda  tanti  Pontificis  mandata  exequens,  Tibi 
palam  publiceque  declaro,  ipsum  Summum  Pontificem  et  raaxima 
fiiisse  affectum  laetitia  ob  Tuam  ad  avitum  vastissimi  Tmperii  thro- 
num  evectionem,  et  summo  in  pretio  habere  eximias,  quibus  tanto- 
pere  refulges,  animi  ingeniiqne  dotes,  et  fervidas  Deo  Optimo  Maximo 
pro  Tna  inoolnmitate,  ac  vera  Tua  et  augostae  Toae  Dornas  feUcitate 
offerre  preces,  et  in  ezcelsa  indyti  Toi  animi  magnitadine,  jostitia, 
aeqnitate  certissimam  spem  pönere  fore,  ut  cathoUeae  religionis,  et 
Ecclesiae  res,  ao  rationes  in  ampBssimis  Tnis  ditionibns  juxta  pacta 
conventa,  et  jnstissima  ipsins  desideria  potent!  Tna  anctoritate  stn- 
diosissime  tuen  ac  defendere  velis.  Dum  haec  ejusdem  Pontificis 
nomine  et  voluntate  Tibi,  clarissime  Imperator,  significare  vehementer 
laetor,  Imperialem  et  Regiam  Majestatem  Tuam  rogo,  ne  dedignetur 
obsequentissimi  et  gratulantis  animi  mei  sensus  benigne  excipere, 
neque  perhumaniter  respicere,  qui  dum  vivam,  nunquam  desistam  a 
Deo  exposcere,  ut  Te,  praedarissime  Imperator,  rebus  omnibus  üoren- 
tissimis  quam  diutissime  senret 
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XUV.  ErwMenmf  Sr.  Majestlt  des  Kaisers  aar  das  Ihm  vm  Masr.  CUgi  Uber- 
reichte  |»lpstllcbe  Schreiben,  ffm  Orifrlnal  franiOslsch.1 

An  Pius  IX.,  obersten  Bischof  der  römischen  Kirche  und  souverainett 

Fürsten  des  Kirchenstaates. 

Der  ohrwürdige  Chigi,  Erzbischof  von  Mira,  welchen  Sie,  sou- 
verainer  Fürst,  bei  Uns  in  der  Eigenschaft  eines  ausserordentlichen 
Gesandten  für  die  Zeit  Unserer  KrOnung  zu  begkabigen  för  gut  hiel- 
ten, ist  im  Begriffe  seine  Bückreise  anzutreten.  Indem  Wir  diese 
Gelegenheit  benatzen,  lialten  Wir  es  f&r  Unsere  Pflicht,  Dmen,  FOrst» 
Sonyerain,  Unsem  aufrichtigen  Dank  fBr  den  Ansdmck  der  frennd- 
schaftlichen  Gesimmngen  gegen  Uns  sn  erstatten,  deren  Dehnetseh  er 
gewesen.  Es  war  Uns  nicht  minder  angenehm,  die  von  Ihnen  ge- 
troffene Wahl  einer  durch  ihre  Eigenschaften  und  ihre  Verdienste  so 
ausgezeichneten  Persönlichkeit  zu  begrüssen,  welche  während  ihres 
Aufenthaltes  an  Unserem  Hofe  sich  Unsere  volle  Hochachtung  erwor- 
ben hat.  Wir  sind  vollkommen  überzeugt,  dass  er  nicht  ermangeln 
wird,  Ihnen,  Fürst-Souverain,  die  freundscbattlicben  Qesinnungen  zn 
bestätigen,  die  Wir  Ihnen  gewidmet  haben,  so  wie  Unseren  unwan- 
delbaren Wunsch,  die  zwischen  Uns  bestehenden  Bande  der  Freund- 
sdhhft  ohie  ünterbreehnng  nnd  zn  Unserer  gegensdtigen  Befriedigong  , 
ftrtdauertf  n  sehen.  Zvgleich  bringen  Wir  Dmen,  FiBrstTSoayeram, 
Unsere  Wfinsche  fftr  Ihr  ungetrübtes  Wohlergehen  dar,  nnd  Mtten 
Gott,  dass  er  Sie  in  seinem  heiligen  Schofeze  bewahren  möge. 

Oegeben  Moskau,  den  4.  September  1856,  Unserer  Regierung 
im  zweiten  Jahre. 

(FoftseUBBg  folf«.) 
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Oesterreichisclie  Gesetze  und  Verordauugeu  über  die  Vermögens» 
rechfliclie  SteUimgi  Eiiikftiifle,  Begleoemiig  des  Klents  and  der 

religiösen  Orden, 

naeb  amtUehen  QueUen  mitgellieiU  von  Prof.  Dr.  F.  Vering. 

(EVurtwlMmg.  TgL  Arohtt  ZIV.  8.tt~lU.,  401-47S.;  XV.  XVL, 

417-^.,  Tm,  76-99.) 

171)  ffuU.'Ministerialerlass  vmi  19.  Decetnber  19,054^ 

an  die  Landesregierung  in  Laibach, 
betreffend  die  Bedeckung  des  durch  den  Abzug  der  Einkommensteoer  Yon  den 
Zinsen, der  OffenUicben  Obligationen  berbeigefOhrten  DotüipDMbftQges  des  ial- 

bacher  Ursullnerinnenconvents. 

Unter  Rückschluss  der  Beilagen  des  am  30.  August  1859, 

2u  15,759.,  erstatteten  Berichtes  wird  der  k.  k   im  EioTemeh- 

men  mit  dem  MnanzministeriuiD  Nachstehendes  bedeutet: 

Weder  aus  der  zugestandenen  Befreiung  von  der  fHiheren  Ein- 
kommensteuer, noch  aus  den  §§.  6.  und  8.  des  Einkommensteuerpa- 
tentes, kann  der  Anspruch  auf  eine  FreüassuDg  oder  BQckvergfltnng 
bezfiglich  der  durch  den  unmittelbaren  Abzug  bei  Auszahlung  der 
Zinsen  von  Staats  und  öffentlichen  Obligationen  eingehübenen  Ein- 
kommensteuer aus  dem  Steuerfonde  gestellt  werden,  da  die  frühere 
und  die  in  diesen  beiden  Paragraphen  enthaltenen  Zugeständnisse 
durch  die  Allerhöchste  Entschliessung  vom  28.  April  1859,  wornach 
von  den  erwähnten  Obligationszinsen  die  Einkommensteuer  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Eigenschaft  des  Besitzers  und  die  Höhe  des  Zinsbetra- 
ges zu  bemessen  und  in  Abzug  zu  bringen,  ausser  Kraft  gesetzt  sind. 

Was  nun  die  Ergänzung  des  dem  Ursulinerinnenkloster  zu  Lai- 
bach durch  den  Abzug  der  Einkommensteuer  an  den  Zinsen  der  Or- 
denscapitalien  entstehenden  Abganges  an  der  den  Conventualen  ge- 
bührenden Dotation  betrillt,  kann  die  von  der  k.  k  zu  einem 

Dritttheile  aus  dem  Normalschulfonde  und  zu  zwei  Dritttheilen  aus 
dem  Religionsfonde  beantragte  Ergänzung  der  Abzüge  an  den  Zinsen 
der  Stiftungsobligationen  nur  in  dem  Masse  Platz  greifen,  als  durch 
die  fraglichen  Abzüge  das  bisherige  Einkommen  der  Conventualinnen 
•ine  Schmälerung  erfahren  hat  und  als  die  Abzäge  nur  an  solchen 
Zinsen  gemacht  wurden,  welche  ausschliesslich  zum  Unierhalte  der 
Conventualinnen  zu  dienen  haben. 

BQoksichtiicli  der  Abzüge  an  den  Zinsen,  weldie  ausschliesdicli 
anderen  Penoneni  als  den  OonvaBtnanilfgliadarn  it  Gvfcen  wa  konmiMi 
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haben,  kann  eine  wie  immer  geartete  Vergütung  ans  einem  öffent- 
Uehen  Fonde  keioesfoUs  geleistet  werden. 

172)  Oii2&-jKtiiMfer»a^2a«9  vom  19,  Deember  1859,  Z,  18,914., 

,  an  die  SUitthalterei  in  Niederösterreicli, 

betrefTend  die  Bemessung  der  Alumnaissteuer. 
In  Erledigung  des  Berichtes  vom  6.  December  1859,  Z.  52,590., 

findet  man  derk.  k  zu  eröffnen,  dass  mit  dem  hierämtlichen 

ErlilBBe  yom  9.  Anglist  1859,  Z.  19,374.,  in  der  Bemessung  des  Ton 
UireUichen  .Ffirflnden  sn  entrichtenden  Almnnatienms  nur  in  sofaine 
^  von  dem  l^herigeA  Terac^iiBdener  Vorgang  angeordnet  wurde,  als  * 
bei  der  Beredmmg  des  fiisneosrnftsiigen  Sfnkcnnmend  an  die  Stelle 
der  anf  Grund  der  Allerhöchsten  Patente  vom  7.  September  1848 
und  vom  4.  März  1849  abgelösten  Naturalbezüge  die  im  Wege  der 
•  Ablösung  erzielte  Rente  zu  treten  und  die  vordem  bei  Pfründen, 
welche  mit  Zehent  dotirt  waren,  vorgeschriebene  Reducirung  der 
Alumnatssteuer  auf  ein  bestimmtes  Mass  von  Korn  in  Wegfall  zu 
kommen  hat. 

Demnach  ist  behufs  der  Bemessung  der  Alumnatssteuer  der 
Ziffer  des  £uBi<m8mtaigen  PfrundeneinkonamettS,  mit  Ausnahme  der 
duräi  die  geschehene  Ablösung  von  NaturalbezQgen  herfoeigeflihrten 
Aenderungen,  vorlftufig  in  der  Hohe  zu  belassen,  in  welcher  dieses 
Einkommen  ror  dem  Jahre  1849  angenommen  wurde. 

173)  (MU'Mmisterialerlass  vom  20.  December  1859^  Z,  19413., 

an  die  Staiibalterei  iu  Dalinatien, 
betreffend  die  Btulierstelliiiifai  an  eioein  Frandscanerkloster. 

Es  besteht  keine  Pflicht,  weder  fOr  das  Aerar  noch  für  den  Re- 
ligionsfond, die  zur  Erhaltung  oder  Herstellung  von  Klostergebänden 
der  Franziscaner  als  solclie  erforderlichen  Mittel  beizustellen,  zumal 
dort,  wo  diese  Mendicantenklöster  weder  in  der  activen  Seelsorge 
noch  im  Schulfache  Dienste  leisten.  Ausserdem  besitzt  der  dortige 
Religionsfond  bei  den  gegenwärtigen  bediängten  öconomiscben  Ver- 
liältnissen  des  Staatshaushaltes  keine  disponiblen  Mittel  zur  Bestreitung 
Ton  Auslagen,  welehe  nicht  directiTmassig  auf  demselben  haften. 

Man  ist  daher  nickt  in  der  Lage,  den  von  der  k.  L  .... ;  mit 
dem  Bedelite  vom  8.  I>eeeoiber  1859,  Z.  20,447.,  befBrwortend  anher 

vorgelegten  nunmehr  sammt  den  übrigen  Beilagen  zurückfolgenden 
Gesuche  des  Quardians  des  Franziscanerklosters  zu  Pasman  um  Be- 
stceitoug  der  an  dem  dortigen  Klostergebäude  viffzonahmenden  Dach- 
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lieistolliiBgen  ans  dem  Beligionsfonde  sn  willfahren,  sondern  es  wird 
demsellMai  anheiingestellt,  die  dazu  erfinrderliebeD  Geldmiitel  aÜM- 
&]]8  im  Wege  einer  Sammlang  anfirabringen. 

174)  CuU,-Ministerialerlass  vom  23.  Becemhr  1869,  Z  19,538., 

an  die  Stattbalterei  in  Niederösierreicb, 
betreffeiid  die  Uebergabp  der  Temporalien  dps  Interanensiscben  ChorbermsUftei 
zu  Uenoseoburg  an  den  gewüüten  Propst  desselben. 

Laut  des  jensdtiffeii  Berichtes 
bat  der  am  24.  October  1857  canonisch  gewflhlte  Propst  des  StilteB 
Herzogenbnrg,  P.  Norbert  Z  .  . . ,  das  Inventar  der  zu  diesem  Ordens- 

hanse  gehörigen  Temporalien  unter  Beidräcknng  des  Stiftssigilles  un- 
terfertiget und  dadurch  bestätiget,  dass  die  Verwaltung  dieser  Tem- 
poralien von  ihm  übernommen  worden  sei.  In  diesem  Anbetrachte 
iann  fiir  diesen  Fall  von  der  Einleitung  einer  förmlichen  Uebergabe 
durch  das  bischöfliche  Ordinariat  Umgang  genommen  werden.  Doch 
ist  in  Hinkunft  dahin  zu  wirken,  dass  eine  solche  Uebergabe  in  Folge 
der  Bestellung  lebenslAnglicher  Elosterobem  nicht  unterbleibe,  indem 
dieselbe  die  Basis  der  üebemahme  der  Verwaltung  der  zeitlichen 
Güter  des  Ordenshanses  büdet,  nnd  dnrch  die  kirchliche  Einsetzong 
des  gewählten  Klosterobem  so  wenig  entbehrlich  wird,  als 'die  Ton 
der  bisehöfliclien  Yersammlung  des  Jahres  1856  ausdrücklieh  beibe- 
haltene Einfülirung  des  canouisch  instituirten  Beneficiaten  in  den 
Besitz  des  Pfründenvermögens,  zumal  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt, 
dass  dem  verantw^ortlichen  Vermögens  Verwalter  das  zu  verwaltende 
Gut  ordnungsmässig  übergeben  werde. 

•  Da  es  femer  dem  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  obliegt, 
die  geschehene  canonische  Wahl  eines  lebenslänglichen  Klosterobem 
Allerhöchsten  Ortes  zur  Kenntniss  zu  bringen,  so  ist  bei  der  Erstat- 
tung des  diesftlUgen  allerunterthftnigsten  Vortrages  die  Erwähnung 
der  vorzüglichsten  Daten  des  Vorlebens  und  der  bisherigen  öffentlichen 
Wirksamkmt  des  bestellte  OrdensTorstandes  kaum  zu  umgehen,  und 
wird  die  Mittheilung  dieser  Daten  von  Seite  des  betreffenden  Bischof^ 
um  so  weniger  beanständet  werden  als  es  dabei  durchaus  nicht  um 
die  Eröffnung  der  Motive  zu  thun  ist,  welche  die  Wähler  zur  Wahl 
einer  bestimmten  Person  zum  Ordensvorstande  bestimmt  haben  mögen. 

175)  (M.'Mimsieriakrla88  wm  J93.  Deeember  1859,  Z  18,705., 

uk  die  StatCbalierei  im  I^Qslenlaiide,  . 
betrefflnid  die  AaftMlime  von  GymnasialschOlem  in  das  Triester  KlerOtalseiDinariuiii. 

HGt  dem  hierftmtlichen  Erlasse  ixm  28.  September  1849,  Z. 
-^-t  n&d  die  Bedingungen  dürgelegt  word^en,  anter  denen  die  Ke- 


Digitized  by  Google 


ii&  VeHng,  0«flCerr.  Veronln.  Über  VemOgeniMNI.  ätdtimg  dii  Klents. 

gionBg  zit  dem  Beatande  moB  KlerikalsomiiiiiriiuDS  za  Triest  mitsii- 
«irkea  gedealrt.  Es  BoXLea  in  demselben  höchstens  zehn  Theologen 
des  vierten  Jahrganges  An&^me  finden  und  falls  diese  Zahl  nidit 
erteioht  werden  aoUte,  fttr  die  Abgängigoa  ans  den  zum  Unterhalte 
der  zehn  Alumnen  bezeichneten  Geldmitteln  der  Betrag  von  200  IL  CM. 
pr.  Kopf  dem  Görzer  Ceiitialseminarium  überlassen  werden. 

Nach  dem  jenseitigen  Berichte  vom  30.  November  1859,  Z. 
18,007.,  dessen  Beilagen  zurückfolge u,  hat  der  Herr  Bischof  von  Triest 
im  laufenden  Schuljahre  nebst  fünf  Priesterstandscandidaten  des 
vierten  theologischen  Jahrganges  fünf  Gymnasialschüler  in  das  Kleri- 
kalseminarinm  aufgenommen,  von  denen  drei  der  vierten,  zwei  der 
sechsten  Classe  des  Triester  Gymnasiums  angehören.  Zum  Unterhalte 
derselben  soUen  die  fOr  das  Klenkalseminarinm  gewidmeten  Geld- 
mittel in  Yerwendnng  kommen. 

Bei  dem  Umstände  als  die  Verwendung  der  für  Elenkalseminap 
rien  bestimmten  Dotationen  für  Gynmasialschüler,  die  sich  dem 
Priesterstande  widmen,  bei  den  zahlreichen  derartigen  Ans])rüchen 
der  Bischöfe  Summen  erfordern  würde,  die  der  Keligionsfoud  nicht 
bestreiten  kann,  muss  man  eine  solche  Verwendung  grundsätzlich  für 
unzulässig  erklären ;  es  können  daher  auch  in  dem  vorliegenden  Falle 
die  von  dem  Bischöfe  von  Triest  in  Anspruch  genommenen  Kosten  aas 
dem  Religionsfonde  nicht  bewilliget  werden,  zumal  unter  den  obwal« 
tenden  Verhältnissen  die  unabweisliche  Nothwendigkeit  obwalte|,  wo 
prSliminirte  Ausgabsmbriken  theilweise  eine  Verminderung  erfhhren, 
die  bezüglichen  Betrftge  wirklich  in  Erspanmg  zu  bringen,  nicht  aber 
spforl  in  anderer  Weise  zu  verwenden. 

Bloss  um  die  Verlegenheiten  hintanzuhalten,  die  entstehe  icör- 
den,  wenn  die  yoreilig  in  das  Klerikalseminarium  aufgenommenen 
fünf  Gyiiinasialschüler  ohne  alle  Unterstützung  blieben,  wird  ausnahms- 
weise zugestanden,  dass  aus  den  in  dem  Eingangs  hezogenen  hier- 
ämtlichen  Erlasse  bezeichneten  Dotationsmitteln  des  Triester  Klerikal- 
seminariums  für  jeden  der  in  Rede  stehenden  Gymnasialschüler  wäh- 
rend des  Schu\jahres  1859—00  zur  Bestreitung  der  Unterhaltungs- 
kosten der  Betrag  von  150  fl.  ö.  W.  angewiesen  werde,  von  welchem 

Betrage  überdies  das  Stipendium  des  Joseph  0  abzureclmen 

kömmt. 

EcTwird  unTermeidlich  sein,  zu  Gunsten  dieser  Schüler,  wenn, 
sie  dem  gewählten  Berufe  treu  bleiben  und  befriedigende  Fortschritte 
machen,  auch  während  der  weiteres  Jahre  ihrer  Gymnasialstudien 

dieselbe  Begünstigung  zuzuwenden;  jedoch  ist  dem  Bischöfe  zu  be- 
deuten, dass  sie  anderen  Gymnasialschülern  auch  dann,  wenn  er  ihnen 
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die  Aufiiabme  in  sein  Elerikalsemiiiar  gewähren  sollte,  in  kemem 
Falle  bewilligt  werden  kdnnte. 

176)  (M.'Mim8tenalerlas8  wm  3.  Jämer  1860,  Z.  20,018-1859^ 

an  die  Staühalierei  In.  NiederOs(«rretcb, 

womit  erkUrt  wird,  dass  durch  die  Mierböchsle  Entacliliessaiif:  vom  8.  Oi tober 
1858  in  den  Bestimmungen  Ober  Kircben-  and  Scbnlbaoconcorrens  eine  Aendemng 

nifibt  herbeigefQbrt  wurde*)- 

In  den  Bestunmnngen,  welche  bei  der  Bemessung  der  den  Bjt- 
cben-  nnd  Schnlpatronen  obliegenden  Banconcnrrenzleistangen  znr 
Bichtschnur  dienen,  ist  durch  die  Allerhöchste  Entschliessnng  vom 

3.  October  1858  eine  Aenderimg  nicht  herbeigefühtt ,  vieliyiehr  in 
demselben  angedeutet  worden,  dass  hierwegen,  bis  diese  Angelegenheit 
mit  Rücksicht  auf  das  Kiiclieiigesetz,  die  Landesgewohnheiten  nnd  die 
durcligcluhrte  Giundentlastung  neu  geordnet  sein  wird,  die  dermalen 
zu  Keclit  bestehenden  Vorschriften  massgebend  bleiben.  Mit  Rück- 
sielit  auf  den  hierämtlidien  Erlass  vom  22.  October  1859,  Z.  15,955., 
gilt  dasselbe  hinsichtlich  des  Einflusses  der  Eirchenpatrone  auf  die 
Verwaltong  des  Pfründen-  nnd  GotteshausTermOgens,  bis  man  in  dar 

Lage  seiii  wird,  der  k.  k  in  Betreff  dieser,  mit  der  Bancon- 

currenzfirage  in  keinem  nothwendigen  Zusammenbange  stehenden  An- 
gelegenheit anderarüge  Weisungen  zu  ertheilen. 

Da  femer  mit  dem  bezogenen  hierftmtlichen  Erlasse  nur  erklftrt 
-  wurde,  dass  die  Nothwendigkeit  einer  allgemeinen  Kundmachung  der 
in  dem  Wiener  Provinzialconciliuni  enthaltenen  Vorschriften  über  die 
Verwaltung  des  Kirchen-  und  PfründenverniOgens  enthaltenen  Vor- 
schriften nicht  vorliege,  so  steht  nichts  im  Wege,  dass  die  mit  dem 
jenseitigen  Berichte  anhergelaugte  Eingabe  in  der  oben  bezeichneten 
Bichtung  erlediget  werde. 

177)  CuU,'Mmi^malerla88  tfom  8,  Jänner  1860,  Z. 

an  den  LandeaprSsidenten  in  Salzburg, 
bette ITend  die  Einflussnabme  der  kaiserlicben  Behörden  und  PrivatpaUrone  auf  die 

Kirtbanvermftgens-Verwaitang. 

Nach  der  von  Eurer  ausgesprochenen  Ansicht  wäre  nodi 

KU  wünschen,  dass  in  dem  Herzogthume  Salzburg  den  Organen  der 

Staatsvenvaltnng  nicht  jede  Binflussnahme  auf  die  Detailgebarung  mit 

dem  Kirclien-  und  Stiftnngs vermögen  entzogen  werde,  weil  die  Vor- 
aussetzung, dass  in  dem  erwähnten  Kronlande  für  die  Bestreitung  der 
kircblicheu  Bedürfnisse  Unterstützungen  aus  dem  Staatsärar  nicht 

I)  Man  vgl.  aber  jetzt  Archiv  Xill.  IIS  ff, 
AnklT  Ar  Klrchurecfet.  XTUt.  9 
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beansprucht  werden,  schon  dermalen  nicht  ganz  zutrifft,  noch  weniger 
aber  in  Hinkunft  wird  festgehalten  werden  können,  wenn  nämlich 
durch  den  sich  mehrenden  Bedarf  die  damaligen  Lieberschüsse  des 
Erträgnisses  des  Vermögens  einzelner  Kuchen  gänzlich  absorbirt 
sein  werden,  für  welchen  Fall  die  Aushilfe  des  Cameralfondes  in  Aus- 
aicht  gestellt  ist.  . 

Femer  beantragen  Eure  .  . . .  ,  dass  in  dem  Herzogthume  Salz- 
burg das  landesfurstliche  Patronatsrecht  ganz  aufgegeben  und  daselbst 
die  Leistung  der  Concurrenz  zur  Bestreitung  der  Kirclien]>e(lürfnisse 
geregelt  werde,  worauf  erst  die  Organisirung  der  Verwaltung  des 
P&ünden-  und  Gotteshausvermögens  stattzufinden  hätte. ' 

Allein  der  Herr  Ftirsterzbischof  von  Salzburg  kann  nicht  ver- 
hindert werden,  diese  Verwaltung  in  seiner  ErzdiOcese  so  zu  ordnen, 

wie  es  den  dermalen  gegebenen  Verbältnissen  entspricht  und  ich  ver- 
mag demselben  bei  seinem  Vorhaben  um  so  weniger  entgegen  zu  treten, 
als  Eure  selbst  einräumen,  dass  die  Bestimmungen  seiner  In- 
struction mit  der  seit  dem  Jahre  1850  mit  Zustimmung  der  kaiserlichen 
Behörde  bestehenden  Gepflogenheit  im  Einklänge  stehen  und  es  sich 
nicht  in  Abrede  stellen  Iftsst,  dass  derzeit  noch  der  zuletzt  im  Jahre 
1851  ansgesproehene  Grundsatz  gelte,  zufolge  dessen  keiner  Kirche 
des  landesfuistliehen  Patronats  ein  gesetzlicher  Ansprach  auf  ünter- 
statzungen  ans  dem  Staatsschatze  zusteht,  so  lange  bei  dem  Ertrag- 
nisse des  YermOgens  der  anderen  Eirchen  desselben  Patronats  ein 
üeberschuss  nachweisbar  ist,  wornach  die  bisher  in  einzelnen  Fällen 
aus  dem  Cameralfonde  gewährten  Unterstützungen  nicht  die  Natur 
einer  aus  dem  Patronatsrechte  lliessendeu  Leistung  haben,  sonderu  ein 
Ausfluss  der  Allerhöchsten  Gnade  sind. 

Da  femer  das  einfiiche  Aufgeben  des  seit  mehr  als  fänfidg 
Jahren  geäbten,  in  yorlieg^nden  Allerhöchsten  Entschliessui^en  ans- 
drflcklich  anerkannten  Patronatsrechtes  weder  von  dem  Herrn  Ffirst- 

erzbischofe  begehrt  wird,  noch  im  Interesse  der  Regierung  geboten 
erscheint,  überdies  der  Zeitpunkt  sich  nicht  bestimmen  lässt,  in  wel- 
chem die  in  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  3.  October  1858 
in  Aussicht  gestellte  neue  Ordnung  der  Concurrenz  zur  Bestreitung 
kirchlicher  Bedürfnisse  zur  Ausfuhrung  kommen  wird,  so  würde  es 
jedes  haltbaren  Grundes  entbehren,  wenn  ich  dem  erwähnten  Ober- 
hirten hinderlich  sein  wollte,  die  selbst  von  Eurer  unter  den 

noch  bestehenden  YeriiAltnissen  nicht  beanstandete  Instmetion  f&r  die 
Verwaltung  des  Vermögens  der  Kirchen  und  Pfrfinden  des  landes- 
fOrstlichen  Patronates  so  lange  zur  Geltung  zu  bringen,  ak  fttr  den 
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StaatBsdiatz  die  gesetzliche  Yerpflichtiug  zur  Oew&hning  von  Unter- 
stutzuDgeii  emzelner  Kirchen  des  erwähnten  Patronates  nicht  eintritt. 

Selhstverstftndlich  mfissen  den  Po^atpatronen,  ihlls  dieselhen, 
was  nicht  nachgewiesen  ist,  im  Herzogthnme  Salzburg  hei  Unznl&ng- 
lichkeit  des  Vermögens  ihrer  Patronatskirchen  das  Mangelnde  gans 
oder  zum  Theile  zu  decken  haben,  alle  den  Kirchenpatronen  in  der 
Allerhöchsten  Eiitschliessung  vom  3.  October  1858  vorbehaltenen  Be- 
fugnisse eingeräumt  werden. 

178)  CuiL'Ministerialerlass  vom  12.  Jämier  1860^  Z,  404,f 

an  die  Statlbaiterei  in  Galizien, 
betreffend  die  von  der  Gesellscliart  Jesu  Ober  die  als  Candiditen  aufgenoaunMien 

Ausländer  zu  liefernden  Ausweise. 

lu  Erledigung  des  Berichtes  vom  31.  December  1859,  Z.  55,209., 

/indet  man  der  k.  k  zu  eröfhen,  dass  die  Gesellschaft  Jesu 

niclit  jenen  Orden  beizuzählen  sei,  deren  Obern  dorch  den  hieiiinUiclien 
Erlass  yom  IL  October  1859.  Z.  verpflichtet  wurden,  über  Aus- 
länder, welche  sie  als  Candidateii  aufzunehmen  oder  zu  dem  Noviziate 
zuzulassen  beabsichtigten,  eine  mit  dem  Nachweise  ihrer  im  Auslande 
gemachten  Studie|i  ve];bundene  Anzeige  an  die  politische  Landesstelle 
zu  erstatten. 

Bezüglich  der  aus  dem  Auslande  kommenden  Oandidaten  oder 
Novizen  des  genannten  Ordens  ist  im  Sinne  des  bezogenen  Erlasses 
blos  darauf  zu  sehen,  dass  sie  die  f&r  den  Aufenthalt  der  Fremden  in 
Oesterreich  vorgeschriebenen  Bedingungen  erlBllen  und  in  die  zufolge 
der  Verordnung  der  bestandenen  k.  k.  vereinigten  Hofcanzlei  vom 
19.  März  1834,  Z.  7010.,  der  politischen  Landesstelle  vorzukgeuden 
Fersonalstaudsausweise  auljgeuommen  werden. 

179)  CM.-Ministenalerlass  vom  15.  Jänner  1860,  Z,  18,395.  und 

18y397'1859., 

an  die  fQnf  StaltbalterelabUieUliDsen  Ui  Ungarn, 

betreffend  die  Verpflichtung  der  Seelsoiger  zur  Entricbtoog  der  Commonaizu- 

seblftge. 

Es  wird  der  k.  k  in  Erläuterung  des  die  Gongrua-Er- 

gäjizung  für  die  durch  die  Steuerumlage  in  ihrem  systemmäsagen  Ein- 
kommen verkfirzte  Guratgeistlichkeit  betreffenden  diesortigen  Erlasses 

vom  13.  Mai  1858,  Z.  2893.,  hiermit  bedeutet,  dass  fBr  die  Entrich- 
tung der  Communalzuschläge  durch  die  Seelsorger  die  Anordnung  des 
k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  5.  October  1858,  Z.  14,113., 
massgebend  sei,  nach  welcher  den  Seelsorgern  die  Verpflichtung  zur 

9* 
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EntriclitaDg  dieser  Commtinalziiscliläge  nor  in  soferne  obliegt,  als  da- 
dnreh  ihie  systemnfkässigen  Bezüge  nicht  verkürzt  werden. 

180)  Cidt'Ministerialerlass  vom  25.  Jäuni^r  Jf<(}(\  Z,  20^4:6-1859.^ 

an  die  Stattbalterei  in  Steiermark, 
betreffend  die  Niehl einrechnunar  der  Au«;la,2rpn  pro  sartis  tertis  in  die  behufs  der 
Erlangung  einer  Congrua-Ergänzung  verlasstcn  prrDndeneinkommens-Fassionen. 

In  Erledignng  des  Berichtes  vom  21.  Juli  1859,  Z.  12,229., 
findet  man  der  k.  k  nnter  Bflckschluss  der  Beilagen  zu  bedeu- 
ten, dass  in  Hinkunft,  wo  es  sich  um  die  Ergänzung  der  Congrua 
eines  geistliehen  FfrOndnere  aus  dem  Beligionsfonde  handelt,  von  dem 

zu  diesem  ßchufe  nachgewiesenen  Pfrüiideneinkonimen  auch  in  dem 
jenseitigen  Verwaltungsgebiete  jene  Auslagen  nicht  in  Abzug  zu  brin- 
gen sein  werden,  welche  der  geistliche  Pfründner  iiacli  Massgabe  des 
§.  3.  des  mit  dem  Decrete  der  bestandenen  k.  k.  Hofcanzlei  vom 
18.  Juni  1807,  Z.  11,497.,  füi-  Steiermark  und  Kärnthen  genehmigten 
Bauconcurrenznonnales  zu  bestreiten  hat,  weil  nach  dem  Wortlaute 
dieses  Normales  die  Herstellung  solcher  Reparaturen  den  kirchlichen 
PfiHndnem  obliegt,  ohne  Bücksicht,  ob  sie  einen  Oongrua-Ueberschuss 
haben  oder  nicht,  somit  als  eine  mit  dem  Genüsse  des  'Ffrfindenein- 
kommens  verbundene  persönliche  Last  des  Pfründners  sich  darstellt. 

Dadurch  werden  übrigens  die  bestehenden  Vorschriften  über  die 
Ter&ssung  der  Pfrfindeneinkommensausweise  nicht  berührt,  indem 
es  sich  lediglich  darum  handelt,  dass  der  in  diesen  Ausweisen  vor- 
kommende Ausgabsposten  auf  die  Erhaltung  der  sarta  tecta  ausser 
Beachtung  bleibe,  wenn  auf  Grund  solcher  Ausweise  eiue  Ergänzung 
der  Congrua  erwirkt  werden  solL 

181)  CuU.'Ministerialerlass  vorn  9.  Februar  1860,  1854,, 
an  den  Bischof  rit.  iat.  in  Grosswarileiii, 

betreffend  die  Zuwendnog  der  Privatbibliotheken  verstorbener  Domherren  an  die 

CapirelbibIio(hp|(. 

Indem  man  das  aäher  mitgetheilte  Statut  des  griechisch-katho- 
lischen Domcapitels.  von  Grosswardein  ddo.  31.  December  1859,  zu- 
folge dessen  die  Privatbibliotheken  verstorbener  Domherren  der  Capitel- 
hibliothek  zugewendet  werden  sollen,  zur  Kenntniss  nimmt,  findet  man 

♦lediglich  zu  erinnern,  dass  nach  Massgabe  des  Decretes  der  ungarischen 

Hofcanzlei  vom  14.  December  1821,  Z.  15,430.,  diese  Bestimmung 
dann  eine  Ausnalime  erleiden  müsse,  wenn  der  sonstige  Nachlass 
eines  verstorbenen  Domherren  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  dessel- 
ben nicht  ausreichen  sollte.  Behufs  der  Geltendmachung  des  in  Ilede 


^  kju.^cd  by  Google 


.  Colt-Ministerialerlaflse  vom  9.  ood  21.  Februar  1860.  133 

stehenden  Statutes  bei  sich  ergebenden  Verlasseiischaftsabhandliingeii 
Tersiorbener  Domherren  enthält  der  mit  dem  hieiftmilichen  Schreiben 
vom  15.  September  1859,  Z.  12,535.,  mitgetheilte  Jnstizministeiialer- 
lass  vom  12.  August  1859,  Z.  10,836.,  die  erforderlichen  Andeutungen. 

182)  OM^.-Jffm8^ma^7<»9  wm  9.  Fßbrmr  1860,  Z,  19!i$.^ 

an  sfimmtliche  Understellen, 

betrelTend  die  Miubeilung  der  BaaprSliminare  von  Religionsfondsgatern  von  Seite 
der  Finanzlandesbetiörden  an  die  LSndersteüen. 

Im  Nachhang^e  zu  dem  hieroitigen  Erlasse  vom  22.  Juli  1859, 
Z.  11,012.,  wird  der  k.  k  erölfnet:  dass  das  k.  k.  Finanzmi- 
nisterium im  hierortigen  Einvernehmen  der  dortigen  Finanzlandesbe- 
hdrde  mit  £rlass  vom  27.  Jänner  1860,  Z.  3852.,  bedeutet  habe,  dass 
es  von  der  mit  dem  Finanzministerialerlasse  vom  14.  Juli  1859., 
Z.  28,641.,  in  Bezug  der  Baulichkeiten  der  Beligionsfondsgftter  vor- 
gezeichneten  Modalität,  womach  bei  jeder  einzelnen  BauHchkeit  vor- 
läufig das  Einvernehmen  mit  der  Landesstelle  angeordnet  war,  abzur 
kommen  habe,  dass  in  Zukunft  blos  die  für  BeligionsfondsgAter  zu 
verfassenden  jährlichen  Ba\ipräliminarien  mit  gehöriger  Motivirang 
von  Seite  der  Finanzlandesbehörde  der  Laudesstelle  zur  Eröffnung 
ihrer  Ansichten  mitgetheilt,  und  die  betreffenden  Bauherstellungen 
nach  erfolgter  Genehmigung  der  Jahresvoranschläge  nach  Massgabe 
und  ohne  Ueberschreitung  der  hiezu  bewilligten  Bauäummen  in  bis- 
heriger Weise  in  Ausführung  gebracht  werden. 

183)  CulL'Ministerialerlass  vom  21.  Februar  1660,  Z. 

ao  dfe  Stattbatterei  In  Galizien, 

betreffend  die  Aofkiabroe  von  Candidafen  vor  vollendeter  secbsler  Gymnasialclasae 

fn  getetliehe  Orden. 

Nach  dem  Artikel  ]^Viii.  des  Goncordates  kann  den  Vorständen 
geistlicher  Orden  nicht  verwehrt  werden,  in  Oemäasheit  der  in  dem 

hieriimtlichen  Erlci.>.se  vom  27.  Juni  1859,  Z.  ,  angedeuteten  Vor- 
schriften des  heiligen  Stuhles  die  darum  Ansuchenden  ins  Novi^t 
und  zur  Gclübdeablegung  zuzulassen. 

In  Ansehung  dessen  steht  auch  nichts  im  Wege,  dass  der  Vor- 
stand der  galizischen  Provinz  des  Beformateuordens  in  diesen  Jüng- 
linge aufhehme,  welche  die  sechste  Clasae  des  Gymnasiums  noch  nioht 
zurückgelegt  haben. 

Wenn  aber  f&r  den  Unterhalt  der  Glieder  des  genannten  Ordens 
die  durch  die  Allerhöchste  Entschliessung  vom  26.  October  1847  zu- 
gesagte Beihilfe  des  Beligionsfondes  in  Anspruch  genommen  werden . 
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will,  so  kann  dieselbe  nach  Massgabe  der  Allerhöchsten  Entschliessung 
vom  10.  September  1812  nur  für  solche  Ordenscandidaten  gewährt 
werden,  welche  die  vollendeten  Studieu  der  ersten  sechs  öymnasial- 
classen  nachzuweisen  vermögen. 

Dies  hat  sich  die  k.  k  für  die  ihr  zufolge  des  hierämt- 

liehen  Erlasses  yom  11.  October  1859,  Z:      ^  obliegenden  AmtshaDd- 

hingen  gegenwärtig  zu  halten  and  hiernach  die  Eingabe  des  erwähnten 
Ordensprovinzials  zu  erledigen. 

184)  (Mt.'Miin8tetialerla88  vom  U.  Feitrmr  1860,  16,909-1859., 

an  die  kroailsdi-slawoiiisciie  Stattbtlterei, 

betrefflnMl  die  FIflssIgiiMichiiiig  der  BesOge  des  MscUliclien  Tiears  der  grieeliisch- 
katholischen  Kreotser  ÜlOcese  in  Slawenlen. 

InBesiehung  anfdie  mit  dem  Berichte  vom  11.  August  1859, 

Z.  12,319.,  in  Betreff  der  Flüssigmachung  des  Competenzbeznges  jähr- 
licher 735  ä.  54Y4  kr.  C.  M.  für  den  neueniannten  bischöfliclion  Vicar 
für  Slawonien  der  griechisch-katholischen  Kreutzer  Diöcese,  Xicolaus 

H  ,  erstatteten  Aufklärungen  wird  der  k.  k  bedeutet, 

dass  bei  Pfründen,  wo  eine  canonische  Investitur  nicht  stattfindet, 
der  Beneficiengenuss  vom  Tage  der  üeberuahme  des  geistlichen  Amtes 
nnd  nicht  vom  Tage  der  Ernennnngsintimation  zu  beginnen  hat. 

In  sofeme  jedoch,  wie  es  den  Anschein  hat^  in  dem  yorli^n- 
den  Falle  der  Tag  der  Ernennnngsintimation,  nnd  jener  des  Amts- 
antrittes znsammenfoUen,  so  nnterliegt  es  keinem  Anstände,  dass  dem 

H  sein  Gehalt  jährlicher  735  fl.  54V4  kr.  vom  Tage  der  Er- 

nennungsintimation,  nämlich  Tom  21.  Mai  1858  angefangen,  ans  dem 
kroatischen  Religionsfonde,  welcher  im  Hinblick  auf  die  Fundation  und 
den  Bereich,  auf  welchem  sich  die  Wirksamkeit  des  Esseker  Vicariats- 
functionärs  erstreckt,  einzig  und  allein  dazu  berufen  erscheint,  aus- 
gefolgt werde.    Es  steht  jedoch  nichts  im  Wege,  dass  diese  Gebühr 

vorderhand  und  in  solange,  als  Vicar  H  noch  in  Dalmatien 

domicilirt,  ihm  bei  der  Landeshauptkasse  in  Zara  für  Bechnung  der 
Agramer  Landeshauptkasse  nnd  gegen  seinerzeitige  Gasseansgleichnng 
erfolgt  werde. 

Belangend  die  Frage,  oh  in  Folge  der  erhöhten  Genflsse  dee 

H  ihm  die  Personalzulage  jährlicher  150  fl.  nebst  40  fl.  C.-M. 

auf  Canzleispesen  eingestellt  werden  soll,  so  wird  dieselbe  dahin  be- 
antwortet, dass  bei  dem  Umstände,  als  diese  Remuneration  kraft 
Allerhöchster  Entschliessung  vom  20.  März  1836  demjenigen  Pfarrer 
der  imirten  Griechen  Dalmatiens,  welchem  die  höhere  bischöfliche 
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Vicariatqnnsdictioii  anYertrant  ist,  zukommt,  H  allerdings,  in 

solange  er  das  gedachte  Amt  bekleidet,  einen  rechtlichen  Ansprach 
daranfhat. 

185)  CuU.'Mini8ienalerla88  vom  9.  Märe  1860,  Z.  U^öSS-lSSB., 

an  die  Statthalterel  im  KOsienlande, 

betreffend  die  ConcurreDzpflicbt  der  Filialgemeinden  zu  den  Kirrlien-  und  Pfarr- 

baafen  der  Mutterkirrbe. 

Die  Statthalterei-Entscheiduug  vom  9.  Juli  1858,  Z.  8802.,  mit 
welcher  der  Gemeiinle  Comen  die  Concurrenzleistung  zu  den  Bauher- 
stellungen an  der  unter  dem  Patronate  des  Studienfondes  stehenden 
Pfarrkirche  in  Comen  mit  Ausschluss  der  Filialgemeinden  auferlegt 
wurde,  wird  im  Hinblicke  auf  die  Hofcanzleierlftsse  lom  4.  Jnli, 
U.  Angnst,  16.  KoTember  1834,  Z.  16,466.,  20,496.,  29,076.,  und 
Yom  21.  Juli  1837,  Z.  17,546.,  womach  Filialgemeinden,  welche  we- 
der einen  eigenen  Seelsorger  noch  dne  eigene  Kirche  haben  ^  gleich 
den  eigentlichen  Pfarrkindem  der  Mntterkirche  zu  den  Pfiurr-  und 
Kirchenbauten  derselben  beizutragen  haben,  Filialgemeinden  hingegen, 
welche  zwar  keinen  eigenen  Seelsorger  aber  doch  eine  eigene  Kirche 
haben ,  nur  zur  Concurrenz  bei  den  seelsorgerlichen  Gebäuden  der 
Mutterkirche,  nicht  aber  auch  bei  ihren  Kirchenbauherstellungen  ver- 
pflichtet sind ;  Filialgemeinden  endlich  mit  eigener  Kirche  und  eige- 
nem Seelsorger  von  jedem  Beitrage  zu  Pfarr-  und  Kirchenbauten  der 
Mutterp&rre  durchaus  befreit  sein  sollen,  aufrecht  erhalten  und  der. 
Ton  dem  Btirgermeister  von  Comen  dagegen  eingebrachte  MinisteiiaU 
recurs  als  unstatthaft  zurückgewiesen. 

186)  CidL'Mmsierk^^  vom  10.  Märe  1860,  Z,  B06Ü., 
an  die  Landesregierung  in  Sateburg, 

betreffend  die  Competenz  zur  Endjebune:  von  der  Intercalarrecbnongslegong. 
Nach  Artikel  XXXII.  des  Concordates  hat  das  Erträgniss  der 
erledigten  Pfründen,  in  soweit  es  bisher  üblich  war,  dem  aus  dem 
Staatsschatze  subventionirten  Religionsfonde  zuzufallen,  dessen  Qüter 
zufolge  Artikel  XXXI.  des  Concordates  von  der  kaiserlichen  Regierung 
im  Namen  der  Kirche  verwaltet  werden.  Hiemach  ist  durch  das 
Concordat  weder  in  Betreff  der  kirchlichen  Pfiranden,  deren  Mercahir- 
ertrSgniss  bisher  eine  Einkommensquelle  des  Beügionsfondes  bildete, 
noch  in  Betreff  der  Ermittlung  und  Feststellung  dieses  dem  genannten 
Ponde  zugehörigen  Erträgnisses  in  den  bestehenden  gesetzlichen 
Anordnungen  eine  wesentliche  Aenderung  herbeigeführt  worden.  Diese 
Sachlage  hat  in  den  Vorschriften  über  die  Verwaltung  des  Vermögens 
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elnzelDer  Eurchen  und  Ffirfinden  der  EradiOcese  Salzburg  iluneii  Ans- 
'  druck  gefunden,  indem  nach  §.  63.  ä&c  erwähnten  Vorschriften  die 

Erledigung  der  TntercalarrechnuDg  erst  dann  erfolgen  kann,  wenn 

dieselbe  von  Seite  der  politischen  Landesstelle  geprül't  und  genehmigt 
worden  ist. 

Dies  vorausgesetzt  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die 
Erledigung  der  Gesuche  mehrerer  Pfründenprovisoren  der  Erzdiöcese  • 
Salzburg  um  Enthebung  von  der  Intercalarrechnungslegung  zur  Com- 

petenz  der  k.  k  gehöre,  und  hiebei,  wie  auch  bei  der  Prüfung 

und  Genehmigung  der  Interealarrechnungen  erledigter  kirchlicher 
Pfirflnden,  nach  Massgahe  der  bestehenden  Vorschriften  vorzugehen 
sein  werde. 

187)  Cfat.-Mmi8tmaUrla88  vom  16.  Märg  1860,  Z, 

an  die  Statlbatterei  in  Nlfdertsterrelcli, 

betreinend  die  Bediogangen  der  Aoftaalune  von  Candfdaten  ta  den  Franxtseaner- 

Ordfn. 

In  Erledigung  des  Berichtes  findet  man  der  zu  erOffhen, 

dass  allerdings  den  Vorständen  geistlicher  Orden  nicht  verwehrt  sei, 
in  Gemässheit  der  in  dem  hierämtlichen  Erlasse  vom  27.  Juni  1859, 

Z.         angedeuteten  Vorschriften  des  heiligen  Stuhles  die  darum 

Ansuchenden  ins  Noviziat  und  zur  (Mübdeablegung  zuzu]assen,  in 
welchem  Anbetrachte  nichts  im  Wege  steht,  dass  der  Vorstand  der 
Oapistraner  Provinz  des  Prandscanerordens  in  diesen  Jönglinge  auf- 
nehme, welche  die  sechste  Classe  des  Gymnasiums  noch  nicht  zurück- 
gelegt haben. 

Wenn  aber  für  den  Unterhalt  der  Glieder  der  genannten  Or- 
densprovinz die  Beihilfe  des  Religionsfondes  in  Anspruch  genommen 
werden  will ,  so  kann  dieselbe  nach  Massgabe  des  Hoicanzleidecretes 
vom  24.  Jänner  1811,  Z.  1010.,  in  wieferne  es  sich  um  Ordenscan* 
didaten  handelt,  die  für  den  Priesterstand  bestimmt  sind,  nur  dann 
gewährt  werden,  wenn  solche  Gandidaten  die  vollendeten  Studien  der 
eisten  sechs  Gymnasialclassen  nachzuweisen  vermögen. 

Diese  durch  das  Concordat  nicht  berührte,  somit  in  Hinkunft 
zu  beachtende  Vorschrift  des  bezogenen  Hofcanzleidecretes  wäre  auch 
bei  der  Erledigung  des  rückfolgenden  Gesuches  des  Vorstandes  der 
Oapistraner  Provinz  des  Franciscauerordens  vom  3.  November  1859 
um  so  mehr  wahrzunehmen  gewesen,  als  in  diesem  Gesuche  in  keiner 
Weise  sich  angedeutet  tinde,  dass  einzelne  der  aufzunehmenden  Gan- 
didaten für  den  Stand  der  Laienbrüder  bestimmt  sind,  indem  sie  der 
Provinzial  ausnahmslos  als  Kleiikercandidaten  bezeichnet,  wobei  nicht 
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mibmerkt  bleiben  kann,  dass  der  grOesere  Th'eil  derselben  nicht  ein- 
null  hinsichüich  des  sittlichen  Betragens'  aJs  besonders  empfthlens- 
werth  geschildert  erseheint. 

1^  Erlasa  des  I^noMministenims  vm     Märg  1860,  Z,  15,037^ 

an  die  Finanzlandesdirections-Abtbellangai  In  Mm,  Piessburg,  Oedenbarg,  Ka- 
BdMo,  Grosswardeiii,  dam  an  die  k.  L  FhMoilaiid^lKctiaiieD  in  Temeavir, 

AQraoi,  Hemannstadt, 

betrelTend  die  Einbriiang  von  PhUndeDverleibiiiisalaxen  und  die  in  der  AmUeorre- 
spondeof  mit  den  Bischöfen  za  beobachtende  Coartoisle. 
(Ward«  bflim  Cidt-MiD.  rab  Z.  .4718.,  vom  Jahre  1860  snr  Keimtiilas  genommen.) 

Der  Bischof  von  Raab  hat  im  Wege  k.  k.  ^lini^iteriuins  für  Cultus 
und  Unterricht  zur  hierortigen  Kenntniss  gebracht,  dass  dermal  in 
Ungarn  auch  die  Pfarrer  landesfurstlichen,  Religions-  oder  Studien- 
fondspatronates  zur  Entrichtung  der  Pfründenverleihungstaxe  heran- 
gezogen werden,  obgleich  das  daselbst  noch  in  Geltung  stehende  Tai- 
normale  vom  Jahre  1811  die  ausdrückliche  Bo^^tiinmnn?  enthält,  dass 
die  ][atboli8chen  Pfarrer,  weil  dieselben  nicht  collationis  regiae  sind, 
heine  Taxe  zn  entrichten  haben^ 

Die  Einandandesdirection  wird  anfgefordert,  zn  erheben^  ob 
dorüands  bei  Verleihnng  von  Pfrfinden,  welche  nicht  collationis  regiae 
sind,  Taxen  vorgeschrieben  und  eingehoben  worden  sind,  im  bejahenden 
Falle  aber  die  Taxvorschreibung  löschen,  und  die  etwa  schon  eingeho- 
benen Beträge  zurückstellen  zu  lassen. 

Das  Ergeh niss  der  Erhebung,  sowie  die  hierüber  getroflfene  Ver- 
fügung ist  anher  anzuzeigen. 

Aus  Anlass  einer  vorgekommenen  Beschwerde,  dass  die  Finanz- 
behörden in  ihrer  Amtscorrespondenz  mit  den  Bischöfen  nicht  die  dem 
bischöflichen  Stande  entsprechende  Curtoisie  beobachten,  wird  der  Fi- 
nanalandesdirection  nach  hierüber  gepflogener  Bücl^sprache  mit  dem 
k.  k.  Mnisterinm  fSr  Cultus  und  Unterricht  zur  eigenen  Damach- 
achtung und  Belehmng»  der  ünterbehörden  bekannt  gegeben,  dass  die 
Bischöfe  in  der  Amtscorrespond^  mit  »Hochwürdigster  Bischöfe  und 
»Eure  bischöflichen  Hochwflrdenc  anzureden  sind. 

189)  Cull-Mnisterialerlass  vom  23.  MSirg  1860,  Z,  3517., 

«n  die  fünf  Statiballereiabtlieilungen  in  Ungarn,  die  Stattbalterei  in  Teroesvär 

and  an  die  Landesrefrierong  In  Kraia, 
betrelTend  die  Abnahme  von  GebQhren  fDr  MatrlkaoslLttnfle  in  KecmtlniDga-An- 

gelegenhelten. 

Aus  den  über  die  Ausführung  der  HeeresergSnznng  bei  dem 

Miuisterium  des  Inueru  eingegangenen  Berichten  ist  Torgekommen, 
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dass  Ton  einzelnen  Seelsorgern  fär  die  Ausfertigung  der  im  §.  15.  des 
proviflonachen  AmtBimtenichtes  zur  AoBÜBbrnog  des  Qeseties  Aber 
Ergänzung  des  Heeres  vom  29.  September  1858  beieicbneten  Behellb 
zur  Befreiung  von  der  Pflicht  zum  Eintritte  in  das  Heer,  überspannte 
Gebühren  In  Anspruch  gen<mnnen  wiwden  sind.  Üm  derartigen  ün- 
zakömmlichkeiten  vorzubeugen,  haben  bereits  mehrere  Erzbischöfe 
und  Bischöfe  an  ihre  Geistlichkeit  die  Verfügung  erlassen,  dass  für 
die  Verabloigung  der  erwähnten,  nach  dem  Muster  der  Beilage  5. 
des  bezogenen  Amtsunterrichtes  auszufertigenden  Auskünfte,  wenn 
gleich  dieselben  mehrere  zu  einer  und  derselben  Familie  gehörige 
Personen  nmflEUsen,  von  den  solche  Auskünfte  benöthigenden  Privat- 
personen nur  die  einfache,  für  die  Ausstellung  eines  Matrikscheines 
zulässige  Gebühr  abgeheischt,  armen  Parteien  aber  die  in  Bede  ste- 
henden Auskünfte  ganz  gebührenirei  ausgestellt  werden. 

Damit  dieser  erst  in  einigen  Inschüflichen  S]nrengeln  angeord- 
nete Vorgang,  wie  es  sehr  zu  wünschen  ist,  allgemeine  Geltung  er- 
lange, und  der  oben  angedeuteten  ünzukömmlichkeit  wirksam  vor- 
gebeugt werde,  hat  die  k.  k  die  Bischöfe  des  unterstehenden 

Verwaltungsgebietes  dahin  anzugehen,  *dass  sie  die  Seelsorger  anwei- 
sen, bei  der  Abnahme  von  Gebühren  für  die  Ausfertigung  der  von 
Privatpersonen  nach  §.  15.  des  provisorischen  Amtsunterrichtes  zum 
Heeresergänzungsgesetze  aus  den  Matriken  beizubringenden  Auskünfte  ^ 
die  vorerwähnten  Bestimmungen  sich  gegenwärtig  zu  halten,  in  kei- 
nem Falle  aber,  auch  wenn  ron  nicht  amen  Parteien  um&ssendere 
Auskünfte  dieser  Art  benOthtgt  werden,  dafSr  eine  den  Betrag  Ton 
2  fi.  ü.  W.  übersteigende  Gebühr  in  Anspruch  zu  nehmen. 

(ForteeUung  folgt.) 
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Üeber  das  Recht  zur  Besetzung  der  Elementarlehrerstenen  im 
*  prenssischen  Antheile  der  Diöcese  Breslau, 

vom  fQrstbischOflichen  Consistorialraih  F.  Srhuppe  zu  Breslau. 

Bei  jedem  Amte  ist  es  bekanntlich  Regel,  dass  derjenige,  welchem 
das  Anstellungsrecht  zusteht,  auch  den  Anzustellenden  beruft,  dass 
überhaupt  die  Besetzung  dfis  Postens  ?on  dem  hierzu  Berechtigten  durch 
Berufung  und  Ernennung  des  neuen  Beamten  vollzogen  wird.  Von 
dieser  Begel  gibt  es  aber  in  Folge  gewisser  BeohtsrerhalinisBe,  insbe- 
sondere des  Patronais,  Ansnahmen  bei  der  Besetzung  ?on  geistlidien 
Aemtem  und  yon  Lehretstellen  in  der  Art,. dass  bei  der  Anstallnng 
die  iwei  Momente  der  Bemfting  und  der  Bmennung  zu  unterscheiden 
sind  und  hftufig  einem  Berechtigten  die  Berufung  (Denomination, 
Präsentation),  dem  Anderen  die  Ausfertigung  der  Aasteilungsur  künde, 
die  Bestätigung  des  Berufenen  zusteht. 

Das  Recht  zur  Anstellung,  also  zu  derselben  in  beiden  Momen- 
ten, sofern  nicht  einem  Dritten  das  Berufungsrecht  zusteht ,  und  zur 
Ausfertigung  der  Anstellungsurkunde,  sofern  ein  Präsentationsrecht 
vorliegt,  gebührt  in  der  Diöcese  Breslau  seit  unvordenklicher  Zeit  in 
Betreff  der  Slementarlehrerstelien  der  kirchlichen  Oberbeh<yrde,  dem 
Bftrstbischof ;  in  der  sanctio  pragmatica  von  1699  führt  der  Ffirst- 
Inschof,  Curftot  Franz  Ludwig, >  die  Anstellung  und  Absetzung  der 
SchuUehrar  ab  dne  der  dem  Qeneral-Yicar  Übertragenen  Functionen 
auf;  dieser  Bechtszustand  ist  unter  preussischer  Herrschaft  in  Betreff 
der  Anstellung^)  nicht  geändert,  vielmehr  theils  mit  den  übrigen 
Rechten  der  Kirche  zusammen,  theils  besonders  und  ausdrücklich 
bestätigt  worden. 

Unter  Friedrich  d.  Gr.  wurde  die  Wahrung  des  status  quo  der 
Kirche  in  Schlesien  wiederholt  garantirt,  so  z.  B.  durch  die  Breslauer 
Friedenspräliminarien  vom  17.  Juni  1742 ;  den  Hubertsburger  und  den 
Teschener  Frieden;  in  letzterem  wird  die  Erneuerung  des  Westphä- 
lischen  Friedens,  welcher  die  Schulsachen  bekanntlich  als  annexa 
exercitü  rdigionis  bezeichnet,  ausdrUcUieh  ausgesprochen.  In  der 
Oab.-Oidre  vom  20.  April  1754,  welche  f&r  die  nidit  im  Beglem^t 
de  gravaminibus^  erledigten  Punkte  das  ^ahr  1740  als  NormaQahr 
erklärt,  spricht  König  Friedrich  II.  aus,  dass  seine  Intention  »niemals 
dahin  gegangen,  demjenigen,  wozu  der  Bischof  von  Breslau  und  des- 

1)  Das  Yerfabren  bei  der  Absetzong  ist  später  anders  geregelt  worden, 
t)  Die  Sdmlaadien  sind  dirln  nidit  crwlbnt,  es  bUeb  also  bei  dem  Zn- 
stande  vor  dem  Noraialfabr  1740. 
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Ben  naehgesetari»  Clerisey  dazamal  (vor  1740)  wirklich  berediiigt  ge- 
wesen, das  geringste  zu  entdehen.c  Die  sp&tere  SchulgesetiBgebimg 
hat  sieh  Üher  die  Rechte  des  Fürstbischofs  speciell  yerbreitet.  In  der 

C ab. -Ordre  vom  12.  September  1800,  mit  welcher  dem  Fürstbischof 
Joseph  >das  Schulre^dement  für  die  Universität  Breslau  und  die  da- 
mit verbundenen  Gymnasien  vom  20.  Juli  1800«  übersendet  wurde, 
heisst  es  ausdrücklich: 

Die  Gerechtsame  Euer  Liebden  als  Ordinarü  sind  dabei  onyer- 
kärzt  geblieben. 

In  der  That  sind  dieselben  im  §.  19.  dieses  Reglements  ans- 
drflcldieh  gewährleistet: 

Da  wir  nicht  gemeint  nnd,  dnrch  gegenwartiges  Reglement  die 
gegründeten  Rechte  des  Bischof^  als  Ordinarü  m  schm&lem, 
so  bleiben  ihm  selbige  sowohl  in  Absieht  der  geistlichen  Lehrer 
des  bishorii^en  Instituts,  als  auch  in  Absicht  der  anderen  niede- 
ren ScJi/iIcv.  deren  Besetzung  und  Visitafion  vorbehalten. 
lu  §.  n.  der  Instruction  zu  diesem  Reglement  wird  gesagt,  dass  in 
Betreff  der  Stadt-  und  Landschulen ,  die  nicht  zu  dem  ehemaligen 
Schulinstitute  gehören,  (das  sind  dif  In  Rede  stehenden  niederen), 
nur  der  Disciplinar-  und  pädagogische  Theil  vor  die  Schuldirection 
gehört;  dann  heisst  es  weiter,  es  »yerbleibt  die  Auswahl  unter 

mehreren  tangüdien  Snbjecten  sn  Ifehrem,  deren  Anstellnng  dem 

Herrn  Fdrstbischof  Ton  Breslau  überiassen  und  es  hat  daher  die 

Schnldirection  alle  dahin  gehörige  Sachen  &n  ihre  Ressorts  abzngeben.c 
Das  Schnlreglement  Ton  1801  hat  hieran  nichts  geändert;  ebenso  sind 
dem  Fürstbischöfe  durch  die  Geschäftsinstruction  für  die  Regierungen 
vom  23.  October  1817  keine  Rechte  genommen  worden,  vielmehr 
wurden  die  Regierun^^en  in  §.  18.  angewiesen,  i>bei  Ausübung  ihrer 
Competenz  den  Einiluss  gehörig  zu  berücksichtigen,  welcher  bei  den 
römisch-katholischen  Kirchen-  und  Schalsachen  dem  Bischöfe  gesetz- 
nnd  verfassung^ässig  zusteht«  u.  s.  w. 

In  der  That  ist  auch  das  beregte  Anstellangsrecht  bis  jetzt 
anangefochten  geblieben.  Anders  steht  es  mit  dem  Recht  zur  Be- 
rofong  oder  FrSsentation  des-Ldirers.  Dasselbe  gebührt  in  Schlesien 
dem  ffirehenpatron,  sofen\  ein  solcher  fiberhaupt  vorhanden  ist.  Dies 
ist  altes  Gewohnheitsrecht,  aber  constatürt  und  zum  geschriebenen 
Recht  gemacht  durch  das  »in  vim  pragmaticae  sanctionis  ertheilte 
Rescript«  Kaiser  Leopold  a  vom  1.  April  1702.  i)    In  Folge  eines 


1)  Atigediiicki  in  iler  „Sammliiiig  der  etc.  Privilegien,  Statuten,  Resrripten 
und  Pragmatisciieu  ISanciiooeo  des  Landes  Scblesieo."  XL.  l.  p.  237.  Leipzig  1736. 
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Streites  zwiachen.  dem  Genenl-VioariäirABit  und  den  kaiserUcben  Bfr- 

hdrden  lescribirte  der  Kaiser: 

etc.  Wann  wir  mm  nach  reifier  und  genügsamer  üeberlegaug  der 
Sachen,  allerguädigst  nicht  nachgeben  ktanen ,  daes  anf  solche 

Maass  und  Weise,  in  Unser  habendes  jus  Patrouatus  und  dessen 
Exercitiuni  eingegriffen  und  von  diesem  üble  Sequelen:  auch  der- 
gleichen gegen  unsere  treugeborsamsten  Fürsten  und  Stände, 
welche  in  ihren  Territoriis  und  Güttern  das  jus  Patronatus  haben, 
Yorzunelimen,  insküui'tige  gezogen  werden,  sondern  allergnädigst 
'  befonden  hal)en:  dass  hinfuluro  in  Bestellung  derer  niedetti  Kir- 
chen- und  Schulbedienten  es  also  gehalten  werden  solle,  dass  irir, 
habita  praevia  oonmumc^ne  mit  dem  Okro,  ftber  dererselben 
moribus  verhalten,  und  -Oapacitaet,  dererley  Bedienten,  zu  deren 
vacanten  Stellen  zu  dennmimren  und  zu  bestellen,  denen  Fatro- ' 
nis  und  Obrigkeiten  an  jedem  Orte,  wenn  sie  das  jus  patronatns 
haben,  zukommet  u.  s.  w. 
Die  allgemeine  Uültigkeit  des  Rescripts  für  Schlesien  ist  am  Schlüsse 
ausdrücklich  ausgesprochen;  dass  unter  dem  »denominiren  und  be- 
stellen« nur  die  Präsentation  zu  verstehen,  war  damals  und  später 
unzweifelhaft,  das  eigentliche  Ansteliungsrecht  des  jB'ärstbischo&  blieb 
unangefochten. 

In  Gemftssheit  dieses  BechtSEUstandes  wird  ctie  Denmnination 
auch  jetzt  qodi  bei  allen  ftitcren  Sefaulen  ansgeAbt,  die  landrfchtiiche 
Yorsehrift  Th.  II.  T.  12.  §.  22. :  »Die  Bestellung  der  Schnllehrer  kommt 
in  der  Bogel  der  C^erichteobrigkeit  zu,«  findet  in  SehlesisB  keine  An- 
wendung und  kann,  da  es  sich  hierbei  nur  um  ein  Privatrecht  handelt, 
nach  III.  des  Publ.-Patents  zum  A.-L.-R.  vom  5.  Februar  1794  keine 
Anwendung  finden,  wenn  auch  die  Aehnlichkeit  des  Sinnes  mit  die- 
sem Provinzialrecht  und  der  Umstand,  dass  der  Gutsherr  häufig  Kir- 
chenpatron  ist,  mitunter  dazu  geführt  haben  mögen,  das  Landrecht, 
welches  anerkanntermassen  in  Bezug  auf  die  Concurrenz  bei  Schul- 
bauten keine  Gültigkeit  hat,  in  Betreff  des  Dencmunatioiiereehts  als. 
die  Beehtsquelle  anzusehen. 

Differenzen  über  das  Prdsentationsrecfat  entstehen  bei  den  ftltearen 
Schulen  in  der  Bogel  nkht,  nur  hei  den  Schulen  auf  ehemaligen 
Elostergütern,  deren  Patrmiatsrecbte  bekanntlich  der  Staat  auf  Grund 
einer  in  der  Säcularisation  liegenden  üniversalsuccession  sich  vindicirt, 
kommen  mitunter  Erörterungen  vor,  welche  mehr  die  Sach-  als  die 
Kechtsfrage  iietretfen  und  deren  specielle  Darstellung  hier  zu  weit  ab- 
fuluren  würde. 

Wfthrend  hiomach  das  ganze  Besetnmgsreekt  in  der  Theorie, 
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wie  in  der  Praxis  bei  den  alten  Schalen  ziemlich  klar  und  imbestritten 
isti  hat  ea  bei  neu  errichteten  Schulen  mehifiMsh  za  Verhandinngen 
«nd  Zweildn  Anläse  gegeben,  Ms  in  jtingeter  Zeit  sogar  der  ganze 
Beehtastaad  in  Frage  geeteilt  murden  ist. 

Man  kann  sich  sanftefast  in  der  Annahme  Tenrodit  fühlen,  dass 
die  Denomination  bei  neuen  Schulen  ebenso,  wie  bei  den  alten,  dem 
Kirchenpatron  gebühre;  dies  würde  jedoch  den  thatsächlicheii  und 
rechtlichen  Verhältnissen  nicht  entsprechen.  Es  handelt  sich  hier 
wesentlich  um  Ausübung  des  Patronatsrechtes  und  diese  hängt  mit 
der  Leistung  der  mit  dem  Patronat  verbundenen  Verptiicbtungeii  so 
wesentlich  zusammen,  dass  die  Ausübung  des  Hechts  ohne  die  Last 
nioht'  in  denken  ist  ^),  Nun  werden  neue  Schulen  in  der  Kegel  ohne 
Gonearrens  des  Patrons  gegrflndet.  Seit  Jahren  ist  das  Be* 

dttrihias  iur  Eniehtnng  neuer  SolMden  in  sehneidender  Weise  her- 
TOigetreten;  entweder  woUen  die^  katholischen  HausTäter  eines  pro- 
testantischen Sdinlsystems  ihre  Kinder  mM  mehr  in  die  proteetan- 
tlsofae  Schule  seliicken ,  weil  dieselbe  zu  weit  entfernt  ist  oder  weil 
ihnen  der  Eiutiuss  des  Lehrers  und  der  protestantischen  Mitschüler 
auf  das  katholische  Bewusstsein  ihret  Kinder  nachtheilig  erscheint, 
oder  die  protestantische  Schule  ist  so  überfüllt,  dass  die  Anstellung 
eines  zweiten  Lehrers  nothwendig  ist,  welcher  Umstand  häutig  zur 
Errichtung  eines  katholischen  Schulsystems  benutzt  wird,  oder  end- 
lich eine  katholische  Schule  (für  mehrere  Qrtaehaften)  ist  so  uber- 
lAllt,  dass  der  eine  oder  andere  Ort  eine  neue  Sehule  fOr  sich 
branoht,  in  alkn  diesen  Fitten  werden  mit  nder  Mtthe  und  Kosten 
neue  Sehnlen  gegrflndet,  in  der  Bogel  aber  lehnt  der  Kureiienp«ftn>n 
jeden  Beitrag  ku  den  Kosten  des  nenen  Sohubystems  ab  und  wird 
auch  im  Wege  Bechtens  nicht  zu  Beiträgen  gezwungen;  dann  wer- 
den die  einmaligen  und  laufenden  Kosten  zum  Theil  von  den  In- 
teressenten, zum  Theil,  mitunter  fast  ganz,  aus  kirchlichen  Mitteln, 
d.  h.  aus  den  an  der  kirchlichen  Centraistelle  gesammelten  milden 
.  Gaben  der  opferwilligen  Katholiken  aufgebracht.  Bei  dem  Mangel 
des  Patronatsbeitrags  kann  nun  selbstredend  auch  von  Ausübung 
des  Patronatsrechtes  nicht  die  Rede  sein,  wenn  man  auch,  worüber 
sich  noch  streiten  Hesse,  ein  älteres  Patronat  auf  eine  neue  Schule 
fEbr  anwendbar  ansehen  wollte.  Der  Gemeuide  steht  weder  nach  dem 
preus^hen,  noch  naeh  canonisdiem  Becht  die  BeruAmg  des  Lehrers 
SU,  es  tritt  also  der  natftrliehe  Zustand  ein,  dass  Denomhution  und 


1)  Die  Regeln  Ober  das  Patronat  worden  hier  immer  aur  aualogiscti  an* 
Seweadet,  da  ein  eigentüches  Sdulpauonit  Dicht  existirt. 
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Prftsentation,  wie  immor,  warn  kein  Pätronat  vorliegt,  in  erneu  Aefc 

zusammenfallen,  dass  also  derjenige,  der  die  Anstellung  auszti- 
sprechen  hat,  auch  die  Berufung  vornimmt,  oder,  um  den  für  geist- 
liche Aemter  technischen  Ausdruck  7ai  gebrauchen,  dass  die  Stelle  der 
freien  bischöflichen  Collation  unterliegt.  Bis  in  die  neueste  Zeit 
scheint  die  preussische  Regierung  die  Sache  in  der  gleichen  Weise 
au^efasat  zu  haben,  wenn  auch  eine  Unsicheriieit  nicht  zu  ver- 
keiinen  ist. 

1847  machte  sie  bei  der  Schule  za  M.  das  PrAaestatiOBareoht 
ohne  Bflcksioht  anf  den  KiidienpaAnm  oder  Gutaherm  m  der 
Leiatong  ahhUagig;- die  Sohule  war  vtm  den  Intereaaenten,  znm 
fiherwiegenden  Theile  ans  IdnMchen  Mitteln  doiait  und  der  Staat 
Idfltete  einen  Znachnas  anf  zehn  Jahre;  die  StaatabehArde  gab 
nun  auf  die  Dauer  des  Staatszuschusses  sich  nnd  dem  Fürst- 
bischötlichen  Stuhle  das  Besetzungsrecht  nach  der  alternativa  men- 
siura,  welche  durch  die  Cab.-Ordre  vom  30.  September  1B12  für  die 
Patronate  der  säcularisirten  Kirchengüter  eingeführt  worden  ist*); 
M.  gehört  übrigens  nicht  zu  diesen  Gütern. 

In  H.  wurde  1857  eine  früher  bestandene,  aber  ganz  einge- 
gangene katholische  Schule  lediglich  aus  kirchlichen  Fonds  (d.  h. 
müden  Beitrftgen)  reataurirt.  Die  Begierung  überlieaa  daa  Beeetannga- 
reeht  dem  Ffiratbiaehofe,  jedoch  mit  Vorbehalt  neuer  Verhandlmigen 
(Qr  den  Fall,  daaa  die  Gntaherrachaft  aich  kttaiftig  bei  der  Dotation 
der  Schnle  betheiligen  sollte. 

In  J.  1860  lehnte  die  Gkitaherrachaft  jede  Betheiligung  bei 
der  Gründung  und  Unterhaltung  der  Schule  ab,  der  Fürstbischöfliche 
Stuhl  gab  das  Grundstück  und  einen  Zuschuss  zum  Schulgelde  aus 
den  bekannten  Mitteln  für  die  Dauer  des  Bedürfnisses  her;  in  Folge 
dessen  wurde  ihm  in  der  staatlichorseits  bestätigten  Erricbtungsur- 
kunde  auch  das  freie  Besetzungsrecht  mit  dem  Bemerken  zugestan- 
den, dass  das  Dominium  in  Betreff"  der  Schule  keine  Rechte  und 
keine  Pflichten  habe;  das  Dominium  iat  in  J.  Kirchenpatron. 

In  B.  wollte  1858  die  Begienmg  das  PrSaentationsreoht  dem 
Gntabesitzer-Fatron  erhalten,  rftnmte  ea  aber,  nachdem  der  Verzicht 
des  Chitabesitzers  nnd  seine  Üiehtbetheilignng  bei  der  Dotation  nach- 
gewiesen waren,  dem  Fftratbischofe  ein,  wahrte  jedoch  die  Beehti  des 
Gutsbesitzers  för  den  Fall ,  dass  er  in  Zukunft  verpflichtet  werden 
sollte,  zur  Unterhaltung  der  Schule  beizutragen. 

f)  D.  b*.  der  Siaat  prSseniirt  bei  Erledigung  durch  Todesfall  in  den  angn* 
den  Monaten,  der  Fambtecbof  diaegen  bat  die  treie  Verleihanf  In  den  ST«den 
MoDaten. 
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InaUendMienfftlkii,  in  wddien  ?on  dneirBot^^ 
tek  des  FirstbisdiOfliehen  StnUes  und  Enreib  eiiies  Qnasi-FatraatB  tBar 
denselben  nicht  die  Bede  irt,  hat  alse  die  StattsbeMide- angenommen, 

dass  die  Ausübung  des  Patronats  bei  Nichtconcurrenz  zu  deu  Lasten 
nicht  stattfinden  könne  und  dass  in  diesem  Falle  dem  Ordinarius  die 
freie  Besetzung  zustehe.  Für  die  kirchlich  dotirte  Schule  zu  F.,  einer 
ehemaligen  üomaine,  hat  die  Kegierung  sich  desshalb  das  Besetzungs- 
recht vindiciit,  weil  die  Patronatsrechte  beim  Verkauf  der  Domaine 
vorb ehalt«!  seien ;  der  Staat  wird  hiernach  bei  dieser  Schule  sich  auch 
d^  kunftigMi  Bfiitragqpflicbt  nicht  cntechhigcn  kdnnen. 

Es  ist  nicht  ganz  klar,  ob  die  Staatsbehörden  bei  diesen  Vor- 
gängen das  Rescript  vom  1.  A}iri]  1702  oder  das  Landrecht  im  Auge 
gehabt  haben;  in  dem  zuletzt  registrirten  Falle  von  P.  wurde  auf 

'  das  Landrecht  Bezug  genctmraen,  die  Rücksicht  auf  die  Leistungen 
in  den  anderen  Fällen  spricht  aber,  da  dergleichen  beim  Landrecht 
nicht  vorausgesetzt  sind,  fiir  die  Anwendung  des  Proyinzialrechts, 
welches  als  den  Staatsbehörden  bekannt  vorausgesetzt  werden  muss ; 
auch  konnte  bei  P.  nicht  wohl  auf  Grund  des  Landrechts,  das  die 
Gerichtsobrigkeit  (also  den  Gutsherrn)  als  den  Berechtigten  bezeich- 
net, das  Besetzungsrecht  in  Ansprach  genommen  werdeli,  da  nicht 
gutsherrliche,  sondern  die  Patronatsrechte  beim  Verkauf  reservirt 
worden  sind  (und  in  der  Regel  reservirt  werden),  die  letzteren  aber 
nur  durch  das  Rescript  von  1702  auf  die  Schulen  ausgedehnt  werden. 
Jedenfalls  ist  mit  Ausnahme  dieses  Falles  dem  Fürstbischöfe  die  freie 

"  Collation  zugestanden  und  das  Patronat  da  nicht  anerkannt  worden, 
wo  der  Patron  bei  der  Dotirung  der  Schule  nicht  concurrirte,  bei 
P.  aber  wurde  das  Patronat  und  kein  anderer  Bechtstitel  geltend 
gemacht. 

In  jüngster  Zeit  ist  jedoch  von  massgebender  Staatsstelle  eine 

ganz  neue  Ansicht  aufgestellt  worden,  näivUch,  dass  dein  Stuate  die 
Besetzung  aller  Schulstcllen  »nach  allgemeinen  Gruudsätzen«  ge- 
bühre und  er  schon  besondere  Rücksicht  und  Billigkeit  walten  lasse, 
wenn  er  der  —  ohne  Zuziehung  eines  Patrons  oder  Domiuii  —  do- 
tirenden  Eirchenbehörde  die  Besetzung  nach  der  alternativa  mensium 
gestatte;  eine  Hinweisung  auf  das  früher  lieobachtete  Verfahren  hatte 
gar  keinen  Brfolg,  nicht  einmal  den,  dass  die  Behörde  sich  über  die 
bisherige  Praxis  oder  die  »allgemeinen  Grundsätzec  ausgelassen  hätte. 

Da  diese  nun  einen  reellen  Grund  in  der  Gesetzgebung  aber  doch 
haben  müssen,  bleibt  bei  dem  Schweigen  der  Behörde  nichts  übrig, 
als  nach  einer  Spur  derselben  im  Bechte  des  Landes  zu  forschen; 
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eine  solche  ist  aber  weder  im  Landreeht,  nocii  Im  Proviiudalreoliti 
deren  einschlägige  Stellen  hier  citirt  wurden,  zu  entdecken. 

Man  könnte  nun  an  Art.  24.  der  Verfassungs  -  Urkunde  vom 
31.  Januar  1850  denken : 

etc.  Der  Staat  stellt,  unter  gesetzlich  greordneter  Betheilignng 
der  (Gemeinden,  aus  der  Zahl  der  BetUhigten  die  Lehrer  der 
öffentlichen  Volksschule  an. 

Aber  selbst  wenn  man  an  der  Frage,  warum  dieser  Artikel 
nicht  sehen  1857,  58  und  60  als  ein  massgebender,  neuer,  aUgemei* 
ner  GfraiidsaU'  angesehen  worden,  rorheig^en  wollte,  und  abg«sehan 
davon,  dass  ditf  Bethdligung  der  Gemnnden  noch  nicht  geseliliGii 
geordnet  ist  und  doch  ans  einem  Satae  nicht  emaelne  Worte  ah 
Gesetse  oder  Gmndsätae  heiansgenommen  werden  und  andere  werthf- 
los  bleiben  kOnnen,  kann  dieser  Artikel  als  dne  Ablnderung  des 
bestehenden  Kechts  nicht  betrachtet  werden,  denn  in  Art.  26.  ist  ein 
allgemeines  neues  —  noch  nicht  erschienenes  —  Schulgesetz  ver- 
heissen  und  im  Art.  112.  der  V'erfassungs-Urkunde  ist  bestimmt: 
Bis  zum  Erlass  des  im  Art.  26.  vorgesehenen  Gesetzes  bewendet 
es  hinsichtlich  des  Schul-  und  Unterrichtswesens  bei  den  jetzt 
geltenden  Bestimmungen. 

Die  Kraft  des  Art.  24.  ist  also  ausdrücklich  bis  auf  Weiteres 
snspendirt,  den  bisherigen  Gesetzen  ist  die  fenieie  Gültigkeit  ge- 
wahrt und  der  also  suspendirte  Artikel,  welcher  offenbar  nur  das 
Bichtschnnr  für  das  künftige  Unterncht^geseta  gibt,  kann  mk  »als 
allgemeiner  Grundsätze  nicht  anfgefiEuwt  werden.  Ein  solcher  Ist 
überhaupt  in  dem  behaupteten  Sinne  nicht  TOrhanden  und  kann  wa- 
der auf  diesem  Wege,  noch  dui-ch  blosse  Landtagsreden,  sondern  nur 
durch  die  Gesetzgebung  eingeführt  werden. 
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RecIiiSqucUen  und  Reclitsentscheiduugen. 

I. 

0 

BmpäpMcker  Erlass  wm  3.  Mai  1867  über  die  Verfolgungen  der 

Kirche  in  Bussland. 

Das  officielle  Giornale  di  Borna  vom  3.  Mai  1867  schreibt: 

»Erst  uachdem  Oas  unselige  Decret  der  russischen  Regierung 
vom  5.  Juni  1866,  welches  die  Didcese  Kammieck  wiWeürlich  un« 
tofiMckt  lind  mehr  als  200,000  Olftubigea  gtwaltsam  ihren  Oberhir- 
tMi  gMMMumeii  haXt  wlawen,  und  ent  naehdem  die  pftpsilicJMB  Fro- 
tortatknwn  (enthaUen  in  der  AUoonticm  vom  29.  Oetober  nnd  der 
dieser  beigefügten  ErUftrung)  wied^holt  worden  waren,  kam  die  toU- 
alAodige  Verkmnhei^  werin  jene  unglücklichen  Katholiken  sich  be- 
finden, zur  Eenntiiiss  des  heiligen  Stahles.  Der  heilige  Vater  konnte 
es  in  der  Bitterkeit  seines  Herzens  durchaus  nicht  zugeben,  dass  eine 
so  beklagenswertlie  Lage  der  Dinge  länger  andauere.  Er  hat  deshalb 
beschlossen,  jene  Diöcese  augenblicklich  der  oberhirtlichen  Fürsorge 
des  Bischofs  von  Luiz  und  Zytomir  anzuvertrauen.  Da  man  nun  gar 
m  wohl  die  strengen  Gefängniss-  und  Verbannungsstrafen  kennt,  de- 
nen Jene  ausgesetzt  sind,  welche  direct  mit  dem  Oberhanpte  der 
katholiachen  Kirche  oenrespcadiren,  so  hat  Se.  Ueüigkeit,  —  nm  den 
sebon  an  beweinenden  Opfern  nicht  noch  neue  hinsnaofügen,  nnd 
indem  gegenwftrtig  alle  Wege  aar  Ausfibnng  Ihres  apostolischen  Amtes 
in  jenen  nnglftoklidien  Gegenden  abgesperrt  sind  —  kein  anderes 
Mittel  gefunden,  der  besagten  Diöcese  Ihre  vorliegende  zeitliche  Ver- 
fügung kuüdzuthun,  als  das  auf  die  Promotion  des  Bischofs  von  Lutz 
und  Zytomir  bezügliche  Decret  in  dem  officiellen  Kömischen  Tages- 
blatte zu  veröffentlichen.  Der  heilige  V  ater  hegt  die  Hoffnung,  dass 
dieses  Document,  durch  die  öffentliche  Presse  weiter  verbreitet,  zur 
Kenntniss  des  Bischofs  und  der  Gläubigen  gelangen  werde;  dasselbe 
wird  dem  Krsteren  zur  Richtschnur  und  den  Andern  zum  Tröste  ge- 
reichen, welche,  trotz  aller  Verbote,  nicht  aufhören,  von  Herzen  im- 
mer ems  zu  sein  mit  dem  Mittelpunkte  der  katholischen  Einheiic 

Das  Srnennnngsdecret  selbst  lautet  wie  folgt: 

-klhGreUm  a  Sacra  Congregatione  Eminentissimorum  et  Beve- 
rendissimomm  PP.  Condlii  Tridentini  Interpretum  ac  Vindicam  de 
mandato  Sanctissimi  editum. 

»Innotuit  jam  Apostolicae  Sedi  Gubernii  Kussici  decretum  diei 
5.  Junii,  anni  1866,  quo  antiquam  et  insignem  Camenecensem  Dioe- 
cesim  temere  suppresserat ;  ac  impedito  proprio  Antistiti  Reveren- 
dissimo  Domino  Antonio  Fialkowski  quocumque  jurisdictionis  ezercitio 
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dispersisqiie  Capituli  Cathedralis  et  Episcopalis  Consistorii  menibris 
nec  non  Semiiiario  Olericonim  sublato,  Ecclesiam  Cameuecensem  qua- 
vis  legitima  administratione  privaverat. 

»Quae  quidem  omnia  in  divinam  Ecclesiae  auctoritatem ,  ejus- 
que  Sacram  Hierarchiam  patrata,  Sanctissimus  Dominus  Noster  JPius 
Bapa  iX.,  AUocutione  Saa  Consisjtoriali  diei  29.  Octobris  memorati 
anni,  solemiiiter  lamentatus  est;  atque  itenim  lamentata  TOluit  in 
JEiipontione  a  Secretaria  Status  die  15.  NoTombris  edita:  ea  spe 
fretus,  ut  pro  rei  gravitate  et  redamationum  jusiitia  i^aefittum  De» 
eretam  tandem  revocaretor  ac  obstaciüa  remoTerentnr,  qnae  Pastoris 
reditnm  ad  piopiiam  Sedexb  ejusque  anetoiitatis  eieidtEun  fvrae* 
pedlmit. 

»Verumtamen  cum  Sumnios  Pontifex  justa  spe  ftierit  frustratus 
et  ciieteruquiu  sciat,  illius  Dioecesis  ingentem  fideliuiii  numeruin  in 
luctuosissima  conditione  et  summo  aeternae  salutis  discrimine  versari, 
eo  quod  proprius  Pastor,  a  grege  sejunctus,  oves  suas  nec  regere, 
nec  ad  isalutaria  pascua  ducere,  nec  ab  iuimicorum  hominum  insidüs 
defendere  valeat:  pro  Apostolici  Sai  ministerii  debito  iUiiiB  Eccle* 
siae  necessitatibns ,  melioii  qua  fieri  poteet  ratione,  in  tarn  adversis 
rerum  adjanotis  eonsolere  Tolens,  mandavit,  nt,  qnoadnsqne  legiftiimifl 
Cameneeensis  Antistes  ab  administranda  Soa  Dioeoesi  impediatur,  re* 
gimen  iUins  Ecclesiae  moderao  Episcopo  Luceoriensi  et  Zytomerieiisi 
committoretnr. 

»Eine  est  qaod,  perdurantibos  sapramemoratls  reraai  conditio« 
nibus,  vigore  praeseutis  decreti  Reverend iasimo  Domino  Gaapari  Ba- 
rowski,  Dioecesis  Luceoriensis  et  Zytomeriensis ,  ut  supra,  Episcopo, 
■  pro  recto  dictae  Ecclesiae  regimine  tribuuntur  omnes  et  singulae  fa- 
cultates  necessariae  et  opportunae,  ad  beneplacitum  tarnen  S.  Sedis 
duraturae,  et  quoadusque  aliter  consuli  nequeat;  quibus  ea  omnia, 
et  singala  exorcere  possit  et  valeat,  quae  ex  jure,  privilegio,  ac  con- 
snetadine  in  pro^na  Dioecesi,  sive  jure  ordinario,  slve  d^gato  legi- 
time exercet:  ac  pioinde  Glems  et  fidelis  p<^QS  eun  in  exlaraotdi- 
naiinm  Dioecesis  Bectorem  agnoscant,  ejnsqne  praescriptiones,  maii* 
data,  ac  monita  fideliter,  dooiliterqne  aoeipiaiit,  ac  aeqnantwr.  Quo 
fiat,  nt  spiritnalis  incolamitas  eoramdem  fidelinm,  qnos  Sancteiniiis 
Dominus  impensa  caritate  complecititnr,  qnantnm  fieri  potest,  serre- 
tur,  et  unitatis  vinculum,  quo  pars  illa  Dorninici  gregis  Petri  Cathe* 
drae  adstringitur,  tot  inter  difficultates  integrum  custodiatnr. 

»Datum  Homae  ex  Sacra  Congregatioue  Concilii  die  3.  Maji  1867. 

Prosper  Card.  Caterin%  Praeiectus. 
Färm  Archiep.  Sardian.,  Pro  Secr.« 
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EnisckUessung  der  kmigl.  Begierung  von  Obcrbayem  Kammer  des 

hinern  vom  26.  November  1S66, 

das  Eigentbum  an  den  Häusern,  Gärten  und  sonstigi^n  Grundstöcken  der  organi- 

siren  Pfarreien  beirefTend. 
(Am  dem  PMtor«l-BUtt  für  die  Erzdiöcese  ldünobea>FreyaiDg  J867,  Nr.  19.)  * 

Im  Namen  etc 

Nach  Mittheilung  der  k.  Regierung,  Kammer  der  Finanzen,  von 
Oberbayem,  sind  in  den  Immobiliar-Inventaren  der  betreffenden  k. 
Bent&mter  vielflftch  Pfanrgebftnde  und  Pfarrwiddnmsgrfinde  von  orga- 
nkirten  Pftmien  ala  Staataroalitäten  vorgetragen. 

Dagegen  steht  nach  den  durch  die  höchsten  Ministmal- Ent- 
schlkssungen  vom  21.  April  1848  und  19.  Jnli  1852  (DOlL  Y.-S. 
Bd.  XXm.,  S.  288.  und  289.),  dann  vom  28.  März  1865  (Krs.-A.-Bl. 
8.  787.)  bekannt  gegebenen  Grundsätzen  und  Aussprüchen  fest ,  dass 
durch  die  landeshei'rliche  Organisation  und  Dotation  der  Pfarreien  mit 
Gebäuden  und  Widdurasgründen  diese  in  das  Stiftungs  -  Eigenthum 
übergegangen  und  demnach  als  solches  zu  behandeln  sind. 

Hiemit  steht  der  bezeichnete  rentamtliche  Vortrag  nicht  im 
Binklange  und  wurde  daher  dessen  Berichtigung  durch  das  k.  Staats- 
ministerium der  Finanzen  angeordnet  und  zu  diesem  Behufe  von  Seite 
der  k.  Begierongg-Finanzkammer  weitere  Erhebung  darüber  veran- 
lasst, welchen  der  rentamtlich  als  dtaatsrealitftten  vorgetragenen 
'  Qebftude  und  Widdumsgrfinde  von  organisirten  Pfarreien  die  für  ihre 
Sagenschaft  als  FfiurrstiftuDgs-Eigenthum  entscheidende  Voraussetzung, 
dass  sie  durch  die  landesherrliche  Dotation  und  Organisation  der  be- 
treifenden Pfarreien  ihre  deünitive  Bestimmung  zu  ihrem  dermaligen 
kirchlichen  Zwecke  erhalten  haben,  gegeben  ist. 

Dies  ist  nach  weiterer,  auf  Grund  dieser  Erhebungen  gemachter 
Mittheüung  der  k.  Regierungs  -  Finanzkammer  bei  den  in  den  mit- 
folgenden rentamtlichen  Verzeichnissen  aufgeführten  Häusern,  Gärten 
und  sonstigen  Grundstücken  der  nadigenannten  Seelsorgestellen  des 
Bezirkes  der  Fall:  . . .  N.  N. 

Bd  den  hielllr  in  den  rentamtlichen  Verzeichnissen  vorgetrage- 
nen Häusern,  Gftrten  und  sonstigen  Grundstücken  wird  laut  ErklArung 
der  k.  Begienmgs-Finanzkammer  ein  Eigenthumsrecht  des  Staatsftrars 
nicht  beansprucht,  sondern  ist  vielmehr  das  Eigenthum  der  betreffen* 
den  Pfarrstiftungen  anerkannt  worden,  auf  welch'  letzteres  daher  die 
betreffenden  Objecte  in  den  rentamtlichen  Steuercatastern  und  Inven- 
taren  unter  Zustimmung  der  betheiligten  Pfründebesitzer  oder  sonsti- 
gen PMndevermögens- Verwaltungen  umgeschrieben  werden  sollen, 
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worfiber  dieselben  das  k.  Besiiksamt  unter  Bekanntgabe  der  erörterten 
SachyerbSltnfsse  m  Temehmen,  ibre  Erklänmgen  aber  unter  Wieder* 

einsendung  der  reuUmtlicheu  Verzeichnisse  berichtlich  anher  vorzu- 
legen hat. 

MüucheUi  den  26.  November  1866. 

III.  Olierrlieliilflclie  Klrehenprovlnm. 

Instruktion  des  hochw.  Bischofs  Wilhelm  Emmanuel  Freiherr  von 
Kcitder  von  Mainz  vom  19.  März  1866  ^  für  den  Superior  der 
Geriosseimhaft  der  SMl-  und  Kranketuchwestem  van  der  gääUehen 

L  Ernennung  des  Sitperwre, 
Der  Hochwürdigste  Bischof  von  Mamz,  welchem  die  Jurisdiction 
über  die  in  seiner  Diöcese  bestehenden  Genossenschaft  der  Schul-  und 
Krankenschwestern  von  der  göttlichen  Vorsehung  zusteht  überträgt 
die  ordentliche  Ausübung  derselben  einem  Priester  seiner  Diöcese. 

1.  Dieser  Priester  wird,  so  lange  der  Hoch  würdigste  Bischof 
nicht  anders  verordnet,  als  Superior  der  gesammten  Genossenschaft 
und  allen  ihren  Häusern  in  der  Weise  vorstehen,  wie  dieses  in  den 
unter  dem  11,  NoTember  1852  von  dem  Hoohwürdig^ten  Bischoi 
nehmigten  Statuten  dieser  Genossensehaft  festgestellt  ist 

2.  Der  jeweilige  Siq»erior  kann  nicht  zugleich  ordentlicher  oder 
ansserordentlieher  Bdchtvater  in  irgend  einem  der  Hftnser  der  Ge- 
nossenschaft sein.  Doch  ist  er  ermächtigt,  erforderlichen  Falles  auf 
Verlangen  einzelner  Schwestern  solche  Beicht  zu  hören. 

3.  Für  die  alle  drei  Jahre  durch  den  Hochwürdigsten  Bischof 
vorzunehmende  Visitation  der  Genossenschaft  wird  ein  ausserordent- 
licher Commissarius  bestellt  werden,  welchem  der  Superior  gleich  den 
übrigen  Vorgesetzten  der  Genossenschaft  Rechenschaft  geben  wird. 
II,  U^terwachmg  der  Genossenschaft  durch  den  Superhr  ais  BevofHr 

mäcktigten  des  Eookwürdigsten  Bieekofe, 
Den  oben  angefahrten  Statteten  der  Genossenschafl;  gemäss  ist 
die  erste  Aufgabe  des  Superiors  in  den  dm-eh  die  BegeHn  tezdehmeten 
FSUen  «n  Namen  des  HaekwMiggfen  Bisehofs  zu  handln.  Er 
wird  daher 

1.  wenn  es  sieb  um  Zulassung  der  Postulantinnen  zur  Ein- 
kleidung oder  Gelübde- Ablegung  handelt,  dem  Hochwürdigsten  Bischof 
das  Namensverzeichniss  derjenigen  vorlegen,  welche  hiezu  durch  die 
Genossenschaft  in  den  durch  die  Statuten  festgesetzten  Abstimmungen 
angenommen  wurden. 

In  spedellem  Auftrage  des  Hochwürdig^  Bischöfe  wird  er 
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sodaan  -die  hiezu  bestimmteB  Postulantumeii  und  Novisen  über  die 
Ireilieit  und  Ueberlegtheit  ihres  EntsehliiBees  befragen  und  hierOber 
Bencht  eistailen. 

Ist  die  bischofliche  Genehmigung  znr  EinUeidimg  oder  QeMbde- 
Ablegung  ertholt,  so  wird  der  Snpoior  daffir  Sorge  tragen,  dass  die 
Schwestern  sich  för  diese  wichtigen  Handlungen  in  geeigneter  Weise 
vorbereiten, 

2.  Sollte  es  den  Vorgesetzten  der  Genossenschaft  noth wendig 
erscheinen,  eine  Professschwester  zu  entlassen,  so  wird  der  Superior 
der  Vorschrift  der  Statuten  entsprechend  hieför  die  Genehmigung  des 
Hochwürdigsten  Bischofs  einholen. 

3.  Wenn  die  Genossenschaft  ein  neues  Haus  oder  eine  neue 
Sdnle  TO  gründen  veranlasst- ist,  wird  der  Saperior  nach  sorgfältiger 
Frfifimg  der  VerhiltnwBe  die  QenebBiigiuig  des  Hoefawfirdigstea 
Biidieft  bieftr  «inkolsn. 

4.  Ebenso  wird  er  die  Entscheidung  des  Hochwürdigsten  Bischofs 
erbitten,  wenn  es  nothwendig  erscheint  eine  bereits  gegründete  Station 
wieder  aufzugeben. 

5.  Endlich  wird  er  dafür  Sorge  tragen,  dass  die  alle  sechs 
Jahre  vorzii nehmende  Wahl  der  Oberin  sowie  die  Bestellung  der  übri- 
gen Vorgesetzten  des  Institutes  in  der  durch  die  Statuten  festgesetzten 
Weise  erfolgt. 

Ausser  diesen  besonders  aufgeführten  Fällen  wird  der  Superior  es 

als  seine  Pflicht  erkennen,  den  Hoch  würdigsten  Bischof  über  alle 
wichtigen  Angelegenheiten  der  Genossenschaft  in  Kenntniss  zu  setzen 
und  Hochdemselben  alljährlich  einen  schriftlichen  Rechenschaftsbericht 
über  den  Stand  des  Institutes  einreichen. 

IlL  Sorge  für  das  geistliche  Leben  und  Wirken  der  (rcmsseMCkafU 
Die  zweite  Aufgabe  des  Superiors  besteht  darin,  dass  er  als 
ffäierlicher  BaOigd)er  der  Schwestern  und  Vorgesetgtm  für  Erhaltung 
der  Einigkeit  m  der  Congregation,  für  Pflege  des  geistiichen  Lebens 
und  Förderung  der  ftusseren  Wirksamkeit  der  Genossenschaft  besorgt 
sei  ^besondere  wird  er  daher 

1.  Den  Schwestern  des  Mutterhauses  und  Noviziats  sowie  der 
einzelnen  Stationen,  so  oft  es  ihm  möglich  ist,  Vorträge  über  das  geist- 
liche Lehen  hjilten,  ihnen  ihre  Regeln  und  Verpflichtungen  erklären 
und  sie  zu  strenger  Befolgung  dar  Statuten  und  Tagesordnung  an- 
zuhalten. 

2,  Er  wird  dafSr  Sorge  tragen,  dass  fOr  jedes  Haus  in  geeig- 
neter Waise  und  nach  dsA  Bestiamiungen  der  Sirebe  ordentiiehe  und 
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ansserordentUehe  Beichtväter,  dorcb  den  JSochwürdigsten  Biscbctf  be- 
stellt werden. 

3.  Er  wird  Sorge  tragen,  dass  itfiumtliche  Sehwestem  amtthr- 
lieh  £xei:citien  madien,  daes  sie  dem  Gottesdienst  regelmfissig  anweh- 
nen,  sich  guter  geistlicher  Bücher  bedienen  n.  s.  w. 

4.  Er  wird  bereit  sein,  jeder  einzefaien' Schwester  in  geistlieheii 
Dingen  Eath  zu  ertheileu;  auch  wird  er  die-selben  erforderlichen 
Falles  im  Eiuvei'stäudiiisse  mit  den  Vorgesetzten  zurechtweisen  und 
ermahuen. 

5.  Der  Superior  wird  darüber  wachen,  dass  die  zu  Lehrerinnen 
bestimmten  Schwestern  hiezu  befähigt  seien,  dass  sie  die  richtige  und  , 
ToUständige  Ausbildung  erhalten  und  sich  in  ihrepi  Amte  tüchtig  er- 
weisen. Er  wird  daher  den  mit  den  Novizen  vorzunehmenden  FrÜP' 
Inngen  anwohnen  und  sich  über  die  Thätigkeit  der  auf  den  Stationen 
wirkenden  Lehrerinnen  Eenntniss  verschaffen. 

6.  Endlich  wurd  sich  der  Snpenor  auch  darüber  vergewissefB, 
dass  die  Gesundheit  der  Schwestern  mit  entsprechender  Sorgfalt  ge- 
wahrt wird,  ob  die  ihnen  auf  den  Stationen  angewiesenen  Wohnungen 
für  sie  geeignet  sind,  ob  für  die  Kranken  die  nothwendige  Schouuiig 
geübt  wird  u.  s.  w. 

IV.   De»'  Superior  als,  Vertreter  der  Genossensdiaß  in  äussere» 

Ä  ngpjf'f/en  heiten . 
Die  dritte  Aufgabe  des  Superiors  wird  sein :  die  Vertretung  der 
Qtnosseiischaft  in  ihren  äusseren  ÄngelegenkeUen.   Er  wird  daher 

1.  Kenntniss  nehmen  von  den  Rechnungen  der  Genossenschaft 
und  dieselben  al^ährlich  mit  BeifSguag  seines  Gutachtens  dem  Hoch< 
würdigsten  I^hof  vorlegen. 

2.  Er  wird  die  CorrespondeuE  mit  dem  Hochwürdigsten  Ordi- 
nariat und  den  weltlichen  Behörden  führen.  Insbesondere  wird  er 
bei  Besetzung  von  Lehrstellen  die  von  Seiten  der  Oberin  gemachten 
Vorschläge  dem  Ordinariat  übermitteln. 

3.  Der  Superior  wird  bei  Verwaltung  des  Vermögens  der  Ge- 
nossenschaft der  Oberin  beistehen  und  in  etwaigen  Processen  für  die 
Rechte  des  Institutes  eintreten. 

V.  Verhältniss  des  Superiors  zu  den  Vorgesetzten  des  histiluies. 
Da  die  segensreiche  Wirksamkeit  des  Superiors  gani  besonders 
davon  abhängt,  dass  zwischen  ihm  und  den  Vorgesetzten  wie  den 
einzelnen  Schwestern  der  Genossenschaft  das  1^$^hmmelMie  Vcr^ 
'f/roMm  herrscht,  so  wurd  er  alles  thun  um  dieses  zu  sichern  und  die 
Autorit&t  der  Oberin  und  aUer  Vorgesetzten  zu  heben.  Er  wird 
d^Bi^ftlb 
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1.  80  oft  es  ihm  thmilieh  nnd  geeigiiet  oeheiiit  das  Mottor- 
liaiis  und  das  Noviriat,  wenigstens  einmal  im  Jahre  aber  jedes  ein* 
seine  Hans  der  Genossenschaft  besuchen.  /  Blerbd  wird  er  alloi  Vor- 
gesetzten, wie  jeder  einzelnen  Schwester  Gelegenheit  geben  ihn  zu 
.sprecheu. 

Auch  wird  es  jeder  Schwester  gestattet  sein,  sich  in  ihren  An- 
gelegenheiten an  ihn  schriftlich  oder  persönlich  zu  wenden. 

Insbesondere  werden  die  Vorgesetzten  der  einzelnen  Häuser 
sich  in  allen  Dingen  und  zu  jeder  Zeit  bei  ihm  Bath  erholen  dürfen. 

2.  Es  wird  aber  der  Superior,  eingedenk  der  ausdrücklichen 
.  Vorsdirift  der  Stataten,  die  in  der  fiegel  beieidmeten  HUe  ans- 

genonimiBii,  dne  direete  Leitong  der  Genossenschaft  niditin  Ansprach 
nelmMto. 

Wenn  er  in  einsäen  Angelegenheiten  eine  Aendenmg  wünscht, 
80  wird  er  hierüber  mit  den  Torgesetzten  Rücksprache  nehmen. 

Nnr  diese  werden  in  der  durch  die  Kegeln  bestimmten  Ord- 
nung die  häusliche  und  unmittelbare  Leitung  der  Genossenschaft 
ansüben. 

Im  Falle,  dass  der  Superior  und  die  Oberin  der  Genossenschaft 
sich  in  irgend  einer  Frage  nicht  zu  verständige^  vermögen,  wird  von 
denselben  die  Entseheidong  des  Hochwördigsten  Bischofis  eingeholt 
werden. 

Mains t  am  Feste  diM  heOigen  Joseph,  den  19.  Mftrz  18^. 

t  WUhdm  Emmanud, 

IV.  Wrmmmtmau 

X  Erlasa  des  Mms^eriuma  der  geisffuhen  Arngdegetikeiten  vom 

11»  N&oember  1867, 

die  Naturalleistungen  an  Geislliche  aus  Kftmmerei-  oder  KOniftlichen  Cassen  betr. 

Durch  Allerhöchsten  Erlass  vom  3.  December  1803  wurde 
verordnet : 

»dass  überall,  wo  die  Geistlichen  ehedem  ans  Kämmereien  oder 
KünigUchen  Cassen  Naturalien  bezogen,  wofür  sie  jetzt  unange- 
messene Geldentschädignngen  erhalten,  bei  neuen  Verpachtungen 
oder  Stats-Aflfnrtigangen  die  Naturalien  wieder  hergestellt  wer- 
den soUeiuc 

Diese  Gabinets- Ordre  sollte  nach  Vorschrift  des  Allerhöchsten  • 
JSrlasses  Tom  18;  Apnl  1819  dahin  in  Ansfahivng  gebracht  werden, 
»dass  in  allen  FfiUen,  wo  es  nicht  thnnlich  ist,  die  NatoraBen, 

für  welche  die  Geistlichen  jetzt  eine  nicht  angemessene  Geldent- 
scbädigung  empümgen,  wieder  herzustellen,  ihnen  solche  nach 
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den  miUiler«!!  MarMpreiien  sa  Marttni  jeden  Jahies  in  Oelde 

vergütet  werden  sollen.« 

Mittels  Allerliöchsten  Erlasses  vom  12.  Mai  1821  genehmigten 
des  Königs  Majestät  nach  dem  Antrage  des  Staatsministeriums, 

»dass  die  Bestimmung  der  Ordre  vom  13.  April  1819,  nach  wel- 
cher den  Greistlichen,  denen  die  früher  aus  den  Domänen  bezoge- 
nen nnd  in  eine  nnverhältnissmässige  Geldentschädigimg  Ter» 
wandelten  Natural-Emolnmente  nicht  in  Natnr  wieder  gegeben 
werden  kannten,  dafür  die  Yei^tigang  na4sh  den  nütfleren 
Ibitini-lfarktpidaen  gewahrt  werden  solle,  anch  in  Benehnng 
auf  die  SekalklHrer  yon  dem  nimlielieit  Zei^ionkte  ab  in  Am- 
fibnng  gebracht  werde.c 

Die  Königliche  Regiemng  veranlasse  ich  anzuzeigen,  ob  nnd  in 
welcher  Weise  nach  diesen  Allerhöchsten  Vorschriften,  welche  Der- 
selben durch  die  Circular-Rescripte  der  Minister  der  geistlichen  An- 
gelegenheiten und  der  Finanzen  vom  4,  September  1819  und  5.  Juni 
1821  zur  Nachachtung  bekannt  gemacht  worden  sind,  noch  gegen- 
wärtig, namentlich  auch  hinsichtlich  der  Aufrechterhaltung  resp.  Ver- 
gfttang  der  Naturalbezüge  an  Holz,  verfahren  wird. 

Berlin,  den  11.  IfoTttoiher  1857. 
Det  Mimäer  der  geM,^  Uf^mißkh'  md  MeäkkiaUMfigdefimke^ 

An 

die  Eönigl.  Regierungen  za  Königsberg,  Gnm- 
binnen,  Danzig,  Marienwerder,  Potsdam,  Frank- 
furt, Breslau,  Liegnitz,  Oppeln,  Posen,  Brom» 
berg,  Magdeburg,  Merseburg,  Erfurt,  Münster, 
Minden,  Arnsberg,  Stettin,  Göslin,  Düsseldorf. 

2,  Erlass  der  Königl.  Regierung  zu  Breslau  vom  3.  Juni  1859, 

Ober  Anstellung:  der  TodtengrSber. 

In  der  Habersdorfer  Eirchhofti- Angelegenheit  theilen  wir  Ew. 
iffii8tl)i8chMlichen  Gnaden  in  Folge  höheren  Auftrags  ergebenst  mit, 
daas  die  Frage  wegen  fiesetznng  des  Todtengrftber-Amtes  Seitens  des 
Herrn  Ministers  der  geistlichen  etc.  Angelegenheiten  ihre  Entsdid- 
dnng  dahin  geftmden  hat,  dass  die  Toäiengräber^  wem  sehm  m  dm 
kirchlichen  Beamten  im  weiteren  Sinne  des  Worts  g^törig,  doch 
nicht  zu  denjenigen  Kirchmheamten  zu  zahlen  seien  ^  auf  xvelche 
§.  556.  Tfi.  IL  Tit.  11,  AUg.  Land- Rechts  Amvenduvg  finde,  dass 
dieselben  vidmehr  als  lediglich  zur  Verrichtung  mechanischer  Dienste 
angenommen^  m  einem  einfacheii  Vertragsverhältnisse  zu  dem  Eigen- 
iküm^  dee  EwMefe  fMmd  onemehei^,  ktMkrem  mihin,  be- 
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eiehungsweise  hei  ^rchhlSfm,  wdehe  m*  einer  gekoren,  dem 

Kirchen-CoUegiunt,  das  Bccht^  Jenen  zu  berufenf  emtehe,  nicht  aber 
dem  Patron,  welchem  überlassen  bleibe,  seiae  Ansprüche  im  Eechts- 
^  wege  geltend  zu  machen. 

Der  Anspruch  der  evani^elischen  PJingesessenen  auf  unentgold-  i 
liehe  Setzung  von  Grabdenkmälern  ist  von  dem  Herrn  Minister  als 
ein  solcher  bezeichnet  worden ,  dem ,  im  Wege  der  administrativen 
Execution  Geltung  zu  verschafi'eu,  wegen  des  mangelnden  öffentlichen 
Interesse  mcbt  zulässig  erscheine,  der  vielmehr  ebenso,  wie  die  be- 
treffende Gebflhrenforderung  des  Kirchen-Golleg,  da  es  sich  hierbei 
um  eine  streitige  Rechtsfrage  handle,  lediglieh  anf  den  Bechtsweg  zu 
Terweisen  sei.  Wir  haben  demgemäss  das  KdnigUehe  Landraths^mt 
in  KeieheAbaeh  mit  entsprechender  Anweitimg  femhen. 

Breslau,  den  3.  Juni  1859. 
Königliche  Begierang,  Abtheilung  für  die  KirckenverukiUmg  und 

das  Schulwesen, 

(Unterschrifteu.) 

An 

den  Fürstbischof  von  Breslau, 
.   Heim  Br.  JFbers^er, 
FörsthischOfliche  Gnaden. 

3.  Erlass  der  E3m^  Megierung  eu  Oppdn  vom  Jid,  JmU  1860^ 
Aber  die  Beerdigung  ftremder  Contessionsvorwandien,  welclie  eines  dgenen  Kirch«  i 

hofes  enlbehren 

In  unserer  mit  Zustimmung  des  Horm  Ober  -  Präsidenten  er- 
.  lassenen  Circular- Verfügung  vom  30.  September  1858  (XII.  2505.) 
haben  wir  die  Königlichen  Landratlis-Aemter  bereits  darauf  auf- 
merksam gemacht,  dass  nach  §.  189.  Th.  II.  Tit.  11.  des  Allgemeinen 
Land-Bechts  die  im  Staate  au^enommenen  Eirchengeselbohiften  der 
verschiedenen  Beligions»  Parteien  einaiidw  weehaelweise  in  Erman- 
gelnng  eigener  Kirchhöfe  das  Begräbniss  und  Grabstellen  anf  ihren 
Kirchhöfen  nicht  versagen  dürfen,  und  dass  es  nach  Nr.  13.  des 
noch  jetzt  geltenden  Beglements  vom  8.  August  1750  wegen  Ent- 
scheidung der  gravamina  in  geistlichen  Sachen  {Kortis  Edicten-Samm- 
lung  Band  5.  Seite  415.)  den  evangelischen  G-eistlichen  uuverwehrt 
ist,  die  katholischen  Kirchhöfe  und  ebenso  den  katholischen  Geist- 
lichen die  evangelischen  Kin  lihöfe  bei  den  Begräbnissen  der  Leichen 
ihrer  Religion  nebst  den  Kirchenbedienten  zu  betreten  und  -die  damit 
verbundenen  Acte  zu  verrichten.  Zugleich  ist  in  jener  Circular- 
YerfÜgung  bestimmt  werden,  dass  dergleichen  Beerdigungen  nöthigen- 
fiills  mit  Hilfe  poliMäidiw  Zwangsmassregeln  anszofähren  sind,  ^ 
wenn- dagegen,  (wi^es  beceite  ?orgd[ommen)  Schwimgkeiten  gemacht 
werden  sollten.  Zur  Vermeidung  von  Misgverstandnissen  und  Strei- 
tigkeiten hat  uns  der  Herr  Minister  der  geistlichen  etc.  Angelegen- 
heiten angewiesen,  die  in  Rede  stehende  Circnlar-Verffigung  in  folgen- 
der Weise  zu  erläutern  resp.  zu  ergänzen. 
1.  Der  §.  189  Th.  IL  Tit.  11.  des  Allgemeinen  Land -Rechts  setzt 
voTimSi  dass  die  Ange^wrigen  der  emen  Confessim^  nicht  nur 
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an  dem  betreffenden  Orte,  umdem  überhaupt  eines  eigenen 
Kirchhofes  enAehren.  Diese  Vorschrift  findet  also  nicht  Aa- 
wendung,  wenn  die  Confessions- Verwandten  der  Leiche  einen, 
wenn  auch  nicht  an  dem  betreffenden  Orte  belegeneu,  Parochial- 
Kirchhof  besitzen ,  (es  sei  denn ,  dass  derselbe  so  weit  entfernt 
wäre,  das«  daraus  für  die  Beerdigung  Schwierigi^eiteu  hervor- 
gehen.) 

Im  entgegengesetzten  Falle  haben  sich  die  Hinterbliebenen 
wßgen  Zuweisung  einer  Grabstelle  an  den  Pfarrer  der  ^che  zu 
wenden,  welcher  der  Kirchhof  geh(^rt,  und  wenn  dieser  sie  ah- 
weist,  &  Bestdmniiuig  des  Konischen  Landraths- Amtes  darüber, 
wie  es  mit  der  Beerdigimg  gehalten  weiden  soll,  einziih<den. 

2.  Bedienea  rieh  Aagrehörige  der  einen  OenÜBssion  des  Kirchhofs  der 
ondertti  tn  ihren  Begrftbnissen,  so  müssen  sie  für  die  Benutzung 

^  desselben  und  für  die  von  den  Beamten  der  Kirehe,  in  welchen 

der  Kirchhof  gehört,  in  Ansehung  der  Beerdigung  geleisteten 
Dienste  jedesmal  diejenigen  Gebühren  entrichten,  welche  von  den 
Eingepfanten  dieser  Kirche  selbst  zu  zahlen  sind. 

3.  Inwiefern  die  Angehörigen  einer  solchen  Leiche  der  Bestimmung 
des  §.  761.  am  ang.  Orte  und  der  analogen  Vorschrift  des 
§.  745.  ebendaselbst  |;emäss  zur  Unterhaltung  des  Kirchhofes  der 
anderen  Confession  einen  Beitrag  zu  leisten  haben,  muss,  wenn 
in  den  einzelnen  FftHai  ein  gütbehes  üebereinkommen  nicht  zn 
erzielen  sein  sollte,  jedesmal  besonders  geprüft  nnd  diann  dnrcli 
das  Königliche  Landraths-Amt  unsere  Beenmmung  dai-Über  ein- 
geholt werden.  In  denjenigen  Fällen,  wo  nach  §.  762.  a.  a.  0. 
die  Kirchenkasse  den  Kirchhof  zu  unterhalten  hat,  indem  sie 
for  die  Grabstellen  Bezahlun^^  erhält,  erledigt  sich  dieser  Punkt 
damit,  dass  die  Angehörigen  der  andern  Confession  das  Grab- 
stellengeld nach  den  für  die  betreffende  Kirche  angenommenen 
Sätzen  ebenfalls  entrichten  müssen.  Wo  aber  der  §.  762.  nicht 
Anwendung  findet,  also  wo  die  Kirchengemeinde  den  Kirchhof 
za  nnterhalien  hat,  nnd  hierzu  bestimmte  GrabeteHengelder 
nioht  erhoben  werden,  behalti»  wir  uns  im  einzehien  FaUe  bei 
dem  Mangel  der  Einigung  vor,  interimistisch  zu  bestimmen,  wie 
viel  die  Angehörigen  der  Leiche  for  die  Benutzung  des  Kirch- 
hofes zu  zahlen  haben.  Wir  werden  dabei  als  Regel  festhalten, 
dass  für  eine  solche  Leiche,  welche  das  vierzehnte  Lebensjahr 
noch  nicht  vollendet  hat,  zehn  Silbergroschen,  für  eine  ältere 
aber  zwanzig  Silbergroschen  zu  entrichten  sind.  Es  bleibt  jedoch 
selbstverständlich  in  allen  Fällen  dem  Eigenthümer  des  Kirch- 
hofs unbenommen,  seinen  Anspruch  auf  eine  höhere  Entschädi- 
gung gegen  die  Angehörigen  im  Rechtswege  zu  mfolgen,  wenn 
er  ndi  bei  uneerer  Feetsetning  nidit  glauki  benridgen  zu 
kAnnen. 

4.  Da  mifih  dem  oben  angeführten  Beglement  vom  8.  August  1750 
den  evangelischen  Geistlichen  unverwehrt  ist,  die  katholischen, 
und  den  katholischen  Geistlichen,  die  evangelischen  Kirchhöfe 
bei  den  Begräbnissen  der  Leichen  ihrer  Ccoifeasion  nebst  den 
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Krehenbe^ienien  zu  1>etret«n  imd  den  Aefeos  mmislerialis  darauf 
in  verriebten,  so  koinmt  es  bei  der  Ausfohrnng  dieser  Bestim- 
mung nur  darauf  an,  dass  der  Gei£tliche,  welcher  auf  dem  Kirch- 
hofe der  andern  Confession  einen  solchen  Act  vorzunehmen  beab- 
sichtigt, hierüber  dem  Pfarrer,  zu  dessen  Paroohie  der  Kirchhof 
gehört,  rechtzeitig  vorherige  Mittheilung  macht.    Dass  dieses 
geschehen,  ist  im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  für  erfor- 
derlich zu  achten,  und  entspricht  zugleich  der  Rücksichtnahme, 
welche  die  Confessionen  bei  wechselweiser  Benutzung  des  resp. 
Idrchlichen  Eigentlinms  einander  schulden. 
Wir  tlberlaasen  den  Königlichen  lAudraths-Aemtem  die  Local- 
Folizeibehörden,  so  weit  es  erforderlich  scheint,  hiernach  zu  instrui- 
ren,  und  veranlassen  ebenso  die  Herren  Superintendenten  der  Geist- 
lichkeit ihrer  Diöcese  das  Erforderliche  mitzutheilen.    Den  geistlichen 
Obern  beider  Confessionen  haben  wir  gleichfalla  von  der  gegenwftrti- 
gen  Circular-Verfögung  Kenntniss  gegeben. 
Oppeln,  den  24.  Juli  1860. 

Königliche  Eegierungf  Ahiheüung  des  Innern. 

(gez.)  von  Aulock. 

An  die  Königlichen  Landfathsfimter  und  die 
Herren  Supointendenten  des  hiesigen  Be- 
giernngsbeorks.  A.  J.  XU.  1874 

4.  £rlass  des  bischöflichen  GeneralvicariafS'Anutes  von  (Mm  vom 

31.  Decemher  1866, 
wegen  der  Hinricblung  und  Unterbaliunp  von  Begräbnissplöczen. 
(Aus  dem  Amtl.  Kirchenblatt  für  die  Diöcese  Culm  1867.  Nr.  t.) 

Bekanntlich  sucht  sich  die  glaubenslose  Zeitströmung  ~  an- 
geblich aus  Bäcksicht  anf  die  Gesundheitsrerbältnisse,  in  der  -Wirk- 
Bcbkeit  aber  aus  dem  Grunde,  weil  der  Materialismns  der  Zeit  Alles 
aus  dem  Bereich  der  unnittellMiren  täglichen  Wabmehmung  zu  ent- 
fernen trachtet,  was  eine  ernstere  Emj^^g  veranlassen  und  den  Sinn 
auf  die  Ewigkeit  hinrichten  könnte  —  auch  dadurch  Geltung  zu  Ter- 
scbaifen,  dass  die  um  die  Kirchen  gelegenen  Kirchhöfe  nicht  mehr  zu 
ihrer  ursprünglichen  und  naturgemässen  Bestimmung,  zur  Ruhestätte 
der  Leiber  der  im  Glauben  und  in  der  Gemeinschaft  der  Kirche  Ver- 
storbenen, verwendet  werden  sollen. 

Hierdurch  hat  sich  bereits  an  vielen  Orten  die  Nothwendigkeit 
herausgestellt,  besondere  Begräbnissplätze  anzulegen,  die,  wo  nicht 
bei  Gdegenbeit  der  Separation  du  besonderer  Gemeindeplata  hierzu 
reserfirt  war,  auf  Kosten  der  betreffenden  Gemeinde  angekauft,  mit 
einer  entsprechenden  ümfried^ung  yerseben  sowie  im  baidichett  Zu- 
stande linterhalten  werden  mfissen. 

Nicht  immer  entsprechen  nun  diese  Einrichtungen  der  Würde 
und  dem  christlichen  Zwecke,  dem  sie  zu  dienen  haben,  indem  sie  viel- 
mehr in  ihrem  oft  verwahrlosten  und  fast  verwilderten  Zustande  laut 
und  eiudringlicli  ein  abschreckendes  Zeugniss  von  dem  wachsenden 
Glaubens-Inditl'erentismus  ablegen  und  sonach  einer  christlichen  Ge- 
meinde keineswegs  zur  besonderen  Ehre  gereichen. 
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Mit  Bezug  hierauf  haben  wir  uns  veranlasst  sehen  müssen,  auch 
dieser  Angelegenheit  unsere  Fürsorge  zoznwendim  und  Merdnrch  in 
meaeite  Erinnenmg  zu  bringen,  dass  die  christlichen  Kirchhofe  (Be- 
gräbnissplätze) sowohl  mit  einer  passenden  wftrdigen  ümfinedignng, 
als  auch  mit  einem  hohen  Kreuze  yersehen  sein  müssen,  und  dass  die 
fiepflanzung  mit  passenden  Bäumen  und  Ziersträuchern,  sowie  die 
Anlage  von  geschmackvoll  eingerichteten  Gängen  sich  ebenso  empfiehlt, 
als  die  ordnungsmässige  Beerdigung  der  Leichen  und  angemessene 
Ausstattung  der  Grabhügel,  damit  diese  Stätten  neben  dem  christ- 
lichen weihe-  und  würdevollen  Ernst  auch  des  Eindrucks  anmutliiger 
der  christlich-beseligenden  Hoffnung  entsprechender  Lieblichkeit  nicht 
entbehren. 

Aach  wird  die  Anlage  von  besonderen  Begräbnisscapellen  überall 
da  sich  als  eine  NothwoMligkeit  herausstellen,  iro  diese  Beerdignngs- 
idätze  weiter  von  der  Kirche  entfernt  sind. 

Durch  eine  derartige  zarte  und  liebevolle  Sorgsamkeit  wird 
sich  in  erfreulicher  und  erbauender  Weise  christbcher  Sinn  und  christ- 
liches Gefühl  zu  erkennen  geben. 

Wir  erwarten  daher  mit  Recht,  dass  vornehmlich  die  Herren 
Pfarrer  sich  der  in  obigem  Sinne  zu  bewirkenden  Einrichtung  dieser 
Stätten  durch  Anregung  und  helfende  Unterstützung  angelegen  sein 
lassen  werden. 

Um  nun  unsrerseits  hierzu  thunlichst  mitzuwirken,  und  zunftchst 
die  zur  Ausf&hrung  derartiger  Einrichtungen  erforderlichen  Mittel 

zu  verschaffen,  resp.  die  Eingepfarrten  hierin  nach  Möglichkeit  zn 
erleichtern,  haben  wir  bereits  für  eine  Kirche  der  Diöcese  ein  beson- 
deres Statut  genehmigt,  durch  welches  zur  Einrichtung  und  Unter- 
haltung der  Begräbnissplätze  ein  besonderer  »Grabstelleugelder-Fonds« 
gebildet  und  in  der  Kirchencasse  zweckentsprechend  verwaltet  wer- 
den soll. 

Damit  nun  für  ähnliche  in  den  einzelnen  Parochieu  bestehende 
Verhältnisse  ähnliche  Fonds  begründet  werden,  theilen  wir  untenste- 
hend dieses  Project,  dessoi  Zweckmfissigkeit  nicht  Terkannt  werden 
kann,  zur  allgemeinen  Kenntnissnahme  und  mit  dem  Bemerken  mit, 
dass  wir  hiemach  weitem  Antrügen  der  einzelnen  Eirchen-Oollegien 
entgegensehen  werden. 

Pelplin,  den  31.  December  1866. 

BiscMfliches  General- VicaricU-AnU  van  Chdm> 
Ö.Y.  8355.  Dr.  Hasse. 

Statut 

Behufs  ünterhiltung  des  Begrftbmssplatses  und  dessen  Üinwährung 

auf  der  Pfiirrei  zu  N.  N. 

Indem  hierdurch  urkundlich  bemerkt  wird,  dass*' Behufs  der 
Anlage  eines  neuen  Beerdigungsplatzes  Seitens  des  Patronats  der  hie- 
sigen E^die  das  hierzu  erforderliche  Land  im  Umfange  Yon  zwd 
ißrgen  magdeb.,  das  am  Anfange  des  Dorfes  K.  N.  links  vom  Wege 

nach  N.  N.  gelegen  ist,  zu  vollen  Eigenthnmsrechten  der  hiesigen 
^Kirche  geschenkt  worden  iat^  wird  hierdurch  festgesetzt,  was  folgt; 
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§.  1.  Nach  Massgabe  der  gesetzlichen  Vorschriften  liegt  die  Last 
der  Unterhaltung  und  Um  Währung  dieses  Begräbnissplatzes  lediglich 
der  kathoUsohen  Bärchengemeiikde  Yon  N.  N.,  resp.  denieuigeii  (k^ 
gchaften  dieser  G^einde  ob,  weldie  ron  demselben  bei  Beerdigimgs- 
fUlen  Gebrauch  machen. 

§.  2.  Um  der  Gemeinde  diese  Baulast  zu  erleichtem,  begibt 
sich  das  katholische  Kirchen-Collegium  von  N.  N.  unter  verhoffter 
Genehmigung  der  hohen  geistlichen  Oberanfsiehtsbehörde  des  Rechts, 
die  für  die  Gewährung  von  Grabstellen  ortsübliche  f^ntschädigung  bei 
der  Kirchencasse  zu  vereinnahmen,  und  sollen  vielmehr  diese  Grab- 
stellengelder vom  1.  Januar  1867  ab  bis  auf  weiteres  unter  einem 
besonderen  Titel  des  Kirchen -Etats  vereinnahmt  sowie  verwaltet 
w^nlen. 

§.  3.  In  denjenigeE  Bezfigen,  die  dem  Ortsphurer  Ton  den  so- 
genannten GrabsteUengeldeni  zustehen,  wird  lilerdQicli  Iceine  Aende- 
rang  bewirkt 

§.  4.  Der  katholischen  Kirchengemeinde  Ton  N.  N.  soll  es  frei- 
stehen, durch  zwei  Repräsentanten  alljährlich  von  dem  Bestände  diesee 
Fonds  (§.  2.)  Einsicht  zu  nehmen. 

§.  5.  Vorkommende  Baukosten  für  die  Unterhaltung  resp.  Neu- 
setzung  der  Kirchhofs-Umwährung  werden,  soweit  der  Fond  hierzu 
ausreichend  ist,  aus  demselben  entnommen,  so  dass  die  katholische 
Gemeinde  dann  nnr  den  etwa  noch  za  deckenden  Best  der  Beiträge 
dorch  die  nach  der  Qmnd-  resp.  Klassenstener  zn  bewirkende  Bepar- 
tition  aufzubringen  hat. 

§.  6.  Obiges  Statut  kann  nur  durch  die  Genehmigong  der  geist- 
lichen Oberaufsichtsbehörde  modificirt  werden. 

N.  N.,  den  9.  August  1866. 

Das  halhoUsche  Ffarrkirchen-CoUegium. 


ffiiteratiir« 

1.  Das  canonische  Gerichtsverfahren  und  Strafrecht.  Von  Nie.  Mün- 
chen^ Dr,  Tfteol.  u,  heid.  Ii..,  Dompropst  etc.  zu  Köln,  Bd.  L: 
eil  8.  IL  742  8.  gr,  S.  EMn  mä  Neuss.  L.  8ehwam,  1666.  67. 
C5V3  Thlr.) 

Da  eine  in  Aussicht  gestellte  eingehende  Besprechung  von  an- 
derer Seite  seither  nicht  eintraf,  wollen  wir  kurz  im  Allgemeinen 
unser  Urtheil  dahin  abgeben,  dass  das  Werk  allerdings  eine  erfreu- 
liche Bereicherung  der  kirchenrechtlichen  Literatur  bildet,  auf  die 
kirchlichen  Rechtsquellen  und  den  Inhalt  der  Glossen  und  überhaupt 
der  älteren  Literatur  genau  eingeht,  dass  dasselbe  aber  für  praktische 
Zwecke  keineswegs  ausreicht  und  überliaupt  noch  Vieles  zu  wünschen 
übrig  lässt.  Es  fehlt  dem  Verfasser  an  einer  gehörigen  juristischen 
Durchbildung;  dies  beweist  er  durch  eine  Menge  von  Ungenauigkeiten 
und  ünricht^kdten  in  der  Auifossung  in  der  Rechtswissenschaft  gar 
nicht  controTerser  Dinge,  durch  Hereinziehen  anderer  gar  nicht  herge* 
höriger  Dinge,  als  wären  sie  etwas  ganz  Besonderes,  durch  den  häufigen 
Ha^iel  einer  gehörigen  Untenchemnng  und  DurcheinanderwerlSm  des 
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historläclieü  und  des  praktischeu  Rechts.  Ueberhaupt  fehlt  in  dem 
Baehe  &  Feststellung  des  Details  des  jetzt  praktisch  geltenden  .and 
anwendbaxen  Beehts.  Händler  widiti|  ^  Ponkt  wird  nur  Jftdcenhaft 
behandelt.  Die  neuere  zum  Theil  sehr  ergiebige  einsdüftgige  Literatur 

ist  durchweg  gar  nicht  berückBichtigt,  und  es  fehlt  ganz  an  der  nöthi- 
gen  Beigabe  der  OriantiniBg  för  den  Leser  Aber  die  wichtige  ältere 
und  neuere  Literatur  zu  jedem  einzelnen  Hauptpunkte.  Im  Einzelnen 
sind  namentlich  die  vielen  Ausstellungen,  die  Schulte  in  Bensch's 
Theol.  Literaturbl.  1866  Nr.  1.  und  4.  an  dem  Werke  machte,  durch- 
weg begründet  und  war  es  vergebliches  Bemühen,  wenn  Pfarrer  Dr. 
J.  IL  Lentzen  »Das  canonische  Gerichtsverlab reu  und  Stratrecht  von 
Nie.  München«  (Köln  und  Neuss.  L.  Schwann  1866.  32  S.)  in  einer 
eigenen  an  die  Abneluner  des  Werkes  gratis  absngebenden  IkocbOre 
Seiinlte*s  Beoensioa  an  entkrftfben  snehte.  •  • 

J2.  Die  Deposition  und  Degradation  nach  den  GrundscUzen  des  kirch- 
lichen Rechts  histor.'dogmatisch  dargestellt  von  Dr,  F.  Kober^  o.  ö. 
Bn^.  d,  Tkeci,  au  Tübinffm  Das,  Laupp,  1867.  X  il  830  8.  8. 
(3\  TMr) 

Gründlichkeit  und  Gelehrsamkeit,  VoUstAndigkeit,  Fasslichkeit 
und  gefällige  Darstellung  gewähren  auch  diesem  Werke  Kober's,  wel- 
clies  sich  an  die  früheren  über  den  Kirchenbann  (Archiv  II,  235  f.) 
und  die  Suspension  (Archiv  IX,  173  ff.)  anreiht,  einen  bleibenden 
Werth.  Besonders  bietet  es  die  historische  Eutwickelung  in  er- 
schöpfender Weise,  wobei  es  allerdings  bei  der  grossen  Menge  von 
Einzelnheiten  wohl  zur  grösseren  Uebersichtlichkeit  gedient  hätte, 
wenn  die  historische  Eutwickelung  dieser  Einzeluheiten  in  längere 
Anmerkungen  verlegt  und  im  Text  nur  das  Resultat  derselben  hervor- 
gehoben  w&re.  An  die  eingebende  historisebe  Eutwickelung  knüpft 
der  Verfbsser  übrigens  stets  auch  eine  ausfObrlicbe  Darlegung  des 
jetzt  geltenden  Bechtes.  Das  Werk  hat  um  so  grösseres  Verdienst, 
als  die  Lehre  von  der  Deposition  und  Degradation  bisher,  namentlich 
in  Betreif  ihrer  geschichtlichen  Entmckelung,  vielleicht  am  wenigsten 
genügend  bearbeitet  war.  Wir  sehen,  da  uns  in  diesem  Heft  nur  ein 
knapper  Raum  übrig  ist,  von  Einzeluheiten  ab.  Nur  bemerken  wir, 
dass  der  S.  180,  237,  339  und  öfter  erwähnte  Durandus,  wie  Savigny 
Gesch.  des  röm.  Rechts  im  Mittelalter  nachweist,  richtiger  Durantis 
geschrieben  wird.  —  Möge  Kober  jetzt  auch  noch  seinen  Cyclus  von 
Monographien  über  das  klrcblicbe  Strafrecbt  durch  eine  Bearbeitung 
des  Inteidiets  (ygl.  Archh  II,  173.)  und  der  poenae  vindicativae  Ter« 
Toltetändigen.  —  Wir  erw&hnen  hier  noch: 

3.  Kellner^  JOqs  JBi^ssr  wid  Strafverfahren  ge^en  Kleriker  in  den 
^(schs  ersim  ekrUfiiokm  Trier,  1863, 

Bs  ist  uns  diese  von  Kober  a.  a.  0.  £L  123.  Note  mit  Aaea^ 
kenfiUBg  in  Beang  genommene  Schrift  ni^t  selbst  zu  Gesiebt  gfh 
kommen. 

4.  Die  Bew^isikeme  im  cammiBü^  Braeessy  miit  besonderer  Riiek' 
sieht  auf  die  FortenMokdung  derselben  im  gemeinen  deutsch^  Ot- 
vilpraMess.       iV.  JZdri  Ghi^i  Bwo^l 
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MTiiM»  Ml  Tl^.  L  ÄUgemehter  Thea.  Wim  1867,  Bet^sehe 
Umfersim-BuMandlmg  (Alfred  mider).  3  Bl  u.  U^i  S,  8. 

Mit  vielem  Verguügen  r^pstriren  wir  diese  vortrefflich  geschrie- 
be&e  Entlingsschrift  eines  juugen  Oeaterreichers.  Der  Verfasser  fasst 
den  canon.  Prozess  in's  Auge,  wie  er  in  seiner  Blüthezeit  (vom  12.  bis 
in's  18.  Jahrh.)  war,  theilt  den  canonischen  Prozess  in  das  Verfahren 
ausser  Strafsachen  (mit  Ausschluss  der  spirituellen  Angelegenheiten), 
in  Strafsachen  und  in  kirchlich-spirituellen  Angelegenheiten,  handelt 
von  dem  Begriffe  und  den  verschiedenen  Eintheilungen  des  Beweises, 
und  bespricht  sodann  fär  jene  drei  Arten  der  kuwiohen  Gericlits- 
barkeit  pto  foio  extemo  jedesmal  beaondera  iiadi  eniander:  die  Be> 
weielasl,  den  Gegenstand  des  Beweises,  die  Kotorietät  nnd  die  PrSr 
sumtionen,  das  Geständniss,  die  Beweismittel,  und  das  Beweisverfah*» 
ren.  Einen  Anümg  (S.  129—141.)  bildet  eine  interessante  kritische 
Parallele  zwischen  den  Beweisregeln  des  jus  canon.  commune  und  den 
einschlägigen  Bestimmungen  der  »Anweisung  für  die  geistlichen  Ge- 
richte des  Kaiserthums  Oesterreich  in  Betreff  der  Ehesachen.«  Gründ- 
lichkeit, Schärle  und  Genauigkeit  der  AuÜassung  und  gewandte  Dar- 
stellung zeichnen  die  Schrift  in  gleichem  Masse  aus. 
ö.  Manuale  sacerdotum^  in  quo  ii  quibus  cura  aninuu^um  commissa 

est  ad  mamtm  hcäteiU,  tum  quae  in  prwata  devoHanBf  tum  giiae  m 
'  ndssae  ßde^raiimief  mxerameiUorum  admkMraHone  ek,  U9m  esse 

passunt  ed.  F.  Joseph.  Sehneider.  S.  J,  JEdiiio  IV.,  maj.  formae 

prima.  Coloniae.  Bachem  1867.  XZX,  787  pp.     »/s  TU^-) 

Wir  haben  schon  wiederholt  dieses  vortreflliche  seelsorgerliche 
Vade  mecum  empfohlen  {Archiv  VIII,  159;  XI,  182;  XV,  470.). 
Die  vorliegende  vierte  Ausgabe  hat  grössere  (Garmond)  Schrift,  aber 
auch  noch  immer  ein  ganz  handliches  Format.  Der  Inhalt  ist  nur 
um  einige  Benedictionsformulare,  namentlich  über  die  Einsegnung  eines 
Kreuzweges  und  durch  einige  Verweisungen  auf  neuere  Entscheidnngen 
der  päpstlichen  Gongregationen  n.  dergL  vermehrt  werden.  Vering, 
6*  he  priftomiams  apoMicis.   JMsserkäM  mauguräUs.  Auetore 

Bado  Micke,  Breslau,  Aderhoh  1866.  X,  66  pp.  8.  Oh  Thlr.) 
Es  ist  diese  »mit  ebenso  viel  Geschick  als  Fleiss  durchgeführte c 
Schrift  von  Dr.  Sentis  in  Reusch's  Theol.  Literaturbl.  1868  Nr.  13. 
angezeigt.  Wir  lugen  nur  hinzu,  es  wäre  auch  darauf  aufmerksam 
zu  machen,  welche  Privilegien  die  Protonotare  qua  Referendarii  utrius- 
que  Signaturae  besitzen.  (Vgl.  Ferraris  Bibl.  s.  v.  Refrd.)  Verjährt 
sind  diese  Privilegien  noch  nicht,  und  auch  ViUdi  de  signaiura  justi- 
tiae  erkennt  sie  noch  an.  Chr.  Moufang. 


I^'achirag  für  unsere  Leaer  in  Oesterreich. 
Zur  Gbarakterisiik  der  noch  in  keiner  Beziehung  etwas  Neaes  bietenden 
Bestrebungen  gegen  das  Concordat,  die  im  Abjjeordnetenhause  bei  der  Adressde- 
batte  am  d.  Juni  und  in  der  WiederhoiURj^  des  Mühlfeldschen  Religiona-Edicts- 
Entwurfs  in  der  Sllzong  vom  17.  JoDl  1867  hervortraten,  verweisen  wir  auf  die 
Dintellung  in  Arehio  VIO,  (N.  F.  Bd.  IL)  S.  iUr-tW. 


MMtei  PniteMr  Dr.  VtriBg  «B  HddolWrg. 
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Zur  Geschichte  des  Placet, 

von  Dr.  H.  Paplns  In  llOnelien. 
EuüeUung, 

Schon  im  MitteUlt^  fiadea  wir  in  versehiedmen  Lftndem,  da^s 
die  kirchliche  Obrigkeit  ihre  Erlasse,  ehe  diesdben  den  Gl&nbigen  be- 
kannt gemacht  worden,  den  weltlichen  Behörden  sar  Einnchtnahme 
und  Öenehniigung  vorlegen  mnsste.  firbielt  der  kirehlicbe  Erlass  die 
Billignng  der  weltlichen  Behörden  nicht ,  so  musste  die  Publication 
desselben  unterbleiben;  hatte  dagegen  die  Staatsbehörde  nichts 
gegen  denselben  zu  erinnern ,  so  sprach  sie  dieses  gewöhnlich 
dadurch  aus,  dass  auf  den  Rand  des  betreffenden  Erlasses  das 
Wort  »exequatiir,«  »pareatis«  oder  »placet«  geschrieben  wurde.  So 
wurde  z.  B.  in  Frankreich  die  Formel:  Pareatis,  in  Neapel  das  Wort: 
Exequatur  gebraucht  i). 

Deshalb  wurde  «üch  die  EinwilUgong  der  Staatsbehörde  nur 
Verkündigung  eines  kirchlichen  Erlasses,  welche  in  der  angegebenen 
Weise  ertheüt  wurde,  »Placet«  genannt. 

•  Das  Placet  bmht  auf  einem  Misstrauen  gegen  die  Kirche,  und 
man  kann  von  der  Strenge,  womit  es  geltend  gemacht  wird,  auf  den 
Grad  dieses  Misstrauens  zuriickschliessen.  Da  nun  das  Misstrauen  des 
Staates  nur  dann  denkbar  ist,  wenn  für  die  Kirche  die  factische  Mög- 
lichkeit besteht,  dem  Staate  zu  schaden,  so  kann  da,  wo  Staat  und 
Kirche  zu  einer  solchen  Einheit  verbunden  sind,  dass  die  kirchlichen 
Erlasse  von  dem  Staate  gerade  so  gut  ausgehen,  wie  die  andern  Staat- 
lieben,  die  sich  von  den  kirchlichen  nur  im  Gregenstande  unterschei- 
den, von  dem  Placet  nicht  die  Bede  sein.  Sonst  würde  der  Staat  sich 
selbst  misstrauen  1  Zu  einer  solchen  Einheit  war  in  der  Torchristlichen 
Zeit  Staat  und  Beligion  verbunden:  der  Staat  breitete  seine  Beligion 
soweit  ans,  als  seine  Herrschaft  reichte.  Die  fieligion  schien  binwie- 
der  nur  dasu  bestimmt  zu  sein,  gute  Staatsbürger  heranzuziehen, 
und  die  gefallenen  Helden  mit  unsterblichem  Ruhme  zu  verherrlichen* 


1)  Oieaeler,  K.-G.  B.  Ii.  Ab.  4.  |.  187. 
ArcMv  Mr  KlrcNamki.  UUI.  11 
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Alle  Religion  war  Nationalreligion,  hatte  ausserhalb  des  Staates  eines 
bestimmten  Volkes  keine  Existenz;  nnd  diese  Beligion  stand  und  fiel 
mit  diesem  Staate. 

Da  trat  das  Christenthum  in  die  Welt  ein  nnd  brachte  die  Ver- 
schiedenheit der  staatlichen  nnd  religiösen  Ordnung  in  Zweck  nnd 
Mitteln  zum  klaren  Bewnsstsein.  Das  Ghristenthnm  war  es,  welches 
zuerst  hervorhob,  dass  die  Religion  ein  überirdisches  Ziel  mit  tiber- 
natürlichen Mitteln  verfolge;  welches  zuerst  behauptete,  dass  die 
wahre  lleligioii  nicht  für  ein  einzelnes  Volk,  sondern  für  die  Welt  be- 
stimmt sei;  welches  zuerst  den  Begriff  der  Kirche  als  einer  zum  Heile 
führenden,  nehen  dem  Staate  unabhängig  und  selbstständig  bestehenden 
Ordnung  aufstellte  und  insofern  eine  Unteischeidang  des  religiösen 
und  politischen  Gebietes  begiaindete.  Nun  wurden  erst  üebergriflFe 
der  religiösen  Ordnung  in  das  Gebiet  der  staatliciien  und  umgekehrt 
denkbar.  Jedoch  störte  die  Furcht  vor  solchen  üebergriffen  das  Yer- 
hftltniss  von  Staat  und  Kirche  so  lange  nicht,  als  bei  der  innigen 
Freundschaft  der  beiden  Gewalten  jede  dauernde  Entfiremdung  der- 
selben ausgeschlossen  war.  So  unter  den  ersten  christlichen  römischen 
Kaisern,  in  der  fränkischen  Monarchie,  sowie  tbeilweise  im  Mittel- 
alter überhaupt. 

Unterdessen  war  der  Mohaniedanisraus  zwar  nicht  zur  nationalen 
Ausschliesslichkeit,  aber  doch  zur  absoluten  Einheit  von  Staat  und 
Eeligion  des  Heidenthums  zurückgekehrt,  und  hatte  so  in  seinem 
Bereiche  jedes  Misstrauen  des  Staates  gegen  die  Eeligion  unmöglich 
gemacht.  Dasselbe  wurde  aber  auch  innerhalb  des  Christenthums  da 
unmöglich  gemacht,  wo  der  Staat,  theilweise  auf  den  vfvchiistlichen 
Zustand  der  Einheit  zurfickschreitend,  die  Unabhftngigkeit  der  geist- 
lichen Gewalt  geradezu  aufhob  und  die  Leitung  der  religiösen  Ord- 
nung selbst  in  die  Hand  nahm  —  wie  die  byzantinischen  Kaiser  in  der 
griechischen  Kirche  und  die  protestantischen  Fürsten  im  Abendlande. 
Dagegen  hat  die  katholische  Kircbe  ihre  Unabhängigkeit  vom  Staate 
gi'undsät/lieh  niemals  auigegebeu  und  hiedurch  das  Misstrauen  der 
Staaten  sich'Zugezogen. 

Hieraus  ergibt  sich  folgendes  Resultat: 

1)  Es  gibt  kein  Phicet  in  dem  heidnischen  und  mohamedanis<dien . 
Staate  gegenüber  seiner  eigenen  Beligion; 

2)  Es  gibt  kein  Flacet  in  dem  griediisoh-orthodoxen  und  prote- 
stantischen Staate  gegenüber  der  griechischen  und  protestantischen 

1)  Wenn  man  gleichwobl  der  protestantischen  Kirche  gegenüber  von  einem 
Flacet  gesprochen  bat,  so  ist  doch  klar,  dass  dieses  Flacet  einen  ^anz  andern 
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3)  es  ist  ein  Placet  nur  gegennber  der  katholischen  Kirche  so- 
wohl iü  katholischen  als  nichtkatholischen  Staaten  beansprucht 
worden. 

Dieses  Resultat,  wozu  uns  die  Natur  des  Placets  hinführt,  wird 
durch  das  Zeugniss  der  Geschichte  durchaus  bestätigt.  Nachdem 
hiemit  der  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Abhandlung  sowohl  zeitlich 
als  räumlich  abgegrenzt  ist«  treten  wir  zu  den  Thatsacheu  der  ge- 
aehichilicheii  Entstehmig  des  Phioeta  näher  heran. 

Der  Uisprong  des  Placets  wird  von  Vielen  in  die  Zeit  des  soge- 
nannten päpsüichen  Schisma's  (1378—1417)  gesetzt^),  während  dessen 
der  Papst  Urban  VI.  den  Bischöfen  gestattete,  die  Aechtheit  der 
päpstlichen  Erlasse  zur  Bekämpfung  und  Verhütung  von  Fälschungen 
zu  prüfen,  was  aber  schon  sein  Nachfolger  Bonifaz  IX.  und  dann  spä- 
ter Martin  V.  wieder  untersagt  hat.  Diese  Uebung  hätten  die  welt- 
licheu  Regierungen  sich  angeeignet  und  beibehalten. 

Audere  verlegen  die  Entstehung  des  Placets  schon  in  die  Zeit 
der  Streitigkeiten  des  Papstes  Bonifaz  VIII.  (1294—1303)  mit  dem 
Könige  Philipp  IV.  von  Frankreich,  in  Folge  deren  es  in  Frankreich 
zuerst  geäbt  worden  sei ^),  Jedenfalls  fällt,  wie  später  gezeigt. wird, 
die  erste  Anwendung  des  Placets  in  Verschiedenen  Ländern  in  «ne 
verschiedene  Zeit,  welche  übrigens,  da  wir  ?on  den  ersten  christlichen 
Jahrhunderten  hierflber  keine  nähere  Kunde  haben,  Qberhaupt  nur 
annäherungsweise  bestimmt  werden  kann.  Unter  allen  Ländern  ist 
aber  in  England  das  Placet  zum  ersten  Male  angeordnet  worden. 
Wenigstens  führen  glaubwürdige  Berichte  hierüber  auf  eine  Zeit 


Charakter  an  sich  trfigt,  weil  die  evang:ells(he  Kirclie  aus  Princip  di-n  Staat  för 
berechtigt  b&lt,  jede  in  ihm  zur  Vollziehung  kommende  .Anordnung  der  Kirche  zu 
IMrOren,  uro  die  Ueberzeugung  zu  gewinnen,  dass  in  seiner  Spbflre  von  der  Kirche 
nicht  eingegriffen  werde  und  ihm  flberbaupt  kein  Abbrudi  gescbebe  iU»  F.  Ja' 
koh9on  in  Weislus  Reebtslexicon  8.  B.).  während  es  von  der  Itaihiilisrben  Kirche 
•Ig  flirem  Wesen  mid  ihrer  Verflissunff  widerstreitend  betraehtet  wird.  Es  ist  da- 
her das  Placet  der  protest.  Kirche  gegenüber  nur  ebi  Plaeet  im  unelgeni liehen 
Sinne,  bei  welcbem  jedoch  alle  Gründe ,  die  für  oder  gegen  die  Anwendung  des 
Placets  vorgebracht  werden,  in  einem  gewissen  Grade  auch  in  Betracht  kommen. 

1)  Der  s.  g.  paritätische  Staat  bomisst  sein  Verhfiltniss  zu  jed'T  \on  ilim 
reripirttn  Kirchengeseilschaft  nach  dem  Wesen  der  letzteren,  diiher  Dbi  er  in  der 
protestantischen  Kirche  das  jus  in  sacra,  während  er  über  die  liaiholische  Kirctie 
die  Rechte  eines  Itathollscben  Staates  beansprucht. 

2)  s.  B.  von  v.'HüHUr:  Bestanratlon  der  St.*W.  Bd.  4.  S.  406.  —  Ber* 
genriUher^  8f  aniena  Verbaodlangen  mit  den  romlsehen  Stuhle,  im  ArchkTmr 
hathollscbea  Khrchenreeht  n.  F.  4.  Bd.  S.  28. 

8)  INcoe  Ansicht  hi  M,  v.  8dutM:  Instit.  Jar.  ecd.  11.  Aufl.  Bd.  I. 
&  425  ir. 

II» 
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znrfick,  in  welcher  sich  in  keinem  andern  Lande  das  Placet  mit 
Sicherheit  nachweisen  lässt. 

Im  Allgemeinen  ist  an  historischen  Beispielen  von  Anwendung 
des  Placets  kein  Mangel.  Wir  besitzen  deren  fast  aus  allen  Län- 
dern Europa's;  allein  sie, beruhen  —  nach  dem  jetzigen  Stande  der 
urkundlichen  Belege  —  hei  manchen  Ländern  nur  auf  einzelnen  zer- 
streaten  Nachrichten,  welche  zwar  von  der  zeitweiligen  Ausübung  des 
Flacetfl  in  einzelnen  Fällen  Zengnias  geben,  aber  nicht  beweisen  kOn- 
,  nen,  dass  es  in  die  Geaetsgebnng  auf  längere  Zeit  aufgenommen 
wurde,  und  eine  theoretische  oder  praktische  Ausbildung  erlangte. 
Dies  gilt  z.  B.  von  England  und  Portugal.  • 

In  andern  Ländern  dagegen  hat  das  Placet  frühzeitig  eine  ge- 
wisse principielle  Ausbildung  erlangt,  obgleich  auch  dort  von  den 
ältesten  Zeiten  nur  einzelne  Fälle  bericlitt^t  werden.  —  z.  B.  in  Spa- 
nien, Frankreich  und  Belgien.  Im  Allgemeinen  ging  diese  Ent- 
wickelang Schritt  für  Schritt  mit  der  Umbildung  des  mittelalterlichen 
Staates  in  den  modernen  Staat  und  erreichte  ihren  Höhepunkt  in 
der  Blüthezeit  des  farstliehen  Absolutismus  am  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts,  wo  wir  das  Placet  in  den  meisten  europäischen  Staa- 
ten fäst  in  derselben  Weise  angewendet  sehen.  Es  hatte  sich  geo- 
graphisch ausgebreitet,  und  war  in  der  Theorie  zu  einer  fi»t  un- 
bestrittenen Herrschaft  gekommen.  Dagegen  neigt  sich  in  der  neue- 
ren Zeit  sowohl  die  Doctriu  als  die  Praxis  mehr  auf  die  Seite  seiner 
Gegner. 

Die  folgende  Abhandlung  soll  das  Placet  in  seiner  ganzen  ge- 
schichtlichen Entwickelung  und  Gestaltung  betrachten. 

Auf  die  Entwickelung  des  Placets  haben  natürlich  zu  jeder  Zeit 
die  gerade  herrschenden  Theorien  über  das  Verhältniss  der  Kirche 
zum  Staate  mehr  oder  minder  bestimmend  eingewirkt  Und  weil 
über  die  Stellung  der  Eirche  zum  Staate  in  Folge  von  zwei  grossen, 
f&r  die  Weltgeschichte  bedeutungsvollen  iäreignissen,  in  Folge  der 
Beformation  und  der  Bevolution  neue  Ansichten  zu  Tage  getreten 
sind,  so  musste  sich  der  Einflnss  dieser  Ereignisse  selbst  auch  in 
der  Geschichte  des  Placets  offenbaren.  Wir  werden  daher  folgende 
Perioden  in  der  Geschichte  des  Placets  unterscheiden: 

I.  Die  Entwickelung  des  Placets  vom  Beginne  des  Mittel- 
alters bis  zur  lie Formation; 

II.  seine  Entwickelung  von  der  Beformation  an  bis  zur  ersten 
französischen  Bevolution; 

m.  seine  Entwickelung  von  der  eisten  frantOsischen  Bevolution 
bis  zur  belgischen  Bevolution  vom  Jahre  1830. 
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IV.  Die  Zeit  tod  1830  bis  nur  Qegenwart. 

Die  Beurtheilung  des  Placets  hängt  natürlich  von  dem  Stand- 
punkte ab,  von  welchem  aus  das  ganze  Verhältniss  des  Staates  zur 
Kirche  aufgefasst  wird.  Dieses  wird  von  Vielen  als  Coordination 
bezeichnet;  aber  mit  Unrecht,  insofern  damit  gesagt  werden  will, 
dass  beide  Gewalten  im  Range  einander  gleich  stehen.  Denn  wie 
kann  dem  UngUhibigen  die  Kirche  als  coordinirt  neben  dem  Staate 
erscheinen,  der  nach  seiner  Meinung  blos  für  dieses  Leben  and  um 
irdischer  Zwecke  willen  bestehend,  allein  die  Qoelle  alles  Hechtes 
ist  nnd  die  Bemfhng  auf  ein  höheres,  aosser  ihm  liegendes,  g(iti- 
liches  Qesets  nicht  anerkennen  darf?  Wie  kann  dem  Christen  »das 
von  Menschen  gegröndete  Beich  dem  göttlichen,  wie  das  durch  Zeit 
und  Raum  beschränkte  dem  allumfassenden,  wie  das  täglich  wandel- 
bare Gesetz  dem  ewigen,  wie  der  Zweck  irdischer  Wohlfahrt  dem 
der  Seligkeit  der  Herrschaft  mit  Christus  coordinirt  sein*)?« 

So  ist  also  die  Coordination  der  beiden  Gewalten  logisch  un- 
möglich. Die  Geschichte  beweist,  dass  dieselbe  in  der  Wirklichkeit 
niemals  bestand,  sondern  bald  die  eine,  bald  die  andere  Gewalt  als 
der  andern  snbordinirt  von  den  Indindnen  wie  vom  Staate  behan- 
delt worde. 

Dagegen  dürfte  der  Satz:  »Die  Kirche  und  die  Staatsgewalt 
sind  Jede  auf  ihrem  Gebiete  als  selbyistiindig  und  von  einander 
unabhängig  anzusehen«  (F.  Walter,  Lehrbuch  des  K.-R.  13.  Ausg. 
S.  119.:)  die  Billiguno^  von  hervorragenden  Vertretern  der  verschie- 
densten Bichtungen  erhalten  ^),  indem  blos  über  die  Grenzen  der  bei- 
derseitigen Sphären  Meinungsverschiedenheit  besteht  Da  aber  gleich- 
wohl mit  der  Anerkennung  dieses  allgemeinen  Satzes  ein  gemein- 
samer, ZOT  objectiTen  Betrachtung  geeigneter  Boden  gewonnen  sem 
dftrfte,  80  soll  derselbe  bei  der  nadifolgehden  BrOrterung  znm  Aas- 
gangspunkte genommen  werden. 


1)  G.  Phillips  Kirchenrecht  II.  Bd.  3.  Aufl.  S.  Gl 8.  —  F.  J.  Stahl 
Rechtsgatachten  über  die  Beschwerden  wegen  Verletzung  verfassungsmassiger 
Rechte  d.  P.  i.  K.  B.  S.  69.  „Das  Eine  oder  das  Andere  niuss  sein:  entweder 
die  indirecte  Gewalt  des  Papstes  Ober  die  weltlichen  Angelegenheiten  oder  die 
indirecte  Gewalt  des  FQrsten  Ober  die  gelitllehen  Angelegenheiten.  Es  gibt 
kein  Drittes.** 

2)  Frb.  V.  Droüte,  Kirche  and  Staat  8.  10.  —  G.  PhiUip$  m  angef. 
Orte  S.  5S1  ff.  —  B.  9.  MM,  PelKlk  L  Bd.  8.  191. 
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I.  Dto  IitwkktliBf  4if  naeeti  ?§■  Begiui«  4mi  Itttilattin.  Ut  nr 

(Yom  Jabre  476  n.  Cbr.  bis  1517.) 

Wir  sehen  das  Placet  bereits  in  sehr  früher  Zeit  in  England 

auftauchen;  sodann  finden  sich  einzelne  Spuren  desselben  in  Portugal 
und  Neapel;  die  Anfange  einer  grösseren  Ausbildung  zeigen  sich  in 
Belgien  und  Deutschland,  und  in  Frankreich  hat  wenigstens  am 
Schlüsse  der  Periode  das  Placet  schon  eine  ziemlich  weite  Ausdehnung 
erlangt. 

In  England  wurde  nftmliidi  das  Flacet  adion  Ton  E)9nig  Wü- 
belm  I.,  dem  Eroberer  (1066—1087)  angewendet  und  bezog  es  suli 
sowohl  auf  die  päpstliehen  Bullen  ^),     aueli  auf  die  Synodalbescbltae 

der  englischen  Bischöfe.  Sodann  wurde  es  von  dem  Könige  Hein- 
rich I.  {1100—1135)  geltend  gemacht,  worüber  sich  Papst  Paschal  II. 
beschwerte  2).  Der  Grund  hievon  lag  wohl  in  den  heftigen  Streitig- 
keiten, welche  der  König  mit  der  Kirche  theils  über  die  von  ihm  be- 
anspruchte Investitur  der  Bischöfe  und  Aebte,  theils  namentlich  über 
die  Zulassung  der  päpstlichen  Legaten  lange  Zeit  hatte  ^), 

Spftter  wurde  das  Flacet  von  Heinrich  n.  (1154—1189)  mit 
Strenge  ausgeftbt,  als  der  Erzbischof  Thonas  Becket  von  Ganter- 
bury,  der  sich  dem  Willen  des  Königs  nicht  fügen  konnte,  nach 

Frankreich  sich  gefluchtet  hatte  und  der  Papst  dem  Könige  mit 
Interdict  und  Excommunication  drohte*).  ' 

Sowohl  unter  Wilhelm  L  als  unter  Heinrich  IL  wurde  auch 
Terordnet,  dass  die  Bischöfe  mm  nonn&nnischen  Biuxm  ohne  Qeheiss 


1)  Phillips  engl.  R.  und  Rechts -Geschichte  I.  S.  105.:  „alle  pSpstlicben 
Briefe  ond  Ballen,  die  nach  England  gesandt  worden,  (roossten)  zuerst  dem  Kö- 
nige vorgeielgt  werden  und  durften  von  Memnd  «enrt  tto  von  Hni  mMM 
werden.** 

2)  LSngard  Gesdifcble  von  EogtaDd,  AbenetsI  von  M.  «.  SaUs  Bd.  II. 
S.  178.:  „(Papst)  Ptsrbal  II.  adiiekte  (drralllS)  denKAnige  nttS  den  ei^Usdien. 

PrSlaten  eine  Klageschrift  za.  Darin  beschwerte  er  sich  unter  Anderm  auch 
darüber,  dass  weder  seine  Briefe  noch  aeioe  Geaandtcn  ohne  ktaiglidie  Eriaataias 
in  das  Königreich  gelassen  würden." 

5)  Phillips  Engl.  Reichs-  und  Rechtsgesch.  Bd.  I.  S.  127  ff. 

4)  Biblioth.  CoUon.  Claudius  Bd.  II.  27.  (bei  Phillips  a.  a.  0.  I.  170.) 
«,Ne  aliquid  placitum  tenealur  de  Mandatis  Papae  vel  Archiepiscopi ,  vel  aliquod 
Mandatum-illoram  in  Anglia  ab  ullo  homine  acdpiator.  Si  quls  tnventus  fberlt 
•Hier  agena  cap.  el.  Incare.**  lAngard  a.  a.  0.:  ^  eiyliigen  die  airengsten' 
BeftUe,  Jeden  Ober  daa  Meer  liomnifliden  leiaenden  tu  dnrchawiiien,  alle  Briefe 
dea  FaiieCes  und  dct  Brsbtocbefo  tn  Beadilag  m  nebmen.** 
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des  Königs  nicht  exeomnmniciren  sollen.  Aehnliche  Verordnungen 
finden  sich  auch  später  von  Eduard  11.  (im  Juiire  1307  und 
und  Eduard  III.  (1343 '^). 

Auch  in  Portugal  begegnen  wir  einzelnen  Spuren  der  Ausübung 
eines  Flacets.  Es  beklagte  sich  darüber  im  Jahr  1427  Papst  Martin  V. 
in  einem  Schreiben  an  die  Erzbischöfe  von  Portugal  -^).  Zugleich  for- 
derte er  die  Erzbischöfe  auf,  io  Verbindung  mit  dem  ganzen  Cleros 
ihres  Landes  eme  Klage  gegen  den  König  in  Born  zu  erheben,  wnl 
derselbe  die  Kirche  bedrücke.  Doch  wird  nicht  berichtet,  dass  dieses 
Schreiben  einen  besonderon  Erfolg  gehabt  hfttte. 

Spiter,  unter  der  Begierang  des  Königs  Johann  II.  beschwerte 
sich  der  Papst  Innocenz  VITT,  aufs  Neue  über  den  Druck,  unter 
welchem  die  Kirche  in  Portugal  seufze,  indem  er  auf  die  von  seinem 
Vorgänger  Sixtus  IV.  bereits  erhobenen  Klagen  hinwies  und  die  Auf- 
hebung des  Placets  energisch  ibrderte;  das  Schreiben  von  Linocenz 
ist  vom  Jahre  1486  *). 

In  der  That  verzichtete  der  König  Johann  II.  auf  das  Placet  im 
Jahre  1486 ;  jedoch  —  wie  Van  Espen  berichtet  —  unter  dem  Pro- 
teste der  Grossen  des  Boichs,  welche  erklftrten,  dass  ein  solcher  Ver- 
zicht ohne  die  Genehnugnng  der  St&nde  nngSltig  sei*).  Ueber  den 
wdteren  Yerhuif  dieses  Streites  ist  nichts  bekannt. 

Aebidiche  Sparen  des  PUuiets  finden  sich  in  Italien. 

Von  Neapel  berichtet  namentlich  der  spanische  Schriftsteller 
Saigado  iu  seinem  Tractatus  de  Supplicatione  ad  Sanctiss.  p.  25  ff., 
dass  daselbst  das  Placet  mit  Strenge  geltend  gemaclit  werde.  Uebri- 
gens  hatte  dort  der  König  wegen  der  eigeuthümlichen  Privilegien 

1)  A.  Friedbergt  De  finium  iot.  eccl.  et  civitat.  regundorum  judcio 

p.  156. 

2)  Friedberg  a.  a.  0.:  „ne  quis  intra  regna  Angliae  dererat  litteras,  bnl- 
las  tet  instrvineiila  aliqoa,  Regi  et  populo  praejadidaHa.** 

8)  Raynald  Ahnal.  eeel.  ad  a.  1127.  n.  19.  „Oiod  rrgio  slatuto  manda- 
(un  est,  ae  quis  aadett  aine  ipaiiiB  regls  llcenlia  sab  poena  rooriis  et  perdicionis 
boMron  . . .  litteras  apoatolfeas  poblicare."' 

4)  Roscovdny:  Monuinenta  catbolica  T.  I.  p.  117.  „borlamur  Serenitatem 
tuam,  . . .  quod  litterae  Apostolicae  in  Cancellaria  tun  rriinenlar  —  dislrlcteque  — 
quoniam  ignorantiam  Majestas  tua  allegare  jam  minima  potesf  —  in  virfiite  S. 
obedientiae  praecipiendo  mandamas,  ut  statutum  illod  quo  continetur.  ne  quis  (a- 
bellio,  aut  Notariiis  etiam  Apostolicas  cuique  Judici  aut  personae  Ullas  litterHs 
Apostolicas  pablicare,  intimare,  aut  praesentare,  nisi  primo  impelrata  a  Jua  Cel- 

situdine  licentia ,  audeat,  addita  poena  aliud  praeterea,  cujus  vigore  offl* 

dales  Toi  Utteras,  quas  valgo  tomras  appellant,  in  caoafs  banellcialibaa  eoacedere, 
•e  de  dMto  cbmIb  m  hMramlttere  pfaesanoiii,  re? eeet,  easact,  irrllet,  et  annaUet,*' 

5)  Yan  S^pen:  De  promolgatioiie  levom  eccL  p.  l|.  «,  JU.  f.  i|. 
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der  »silnilisclien  Monarehie,«  welche  sich  auf  eine  Verldhinig  de« 

Papstes  Urban  II.  an  den  Normannengrafen  Hoger  gründeten  ^),  selbst 
eine  kirchliche  Stellnng,  indem  er  als  päpstlicher  Legat  (Ißgatns  na- 
tus)  betrachtet  wurde  und  als  solcher  manche  Vorrechte  in  Anspruch 
nahm.  Diese  Privilegien  gaben  die  Veranlassung  zu  langem  Streite 
zwischen  den  sicilianischen  Königen  und  den  Päpsten  ^),  welcher  von 
Papst  Benedict  XTII.  im  Jahre  1728  dadurch  beendigt  wurde,  das8 
er  die  Privil^en  der  M<Miarchia  Sienla,  innerhalb  gewisser  Grenzen 
dngesehrfinki,  anerkannte. 

Dass  unter  diesen  Umstitaiden  das  Flaoet  von  den  Königen  nicht 
anf|^egeben  wurde,  ist  sehr  erklSrfich.  Ein  Beispiel  daven  liefert  ein 
Brief  des  spanischen  Königs  Ferdinand  des  Katholischen,  des  Beherr- 
schers von  Neapel  an  seinen  Statthalter  daselbst  vom  Jahre  1508 
(abgedruckt  bei  Van  Espen  a.  a.  0.  Append.  monument.  (A):  worin 
er,  nachdem  er  den  Statthalter  getadelt,  dass  er  den  Boten,  welcher 
das  päpstliche  Schreiben  überbrachte,  nicht  habe  aufhängen  lassen, 
die  Geltendmachung  des  Placets  besonders  einschärft : 

»Com  primum  appulerit  hic  Cursor,  personas  fideles  constitae« 
tis  in  Omnibus  finibiis  Kegni  ad  solicite  enstodiendos  ingressns  et 
vias,  nt  si  aliqnis  Oommissarins,  Cursor  et  qnalisGimqne  alia  persona 

veniret  cum  JMlis,  Brevibtis,  md  aUia  LUtms  Apostolieis  

apprehendantnr,  et  vobis  adferantor  dietae  Bullae  Brevia  . . .  non 
permittetis,  nt  eadnn  praesentent  etc.  etc.c 

In  »Frankreich«  erschien  das  Flacet  als  ein  wiricsames  Ifittd  rar 
Aufrechthaltnng  der  sog.  »gallicanischen  Freiheiten,«  oder,  wie  Fleury 
und  Fenelon  sie  nannten,  der  >veritäbles  servitudes,«  welche  man  be- 
sonders seit  dem  15.  Jahrhundert  dem  päpstlichen  Stuhle  gegenüber 
aufstellte  und  welche  Ludwig  XIV.  im  Jahr  1682  Allen  zur  Nach- 
achtung vorschrieb  ^).  Schon  früh  kannte  man  gegenüber  dem  Papste 
in  Frankreich  eine  appellatio  ad  S.  Sedem  et  ad  futurum  Conciliiun. 

Schon  König  Philipp  der  Schöne  von  Frankreich  (1285)  appel- 
lirte  w&hrend  seines  Streites  mit  Papst  Bonifia  VIII.  »ad  Condlinm 
de  pzoximo  congregandnm  et  ad  Mnrom  veniin  et  legitlmmn  Fon- 
tlficem.« 

Aneh  gebrauchte  man  bei  Appellatiölien  die  Fbrmel:  a  Ftepa 
male  consolto  ad  ipsom  melios  eonsnltimi  Tel  ad  Synodnm  nniver- 

1)  Die  Aeehtbeit  der  Mermf  stell  kesMuntfoi  Urkunde  vom  Jalure  1099. 

ist  bestritten.    G.  Phillips  Kirctienrecht  Bd.  HI.  8.  SIS. 

2)  Alzog,  Kirchengesctiicbte  S.  ISSO. 

a)  Archiv  für  kitb.  KUrchenr.  III,  124.  —  WaUer,  Kircbemr.  18.  Aufl. 
|.  1X4,  S.  270  ff. 
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salem.  Alleiii,  da  solebe  Appellationen,  wie  nicht' anden  erwartet 
werden  konnte,  sehr  oft  sich  unwirksam  zeigten,  so  yerhand  man 

hiemit  oft  noch  eine  »protestation  de  nnllite,«  die  auch  unter  dem 
Namen  »protestatio  in  casu  infractionis  Canonum  et  Pragmaticae«  be- 
kannt ist  und  appellirte  zugleich  an  den  Papst  und  an  den  König  von 
Frankreich.  So  die  Universität  zu  Paris  im  Jahre  1491  in  Bezug 
auf  ^e  Bullen  des  Papstes  Innocenz  VIII.  »A  Smo.  D.  nostro  Papa 
Innocent.  VIII.  minime  debite  eoiisolto  ad  ipsam  melius  consulendum 
etc.  etc.  . . .  protestantes  insnper  de  Qall]tate,€  and  im  Jahr  1501 
im  Gapitel  ni  Paris  gegen  Papst  Aleiander  YL:  »A  Papa  ad  Papam 
meliiis  ooDSidtmn,  vel  ad  Synosdom  nnirersalem  primnm  celebrandnm 
nee  non  ad  üominnm  nostmm  Begem.c  Obwolil  diese  Appellationen 
den  Schein  einer  grossen  Ehrerbietigkeit  vor  dem  heiligen  StnMe  an 
sich  trugen,  so  wurden  sie  doch  bald  ein  Mittel,  um  den  Einfluss  des 
Papstes  auf  die  französische  Kirche  zu  lähmen. 

Daher  hat  P.  de  Marca'^)  mit  Recht  bemerkt,  dass  sie  nur  eine 
Form  waren,  um  die  Cassation  einer  beschwerlichen  Verfügung  durch- 
zusetzen. Denn  wenn  mit  einer  appellatio  ein  Protest  verbunden 
war,  der  sich  darauf  gründete,  dass  die  »gallicanischen  Freiheitenc 
Yerletst  worden  seien,^  fand  man  sehr  leicht  Hülfe  bei  König  und  Par- 
lament. Daher  hatte  schon  Papst  Martin  V.  1417  eine  Constitution 
erlassen,  »De  non  admittendis  appeUantibos  ad  fntnmm  Gon60inm,c 
welche  von  Pins  II.  nnd  Gregor  XUL  bestätigt  wnrde,  indem  in 
der  Bnlle  »Coenaet  sogar  das  Anathema  gegen  jene  ausgesprochen 
wurde,  welche  von  dem  Papste  an  ein  künftiges  allgemeines  Goncil 
appelliren  würden. 

Pius  IT.  hatte  in  seiner  Constitution:  »Execrabilis«  mit  Recht 
bemerkt:  »ridiculum  fore  ad  Concilium  provocare,  quod  nusquam  est: 
et  nescitur  qnando  futurum  sit.< 

Und  diese  Meinung  scheint  durchgedrungen  zu  sein ;  denn  die 
Appellationen  an  ein  künftiges  Goncil  kancen  alhn&lig  (insensible- 
ment)  ausser  UebnngS).  Dagegen  behielt  man  die  »protestatio  in 
forma  violatae  Pragmaticae  aut  infractionis  Canonum«  fortwährend 
hei,  in  Folge  deren  die  k.  Behörden  den  Vollzug  der  päpstlichen  Bullen 
sistirten.  Dies  bildete  den  üehergang  zu  dem  Placet  in  Frankreich, 
welches  wohl  schon  frflher  in  einxebien  IftUen  angewendet  wurde*), 

t)  FeurH:  TMI«  d'atas  p.  8  f. 

2)  De  tmu,  SiMrd.  et  Inp.  L  4.  c  lt.  - 

S)  Feuret  1.  e.  p.  9. 

4)  Schon  wShrend  des  Streites  iwlschem  Papst  Bonifaz  VIII.  mU  dem  Kö- 
nige PbUipp  von  f  raokrelcb  s«b  der  Herios  Eud^  von  BuisttiMi  den  Könige  den 
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aber  namentlich  seit  dem  Aufhören  der  Appellationen  an  ein  künftiges 
Concil  recht  allgemein  in  Gebrauch  kam,  indem  es  theilweise  diese 
Appellationen  ersetzen  sollte.  Den  Beginn  der  allgemeineren  Anwen- 
dung desselben  setzt  Feur^^)  in  das  Jahr  1456;  denn  damals  erliess 
das  Parlament  von  Toulouse  einen  »Arrest«  an  den  Erzbischof  von 
Toulovtae,  worin  es  demselben  befalil,  »einen  Auszug  aus  gewissen, 
Ihm  T(Mi  Bischof  von  Montanban  zugestellten  Bullen  auszuHefem  »ad 
videndnm  si  essant  eontrariae  Sanctioni  Pragiftaticae  et  auctoiitati 
Curiae,  üietendumque  sibi  inhibitioaem  ut  iUas  restitueret,  donec 
sibi  esset  per  Cnriam  ordinatnm.«  Als  Grund  einer  solchen  Mass- 
regel gibt  Anfrerius  an,  dass  der  König  von  Frankreich  die  Beschlüsse 
des  Concils  von  Basel  angenommen,  und  allen  seinen  Beamten  be- 
fohlen habe,  darüber  zu  wachen,  dass  gegen  diese  Beschlüsse,  sowie 
gegen  die  pragmatische  Sanction  (vonBourges  1438)  nichts  geschähe  ^). 

Diese  Gründe  waren  es  auch,  welche,  wie  Feuret  1.  c.  behauptet, 
dea  König  Ludwig  XI.  zu  der  unterm  8.  Januar  1475  erlassenen 
Verordnung  veranlassten,  wodurch  das  Plaoet  in  Bezug  auf  alle 
p4[»stlichen  Erlasse  eingettbrt  wurde;  der  Fbrm  nach  gehörte  dieselbe 
zu  den  »Ordonanoes.c  So  nannte  man  nftmlieh  jene  Gesetze,  welche 
\m  einem  grösseren  ümftDge  allgemeine  Anordnungen  eathieltea'). 
Den  Wortlaut  dieses  Gesetzes  gibt  uns  unter  Andern  Eimmä  Büdier^ 
(Traite  des  appellations  comme  d'Abus  T.  II.  p.  55.) 

»(Avous)  advis^,  conclu  et  d^liber^  de  mettre  en  aucunes 
bonnes  Villes  d'icelly  nostre  Koyaume  aucunes  personnes  notables  et 
ä  nous  seures  et  f^alles,  auquelles  toutes  manieres  de  gens  de  quelque 
estat  et  condition  qu*ils  soint,  venants  de  ladite  Cour  de  Borne,  se- 
lont  tenus  monstrer  et  exhiber  les  Lettres,  Bulles  et  autres  escritures 
qu*ils  porteroni,  ponr  estre  veuee  et'  visitäe«,  et  scavoir  si  ellee  peu- 
vent  toumer  ä  aucun  pr^jndiee  ou  dommage  a  nous  et  am  prifilegeB, 
franchises,  libertte  ^  ladite  Egiise  GaUieaoe.  Auch  wird  in  dieser 
Ordonnance  das  von  den  Behörden  zu  beobachtende  Verftliren  in 


Ritb:  ^Gomulimi»  etian  vobls,  qood  nuUo  nod»  patiamioi  qaod  «Uquis  In  fegne 
Testro  aliqotd  novom  iosHtoat,  qnod  lempertbus  praedeeessoram  veatromo  insH- 

tulum  non  Aierit,  vel  ordinatum  vel  usitatum."  —  Auch  berichtet  F€iir«<;  TtM 
de  Tabus  p.  64.:  dass  König  Karl  VH.  im  Jahr  1440  das  Placet  angewendet  habe: 
„Ii  Tut  mande  au  Prevost  de  Paris,  et  ä  tous  auires  Juges,  de  ne  permettre  au- 
cunes Bulles,  citatlons,  monitions,  interdits,  siispensions,  privalions,  pubilcalions, 
et  fulminations  d'icelles,  estre  publikes  et  eiecut^es  cODtre  les  sigets  du  Royauroe 
et  da  Dauphin^.** 

1)  I.  c.  p  0. 10.  „Des  ran  1456  cette  forme  s'observolt  daas  te  Royaume.** 

2)  Feuret  I.  e.  p.  10. 

8)  HilicimH:  Les  lob  McL  ie  Mm  T.  L  p.  tOT. 


Digitized  by  Google 


))M  ftacet  vom  Beglnoe  des  Mliif lallers  Mb  rar  Beforniatioii.  171 

Bezug  auf  die  naeb  Frankreich  g<e1angten  päpstlichen  Erlasse  vorge- 
schrieben; als  ratio  legis  wird  am  Schlüsse  beigefügt;  »Car  ainsy 
nous  plaist-il.«  Was  die  Gründe  betrifft,  welche  den  König  zu  dieser 
Ordonnance  veranlassten,  so  gibt  uns  Richer  scheinbar  im  Wider- 
sprache mit  Feuret  Folgendes  an : 

Ludwig  XI.,  ein  misstrauischer  und  herrschsüchtiger  Monarch 
hatte  im  Anfange  seiner  Regierung  die  in  Folge  der  Pragmatik  von 
Bonrges  stattfindenden  Synoden  der  französischen  Prälaten  nicht  gern 
gesellen,  indem  er  Ittichtete,  dass  man  BisthQmer  nnd  Abteien  aol- 
ohen  lObmem  fibertrage,  welche  die  damals  erst  vor  Knraem  vom 
französischen  Boden  vertriebenen  Engländer  heimlich  begünstigten. 
Er  betrachtete  die  Pragmatik  als  ein  Hindemiss  seiner  Allgewalt. 
Sodann  gab  er  vielleicht  auch  den  Vorstellungen  des  Papstes  Pius  II. 
gegen  die  Pragmatik  Gehör.  Daher  hob  er  im  Anfange  seiner  Re- 
gierung die  pragmatische  Sanction  auf.  Aber  später  nach  dem  Tode 
Pius  IT.  bereute  der  König  diesen  Schritt,  weil  ihm  der  Papst  zu  viel 
Einfluss  auf  die  französische  Kirche  zu  haben  schien ;  deshalb  erliess 
er  die  Ordonnanz  von  1475  zum  Schutze  der  gallicanischen  Freiheiten. 
Da  das  Letztere  auch  der  Zweck  der  pragmatischen  Sanction  war,  so 
.erscheint  die  Darstellnng  von  Mieher  mehr  als  Erlftntemng,  denn  als 
Widersprach  dessen,  was  Fhtrei  fiber  die  Motive  dieses  kOnigUcben 
Erlasses  gesagt  hai 

Ausser  diesem  königlichen  Erlass  allgemeiner  Art  haben  wir  anch 
von  den  einzelnen  Provinzen  Frankreichs  specieDe  Zeugnisse  dafür, 
dass  das  Placet  eingeführt  war  und  ausgeübt  wurde.  So  erliess  z.  B. 
das  Parlament  von  Dijon  in  der  Bourgongne  einen  »arrest«  im  Jahr 
1490,  wodurch  einem  gewissen  Benoist  Morin  verboten  wurde,  von 
jenen  Bullen  Gebrauch  zu  machen,  welche  er  zur  Einsicht  vorgelegt 
hatte.  Ebenso  musste  in  der  Provence  Jedermann,  der  eine  Bulle 
anwenden  wollte,  das  »pareatisc  des  Parlamentes  einholen,  welches 
jedoch  hier  niemals  verweigert  worde.^). 

Man  nannte  dieses  dort  »ranneze  da  Pariement.«  Dabei  warde 
die  Formel  gebraaeht:  »aye  Tanneze  sanf  raba8^).€ 

Dass  das  Placet  vom  Parlament  von  Toaloose  geübt  worde,  ist 
schon  oben  erwähnt  worden. 

Auch  in  der  Bretagne  soll  Herzog  Peter  IT.  verboten  haben,  in 
seinen  Staaten  irgend  welche  Bullen  oder  apostolische  Briefe  zu  voll- 


1)  Feuret  I.  r.  p.  10« 

2)  Feuret  1.  r.  lieber  das  Wort  „anoeze'*  vgl.  de  Champeawc:  Le 
Mt  dTil  tccMsiaatiqoe  flraocaU  I.  n.  8.  m. 
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zkheii,  bevor  sie  darch  seinen  Bath  geprGft  worden  wftren  (sor  peine 
de  Confiscation  de  corps  et  de  biens  ^). 

So  sehen  wir  also  das  Placet  bereits  vor  dem  Ausgange  des  Mit- 
telalters fast  in  ganz  Frahkreicb  in  Uebung.  Doeb  waren  noch  ein- 
zelne Gebiete  wie  Avignon  und  Venaissin  davon  ausgenommen  ^).  Dem- 
selben waren  schon  damals  alle  päpstlichen  tlrlasse  jeder  Art  mit 
einziger  Ausnahme  der  geheimen  Entscheidungen  der  römischen  Pö- 
nitentiarie  unterworfen'^). 

In  Belgien  soll  schon  Philipp  der  Gute,  Herzog  von  Brabant  un- 
term 3.  Januar  1447  ein  Edict  erlassen  haben,  wodurch  unter  An- 
drohung der  härtesten  Strafen  verboten  wnrde,  die  Verfugungen  der 
geistlichen  Gerichte  mit  Ausnahme  der  PfrAndesachen  zu  publidrefi 
und  zu  vollziehen,  bevor  dieselben  von  dem  Magistrate  jener  Stadt» 
gemeinde  genehmigt  worden  sden,  in  deren  Bezurk  die  betheiligten 
Personen  sich  aufhielten,  und  angeordnet  wurde,  dass  die  Magistrate, 
foUs  die  Sache  zur  Competenz  des  geistlichen  Richters  gehöre,  »gemäss 
dem  Rechte  und  den  Privilegien  des  Herzogthums  Brabant«  durch 
eine  schriftlich  ansj^efertigte  Erlaubniss  deii  Vollzug  von  weiteren 
Verfugungen  ded  geistlichen  Richters  gestatten  sollen*). 

Diese  Verordnung  bezog  sich  wohl  zunächst  auf  auswärtige  Ge- 
' richte;  denn  dass  die  Unterthanen  bei  auswärtigen  Gerichten  belangt 
wurden  sah  man  zu  keiner  Zeit  und  in  keinem  Staate  gern'). 

Spftter  jerbot  der  Erzherzog,  nachmaliger  Kaiser  Max  I.  als 
Vormund  seines  unmündigen  Siemes  Philipp  in  einem  Ediele  vmn 
12.  September  1485,  bei  Vermwdung  von  schweren  Straftn,  die  Zu- 
lassung einer  von  der  päpstlichen  Curie  anstehenden  Verleihung  einer 
Pfründe  oder  der  Anwartschaft  auf  eine  solche.  Aber  schon  am 
20.  Mai  1497  erschien  ein  Edict  des  Erzherzogs  Philipp,  wodurch  die 
.päpstlichen  Provisionen  wieder  erlaubt  wurden,  freilich  unter  der  Be- 


1)  Feuret  1.  r.  p.  II. 

2)  De  Champeaux  a.  a.  0.  p.  222. 

3)  Feuret  I.  c.  p.  10. 

4>  Van  Espen:  De  promolgatieiie  legnm  Efedes.  p.  II.  c  H.  f.  II. 

5)  Die  .^goldene  BoUc**  vom  Jabr  ia49  soll  sdion  verboten  haben,  die  Be- 
wohner von  nandern  und  Brabant  vor  answlrtige  Gerichte  an  lieben.  Dieselbe 
wurde  darch  Maximilian  I.  und  Karl  V.  besatigt.  In  dem  Edicte  Karls  V.,  wo- 
durch die  Freiheiten  von  Brabant  bestätigt  wurden  („introitus  laetus  Brabantiae'')* 
beisst  es  in  Art.  24. :  „ut  nullus  Archieplscopus,  Episcopus,  Princeps  aut  nobilis  cu- 
juscumqne  status,  in  personas  aut  bona  Brabantioorum  et  Limburgorum  agere 
possit  et  eos  trahere  extra  Patriam  per  citationem,  et  appellationem  a  deflnitiva 
vel  Interlocutoria ,  in  causa  personal!«  reali  vel  mixta«  sub  gravissimis  poenis; 
excepto  casu  denegatae  Justitiae.  —  Feuret:  Trait^  d'aboa  T.  S.  S.  149. 
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dingung,  ciaiBs  sie  Ton  dem  kOnigliclien  Batbe,  dem  sie  zur  Einsicbt 

vorgelegt  werden  mussten,  die  Genehmigung  (litterae  Patentes)  er- 
halten hätten.  Hiemit  wurde  also  das  Placet  eingeführt  in  Bezug  auf 
die  päpstlichen  Pirändeverleihungen,  welche  früher  ungehindert  voll- 
zogen wurden. 

Noch  weiter  ging  ein  Erlasä,  welcher  unter  dem  16.  März  1601 
an  den  Rath  von  Flandern  erging  % 

Durch  diesen  Erlass  wurden  sogar  die  päpstlichen  Ablassver^ 
kOndigiingen,  welche  bis  dahin  frei  pnblicirt  worden,  niebt  etwa  blos 
dem  Placefc  nnterwoifen,  sondern  es  wurde  denselben  ffir  die  Znkonft 
der  Eingang  ins  Land  Terwehrt;  ja  es  scheint  sogar  wegen  der  Worte: 
»omnes  bas  Litteras  Gonsensns  ant  Placiti  dictasqne  Indulgentias 
suspendimus  per  has  praesentes«  diese  Verordnung  eine  rückwir- 
kende Kraft  in  Bezug  auf  bereits  früher  vollzogene  Ablassverkündigun- 
gen gehabt  zu  haben.  Und  um  diesen  Erlass  zu  motiviren,  folgen  die 
Worte:  »Nam  sie  nobis  placet!« 

Dass  dieser  Erlass  auch  ausgeführt  wurde,  zeigt  ein  Vorfall  in 
der  Stadt  Gent.  Daselbst  hatten  nämlich  Leute,  welche  sich  für  Be- 
TOllmächtigte  der  Kirche  Notre-Dame  von  Keims  ausgaben,  versucht, 
an  mehreren  Kirchenthtlren  durch  Oifentlichen  Anschlag  einen  Ablass 
zu  TerkOndigen,  ohne  um  das  Flacet  nachgesucht  zu  haben.  Der 
Staats-Pirocuntor,  welcher  hievon  Kunde  erhielt,  erstattete  höheren 
Ortes  Bericht  und  es  erging  unterm  30.  December  1503  im  Namen- 
des  Erzherzogs  Philipp  ein  nener  Erlass  an  den  Rath  von  Flandern, 
worin  nach  Erzählung  des  Vorfalls  der  Rath  von  Flandern  von  neuem 
aufgefordert  wird,  solche  Ablass-Verkündigungen  nicht  zu  dulden  und 
jene,  welche  solches  versuchen,  so  lange  einsperren  zu  lassen,  bis  sie 
den  Nachweis  liefern  würden,  dass  sie  hierüber  das  Placet  erhalten 
hätten^),  während  nach  dem  früher  unterm  16.  März  1501  ergange- 
nen Erlasse  gar  keine  Aussicht  vorhanden  war,  das  Placet  fär  solche 
Ablass-Yerkündigungen  zu  erlangen. 

Allerduigs  hatten  sich  bei  den  im  Ifittelalter  vorkommmden 
Almosenpredigem  (quaestores),  welche  Qaben  Ar  milde  und  fromme 


1)  Van  Espen  I.  c.  S.  108.:  „ut  nullus  qualiscunque  Sil  imposlerum  teil- 
tet ferre  vel  concionnari  Ullas  Indulgentias,  quae  venerunt  vel  allatae  sunt  aut  ve- 
nient  aut  alTereniur  ex  nostris  Patrils  sab  praetextae  Bullarum,  Liittrarum  Pia* 
dii,  quas  poasont  ■  nobis  obilnalsse  ollo  alle  nodo,  omnes  bas  Litteris  Consen* 
SOS  tot  Placiti,  didaaiiae  Indnif  eniies  sospendlmos  per  bas  praesentes  .  • . 

t)  Van  Esptn  I.  e.  p.  108.  Qoafe  cnpientes  buie  rel  obviare,  VoUs  man* 
damns  et  expresse  ü^imgimQs,  ot  non  pttianini  nec  permitlatis  flerl  lales  afBsio« 
Des  etc.  etc. 
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Zwecke  aller  Art  sammelten,  and  hiebei  Ablfiaae  Terfcfindigten,  Miss- 
br&nche  eingeechliehen,  welche  jedoch  von  der  Kirche  zn  jeder  Zeit 
bekämpft  worden  sind:  dab^  untersagte  das  vierte  allgemeine  Concil 
im  Lateran  unter  Innocenz  HI.  im  Jahr  1215  und  die  allgemeine  l^y- 

node  zu  Yienne  im  Jahr  131 !  den  qnaestores,  irgend  etwas  Anderes  in 
ihren  Predigten  vorzubringen,  als  was  in  den  bischöflicheü  oder  päpst- 
lichen Vollmachten,  die  sie  hätten,  enthalten  sei. 

Andere  Synoden,  wie  die  von  Ravenna  (1311)  verboten  ihnen 
alles  Predigen  und  gestatteten  ihnen  nur  die  Ablesung  ihrer  Voll- 
machten und  das  Concil  von  Trient  verbot  ihnen  unterm  17.  Juni 
1546  das  Predigen  %  und  hob  am  10.  Juli  1562  das  Institttt  der  QuA- 
storen  ganz  auf 

Die  watere  Entwickeloog  des  Placets  in  Belgien  gehört  der 
folgenden  Periode  an. 

Auch  in  DeiUsclikMd  hat  man  die  Sparen  des  Ptooets  anfisnfin- 
den  und  zu  verfolgen  sich  bemQht    Wenn  auch  nicht  bezweifelt 

werden  kann,  dass  dasselbe  während  des  Mittelalters  niemals  in  einem 
Reichsgesetze  auch  nur  berührt  wurde,  so  glaubte  man  doch  theils  in 
der  Verhinderung  der  Publication  von  kirchlichen  Censuren,  theils  in 
den  Massregeln  zur  Besch rilnkung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit, 
theils  in  den  Verordnungen  gegen  den  freien  Gebrauch  päpstlicher 
Diplome  eine  Anordnung  des  Placets  zu  finden.  Was  vorerst  die  Ver- 
hinderung der  Publication  kirchlicher  Censuren  betrifft,,  so  wurde 
allerdings  die  Vollstreckung  des  Interdicts,  die  Yerfcfindigung  und  der 
Vollzug  .der  .über  Fürsten,-  Stadtgemeinden  oder  Geistliehe  verhftngten 
Excommunicationen  oftmals  und  mannig&eh  gehindert  und  yeieitelt. 
Die  Geschichte  der  Kaiser,  z.  B.  Heinrich*8  IV.  und  Friedrich^s  IL 
zeigt  uns,  wie  der  über  den  ^ser  verhängte  Bann  soweit  nicht  verkün- 
digt werden  durfte,  als  die  kaiserliche  Macht  reichte.  Die  Censuren  in 
Bezug  auf  ganze  Gemeinden  durften  oft  nicht  vollzogen  werden;  so 
verbot  z.  B.  der  Markgraf  Sigismund  von  Brandenburg  dem  Bischöfe 
von  Brandenburg,  seine  Städte  mit  dem  Banne  zu  belegen.  Er  schrieb 
au  den  Bischof  wahrscheinlich  im  Jahre  1382  ^): 

»Unsere  Gunst  zuvor.  Wiszet,  Here  Bischop,  daz  vor  vns  ge- 
kommen ist,  wie  daz  ir  unser  Stette  bannet  vnd  zu  not  gedinge  brengt ; 
ahEO  daz  Ir  yor  vns  nie  Yorklagt  habt:  denne  vir  io  seiner  richter 


1)  Spss.  V.  de  reforni.  c.  2. 

2)  Sessio  XXf.  de  reform.  c.  9. 

S)  Riedel,  Gesebichte  der  geUtiichen  Suruingen  etc.  eic.  der  Mark  Brau* 
denburg,  Bd.  VlIL  a  HO. 
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ober  sy  wollen  blynen.  Auch  seyn  sj  Euch  alle  gmcht,  Biddere  vnde 
gebare  in  dorne  lande;  si  mütteu  doch  alle  Y&t  Ewer  officialen,  wenn« 
er  inen  gebeai  Nnn  wollen  wir  emslicken,  das  ir  da?on  laftet  von 

Stunden  an,  timt  ir  daz  nicht,  so  haben  wir  also  befolen,  das  man 
Euch  vnde  dy  Ewern  stüreu  aal,  es  sey  Euch  lieb  oder  leyd.  Ewer 
and  wort.« 

batirt  ist  das  Schreiben  blos:  »Geben  zu  Posznan,  des  Sona- 
uendes  vor  Sunte  Michelstage,«  ohne  Angabe  des  Jahres;  es  ist  zu 
vermuthen,  dass  es  auf  den  Sonnabend  vor  dem  St.  Michaelstage  im 
Jahr  1382.iällt,  an  welchem  Tage  der  Markgraf  noch  awei  .andere 
Schreiben  an  die  Stftdte  Berlin  und  OOln,  tob  Poeen  datirt,  er- 
laasen  hat 

Natürlich  wurden  in  den  Kimiifon  der  weltlicben  mit  der  geist- 
lichen Macht  die  der  enteren  anhangenden  Oeistlich«i  gegen  den 
päpstlichen  Bann  in  Schutz  genommen.  Dahin  gehören  z.  B.  zwei 
Verordnungen  Kaiser  Ludwig's  des  Bayern  an  das  Capitel  der  Kirche 
St.  Bai'tholomäus  zu  Frankfurt  d.  d.  Landshut,  13.  September  1343  ^): 

»Ludovicus,  dei  gracia  etc.  Cupientes  quoslibet  nostros  et  im- 
perii  Meies  sub  umbra  alarum  nostrarum  degent«s,  et  piincipaliter 
eoB,  qui  nobis  crebris,  utiübns  et  tidelibus  assistnnt  serviciis,  nostre 
pioteccionis  fulciri  presidio  ....  Tobis  firmiter  iigongimus  et  manda« 
mos,  qnatenns  nnllas  litfceras  paptles  a  aede  apostoliea  Tel  ipsitis  le- 
gatia  contra  deriooe  nobis  adhaerentea,  et  manme  oostra  honoiabilem 
Johannem  decanwn  mogmitinnm,  Testmm  prepodtam,  Tobis  directas 
recipere,  nec  mandatjs  hnjnsmodi,  que  eisdem  clericis  nobis  adhaeren- 
tibus,  vel  honori,  dignitati,  statui,  rebus  vel  personis  ipsorum  pre- 
judicent,  et  maxime  decani  predicti,  quem  specialis  gracia  favoris 
prosequimur,  obedire  aliquatenus  vel  parere  velitis,  sicut  nostram 
indignacionem  volueritis  evitare.  Alioquin  omnes  et  singulas  res 
Testras  per  nostros  officiales  mandabimus  occupari.« 

Sodann:  an  den  Bath  zu  Frankfurt  d.  d.  Landshut,  18.  Sep* 
tMnber  18433). 

*Wvt  Ludowig  etc.  etc.  Wir  gebieten  iw  Teetichlichen  bi  nnsira 
hnldeii,  daz  ir  käuen  brief,  der  Tom  stnl  Ton  Bome  chom,  Teme- 
raend,  Tocfaorrent  noh  lazzend  lesen,  und  die  wider  nnser  dyener  und 
phaffen  fein,  und  besunderlichen  wider  unsirn  dyener  degant  Johann 
von  Mentz;  dez  wellen  wir  niht  enberii.  Wissend,  tetend  ir  fein 
darüber  niht,  daz  wir  fein  hiutz  iw  wartend  wolten,  und  waz  scha- 


1 )  Böhmer,  Codex  I.  p.  SSS.  5SI* 

2)  .  Böhmer  a.  a.  0. 
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dens  unini  djanm  und  phaffen  da  von  nfentfind,  den  mfistend  ir 
in  uz  rihten.« 

Es  wurden  wohl  anch  Laien  gegen  die  Excomrannication  ge- 
schützt ;  so  verordnete  z.  B.  der  Landgraf  Ludwig  von  Hessen  im  Jahre 
1444  1) :  »Geschee  es  aber  das  unser  Schultheiss  und  der  Rath  zu 
Cassel  erkenten,  das  einer  mit  unrechte  zu  Banne  kommen  were, 
dem  adder  den  solten  sie  zu  seinem  Rechten  beystendig  sein  gegen 
den  Ihnen  der  In  also  mit  unrecht  «u  Banne  bracht  hette.«  Dabei 
darf  man  jedoch  bei  diesen  und  ähnlichen  Fällen  nicht  vergessen,  dass 
es  im  Beiehe  ale  ein  feetetefaender  Beehtsgnmdaatz  galt,  daes  die 
weltliche  Gewalt  der  geietlieheii.  snr  DarchAhrang  der  Cenanren  ihre 
ünterstfttcDDg  nicht  Tersagen  dürfe,  indem  kaiaerlidie  Verordnungen 
nach  dem  Vorgänge  des  alten  Mnkischen  Bechtes^  hestimmten,  dass 
wer  sich  nicht  in  festgesetzter  Zeit  von  dem  Banne  lOsen  würde,  in 
die  Reichsacht  verfallen  sollte. 

So  verordnete  Kaiser  Friedrich  II.  im  Jahre  1220: 

»Quia  gladius  materialis  constitutus  est  in  subsidium  gladii 
spiritalis,  excommunicationem,  si  excommunicatos  in  ea  ultra  sex  sep- 
timanas  perstitisse  praedictoram  modorum  aliquo  nobis  constiterit, 
nostra  proscriptio  subaeqnetar,  neu  revocanda,  nisi  prins  exoommnni* 
catio  revocetmr3).€ 

Dies  hestfttigte  der  K9nig  Konrad  IV.  im  Jahre  1240«);  eine 
ähnliche  Verordnung  erliess  Kaiser  Budolph  im  Jahre  128  P).  Der^ 
selbe  Qrimdsata  ist  ausgesprochen  im  Schwabenspiegel,  im  Bechtsbüche 
Ruprechts  von  F^wisingen,  sowie  im  Onlmer  Bechte,  und  wurde  fort- 
während im  Mittelalter  als  Beichsrecht  betrachtet  *).  * 

Wenn  nun  unter  solchen  Umständen  der  Staat  die  Verkündigung 
und  den  Vollzii-^  kirchlicher  Censuren,  welchen  er  den  weltlichen  Arm 
zu  leihen  verptUchtet  war,  von  seiner  Cognition  und  Genehmigung  ab- 
hängig machte,  so  hatte  doch  dieses  Placet  eine  andere  Bedeutung 
und  Grundlage  als  im  modernen  Staate,  welcher  im  Allgemeinen  ge- 
neigt ist,  den  kirchlichen  Zuchtmitteln  und  Strafen  jeden  Einfluss  auf 
das  bärgerliche  und  politiM^e  Leben  zu  entziehen. 

In  dieser  Beziehung  Iftsst  sich  daher  das  mittehüterliche  Placet 

1)  A»  Friedberg,  DeflnioiBhilereccI.etelvitil.  regmnkiraiD  Jadicio  |i.l58. 

5)  JUeUo*,  KireheiiNchl  f.  Sl«.  8.  AuO. 
8)  Pertz,  Monum.  Germ.  4,  SSS. 

4)  Pertz  I.  c.  4,  333. 

6)  Pertz  I.  c.  4,  428. 

6)  Friedberg,  De  finiom  bUer  ecclesiam  ei  civitalem  ref^undorum  Ju- 
«Ucio  p.  161. 
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in  Dmtidilaiid  mit  dim  modernen  nidii  auf  die  gklehe  Linie  siel» 
len.  Was  sodam  die  BeBchrftnkong  der  geisttichen  Geriehtsbaikdt 
betnift,  so  mag  mit  Becht  eine  Anwendung  des  Plaoets  in  manchen 

Anordnungen  gefunden  werden,  welche  zur  Folge  haben  raussten, 
dass  die  Verfügungen  der  in-  und  ausländischen  geistlichen  Ge- 
richte ohne  (ienelimigung  der  weltlichen  Kegierung  nicht  publicirt 
oder  vollzogen  werden  konnten. 

Dahin  ist  wohl  die  Vorschrift  zu  rechnen,  dass  der  Klenis  die 
von  den  Vorgesetzten  »erkannten  Prozesse«  blos  auf  der  Kanzel  an- 
nehmen dürfe'),  femer  die  Landordnung  des  Herzogs  Wilhelm  IIL 
von  Sachsen  vom  Jahr  1446,  welche  verordnete  ^):  »War  esnn  dasa 
jemant  war  der  were  in  nnsem  landen  herrsehaften  n.  geMeten  w<to- 
bafftig,  sich  an  Recht  vor  geisittohen  oder  weltliehen  gerichten  in 
den  Landen  inmassen  ohgerflth  ist  nicht  genügen  weite  lassen  Son- 
dern davon  bendfen,  oder  sonst  nsslftndisehe  gerichte  weder  dy  un- 
sern  suchen  Wörden  derselbe  sol  von  stunt  an  als  eyn  echter  des 
landes  gehalten  werden«  u.  s.  w.  Weiter  unten  ebendaselbst:  »So 
sal  auch  unser  iglicher  mit  allen  Pfarrern  und  dorünibe  gesessenen 
bestellen  dasa  sie  keine  Brive  von  den  geistlichen  Richtern  ümb 
weltlichen  Sachen  ufnehmen  noch  vorkündigen« ;  und  die  Landord- 
nung Herzogs  Johann  von  lüeve  vom  Jahr  1486  :  »at  nnlla  man- 
data  seu  j^recepta  qooramcnnqne  jadicum  Apostoliooruin  vel  Ordi- 
nariomm  ad  se  laeiferent,  aoceptarent,  s^Uarent,  pnblicarent  ant 
exseqaerentiur  qnevis  modo,  in  caosis  seenlaribns  rel  prophanis,  ei- 
ceptis  domtaxat  in  quatnor  caosis  sj^toalibos  et  ecclesiastiiasy 
videlicet  de  testamentis  et  legatb,  de  matrimoniis,  synodalibos  et 
reditibos  spiritoalibos  et  ecclesiastieis.« 

Dagegen  sind  andere  Verordnungen  mit  Unrecht  als  Fälle  einer 
Anwendung  des  Placets  geltend  gemacht  worden. 

So  ordnete  ein  firzbischof  Walram  von  Köln  im  Jahr  133ä  an. 


1)  Z.  B.  bei  K.  Ph,  Kopp:  Ausfllhrlicbe  Nachriehl  von  der  Illeren  und 
neueren  Verfassung  der  geistlichen  und  Civilgerichte  in  den  Fürstl.  Hessen-Cassel- 
schen  Landen  Th.  I.S.  161.:  „Johann  Oppersboven,  Priester  zu  Butzbach,  schriebe  ' 
a.  I40e  an  den  Dechant  zo  Maynz  TolKenden  Brief:  „Lieber  Herr  ete.  etc.  Se  aa« 
gen  f ch,  dai  M  der  Kdal,  mja  Herre  ven  FMctenatein  vefMen  liat,  aeHia  nant- 
ttcben,  das  icli  keine  Procesa  aelle  Deaan  olT  In  oder  ...«v  die  ainoa,  Kedeia, 
dan  uiT  der  Canzeln;  und  daz  Audi  mit  slnen  AmptiodeB  ae  bealalt  InU  Und 
w'ers,  daz  ich  darwidder  tede,  er  vurde  ale  mir  aa  «Im  neoieo,  das  mir  oldit 
gndes  davon  gescbeen  sulde.** 

2)  Schilter,  De  libertale  Eccies.  Gem.  p.  806  ff. 
8)  Friedberg  L  c  p.  1Ö7. 
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di»  die  Lente,  welche  ÄlmoBen  smuiNlteii  nad  Mebei  «nf  pl^et- 
Uehe  Broren  «ich  ettteton,  (die  eog.  qiuMBtoras)  nieiit  eher,  nge- 
lusen  werden  eoUten  als  bk  ihre  angeblichen  päpstlichen  Vollmadi- 
ian  TOn  der  geistlichen  Behörde  geprüft  worden  seien,  wohei  auf 
eine  gerade  dasselbe  vorschreibende  päpstliche  Constitution  ausdrück- 
lich Bezug  genoimuen  wurde. 

{Hartzheim:  Concilia  Gennaniae  tom.  IV.  p.  448.  Sjnodos 
Caloniae  Antumualis  a.  1338,  c.  II.) 

Contra  Quaestores  £leemosynanim  Walramos,  D.  G.  s. 

Colon.  EccI.  Archi  Episcop.  Morbo,  qii  in  neekam  Dioeeeain  qaaai 
cammnaie  iirepnt,  quod  nonnuUi  fUeemoeynantm  qnaartom,  ae  fere 
aHoe  mentiiiniür  ....  (folgt  eine  Bdhe  von  MitobfiodMn  derselben) 
....  nonnnlli  etiam  ae  confingont  habere  poteatatem  per  Mtteraa,  • 
i^oatolieaa,  quaa  non  habent:  et  si  haben!,  eia  (vt  praemittitor) 
abatuntur,  ut  per  eas  etiam  ante,  qaam  ipsae  litterae  per  Nos  exa- 
minatae  fuerint,  sint  admissi:  huic  inquam  morbo  cupientes  mederi, 
remedio  a  sede  Apostolica  jam  proviso,  vobis  Constitutionem  per  fei. 
recordat.  Dom.  dementem  Papam  Quintum  contra  hujusmodi  abuso- 
res  etiam  in  Coiicilio  Viennensi  in  praesenti  nostra  Syuodo  duximus 
publicandam,  cujus  tenor  (nun  folgt  der  Wortlaut  der  gegen  die  Miss- 
bräuche der  sogenannten  Quaestoren  sehr  energisch  protestirenden 
päpstlichen  Constitution,  worin  der  Papst  selbst  die  BiaehOfe  auffor- 
dert, die  pftpstUchen  Diplome,  welche  solche  qoaestoies  mit  sich 
ftthren,  ehe  sie  dieselben  zolassen,  genau  zn  prOfen  nnd  die  .Qmatoren 
ndthigen&Us  zu  bestrafen.) 

Insbesondere  worden  anch  die  Ablasa-lfisElnftache  der  Qnaesto- 
res  gerügt: 

»Abusionibus  —  heisst  es  darin  —  .  .  viam  praecludere  cupien- 
tes juxta  statutum  Concilii  generalis  duximus  prohibendum  districte, 
ne  Quaestores  aliqui,  nisi  Apostolicas  vel  Dioecetiaiii  Episcopi  litteras 
exhibuerint  quomodolibet  admittantur,  nec  permittantur:  cum  solum 
ipsis  competat,  indulgentias  sibi  concessas  insiuuare  populo  et  chari- 
tativa  postulare  subsidia  suppäciter  ab  eodem:  nullatenus  Christi  po- 
polo  praedicare  vel  aliqnid  ezponere,  quam  quod  in  litteris  continebitur 
supra  dicta.  Litteras  quoqne  Apostoli<^  IHoecesani  Ej^scopi,  ne  quid 
firandis  «(»nmitti  ?ahMit  per  ejasdem,  anteqnam  adunttantiir  quaestores 

eiBminent  diligenter.  Ad  hoc  cum  aliqui  indulgentiBS 

populo  motu  suo  proprio  de  facto  conoedant*  Nos  abusns  hu- 
jusmodi ....  omnimodo  abolere  volentes«  etc.  etc.) 

Hierauf  fährt  der  Erzbischof  fort :  Hujusmodi  igitur  authoritate 
coustitutiouis  vobis  universis  et  singolis  Abbfttibus  districtius 
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inbibemu,  niB  al^piOB  eleenosyBarnm  Quaestores,  «tiam  aniea  i4- 
miBSOs  per  yoi,  quacnnque  authoritate  imigaiitiur»  etiamai  littena 
Apostoliciu  super'  eo  w  liabere  «aserant,  et  evtemdaiift,  mm  vebia  lit* 
teras  Boetiaa  patentes  exhibiudnt,  qnibiis  vobis  appareat,  quod  per 
eaanünatioiieiD  nostnun  düigentem ,  ipsas  litteras  Apostolicas  tides 
iiiTeiierimus,  quod  eamm  praetextn  sint  merito  admittendi  .... 

Am  Schlüsse  gibt  der  Erzbiüchof  uocb  V^orschriften  über  die  Be- 
strafung der  quaestores.  Ein  ganz  ähnlicher  Beschluss  des  Provin- 
zial-Concils  zu  Trier  im  Jahr  1423  findet  sich  gleichfalls  bei  Harte- 
Jieim,  tom.  V.  p.  225.  cap.  V.;  Ne  quaestores  sine  liceutia  Episcopi 
loci  admittantur. 

Ad  re&amandttm  continaos  quaestornm  exeessus,  quibos  hotIs 
«zcogitatis  modia  paupeces  clecipere  et  eleemesyBas  ab  eis  extorquere 
diversis  faUaciis  cioantur,  nmic  indnlgeiitias  promittendo«  juine  yero 
certas  iofirmitates  et  piagas  a  Sanetis,  sab  quorom  nooiiae  eleemoay* 
nas  petoiii»  infligeiidas  comminande,  varüsque  alüs  deeeptioiubas  po- 
paliim  simplicem,  ad  maniis  eis  adjntrices  praestandmn  indocendo: 
nonnuUis  etiam  eorum  se  quaestores  certoruin  liospitalium ,  vel  loco- 
runi  Religiosorum  falso  nientieudo,  simplicibus  falsa^  litteras  adulteri- 
nis  sigillis  ostendeutes,  neque  in  aliqua  Kcclesia  Nobis  subjecta,  sine 
litteris  nostris,  aut  Episcopi  loci,  seu  Apostolicis  admittantur.  Statui- 
mus  et  ordinamus,  ut  nullus  laicos  ia  quaestorem  admittatur.  Ha- 
beutes  aatem  litteras  Apostolicas  neu  admittantur,  uisi  prius  Nobis 
(concilio  provinciali),  vel  Episcopo  loci  ad  examinandum  easdem.  litte* 
ras  se  praesenteat  Nadidem  das  OoncU  die  Absiebt  anogesprocbea« 
im  Hmblick  auf  die  allegirten  Ejicbengesetse  dea  Missbarflndieii  ent* 
gegen  zu  treten,  fthrt  es  nnten  fort:  Snpiadictas  litteras  qnoqne 
Apostolicas  D|oecesani  Episcopi,  ne  quid  frandis  comitti  valeat,  imte* 
quam  quaestores  admittantur,  examinent  diligentor. 

Schon  die  Ueberschrift  des  cap.  V.  zeigt,  dass  es  sich  hier  nicht 
um  ein  eigentliches  Placet  handelt.  Das  Placet  wie  man  es  im  heu- 
tigen Sinne  nimmt,  wird  weder  von  geistlichen  Behörden  ausgeübt, 
noch  dient  es  dazu,  die  Autorität  des  Bischofs  zu  stärken,  oder  die 
kirchliche  Discipün  aufrecht  zu  erhalten.  Und  doch  war  dies  der 
Fall  bei  der  durch  den  letzteren  Beschluss  angeordneten  Aufsicht 
über  die  quaestores.  Es  war  eine  Ton  der  hiezu  competenten  kirch- 
lichen Behörde  abgehende  Massiagal  nur  ßekibnpltti^  ffmiam  Miss- 
biftnebe,  ireshf^  Torge^cluieben  wurde,  dass  die  Aedith#t..der  aA» 
gebUchen  päpstlichen  Diplome  n.  s.  w.  in  jener  Dificese,  wo  daTon 
Gebrauch  gemacht  werden  wollte,  von  der  geistlichen  Behörde  consta- 
tlrt  werden  müsäe.  Es  ist  daher  uubegifeiflicb,  wie  BicUer  in  diesem 
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B«eehfais0e  »eiiidii  Sehate  der  f&nüielieii  Gewalt  gegen  die  üebeigriife 
der  gelstlioheii  liaolit«  erblicken  konnte  0-  Dasselbe  gilt  in  Bezug  anf 
die  obenerwfllinte  Veroidnnng  des  Enbisohoft  Walram  gegen  die 
qnaeetores,  worin  den  Untergebenen  ebaifoUs  eine  besondere  üeber- 

wachung  der  quaeetores  und  Prüfung  der  bei  ihnen  vorgefundenen 
päpstlicben  Breven  aufgetragen  wird,  und  zwar  unter  Anführung  einer 
päpstlichen  Constitution,  welche  den  Bischöien  ein  solches  Verfahren 
geradezu  zur  Pflicht  machte. 

Wegen  des  letzteren  Umstandes  wäre  es  noch  viel  ungereimter, 
in  dieser  Verordnung  die  Ausübung  eines  Placets  erblicken  zu  sollen, 
zu  dessen  Anwendung  der  heilige  Stuhl  die  weLtlichoi  Uegierungen 
bekanntlioh  niemals  aufgefordert  hat!  So  hat  man  also  kirehliche 
Yerordnniigmi,  wednreb  fifiasbrftnolie  beseitigt  wurden,  gegen  die 
Kirehd  benttitl 

An  diese  beiden  Verordnungen  sohJiesBt  sieh  eine  andere  des 
Enbiscboft  Berthold  Ton  Mains  vom  Jahr  1486  an^:  »nonnnlli  etiam 

alii  et  plurimum  penitus  incogniti  varios  falsos  processus  penales  atque 
mandata  etiam  per  undas  copias,  originalibus  non  ostensis,  neque 
affixis,  nisi  forte  nocturnis  et  inconsuetis  temporibus  et  illis  etiam  tunc 
mox  sublatis  in  diversis  dictarum  nostrarum  Civitati  est  Diocesis  locis 
affigere  et  publicare  vel  se  affixisse  et  publicasse  asserentes  non  for- 
midant,  quasi  hiyosmodi  proeessns  a  conBer?atoribus  . . .  idciroo  to- 
lumus  et  ordinamns  ....  incurrere  volumus  ipso  facto  districte  pre- 
cipiendo  inhibentes,  ne  deinosps  aliquas  litteras  a  quibnscunque  et  snb 
qmbuseunqiie  titoüs  emanate  prima  fade  apparuerint,  admittere,  re* 

cipere  vel  pnUieare  nisi  ptius  et  ante  omnia  higusmodi  pro-  . 

oesBOS  mandata  aut  littere  quecunque  in^dvitate  nostra  Hoguntin. 
. . . .  per  SigillifiMrum,  in  singulis  avtem  Gommissarüs,  nbi  littere 
tales  exequende  veniant,  per  singulos  Commissarios  nostros  vise  et 
propriis  eorum  manibus  et  ofücii  Sigillis  impendeutibus  subsignatae 
fuerint  etc. 

Die  Absicht  ist  hiebei  wohl  die  nämliche,  wie  bei  den  vorauf- 
geführten, um  die  Missbräuche  zu  verhüten,  welche  mit  falschen  Ur- 
kunden getrieben  werden  konnten.  Doch  ist  diesdbe  allgemeinerer 
Natur,  weil  sie  sich  weder  auf  eine  bestimmte  Classe  von  Personen, 
noch  auf  dne  beeondere  Art  Ton  p&psüichen  Urkunden  beschrankt.  — 

Als  ein  besonderes  Beispiel  dner>£inAhrang  des  Plaoet  in 
einem  dentochon  Henogthnm  im  Mittelalter  steht  die  Verocdnnng 


1)  a.  a.  0.  §.  48.  A.  1. 

2)  K.  Ph.  Ko]^  a.  a.  0.  1,  160. 
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«des  Herzogs  Georg  des  Reichen  yon  Bayern  ans  dem  Jahre  1491  da : 

>E8  sei  auch  darzu  niemants  gestettet  werden  einich  preves  bullen 
oder  anders  in  unserni  land  an  di(?  Kirchthür  oder  ander  ende  heym- 
lich  noch  offenlich  on  unsern  willen  und  wizzen  anzeschlagen  oder  zu 
verkünden  wer  aber  dasselbigf  darüber  tätp,  der  sol  darumb  von  stunde 
an  von  unsern  amptleuten  an^n  nomrnon  und  uns  forderlich  zu  pracht 
werden,  mit  denselben  zu  handeln  als  trävelichen  verachter  nnsers 
gepots.  Wöllicher  oder  wöliche  Amptleut  aber  darinn  sämig  oder 
Iftssig  86md,  und  jemants  darin  verschonen  werden,  die  wollen  wir 
selb»  aach  daromb  nit  ungestraft  lassen  %€ 

Was  den  Herzog  zn  dieser  Anordnung  veranlasste,  üsi  nidht 
bekannt.  Jedenfiüls  ist  die  Verordnung  so,  wie  sie  auf  uns  gekommen 
ist,  allgemeiner  Natur,  unterscheidet  sich  hiednrch  von  allen  vorauf- 
gefiihrten  aus  dem  deutschen  Reiche,  wolcho  sich  stets  nur  auf  eine 
einzelne  Art  der  kirchlichen  Erlasse  beschränkten,  und  nähert  sich  so 
am  meisten  der  Anwendung  des  Placets,  wie  sich  dieselbe  iu  den 
späteren  Zeiten  in  vielen  Staaten  vorfindet. 

n.  Die  Eitwicktlttg  des  Placets  von  der  Reformatien  aa  bis  w  ersten 

ftanxösischen  Revolation. 

(Vom  Jahre  1517  1789.) 

Für  diesen  Zeitraum  baben  wir  für  Portugal  und  Neapel  kdne 
nftÜeTen  weiteren  Nachrichten  tber  die  Entwickelung  des  Placets;  je^ 
doch  ist  es  wahrscheinlich,  dass  dasselbe  in  Neapel  bei  der  langen 

Vereinigung  dieses  Landes  mit  der  spanischen  Monarchie  in  Uebung 
blieb;  in  jenen  Ländern  wo  der  Protestantismus  herrschte  und  die 
Bevölkerung  ganz  oder  bis  auf  eine  verschwindende  Minorität  pro- 
testantisch wurde,  wurden  die  Erlasse  der  katholischen  Kirche  über- 
haupt nicht  mehr  vom  Staate  anerkannt,  daher  konnte  von  dem  Placet 
nicht  mehr  die  Rede  sein.  So  in  England,  wo  unter  den  Verfolgun- 
gen der  Katholiken  päpstliche  Bullen  und  bischöfliche  Erlasse  nur 
heimlieh  verbreitet  werden  konnten.  In  andern  Ländern,  wo  ein 
grösserer  Theü  der  Bevölkerung  katholiseli  bfieb,  wie  in  einzehen 
deatsehen  Territorien,  nahm  zwar  der  Staat  das  Tfiucet  geradeso  in 
Anspruch,  wie  es  in  andern  katholischen  DUiderh  geübt  wurde;  da  es 
aber  hierüber  in  dieser  Periode  unseres  Wissens  niemals  zu  einem 
Conflicte  zwischen  protestantischen  Staaten  und  dem  heiligen  Stuhle 
gekommen  ist,  so  hat  dasselbe  für  die  Entwickelungsgeschichte  des 
Placets  nur  geringe  .Bedeutung  und  wenig  Interesse;  lehrreich  ist 

1)  WeUenHeder,  f  loss.  XUll. 
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da^ep^en  die  Entwickelung  in  katholischen  Ländern,  wie  Spanien, 
Frankreich  und  Belgien,  wo  iu  diesem  Zeiträume  das  Placet  zur  höch- 
sten Blüthe  heranreifte. 

Von  dem  in  Spanieti  unter  dem  Namen:  »retentio  buUaram« 
(Päse  regio)  geübten  Placet  sprechen  die  alten  Schriftsteller  Joannes 
Driedo^)  nnd  Didac  Covarruvias'*) ,  sowie  Fr.  Saigado  in  seinem 
InMt.  de  snpplie.  ad  SanctisB.  ^  als  ei^er  lingst  bestehenden  Uebnng. 

Der  Ursprung  dieser  retentio  baSanun  ist  nngewiss.  IHelleicht 
ftUt  er  in  die  Zeit  des  Cardinais  Ximenes.  Es  wird  nämlich  be- 
richtet, dass,  als  dieser  Cardinal  eine  einem  Cauonicus  angeblicli  von 
Rom  ertheilte  Dispens  zur  Perception  von  Distributionen  bei  Abwesen- 
heit vom  Chor  nicht  gelten  lassen  wollte,  ein  königl.  Rescript  verord- 
nete, dass  die  von  Rom  kommenden  Diplome  an  das  höchste  Tribunal 
eingesendet  werden  sollten,  damit  daselbst  über  ihren  Vollzug  eaU 
schieden  werde*). 

Allein  nach  andern  Nachrichten  hätte  während  des  grossen  päpst- 
lichen ScMsma  dar  Papst  Urban  VL  den  Bischöfen  gestattet,  die 
Aechtheit  der  päpstlichen  Erlasse  zu  prOfen,  worauf  später  Boni&z  IX. 
nnd  Martin  Y.  diese  Erlaubniss  znrQckgenommen  hätten.  Gleichwohl 
hätten  sich  die  königlichen  Behörden  diese  Bdbgi&iss  fortwährend  an- 
gemasst  Diese  letztere  Meinung  dürfte  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
die  obengenannten  Schriftsteller  die  retentio  bullarum  als  eine  längst 
bestehende  Uehung  bezeichnen  und  auch  ausdrücklich  auf  die  alten 
Privilegien  der  spanischen  Monarchie  zurücklühren,  den  Vorzug  ver- 
dienen. 

Da  jedoch  über  die  Existenz  dieses  Placets  während  des  Mittel- 
alters weder  zuverlässige  noch  genauere  Nachrichten  auf  uns  gekom- 
men sind,  so  beginnt  diese  Darstellung  erst  mit  dem  Ende  des 
Mittelalters. 

Bald  nach  dem  Ausgange  desselben  hat  Kaiser  Karl  V.  Über  die 


1)  De  UHrtate  dirisUana  I.  p.  283. 

2)  Pract.  qaaest  c.  t&t  Sic  eÜMli  In  bis  regnis  maltls  in  easibos  et  ne- 
gotiis  litterae  Apostolicae  ante  eiecutionein  earnm  ad  Regia  mlttontor  audltorla 
et  tribunalia;  idque  ex  regio  decreto,  ut  illic  examinentur,  ne  quid  fiat  et  obti- 
nelur  falpis  precibus  adversns  Regni  Regumque  Hlspanioruni  privilejria  

3)  p.  J.  c.  2.  (am  diu  In  Hispania  nostra  praxis  involeait,  ut  si  Romanorum 

FOQttfleom  expediuntur  diplomata  Judicum  Snprenri-  Itegii  prteleiR  anribus 

intimentar  . . .  oi  aoteaqmm  ApoitoKca«  ttUerae  eiccotioni  mandeDlor,  orlgloi- 
Uter  cd  Begii  praetoria  defenntiir. 

4)  Hergmröther,  Spaidem  Verliandlongen  nie  den  rdmlarben  Sloble  in 
ArdMv  fftr  kaihoL  KMeiir.  Bd.  X.  d.  F.  4.  Bd.  S.  S7. 
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refeenilo  bnlknim  in  Spanien  mehrere  Verordnungen  erlaeeen;  in 
den  Jahren  15^  nnd  1525  wurden  die  k.  Beamten  nnd  Magistrate 
der  Stidte  rar  FrCtftmg  der  päpstlichen  Erlasse  aufgefordert  <) ,  im 
Jahr  1543  wurde  verboten,  dieselben  vollziehea  zu  lassen,  ehe  sie  das 
Placet  erhalten  hätten Auch  hatte  der  Kaiser  seine  Gesandten  J. 
de  Vega  und  F.  de  Vargas  in  Rom  beauftragt,  den  recDrsua  ad  princi- 
pem  und  die  retentio  bullamm  zu  rechtfertigen. 

Sein  Nachfolger  in  Spanien  Philipp  IL  erliess  ebenfalls  über  die 
Attaübung  der  retentio  bullarum  ein  Edict  im  Jahre  1548,  wodurch 
den  Behörden  die  genaue  Prüfung  der  römischen  Reecripte  nnd  die 
Ueberwaehnng  dea  Vollsnga  eingeschftrft  wnrde^. 

kneh  anchte  Bich  der  EAnig  im  Jahr  1581  heim  Papste  wegen 
dea  »Exeqnatorc  zu  reditÜBTtigen,  weldiee  die  q;»ani8ehen  EOnige  in 
Neapel  nnd  Sieflien  heanapmcliten,  wortiber  sieh  schon  lange  ein  hef- 
tiger Streit  Bwisehen  der  Curie  und  dem  spanischen  Hofe  entsponnen 
hatte.  Obwohl  die  Beschlüsse  des  Concils  zu  Trient  im  Allgemeinen 
in  Spanien  mit  grosser  Ehrfurcht  aufgenommen  wurden,  der  König 
selbst  als  der  Protector  des  Concils  galt  und  der  königl.  Senat 
darüber  wachte,  dass  die  Bestimmungen  des  Tridentinuras  nicht  ver- 
letzt wurden*),  so  geschah  die  Publication  derselben  doch  nur  mit 
der  Clausel:  »insofeme  sie  den  Bechten  des  Königs  nnd  Beiches 
nicht  präjudiciren^).€  Auch  wurden  einzelne  Bestimmongen  des 
Tiidentimuna  meht  recipirt 

Daher  hemorkt-  Herffmräämr  a.  a.  0.  S.  30.  mit  Becht:  »In 
foat  allen  Beaelrangen  war  Philipp  IL  f&r  die  spaniaohe  Eirche  daa, 
waa  ein  Jahrhundert  spftter  Ludwig  XIV.  Ar  diefranzaaisohe-war^« 

Unier  diesen  Verhältnissen  ist  es  sehr  erkUtarlicb,  warum  auch 
▼iele  früheren  päpstlichen  Erlasse  in  die  Praxis  des  spanischen  Kir- 
chenrechtes nicht  übergingen :  so  soll  z,  B.  eine  Constitution  des  hei- 
ligen Papstes  Pius  V.  über  die  Verzichtleistung  auf  Pfründen  nicht 
publicirt  und  hierüber  an  den  Papst  appellirt  worden  sein. 

W^en  eines  Breve's  desselben  Papstes  über  die  Prüfung  der 


1)  Feuret  I.  c  p.  26. 

2)  Femr€i  I.  r>  p,  lt.:  ^ßHitmm  apiesi^tteBl  de  MMre  h  eiecution, 
0*7  ivelr  ^faid  k  mam»  WOm,  tMglpli  eo  Prtvfaionf  ApeslottiB»,  stns  Fla« 
ert  el  Leltitt  i'ettacke  m  tum  dM.*' 

a)  Feuret  1.  c  S.  Ii. 

4)  Saigado  I.  c  2.     e.  1.  n.  M. 

5)  Josi  Oeeaminkw:  lUilBas.sobre  los  leenrsos  bei  Hergenröther 

t.  I.  0  S.  28. 

6)  Z.  B.  sect.  24.  np.  17.  SaigadQ  1.  e.  1.  p.  c  2.  b.  134. 
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Religiösen  nach  dem  Tod«  eines  Bischoft  0OII  Philipp  II.  ebenfalls 
nach  Rom  appellirt  haben.  Ferner  wurden  nicht  recipirt :  eine  Con- 
stitution Gregor's  XIII.,  über  Resignation  auf  Pfründen,  eine  von 
Sixtus  V.  über  Kirchenstrafen,  eine  Bulle  von  Clemens  VIII.  über  ver- 
botene Scheiikungen,  eine  von  Gregor  XJV.  über  die  Immuiiität  der 
Kirchen  und  andere  ^). 

Namenilich  durften  solche  Breven  in  Sfiamen  nicht  leiefat  pobti- 
drt  werden,  welche  gegen  epanische  Bfioher  geriehtet  wann«  weil 
durch  die  lettteren  oft  die  lluaregeln  der  Begierang  gegen  die  Kirche 
verihddigt  worden  >). 

Ueherhanpt  galt  als  dass  die  spamsche  InqniaiiiMi  die 

Bücher-Verbote  der  römischen  Index-Congregation  nur  insofern  publi- 
cire,  als  dieselben  von  ihr  selbst  gebilligt  würden,  was  von  Saigado 
auf  ein  besonderes  der  spanischen  Inquisition  vom  Papste  Paul  III. 
verliehenes  Privilegium  zurückgeführt  wird,  (testantis,  suae  non 
fuisse  intentionis  per  erectionem  S.  Inquisitionis  Romanae  aliquid  mi- 
nuere,  detrahere  vel  praejadicium  afferre  jnribos  antignis  Inquisitionis 
Hispanae^). 

Endlich  wurden  aach  die  p&pstlichen  Nuntien  y<Ni  den  königl. 
Behörden  in  der  Anwendung  ihrer  Facaltiten,  wdcfae  sn  di^m  Be- 
httfe  Vorgelegt  werden  mussten,  hei  Ertheilung  von  Dispensen  u.  s.  w. 
beschrankt 

{Bid,  Covarrumas  1.  c.  m.  4.  p.  579t :  9S]euli  apud  ffispanos 

potestas  legatoram  aeu  Nunciorum  A.  S.  examinetur,  ut  admoneri 
possint  a  summo  Regis  praetorio,  quibus  uti  couveniat  dispensatiooi- 
buB  et  commisionibus.  etc.«) 

üebrigens  hat  der  päpstliche  Nuntius  selbst  in  der  unter  dem 
Namen:  »concordia  Facheneti«  bekannten  üebereinkunft  mit  dem 
Hofe  zu  Madrid  (1640),  welche  Ton  Papst  Urban  VIII.  gebilligt 
wurde,  theilweise  auf  die  AusfthQng  asiner  Faoult&ten  als  Legatui  a 
latere  verziefatet*). 


1)  Saigado  1.  e.  1.  p.  c.  2. 

2)  Saigado  2.  p.  f.  33. 

3)  Saigado  I.  c.  2.  p.  c.  38.  Indessen  weiss  man,  w\e  die  Pfipste  die 
spanische  Inquisition  zu  jeder  Zeit  t)ek8mpft  haben.  Veryl.  hierüber  Hergen- 
röther  a.  a.  0.  S.  7.  8.:  „Leo  X.  belegte  bereits  1519  die  Inquisition  zu  Toledo 
mit  dem  Banne  und  wollte  dis  instUot  abfesduillt  «Ismo;  IfmA  Ul.,  Fiat  IV.  und 
Gregor  XIH  wldenttnden  seiner  EinfOlivinif  in  dea  von  Sprata  abUmlgen  Ua- 
ttenSscbea  Undem.'*  Wie  noeeredn  Ist  es  daher,  die  Pipste  wegea  der  sp«nl- 
sdien  InqiiMlIOD  aniiiklagen! 

4)  HergemrOher  L  c  S.  a7. 
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HB  Ist  diher  kidit  eiiuasehen,  dass  die  Päpste  ^egen  das  P1u(  et 
in  Spanien  energisch  auftreten  mussten:  die  berühmte  Bulle  »In  coena 
Domini«  bedrohte  Alle  mit  dem  Banne,  die  den  Vollzug  der  aposto- 
lischen Decreto  hindern  wurden  ^). 

Clemens  VII.  verbot  nicht  nur  unter  Strafe  des  Anathems,  den 
Vollzug  der  päpstlichen  Erlasse  zu  hindern,  sondern  er  scbloss  aneh 
namentlieh  im  Hinblick  auf  die  traurige  Lage  der  Kirche  in  Spanien, 
wekbe  auch  durch  die  rüoknclitfdose  Anweeding  der  retentio  baUa- 
liun  herbeigeflUiri  war,  die  Ligne  ron  Cognac  ab^,  worin  er  sich  mit 
Frans  I  von  Frankreich  gegen  Karl  Y.  Teriiand,  weriialb  dmch  die 
kaiearlielien  Truppen  Born  erobert  und  der  Fäpst  gefangen  gen<»unen 
wu^  (1527). 

Pins  IV.  welcher  kura  vor  seinem  Tode  (1565)  gegm  den  spa- 
nischen Gesandten  Pacheco  äusserte,  dass  man  in  Spanien  den  König 
an  die  Stelle  des  Papstes  setzen  wolle,  hatte  überliaupt  ge<:^m  viele 
kirchliche  Missstände  in  Spanien  unter  Philipp  II.  protentirt  und  be- 
klagt, dass  die  päpstlichen  Kescripte  der  Prüfung  der  Fiscale  und  des 
kOnigl.  Rathes  unterstellt  wurden.   Ebenso  protestirte  Pius  V. 

Der  Nuntius  Aquaviva  zu  Madrid  beschwerte  sich  in  einer  den 
Könige  fibergebenen  Denkschrift  Tom  2.  Mftrz  1568  fiber  die  »tagtSg- 
lich  in  den  kdoigL  Bathscollegien  und  Canslaien  Torkonunettde  Prfifimg 
apostolischer  Bunen;c  unter  Gregor  XIIL  wurde  in  der  Instruction 
ffir  den  zum  Nuntius  nach  Ifodrid  bestimmten  %cbof  Ton  Lodi  (1581) 
hervorgehoben,  dass  die  den  römischen  Decreten  bereiteten  Hinder- 
nisse besonders  lästig  seien,  und  Alexander  Vll.  beklagte  sich  in 
einem  Brief  an  den  König  von  Spanien  vom  Jahr  1658  aufs  Neue 
über  das  Placet  ^). 

Ungeachtet  so  vieler  und  energischer  Beschwerden  des  römischen 
Hofes  wurde  das  Placet  in  Spanien  nicht  nur  aufrecht  erhalten,  son* 
dern  im  Laufe  der  Zeit  noch  yerschftrft.  Dies  gilt  zunächst  von  den 
Beschlüssen  der  spanischen  Diöcesansjrnoden»  welche  vom  Könige  ge- 
nehmigt werden  mussten.  üeber  diese  Synoden  eiliess  König  Karl  U. 
1677, 1678, 1691  neue  Geeetie«). 

1)  „liem  excomniunicamus  et  anathemalizamus  omnes  e(  sinpiitos,  qui  .... 
executlonem  litleranim  Apostoücarum  seu  exeruforiallum  ac  decretorum  praedic- 
torum  quoniodoiibpt  impediunt;  ...  etiani  praetextu  violentiae  prohibendae  vel 
altarttm  praeteDslonum,  sed  eüam  donec  ipsi  ad  Nos  Informandos,  ot  dicunt, 
suppiicti«riBt,  auf  wpplkttie  feeerint,  iriai  suppiicatkmes  hiUesinodi  conn  Nobte 
d  Sede  Apestatlct  legitiiiie  prostqBiDlar.**^ 

l)  HergenrMer  L^e.  &  tS. 

S)  A.  de  Bo9COvämif:  Monumenta  Citliol.  (om.  f.  p.  205. 
4)  BerffenrOiher  •«  a.  0.  lU.  Bd.  n.  F.  4.  lUL  8.  2S.  SS.  4A.. 
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Dass  das  Wacet  auch  im  Anfänge  des  18.  Jahrhunderts  geübt 
wurde,  kann  im  Hinblicke  auf  die  zwischen  Clemens  XI.  und  dem  Kö- 
nige Philipp  V,  während  des  spanischen  Erbfolgekrieges  entstandenen 
Misshelligkeiten,  in  Folge  deren  aller  Verkehr  mit  Rom  verboten 
wurde  (1709)  keinem  Zweifel  unterliegen.  Der  Inhalt  des  im  Jahr  • 
1717  zwisoben  dem  Nuntins  und  dem  spanischen  Minister  Alberoni  ab- 
geaohloswneil  Ooooordates  ist  jetst  noch  unbekannt.  Wahrsdieiiilidi 
war  ea  aber  dem  qpftter  am  26.  September  1737  abgeaobloflseMii 
eefar  Shnlich^). 

Dieses  Mitere,  i#isebeii  Olememt  XII.  und  Kdnig  Philipp  V. 
abgeschlossene  enlliielt  i»  Art.  I  die  Bestimraang:  »Seine  katiieKs^ 
Majestät  .....  werden  den  Befehl  ertheilen,  dass  den  aposto- 
lischen Bullen  und  den  Erlassen  in  Ehesachen  wie  früher  Vollzug  ge- 
geben werde  (que  so  de  como  antes  ejecucion  ä  las  bulas  apostölicas  y 
matrimoniales).  Daher  behaupteten  Manche,  dass  hierait  das  Placet 
ganz  abgeschafft  worden  sei.  Allein  der  Ausdruck  »wie  frühere 
scheint  ^efrpn  diese  Auslegung  zu  sprechen,  da  in  Spanien  das  Placet 
schon  lange  bestand,  und  kurz  vor  dem  Abschlösse  des  Corcordats,  am 
24.  October  1736  ein  kOnigl.  Beeret  erschieiieii  war,  nadh  welchem  im 
AUgememen  alle  p&psiUcheii  BnUen,  Breren  uid  Beacripte  dem  Staati- 
rathe  vwgAeg^  wei'den  tollten,  wevon  Mos  die  Erlasse  der  Ptaitenr 
üaria  ausgenommen  waren  Indessen  war  der  spaoiadie  Hof  mit 
dem  nnter  dem  26.  September  1737  abgeschloesenen  Ooneordate  nicht 
znirieden,  obwohl  der  päpstliche  Stuhl  alle  darin  übernommenen  Ver- 
bindlichkeiten genau  erfüllte. 

Es  würde  uns  hier  zu  weit  führen,  wenn  wir  auf  die  Grunde 
dieser  Unzufriedenheit  und  die  deslialb  gepflogenen  Unterhandlungen 
näher  eingehen  wollten,  da  hiedurch  die  Frage  des  Placets  nicht  be-  * 
rührt  wurde.  Es  genügt,  zu  bemerken,  dass  sich  hieran  ein  lang- 
jähriger Zwist  zwischen  Kom  und  Madrid  anreihte,  welcher  trots  der 
Bemühungen  des  Ftq^stes  Benedict  XIY.  nioht  blos  bis  zum  Tode 
Philipps  V.  (0.  JuH  1746),  sondern  aadi  wHsk  mrter  seinem-Naehfblger 
Ferdinuid  VI.  bis  mm  Jahre  1758  fiNrttMsteid  >). 

Endlich  wurde  unter  dem  11.  Januar  1758  ein  neues  Gonooidat; 
die  sogenannte  »Benedictinische  Convention,«  als  Ergänzung  des  vo- 
rigen vom  Jahr  1737,  von  den  beiderseitigen  Bevollmächtigten  zu 
Born  abgeschlossen,  welches  die  bis  dahin  streitigen  Punkte  entschied 


1)  Hergtmröfher  t.  a.  0.  10.  Bd.  n.  F.  4.  N.  S.  188.  ' 

2)  Hergenröther  t.  a.  0.  M.  10.  8.  tIS.- 198. 
S)  HergmrO^  «.  •«  0.  M.  11.  8. 18t  ff. 
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und  im  Wesentliclien  bis  auf  die  neueste  Zeit  in  Kraft,  blieb.  Da 
dasselbe  das  Placet  nicbt  ))erührte,  welches  von  König  Ferdinand  VI. 
bald  nach  seinem  Regierunf^^santritte  im  Jahre  1747  von  neuem  ein- 
geschärft worden  war,  so  behaupteten  spanische  Schriftsteller,  dass 
Benedict  XIV.  in  einem  geheimen  Zusatzartikel  der  Benedictiniächeu 
Convention  die  Ausubong  des  Placets  zugestanden  habe,  was  aber  von 
Andern  bestritten  wurde;  da  Ton  keiner  Seite  ein  Beweis  geliefert 
werden  konnte,  so  spricht  die  WahrscheinfichkeH  znnftclist  gegen  die 
•  Annahme  eines  solchen  geheimen  Artikels,  nicht  nur,  wdl  den  Gon- 
cordaten  von  Seite  Bom*8  keine  geheime  Artikel  zugefügt  zn  werden 
pflegen,  sondern  auch  hauptsächlich,  weil  sonst  das  Verfahren  Bene- 
dict's  XIV.  mit  den  zahlreichen  Protesten  seiner  Vorgänger  und  Nach- 
folger gegen  das  Placet  in  Widerspruch  stehen  würde. 

Doch  gewinnt  die  Mittelmeiuung  Hergenrötheir's^  dass  der  Papst 
eine  »einfache  Einsiclitnahmet  ohne  Beisetzung  eines  Zeichens  oder 
Decretes  bei  päpstlichen  Erlassen,  mit  Ausnahme  der  dogmatischen, 
der  Ablas9*  und  Jnbilftumsbullen,  sowie  der  Bescripte  der  Pöniten- 
tiaria  und  der  Schreiben  der  Congregationen  tolerirt  habe,  dadurch  an 
"Wahrscheinlichkeit,  dass  dieses  Zugeständniss  von  demselben  Papste 
an  Sardinien  im  Jahre  1742  gemacht  worden  ist  <). 

Gewiss  ist  aber,  dass  das  Placet  auch  in  der  folgenden  Zeit  in 
Spanien  in  Uebung  blieb,  was  auch  nicht  blos  durch  die  energischen 
Beschwerden  des  Papstes  Clemens  XIII.  ^),  sondern  auch  durch  eine 
das  Placet  von  neuem  einschärfende  Verordnung  während  des  Streites 
zwischen  Clemens  XIII.  und  dem  Könige  Karl  III.  von  Spanien  über 
die  Aufhebung  des  Jesuiten-Ordens  (1767-— 1769)  bestätigt  wipl. 
TJeberhaupt  njachte  nach  der  Verbannung  der  Jesoiten  ans  Spanien 
(2.  April  1767),  welche  trotz  des  energischen  Widerstandes  des  Papstes 
Clemens  ZIH.  von  der  der  Aufklärung  huldigenden  Umgebung  des 
Königs  mit  ebenso  viel  Arglist  veranlasst,  als  BMb  ausg^ROirt  wer- 


1)  Bergenröther  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  261.  ond  202. 

2)  In  einem  Schreiben  tn  den  Erzbiscbof  von  Sevilla  vom  15.  Januar  1763 
(bei  Roscovdny,  Monumenta  catliolica,  tom.  1.  p.  300.)  beisst  es:  ,,Quas  novis- 
sime  carrissimus  in  Christo  fiiiiis  nosier  Carolus  Hispaniarum  Rex  Catholicus  Prag- 
malicss  ediderif,  quibus  rationein  proponenrii  dt  lnrrps  in  publicum  Apnstolica 
mandata  msira  praesrribit,  profecio  non  ignoras.  Quantum  per  eas  non  modo  de 
apnstolira  nosira  anetoritate  detrahatur,  et  dignilate,  sed  etiam  quam  ad  Dlhilum 
Remiiiae  Cafhedrae  redigatnr  potealas:  Qoantum  Iddrco  in  dlseriHieB  apod  m 
veniat  Caihoifca  Belfgfo,  com  Sopraniim  -Romanl  PonlMcla  Magisterinm  alioriun 
sttbjfciatiur  Jadiefo,  et  Apoatoifcto  vodbos  vfa  obatniatur,  4|aa  idvoa  pmentamf, 
te  Jim  vMiaae  aibitramor. 
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den  warO«  ^  TJnterdrfickiuig  der  kirehKcfaen  FreUiMi  in  Spanien 

immer  weitere  Fortschritte;  hiennt  gingf  aber  anch  die  Zerrüttung 
der  staatlichen  Verhältnisse  Hand  in  Hand,  namentlich  sank  das  Reich 
durch  den  Einttuss  unwürdiger  (iiiiistlinge  des  Hofes welche,  fast 
mit  unumschränkter  Gewalt  heklcidet,  für  das  Verderben  von  Staat 
und  Kirche  gleichzeitig  arbeiteten,  immer  tiefer,  bis  es  endlich  den 
Erschütterungen  der  französischen  Eroberung  erUg.  Doch  dies  gebOrt 
bereits  der  folgenden  Periode  an. 

Ueber  das  bei  der  Ausübung  des  Placets  in  Spanien  angewendete 
Verfahren  wird  Folgendes  berichtet^: 

Jeder,  welcher  sich  durch  den  bevorstehenden  Vollzog  eines 
neuen  päpstlichen  Bescriptes  in  Spanien  für  beschwiart  eradiiek,  sowie 
der  königl.  Fiscal  ,  im  Olfentliehen  Interesse  kann  seine  Beschwerde 
geltend  raachen.  IMes  geschieht  durch  die  Stellung  einer  motirirten 
Klage  beim  Gerichte  des  Doraicils  des  Klagenden.  Die  Gründe,  worauf 
sich  eine  solche  Klage  stützen  kann,  sind  etwa  folgende:  öffentliches 
Aergerniss,  Verletzung  der  alten  Privilegien  der  spanischen  Monar- 
chie und  der  königl.  Rechte,  Neuerungen,  Schaden  für  einen  Dritten, 
unter  Umständen  das  Erschlichensein  der  päpstlichen  Erlasse  —  über- 
haupt die  Buhe  des  Staates  und  das  öffentliche  Wohl  ^). 

Hierauf  bringt  das  Gericht  die  Sache  an  den  kdnigL  Bath  (su- 
prdme  Consefl).  Derselbe  beanftragt  nüthlgen&lls  eines  oder  zwei 
'  seiner  Ifiiglieder,  die  Parteien  zn  yerhOren,  nnd  ftllt  hieraof,  nadi- 
.  dem  der  Fiscal  seinen  Vortrag  erstattet  hat,  das  ürthei),  wodurch 
entweder  die  Pnblication  und  der  Vollzug  des  päpstlichen  Erlasses 
gestattet  oder  untersagt  wird,  jedoch  geschieht  das  Letztere  unter 
nochmaliger  Benifung  an  den  Papst  (litteras  Apostolicas  retineudas, 
donec  summus  Poutifex  consulatur  et  melius  de  veritate  informetur: 
et  interim  omnem  executionem  illarum  suspendunt  et  interdicunt). 
Hiebei  soll  nach  zwei  Beschlüssen  des  königl.  Senates  vom  Jahr  1545 
und  1580  jene  Partei,  deren  Gesuch  um  Betention  einer  Bulle  als 
fri?ol  abgewiesen  wird,  zum  Kostenersatze  verurtheilt  werden,  weshalb 
schon  im  Beginne  des  Verfthrens  Gaition  geleistet  werden  nnss  >). 

Was  nun  die  Beurtheilnng  des  spaaisohen  Flaoefb  bebrüR,  so 
sucht  Sälgado  dieselbe  auf  mannigfhche  Wdse  su  lechtfertigea  oder 

1)  MergenrOiher^  a.  0.  Bd.  lt.  S.  S7I  ff. 

2)  So  MoniDO,  besonders,  ym  Jabr  1777—1788  ammsclinniit;  MeranT 
Ihunel  Oodoy  »der  Med^mfBnt**  (von  1702  in). 

S)  Feuret,  InM  de  l'Abas  S.  10. 

4)  Saigado  I.  f.  I.  p.  c.  9. 

5)  Salgado  I.  r.  I.  p.  c  18.  n.  8S.  84. 
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doch  zu  entschuldigen,  wobei  er  sich  namentlich  aui'  die  eigenthftm- 
lichen  Verhältnisse  Spaniens,  die  weite  Entfernung  von  Rom,  sowie 
a»eh  die  in  aadeni  Ltadem  bestehende  Praxis  beralt.  AUerdings 
darf  nidit  flbersehen  werden,  dass  daa  alte  spanische  Placet  In  Form 
der  leleBÜo  btiUanim  eine»  eigenen  Charakter  namentfieh  dadurch 
n  stell  trug,  daia  hiemit  eine  sogenannte  »supplicatio  ad  sanetlssi- 
mum,«  also  ehrerbietige  Vorstellnngen  an  den  Papst  yerbimden  wur- 
den, damit  er  vielleicht  selbst  seinen  Erlass  mit  Rücksicht  auf  die 
Verhältnisse  abändere  ^),  so  dass  die  retentio  bullarum  als  eine  appel- 
latio  a  male  iiiformato  ad  melius  informandum  unter  einstweiJigerm  Auf- 
schub der  Publicatiou  der  betreffenden  Bulle  erscliieu,  was  sich  immer 
noch  mit  der  Ehrfurcht  gegen  den  heiligeu  Stuhl  zu  vertragen  schien. 
Zugleieh  dürfte  aber  auch  hierin  gewissermassen  das  Gestäudniss  aus- 
gesprochen geftmden  werden,  dass  der  König  von  Spanien  eigentlich 
äcib  dooh  nicht  fttr  berecbtigt  hielt,  die  PnbBcation  und  Ezecution 
päpstttclMr  Brlaase  iQr  sich  selbst  ohne  Zustimmung  dor  Kirche  zu 
besduHnken  oder  anfimheben.  Dies  war  also  doch  ein  anderes  Pia-  . 
eetr  als  jenes,  welcfaes  der  modme  Staat  beansprucht,  welcher  ohne 
Bfleksieht  auf  die  Kirche  eigenmächtig  vorgeht.    Der  katholische 
Staat  in  Spanien  suchte  sich  immerhin  bei  der  retentio  bullarum  auf 
den  Boden  des  historischen  und  kirchlichen  Rechtes  zu  stellen,  d.  h.  er 
setzte  die  Geltung  der  päpstlichen  Erlasse  in  der  ganzen  Christenheit, 
sowie  in  Spanien  im  Allgemeinen  voraus,  und  berief  sich  zur  Begrün- 
dung des  Placets  auf  besondere  eigenthümliche  Verhältnisse  Spaniens, 
sowie  auf  die  von  den  Päpsten  verliehenen  Privilegien.  Nat&rlich  ging 
dieser  mildere  Charakter  des  Placets  immer  mehr  verloren,  je  weiter 
sieh  die  Zeii  vom  Mittäter  entfernte. 

In  »I^anlnreich«  wurde  das  Placet  in  dieser  Periode  nicht  nur  im 
gamen  Beicbe  angewendet^),  sondern  auch  ftt  eine  Hauptstfitze  der 
gallicanischen  Freiheiten  erklärt  (Liberi^  de  Teglise  galltcane  von 
P.  Pithon  art.  44.  u.  77.)  und  in  offlciellen  Erlassen  geradezu  als  ein 
französisches  Reichsgesetz  bezeichnet'*). 


1)  y$l  Säigado  1.  e.  p.  I.  r.  f,  n.  S.  o.  p.  f.  c.  1  n.  58.  rnid  dte  daselbsl 

2)  Bei  der  Verelnfguiif  von  Avii^on  und  der  6nMall  Tenaissin  mit 
Frankreich  wurde  es  von  den  kgl.  Commissfiren  auch  dort  ^DgelUhn  (ISSa). 

De  Champeaux:  Le  Droit  civil  Ecclesiasi.  Franc.  II.  p.  222 

3)  Z.  B.  in  einem  arröt  des  Staatsralhes  vom  14.  Dec.  1639  bei  Pet.  de 
Marca:  (L.  IV.c.  21.  tom.  II.  833.)  „De  Concordla  Sac.  e(  Imp.  que  le  t*arle* 
ment  de  Bourdeaux  contre  Tordre  de  lout  lemps  observ^  dans  le  Royaunie  a 
cydevant  reglair^  des  BreAi  de  n.  S.  P.  le  Pape  saus  Leures  patenles    U 
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Ue})erhaupt  bestand  hinsichtliofa  der  Becaption  der  päpstlichen 
BnlleQ  der  Grandsats:  »Qu'ile  aonfc  le^te  «t  eseowfc^  salfii  jurüns 
et  libertatilHis  Scd.  Gallicuiae,«  iraebftlb  bei  der  £rtheUiii|g  dee  Pla- 
ceto  (Tdrificatioii).  und  der  üintnigang  in  die  Acten  des  Parianmitee 
(HiUD^gistrenient)  stete  die  (^neel  hinzugef  ügt  wnida:  »lenfi  prejndioe  des 
droits,  immnnitez  et  prerogatives  de  r£glise  Qnllioane  et  de  In  Son- 
yeraiiiet^  du  Roy  sur  le  temporel  ^). 

Dasa  das  Placet,  so  lange  die  alte  Monarchie  bestand,  fort- 
während geübt  wurde,  zeigen  die  vielen  Beschlösse  (arrets)  der  Par- 
lamente, welche  die  Nothwendigkeit  desselben  einschärften,  z.  B.  die 
an-ets  des  Parlamentes  von  Paris  aus  den  Jahren  1^80,  1641^  I647f 
1703,  1710,  17X6,  1704  und  17682). 

Alles  dessen  angeachtet  begnügte  äch  der  Gallicenienroe  mit. 
dem  PlflM^t  nicht,  da«  Placet  wurde  ^  etme  Kenntniss  der  Snohe» 
nm  die  es  sick  lumdette,  ohne  6eh(^  der  Parteinn,  sebr  oft  nnmenfe* 
lieh  auf  einseitigen  Antrag  des  königL  Preenrenr  General  in  Besug 
auf  BuUen,  die  ihm.  gerade  in  die  Hände  fielen,  in  Anwendung  ge- 
bracht; es  trug  damals  allzusehr  den  Charakter  einer  ausserordent- 
lichen Gewaltmassregel  an  sich,  als  dass  es  seinen  Zweck  der  legalen 
Yollkommenen  Beseitigung  der  unbequemen  Bullen  hätte  erreichen 
können. 

Dies  hat  auch  FvureO)  gefühlt,  wenn  er  sagt:  »ce  remede 
estoit  bon  pour  reconoitre  les  entreprises,  mais  non  pas  pour  les  öter.« 
Daherkam  man  in  Frankreich  auf  eine  andere  Institution,  welche  we- 
gen ihrer  ümigen  Yerbindnng  mit  dem  Plaoet  auch  hier  nicht  ganz 
tibergangen  werden  kann:  nämlich  auf  den  appel  eonune  d'Abus,  wo- 
durch bei  angeblichem  Missbranche  der  geistlichen  Gewalt  das  Ein- 
schreiten der  könig}.  Behörden  in  Form  eines  Praesses  veranhisst 
wurde.  Schon  der  Ursprung  desselben  ftUt  eigentlidi  niit  dem  Pkeet 
zusammen;  denn  gerade  in  den  arrets,  welche  von  den  das  Placet 
ausübenden  königl.  Behörden  gegen  päpstliche  Ceusuren  erlassen  wor- 
den sind,  wurden  die  letzteren  als  »abusio«  bezeicnet^). 


Roy  estiQjt  eu  son  Ceimpil  a  ei  anmiU^,  casse  «i  epiuiNav  Ie4lt  Amst  de 
Pariement  de  Beatdceoz  — '  conne  domi  od  pNjiidice  de  ta  ftv  dai  Kmuwne.** 

1)  Feurtlt,  Tntti  CAImis  p.  70. 

2)  Champeam  I.  c  t  IL^  Vtl, 

8)  I.  c.  p.  II. 

4)  Schon  unter  der  Regierung  des  Nachfolgers  von  Ladwi^  XI.  unter 
Karl  VIU.  kommt  der  Ausdruck  „abus"  in  den  arröts  vor.  So  heisst  es  bereits  in 
einem  arröts  vom  Jahre  1496:  „tamquam  ab  abusu  aü  üictam  Curiam  oostram 
^ellaveraot/'  HichUr  1,  c  t,  Il,.p..  QQ.  .D«r  appel  coaiine  d'abu«  in  Vtrbfü* 
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Satea  wwdMi  fbr  }M»  Eiaiiehteiig«i«  ftr  naeet  mid  Appel, 
TOB  te  fruaOflisdieu  SteatMuftnnerD  und  Juriatea  dtesdlbea  Orfisde 
angeflÜiTi:  nimlieh  die  n  beföiehtende  Yerletiiing  der  Kronrechte, 

des  Laienpatronates,  der  alten  Privilegfieii  der  franBösischen  Kirche  und 

der  von  ihr  angenommenen  Decrete  der  alten  Coiicilieu  —  mit  Einem 
"Werte :  der  Schutz  der  sog.  gallicanischen  Freiheiten. 

Endlich  standen  beide  Institute  darum  in  der  innigsten  Ver- 
bindung, weil  der  Verletsnng  des  PUoets,  beziehungsweise  der  Nicht- 
eiBbotmig  desseiben  der  appel  comrae  d'alrae  aaf  dem  Fpaee  folgte. 
Ei  tiad  nhMdie  VlUe  tMiefeit,  wo  der  appel  oomme  d'abns  ge- 
mde  aw  dUaen  Qnnde  angeweadet  wurde.  Hteranf  bezieken  sich 
avdi  die  Air§ti  des  Farkunents  aa  Paris  ans  den  Jahren  1647,  1708, 
1716,  1764  n.  k,  Dass  aber  bei  der  hiufigen  Anwendung  des  Pla- 
cets  und  der  appels  oomme  d*sba8  die  Lage  der  Kirche  in  Frankreich 
drackende  sein  musste,  versteht  sich  eigenthch  von  selbst. 

Es  ist  auffallend,  dass  diese  Lage  gerade  seit  jener  Zeit  drückend 
wnrde,  wo  der  firanzösische  Klerus  durch  die  pragmatische  Sauction 
Ton  Boniges  (1488)  das  rdmische  Joch  abgeschüttelt  za  haben 
wfthnte. 

Der  König  Karl  VII.  hatte  nflmlieh  diese  Sanotion  nnter  den 

Schutz  der  Parlamente  gestellt ;  dies  war  die  erste  gesetzliche  G^rund- 
lage  der  Einmischung  des  Parlaments  in  die  kirchlichen  Angelegen- 
heiten, ^ovon  dasselbe  gleich  anfangs  einen  ausgedehnten  Gebrauch 
machte'). 

Aber  bald  fing  das  Parlament  an,^  die  seiner  Thätigkeit  durch 
die  pragmatische  Sanction  gesteckten  Qräizen  an  nberschreiten.  Und 
als  später  im  Jahr  1516  die  Pragmatik  an^gehoben  worden  war. 


inng  mit  der  absolutio  «d  cautelam  erscbein(  Qbrigens  so  rpcbt  eigentlich  als  ein 
firanzOsisches  Institut;  denn  ivlhrend  sich  das  Piacet  auch  in  Spanien,  Belgien, 
Deutschland,  Neapel  u.  s.  w.  findet,  blieb  die  Praxis  der  appels  coinme  d'abus 
aaf  Frankreich  und  einige  unmittelbar  anstossende  Länder,  wie  Savoyen  und  Ar* 
tois,  beschränkt;  daher  berichtet  Fr.  Zypaena:  Analytica  Jur.  Pontif.  enarratio, 
bei  Feuret  p.  29.:  Artbesia  (Artols)  Appellationes  ab  abusu  interpomunlur; 
IdQM  Ml  fiasilMlii  ieee|ilB8i  tm,  cai  «RMae  PmtiMla  saMWi** 

1)  nmid  hl  IMHiits  Lea  Wbmm  d«  fieaee  MMne  ten.  ILp.  ttSi 
Ito  ■naorer  Anrll  mm  lair  Iii»  flndel  aM  ebvednialiC  M  Van  Btpm  L  c 
p.  107.:  „ia  coor  . . .  etc.  etc.  flilt  im  «tpreasea  taMbtUMi  #t  tftfmses  i  tooB 
laiprlinears,  Mapcfaknds  Librtires  danlres,  d'imprhn^,  vendre  ou  debiter  aacones 
Bolles  ou  Brefs  de  Cour  de  Rome,  sans  Lettres  Patentes  du  Roi"  etc.  etc. 

2)  Friedberg,  Der  Missbraurh  der  gettUldien  Amtagawatt  ett  -ett  In  def 
Zdladir.  f.  Klrebeiir.  von  Dove  Iii  labry.' 
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machte  det  Kdnig  Frw  I.  das  Pirlameiil  zum  Wichter  des  zwiacfaen 
üun  und  dem  Pipete  Leo  X.  abgeeehloBseiien  0(meordaies  (1518). 

Diesee  Goocordat  geviattteie  dem  Staute  so  grossen  Sinfliiss  auf 
die  Kirehe,  dass  kievon  vielleidit  mcfat  mit  ünecht  gesagt  wordoi 
ist:  »la  rojant^  derenait  de  sazeraine,  omnipotente  ^).< 

Allein  das  Parlament  begnügte  sich  nicht  mit  den  ihm  ge- 
setzlich zustehenden  Befugnissen,  vielmehr  g^iff  es  von  da  an  inuner 
tiefer  in  die  kirchlichen  Angelegenheiten  ein.  Bald  erhielt  es  in  der 
letzteren  Beziehung  in  den  von  Fierre  Fithon  im  Jahr  1594  heraus- 
gegebenen »Libert^s  de  l'öglise  Gallicane«  eine  wiaaenschaftlich^ 
Qrimdlaget  welche  bekaimUich  wegen  des  bei  den  französischen  Staats- 
rnftnoern  erlangten  grossen  Ansehens  för  das  französische  Staatskir» 
chenrecht  massgebend  wurde*  Von  den  Debeigriffeii  des  Fariamentä 
geben  Skmgnif»  die  dnreh  die  Bescbwerdeii  des  Kkms  veranlassten 
zahlreichen  königL  Oidonaamen,  wekfae  dieselben  n  beseitigen  sneh^ 
ten.  Schon  König  Kail  YJL  sah  sieh  kurze  Zeit  nach  der  Erlassung 
seiner  Sanction  im  Jahr  14&3  veranlasst,  die  Thätigkeit  des  Paria* 
ments  in  dieser  Beziehung  zu  beschränken.  Die  Ordonnanz  von 
Villers-Cotterets  vom  Jahr  1539  ordnete  das  Verfahren  beim  appel 
comme  d'abus ,  und  hob  ausdrücklich  den  SuspeusiT-Effect  desselben 
in  kirchlichen  Disciplinarsachen  auf -^). 

Es  ist  leicht  einzusehen,  dass  dieser  Suspensiv-Eftect  die  kirch- 
liche pisciplin  selbst  illusorisch  machen  konnte.  Dass  aber  diese  Or- 
donnanz ihren  Zweck  nicht  erreichte,  das  beweist  die  Existenz  der 
nachfolgenden  Ordonnanzen,  welche  dasselbe  Ziel  anstrebten »).  Aach 
musste  das  Parlünent  daran  erinnert  werden,  dass  die  Entscheidung 
Aber  die  Ansspendung  der  heiligen  Sacramente  nur  der  Eu^he  ge- 
bflhre;  z.  B.  im  Edicte  EarFs  DL  von  1571  und  m  der  Ordonnanz  von 
Blois.  Einige  Ordonnanzen  setzten  schwere  Strafen  auf  die  frivole 
Einlegung  des  Appel*);  andere  hoben  hervor,  dass  der  Gegenstand, 
weshalb  appellirt  werde,  ein  notorischer  Missbrauch  der  geistlichen 
Gewalt  sein  mässe^). 


1)  Friedberg    a.  0. 

2)  Art.  9.  les  appell«lions  comme  d*abus  interjetees  par  les  iNPeHres  et 
aolres  personnes  eccIesiasUques ,  es  matteres  de  discipline  eC  eorrection  nu  aatres 
pures  personnelles,  et  nnn  d^peodantea  de  f^lM  n'iOMmt  aociiB  effei  suspensif 
(Jiei  Friedberg  a.  a.  0.  S.  87.). 

3)  Z.  B.  jene  vom  Jalir  1571,  das  bdict  von  Ülois  vom  Jabr  1579  und  das 
von  Meluu  voo  158&  •  •    •  •  •  -  - 

.    4)  Z.  B.  die  von  t^sa  xaA  \9»  MOS.  IMmiberf  s.  a.  Q^  fk  W.' 
5)  Z.  8»  die  OedartUenen  von  IW.aiuj  lOM.    .  / 
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Alles  vergebeni!  denn  die  Besehwerden  des  Eleros  nahmen  zu 

ebenso  an  Zahl,  wie  an  Energie.  So  drang  im  Jahr  1605  der  zu 
Paris  versammelte  Klerus  hei  dem  Könige  Heinrich  IV.  auf  eine  ge- 
nauere Bestimmung  der  einzelnen  Fälle  des  appel  ^). 

Aehnliche  Beschwerden  finden  sich  aus  den  Jahren  1610,  1614, 
1625,  1G35,  1665  u.  a. 

Diese  Beschwerden  (remonstrances)  schildern  oft  die  parlamen- 
tarische Missregierong  mit  lebhaften  Farben;  z.  B.  jene  vom  Jahre 
1610:  >si  nous  voulons  aiyourdhnj  eorriger  qnelque  Prestre  Titienx 
ei  de  maoraise  vie,  ai  nons  entreprenens  k  nos  visites  de  reformer 
qnelqne  abns  et  desordre  en  m  Monastere;  anssi  tost  on  nons  arreste 
avec  one  appeUation  conmie  d*abii8^.« 

So  auch  die  »Articles,«  welche  die  Versanmilnng  des  Siems  zu 
Paris  im  Jahr  1625  dem  ktaigL  Bathe  imd  dem  General-Frociirator 
des  Parlaments  übergeben  Hess :  da  heisst  es  in  art.  VIT. : 

»Que  Sa  Majeste  fera  tres-expresses  deftenses  ä  ses  Juges  de 
contraindre  les  Ecclesiastiqiies  par  saysie  de  lenr  temporel  on  antre- 
ment,  de  degrader  les  Ecclesiastiques,  de  dünner  des  Provisions  ou 
Visa  des  Benefices,  d'absoudre,  de  faire  des  niariages,  de  publier  des 
bans,  faire  des  enterrements ,  et  faire  publications  de  quelque  chose 
que  ce  pnisse  estre  dans  la  Chaire  de  verit^.«  Also  in  allen  diesen 
Dingen,  die  zum  Wirkungskreise  des  geistlichen  Amtes  gehdren,  re- 
gierte das  Parlament  mit. 

Auch  beklagte  man  sich  nicht  bks  fiber  einzelne  Fftlle  der  miss- 
br&nchlichen  Anwendung  des  appel;  so  heisst  es  z.  B.  in  der  R6mon- 
strance  des  versammelten  Klerus  zu  Pontoise  vom  Jahr  1065:  »Les 
appellations  eomme  d*abas  apportent  bien  encore  nn  plns  grand 
desordre  et  uiie  plus  grande  confusion.  C'est  une  nouvelle  chicane 
inconnue  en  France-  avant  les  deriüers  siecles,  et  doiit  le  venin  n'a 
point  infecte  les  autres  natious  chretiennes.«  Wenn  so  der  Klenis 
diese  Appellationen  als  eine  »neue  Chicane«  bezeichnete,  welche  vor 
einigen  Jahrhunderten  noch  unbekannt  in  Frankreich  gewesen  sei,  so 
hatte  er  doch  nicht  hlos  einzelne  Fälle  ini  Auge,  sondern  verurtheilte 
eben  das  ganze  Institut!  Weiter  nuten  heisst  es  in  derselben  »r^- 
monstra&ce:€  »ilya  bien  de  la  difference  entre  le  recours  des  siyets 
k  lenrs  princes  et  les  appellations  comme  d'abns.  Les  Empereurs  et 
les  Bois  recevoient  les  plaintes  de  ceux  qui  sonffiroient  qnelqve  oppres- 


1)  Freilich  vergebens,  indem  blns  die  früliert^n  Ik'Slimiiiungen  wiedi-rlioU 
wurden.   Riehe?-  a.  a.  0.  toni.  II.  p.  12ü. 

2)  Friedbery  a.  a.  0.  S.  91.  92. 

Miv  te  «titiMini.  ivn.  13 
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sion,  ils  faisoient  quelque-tois  revoir  leurs  proces,  mais  par  les  eveques, 
et  non  par  des  laiques.« 

Hiemit  gestand  der  Klerus  selbst  ein,  dass  der  dem  Gallicauis- 
mus  von  den  Königen  gewährte  Vorschub  denjenigen  zur  Strafe  wurde, 
dma  Bollwei-k  gegen  Kom  er  sein  sollte. 

Auch  die  Literatur  gibt  uns  zahlreiche  Belege  über  den  Zustand 
der  Knechtschaft,  in  welchen  die  französische  Kirche  in  Folge  des 
Qallicanismns  Terannken  war.  Man  yeigleiche  die  Aensserongen  von 
Flmy^),  Fmdan^  nnd  Bassuä^. 

Allein  alle  ^ese  Klagen  verhallten  ohne  eine  Aenderang  im 
Veihfiltnisse  des  Staates  zur  Kirche  zu  bewirken.  Die  Sclarerei  der 
Kirche  dauerte  so  lange  als  das  alte  Begime,  bis  endlich  die  Bevo- 
lution  Thron  und  Altar  umstürzte. 

In  Belgien  kam  das  Placet  in  diesem  Zeiträume  sehr  bald  zur 
Blüthe. 

An  Veranlassungen  zur  Ausbildung  desselben  fehlte  es  nicht. 
Hiezu  gehören  zunächst  die  Beschlüsse  des  Concils  zu  Trient. 

Obwohl  König  Philipp  II.  von  Spanien,  der  damalige  Beherrscher 
Belgiens  bereits  im  Jahr  1564  befohlen  hatte,  dass  diese  Beschlüsse 
verkündigt  and  voUzogen  werden  sollten,  zOgerte  doch  die  Herzogin 
Margaretha  von  Parma,  welche  damals  spanische  Statthalterin  in 
Belgien  war,  die  Pnblication  sofort  zn  bewerkstelligen;  indem  sie  ün« 
mhen  befürchtete,  wollte  sie  zunächst  die  Stimmnng  des  Landes 
erforschen  nnd  Hess  nch  hierüber  von  geistlichen  und  weltlichen  Be- 
hörden berichten.  Sie  scheint  bedenkliche  Nachrichten  erhalten  zu 
haben,  denn  als  sie  auf  den  wiederholten  Befehl  des  Königs  endlich 
*  unterm  17.  Juli  1565  den  Bischöfen  die  Publication  der  Tridentiner 
Beschlösse  auftrug,  fügte  sie  in  dem  betreffenden  Schreiben  die  Clau- 
sel  hinzu:  »dass  hiemit  weder  an  den  königlichen  Rechten,  noch  an 
den  Privilegien  der  ünterthanen  etwas  geändert  werde  *).« 

Dieselbe  Clausel  findet  sich  in  dem  Kescripte^  welches  gleichfalls 
wegen  des  Vollzugs  der  Tridentiner  Beschlüsse  an  die  königL  Bäthe 
nnd  Magistrate  der  Stftdte  unterm  2L  Juli  1565  erging. 

1)  Opusrules,  de  M.  S.  Abb4  Fleury,  tom.  IV.  p.  300. 

2)  Fentloii  Histoire:  tom.  III.  pieres  justiücatives  du  1.  VH.  p.  182. 

3)  Oraison  funebre  du  chancelier  Le  Telller.   Friedbery  a.  a.  0. 

4)  „Hentern  Re^is  esse,  ne  propter  promuigationem  banc  licet  ininttate  et 
sine  restrictiODe  Aictam,  quidquam  Immotetur  aat  fnovetor  drca  Regalia  Jora» 
Privilegia  soae  Mi(|e8tat)s,  aat  saonmi  Vasalioram,  Statuumqne  sDorom  et  Snb- 
Jectorum,  et  speciatim  circa  JorisdicilODeni  Laicalem,  Jos  Patronatus  Lalds  iodiil* 
tum,  seu  Jus  Nomlnalionam  cogniiionem  Causarum  mateiiae  Possessoriae  Bene- 
aciorom'*  etc.  etc.  Von  JSspen:  De  promulgatione  legimi  eccL  p.IU.  e.111. 
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Auch  der  nach  dem  Ende  des  Concfls  yon  Trient  zu  Bom  pnbli- 
drte  Index  der  verbotenen  Bficher  vnrde  in  den  Niederlanden  nor 
»modificirt«  bekannt  gemacht  und  in  Vollzug  gesetzt.  Dort  war  näm- 
lich za  Antwerpen  ein  Gensnr^Colleginm  niedergesetzt  worden,  welches 
im  Jahre  1570  einen  Index  expurgatorius  vollendete,  welcher 
von  König  Philipp  II.  bestätigt  wurde.  Dieser  Index  wich  aber  von 
dem  zu  Rom  publicirten  sog.  Index  Tridentiuus  in  mehreren  Punkten 
ab.  Unter  Andern  war  auch  die  Leetüre  der  Werke  des  C.  Molinaeus, 
welche  durcli  den  Index  Tridentinus  schlechthin  verboten  waren,  in 
dem  Index  expurgat.  theilweise  erlaubt.  Obwohl  deshalb  unterm 
21.  August  1602  durch  eine  Bulle  des  Papstes  Clemens  YIII.  die 
Werke  des  Molinacus  wiederholt  verboten  wurden,  so  wurde  doch  die- 
ses Verbot  in  Belgien  nicht  befolgt,  weil  daselbst  auch  diese  Bulle 
nicht  pnblidrt  worden  ist 

Unterdessen  war  eine  Verordnung  Philippus  II.  erschienen,  welche 
für  die  Geschichte  des  Placets  von  Wichtigkeit  ist,  weil  sie  allgemeine, 
principielle  Bestimmungen  enthalt. 

Sie  soll  daher  hier  vollstäudig  ihre  Stelle  tiiulen.  Sie  ist  unter 
dem  Namen  »Pragmatica  Sanctio  Philippi  II.«  bekannt  und  wird  aus 
dem  Jalire  1574  datirt: 

»Philippus  Dei  Gratia  Rex  Hispaiiiae.    Desiderantes  quod  ne- 
gotia  Ecclesiastica  manuteueantur  et  regulentur  secundura  antiquas 
Constitutioues,  Canoues  et  Concilia  sanctae  Ecelesiae  ad  honorem  Dei 
et  saltttem  animarum  per  Consilium  et  deliberationem  praecipuorum 
nostrorum  €k>nsiliariorum,  Supremomm  et  Provincialium  ordinavimus,  * 
statuimus  et  declaravimus  in  forma  Edicti  perpetui  sicnt  ordinamus 
....  ut  nullae  Bullae  Frovisiones  sive  alias  ezpeditiones,  aut  impe- 
trationes  Bomanae  vel  Legatorum  aut  Nuntiorum  ApostoUcorum,  vel 
revocationes  ullius  Gratiae,  Lidulti,  Frivilegii,  tam  Generalis  tarn 
Particnlaris,  aut  ulla  Sententia,  aut  Executoriales  redditae  vel  de- 
cretae  extra  Nostram  Provinciam  tendentes,  directe  vel  indirecte  in 
praejudicium  hujus  Reipublicae  vel  cujusdam  tertii  particularis  possint 
admitti,  sortiri  elfectum  in  judicio  vel  extra,  vel  executioni  mandari  in 
bis  Nostris  Patriis,  nisi  prius  dictae  Litterae,  Bullae,  sententiae,  vel 
aliae  impetrationes  faerint  inspectae,  visitatae,  et  examinatae  per  nos 
in  Nostro  Consilio  Privato,  vel  Nostro  Consilio  Brabantiae,  et  impe- 
trantes  obtinuerint  nostras  Litteras  Patentes  Placiti  ad  hoc  pertinen- 
tes,  sub  poena  perdendi  effectum  dictarum  Bnllarum  et  Frovisionum, 
et  exilii  ex  hac  Patria  ac  eoneetionis  ad  exemplum  aliorum.« 

Während  also  vorher  nur  für  gewisse  päpstUche  Erlasse,  für 
MOndeverl^ungeQ ,  sowie  fBr  die  Verfügungen  der  geisUiohan  Ge* 
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richte  die  Genehmigung  der  weltlichen  Obrigkeit  gefordert  worden 
war,  wnrde  dnrch  diesen  Erlass  Alles,  was  von  Born  kam  oder  von 
den  päpsttichen  Legaten  oder  Nnntien  den  Gläubigen  bekannt  gemacht 
werden  sollte,  dem  Placet  unterworfen.   Natürlich  waren  auch  die 

dogmatischen  Entscheidungen  darin  inbegriffen  und  wenn  das  J'lacet 
nicht  eingeholt  wnrde,  sollten  die  päpstlichen  Bullen  keine  Wirksam- 
keit haben  und  die  Schuldigen  die  Strafe  der  Verbannung  treften.  Ob- 
wohl die  Authenticität  und  gehörige  Publication  dieser  Sauction  von 
Zypaeus  bezweifelt  worden  ist*),  so  dürfte  doch  aus  dem  Umstände, 
dass  sie  den  königl.  Käthen  zugesendet  und  in  den  Archiven  der 
Gerichtshöfe  aufbewahrt  wurde,  wenigstens  auf  die  Aecbtheit  zu 
schliessen  sein. 

Uebrigens  war  auch  die  Praxis  der  nachfolgenden  Zeit,  wie  wir 
bald  sehen  werden,  damit  im  Einklänge,  so  dass  diese  Urkunde,  wenn 
ihre  Authenticität  auch  angezweifelt  wfirde,  dennoch  als  Ausdruck  der 
Praxis,  wie  sie  zu  jener  Zeit  geübt  wurde,  betrachtet  werden  darf. 
Die  Beweise  hiezu  liefert  namentlich  der  bekannte  Jansenistische 
Streit.  Im  Jalire  1G40  er.sehien  zu  Löwen  das  unter  dem  Namen 
»Augustinus«  bekannte  Buch  des  Cornelius  Junsoiius,  ßiseliofs  von 
Ypern,  welcher  damals  schon  gestorben  war.  Da  dasselbe  die  Lehre 
»de  Divinis  Auxiliis«  vorzugsweise  behandelte,  ohne  dass  der  Ver- 
fasser um  die  hiezu  nothwendige  besondere  Erlaubniss  von  Korn  nach- 
gesucht hatte,  so  wurde,  wie  vorauszusehen  war,  bereits  im  folgenden 
Jahre  durch  ein  Decret  der  Congregation  S.  Officii  das  Lesen  dieses 
Buches  untersagt^).  Als  der  päpstliche  Internuntius  zu  Brüssel,  nach- 
dem er  dieses  Decret  erhalten,  anfing,  Abschriften  hievon  zu  ver- 
breiten, verbot  der  Bath  von  Brabant  auf  Antrag  des  General-Procu- 
rators  einstweilen  die  Publication  dieses  Decretes,  bis  sich  der  Künig 
von  dem  durch  das  Buch  des  Jansenius  erregten  Aergornisse  Über- 
zeugt habe. 

Unterdessen  halte  aber  der  Internuntius  auch  der  Universität 
zu  Löwen  das  Decret  mitgeibeilt,  indem  er  sie  zum  (jieliorsam  gegen 
den  heiligen  Stuhl  auflurderte.  Die  Universität  beschloss  darauf,  dass 
hievon  zunächst  sowohl  der  Erzbisdiof  von  Mechelu  als  auch  das 
Oonseil  priväe  und  der  Bath  von  Brabaiit  in  Kenntniss  gesetzt  werden 
solle.  Dies  veranlasste  einerseits  den  General -Procurator  zu  einer 
neuen  Anklagescbriit,  in  Foige  deren  der  Bath  von  Brabant  Alles, 
was  der  Internuntius  unternommen  hatte,  for  nichtig  erklärte,  an- 


1)  Van  Mspen  1.  c.  p.  V.  c  III.  IL 
2>  Vm  E^pm  L  c;  pu  IT.  c  IlL  §.  1. 
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dererseits  aber  auch  den  Fapat  Urban  7111.  zu  einem  besonderen  Brere 
an  die  UniTersität  za  Löwen,  worin  er  das  Yerfiiliren  derselben  tadelte. 
Hierauf  besQhloss  die  ünirersitftt:  »dass  das  Beeret  der  Indexoongre- 
gation  durch  jene  zn  pnbliciren  sei,  welche  es  angehe,c  (esse  pnblif 
candnm  per  eos,  ad  qaos  spectat),  und  weil  dies  zweifelhaft  war,  zog 
sich  die  Pnblication  hinaus  i). 

Unterdessen  hatte  aber  der  General-Procurator,  welcher  dieses 
erfuhr,  eine  neue  Beschweidcsehrift  verfasst,  welche  der  Rath  von 
Hrabant  der  Universität  zur  Beantwortung  binnen  acht  Tagen  mit- 
tbeiltc;  inzwischen  sollte  jede  Pnblication  päpstlicher  Bullen  unter- 
bleiben. Und  so  kam  es  überhaupt  niemals  zu  einer  Publication  des 
fraglichen  Decretes  durch  die  Universität.  Hiemit  war  ein  Stillstand 
in  der  Angelegenheit  des  genannten  Decretes  herbeigeführt  worden," 
welchem  jedoch  bald  von  Kom  aus  ein  £nde  gemacht  werden  sollte. 
Denn  schon  im  Jahre  1643  erliess  der  Papst  Urban  ym.  die  berühmte 
Bulle  »In  eminenti,«  worin  er  unter  Bestätigung  des  Decretes  der  In- 
dez-Gongregation  au&  Neue  verbot,  das  Buch  des  Ja/naenMiS  zu  lesen. 
Als  der  Bischof  von  Namur  diese  Bulle  vom  Internuntius  erhalten 
hatte  und  alsbald  dieselbe  in  seiner  Diöcese  zu  verbreiten  anfing,  ver- 
anlasste dies  die  Gegner  der  kirchlichen  Freiheit  zu  neuen  Anstren- 
gungen: der  königl.  Ratli  von  Xamur  schritt  gegen  diese  Publication 
ein,  der  Kath  von  Brabant  verbot  dieselbe  ebenfalls,  der  Statthalter 
von  Belgien  selbst,  Franz  de  Melle,  befahl  der  Universität  zu  Löwen, 
über  die  in  dem  Buche  des  Jansenius  enthaltenen  Lehren  keine 
Erörtenmg  zu  gestatten  (ut  similes  controversiae ,  discursus  et  lec- 
-tiones  ibidem  cessent)  bis  zur  endlichen  Entscheidung  des  Papstes 
und  des  KOnigs,  indem  er  besonders  hervorhob,  dass  dieses  Stillschwei- 
gen so  lange  dauern  solle,  bis  der  König  darüber  entschieden  habe, 
wie  die  päpstliche  Bulle  in  Vollzug  zu  setzen  sei^. 

Hiemit  wahrte  der  Statthalter  das  Placet,  indem  er  gleichsam 
zur  Rechtfertigung  desselben  vorgab,  dass  die  endliche  Entscheidung 
des  Papstes  noch  nicht  erfolgt  sei. 

Endlich  veiktindete  der  König  von  Spanien  im  Jahre  1646  dem 
Statthalter  von  Belgien  seinen  Willen:  dass  diese  Bulle  angenommen 
und  publicirt  werden  solle.  Als  der  damalige  Statthalter,  Erzherzog 
Leopold,  den  Rath  von  Brabant  von  dem  königlichen  Willen  in  Kemit- 
niss  setzte,  betheuerte  der  Bath  seinen  Gehorsam;  jedoch  wollte  er 

1)  Van  Espen  1.  r.  p.  26. 

2)  „Donec  Sancliss.  Pater  Pontifex  somat  resolutionem  finalem,  et  Rex 
nobis  niandet,  quomodo  illaiu  debeamus  execaliooi  mandare."  Van  Espen 
1.  c  p.  64. 
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die  Bulle,  um  »lius  Placot  aufieclit  zu  erhalten,  nur  mit  eiuer  hierauf 
bezüglichen  Clausel  publiciren  ^). 

In  diesem  Sinne  sprach  sich  auch  der  Kauzler  des  Rathes  von 
Brabant  in  einer  besonderen  Eingabe  an  den  Erzherzog  Leopold  aus. 
Sogar  der  Erzbischof  von  Mocheln,  der  Bischof  von  Gent  und  einige 
Aebte  hatten  gegen  die  sofortige  Publication  der  Bulle  In  eminenti 
Bedenken,  welche  der  Erzbisehof  sowohl  in  Born  als  auch  in  Madrid 
behn  Einige  geltend  zu  machen  wnsste.  Zugleich  bewog  man  den 
Statthalter,  die  Pnblication  bis  zum  Eintreffen  der  Antwort  des  Kö- 
nigs zn  versehieben.  Allein  der  »katholische  EOnigc  blieb  fest  wie 
der  Fels  in  Bom:  im  Jahr  1650  kam  die  Antwort  von  Madrid,  dass 
die  Bulle  ohne  Aufschub  zu  publiciren  sei.  Dies  geschah  nun  endlich 
am  25.  März  1651  durch  den  Rath  von  Brabant  und  am  1.  April 
1651  durch  den  Erzbischof  und  die  Bischöfe  Belgiens.  Jedoch  auch 
jetzt  hatte  die  Sache  ihr  Ende  nicht  erreicht.  Obwohl  bei  der  Publi- 
catioü  die  Hechte  der  belgischen  Provinzen  ausdrücklich  gewahrt 
wurden  und  in  dem  darauf  bezüglichen  Erlasse  des  Statthalters  an  den 
Rath  und  an  den  Erzbischof  hinsichtlich  des  in  der  Bulle  enthaltenen 
Satzes,  dass  die  zn  Rom  geschehene  Pnblication  genüge,  nm  die  Gläu- 
bigen zn  verpflichten,  ansdrficklich  auf  die  Nothwendigkeit  des  Flacets 
in  Belgien  hingewiesen  war^,  sahen  sich  doch  die  Staaten  (Stände) 
von  Brabant,  voll  Besorgniss,  dass  durch  die  Bulle  In  eminenti  ihre 
alten  Freiheiten  verletzt  worden  seien,  zu  einer  Bittschrift  an  den 
Erzherzog-Statthalter  veranlasst,  worin  sie  drei  Bestimmungen  hervor- 
hoben, welche  sie  als  den  alten  Privilegien  des  Landes  zuwiderlaufend 
bezeichneten,  nämlich: 

1)  Die  Androhung  von  körperlichen  Strafen  gegen  diejenigen, 
welche  der  Bulle  nicht  gehorchten. 

2)  Der  Ausspruch  der  Excommunication  (latae  sententiae),  von 
welcher  nur  der  Papst  absolviren  könne,  gegen  dieselben. 

3)  Ber  in  der  Bulle  ausgesprochene  Grundsatz,  dass  die  in  Bom* 
durch  Anheften  an  den  herkömmlidien  Orten  (En  ade  Campi  Florae) 


1)  Van  Espen  1.  c.  p.  65.:  „quod  ad  non  inferendnm  praejadicium  juri 
sibi  compelenti  in  hac  Patria  Dacatu  Brabantiae,  placitandi  orania  Decreta,  et 
Ballas  venientia  Roma  antequarij  eorundem  flat  publicatio,  necessarium  judicamus 
adjungere  periodo,  quae  facU  menii^?"^™  observaniiae  Bullae  l  uutiüciae,  elc.  id 
Mmilto  anis  pimciis,  baec  verba  sequeniu'*'  qaantam  tangit  mittilaiB  et  doc- 
trfiiam  in  didto  Ubrb  et  Tractaabus  contentaii;"  ^ 

2)  Von  Efpm  I.  c.  p.  69.  nostre  intention  .  •  ^  tftdmettte  cd  ee  K- 
gttd  aoenne  noovaot«  en  pr^judiee  des  Privileges  Llbeir*'^  ®*  Coutumez  de  ce 
Pijs  ete,  .      .    "51  •»  * 
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ToUzogene  Publication  der  Bolle  genfige,  am  die  Giftabigen  in  der 
gao^en  Welt  za  Terpfliehten. 

Ihre  Bitte  ging  dahin,  dass  der  Statthalter  eine  besondere  »Er- 
klftrnngc  (Acte  declaratoire)  darfiber  geben  wolle,  dass  der  König 
durch  die  Yerkfindiguug  der  fraglichen  Balle  den  alten  Freiheiten  und 
hergebrachten  Rechten  von  Brabant  nicht  zu  nahe  treten  wolle, 
(aiicunement  prejudicer)  und  dass  eine  zu  Rom  publicirte  Bulle  in  Bra- 
bant  erst  dann  eine  Geltung  erlange,  wenn  sie  daselbst  das  Placet  er- 
halten habe  ^). 

Hievon  hatte  der  erste  Punkt  schon  deshalb  keine  Bedeutung, 
weil  bereits  bei  der  Publication  in  Belgien  die  von  der  Bulle  angedroh- 
ten körperlichen  Strafen  theils  in  Geldstrafe,  tbeils  in  die  Strafe  der 
Verbannung  umgewandelt  worden  waren^,  sodann  kam  es  doch  dem 
Papste  eher  zu  als  den  Staaten  von  Brabant  die  kirchlichen  Strafen 
(Ezcommunication)  für  die  vom  Ghiuben  Abgefallenen  zu  bestimmen. 
Endlich  galt  die  Fablication  in  acie  Gampi  Florae  Jahrhunderte  lang 
fttr  genügend,  um  die  Gläubigen  zu  verpflichten,  bis  von  den  Galli-  . 
canern,  besonders  von  de  Marca  und  ran  Espen  jene  neue  Theorie 
aufgebracht  wurde,  worna(^h  die  Publication  der  päpstlichen  Consti- 
tutionen in  den  einzelnen  Diöcesen  zur  Begründung  der  Verpflichtung 
nothwendig  sei^).  Uebrigens  hatte  diese  Petition  keine, weitere  Folge, 
als  dass  der  Statthalter  die  Stände  auf  seinen  früheren  Erlass  an 
den  Bath  von  Brabant  bezfiglich  der  Publication  der  fraglichen  Bulle 
vwfwies. 

Dagegen  erkannte  der  Intemnntins  in  der  obenerwähnten  Ciaa- 
sel im  Erlasse  des  Statthalters,  wodoieh  die  Nothwendigkeit  des 
Phicets  betont  worde,  eine  Beemtrftchtigung  der  Bolle,  welche  die 
Publication  zu  Rom  für  genügend  erklftrte;  und  legte  seine  Beschwerde 

in  einer  gedruckten  Protestation  nieder.  Hierauf  erklärte  der  Statt- 
halter, aufs  Höchste  aufgebracht,  in  einem  Rundschreiben  an  alle 
königl.  Käthe  v.  23.  Juni  1651  diese  Protestation  für  null  und  nichtig, 
wobei  er  auf  die  Entdeckung  des  Druckers  derselben  einen  Preis  von 
Tausend  Gulden  setzte^).  Unter  diesen  Umständen  hatte  auch  ein 
in  dieser  Sache  erlassenes  besonderes  Breve  des  Papstes  Innocenz  X. 
an  den  Statthalter    keinen  andern  Erfolg,  als  dass  die  königl.  Bäthe 


tyVan  Espen  I.  c.  p.  68* 
2)  Van  Espen  1.  c.  p.  27. 
8)  Phillips  Kirctienrecht  Bd.  Y.  8.  59. 

4)  Van  Espen  I.  c.  p.  28. 

5)  Ruscüvdny:  Monum.  ratliol.  I.  p.  203.   Declarat  enim  Constitutionum 
Apostol.  eiUiffl  iQ  materia  dogmatum  et  fldei,  qualis  est  ....  pubUcttionem  ki 
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noch  einmal  zur  ErstaUuQg  von  Gutachien  veranlasst  wurden.  Sonst 
blieb  Alles  beim  Alten;  und  hieniit  war  dieser  Streit  ixt  Ende. 

Jedoch  sollte  die  Zeit  der  Rohe  nicht  lange  danem. 

Als  im  Jahr  1657  durch  ein  Decret  der  Index-Gongregation  die 
berüchtigten  »Lettres  Provinciales«  nebet  mehreren  andern  Schriften 
auf  den  Index  gesetzt  worden  waren  nnd  dieses  Decret  auch  in  Bel<(ien 
publicirt  werden  sollte,  sah  sich  der  päpstliche  Hof  veranlasst,  dem 
König  Pliilipp  IV".  von  Spanien,  dem  Beherrscher  Belgieus,  über  die 
damalige  Praxis  des  Placets  Vorstellungen  zu  machen. 

Denn  das  Placet  wurde ,  wie  wir  wissen ,  auch  in  Bezug  auf 
dogmatische  Eutscheidungoii  und  insbesondere  auf  Bücherverbote  ge- 
handhabt. Der  König  Philipp  IV.  gab  den  ernsteu  Yorstellangen  des 
apostolischen  Nuntius  zu  Madrid  Gehör.  Denn  nachdem  er  sich  von 
seinem  Statthalter  in  den  Niederlanden  hatte  Bericht  erstatten  lassen, 
'  gab  er  demselben  Befehl,  die  Pablication  des  obengenannten  Decretes 
der  Index- Congregation  zu  gestatten,  indem  er  bemerkte,  dass  das 
Placet  nur  bei  Pfründeverleihungen  und  Prozessen  erfordert  werde  <)• 
Allein  in  der  That  wurde  das  Placet  doch  beibehalten.  > 

Der  Statthalter  der  spanischen  Niederlande,  Don  Louis  de  Rena- 
vides  verkündigte  den  Willen  des  Königs  durch  einen  Erlass  au  die 
königl.  Käthe  in  den  Provinzen  vom  10.  September  1050"'^).  Darin 
heisst  es:  »quod  iiiteiitio  8uae  Majestät.,  sicut  expressc  nobis  scripsit, 
non  !^it  praetendere,  ut  pro  publicatioue  Bullaruni  Dogmaticarum  a 
Sua  iSanctitate  debeaut  obtincri  Litterae  Placiti,  sicut  practicatur  et 
Semper  fuit  usitatum  ratioue  BuILarum,  quae  non  sunt  hujus  qualita- 
tis,  et  ideo  cum  satis  appareat  quod  dicta  BuUa  die  6.  Septembr. 
1657  Sit  plane  Dogmatica,  vobis  mandamus  et  ordinamus  nomine  Suae 
Majestatis,  ut  nnllam  moveatis  aut  aflferatis  dif&cnltatem  contra  pnbU- 
cationem  dictae  Bullae,  nec  aliarum  quae  tales  esse  vel  viderentur 
vel  recognoscerentur.« 


coDsoetis  Romae  locis  fadam  extotenifum  In  felis  provinelis  bomiiittm  coDsdeiitias 
Don  ügare,  iiisi  denoo  in  iis  pabUeentar  ei  potestatis  teniporalls  plaeiio  inuniantur, 
ad  M  etiam  privilegUs,  llbertatlbos  et  consaetndinibus  aliegalis;  quod  quidem 
audiri  sine  borrore  animl  non  polest. 

1)  Van  Espen  1.  r.  p.  81.:  Omnibus  beni»  consideratis,  cum  etiam  nia- 
teria  de  qua  airitur  sit  pure  DoKmaiica,  Flaritis  non  requisitis  nisi  in  niateria  Be- 
neflclaria  et  liiij^^osa  inier  partes,  volui  voliis  has  miftere,  ut  non  transgrediainur 
stylum  et  illud  quod  antea  fleri  soluit  in  aliis  occasionibus  siniilis  materiae,  ut 
permittalis  dicti  Edicti  eodem  modo,  quo  ex  meo  mandato  sunt  pubüratae  aliae 
Bullae  S.  Sanctltatis  drca  libros  JaoaenU  ete.  de. 

X)  Van  Espen  t  e.  p.  81. 
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Danm  erhellt,  dass  der  Statthalter  die  Ausfibnng  des  Placets 
jedenfiiUs  weiter  ausdehnte,  -  als  es  dem  in  dem  oben  angefahrten 
Schreiben  ausgesprochenen  Willen  seines  Königs  gemäss  war:  denn 
dort  sagte  der  Ediiig  ausdrücklich,  dass  das  Placet  nur  bei  Pfrönde- 
verleihuiigoii  und  bei  Prozessen  erfordert  werde  (Fladtis  non  reqnisitis 
nisi  in  roateria  Bcneficiaria  et  litigiosa  inter  partes) ;  der  Statthalter 
dagegen  forderte  das  Placet  ganz  allgemein  mit  Ausnahme  der  rein 
dogmatischen  Entscheidungen.  Dass  diese  Bestimmung  von  den 
Worten  und  wohl  auch  von  dem  Willen  seines  Königs  bedeutend  ab- 
wich, ist  klar.  Denn  die  wichtigen  Verordnungen  in  Betreff  der 
kirchlichen  Disciplin  wurden  von  dem  Statthalter  alle  dem  Placet  un- 
terworfen, während  dies  nach  den  Worten  des  Königs  nicht  sein 
sollte.  Auch  rousste  das  Placet  dem  Erlasse  des  Statthalters  zufolge 
immer  noch  dafür  erbeten  werden,  dass  dem  Volke  ein  Ablass  yerkfin- 
digt  werden  durfte.  Ueberhaupt  machte  der  Statthalter  das  zur  Bo- 
gel, was  sein  Monarch  nur  als  Ausnahme  gewdlt  hatte.  Aber  auch 
in  einer  andern  Beziehung  fiberschritt  er  den  Befehl  seines  Königs. 
Indem  er  nänilich  den  kdnigl.  Bäthen  die  Weisung  gab,  der  päpst- 
lichen Bulle  vom  6.  September  1657  fernerhin  kein  Hindemiss  mehr  in 
den  Weg  zu  legen,  und  auch  in  Zukunft  die  rein  dogmatischen  Bul- 
len un]>e]ielligt  zu  lassen,  fugte  er  hei,  insofern  »sie  als  solche  er- 
scliioiieii  oder  anerkannt  wrdeii«  (quae  tales  esse  vel  viderentur  vel 
recogno^^ceieiitur).  Dadurch  sprach  also  der  Statthalter  aus,  dass  auch 
die  dogmatischen  Bullen  stets  einer  Prüfung  unterworfen  werden 
müssten,  ob  sie  nämlich  rein  dogmatischen  Inhalts  seien  oder  nicht. 
Wollte  sie  dann  die  pnlfende  Behörde  nicht  zulassen,  so  brauchte  sie 
nur  zu  erklären,  dass  die  Bulle  nicht  rein  dogmatischen  Inhalts  sei. 
Hiemit  waren  solche  Bullen  trotz  der  im  Schreiben  des  EOnigs  aus- 
drficklich  gewährten  Freigebung  dem  Placet  unterworfen  und  konnten 
beliebig  unterdrückt  werden.  Sollte  die  den  dogmatischen  Bullen  ge- 
währte Freiheit  eine  Bealität  haben,  so  musste  man  den  kirchlichen 
Behörden  das  Recht  einräumen,  dieselben  ohne  irgend  welche  vorhe- 
rige Prüfung  der  Staatsgewalt  sofort  zu  publiciren.  Der  König  hatte 
eine  solche  Prüfung,  wie  sie  der  Statthalter  anordnete,  nicht  befohlen 
—  was  war  es  Anderes  als  das  Placet,  welches  der  König  aufgehoben 
und  der  Statthalter  in  demselben  Erlasse,  worin  er  den  königl.  Willen 
kundgab,  mit  andern  Worten  wieder  eingeführt  hatte?  Auch  übte 
man  die  alte  Praxis  fortwährend  aus.  Da  nämlich  das  oben  ange- 
führte Rescript  des  Statthalters,  worin  die  Freigebung  der  dogmati- 
schen Bullen  verkündigt  werden  sollte,  durch  den  Staatsrath  an  die 
kdnigl*  Bäthe  in  den  Proifinzen  expedirt  worden  war,  hatte  der  Yor- 
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sitzende  des  .Stautsrathes  sein  »Vidit«  beigesetzt.  Dies  konnte  dabin 
gedeutet  werden,  dass  das  obengenannte  üecret  der  Index-Congrega- 
tion  auf  den  Befehl  des  Statthalters  bereits  im  Staatsrathe  geprüft 
und  gebilligt  worden  sei.  Daher  sah  sich  der  apostolische  Nmitios 
ZQ  Madrid  yenmlaBBt,  beim  Könige  von  Spanien  neuerdings  sowohl 
über  die  im  letzten  Resoriptß  des  Statthalters  zugefügte  Cüansel:  »cum 
visae  atqoe  intelleotae  fnerint  esse  tales,€  als  auch  liber  jenes  dem 
Bescripte  beigesetzte  Vidit  Klage  zu  erheben. 

Der  König  scheint  auch  dieses  Mal  die  Klagen  des  Nuntius  für 
gegründet  eraclitet  zu  haben.  Denn  er  sendete  die  von  dem  Nuntius 
eingereichte  Beschwerdeschrift  an  seinen  Statthalter  in  Belgien.  Doch 
hier  blieb  die  Verordnung  vom  10.  September  1659  unverändert  beste- 
hen. Als  der  Erzbischof  von  Mecheln,  welcher  von  dem  Willen  des 
Königs  Kunde  erhalten  hatte,  das  oben  genannte  Decret  der  Index* 
Congregation  vom  6.  September  1657  publicirte,  ohne  das  diese 
Fublication  ausdrucklich  genehmigende  königl.  Schreiben  zu  erwähnen, 
sandte  der  Bath  von  Brabant  einen  Secretftr  zu  ihm,  um  Anfklftrung 
zu  verlaugen  und  Hess  sodann  dem  Erzbischofe  sagen,  dass  nach  dem 
Beschlüsse  des  Bathes  Niemand  in  der  Erzdiöcese  dogmatische  Bullen 
puUidren  dürfe,  bevor  sie  von  dem  Bathe  geprüft  und  als  solche 
anerkannt  worden  seien 

üeber  die  belgische  Praxis  geben  uns  auch  folgende  Fälle  Auf- 
schluss : 

Im  Jahre  1G82  kamen  die  Lehrsätze  eines  gewissen  Huygens, 
Doetors  der  Theologie  .zu  Löwen ,  und  eines  gewissen  Feter  de  Vos 
auf  den  Index. 

Nachdem  der  apostolische  Internuntius  dem  Erzbischofe  von 
Mecheln  die  Decrete  der  Index-Congregation  übersendet  hatte,  Hess 
der  künigl  Bath  (conseil  priv4e)  alsbald  den  Erzbischof  darauf  auf- 
merksam machen,  dass  ihm  dogmatische  pftpstliche  Entscheidungen 
vor  der  Fublication  zur  Einsichtnahme  vorzulegen  seien  (ut  ab  eodem 
inspiciantnr  ac  pro  talibus  agnoscantur).  Nun  unterliess  zwar  der 
Erzbischof  vorläufig  die  Fublication  der  Index-Decrete ;  der  aposto- 
lische Internuntius  aber  überreichte  dem  Statthalter  einen  Protest, 
worin  er  das  dem  Willen  des  Königs  nicht  entsprechende  Verfahren 
des  Conseil  privee  scharf  tadelte.  Hierauf  erlaubte  das  Conseil  privee 
endlich  die  Fublication  der  beiden  Decrete  (im  December  1685). 


1)  vQne  la  re Solution  da  Censell  portött,  qoe  unUes  Bnlles,  qaeVon  voadroit 
pnblier  come  Dofmaiiqaes,  ne  se  pourrotcnt  pablter  soob  son  distriet  saus  qo'^lles 
7  inroieiit     wies  el  recomwcs  telles.'^ 
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Am  17.  Februar  1601  waren  wieder  <liuch  ein  Decret  der  Index- 
Oongregation  mehrere  Bücher  verpönt  worden.  Der  Erzbischof ,  wel- 
cher von  dem  Intemontias  dieses  Decret  mit  dem  Bemerken,  dass  die 
kdnigl.  Behörde  Ton  ihm  hieven  in  Eenntniss  gesetzt  sei,  mitgetheilt 
erhielt,  liess  dasselbe  an  den  Thflren  der  Kirchen  8t  Gadnla  und  St. 
Michael  zu  Brüssel  anschlagen.  Da  erhob  der  General-Frocurator  des 
Bathes  von  Brabant  Beschvrerde,  weil  dieses  Decret  vor  der  Fnbli* 
cation  nicht  dem  Rathe  von  Brabant  vorgelegt  worden  wäre  *). 

Nachdem  hierauf  der  Erzbischof  durch  seinen  Secretär  Male  über 
den  bisherigen  Verlauf  der  Sache  hatte  Aufklärung  geben  lassen, 
wurde  übrigens  von  dnm  ßathe  von  Brabant  nicht  weiter  einge- 
schritten. 

Indessen  müssen  wir  auf  den  im  Jahr  1682  von  dem  Internuntius 
beim  Statthalter  erhobenen  Protest  zurückkommen,  weil  derselbe  für 
die  Geschichte  des  Placets  nicht  unwichtig  ist.  Er  findet  sich  voll- 
ständig abgedruckt  bei  Boscovdny kann  aber  hier  wegen  Mangels 
an  Baum  nur  im  Auszöge  mitgetheilt  werden.  Er  ist  wkhHg  in 
zweifacher  Beziehung:  einmal  desshalb,  weil  darin  anerkannt  wird, 
dass  in  Belgien  ebenso  wie  in  andern  Beichen  die  Üebung  des  Placets 
in  Bezug  auf  Pfründeverleihungen  und  Prozessveriugungen  der  geist- 
lichen Gerichte  bestehe :  »consequenter  pro  certo  etiam  habendum  est, 
quod  in  casu  nostro  Episcopi  publicaturi  sint  absque  praevia  placita- 
tione  pro  dogniaticis  eas  tantum  BuUas,  quae  revera  tales  erunt,  et 
Beueficiales  aut  litigiosas  materias  non  concernent«  und  weiter  unten : 
»Praxi  harum  Proviuciarum  conformis  prorsus  est  usus  llegnorum 
Hispaniae,  Neapolis  et  Ducatus  Mediolanensis,  in  quibus  juxta  asserta 
duorum  Nunciorum  S.  Sanctit.  dispositiones  Pontificiae,  si  dogmaticae 
sunt,  spectentque  res  mere  spirituales,  nulli  placitationis  oneri  obnoxiae 
sunt,  eaeque  duntazat  pladtantur,  quae  de  Beneficüs  aut  litibus  per- 
tractant;«  sodann  ist  dieser  Protest  besonders  wichtig,  weil  darin  der 
Intemontins  dnrch  Hinweisung  auf  die  neuesten  Yorfälle  beweist)  dass 
die  Praxis,  welche  die  Vorlage  der  dogmatischen  Bullen  zur  Qeneh- 
migung' dnrch  den  Bath  fordere,  durchaus  nicht  durch  Herkommen 
oder  Gewohnheits-Becht  festgestellt  sei : 

»Concilium  Brabantinum  annuUavit  cassavitque  publicationem 
indepedenter  ab  assensu  liegio  factam  ab  III.  Archiep.  Mechlinieiisi 

1)  Van  Espen  I.  c.  p.  86.  „Verum  cum  bujusmodi  affixio  et  puülicatio 
Indobie  flicta  non  ftoerlft,  nlsi  praeennte  Deereto '  tut  Haudato  soae  SanetitaUs, 
qaod  nnllateiHis  exeeaiiooi  mandari  potalt,  absqoe  praevia  penniaslone  et  Placito 
hqlas  Curiae,  quod  praedicto  Archieptscopo  non  fU!t  eonceasanu*- 

2)  Monomenta  cathoUca,  tom.  L  p.  205  ff. 
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fiallae  qua  S.  Sanet.  attento  Jabilaeo  Anm  1675  permisit  Beligiosis 
Apostatia  reditnm  ad  propria  Monasteria  ....  iDternnntins  raolesta- 
yit  recursnin  contra  hanc  cassationeiii  apud  D.  Dacem  de  Villahermosa, 
qiii  re  eiaminata  injnnxit  litteris,  denno  publicandaro  esse  dictam 
Bnllanit  et  Rex  praememorata  Epistola  jnssit  nihil  innovari  ea  in  re 
contra  decreta  Regis  siii  parentis  gloriosae  memoriae.  .  . .  Tdem  Con- 
cilium  23.  Octob.  1681  comraimicavit  III.  Archipis.  Meclil.  libelhim 
Fiscalis,  qui  petebat  annullari  ob  defet  tum  plaeitatioiiis  promulgatio- 
iieni  ciijusdam  Decreti  Apostolici,  quo  proscribebatur  liber  iiiscriptus 
.  .  .  aed  cum  dictus  Praesul  respoiidisset  permoduni  advei-ifiitiae,  ac 
exhibiüsset  epistolas  Regia»,  fuit  negotium  silentio  praetcritum  rejec- 
taque  instantia  Fiscaliä.  Idem  questus  quoque  fuit  die  3.  Augusti 
1682  quod  III.  Archiepiscopus  Mechliniens.,  nulla  prins  babita  com- 
mnnicatione  cnra  Ministris  Begüs ,  cura^et  imprimis  et  Begnlaribns 
snae  Dioecesis  communicari  BaUam  S.  Sanct.  statnentem  modum  et 
regnlam  qnoad  snpplicationes  et  expoeitionem  Venerabilis;  veramtamen 
habito  ab  Internnntio  recnrsa  ad  D.  Marchion.  de  Grana  in  irritum 
cecidenmt  querelae  Fiscalis  Concilii  Brabanläni.c 

So  bewies  der  Tnternnntius  durch  mehrere  Fälle  ans  der  neuesten 
Zeit,  wo  für  dogmatische  Erlasse  des  Papstes  von  der  obersten  Re- 
gierungsbehörde in  Belgien  das  Placet  nicht  «gefordert  wurde,  dass  der 
Grundsatz,  dass  auch  die  dogmatisclien  Bullcu  dem  Phicet  unterlägen, 
wenigstens  uicbt  fest  stand.  Wie  derselbe  im  Widerspruche  gegen 
den  ausdrücklichen  Willen  des  Königs  Philipp  IV.  in  die  belgische 
Praxis  übergegangen  ist,  haben  wir  oben  gezeigt;  daraus  muss  man 
schliessen,  dass  die  Ausdehnung  des  Placets  auf  dogmatische  Erlasse 
des  heiligen  Stuhles  wirklich  etwas  Neues  war,  was  erst  allmählig  und 
zwar  gegen  den  Willen  der  ausserhalb  des  Landes  residirenden  Monar- 
chen durch  den  Binfluss  herrschsüchtiger  Statthalter  und  Bftthe  in 
die  administrati7e  Praxis  der  spanischen  Niederlande  eingeführt  wor- 
den ist. 

In  BeiUschlanä  sehen  wir  in  den  beiden  folgenden  Jahrhunderten 

das  Placet  bereits  durch  einige  kaiserliche  Edicte  angewendet.  Schon 
Kaiser  Rudolph  II.  soll  im  Jahr  1586  eine  hierauf  bezügliche  Ver- 
ordnung erlassen  haben,  um  den  apostolischen  Legaten  an  der  Ver- 
kündigung der  Bulle  Coenae  Domini  in  Böhmen  zu  hindern  0-  Die- 
selbe Veranlassung  soll  ein  im  Jahr  1641  von  Kaiser  Ferdinand  III. 
erlassene'?  Ediot  gehabt  haben ^*). 

1)  Yan  Eapen:  De  promnlgatione  leg.  ecc.  p.  II.  e.  1. 1.  II. 

2)  Jir.  V.  Sehenkl:  InslitnUoiMs  Jar.  ecdeslisl.  tom.  l  478.  Brendd; 
Klicbenredit  1.  S. 
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Der  Wortlaut  desselben,  welcher  hier  folgt,  ist  abrigeus  gaiix 
allgemem;  er  findet  sich  im  Codex  Aastriaeus,  I.  p.  236.,  d.  d.  21.  No- 
vember  1641 : 

»Yen  der  Röm.  Kayserl.  auch  zu  Hangarn  vnd  Böheim  EönigL 
Majestät  Ertz  Hertzogen  in  Oesterrdch  Ünsers  allei  gnädigsten  Herrn 
wegen  Ihrer  FArstl.  Gnaden  Herrn  Philipp  Friderich  Bischoffen  zn 

Wienn  hierait  in  Gnaden  anzuzeigen;  demnach  Ihme  nach  viid  nach 
von  Rom  aus,  es  se^'e  gleich  durch  den  Herrn  Nuntium  oder  in  ander 
Weeg  Pähj^itliche  Bullae  zugeschickt  und  selbige  zupuhliciren  auftgetra-  " 
gen  werden  möcliten  vnd  nun  aber  dabey  gemeiniglich  Ihrer  Kaiserl. 
Majest.  als  Herrn  vnd  Lands-Fürsten  Interesse,  wie  auch  des  gemei- 
nen Manns  Nutz  vnd  Wohlfahrt  darfür  deroselben  zusorgen  in  allewe^ 
obliget  unterlauffen  thut :  und  dahero  di  Nothdurflft  erfordert  massen 
es  auch  vor  diesem  also  observiret  worden ,  dass  dergleichen  ohne 
Ihrer  Kayserl.  Majestät  aUergnädigstes  Vorwissen  Tnd  WiUen  nicht 
forgenommen  werde.  Als  begehren  dieselbe  hiemit  gnädigist  er  Herr 
Bischoif  wolt  in  allen  begebenden  Fällen  derley  Pnblicationen  was  ge- 
stalten anch  dieselbe  zngeschehen  gesacht  werden  mochten  nit  fSr- 
gehen  lassen;  er  habe  dann  znTor  Ihr  Kayserl.  Majestät  davon  ge- 
nügsame vnd  vmbständige  Anzeig  gethan  und  dero  weiteren  aller- 
gnädigsten  Willen  darüber  vernommen.« 

Auch  hat  derselbe  Kaiser,  als  der  Papst  Innocenz  X.  nach  Ab- 
schluss  des  westpliälischen  Friedens  unterm  26.  November  1(548  in 
der  Bulle:  »Zelo  Domus  Dei«  gegen  diesen  Flieden  protestirt 
hatte,  die  Publication  dieser  Bulle  verboten  und  den  Buchhändler, 
welcher  sie  in  Wien  druckte,  mit  Geldbasse  and  Geföngniss  bestrafen 
lassen '). 

£ine  andere  Verordnung,  welche  Ton  der  Uebong  des  Placets  in 
Oestetreich  Zeugniss  gibt,  trägt  den  Names  des  Kaisers  Leopold  I.  d. 
d.  3.  Februar  1681  codex  Austriac.  L  398.: 

»Der  N.  De.  Kegierung  anzuzeigen:  aass  denen  eingelangten 
Berichten  seye  Ihro  Kayserl.  Majest.  rorgetragen  worden,  was  massen 
der  Herr  Offieialis  dess  Fürstl.  Wiennerischen  Bissthumbs  eine  Ihro 
Ka}.<erl.  Majest.  seitliero  von  denen  Herrn  geheimb-  und  deputirten 
Herrn  Kätben  coniniunicirte  Päpstliche  Bullam  ohne  beschehene  verge- 
hende Anmeldung  atfigircn  und  Sie  Regierung  daraufi"  wegen  solcher 
unterlassenen  alten  Observantz  selbige  herabnehmen  lassen,  welches 
dann  Ihro  Kayserl.  Ü^Iajest  in  Ansehung  dess  von  undenklichen  Jahren 
gebräuchligen  Herkommens  nicht  unbiUichen  k<tamen;  Nachdem  aber 


i)  PMUips,  Kfrdiennflit  N.  m.  1.  &  47t  und  77. 
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Thro  Kayserl,  Majest.  gedachte  Hnllain  erselieii  und  deren  Inhalt  auflf 
eine  Materiain  pure  Ecciesiasticam  gerichtet  zu  seyn  befunden,  worin- 
nen  sonsten  Ihro  Kayserl  Majest.  gleich  dero  iu  GoLt  ruhenden  Herrn 
Vorfahren  einiger  Geistlichen  Obrigkeit  (wann  nur  die  varige  Forma- 
litäten observirt  worden)  die  geringste  Uindeituig  nicht,  sondern  viel- 
mehr alle  erspriessliche  Beförderung  zu  thun  geneigt  seyn;  als  hat 
Begierung  auff  Ihro  Eayserl.  Majest.  unterm  31.  Januar  jüngsthin  er- 
gangehen Befehl  zu  Erhaltung  guten  Glimpflb  ohbemeldten  Wienne- 
rischen Herrn  Officialen  ein  Decretum  ex  officio  folgenden  Inhalts  zu- 
gefertigt.c  Kaiser  Joseph  I.  verbot  im  Jahre  1706  im  Hinblicke  auf 
ältere  Verordnungen  den  Vollzug  der  vom  Erzbischofe  von  Prag  er- 
la«t>enou  Excommunicationssentenz ;  sogar  die  Kaiserin  Maria  The- 
resia (1740  —  80)  hielt  auflallenderweise  am  Placet  fest.  Dies  be- 
weist eine  Verordnung  vom  18.  März  174G  (in  den  Suppl.  cod.  Aust. 
V.  Th.  S.  217.),  welche,  nachdem  sie  gerügt  hat,  dass  in  der  Wiener 
und  Passau'schen  Diöcese  ein  bischöflicher  Hirtenbrief  ohne  vorher- 
gegangene landesherrliche  Genehmigung  gedruckt  wurde  (mit  Bezug 
auf  eine  päpstliche  Bulle  vom  22.  August  1741  und  eine  Encyclica 
vom  10.  Juni  1745)  die  Einholung  derselben  einschärft 

Auch  durfte  nach  andern  Anordnungen  der  Kaiserin  vom  Jahr 

1768  keine  Excommunication  wider  einen  österreichischen  Untertha- 
nen  uluie  vorhergehendes  landesherrliches  Placet  verhängt  werden^*). 

Mit  dem  ßegierungsantritte  Kaiser  Joseph's  II.  beginnt  für  das 
Verhältniss  zwischen  Staat  und  Kirche  in  Oesterreich  eine  neue  Zeit. 
Durchdrungen  von  den  Grundsätzen  des  Justinus  Febronius  wollte  er 


1)  Riegger:  Corp.  jur.  eccles.  Bohem.  S.  172—74.  „allermassen  Weylanil 
Dnser  Hocligeelirte  Herr  Vater  Glorwördigst  Andenkens,  als  ebner  Gestalt  der 
vorhergegangne  Erzbischof,  wie  auch  der  Bischof  zu  Leulnieriz  mit  dergleichen 
Censuris  in  Unserm  Erb-K&nigreich  Böheim,  via  facti  proKretliren  wollen,  derley 
vorgesinnte  Censaren  mit  Renionslrirung  derer  Uns.  glorw.  Erzhaus  v.  Oesireich 
coropedrenden  Privilegiis,  ExempUonis  und  Immoniiiten  per  severissima  Rescripta 
nachlrOckUcb  untersaget  und  abgesteUet  baben,  also  auch  in  praesenU  casu  Uns. 
allprgnAd.  B<*fobi  ist,  dass  es  ein  glelebinSssige  Bewandnnss  baben  u.  s.  w/' 

2)  ,,Dass  den  Herrn  Ordinartis  in  gedachten  slmmtlidiai  Erblanden  pipst- 
liehe  Bullas,  von  was  Natur  sie  immer  seyn  mOgen,  oder  auch  andere,  den  Sta- 
mm Publicum  beröhrende  geistliche  Verordnungen  zu  publiciren  nicht  gestattet 
werde,  wenn  nicht  dieselbe  ehevor  dem  allergtiädigsten  Landesfürsten  überreicht 
worden  und  dartiber  die  allh.  Begnehniigung  erfolget  ist,"  und  am  .Schlüsse  wird 
beigefügt,  dass  die  Regierung  den  sämmtlichen  Buchdruckern  In  Wien  befehlen 
soll,  ,,dass  sie  ...  ohae  erhaltene  allerb.  Erlaubniss  keine  Geistliche  in  das  Publi- 
itum  einen  Einfluss  babende  geneinsame  Verordnangen ...  druclien  sollen.** 

8)  Jfftio.  R.  Hofr.  Guttcbten  III.  8.  188  ond  186. 
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dieselben  in  seinem  Reiclie  verwirklichen.  Er  verrückte  daher  den 
Standpunkt  der  österreichischen  Regienintj^,  welche  noch  unter  seiner 
Mutter  Maria  Theresia  auf  kirchlichoni  Tioden  stand,  auf  einen  wesent- 
lich antikatholischen Daher  ist  durch  ihn  die  Stellung  Oesterreichs 
zur  Kirche  eine  principiell  andere  geworden;  dazu  gesellte  sich  das 
Streben,  in  der  Kirche  selbst  als  Reformator  aufzutreten.  Er  erkannte 
in  der  Censnr  ein  wirksames  Mittel,  um  seine  Absichten  dorcbza- 
fohren.  Daher  stand  auch  die  Praxis  des  Placets  unter  ihm  in  ToUer 
Blüthe.  Gleich  im  Anfemge  seiner  Regierung,  aus  den  Jahren  1781 
und  1782  finden  sich  nicht  weniger  als  16  Verordnungen  aber  die  Er- 
theilung  oder  Nicht-Ertheilung  des  Placets!  Die  meisten  derselben 
sind  unter  dem  Namen  »Hofdecrete«  bekannt^).  Nach  Massgabe  der 
Verordnung  vom  12.  September  17G7  (noch  unter  Maria  Theresia), 
nach  dem  Patent  vom  20.  März  1781  und  7.  November  1794  mussten 
alle  päpstlichen  Anordnungen  —  sie  mochten  in  Form  der  Bullen, 
Breven,  Decrete,  Constitutionen  oder  was  immer  für  einer  Gestalt  ab- 
gefasst  sein,  sie  mochten  was  immer  fiir  Gegenstände  oder  Personen 
betreffen,  vor  ihrer  Kundmachung  die  landesfurstliche  Genehmigung 
erhalten.  Sie  mussten  za  diesem  Zwecke  der  Landesstelle  überreicht 
werden,  welche  sie  der  Eammerprocuratur  zur  Aeusserung  darüber 
zustellte,  ob  etwas  darin  enthalten  sei,  was  den  Staatsschatz  beein- 
trächtigen könne  oder  den  Provinzialrechten  oder  den  landesfurst- 
lichen  Verordnungen  widerspreche.  Diese  Aeusserung  wurde  mit  dem 
Gutachten  der  Landesstelle  der  Hofcanzl^  zugeschickt,  und  die  höchste 
Entscheidung  durch  die  Landesstelle  den  Ordinariaten,  Ordensoberen 
u.  s,  w.  mitgetheilt. 

Die  an  die  neu  ernannten  oder  gewählten  Bischöfe  und  Erz- 
bischöfe  gericliteten  Litterae  Apostolicae  (Hofdecret  v.  1.  Sept.  1781), 
die  Formulare  der  Facultäten  der  Ordinarien  (Hofdecret  v.  26.  August 
1782)  waren  dem  Placet  unterworfen:  ohne  »allerhöchste  Yerwilli- 
gung«  war  weder  ein  Gesuch  um  Verleihung  einer  geistlichen  Digni- 
tät  in  Kom  einzubringen  erlaubt,  noch  durften  sich  die  Bischöfe  ohne 
TOrläufigen  landesfürstlichen  Oonsens  einen  General-Vicar  wShlen  ^). 


1)  Dies  wird  aacb  von  protestantischen  Schrirtstellern  anerkannt;  z.  B. 
Qieseler  K.-6.  4.  Bd.  S.  83.  (Kaiser  iJosepb)  eignete  sich  über  die  Klrcbe  auch 
Regentenredite  zu,  an  welche  bis  dahin  noch  kein  Begent  gedacht  hatte.** 

2)  Handbuch  aller  unter  der  Regierung  des  Kaisen  Joseph  II*  lUr  die  k.  k* 
Erhlftnd.  ergang.  Verordn.  o.  Gesetze.  2.  Bd.  &  244—255.  —  Yergl.  Qhar  das 
Ganze:  von  Barih  —.Oesterreichs  gelstl.  Angelegenheiten  S.  85.  Handhncli 

Bd.  Ii.  S.  244. 

8)  Hofdecret  vom  28.  Alai  1782. 
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Auch  dufte  kein  Bischof  ohne  landeeförsüliche  Erlaubniss  pftpet- 
liche  Indnlte  auf  neue  Feste  und  Andachten  erwirken 

Ueber  alle  AblaBs-Terleihungen  mussie  das  Flaeet  nachgesucht 
werden,  sogar  Aber  jene,  weUshe  PriTatpersonen  erhielten')! 

Nur  jene  Urkunden,,  welche  Ton  der  römischen  Poenitentiarie 
einliefen,  wo  Gefahr  vom  Verzuge  oder  eine  Beschämung  der  !Perso- 
nen  zu  besorgen  war,  waren  vom  Placet  befreit  ^). 

Die  VidimiruiijL^  der  päpstlichen  Bullen,  Breven  etc.  war  den 
>Notariis  publicis,  den  Kegistratoribus  und  Expeditoribus  bei  landes- 
färstlichen  Stelleu,  deu  Kreissecretaireu  und  Sindiken  in  den  k.  Kreis- 
städten« gestattet^). 

Ebenso  waren  die  Hirtenbriefe  der  Bischöfe  dem  Placet  un- 
terworfen*). 

.  üebrigens  stand  das  »Placetc  unter  Joseph  IL  ganz  im  Ein- 
klänge mit  der  durch  ihn  angeordneten  Gensur,  welche  sich  bis  in*8 
Kleinliche  z.  B.  auf  Kalender  und  Einladungszettel  erstreckte  und  im 
AUgemdnen  streng  gehandhabt  wurde,  während  sie  jene  Schriften, 
welche  den  kaiserlichen  Ansichten  über  »Religion«  huldigten,  unbe- 
helligt liess,  so  dass  man  die  von  Joseph  gewährte  Pressfreiheit  pas- 
send mit  einer  Dampfmaschine  verglich,  »welche  gewaltige  Kraft 
nach  einer  bestimmten  Kichtuiig  hin  frei  wirken  lässt,  aber  nach  allen 
übrigen  Seiten  machtvoll  beschränkt  ist,  durch  eherne  Wände  ^).« 

Dass  ausserhalb  Oesterreich,  im  übrigen  Deutschland  seit  der 
Beformation  das  Placet  angewendet  worden  sei,  wiid  zwar  versichert, 
z.  B.  von  WamJcönig'^),  allein  an  geschichtlichen  Zeugnissen  for 
diese  Behauptung  in  Gesetzen,  Verordnungen  etc.  scheint  es  in 
Deutechland  mehr  zu  m^^g^l"  als  in  Spanien,  Frankreich  und  Bel- 
gien. Eine  Erklftmng  dieser  Erscheinung  durfte  aber  in  Folgendem 
zu  finden  sein:  ein  deuteches  Beichsgesetz ,  wodurch  das  Placet  im 
Beiche  eingeführt  worden  wftre,  findet  sich  bekanntlich  nicht  vor^. 

1)  Hofilecret  vom  SO.  September  1783. 

2)  Rofdecret  voin  7.  Mal  1782  und  Verordn.  in  Böbmen  x,  28.  Aug.  1782. 
8)  Hofdecret  vom  28.  Juli  1782. 

4)  Hofdecret  vom  2.  Aoffost  1782. 

5)  V.  Barth  I.  c.  S.  38. 

6)  Warnkönig,  die  slaatsrt  chtlidie  Stellung  der  kath.  Kirche  etcS.  180, 

7)  Die  siaatsrechllirhe  Stellung  der  katliol.  Kirche.   S.  105. 

8)  Mauclie  Herlitslebrer,  wie  Gönner  (Dtscli.  St.-R.  §.  41  ö.)  erblickten 
zwar  in  Art.  XIV.  der  ksl.  WabIcapUulalion  eine  positive  Grundlage,  wornach  der 
Kaiser  zur  Ausübung  des  Plaeirls  tm  Rekbe  beftifci  sei  Aber  mit  Vnrecbl;  denn 
In  diesem  Art.  Ist  von  einer  solcben  BefligniSs  gar  nicht  die  Rede,  sondern  nnr 
Im  Allgemeinen:  ^vmi  den  Bewiiwcrdeo  gogcn  den  ifimimteB  Hof/      1.  2.) 
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Gldcliwolil  wurde  das  jus  plaoeti,  nftehdem  die  protestuitiadie  Wis- 
sensebaft  die  Theorie  der  jnra  drea  sacra  der  Landeahemi  ausgebil- 
det hattet),  Yon  der  Boctrin  sowohl  dem  Kaiser  als  den  einzelnen 

Landesberrn  zu^^eschrieben  und  von  diesen  weniger  als  historisches 
Recht,  denn  als  eine  sich  aus  dem  Begriffe  des  Staatsoberhanptes  und 
der  Landeshoheit  ergebende  Consequenz  betrachtet  ,  welche  ^^^eltend 
zu  machen  dieselben  nach  Art  der  französischen  Muster  etwaigenl'alls 
nicht  angestanden  iiätten. 

Indessen  kann  es  nicht  befremden,  wenn  in  den  protest.  Territo- 
rien des  denischen  Reichs  von  dem  Placet  nicht  die  Bede  ist,  weil  dort 
eine  Pnblieation  von  p&pstlichen  Bollen  oder  bischöflicben  AnordHnngen 
ohne  Oenehmignng  des  Landeaherm  wohl  gar  nicht  Tersacht  wurde,  in- 
dem aüeoder  doch  ein  grosser  Theil  der  ünterthanen  der  protestanti- 
schen Confsssion  angehörte.  Doch  wnrde  dasselbe  in  Bezug  auf  neu 
erworbene  Gebiete,  deren  Bevölkerung  katholisch  war,  eingeführt ;  so 
von  König  Friedrich  II.  von  Preussen  für  Schlesien  im  Jahr  1765  3). 

Dagegen  lassen  sich  von  den  katholischen  Territorien,  welche, 
Bayern  und  eine  Reihe  von  kleinen  Gebieten  ausgenommen,  grossen- 
theils  unter  geistlichen  Fürsten  standen,  lange  Zeit  hindurch  bis  zu 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  keine  Gesetze  aufweisen,  wodurch  das 
Placet  eingeführt  worden  wäre,  obwohl  dieselben  dennoch  freilich  nur 
in  einzelnen  Fällen  von  dem  ihnen  von  der  herrschenden  Theorie  der 
jura  circa  sacra  zugeschriebenen  jus  placeti  Gebrauch  gemacht  haben 
mögen  Dies  güt  zunächst  von  den  unter  geistlichen  Ffirsten  ste- 
henden Staaten,  sowie  von  den  klemeren  Territorien;  dasselbe  muss 
aber  auch  von  Bayern  behauptet  werden,  wie  wir  sogleich  sehen 
werden. 

In  Bezug  auf  Bayern  sind  oben  schon  Anwendungen  des  Pla- 
eets  von  Ludwig,  dem  Bayern,  sowie  eine  allgemeine  Bestimmung  der 
Landesordnung  von  1491  besprochen  worden.  Allein  seit  diesem  Jahre 
wird  des  Placets  bis  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  nicht  mehr 
erwähnt  ;  dies  muss  um  so  mehr  auffallen,  da  w&hrend  dieser  Zeit 
sehr  oft  Verhandlungen  mit  den  Bischöfen  in  Bayern  gepflogen  wur- 
den; bereits  die  Herzoge  Albert  V.  und  Wilhehn  V.  haben  mit  dem 


sowie  von  „dem  Scbulse  der  Vertrige  and  Privilegien*'  8.),  von  dem  Terbotjenen 
Recorse  nacb  Rom  (f.  4.),  sowie  von  d.  Macbeidung  der  geistl.  welU.  Steben*'  (f.  5.). 

1)  WamkOnigf  e.  a.  0.  S.  29.  o.  IT. 

2)  Wamkönig,  a.  a.  0. 

8)  Phillips,  Kirchenrecht  III.  499. 

4)  Wamkönig,  a.  a.  0.  S.  105. 

5)  Vgl.  V.  Moy,  SUatsrecht  des  Kftoigr.  Bayern  I.  Tb.  I.  Ab(b.  'S.  99. 
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Erzbischofe  von  Salzburg,  und  »den  Bischöfen  von  Freifling,  Passan, 
Clueiiisee  und  Bogensbnrg  eine  Veronbarung  zur  Ordnung  mehrerer 
kirdüicher  Verhältnisse  abgeschlossen. 

Die  sogenannten  »bayerisehen  Goncordate«  mit  denselben  Bischö- 
fen datiren  vom  Jahr  1583.  Ganz  ähnliche  Yereinbamngen  kamen 
1587,  1628,  1629,  1638,  1654,  1684,  1690,  1718  zu  Stande. 

Ausserdem  liegen  sogenannte  ßecesse  vor  vom  Jahr  1539,  1584, 
1628,  1690,  1G84,  1718,  1785. 

Der  Unterschied  zwischen  den  sogenannten  Concordaten  und  den 
Recessen  liegt  darin,  dass  sich  die-  Goncordate  mit  den  kirchlichen 
Angelegenheiten  im  Allgemeinen  beschäftigen,  während  die  Kecesse 
einzelne  Punkte  zu  regeln  bestimmt  waren,  worüber  sich  die  Gon- 
cordate nicht  ausgesprochen  hatten. 

Alle  diese  Goncordate  und  Becesse  mit  Ausnahme  des  Becesses 
von  1785  enthalten  auffidlender  Weise  kein  Wort  über  das  Placet; 
ebensowenig  die  Beschwerden  der  bayerischen  Bischöfe  zu  verschiede- 
nen Zeiten:  daraus  muss  geschlossen  werden,  dass  das  Placet,  wenn 
es  überhaupt  in  jener  Zeit  geübt  wurde,  jedenfalls  in  einer  sehr  scho- 
nenden Weise  angewendet  worden  ist.  Dagegen  wird  es  in  einem 
churfürstlichen  Decrect  vom  3.  April  1770 1),  in  der  churfürstiichen 
geistlichen  Kathsordnung  von  1779'-^),  und  in  dem  Kecesse  mit  dem 
Bischöfe  von  Augsburg  von  1785  «^)  geltend  gemacht. 

III.  Der  Einflass  der  Theorie  auf  die  Entwickelang  des  Placet. 

Die  bisherige  Betrachtung  lehrt,  dass  das  Placet  in  verschie- 
denen Ländeifn  von  kleinen  Anfängen  eine  stets  zunehmende  Aus- 
dehnung gewann;  namentlich  zeigt  die  belgische  Geschichte  recht  an- 
schaulich, wie  es  sich-  ursprünglich  auf  die  Yerfugungen  der  geist- 
lichen Gerichte  beschränkte,  sodann  auf  Pfrfindeverleihungen  und 
Ablassvarkündigungod  überging ;  wie  es  fortschreitend  auch  die  Gon- 
dlienbeschlüsse  mit  um&sste  und  endlich  auch  die  dogmatischen 
Entscheidungen  des  heiligen  Stuhles  ergreifend  zu  seinem  grössten 
Umfange  erwuchs.   Wenn  wir  auch  ohne  genauere  Nachrichten  ver- 


1)  Nacbdein  von  Uns'rer  höchsten  Stelle  gngdigst  resolvirt  worden,  in  Un- 
seren Landen  zu  Baiern  und  der  obern  Pfal?.  gleich  and^-ren  kafhnlischen  Staaten 
keinerley  geistliche  Verordnungen  und^fieselze.  obne  vorausgehetulcr  Unserer  Lan- 
desherrlichen Einsicht  und  Begnehmigung  fürohin  ad  EfTectum  l»ringen  zu  lassen. 
Sammig.  der  Kurpfalz- bayerischen  a.  u.  b.  Landes-Verordnang  v.  Cr.  K.  Meyr, 
Bd.     S.  1099. 

2)  Meyr,  a.  a.  0,  II.  S.  1127. 
%yMe^,  ^  «.  0.  IV.  Bd.  8.  818. 
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mnfhem  dürfen,  dass  die  Bntwiekelnng  des  Flaeets  in  andera  Lftndem 
in  ftbnlicher  Weise  erfolgt  sei,  so  bleibt  es  doch  immerhin  anfßiliend, 
dass  das  Placet  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  in  so  vielen  europäi- 
schen Staaten  zugleich  und  überall  fast  in  der  nämlichen  Weise  an- 
gewendet und  liiebei  wie  nie  zuvor  von  den  Lenkern  der  Staaten, 
welche  eine  weitere  historische  Begründung  fast  für  überflüssig  zu 
halten  schienen,  als  ein  mit  der  Souverämtät  uozertreunbar  verbände- 
nes  Hoheitsrecht  angesehen  wur^e. 

Die  obige  Ausführung  zeigt,  einerseits,  dass  das  Placet  in  vielen 
FAUen  mehr  de  facto  als  de  jure  bestand,  indem  es,  ohne  dnreb  ein 
Gesetz  eing^ührt  m  sein,  von  der  weltlieliai  Gewalt  als  momentanes 
Yertheidigungsmittel  gegen  die  Kirche  gebraucht  wurde,  bis  der 
gerade  bestehende  Kampf  aasgekämpft  war,  andererseits,  dass  anch 
die  Gesetze,  welche  das  Placet  dnffihrten,  oft  nnr  Fmstands-  oder 
Zeitgesetze  waren,  welche,  sobald  die  Disharmonie  zwischen  Staat 
nnd  Kirche  beseitigt  war,  aufgehoben  oder  doch  nicht  mehr  angewen- 
det wurden. 

So  dürfen  wolil  manche  Verordnungen  der  englischen  Könige, 
namentlich  aber  die  beiden  oben  aufgeführten  von  Kaiser  Ludwig  dem 
Bayern  als  ßetorsionsmassregeln  betrachtet  werden,  welche  gar  nicht 
zur  Einreihnng  nnter  die  eigentUchen  Beichsgesetze  bestimmt  waren. 
So  haben  wir  z.  B.  seit  der  oben  erwähnten  Ijandordnung  des  Herzogs 
Georg  in  Bayern  Tom  Jahr  1491  lange  Zeit,  nftmlich  bis  zum  Jahr 
1770  keine  Spur  davon,  dass  das  Placet  in  Bayern  geftbt^  worden 
sei  9.  Ueberhanpt  findet  sich  im  deutschen  Bdche  kein  Beichsgeseiz 
Yor^  wodurch  das  Placet  eingeföhrt  worden  wäre.  Allerdings  verhielt 
sieh  dies  anders  in  andern  Ländern,  z.  B.  in  Belgien  nnd  Frankreich. 
Aber  dort  berief  man  sich  zur  Rechtfertigung  des  Placets  auf  die 
»inveterata  consuetudo«  und  auf  die  besonderen  Privilegien  der  Mo- 
narchie ;  wie  ganz  anders  im  modernen  Staate,  wo  das  Placet  und  das 
jus  inspectionis  saecularis  überhaupt  für  ein  Recht  erklärt  wird,  wel- 
ches ohne  Ausnahme  jedem  Staate  zukommen  müsse  und  untrennbar 
an  der  Souveränität  hafte !  Indem  man  es  hier  zu  den  »unveränsser-  i 
liehen  Kronrechten«  zählt,  erhebt  man  das  Misstrauen  gegen  die  J 
Kirche  zum  PrindpI  Wohl  mochten  anch  im  Mittelalter  manche 
Herrscher  von  Seitw  der  Kirche,  welche  sich  mcht  selten  der  von 
Despoten  misshandelten  YOlker  angenommen  hat,  eine  Beeinträch-  I 
tigung  ihrer  Gewalt  fSrcht^  und  dieselbe  verhindern,  ihren  Buf  zu  t 
äm  Gewissen  dringen  za  lassen;  denn  wenn  dieser  Hnf  venunmnen 


1)  V.  Moy,  i3t.-R.  des  Königr.  Bayern  I.  Tbl.  J.  Abtb.  S.  99. 
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wurde,  pflegten  ganze  Völker  darauf  zn  hOren.  Dies  schliesst  nicht 
aus,  dass  die  ireltlichep  Gesetze  im  Allgemeinen  mit  dem  kirchlichen 
Beehte  in  Einklang  standen.  Die  Kirche  wurde  damals  stets  als  das 
»Reich  Gottes  auf  Erden«  anerkannt,  nicht  blos  von  den  Völkern, 
sondern  auch  von  den  Vertretern  der  Wissenschaft  und  den  Trä^^ern 
der  Staatsgewalt :  und  weil  dieser  Gedanke  in  den  Letztern  lebendig 
war,  gestattete  mau  der  Kirche  auch  Einfluss  auf  das  Leben  des 
Staates ;  derselbe  schloss  sich  wenigstens  nicht  hermetisch  gegen  die 
kirchlichen  Einwirkungen  ab.  Vielmehr  erachteten  es  die  weltlichen 
Begienmgen  nicht  blos  als  wünschenswerth,  dass  die  Gesetze  nichts 
enthielten,  was  die  Unterthanen  gleichgiltig  gegen  die  Gebote  der 
christlichen  Beligion  machen  könnte,  sondern  sie  Hessen  sich  auch  an- 
gelegen sem,  die  christlidie  Gesinnang  des  Volkes  positiv  zu  heför- 

(dem.  So  war  jenes  dauernde  Misstrauen ,  welches  heutzutage  das 
Verhftltniss  der  meisten  Staaten  zur  Kirche  beherrscht,  worauf  das 
;  jus  inspectionis  saecularis  gegründet  ist ,  und  die  fortwährende  Ent- 
'  fremduug  der  beiden  Gewalten  damah;  unmöglich.  Dagegen  hat  zur 
Geltendmachung  des  jus  inspectionis  saecularis,  wie  wir  später  sehen 
werden,  die  fieformation  nicht  wenig  beigetragen.  Gewiss  mussten 
Fürsten,  welche  sich  das  jus  reformandi  beilegten,  um  so  weniger 
Bedenken  tiagen,  die  kurchliche  Freiheit  mittels  des  jus  inspectionis 
zu  beschräaken,  oder  ausheben.  Dass  die  protestantische  Wissen- 
schsft  es  war,  welche  die  Theorie  der  jura  drca  sacra  zuerst  ent- 
wickelt hat,  wird  auch  TÖn  protestantischer  Seite  zugestanden  (z.  B. 
von  dem  berühmten  Justus  Henning  Böhmer,  Jus  eccles.  lib.  I.  t.  31. 
§.  38.  p.  739.).  Desshalb  kann  in  dem  Placet  des  mittelalterlichen 
Staates  das  jus  inspectionis  saecularis  im  heutigen  mid  eigentlichen 
Sinne  nicht  gefunden  werden 

Dasselbe  Resultat  ergibt  sich  aber  auch  aus  einem  andern  Ge- 
sichtspunkte. Der  mittelalterliche  Staat  hatte  einen  wesentlich  pri- 
vatrechtlichen Charakter:  dies  ist  auch  insofern  wahr,  als  man  die 
Rechte  der  Corporationen  und  ganzer  Stände  sowohl  untereinander  als 
dem  Staate  selbst  gegenüber  gmde  so  heilig  achtete  und  schützte, 
wie  im  modernen  Staate  die  Bechte  des  Individuunfis  geschützt  wer- 
den. Jene  Theorie,  welche  die  Bechte  des  Individuums  mit  allen 
möglichen  Garantien  umgibt,  aber  die  Bechte  der  Corporationen  un- 
bedenklich beugt  oder  zertritt,  indem  sie  Alles  durch  »Bficksichten 
anf  das  allgemeine  Wohl,  auf  den  Zweck  und  die  Idee  des  Staates« 


1)  Vergl.  auch  Warnkönigy  die  slaatsrecbtUcbe  Stellans  der  katboliscben 
KUrcbe  il  s.  w.  Erltngen  1855.  S.  27  ff. 
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rechtfertigt,  bestand  damals  nicht.  Unsere  Yor&hren  h&tt«i  sich 
auch  bei  solchen  »Bficksichten«  nicht  beruhigt.  Die  Idee  der  »Staats- 
Einheit,«  »Staats-Allmacht, t  des  »Jus  emlnens«  wnrde  erst  später  zu 

Tage  gefördert.  Auch  das  Princip  der  Souveränität  war  bekanntlich 
nicht  entwickelt. 

Dass  unter  solchen  Umständen  die  Existenz  eines  ausgebildeten 
Kirchen-Staatsrechtes,  welches  auf  der  Grundlage  des  entwickelten 
Souveränitätsbegriflfes  ruht,  nicht  gedacht  werden  kann,  ist  klar. 
Wenn  aber  dennoch  der  Staat  Tiel&ch  jene  Massregeln  gegen  die 
Korche  anwandte,  welche  hentzatage  als  Ansflnss  der  »Eirchenhohdts- 
rechte«  betrachtet  werden,  so  fehlte  diesen  Acten  der  Staatsgewalt 
damals  jenes  prindpielle  Moment,  welches  jetzt  in  denselben  gefunden 
wird.  Die  Theorie  der  jnra  circa  sacra  bestand  nicht:  denn  sie  ver- 
trug sich  weder  mit  der  Stellung  des  Staates  zur  Kirche  im  Allge- 
meinen, noch  mit  dem  damaligen  Standpunkte  der  Staats  -  Wissen- 
schaften. Aus  demselben  Grunde  können  aber  auch  jene  Acte  der 
Staatsgewalt  in  jener  Zeit  das  Gepräge  der  modernen  Theorie  nicht 
tragen.  Zu  den  Acten  der  Staatsgewalt  ist  ja  das  innere  geistige 
Moment  eben  so  nothwendig,  wie  bei  den  Handlungen  der  eihzelnen 
Menschen,  nnd  wie  die  letzteren  einer  verschiedenen  Benrtheilnng 
nnterli^n,  wenn  sie  ans  verschiedener  Absicht  hervorgehen,  so  kön- 
nen anch  die  Massregeln  der  Staatsgewalt,  auch  wenn  dieselben 
änsserlich  fthnüch  wftren,  nicht  zusammengeworfen  werden,  wenn 
der  Gfeist  der  Gesetze,  woraus  sie  entspringen,  anerkanntermassen  ver- 
schieden ist.  Es  kann  daher  jene  Aufßissung  ^),  welche  in  den  Mass- 
regeln der  Eegierungen  gegen  die  Kirche  im  Mittelalter  bereits  eine 
Ausübung  der  jura  circa  sacra  im  heutigen  Sinne  erblickt,  als  eine 
rein  äusserliche  nicht  gebilligt  werden. 

Während  nun  aber  im  Mittelalter  den  Fürsten  niemals  die  Macht 
zustand,  ihren  Untergebenen  den  Ab&ll  von  der  katholischen  Kirche 
zu  befehlen,  und  insofern  niemals  das  Becht  zukam,  die  Beligion  ihrer 
TJnterthanen  zu  ändern,  legten  ihnen  die  Reformatoren  des  16.  Jahr- 
hunderts dieses  Becht  bei,  indem  sie  die  Eegenten  als  »Hüter  der 
Gesetzestafeln«  zur  Einführung  des  Evangeliums,  zum  Schutze  der  auf 
Grund  desselben  aufzubauenden  neuen  Ordnung  dringend  aufforderten, 


1)  Diese  Auffassong  findet  sich  bei  JB.  Friedherg,  De  finium  inter  ecci. 
et  civit.  regandonim  judicio,  z.  B.  S.  236.:  „illis  temporibus,  qaorum  religio  a 
catholicis  \iris  summis  effertur  laudibus,  orania  in  res  ecclesiasticas  jura  civitatem 
exercQisse  probavimus,  quibus  nunc  tanquam  pessimis  reformationis  fructibus, 
ecdesia  privare  eam  sludet/* 
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und  lehrten,  dassdie  wdtUche  Obrigkeit  zur  Handhabung  des  Kir«- 
chenregiments  berufen  Bei  ^). 

So  wurde  durch  die  Reformation  das  jus  reformandi  d.  h.  das 
Recht,  die  Ausübung  des  Gottesdienstes  nach  einer  gewissen  Lehre 

zuzulassen  oder  zu  untersagen,  neu  eingeführt  und  hieniit  die  Keohts- 
sphäre  der  Fürsten  erweitert.  Nur  eine  Consequenz  hieven  war  der 
Grundsatz:  »Cujus  est  regio,  illius  est  religio.«  Da  aber  durch  den 
Westphiilischen  Frieden  das  jus  reforraaudi  der  Landesherren  — 
blos  durch  das  Normaljahr  beschränkt  —  ausdrücklich  anerkannt 
wnrde,  so  wurde  durch  denselben  eine  bis  dahin  unerhörte  Fürsten- 
herrschaft nber  Religion  und  Gewissen  eingeführt  Daher  bemerkt 
DSaUmger  (Kirche  und  Kirchen,  Papetthnm  und  Kirchenstaat  S.  491) 
mit  Recht:  »ich  freue  mich,  dass  damals  noch  Em  Mann  in  Europa 
gefnnd^  wurde,  dw  gegen  jenen  Westph&lischen  Frieden  im  Namen 
Gottes  und  des  christlichen  Gewissens  Protest  einlegte,  und  dass 
dieser  Mann  gerade  der  Träger  des  höchsten  kirchlichen  Amtes  auf 
Erden  war.  Denn  wahrlich  nicht  desshalb  hat  der  Papst  protestirt, 
weil  er  etwa  überhaupt  keinen  gerechten  Frieden  zwischen  Protestan- 
ten und  Katholiken  wollte,  —  die  ganze  nachherige  Geschichte  hat 
das  Gegentheil  bewiesen  — ,  sondern,  weil  es  galt  und  für  ihn  in  der 
That  hohe  Pflicht  war,  gegen  ein  tief  unsittliches  und  unchristiiches 
Princip  Verwahrung  einzulegen,  welches  diesem  ganzen  Fried^is- 
schluss  hinsichtlich  der  religiösen  Stipulationen  zu  Grunde  gelegt  war. 
Ich  meine  das  TerritorialsystMU,  oder  das  Princip:  »Wem  das  Land 
gehört,  dem  gi^ört  die  Religion..«  Leider  sind  es  deutsche  Theolo- 
gen, deutsche  Juristen  gewesen,  welche  zunst  die  bis  dahin  in  der 
christlichen  Welt  unerhörte  Lehre  aufbrachten,  dass  es  ein  Recht  der 
Fürsten  sei,  die  Religion  ihrer  Untergebenen  nach  Gutdünken  zu  än* 
dern,  sie  aus  Katholiken  zu  Protestanten,  aus  Lutheranern  zu  Calvi- 
nisten  und  umgekehrt  zu  machen.« 

Während  nun  beim  Beginne  der  Reformation  das  Recht  der 
Landesherrn  in  kirchlichen  Dingen  kurzweg  als  »jus  sacrorum«  be- 
zeichnet wurde  %  unterschied  die  spätere  protestantische  Wissenschaft 
drei  Rechte,  welche  sie  jedem  Landesherrn  als  solchem  zuschrieb : 

1)  Das  jus  advocatiae,  eine  vormundschaftliche  Schntzgewalt; 

2)  Das  oben  erwähnte  jus  reformandi; 

8)  Das  jus  inspectioms  generalis  sen  secularis  et  cavendi,  d.  h.  das 


1)  Richter,  Kirclienrecht  5  A.  §.  61.  §.  63. 

2)  Warnkönig ,  die  sUatsrechllicbe  Stellung  der  kathol.  Kircbe  u.  s.  w. 
Erlaogeu  1855.   S.  29.  30. 
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Becht  der  obersten  AuMcht  und  Einsicht  in  Bezug  auf  die  Hand- 
lungen der  Eirchengewalt  zum  Zwecl^e  der  Abwekr  der  angeblich 
von  derselben  drohenden  Ge&bren. 

Diese  drei  ßechte  wurden  in  der  Folge  unter  dem  Namen  jura 
circa  sacra  zusammengefasst.  Ausserdem  wurde  den  Landesherrn  eine 
jurisdiotio  in  ecclesiasticis  d.  h.  die  gerichtliche  Geltendmachung  der 
auf  kirchliche  Yerh&ltniBBe  sich  stfltzenden  Aechtsansprflehe  und  be- 
züglich der  protestantischeii  Srche  ein  jus  in  sacra,  eine  eigentliche 
Eirchengewalt  zugesdirieben^). 

So  ist  also  die  Entwickelung  der  Theorie  von  den  jura  circa 
Sacra  der  Fürsten  wesentlich  das  Werk  der  protestantischen  Wissen- 
schaft. Dass  in  der  Folge  auch  katholische  Kechtslehrer  diese  Theorie 
sich  aneigneten,  ist  l)ekannt.  Sie  findet  sich  namentlich  bei  einem 
grossen  Theile  der  katholischen  Kirchenrechtslehrer  im  yorigen  Jahr- 
hundert. 

Da  aber  eine  Lehre,  die  in  vielen,  vielleiclit  den  meisten  Lehr- 
büchern des  Kirchen-  und  Staatsrechtes  den  gebildeten  Classen  vor- 
getragen wird,  nicht  ohne  Wirkung  auf  das  Leben  bleiben  kann,  so 
ist  es  erklärlich,  wie  die  Theorie  der  jura  circa  sacra  in  die  Praxis  der 
Staatsverwaltung  überging.  Sie  gewann  allmählich  einen  solchen 
Einfluss,  dass  sie  im  vorigen  Jahrhunderte  für  das  Verhältniss  der 
weltlichen  ßegiernngen  zur  Kirchengewalt  in  Deutschland  üiai  aus- 
nahmslos massgebend  wurde. 

Was  nun  die  Stellung  des  Placets  zu  dieser  Theorie  betrifft,  so 
erscheint  es  als  ein  Mittel,  das  jus  inspectionis  secularis  et  cavendi 
aus7Aiüben.  Der  Staat  fürchtete  beständig  Üebergriffe  der  geistlichen 
Gewalt.  Was  lag  da  näher,  als  die  Vorschrift,  keine  Mittheilungen  an 
die  Gläubigen  zu  machen,  keine  Gebote  an  sie  zu  richten,  welche 
nicht  zuvor  von  der  Staatsgewalt  gebilligt  worden  wären?  Desshalb 
findet  sich  das  Placet  als  ein  aus  dem  jus  inspectionis  abgeleitetes  Kecht 
des  Staates  in  den  meisten  Lehrbüchern  des  Kirchenrechts,  namentlich 
auch  Ton  katholischen  Yerfiissem^. 

Natürlich  fehlte  es  nicht  gerade  an  Gegnern  dieser  Theorien; 
z.  B.  Zech  in  Bamberg,  Schmidt  in  Heidelberg,  Zallinger  in 


1)  Warnkönig,  a.  a.  0.  S.  34.  35, 

2)  Z.  B.  bei  den  österreichischen  Canonisten:  P.  J,  Riegger  ^  Lakics^ 
Eybel,  Pehem;  aber  aach  ausserhalb  Oesterreich  bei  vielen  Andern:  e.  B.  von 
KreiUmayr,  M,  v.  Schenhl  in  Bayern,  WedehM  in  Heidelberg  n.  s.  w. 
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Attgsbiurg-iind  Andere.  Aber  die  letzteren  waren  bei  weitem  in  der 
Minderzabl. 

Aus  diesen  Gründen  lässt  sich  erklären,  wie  in  dieser  Periode 
die  Ausühunpf  des  Placdis,  welche  mit  der  Ausdeliiiung  der  Kirclicn- 
hoheit  Hiind  in  Hand  ging,  zur  hoclisten  Blüthe  lieraiiroifte.  Die 
Staaten  hatten  sich  in  eine  principiell  andere  Stellung  zur  Kirche  ge- 
setzt als  im  Mittelalter,  da  sie  der  kirchlichen  Grundsätze  spottend 
und  ihre  alten  Traditionen  vergessend,  die  Mahnungen  der  Kirche,, 
ihre.  Rechte  und  ihre  Freiheit  grundsätzlicher  und  offener  missachte- 
ien,  als  es  irgend  einmal  frfiher  geschehen  war.  Dein  gegenüber 
schienen  die  Proteste  des  Papstes  ohnmächtig  zn  verhallen.  Man 
wollte  sogar  dem  Papste  Terbieten,  zu  protestiren.  Als  der  Herzog 
von  Parma  eine  »pragmatische  Sanction«  erlassen  hatte,  welche  die 
kirchliche  Freiheit  sehr  beeinträchtigte,  hatte  Clemens  XIII.  ein  eige- 
nes Breve  dagegen  erlassen.  Dies  erregte  bei  den  andern  katholischen 
Höfen  Unwillen.  »Alle  sahen  sich  in  dem  Herzoge  von  Parma  belei- 
digt« sagt  C.  A.  Menzel,  »weil  sich  alle  zu  den  Grundsätzen  desselben 
bekannten,«  daher  wurde  das  Breve  in  Parma  und  Portugal  für  er- 
schlichen, in  Frankreich  und  Neapel  för  aufrührerisch  erklärt,  in 
Oesterreich  die  Einführung  desselben  ins  Land  untersagt,  und  der 
EOnig  von  Franloceich  in  Verbindung  mit  den  andern  bourbonischen 
Höfen  wollte  sogar  den  Papst  zur  Zurücknahme  des  Breves  zwingen. 
Aber  Clemens  XHI.  blieb  standhaft:  als  ihm  mehrere  Gesandte  der 
bourbonischen  Höfe  zu  bedenken  gaben,  dass  es  ihm  an  Mitteln  fehle, 
um  sich  gegen  die  Gewalt  zu  vertheidigen,  hatte  er,  auf  das  Orucifix 
zeigend,  nur  Eine  Antwort:  »Sieh'  da,  euer  und  nieiu  Herr!  Der  wird 
uns  richten,  der  wird  mir  hellen  ^).«  So  der  Papst,  so  die  Kirche. 
Der  Bichter  aber  hat  über  die  Bourboueu  gerichtet. 

ly.  Die  Entwickelniig;  des  Plftcets  von  der  ersten  ftmösischen  Revolution 

ta  Jttoe  1789  bli  im  JUro  1830. 

Die  im  Verlaufe  der  französischen  Revolution  zur  Geltung  ge- 
brachten Theorien  über  das  Verhältniss  der  Kirche  zum  Staate  konnten 
iiatfirlich  erst  dann  ihre  Wirkung  auf  das  Staataieben  ftussem,  als 
sie  in  die  Staatsverfossungen  mehr  oder  minder  Aufiiahme  geftmden 
hatten.  Daher  bestand  im  Anfimge  dieses  Zeitraumes  in  den  meisten 
Staaten,  welche  von  der  Bevolution  noch  unberührt  waren,  das  Ver- 


1)  C.  A,  Menzelf  Neuere  Gesch.  d.  Deotscb.  v.  d.  Bfin.  bis  z.  Bds.-Ac(e. 
B.  11.  S.  4d3-4d5. 
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hältniss  des  Staates  zur  Kirrlu'  so  tort,  \vi(!  es  unmittelbar  vorder  Ile- 
volution  schon  bestanden  liatte.  Nur  war  es  natürlich,  dass  der  ab- 
solute Staat  7A\  einer  Zeit,  wo  man  durch  die  Revolution  die  Kirclie 
bald  ganz  abgeschafft  zu  sehen  glaubte,  die  Kirche  seine  Macht  wo- 
möglich noch  rücksichtsloser  fühlen  liefls,  als  früher.  Indessen  trat 
im  19.  Jahrhunderte  eine  Wendang  ein:  man  gew&hrte  der  Kirche  in 
den  meisten  Staaten  einigen  Antheil  kn  der  allgemein  verheissenen 
Freiheit;  in  Folge  hievon  erfolgte  auch  fast  überall  die  theilweise  oder 
gänzliehe  Anfhebnng  des  Placets. 

In  Spanien  wnrde  das  Plaeet  bdbehalten.  Im  Jähr  1795  wurde 
bekannt  gegeben,  unter  welchen  Beschränkungen  der  k.  Rath  dem 
päpstlichen  Nuntius  für  seine  Facultäten  das  Placet  ertheilen  werde, 
und  als  der  von  Frankreich  bedrängte  Papst  (Pius  VI.)  dem  Nuntius 
Casoni  zu  Madrid  besondere  Vollmachten  »für  die  Zeit  der  Drangsale« 
gab,  wurde  die  Publication  derselben  von  der  spanischen  Regierung 
verhindert,  weil  sie  die  Bischöfe  zwingen  wollte,  die  Dispensen  aus 
eigenem  Rechte  zu  ertheilen 

Ueb6rhaui>t  war  es  damals  und  in  der  folgenden  Zeit  unmöglichf  y 
dass  die  kirchliche  Freiheit  in  Spanien  sich  entwickelte:  auf  die  Herr-  * 
Schaft  des  »FriedensfiEunsten«  (Godoy),  eines  Feindes  der  Kirche,  folgte 
die  Eroberung  des  Landes  durch  die  Franzosen,  woran  sich  ein  fort- 
währender Kampf  bis  zur  Rückkehr  des  Königs  Ferdinand  TII.  (1814) 
anschloss.  Kaum  waren  hierauf  durch  die  Reaction  die  alten  Zustände 
wiederhergestellt,  so  folgte  die  Revolution  (1820);  1828  erhielt  der 
König  mit  Hülfe  der  Franzosen  die  frühere  absolute  Gewalt  zurück 
und  nach  seinem  Tode  (29.  September  1833)  entbrannte  der  Bürger- 
krieg  zwischen  Carlisten  und  Christinen,  nach  dessen  Ende  die  der 
Kirche  stets  feindlich  gesinnten  »Christinos«  die  Oberhand  behielten. 

In  Frankreich  hatte  sich  die  alte  Abhängigkeit  der  Kirche  von 
dem  Staate  bis  zur  Be?olution  erhalten.  Während  aber  die  stolzen 
alten  Parlamente  und  viele  andere  Institute  der  alten  Monarchie  in 
einem  Meere  von  Blut  ffir  immer  begraben  wurden,  tauchte  aus  diesen 
Wogen  wie  ein  freundliches  Eiland  die  ^che  neu  verjüngt  empor. 
Kaum  war  sie  hergestellt,  so  schmiedete  ihr  der  napoleonische  Despo- 
tismus in  den  von  Napoleon  I.  einseitig  dem  Concordate  von  1801 
angehängten  organischen  Artikeln  [vgl.  Archiv  Bd.  IV.  S.  319  ff.] 
neue  Fesseln.  An  der  Spitze  derselben  stand  der  Satz:  »art.  I. 
Aucune  bulle,  bref,  rescrit,  decret,  mandat,  provision,  signature  ser- 
vant  de  provision,  ni  autres  expeditions  de  la  cour  de  £ome,  m^me 


1)  MergenrOther,  Archiv  f.  kalb.  K.-B.  fid.  12.  n.  F.  e.  Bd.  &  47.  48. 


Digitized  by  Google 


218 


PapUts,  Zur  Ceschicbte  des  Piatel« 


ne  concemant  quo  les  particoliers  ne  ponrront  dtre  re9ue8,  pabli^ 
imprimdes,  ni  autreuoent  mises  k  ex^cution,  sans  rautodsaMan  du 

goavernement 

Hiemit  hatte  also  das  Plaoet  eine  neue  gesetzliche  Grundlage 
und  zugleich  eine  weitere  Ausdeliiiung  erhalten ,  als  es  jemals  in 
Frankreich  besass.  Denn  auch  die  Entscheidungen  der  römischen 
Pönitentiarie  in  Privatangelegenheiten,  für  welche  die  alten  Parla- 
mente niemals  das  Placet  erforderten,  worden  jetet  demselben  unter* 
werfen. 

Jedoch  wurde  es  in  der  letzteren  Beziebmig  wieder  angehoben 
durch  ein  kaiserliches  Deeret  vom  28.  Februar  1810'). 

Auch  wurde  in  den  organischen  Artikeln  der  appel  comme  d*abu6 
aufrecht  erhalten  und  nfther  bestimmt  ^). 

Vergeblich  protestirte  der  heil%e  Stuhl  energisch  gegen  die 
»articles  organiques 

Vergeblich  beklagte  sich  der  französische  Klerus  über  den 
neuen  Druck,  unter  welchen  er  seufzte.  Die  »articles  organiques,« 
durch  das  kaiserliche  Doeret  vom  2.^.  Februar  1810  nur  ungemigeud 
modificirt,  sind  bisher  stets  in  Uebung  geblieben.  Namentlicli  wurde 
auch  das  Placet  und  der  appel  comme  d*abus  aufrecht  erhalten.  So 
wmrde  im  Jahr  1810  einem  appel  stattgegeben,  weil  ein  päpstlicher 
Erlass,  wodurch  dem  Bischöfe  von  Savone  mit  drei  Klerikern  die  In- 
struction eines  Eheprosesses  übertragen  wurde,  das  Placet  des  Staats- 
rathes  vor  der  Publication  nicht  ehalten  hatte.  Im  Jahr  1820  wurde 
der  Bischof  von  Foitiers  des  abus  f|r  schuldig  erkannt,  well  er  ein 
päpstliches  Breve  ohne  vorgängige  Einholung  des  Placets  bekannt  ge- 
macht hatte -^). 

In  Eussland  hatte  bereits  ein  ükas  vom  26.  Januar  1782  die 
Annahme  von  Bullen  und  Biiofen,  welche  im  Namen  des  Papstes  der 
katholischen  Geistlichkeit  zugeschickt  würden,  verboten  und  verordnet, 
dass  solche  sogleich  an  den  Senat  in  Petersburg  behufs  der  Prüfung 
geschickt  werden  sollten.  Dieses  wurde  durch  ükas  vom  Jahr  1797 
auf  die  im  Jahr  1793  annexirten  polnischen  Provinzen,  und  im.  Jahr 


1)  Vergi.  aucb  Art.  III. 

t)  De  Chan^^eaux,  a.  a.  0.  t.  II.  p.  4S2.:  art.  I.  „  Lea  brelli  de  la 
ntteneerie,  poor  te  for  intMeor  seolemeot,  paorront  «tre  ex^cotte  sans  aaeone 
aotoftsatfan.** 

S)  Art:  VI.  n.  ff. 

4)  De  Champeaux,  tom.  II.  p.  174  ff. 

5)  Friedhery,  „der  Missbranch  der  geistt.  Amtsgewalt*'  In  der  ZeUschrifl 
fOr  1L4L  von  Dove  III.  Jabrg. 
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1798  auf  das  ganze  Königreich  Polen  ausgedehnt.  Sodann  wurde 
durch  oinen  Ministerialcrlass  vom  14.  Juli  1804  allen  katholischen  Ün- 
terthaiieii  untersagt,  »mit  dem  römischen  Hofe  Verbindungen  anzu- 
knüpfen und  zn  unterhalten  Diese  Verordnungen  werden  auch 
heutzutage  noch  vollzogen  2). 

In  Oesterreich  wurde  unter  Leopold  II.  (1790—1792)  durch  ein 
Hofdecret  vom  17.  März  1791  die  Beobachtung  dessen,  was  Kaiser 
Joseph  IL  im  Jahre  1767  und  ^781  in  Betreff  des  Placcts  verordnet 
hatte,  nicht  nur  neu  eingeschärft,  sondern  auch  diesen  Verordnungen 
rückwirkende  Kraft  beigelegt: 

»Diese  Verordnungen  besiehen  sieh  aber  nicht  nur  auf  die  nach 
der  Zeit  ersöhi^enen,  sondern  auch  auf  alle  vorhergegangenen  päpst- 
lichen Anordnungen,  ohne  Ausnahme  dergestalt,  dass  jede  ältere  Bulle, 
Constitution  u.  s.  w.  sobald  man  Gebrauch  davon  machen  will,  zuvor 
die  landesfürstliclie  Genehmigung  erhalten  muss;  und  selbst  für  an- 
genommene Bullen  dauert  die  verbindende  Kraft  und  ihre  Giltigkeit 
nur  so  lange,  als  nicht  im  Staate  durch  neue  Verordnungen  etwas  an- 
deres zur  Beobachtung  eingeführt  wird.« 

Auch  unter  Kaiser  Franz  blieben  die  Verordnungen  aber  das 
Placet  bestehen;  nachdem  einige  Jahre  vorübergingen  waren  und 
man  sich  allmäblig  an  ungeheuerliche  Verordnungen  gewohnt  hatte, 
wurde  sogar  verboten,  dass  eine  nicht  genehmigte  Bulle  in  den  öster- 
reichischen Staat  eingeführt  werde 

Man  sieht,  in  den  aneinander  folgenden  Decreten  macht  sich  ein 
Fortschritt  bemerkbar.  Biese  «Richtung  hatte  indessen  noch  ni<^t 
einmal  ihren  Gipfelpunkt  erreicht.  Um  die  päpstlichen  Rescripte 
noch  mehr  zu  beschränken,  wurde  durch  Hofcanzlei - Decret  vom 
30.  Juli  1807  verordnet,  dass  allen  päpstlichen  Bullen  und  Breven 
das  Exequatur  verweigert  werden  solle,  die  nicht  vom  k.  k,  Agenten 
selbst  in  Kom  erwirkt  oder  doch  mit  dem  Vidit  desselben  versehen 
seien,  was  dann  später  noch  durch  ein  Hofcauzlei-Decret  vom  9.  Sep- 
tember 1814  von  neuem  eingeschärft  wurde*). 

1)  Archiv  f.  kalb.  K.-R.  VII,  S.  146.  Dass  schon  die  polnisrhen  KOnige 
das  Placet  geflbt  bätten,  sagt  Laapeyree,  Gesch.  u.  Verf.  d.  katb.  K.  Preossens  I. 
S.  441.,  allein  er  fOhrt  keinen  Fall  an,  wo  die  VerkOndlgnng  eines  biscbOfl.  oder 
pipsll.  Erlasses  verhindert  wurde. 

2)  Vergl.  Archiv  a.  a.  0.  S.  146  ff. 

3)  Im  Hofdecret  vom  7.  Novbr.  1794  „wurde  die  Landesstelle  auf  die  be- 
stehenden allerhöchsten  Vorschriften  aufinerksam  gemacht,  welchen  zur  Folge  eine 
päpstliche  Balie,  ohne  das  landesfürstiiche  Exequatur  erbalten  zu  haben,  in  den 
k.  k.  Erbstaaten  weder  etögefllbrt,  noch  daselbst  gedrackt,  am  allerwenigsten 
kund  genacbt  werden  darf." 

4)  V,  Bar(h  a.  a.  0.  S.  87.  S8. 
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In  Ba/yem  wurde  das  Placet  in  die  Verfiusung  vom  Jahr  1809 
aufgenommen  ^). 

Das  bayerische  Concordat  ?Mn  Jahr  1817  enthält  im  Art.  XII.  e) 
die  Bestimmung: 

(>Tn  der  Leitung  der  DiOccsen  sind  die  Erzbischöfe  und  Hischöfe 
befugt)  »Nach  Erforderniss  des  f^eistlicheu  Hirtenamtes  sich  dem 
Klerus  und  dem  Volke  der  Diöcese  mitzutheilen  und  ihren  Unterricht 
und  ihre  Anordnungen  in  kirchlichen  Gegenständen  frei  kund  zu 
machen  (libere  publicare);  übrigens  bleibt  die  Communication  der 
Bischöfe,  des  Elems  mid  des  Volkes  mit  dem  heiligen  Stuhle  in 
geistlichen  Dingen  nnd  kireUichen  Angelegenheiten  Tdllig  frei.« 
(prorsos  lihera  erit.)  Dadurch  war  das  Plaeet  Tollstftndig  aufgeho- 
ben, üeberdies  enthSli  das  Concordat  im  art.  XYI.  die  weitere  Be- 
stimmung :  »Durch  gegenwärtige  Uebereinkunft  werden  die  bisher  in 
Bayern  gegebenen  Gesetze,  Verordnungen  und  Verfügungen  in  soweit 
sie  derselben  entgegen  sind,  als  aufgehoben  angesehen  werden.«  Hie- 
mit  war  demnach  die  das  Plaeet  festlialtende  Bestimmung  der  Ver- 
fassung vom  Jahr  1809,  welche  dem  art.  XIl.  e)  offenbar  »entgegen« 
war,  für  aufgehoben  erklärt,  (obwohl  das  Concordat,  insofern  es  zum 
Staatsgesetze  erhoben  wurde,  schon  als  spateres  Gesetz  der  Verüassung 
vom  Jahr  1809  derogirt  hätte). 

Desseirangeachtet  wurde  in  der  mit  dem  Concordate  gleich- 
zeitig publicirten  Verfossungs-Urkunde  tit.  IV.  §.  9.  ^),  sowie  in  den 
Bestimmungen  der  II.  Beilage  zur  Yeifiissungs-Urkunde  §.  58.  ^  und 
61.   das  Plaeet  beibehalten 

1)  In  derselben  Fassung,  wie  in  der  V.-U.  v.  1818.  II.  B.  §.  58. 

2)  „Die  welUicbe  Regierung  darf  sich  nicht  einmtschen,  ab  insoweit 

das  OberstholieKIfelie  Scbutx-  und  AnTslebtsreclit  eintritt,  wonach  keine  Vemd- 
nangen  nnd  Gesetze  der  iUrchengewait  ohne  vorgingige  Einsicht  und  das  Plaeet 
des  Kftnigs  verkündet  und  vollzogen  werden  dUrren.** 

3)  „Hiernach  dürfen  keine  Gesetze,  Verordnungen  oder  sonstige  Anordnun- 
gen der  Kirchengewalt  nach  den  hierübiT  in  den  Königlichen  Landen  schon  Ifingst 
bestehenden  General-Mandaten  ohne  Allerhöchste  Einsicht  und  Genehmigimp:  publi- 
cirt  und  vollzogen  werden.  Die  geisth  Obrigkeiten  sind  gehalten,  naclulem  sie 
die  königl.  Genehmigunj?  zur  Publicatlon  (Plaeet)  erhallen  haben,  im  Eingange  der 
Ausschreibungen  ihrer  Verordnungen  von  derselben  jederzeit  ausdrücklich  Er- 
wlhnung  xo  thun.** 

4)  „Die  vorgeschriebenen  Cenehmigongen  littnnen  nur  von  dem  Könige 
seihst,  mittelst  des  Btaitsministerioms  des  Innern  erthellt  werden,  an  welches 
die  zu  pobUtirenden  kirchlichen  Gesetze  nnd  Verordnungen  eingesendet»  and  son- 
stige Anordnungen  ausfQhrlich  angezeigt  werden  mflssen." 

5)  Auf  die  bekannte  Controverse  über  den  Vorrang  des  sog.  Religions- 
Edictes  vor  dem  Concordate  kann  hier  wegen  des  beschr&nkten  Raumes  nicht  ein- 
gegangen werden. 
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Von  da  an  wurde  es  fortwährend  von  der  Staatsregierung  fest- 
gehalten, indem  man  es,  den  Widerspruch  mit  dem  Concordate  füh- 
lend, auf  raaunigt'ache  Weise  zu  rechtfertigen  suclite  ^). 

In  Preussen  bedurften  nach  den  Bestimmungen  des  prenssischen 
Landreclits  Theil  II.  tit.  XL  §.  117  ft.  alle  Bullen  und  Breven  der 
landesherrlichen  Prüfung  und  Genehmigung  und  hatte  der  jeweilige 
Oberpräsident  einer  Promcialregierung  in  Verbindung  mit  dem  geist- 
lichen Departement  bei  der  Begienrag  über  die  Zulassung  päpstlicher 
Bullen  und  der  von  andern  auswftrtigen  geistliehen  Obern  herrähren- 
den  Verordnungen  zu  entseheiden^). 

In  den  ÜMgen  deutschen  Staaten^  welche  sich  in  Folge  der 
Zerstdckelnng  des  Beiches  und  der  napoleonischen  Kriege  neu  gebildet 
oder  doch  neue  Gebietstheile  erhalten  hatten,  und,  das  Königreich 
Sachsen  und  einige  kleinere  ausgenommen,  unter  protestantischen  Lan- 
desherrn standen,  wurde  das  Placet  ebenfalls  geübt. 

Im  Grossherzogthum  Baden  wurde  es  bereits  durch  das  dritte 
Organisations-Edict  vom  11.  Februar  1803  Art.  XXIT.  für  alle  geist- 
lichen Verordnungen,  »welche  die  äussere  Staatslage  der  Unterthauen 
affidreUf«  gefordert  und  dann  nach  Massgabe  des  Constitutions-Edic- 
tes  vom  14.  Mai  1807  auf  rein  geistliche  Erlasse  ausgedehnt  ^). 

Im  Königreiche  Sachsen  forderte  das  Mandat  Tom  29.  Februar 
1827  für  allgemeine  Erlasse  des  heiligen  Stuhles  oder  des  apostolischen 
Vicariats  vor  dem  Drucke  oder  öffentlichen  Anschlage  das  landesherr- 
liche Vorwissen  oder  nach  Befinden  das  Hacei 

Femer  findet  sieh  das  Flacet  vor:  in  den  Verfhssungs-lTrknnden 
von  Württemberg  von  1819  §.  72.,  GrosslicrzogÜium  Hessen  vom 
17.  December  1820  §.  40.,  Sachsen-Coburg  vom  8.  August  1821  §.  26., 
Sachsen-Meiningen  vom  23.  August  1829  §.  30. 

Das  Grossherzoglich  Sachsen- Wei7nar' sehe  Edict  vom  7.  Oetober 
1823  §.  3.  forderte  das  Placet  für  Verordnungen  gemischten  Inhalts 
und  die  Einsicht  der  Staatsbehörden  für  rein  geistliche  Erlasse. 


1)  Döllinger,  Vdg.  S.  B.  8.  $.  38.  53.  B.  23.  §.  1842  §.  1850.  Als 
GrQnde  wurden  insbesondere  angeführt:  „das  Placet  sei  der  Ausdruck  der  Ein» 
tracht  zwisciien  Staat  und  Kirche."  AUerb.  Entschl.  v.  15.  Jan.  1823:  „es  sei 
iediglieli  auf  BeseltiguDg  von  MU^verfttflndnisaeii  berechnet/'  Allerb.  Entsdil.  v. 
14.  Febr.  1824:  „es  soll  biednrdi  der  VoUsuv  der  kirdiUilien  AnordDangen  ge* 
gendber  den  weltliehen  Behörden  gesfcberl  werden."  Uinisterial-Entsebliessmig 
▼om  24.  Jan.  18M. 

2)  L.  A.  WarnJUtnig^  die  staatsrecibtL  Stellinig  der  kath.  Kirdie  u.  s.  w, 
Erlangen  1855.  s.  20i. 

s;  Archiv  (ür  kath.  K.-R»  V.  B.  S.  202.  269. 
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Besonders  streng  aber  liielt  die  in  den  Staaten  der  cberrheini- 
sehen  Kirehenproimz  publicirte  Verordnung  vom  30.  Januar  1880 

das  Placet  aufrecht,  welche  bestimmte: 

§.  4.  »Die  von  dem  Erzbischof ,  dem  Bischof  und  den  übrigen 
kirchlichen  Behörden  ausgehenden  allgemeinen  Anordnungen,  Kreis- 
flchreiben  an  die  Geistliebkeit  nnd  Diöoesanen,  dnrch  welche  dieselben 
zu  etwas  verbunden  werden  sollen,  so  wie  auch  besondere  Yerfogun- 
gen  Yon  Wichtigkeit,  nnteiliegen  der  Genehmigung  des  Staats  nnd 
können  nnr  mit  der  ansdrftcklichen  Bemerkung  der  Staatsgenehmigung 
(Placet)  kund  gemacht  oder  erlassen  werden.  Auch  solche  allgemeine 
kircliliche  Anordnungen  und  öffentliche  Erlasse,  wolche  rein  geistliche 
Gegenstände  betreffen,  sind  den  Staatsbehörden  zur  Einsicht  vorzule- 
gen, und  kann  deren  Kundmachung  erst  alsdann  erfolgen,  wenn  dazu 
die  StaatsbewiiliguDg  ertheilt  worden  ist. 

%  5.  Alle  römischen  Bullen,  Breven  und  sonstigen  Erlasse 
müssen,  ehe  sie  kund  gemacht,  nnd  in  Anwendung  gebracht  werden, 
die  landesherrliche  Genehmigung  erhalten,  nnd  selbst  för  angenom- 
mene Bullen  dauert  ihre  verbindende  Kraft  und  ihre  Giltigkeit  nur  so 
lange  als  nicht  im  Staate  durch  neue  Verordnungen  etwas  Anderes 
eingeführt  wird.  Die  Staatsgeneliinigung  ist  aber  niclit  nur  für  alle 
neu  ersclieinen*leu  päpstlichen  Bullen  und  Constitutionen,  sondern  auch 
für  alle  frühereu  päpstlichen  Auorduungen  noth wendig,  sobald  davon 
Gebrauch  gemacht  werden  will.« 

Es  bedarf  keiner  Erlftutemng,  dass  sich  hiefOr  nur  in  den  Oster- 

reicliischen  Verordnungen  seit  Joseph  II.  und  in  den  russischen  ükasen 
Analogien  vorfinden.  In  dieser  Verordnung  erreichte  die  Staats- 
Bevormundung  ihren  Höhepunkt,  so  dass  man  sagen  konnte,  dass 
hienach  die  kirchliche  Weihe-  und  Jurisdictionsgewalt  ausser  dem 
»Salben«  ganz  von  dem  Staat  geleitet  werden  sollte.  Daher  konnte 
sogar  Welcher  nicht  umhin,  einzugestdien :  »Die  Grenzen  des  Placets 
seien  so  unbestimmt,  dass  die  Regierung  durch  eine  irgend  willkür- 
liche Ausübung  desselben,  selbst  ohne  Verletzung  der  Gesetze,  alle 
Selbstständigkeit  der  Kirche  und  der  Kirchen-  und  Disdplinargesetz- 
gebung  ganz  zerstören  könne  ^).« 

.         Während  so  die  kirchliche  Freiheit  in  Deutschland  fast  gänzlich 
^von  der  Staats  -  Omnipotenz  erdrückt  zu  sein  schien,  war  es  ihr  in 
einem  Nachbarlande  vergönnt,  Wurzel  zu  schlagen. 


1)  K.*Uxicon  von  Weiser  «h1  WüU  B.  IV.  S.  400. 
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T.  Die  Zeit  vom  Jalire  1830  bis  rar  ffegenwart. 

Mit  der  Lostrennung  Behjicns  von  Holland  beginnt  für  das  Ver- 
hältuiss  der  Kirche  zum  Staate  eine  neue  Zeit,  vielleicht  eine  ganz 
neue  Periode.  Denn  während  die  im  Anfange  des  Jahrhunderts  er- 
lassenen Verfassungsurkunden  nach  französischem  Muster  von  Galli- 
canismns  und  Josefinismus  nicht  frei  waren,  bewies  die  belgische 
Yerfiusimg  vom  25.  Februar  1831,  dass  in  dem  fireien  Staate  auch  der 
Krche  die  iVeiheit  gegönnt  werde. 

Diese  Gonstitation  hat  denn  anch  das  Placet  beseitigt  <). 

Bald  darauf  hatte  die  !^rche  in  »Dentschlandc  mit  der  preussi- 
schcn  Regierung  einen  harten  Kampf  zu  bestehen,  welcher  sich  ins- 
besondere um  die  Ausübung  des  Placets  bewegte.  Denn  gerade 
desshalb,  weil  der  Erzbischol"  Clemens  August  den  päpstlichen  Er- 
lassen über  die  gemischten  Ehen  und  die  hermesische  Doctrin,  welchen 
die  Regierung  das  Placet  niclit  ertheilt  hatte,  trotzdem  nachkommen 
wollte,  erfolgte  die  Hinwegführung  des  standhaften  Hirten  von  Köln 
(20.  November  1887),  und  weil  der  Erzbischof  von  Posen  und  Gnesen 
Martin  von  Dunin  einen  Hirtenbrief  im  Sinne  der  Bulle  »Magnae  no- 
bis  admirätioms«  von  Benediet  XIV.  über  die  gemischten  Ehen  gegen 
den  "Willen  des  Königs  (Friedrich  Wilhelm  III.)  an  den  Klerus  er- 
lassen hatte,  wurde  derselbe  zu  Amtsentsetznng  und  sechsmonatlicher 
Festangsstrafe  verurtheilt. 

Hiemit  hatte  jedoch  das  üebel  die  Krisis  erreicht.  Der  Nach- 
folger Friedrich  Wilhelms  HI.  Friedrich  WiUielm  IV.  (1.  Juni  1840) 
entliess  alsbald  (29.  Juli  1840)  den  Erzbischof  von  (}nesen  aus  dem 
Gelängnisse  in  seine  Diücese  und  beendigte  die  Kdlner  Wirren  da- 
durch, dass  er  nach  einer  von  ihm  selbst  gegebenen  ötfentlichen 
Ehrenerklärung  des  Erzbischofs  Clemens  August,  welcher  auf  die 
Terwaltung  der  Diöcese  verzichtete,  den  bisherigen  Bischof  von  Speier 
Johannes  von  Qeissel  als  Coadjutor  desselben  anerlcannte. 

Auch  wurde  durch  Mimsterial-Bescript  vom  1.  Januar  1841 
den  preussiachen  Bischöfen  der  fireie  Verkehr  mit  Born  gestattet. 
Eme  ähnliche  Entschliessung  erfolgte  bald  darauf  in  Boy^^). 

Durch  die  Kölner  Wirren  war  das  katholische  Bewusstsein  ge- 
weckt worden,  welches  von  dem  constitutionellen  Staate  berücksich- 
tigt werden  musste.  Es  war  neben  dem  Gerechtigkeitsgefühl  man- 
cher Fürsten  die  eiserne  Consequenz  der  einmal  angenommenen  Prin- 
cipien,  welche  die  constitutionellen  Staaten  zwang,  endlich  einmal 


1)  Art.  14.  16. 

2)  Minlsteiial-Ertasa  vom  25.  Min  1841. 
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der  Kirche  gerecht  ro  werden.  Nur  so'  liest  es  eich  erklftren,  wie 
in  der  so  gemischten  und  grossentheils  aus  kirchenfeindlichen  Ele- 
menten bestehenden  Yersammlnng  des  deuisehen  Parlameiiies  in 
Frankfurt  die  Freiheit  der  Kirche  proclamirt  werden  konnte. 

'  Dies  geschah  aber  durch  den  ewig  denkwthrdigen  Beschlnss 
^vom  12,  September  1848.  »Jede  Keligiousgesellschall  ordnet  und  ver- 
kaltet  ihre  Angelegenheiten  selbstständig,  bleibt  aber,  wie  jede  an- 
ilere  Gesellschaft  im  Staate,  den  Staatsgesetzen  unterworfen.«  Durch 
4len  Wortlaut  desselben  wurde  also  jede  Art  von  besonderer  Ober- 
aufsicht, Placet  n.  s.  w.  ausgeschlossen.  Freilich  erhielt  derselbe 
nachdem  er  an  den  Verfassungsausschnss  sn  einer  zweiten  Redaction 
zurückgekehrt  war,  hei  der  zweiten  Berathnng  im  Parlamente  eine 
andere  IVisBiing,  wetohe  die  Fortdauer  des  staatlichen  Auftichtsrech- 
tes  nicht  so  entschieden  ausschloss,  nSmlich:  »Jede  Beligionsgesell- 
schafb  ordnet  und  yerwaltet  ihre  Augelegenheiten  selbststftndig,  bleibt 
aber  den  allgemeinen  Staatsgesetzen  unterworfen.   (§.  17.  alin.  1.  der 
deutschen  Grundrechte.) 

Da  aber  die  Grundrechte  zugleich  das  jus  reformandi  und  alle 
VoiTechte  der  anerkannten  Kirchen  gänzlich  beseitigten  ^),  so  dass 
dem  Staate  mir  mehr  Secten  gegenüber  standen ,  machten  sie  den 
Fortbestand  der  Jura  circa  sacra,  welche  »historisch  wie  rechtlich  nur 
das  Correlat  von  Pflichten  des  Staates  sindc  logisch  und  rechtlich 
unmdgUch^). 

Kaum  war  der  Besehluss  des  Parlamentes  vom  12.  September 
1848  bekannt  geworden,  als  auch  in  FreusBen  die  vom  Könige  oo- 
troyirte  Verfassung  vom  5.  Deeember  1848  der  Kirche  eine  freiere 
Bewegung  gestattete,  deren  wahrhaft  liberale  Grundsätze  sodann  in 

die  sog.  revidirte  preussische  Verfassungs-Ürkunde  vom  31.  Januar 
1850  aufgenommen  wurden  3),  welche  in  Art.  16.  das  Placet  ausdrück- 
lich aufhob.    (»Der  Verkehr  der  Religionsgesellschaften  mit  ihren 
i.Obern  ist  ungehindert.    Die  Bekanntmachung  kirchlicher  Anordnun- 
gen ist  nur  denjenigen  Beschränkungen  unterworfen,  welchen  alle 
j  übrigen  Veröffentlichungen  unterliegen.«) 

Etwas  sp&ter  folgte  auf  diesem  Wege  Oesterreick,  Dort  waren 

1)  „Nene  Religions-Gesellscbiften  dOrfen  sieh  bilden;  ehwr  Aoerkemiang 

ihres  Bekenntnisses  durch  den  Staat  bedarf  es  nicht."  (§.  17.  al.  3.)  „Keine 
Religionsgemeinschaft  geniesst  vor  andern  Vorrechte  durch  den  Statt;  es  besiebt 
fernerhin  iteine  Staatskirche."  (§.  17.  aiin.  2.) 

2)  E.  Herrmann,  lieber  die  Stellimg  der  Religionsgemeinschaften  im 
Staate,  GOttingen  1849.  S.  80  ff. 

a)  Art.  12—19.  und  109.  daselbst. 
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die  oben  angefiBhrt^n  meisteiuEi  Josefinischen  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen (Über  das  Placet  im  Wesentlichen  sowohl  unter  Kaiser  Fianz  als 
unter  Kaiser  Ferdinand  bestehen  geblieben^. 

Erst  nach  den  Erschflttemngen  der  Osterrdehischen  Monarahie 
in  den  Jahren  1848  und  1849,  nach  wiederholten  Kundgebungen  des 
österreichischen  Episcopates  ^),  wurde  die  Kirche  in  Oesterreich  durch 
den  hochherzigen  Kaiser  Franz  Joseph  I.  von  den  ij'esseln  befreit, 
welche  ihr  der  Josefinismus  angelegt  hatte.  ^ 

Nachdem  schon  die  Verordnungen  vom  18.  und  23.  April  1850 
der  katholischen  Kirche  eine  freiere  Stellung  gewährt  hatten,  folgte 
^  der  Abschluss  des  Concordates.  Schon  die  Verordnung  vom  18.  April 
1850  §.  1.  2.  hatte  das  Placet  abgeschafft  Das  Concordat  (vom 
18.  August  1855}  enthielt  (in  Art.  2.)  die  Bestimmung,  dass  der  Ver- 
kehr sowohl  des  Klerus  und  des  Volkes  mit  dem  Papste  in  geistlichen 
Dingen  als  auch  der  Bischöfe  mit  ihren  DiOcesanen  dem  Fhä»t 
nicht  unterliegen  soU  (nulli  pladtum  regium  obtinendi  necessitati.) 

Dieses  Vorgehen  der  beiden  grössten  deutschen  Staaten  ist  auf 
das  übrige  Deutschland  nicht  ohne  Rückwirkung  geblieben. 

Nachdem  der  deutsciie  Episcopat  in  der  bekannten  Würzburger 
Denkschrift  von  1848,  der  oberrheinische  Episcopat  in  der  hierauf 
.  gestützten  Denkschrift  vom  5.  Februar  1851  die  Rechte  der  Kirche 
reclamirt  hatte,  erfolgte  in  mehreren  Staaten  der  oberrheinisj^^ 
KWcheit^imm y  in  Baden,  Württemberg,  Grossherzogthum  Hessen 
und  Nassau  eine  Verordnung  ?om  1.  M&ns  1858,  wonach  nur^  allge- 
meine Anordnungen  des  Erahischofe,  Bischöfe  und  der  übrigen  kirch- 
lichen Behörden,  wodurch  die  Untergebenen  zu  etwas  verbunden  wer- 
den sollen,  »was  nicht  ganz  in  dem  eigentlichen  Wirkungskreise  der 
Kirche  liegt,  sowie  auch  sonstige  Erlasse,  welche  in  staatliche  und 
bürgerliche  Verhältnisse  eingreifen,«  der  Genehmigung  des  Staates 
unterliegen,  andere  Erlasse  über  rein  geistliche  Gegenstände  dagegen 
den  Staatsbehörden  gleichzeitig  mit  der  Publication  blos  »zur  Ein- 
sicht« mitzutheileu  sind.  Beides  gilt  auch  von  den  päpstlichen  Er- 
lassen und  den  Synodalbeschlussen  ^). 

Dieselbe  üebung  des  Placets  bestand  und  besteht  in  Kurhessen 
nach  g.  135.  der  Verfassungs-Urkunde  von  1831  (g.  103.  der  Verfes- 
sungs-Urkunde  YOm  13.  April  1852).  In  der  Verfessungs-Urkunde  von 
1860  §.  109.  ist  von  dem  Placet  nidit  mehr  die  Bede. 


1)  Warnkönig  a.  a  0.  S.  177.  und  184. 

2)  Brühl,  acta  ecdes.  6.  Abth.  1.  Ulf.  1.  Heft  &  3  ff. 

3)  2.  3.  4.  5. 

AnUf  Mr  Kizcbearaclil.  im  15 
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Die  Verfassung  des  Königreichs  Uannovcr  vom  6.  August  1840 
§.  69.  und  70.  2.  Abs.  fordert  filr  rein  geistliche  Erlasse  die  EinsiGht, 
fftr  die  tlbrigen  Anordnungen  der  katholischen  KirchenhehOrden  das 
Placet  [wurde  jedoch  in  der  neueren  Zeit  praktisch  nicht  mehr  ge- 
handhabt]. 

Bas  würUembergifehe  Concordat  rem  24.  Juni  1857  hat  das 

Placet  aufgehoben  ^).  Nachdem  es  von  dem  württembergischen  Land- 
tage am  10.  März  18(31  verworfen  worden  war,  wurde  von  Seiten  der 
Regierung  ein  (lesetz,  »die  Regelung  des  Verhältnisses  der  Staatsge- 
walt zur  katholischen  Kirche  betreffend,«  eingebracht,  welches,  nach- 
dem es  von  den  Kammern  angenommen  worden  war,  unterm  30.  Ja- 
nuar 1862  verkündigt  wurde. 

Der  Art.  I.  desselben  regelt  das  Placet :  für  rein  geistliche  Ge- 
genstande ist  nur  eine  mit  der  Verkündigung  gleichzeitige  Mitthei- 
iung  an  die  Begierung  vorgeschrieben.  Dagegen  ist  för  alle  allge-  < 
meinen  Anordnungen,  wodurch  Geistlichkeit  und  DiOcesanen  zu  etwas 
Torbunden  werden  sollen,  was  »nicht  ganz  in  dem  eigenthümlichen 
Wirkungskreise  der  Kirche  liegt«  oder  welche  in  staatliche  Verhält- 
nisse eingreifen,  das  Tlacet  beibehalten.  Darin  liegt  wenigstens  ein 
Fortschritt  gegenüber  der  württembergischen  Verfassungs  -  Urkunde, 
welche  in  §.  72.  für  alle  kirchlichen  Auordnujigeu  das  Placet  gefor- 
dert hatte. 

In  Baden  wurde  durch  die  zwischen  dem  Papste  und  dem  Gross- 
herzog abgeschlossene  Convention  vom  20.  Juni  1859  das  Placet  eben- 
falls beseitigt^),  was  jedoch  nach  der  Verwerfung  des  Ooncordates 
durch  die  Kammern  nicht  zur  Ausfflhrung  gelangte^. 

Auch  in  Bayern  hat  die  neuere  Zeit  einige  Erleichterungen  in 
Bezug  auf  das  Placet  gebracht.  So  wurde  schon  in  einer  Ministerial- 
Entschliessung  rom  11.  December  1843  das  Placet  nur  Ahr  neue 
kirchliche  Gesetze  und  andere  Aiiordnungen  festgehalten,  fiir  »blosse 
Hinweisungen«  auf  die  längst  bestehenden  Vorschriften  in  rein  geist- 
lichen Gegenständen  und  den  Vollzug  derselben  aufgegeben;  nach 
einer  Miuisterial-£ntschliessu.ng  vom  23.  Januar  1845  soll  dasselbe 


1)  Art.  VIL  „Hinc  iDstroctiones  et  ordinationes  eplseopi,  nec  non  synodi 
dioecesanae,  consilH  provindalis  et  ipsios  S.  Sedis  acta  de  rebus  ecdeslasticls 
absqae  praevia  inspecttone  et  approbatione  gabemtt  regit  pabifeabaotnr." 

2)  Art.  VI. 

3)  Gesetz  über  die  Regelung  der  kirchl.  Verhältnisse  vom  9.  Octbr.  1860. 
§.  15.  „Keine  Verordnung  der  Kirche,  welche  in  bürgerliche  und  staatsbürger- 
liche VerhSltnisse  eingreift,  kann  rechtliche  Gellung  in  Anspruch  nehmen  oder  in 
Vollzog  gesetzt  werden,  bevor  sie  Genehmigung  des  Staates  erhalten  hat." 
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auf  einen  von  einem  Bischöfe  bei  seinem  Amtsantritte  erlassenen 
Hirtenbrief,  welcher  »keine  Auordnungen«  enthält,  nicht  augewen* 
det  werden. 

Noch  weiter  ging  eine  Ministerial-Entscliliessung  vom  12.  Pe- 
braar  1849,  wodurch  die  vorgängige  Vorlage  der  JFaatendispensen  — 
»insofern  darin  keine  Verändening  der  auf  das  bürgerliche  Leben  ein- 
wirkenden Yorschriften  erzielt  werde«  erlassen  wurde. 

Indessen  haben  die  in  Freysing  im  Jahr  1850  versammelten 
bayerischen  Erzbischöfe  und  Bischöfe  in  ihrer  Denkschrift  vom  20.  Oc- 
tober  1850  geradezu  die  Aufhebung  der  §.  58.  und  59.  des  Religions- 
Edictes  gefordert.  Diesem  wurde  durch  die  Verordnung  vom  8.  April 
1852,  wodurch  in  Zifl'er  3.  für  die  von  dem  Oberhaupte  der  Kirche 
oder  von  den  Bischöfen  ausgelienden  »Jubiläums-  und  Ablassverkün- 
digungen« sowie  »für  die  Pastenpatente«  das  Placet  bis  auf  Weiteres 
im  Voraus  ertheilt  wurde,  nur  theilweise  entsprochen.  Denn  für  alle 
anderen  kirchlichen  Erlasse,  welche  nicht  unter  §.  59.  des  Religions- 
Edicts  fallen,  blieb  das  Placet,  so  wie  es  bisher  geübt  wurde,  bestehen. 

Endlich  wurde  in  einer  nach  mehreren  Erklärungen  des  baye- 
rischen Episcopates  vom  28.  April  1852,  15.  Mai  1853  und  25.  JuU 
1854  ergangenen  Ministerial-Entschliessung  vom  9.  October  1854  die 
»Placetirung«  nur  noch  in  ganz  besonderen  Fällen,  »in  welchen  kirch- 
liche Erlasse  das  bürgerliche  und  politische  Gebiet  mitberAhren,«  ge- 
fordert 1). 

Dass  aber  bei  der  Elasticität  dieses  Ausdruckes  das  Damocles- 
schwert  immer  noch  über  der  Kirche  hängt,  bedarf  keiner  Erläuterung. 

Von  den  auswärtigen  Staaten  hatte  unterdessen  das  Königreich 
der  Niederlande  das  Placet  ganz  abgeschatt't.  (Grundgesetz  vom 
14.  October  1848,  Art.  170.) 


1)  hinsiehtlich  aller  deijenigen  Erlasse  and  VerOffienllicliuiigeii«  weiche 
von  Seite  der  kiieliliclien  Oben  an  die  GeisUichkeit  und  an  die  DiScesanangehO- 
rlgen  gewObnIicb  ergehen,  intialdicb  der  vorliegenden  Entschliessung  das  Place- 
tum  regiam  im  Voraus  ertheilt  ist,  so  erscheint  die  Nothwendigkeit  der  Place- 
tirung,  wie  solche  nach  den  zur  Zeit  giltigen  Bestimmungen  dt^s  Tit.  IV.  §.  9.  der 
Verf.-Ürk.  und  gemäss  §.  58.  der  Ii.  Verf. -Beil.  aufreclit  erhallen  bleiben  niuss, 
nur  noch  in  ganz  besondern  Fällen  und  Anlässen  gegeben,  in  welchen  kirchliche 
Erlasse  das  bürgerliche  und  polnische  Gebiet  mit  berühren,  und  es  kann  nach  den 
sub  Z.  1.  entbaltenen  Erlftaterangen  bezQglicli  der  Uebang  des  obersten  Sdiats- 
und  Anftichtsredites  ein  Zweifel  darüber  nicbi  obwsKen,  dass  der  Emanirimg  von 
oberkirthlirhen  Erlassen,  welebe  nur  Urtlilicbe  Angelegenheilen  beireffien  und 
nicht  zugleich  in  das  bOrgerliebe  und  polIUsche  Gebiet  eingreifen,  durch  den  Vor- 
behalt des  Placetum  eine  Schranke  nicht  gesetit  sei.**  (Arcftiv  fQr  katb.  K.  •  R. 
.  VUl,  &  4SS.) 

15* 
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•  So  sehen  wir  heutzutage  das  Placet  in  manchem  Staate  aufgeho- 
ben oder  doch  bedeutend  beschrankt ;  dagegen  halten  andere  dasselbe 
iuit  grosser  Zähigkeit  fest;  so  vor  Allem  Frankreich,  wo  der  Hirten- 
lef  des  Gardinais  de  Bonald  Tom  21.  November  1844  unter  andern 
änch  desshalb  isa  missbrftuchlich  erklärt  worde,  weil  er,  ohne  das 
Placet  erhalten  zu  haben,  die  Bulle  »Anctorem  fidei«  TerOffent- 
lichte  %  und  noch  Im  Jahr  1865  einige  MissbranchserUftrungen  gegen 
Bischöfe  vorkamen,  welche  die  fincyclica  und  den  Syllabus  vom  8.  De- 
cember  1864  ohne  Placet  verkündigt  hatten;  sodann  liusslatid,  wo 
die  Anwendung  alter  barbarischer  Gesetze  gegen  die  katholische 
Kirche  zu  den  alltäglichen  Vorkommnissen  gehört;  und  um  zu  be- 
weisen, dass  der  falsche  Liberalismus  mit  dem  Despotismus  im  Hasse 
gegen  die  kirchliche  Freiheit  einverstanden  ist,  wurde  in  der  freien 
Schweis  erst  in  der  neuem  Zeit  das  Placet  in  mehreren  Kantonen  ein- 
geführt^), und  wird  dasselbe  hn  Königreiche  Italien  heute  noch  gegen 
die  »freie  Kirche«  geltend  gemacht 

YL  Bie  JtBgsttn  TertheMigar  des  Pltcet 

Es  wurde  oben  darauf  hingewiesen,  dass  die  Bourbonen  durch 
die  Unterdrückung  der  Kirche  den  Untergang  ihrer  Herrscliaft  be- 
förderten. Dies  ist  auch  in  der  neuern  Zeit  von  den  Vertretern  der 
verschiedensten  Parteien  anerkannt.  So  hat  z.  B. ,  um  nur  einige, 
gewiss  unverdächtige  Zeugen  zu  nennen,  Louis  Blanc  hervorgehoben, 
dstös  da,  wo  der  Staat  die  Rechte  der  Kirche  annexirte,  die  Massen 
es  waren,  welche  den  leeren  Kaum  einnahmen,  den  die  Kirche  vor 
der  Gewalt  räumen  musste,  und  Froudhon  sagt  in  seinen  Oonfessions 
d'un  r^volutionaire  geradezu:  »Der  Staat  war  bestrebt,  sich  von  der 
Kirche  unabhängig  zu  macheu.  Das  Zeitliche  hatte  sich  vom  Geist- 
lichen losgerissen.  Die  KOnige  als  die  ersten  BeTolutionäre-  kamen 
dahin,  den  Papst  mit  ihrem  Eisenhandschuh  zu  ohrfeigen.  Durch 
die  Empörung  des  Königthums  gegen  den  Papst  betrat  es  den  Weg 
zu  seinem  Untergang.  Indem  die  Kirche  gedemüthigt  war,  land  sich 
das  Princip  der  Autorität  an  der  Wurzel  angegriften,  die  Gewalt  war 
nur  noch  ein  Schatten.  Jeder  Büiger  konnte  die  Kegiening  frageu, 
wer  bist  Du,  dass  ich  üir  gehorchen  soll?  Der  Socialismus  verlehlte 
nicht,  diese  Conseqaenzen  zu  ziehen  3).« 


1)  De  Champcaux  a.  a.  0.  t.  II.  p.  577. 

2)  In  Luzern  1834,  Waadt  1837,  Kreiüurg  18öü.   [Vgl.  Aitenhofer  im 
Arcbiv  XYII«  241  (T.J 

8)  ArcMo  fttr  kaUiol.  Kirehenrecht  B.  V,  S.  281. 
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Als  die  Bevolution  mit  dem  Throne  den  Altar  umgestürzt  hatte, 
konnte  in  der  Kepablik,  welche  den  Ruf:  )>dcrasez  Tinfame«  zum 
Programm  erhoben  hatte,  von  einer  Freiheit  der  Kirche  keine 
Bede  sein. 

Die  Fürston  dagegen  glanbtoi,  die  Zeit  sei  gekommen,  wo  man 
die  Kirche  nur  mehr  als  eine  blosse  Landespolizei-Anstalt  behandeb 
dfbfe.  Die  der  Kirche  entfremdete,  grossentheils  mit  Hass  gegen 
das  Christenthtim  erföllte  Wissenschaft,  deren  Herrschaft  dnieh  die 

Aufhebung  des  Jesuitenordens  gesichert  erschien,  hatte  überhaupt  kein 
Verstäiidniss  für  die  kirchliche  Freiheit;  die  wenigen  kirchlich  ge- 
sinnten Schriftsteller  hatten  damals  nicht  den  Muth,  vom  wissen- 
schaftlichen Standpunkte  aus  die  Aufhebung  der  »jura  circa  Sacra« 
zu  fordern ,  depalte  Polizeistaat,  mit  der  Bevormundung  der  Kirche 
verwachsen,  "TOSkte  nöcETÖlen  in  den  Gliedern.  Es  ist  daher  sehr 
erklärlich,  wenn  in  den  bei  weitem  meisten  Lehr])üchem  des  Kirchen- 
nnd  Staatsrechts  am  Ende  des  vorigen  und  An£Euige  dieses  Jahrhun- 
derts die  jura  circa  sacra  als  dem  Staate  wesentlich  innewohnende 
Hechte  aufgefahrt  werden  und  der  yerschiedene  Standpunkt  der 
Autoren  nur  dadurch  hervorblickt,  dass  die  einen  ein  sehr  nützliches 
staatliches  Hoh^tsrecht,  die  andern  ein  nothweudiges  üebel  darin 
erkennen. 

Zwar  war  in  Concordaten  und  Verfassungs-Urkunden  die  Frei- 
heit und  Selbstständigkeit  der  Kirche  verbrieft,  worden.  Aber  man 
war,  wie  die  Geschichte  zeigt,  weit  davon  entfernt,  dieses  durch  Auf- 
hebung der  jura  circa  sacra  zu  bewerkstelligen.  Indessen  machten 
sich,  sobald  einmal  und  je  mehr  man  den  Constitutionalismus  in  den 
Staat  aufnahm,  zu  Gunsten  der  Kirche  gewisse  unerbittliche  Conse- 
quenzen  geltend.  Wenn  einmal  Beligionsfreiheit  zugestanden  wurde, 
warum  zwang  man  christliche  Eltern,  ihre  Söhne  an  unchristUcheu 
-  Lehranstalten  g^n  das  Gtobot  ihrer  Religion  erziehen  zu  lassen  ^)? 
wenn  »Yerdnsfreihdtc  gewährt  wurde,  warum  unterdrückte  man 
Klöster  und  Gongregationen^?  wenn  »Selbstverwaltung«  für  die  ver- 
schiedensten Vereine  proclamirt  wurde,  warum  blieben  die  Kirchen  der 
Staatsaufsicht  und  Genehmigung  unterworfen?  wenn  »Pressfreiheit« 
verkündigt  wurde,  warum  liess  man  das  Placet  bestehen? 


1)  Das  Wort  des  badischen  Staatsraths  Lamey:  „Das  Gesetz  Ist  das  öflTent- 
llche  Gewissen"  ist  nur  ein  neuer  Ausdruck  für  ein  älteres  Princip,  welches  in 
Nordamerika,  England,  Frankreich  und  Belgien  ein  überwundener  Standpunkt  Ist. 

2)  „Henehlerfsclie  AnwUte  einer  Freiheit,  deren  (iefttes  Wesoi  sie  nie  lie- 
grilTfen,  nie  geahnt  htibea,  bestrafen  sie  die  erhabenste  That  der  Freiheit  mit  Yer- 
banonng.**  Monialembert,  Die  liftnche  des  Abendlandes.  B.  L  S.  CCXV. 
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Alles  dieses  konnte  —  wie  später  gezeigt  wird  —  nur  aus  einer 
besonderen  Abneigung,  wenn  nicht  Hass  gegen  die  Kirche  erklärt 
werden.  Allein  es  bedurfte  bei  der  lange  gewöhnten  Knechtschaft  der 
Kirche  eines  besonderen  Anlasses,  vm  dieses  dem  katholischen  Volke 
zun  Bewusstsein  zu  bringen.  Dies  bewirkte  der  Umstand,  dass  es 
protestantische  Begiernngen  waren,  welche  gleichfiüls  die  drückende 
Herrschaft  Ciher  die  Kirche  ausühtm.  Denn  hiednrch  wnrde  dieselbe 
bei  dem  Volke  gehässiger.  Daher  ist  es  sehr  natürlich,  dass  gerade 
in  Belgien  und  den  preussischen  Rheinlanden  zuerst  eine  starke  Oppo- 
•  sition  des  katholischen  Volkes  sich  kund  gab.  Wie  dieselbe  zur 
Emancipation  der  Kirche  führte,  haben  wir  besehen.  Unterdessen 
hatte  aber  die  Idee  der  Kirchenfreiheit  Fortschritte  gemacht.  Man 
wies  auf  England  hin,  wo  die  jura  circa  sacra  in  Bezug  auf  die  katho- 
lische Kirche  nicht  mehr  geübt  würden;  man  hielt  der  Democratie 
Nordamerika  vor  Augen,  um  zu  beweisen,  dass  die  kirchliche  Freiheit 
mit  der  politischen  vertrlglich  sei^). 

In  der  Literatur  hatten  in  Frankreidi  vor  Allen  VemUoi  und 
Graf  Monialembert,  in  der  Schweiz  Vine$,  in  Deutschland  Manner 
wie  Josef  von  Görres,  WdUer  und  FJtiäiips  die  Eirchenfreiheit  auf  ihr 
Panier  geschrieben.  Dazu  kamen  Zeitschriften,  wie  der  Mainzer 
>Katholik«  und  die  »historisch-politischen  Blätter«  in  München.  In 
der  obeiTheinischen  Kirchenprovinz  entzündete  der  Heldenrauth  des 
greisen  Erzbischofs  Hermann  von  Freiburg  die  Gemüther.  Es  ist 
Thatsache,  dass  das  katliolische  Leben  überall  da  erwachte,  wo  der 
Kampf  für  die  heiligen  Rechte  der  Kirche  mit  Muth  und  Kraft  ge- 
führt wurde.  Da  konnten  denn  auch  ganz  radicale  Anhänger  »des 
Fortschrittes,«  wie  z.  B.  Wdcker  nicht  umhin,  die  Gerechtigkeit  der 
kirchlichen  Forderungen  an  den  Staat  mehr  oder  minder  anzu* 
erkennen. 

So  wurde  denn  auch  das  ganze  System  der  Staate-Bevormundung 
der  Kirche,  sowie  insbesondere  das  Placet  Ton  vielen  und  hervorra- 
genden Mitgliedern  der  liberalen  und  democral^sc^en  Partei  ver- 
worfen ^). 

Dagegen  haben  sich  in  der  neuesten  Zeit  wieder  einzelne  Stim- 
men in  der  Literatur  für  die  Beibehaltung  des  Placets  erhoben.  Da- 
hin gehören  namentlich  der.  belgische  Professor  Laurent  in  seinem 

1)  Z.  B.  ToqueviUtf  Sar  les  Etats  Unis  d'Amerique. 

2)  Z.  B.  V.  JZottecft,  S(aal8l«xic<m  Bd.  IX.  S.  299:  „Die  Kirehe  wird  völ- 
lig wehrlos  gemacht  durcb  das  k.  Placet  und  es  wird  der  Staatsgewalt  dadordi 
die  llacbt  volietien,  die  Stimme  der  Wahrheit  und  des  Rethts  zo  ersüaken/*. 
BVunUchlit  BentsdL  St.-W<tarterbach  B.  V.  S.  577. 
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im  Jahr  1860  erschienenen  »Fan  E8pen€  und  Eobert  v.  MM  in  sei- 
ner »Politik«  (1.  Bd.  1862.). 

Bei  Laurent  nnd  v,  MM  sind  vom  Standpunkte  der  neueren 
Wissenschaft  ans  alle  Gründe  fttr  die  Beibehaltung  des  Placets  zu- 
sammengestellt. Wir  wollen  das  Gewicht  dieser  Grunde  prüfen  und 
daran  unsere  eigenen  Bemerkungen  knüpfen. 

Vor  Allem  hebt  Laurent  hervor,  flass  katholische  Canonisten, 
sowie  Fürsten,  deren  katholische  (  Je.sinuuii(,^  bekannt  ist,  wie  Philipp 
von  Spanien,  das  Placet  für  nothwendig  erklärt  hätten,  und  sucht 
hieraus  zu  beweisen,  dass  das  Placet  jenen  kirchenfeindlichen  Charak 
ter  nicht  an  sich  trage,  welcher  ihm  beigelegt  werde. 

Was  jedoch  die  als  Vertheidiger  des  Placets  aufbretenden  katho* 
lischen  Canonisten  hetrüft,  welche  allerdings  zahlreich  namentlich  im 
vorigen  Jahrhunderte  sind,  so  dürfte  ihre  Meinung,  welche,  wie  wir 
oben  gesehen  haben,  von  der  protestantischen  Wissenschaft  inspirirt 
war,  gegenüber  den  nicht  minder  zahlreichen,  im  Laufe  der  Zeit  er- 
hobenen Protesten  der  Päpste  gegen  das  Placet  wenigstens  nicht 
als  Stimme  der  katholischen  Kirche  weiter  in  l^etracht  kommen.  Oder 
sollte  etwa  der  Ausspruch  eines  Fierre  PUhou,  eines  Van  Espen,  oder 
auch  eines  Justhms  Fehronius,  eines  Eybel  u.  s.  w.  eher  als  Ausdruck 
des  katholischen  Bewusstseins  gelten,  als  das  Wort  der  Päpste  und 
Bischöfe?  Wenn  sich  femer  Laurent  auf  Philipp  II.  beruft,  der 
eben&Us  das  Placet  angewendet  habe,  so  wird  es  uns  vergönnt  sein, 
uns  hierüber  zu  verwundern.  Es  ist  doch  wohl  von  allen  Seiten  un- 
bestritten, dass  zur  Zeit  Philipps  IL  in  Spanien  der  ATisoluiismus  in 
seiner  vollsten  Blüthe  stand.  ünd  nun  kommii  ein  warmer  Annanger 
les  modernen  ütaaies,  und  empfiehlt  dem  liberalen  Staate  eine  Mass 
regel  damit,  dass  er  sagt,  Philipp  IL  habe  es  auch  so  gemacht! 
Was  würde  der  gelehrte  Herr  Professor  sagen,  wenn  mau  mit  dem- 
selben Grunde  die  Einführung  der  Inquisition  rechtfertigen  wollte? 
Dasselbe  gilt  von  der  weitern  Behauptung  Lnurenis,  dass  die  Sou- 
veränität des  w^eltlichen  Fürsten  nicht  gestatte,  dass  der  Papst  Ge- 
setze gebe  ohne  die  besondere  Genehmigung  des  Kegenten^).  Was 
ist  es  doch  för  eine  Souveränität,  die  dieses  nicht  gestattet?  Es  ist 
die  Souveränität  Philippus  II.  von  Spanien,  Heinrich's  VIII.  .von  Eng- 


t 


1)  Vergl.  iuiter  ter  Balte  JSome^  BoBcavänp,  Menttmenta  catbolica 

tom.  I.  p.  117.  203.  205.  300. 

2)  A.  a.  0.  S.  115.:  „Gr  TGtat  ne  peut  pas  permettre  qu'iin  pouvoir  quel- 
conque  public  des  lois  obligatoires,  ne  fOt-ce  que  dans  le  for  de  la  conscience, 
Sans  reconnailre  une  autre  souverainet^  que  celle  doni  il  est  l'organe  ...  II  n'ya, 
il  De  peut  y  aYOir  qu'un  souverain." 
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lud,  aoirie  aaoh  Ludwig  XIV.  nnd  fthnlieher  Ffintoii,  welche  sagen 
konnten  r^at  c*e8t  moi.  Die  SouTeränität  von  rönusdien  Imperatoren, 
EarPs  des  Grossen,  Otto*s  des  Grossen  und  Friedrich*s  Barbarossa 
konnte  es  ertragen,  dass  die  Päpste  Gesetze  verkündigten,  ohne  vor-  . 
her  die  Erlaubniss  des  Kaisers  eingeholt  zu  hahen.  Man  wird  zuge- 
stehen, dass  der  Souveränitätshegrilf ,  den  Laurent  hier  aufstellt, 
gerade  nicht  sehr  zeitgemäss  ist,  so  dass  ihn  der  geistreiche  Publi- 
cist  schwerlich  in  einer  andern  Richtang  gelten  lassen  würde,  üebri- 
gens  findet  sich  dieser  Gedanke  Laureirt's  auch  bei  Mohl,  wenn  er 
sagt:  »dass  es  nnvereinbar  mit  dem  Ansehen  nnd  der  Wirksamkeit, 
ja  selbst  mit  dem  Begriffe  der  Staatsgewalt  ist,  wenn  den  Hänptem 
dner  oder  mehrerer  Gorporationen  ...  das  Becht  znsteht.  Befehle  an 
ihre  Angehörigen  zn  erlassene  n.  s.  w.^),  nnd  wenn  er  dieses  als  nn- 
vereinbar mit  »der  Wfirde  der  Staatsgewalt«  bezeichnet  ^). 

Wie  doch  diese  Herren  für  die  Erhaltung  der  Souveränität  be- 
sorgt sind!  Doch  will  uns  bedünken,  dass  es  nicht  immer  so  sei, 
nämlich,  wenn  es  sich  darum  handelt,  die  »Souveränität  gegen  eine 
liberale  Kammer-Majorität  zu  vertheidigen.  Und  wenn  die  »Souve- 
ränität« wirklich  die  Beibehaltung  des  Placets  erforderte,  glaubt  man 
denn,  dass  dann  protestantische  Begenten  und  Fürsten,  die  auf  ihre 
Souveränität  bedacht  sind,  wie  die  EOnige  von  Prenssen,  dem  Placet 
entsagt  hätten?  Sin  Achtes  Sonvertoitfttsiecht  mnss  jedem  Staate 
zukommen,  hierin  gibt  es  keine  Verschiedenheit  der  Praxis.  Bin  wei- 
terer Grund  für  die  Beibehaltnng  des  PhM»ts  liegt  nach  LamreiA  in 
den  durch  die  Publication  von  päpstlichen  Bullen  in  früherer  Zeit  her- 
voigerofbnen  ünmhen  und  AnMänden.  '  Lammt  beruft  sich  nament- 
lich auf  die  in  Belgien  bei  der  Verkündigung  der  bulla  »Unigenitus« 
in  Folge  der  Jansenistischen  Irrlehren  vorgefallenen  Gewaltthaten. 
Darauf  lässt  sich  aber  erwiedem,  dass  nicht  die  Pul)lication  der 
Bullen  selbst,  sondern  die  vom  Staate  versuchte  gewaltsame  Durch- 
führong  derselben  in  Verbindung  mit  der  schon  vorher  bestehenden 
Aufregung  der  Gemüther  die  Unruhen  hervorgerufen  hat. 

Dass  dieses  in  der  jetzigen  Zeit  nicht  zu  furchten  ist,  weil  — 
abgesehen  von  dem  herrschenden  Indifferentismus  —  in  dem  moder- 
nen Staate  von  emer  gewaltsamen  Durchf&hrung  der  pftpstlichen  Bul- 
len durch  die  Staatsgewalt  ohnehin  keine  Bede  sein  kann,  wird  Nie- 
mand bezwdfbln.  üeberhaupt  wird  aber  der  versuchten  historischen 
Begründung  des  Placets  stets  mit  Becht  entgegengehalten  werden, 


1)  A.  a.  0.  S.  272, 

2)  A.  a.  0.  S.  276. 
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dass  es  sich  darnm  handelt^  die  Anwendang  des  Plaeets  in  dem  mo- 
dernen Staate  zn  rechtfertigen,  der  bekanntlich  Ton  dem  mittehilter- 
liehen,  sowie  von  dem  alt-bnreancratischen  des  vorigen  Jahrhunderts 
wesentlich  rerschieden  ist,  weshalb  bei  gänzlich  veränderten  Ver- 
hUtnissen  dem  Hereinziehen  längst  vergangener  Zeiten  ein  besonderes 
Gewicht  nicht  beigelegt  werden  kann.  Daher  unterlässt  v,  Mohl  mit 
gutem  Grunde,  sich  auf  die  Geschichte  zu  berufen. 

Wenn  in  den  alten  Monarchien  das  Flacet  ausgeübt  wurde,  so 
stand  dieses  mit  den  fibrigen  Grundsätzen  der  Staatsyerwaltung  im 
Einklänge.  Es  durfte  fiberhaupt  nichts  gedruckt  werden,  ohne  dass 
die  hiezu  eigens  eingesetzte  Staatsbehörde  vorher  ihre  Erlaubnisa 
(das  Imprimatur)  ertheilt  hatte.  Man  nannte  dies  die  »Oensur.« 
Davon  waren  auch  die  kirchlichen  Erlasse  nicht  ausgenommen  und 
das  Placet  ist  eben  nichts  Anderes  als  ein  anderer  Name  für  die  Censnr, 
insofern  sie  nämlich  in  Bezug  auf  kirchliche  Erlasse  geübt  wird.  Da- 
her verhält  sich  die  Censur  zum  Placet,  wie  die  Gattung  zur  Art. 
Nun  hat  man  bekanntlich  in  fast  sämmtlichen  europäischen  Staaten 
die  Censur  aufgehoben  und  an  deren  Stelle  die  Pressfreiheit  gesetzt, 
d.  h.  die  Freiheit  der  öffentlichen  Meinungs  -  Aeusserung  durch  die 
Schrift  und  andere  mechanische  Mittel.  Nichts  ist  der  liberalen 
Partei,  welche  die  heutigen  Staaten  &st  sftmmtlich  beherrscht,  so 
verhasst,  als  die  Censur.  Gleichwohl  soll  die  Censnr  der  Kirche  ge- 1|| 
gennber  als  Placet  aufrecht  enhalten  werden. 

Also  sind  die  Diener  der  Kirche  der  allgemeinen  Freiheit  der 
Staatsbürger  nicht  theilhaftig,  indem  sie  einem  »Ausnahnisgesetz« 
unterliegen.  Die  Inconsequenz  dieses  Zustandes  ist  zu  augenfällig, 
als  dass  es  nicht  ein  Lächeln  hervorrufen  könnte,  wenn  v.  Mohl  sich 
bemüht,  von  dem  Zusammenhalten  der  Censur  mit  dem  Placet  als 
einer  »Begriffsverwirrungc  zu  warnen.  Er  fühlt  wohl,  dass  die  Ge- 
fahr  einer  solchen  »Begriffisverwirmngc  sehr  nahe  liegt,  wie  denn  auch 
bekanntlioh  sehr  lieberale  Autorit&ten  sich  ihrer  schuldig  gemacht 
haben. 

Es  liegt  demnach  in  dem  Placet  eine  Unbilligkeit  gegen  die 
Kirche,  welche  noch  in  dreifacher  Beziehung  gesteigert  wird: 

1)  ist  dies  eine  unverdiente  unbillige  Behandlung  der  Kirche 
von  Seiten  des  Staates.  Denn  die  kirchlichen  Oberen  üben  einen  von 
den  Gegnern  selbst  und  dem  Staate  als  heilsam  anerkannten  Einflnss 
auf  die  ihrer  Obhut  anvertrauten  Gläubigen  aus.  Dass  ein  Missbraucb^^"'''^ 
ihres  Einflusses  von  ihnen  viel  weniger  zu  besorgen  ist,  wie  z.  B.  von 
Seiten  der  Vtam^  das  beweist  die  Erfohrung  in  jenen  Ländern,  wo  es 
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Placei  gibt.  Oder  ist  es  etwa  nicht  wahr,  dass  ia  fioghuid  und 
PkeüBflen,  wo  man  das  Placet  nicht  kennt,  sich  kaum  Ein  Eall  auf- 
weisen Ifisst,  wo  ein  Bischof  wegen  Missbranchs  seiner  Bede-  oder 
Ftessfireiheii  Enm  Schaden  des  Staates  verurtheilt  wnrde^  wfthrend  es 
an  zahhneichen  Pressprozessen  aus  diesem  Gmnde  gegen  andere  Anto- 
ren  zu  keiner  Zeit  fehlte? 

2)  Sodann  befindet  sich  die  Kirche  durch  das  Placet  in  einiir 
schlimmeren  Lage  als  ihre  Gegner. 

Jedermann  kann  die  Kirche  in  der  Presse  verspotten,  verhöhnen, 
beschimpfen  in  jeder  Beziehung,  ohne  sich  dazu  vorher  die  Erlaubniss 
(das  Placet),  einer  Behörde  verschaffen  zu  müssen.  Er  riskirt  —  in- 
sofern er  hiebei  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzes  verletzt  —  im 
schlimmsten  Falle  eine  nachfolgende  Verurtheilung.  Gelingt  es  ihm, 
vor  Geschwome  gestellt  zu  werden,  so  soll  es  mitunter  nicht  so  ge- 
fährlich sein.  Indessen  hat  vielleicht  die  Kirche  z.  B.  in  Folge  der 
gegen  sie  gerichteten  Angriffe  bei  einem  Theile  ihrer  Mitglieder  selbst 
an  Achtung  verloren.  Und  wenn  sich  desshalb  die  geistlichen  Obern 
in  einem  an  die  Qlftubigen  gerichteten  Erlasse  gegen  diese  Angriffe 
vertheidigen  wollen,  so  bedflrfen  sie  hiezu  einer  besondem  Erlaubniss 
des  Staatsoberhauptes,  die  auch  verweigert  werden  kann. 

3)  Die  Kirche  ist  benachthciligt  im  Vergleiche  mit  andern 
Vereinen.  Wenn  z.  B.  ein  Turnverein  in  der  Presse  beschimpft  würde, 
so  stünde  es  dem  Vorstande  des  Vereines  frei,  sich  in  einem  für  die 
Mitglieder  des  Vereins  bestimmten  gedruckten  Circulare  gegen  die 
etwa  gegen  ihn  erhobenen  Anschuldigungen  zu  vertheidigen.  Der 
Staat  kümmert  sich  darum  nicht. 

1  Wenn  aber  z.  B.  die  Bischöfe  als  herrschsftehtige  Menschen, 
welche  ihre  Amtsgewalt  zu  eigennützigen  Zwecken  missbrauchen,  ge- 
brandmarkt  werden,  und  sie  wollen  sich  in  einem  Hirtenbrief  verthei- 

idigen,  so  bedürfen  sie  dos  Placets.  Und  doch  steht  ein  Hirtenbrief, 
J  welcher  in  den  Buchhandel  gebracht  und  verkauft,  oder  von  Pfarr- 
ämtern verschenkt  wird,  dem  »gedruckten  Circulare«  gleich!  Heisst 
man  das  mit  gleichem  Masse  messen?  Steht  nicht  diese  ungleiche 
Behandlung  im  Widerspruche  mit  der  so  emphatisch  verkündigten 
»Gleichheit  vor  dem  Ge^tze?« 

Wenn  bei  dieser  offenbar  mit  der  Beibehaltung  des  Placets  ver- 
bundenen grossen  ünbilligkeit  gegen  die  Kirche  v.  MM  das  Placet 
als  im  Interesse  der  Eirohe  liegend  erachtet,  well  hiedurch  den 
ffirchenobern  jene  peinliehe  Verlegenheit  erspart  werde  ,*  welche  mit 
der  etwaigen  Zurücknahme  einer  ohne  Staatsgeuehmigung  publicirten 
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Verordnoiig  verkniilpft  am so  würde  man  diesen  Grand  eher  in  den 
Schrifts&tsen  gewisser  Advocaten  als  in  einer  wissensdiafblichen  Ab- 
handlung suchen I 

Der  über  die  Kirche  verhängte  Ausnahmszustand  und  die  un- 
gleiche Behandlung  im  Vergleiche  mit  andern  Staatsangehörigen 
könnte  nur  dann  gerechtfertigt  werden,  wenn  das  Wesen  der  Kirche 
selbst  dieses  erforderte. 

Dieses  nachzuweisen  haben  nun  Laurent  und  v,  MoM  auf  fol- 
gende Weise  versucht; 

Beide  heben  den  Unterschied  hervor,  der  zwischen  den  kirch- 
lichen Erlassen  und  den  andern  gewöhnlichen  Presserzengnissen  be- 
steht: wenn  ein  EirchenTorstand  seine  Stimme  erhebt,  so  findet  er 
wegen  dieser  Eigenschaft  bei  vielen  Tausenden  Glauben  und  BilHgong, 
wahrend  sonst  in  der  Presse  blos  em  >Indi?idamn<  spricht,  welches 
seine  Ansichten  blos  durch  das  Gewicht  seiner  Gründe  oder  anch  den 
Glanz  seiner  Darstellung  geltend  machen  kann.  Daraus  folgen  beide 
Autoren,  dass  die  kirchlichen  Obern  einen  viel  grösseren  Eintluss  auf 
die  Gernüther  besitzen,  als  sonst  irgend  Jemand,  dass  desshalb  die 
Gefahr  des  Missbrauches  dieses  Einflusses  viel  bedeutender  sei,  als 
jene  des  Missbrauches  der  Fresse,  was  eben  eine  besondere  Obsorge 
des  Staates  durch  das  Placet  erheische. 

Dem  gegenüber  mnss  vor  Allem  der  genannte  Unterschied  der 
kirchlichen  Erlasse-  von  den  gewöhnlichen  Presserzeagnissen  anerkannt 
werden. 

Was  aber  den  Einflnss  beider  betrifft,  so  zeigt  die  tägliche 
Erfahrung,  dass  die  grössere  Masse  der  Menschen  trotz  der  an  sie 
gerichteten  Worte  der  Kirchenvorstände  den  Tages-Meinnngen  huldigt 

und  sich  überliaupt  von  der  bekanntlich  mit  den  Ansichten  der  kirch- 
lichen Obern  oftmals  im  Widerspruche  stehenden  sogenannten  öffent- 
lichen Meinung  beherrschen  lässt;  dies  kann  auch  nicht  anders  sein, 
da  die  Tagespresse,  in  welcher  die  öffentliche  Meinung  sich  kund  gibt, 
täglich,  ja  stündlich,  an  die  Zeitungsleser  herantritt,  welche  vielfach 
nicht  im  Stande  sind,  sich  durch  selbstständiges  Denken  eine  eigene 
Meinung  zu  bilden  und  so  durch  die  Presse  eine  Meinung  octroyirt 
bekommen,  fast  ohne  es  zn  merken l  Und  nun  frage  ich,  was  übt 
einen  mächtigeren  Einflnss  anf  die  Menschen,  das  Wort  der  kirch- 
lichen Obern  oder  die  Privat-Memungen  in  der  Presse?  Der  Schlnss 
Laurents  und  MoKFs  ist  daher,  weil  auf  eine  unrichtige  Voraus- 
setzung gegründet,  materiell  falsch,  kann  also  das  Placet  auch  mskt 


1)  A.  a.  0.  S.  27Ö. 
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rechtfertigen.  Ein  weiterer  Grund,  welcher  von  den  beiden  Verthei- 
digem  des  Plaoets  geltend  gemacht  wird,  ist  die  Pßicht  des  Staates, 
gegen  die  ihm  Yon  irgend  welcher  Seite  drohenden  (Gefahren  Vor- 
kehmngen  (PräventiTmassregeln)  »in  allen  passenden  FSUen«  zn  er- 
greifen 

Wir  sind  erstanni,  hier  fär  eine  »Prft?entiTn]assregel,€  i;.  MM 
eintreten  zn  sehen,  der  sonst  keine  besondere  Vorliebe  f&r  Präventiv- 

massregeln  hat.  Indessen  geben  wir  zu,  dass  der  Staat  solche  in 
allen  »passenden  Fällen«  anzuwenden  hat.  Ob  aber  hier  ein  passen- 
der Fall  vorliegt  ? 

V.  Mohl  sagt  a.  a.  0.  S.  272.  wörtlich :  es  sei  ausser  Zweifel 
»dass  von  freier  Selbstständigkeit  einer  Kirche  und  von  dem  R«K'hte, 
ihre  Angelegenheiten  selbst  zu  verwalten,  nicht  die  Rede  sein  kann,  wenn 
sie  die  Erlaubniss  des  Staates  bedarf,  die  innerhalb  ihres  Thätigkeits- 
kreises  fallende  Anordnungen  verkünden  und  ausfuhren  zu  durfen^).€ 

Die  Wahrheit  dieses  Satzes  ist  zn  einleuchtend,  als  dass  es  dner 
weiteren  Erörterung  bedurfte.  Indem  wir  das  Zugestftndniss  von 
MMs  acceptiren,  constatiren  wir,  dass  das  Ton  allen  Parteien  grund- 
sfttzlieh  anerkannte  und  von  so  vielen  Verfassungs-Ürkunden  feierlich 
proclamirte  und  garantirte  Recht  der  Kirche  auf  Selbstständigkeit 
und  freie  Verwaltung  ihrer  eigenen  Angelegenheiten  durch  das  Placet 
geradezu  aufgehoben  wird.  Ob  es  demnach  für  eine  passende  Prä-, 
ventivmassregel  zuhalten  sei,  möge  der  Leser  entscheiden.  Ferner: 
sehen  wir,  zu  welchen  Consequenzeu  uns  die  Ansiclit  v.  MohVs  führt. 

Wenn  das  Placet  eine  noth  wendige  Präventivmassregel  gegen 
die  Kirche  wäre,  so  wäre  nicht  abzusehen,  warum  irgend  welche 
kirchliche  Erlasse  davon  befreit  sein  sollten.  Alle,  auch  rein  dog-  , 
matische  firlasse  mdssten  ihm  unterliegen,  da  ja  auch  den  letztern 
etwas  Staatsgefthrliches  beigemischt  sein  könnte.  Auf  diese  haben 
es  aueh  schon,  consequenter  Weise  theoretische  und  praktische  Anhän- 
ger desselben  ausgedehnt^. 

t)  V.  Mohl,  S.  274.  a.  a  ().:  „Ist  es  doch  vielmehr  weitaus  in  der  Kegel 
viel  besser,  einer  Rerhlsverletzung  oder  einem  sonstigen  beiluden  zuvorzukommen, 
al3  erst  das  bereits  eingeiretene  Uebe!  wieder  zu  entfmien  «i  sneheD.** 

2)  Vergl.  aocb  S.  274. 

S)  Z.  B.  Von  Etpm  a.  a.  0.  P.  V.  e.  2.  f.  1.  —  Kaiser  Joseph  II.  In- 
dessen gibt  Von  Biptn  in,  dass  die  verpflichtende  Kraft  der  dogmatischen 
-  Bollen  IQr  das  Gewissen  von  der  formellen  Publication  nicht  ai)hän?e :  tract.  de 
promalg.  leg.  eccL  P.  V.  r.  2.  §.  1.  „Itaque  nequaquam  dependet  a  puhlicatione  vel 
execatione  decreti  seu  buUae  dogmaticae,  ut  quis  dogmali  assensum  fldei  prae- 
bere  teneatur;  eo  quod  praeveniendo  omnem  publicationem  et  exenilioneni  te- 
neatur  quis  flde  divina  credere  dogma,  quod  ipsi  sufflcienter  cou^tat  ex  divina 
revelatloue  esse  tradltum.'* 
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Es  liinge  demnach  vom  Staate  iil»,  oh  und  in  wiefern  die  Kirche 
Anordnungen  über  Dogma  und  Cultus  publiciren  kann! 

Ebenso  müsste  es  für  kirchliche  Disciplinar-Einschreitungen  ge- 
fordert werden:  die  Excommunicatiou  z.  B.  dürfte  nur  nach  vorgiin- 
giger  Erkubniss  des  Staates  verkündigt  werden!  Und  wenn  diese 
Erlaubniss  nicht  gegeben  würde,  80  könnte  die  Kirche  geuOthigt 
werden,  Mitglieder  in  ihrer  Mitte  zn  dulden,  deren  Gegenwart  sie 
entehrt!  Wenn  dagegen  s.  B.  ein  geselliger  Verein,  ein  Gasmo,  oder 
auch  ein  Sfinger-,  Schfitien-,  Tnm-Verein  ein  nnwfiidiges  Ifitglied 
ansstOflst,  80  kflmmert  sich  fast  Niemand  dämm,  am  wenigsten  der 
Staat.  Die  EIrdienTorstftnde  dürften  also  nicht  thnn,  was  die  Vor- 
stände aller  andern  Vereine  jedenfalls  thuu  dürfen. 

So  wäre  das  Placet  in  dem  modernen  Staate  nicht  blos  eine 
Unbilligkeit:  es  würde  geradezu  die  von  den  Verfassun^s-Urkunden 
der  constitutionellen  Staaten  feierlich  proclamirte  »Gleichheit  vor  dem 
Gesetze«  illosoriscb  machen. 

Unter  diesen  Umständen  vermögen  wir  in  dem  Placet  eine 
»passende  Anwendung«  einer  FrftyentiTmassregel  nicht  zn  finden. 
Nachdem  wir  nnn  die  8&mmtliehen  Gründe,  die  Ton  Laurent  und 
MoM  für  die  Beibehaltang  des  Placets  geltend  gemadit  werden,  be- 
sprochen haben,  wollen  wir  noch  beifügen,  dass  Überdies  hentamtage 
das  Placet  seinen  Zweck  wohl  nnr  selten  erreicht.  Das  Placet  soll  | 
verhüten,  dass  kirchliche  Erlasse,  die  der  Stuat  als  gefährlich  be-  | 
trachtet,  zur  Verkündigung  und  zum  Vollzüge  gelangen.  Die  Ver-  / 
kündigung  in  der  gewöhnlichen,  liergebrachten  Form  z.  B.  durch 
einen  Hirtenbrief  mag  der  Staat  so  verhindern.  Kann  er  aber  ver- 
hüten, dass  die  kirchlichen  Oberen  auf  einem  anderen  Wege,  etwa 
mündlich  oder  vielleicht  bei  der  bestehenden  Pressfreiheit  durch  eine 
Brochüre,  ihren  Willen  den  Gl&nbigen  kund  geben?  und  wenn  die 
Letzteren  einmal  entschlossen  sind,  den  ihnen  auf  diesem  Wege  mit- 
getheQten  Willen  der  Kitche  zn  erfüllen,  wird  sie  der  Staat  dnrch 
das  Placet  davon  abhalten? 

Christus  und  die  Apostel  haben  das  Placet  weder  nachgesncht 
noch  erhalten,  um  der  Welt  das  Evangelium  zu  verkünden.  , 

Stark  durch  sich  selbst  kann  die  Kirche  ohne  Privilegien  beste- 
hen, und  sie  verlangt  auch  von  dem  modernen  Staate  nichts  Anderes  \ 
als  die  Freiheit,  unter  den  allgemeinen  Staatsgesetzen  ihre  Angelegen- 
heiten nach  ihren  Grundsätzen  zu  verwalten  und  die  Achtung  und  den 
Schutz  ihrer  wohlerworbenen  Bechte 

0  rm.  V.  JISsffel€r,  Fr«llieh,  Aaloritlt  «ad  Kircbe.  S.  Aufl.  S.  159,  160. 
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Die  der  päpstlichen  Denkschrift  vom  15.  November  1866  über 
die  Verfolgungen  der  Kirche  in  Uussland  und  Polen  beige- 

g^benen  Urkunden. 

(FortBateug  Vgl.  Archiv  XVU,  SM  ff.»  8SS  IL,  XVin,  74  ff.) 

'ILV.  Berfcbt  drs  rom  Kaiser  fDr  die  kiihoH^cbeD  Angelegenheiten  in  Rnsstand 
nd  Polen,  ond  ioihesondere  fDr  die  Durchfnhrang  des  Coneordato  eingeseixten 

CoBÜ^.  [Im  Original  ffiinzAsiscti.J 

Das  antenn  22.  Jnli  (3.  Angnst)  1847  mit  dem  rOnuschen  Hofe 
abgeschlossene  und  in  der  Folge  ratificirie  Concordat  hat  die  Onrnd«- 
Sätze  für  die  Begelung  und  Verwaltung  der  katholisehen  Kirche  im 
Eaiserthnm  Bnsshmd  und  im  Königreich  Polen  festgestellt.  Da  meh- 
rere Artikel  dieses  Coneordats  noch  nicht  znr  Ausführung  gekommen 
sind,  so  haben  Se.  Majestät  ein  Görnitz  einzusetzen  geruht,  um  genau 
festzustellen,  welches  die  noch  nicht  durchgeführten  Vereinbarungen 
sind,  was  der  Grund  davon  ist,  und  welche  Mittel  im  gegenwärti- 
gen Augenblicke  sich  darbieten,  um  den  diesbezügliclien  Forderungen 
(Beschwerden)  des  römischen  Hofes  Genüge  zu  leisten.  Dieses  Comitö 
unter  dem  Vorsitze  des  Staats- Gauklers  ist  zusammengesetzt  aus  dem 
General-Acyutanten,  General  der  Infanterie  Grafen  Kisseleff,  den  ge- 
genwärtigen geheimen  Bfttlien,  dem  Staats -Secrstär  Grafen  D.  N. 
Bladoff,  dem  Minister  des  Inneren  S.  S.  Lanskoi,  dem  Minister  Staats- 
Secretär  des  Königreichs  Polen  F.  L.  Turkull,  nnd  den  Qeheimräthen 
A.  P.  Butmueifi  B.  M.  Knh^  nnd  N.  D.  Kisseleif ,  Gesandten  beim 
Hofe  zn  Bom. 

Behufs  Ausführung  des  Allerhöchsten  Willens  und  mit  dem 
Wunsclie,  die  Arbeit  des  Comites  zu  erleichtern,  indem  man  ihm  die 
Möglichkeit  bietet,  mit  Kenntniss  des  Sachverhalts  alle  seiner  XJnter- 
Buchung  unterzogenen  Fragen  zu  beiirtheilen ,  hat  der  Staats-Canzler 
vor  Eröffnung  der  Sitzungen  die  Nothwendigkeit  erkannt,  dem  Mi- 
nister des  Innern  eine  unter  seiner  persönlichen  Leitung  abgefassten 
Note  mitzutheilen,  in  welcher  er  der  Reihe  nach  die  Artikel  des  Con- 
eordats anzeigt,  für  deren  Ausführung  Seitens  des  römischen  Hofes 
sowohl  hl  officiellen  Schreiben  als  in  den  vertranlichen  Unterredungen 
mit  den  BevoUmächtigtMi  unserer  Begienmg  m  Bom  zahlreiche  For- 
derungen laut  geworden  waren,  und  er  hat  diesen  Minister  einge- 
laden, über  jeden  dieser  Artikel  eingehende  und  genaue  Aufklärungen 
ahzngeben. 

Nachdem  diese  Aufklärungen  eingelaufen,  wurden  sie  dem  Staats- 
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Secretftr  Gn&n  Bindoff  in  seiner  Eigenschaft  als  ersten  Bevollinftch- 
tigter  unseres  Hofes  bei  den  mit  dem  römischen  Hofe  gepflogenen 
Verhandlungen  niitgetlieilt,  und  dieser  theilte  seinerseits  riicksicht- 
lich  dieser  Gegenstände  einige  ergänzende  Aufklärungen  mit. 

lu  der  Folge,  und  zwar  in  der  ersten  Sitzung  des  Comit^s,  machte 
der  Staats-Cauzler  den  Mitgliedern  Eröfihung  von  seiner  durch  den 
Allerhöchsten  Willen  Sr.  Majestät  des  Kaisers  erfolgten  Einsetzung, 
sowie  jener  Gegenstände,  mit  denen  sie  sieb  zu  beschäftigen  haben 
würden;  er  theilte  ihnen  oberwfthnte  Note,  die  Aufklärungen  des 
Ministers  des  Innern  and  die  vom  Staats-SecretSr  Graf  Blondoff  über- 
reichte Ergänzung  mit,  worauf  das  Comitö  unmittelbar  zur  Unter- 
suchung dner  jeden  der  nadistehenden,  Ihrer  Erörterung  unterzogenen 
Fragm  Aberging. 

7.  Diöcese  von  Tiraspol. 
(Artikel  1.,  6.  und  7.  des  Concordats.) 

In  Ausführung  des  Concordats  mit  dem  römischen  Hofe  sollte 
sich  der  Bischof  von  Tiraspol  zu  seinem  bleibenden  Aufenthalte  in  das 
Gebiet  seiner  Diöcese  begeben.  Es  sollte  gleichfalls  eine  Cathedrale 
errichtet,  die  Mitglieder  des  Oapitels  und  des  Consistorimns  ernannt, 
ein  Seminar  hergestellt  werden. 

Gemäss  der  yom  Minister  des  Innern  ertheilten  Aufklärungen 
konnten  die  vorstehenden  Artikel  des  Concordats  nodi  nicht  ausgeführt 
werden,  weil  es  in  der  Stadt  Tiraspol,  welche  als  Sitz  der  Diöoesan- 
BehOrden  bestimmt  ist,  keine  katiiolische  Kirdie,  keine  ftbr  den 
Bischof,  för  das  Oapitel,  das  Gonsisttnium  und  das  Seminar  passende 
Localien  gibt,  und  aus  Anlass  des  Krieges  aueh  kdne  MOgllchkeit 
war,  zu  diesem  Zweck  neue  Gebäude  aufzufuhren. 

Zu  gleicher  Zeit  eröffnete  der  Minister  des  Inneren,  dass  er  sei- 
nerseits es  als  dringlich  erachte,  sofort  zur  Errichtung  eines  Seminars 
Hand  anzulegen,  um  sobald  als  möglieh  würdige  Priester  heranzubil- 
den, welche  von  den  Bewohnern  der  deutschen  Colonien  genommen 
würden;  dass  er  in  üebereinstimmung  mit  dem  Yom  Minister  der 
Staatsdomänen  ausgedrückten  Wunsche  dem  Bischof  von  Tiraspol 
Torgeschlagen  habe,  «neu  Entwurf  für  die  Errichtung  eines  Semiirärs 
fSr  die  Didcese  Thnq»ol  vorzulegen,  und  dass  er  ebenso  wie  der  Ifi« 
nister  der  Staatsdominen  denke,  dass  dieses  Semmar  ohne  ünzukömm- 
liehkeiten  wenigstens  zeitweilig  in  der  Stadt  Saratoff  errichtet  werden 
kann,  weldie  sich  im  Mittelpunkte  der  deutschen  Ansiedelungen 
befindet. 

Das  Görnitz  hat  nach  Abwägung  dieser  Umstände  erkannt :  dass, 
da  der  Plan,  den  Bischof,  das  Capitel  der  Cathedrale  und  das  Con« 
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Bistorimii  in  Tiraspol  rnktenobringen,  noch  lange  Zeit  nicht  zar  Ans- 
föhrnng  kommen  kann,  in  der  DnFchfÜhrang  unserer  Vertrftge  mit 
dem  römischen  Hofe  keine  UnzokSmmlichkeit  Fiats  greifen  würde, 
wenn  man  dem  Bischof  Ton  Tiraspol  f&r  dieses  erste  Mal  die  Freiheit 

Hesse,  die  Stadt  Saratoff  zn  seiner  Residenz  zu  wählen.  Und  dies  um 
so  mehr,  als  nach  demselben  Coiicordat  die  unmittelbare  Leitung  und 
üeberwachung  des  Seminars  eben  dem  Bischof  zukommt.  Es  wird  in 
der  Folge  noch  erübrigen,  unverzüglicli  darnach  die  Mitglieder  des 
Capitels  zu  ernennen,  welches,  nach  der  Meinung  des  Comit^s,  bei 
der  katholischen  Kirche  errichtet  werden  kann,  welche  sich  in  Saratoflf 
befindet,  indem  man  dieselbe  einstweilig  zur  Cathedrale  erhebt.  Dann 
kann  d«r  Bischof  ohne  irgend  welches  Hindemiss  die  Wahl  der  Mit- 
glieder des  Consistorinms  vornehmen  nnd  sich  im  Einvernehmen  mit 
dem  Ifinister  dee  Innern  mit  der  Bildung  der  Gonsistorial-Canxlei  be- 
schftitigen. 

IL  Vm  der  Ahgremung  und  Sesekre&nmg  der  HMiMudMiedieH 

Diöcesm  im  Reiche. 

(Artikel  1.  und  2.  des  Concordats.) 

In  Entsprechung  des  von  unserer  Regierung  kundgegebenen 
Wunsches  hat  der  römische  Hof  zur  Errichtung  einer  neuen  römisch- 
katholischen  Diöcese  (jener  von  Tiraspol)  im  Reiche,  sowohl  als  auch 
zur  neuen  Abgreniong  nicht  nur  dieser  neuen  DiOcese,  sondern  auch 
der  im  Beiche  bereits  bestehenden  BiOcesen)  sdne  Znstimmnng  gegeben, 
um  ihre  GrenMn  den  inswischen  eingetretenen  Vertndenmgen  in  der 
AdministratiY-Eintheilung  dee  Landes  ansupassen.  Der  raste  Artikel 
des  Concordats  zfthlt  alle  DiOcesen  auf  iind  gibt  ihre  neuen  Grenzen 
an,  und  der  zweite  Artikel  besagt,  dass  die  Ausdehnung  und  Abgren- 
zung der  Diöc^sen  in  einer  Bulle  gemäss  den  im  ersten  Artikel  ange- 
nommenen Grundsätzen  ausführlich  angegeben  und  festgesetzt,  und 
dass  darüber  sogenannte  Vollzugsdecrete  erlassen  werden  würden, 
welche  zur  Bestätigung  des  römischen  Hofes  vorgelegt  werden  sollen. 

Nach  der  Ratification  d^s  Concordats  hat  der  Papst  seinerseits 
eine  Bulle,  datirt  vom  5*  Juli  1848  »Universalis  Ecclesiae,«  übersandt, 
mittels  welcher  er  den  verstorbenen  Metropoliten  Holowinski  beauf- 
tragt zur  Abfossung  der  YoUzugsdecrete  zu  schreiten.  In  der  Folge 
wurde  durch  AllerhOcfasten  ükas  vom  29.  December  obgenannten 
Jahres  1848  dem  dirigurenden  Senat  för  den  bürgerlichen,  und  dem 
verstorbenen  Holowinski  f&r  den  kirchlichen  Theil  anbefohlen,  die 
geeigneten  Massregebi  zu  treffen,  um  die  Abgrenzung  der  Diöceseu  des 
römischen  Cultus  im  Beiche  mit  der  gegenwärtigen  Grenzlinie  der 


Deber-die  VertUgiinecD  der  l^frebe  ii^  finaslmML'  241 

westlichen  Gh>nTerneineiit8  in  BinWaug  zu  bringen,  und  eine  siebente 
Diöcese,  gegenwärtig  jene  von  Tiraspol,  zu  errichten. 

Die  Vollzugsacciete,  deren  Auslertigung  dem  verstorbenen  Ho- 
lowinski  übertragen  war,  hatten  in  (iemfissheit  des  Artikels  2.  des 
Concordats,  der  Bulle  »Universalis  l'Aclesiae«  luid  der  in  der  römisch- 
katholischen  Kirche  bestehenden  Grundsätze  zu  enthalten: 

1.  Die  Grenzlinien  der  Diöcesen. 

2.  Die  Aufzählung  der  Pfarren  jeder  Diöcese  mit  der  Namens- 
angabe der  Orte,  d.  h.  der  Städte,  Märkte,  Dörfer  etc.  welche  zu  jeder 
Pforre  gehören. 

3.  Die  Anfeahlnng  aller  bestehenden  Klöster  In' jeder  Diöcese^ 
mit  der  Angabe  der  Zahl  der  mftnnüchen  oder  weiblichen  Ordensmit- 
glieder, welche  sich  in  einem  jeden  derselben  befinden.  Endlich 

4.  die  Angabe  der  for  die  Erhaltung  der  Kirchen  jeder  Diöcese 
gewidmeten  Summen. 

Diese  Decrete  sollten  spätestens  sechs  Monate  nach  ihrer  Aus- 
fertigung dem  römischen  Hofe  vor^^elegt  werden. 

Der  verstorbene  Metropolit  Holowinski  verfasste  die  Vollzugs- 
decrete  im  Jahre  1849  und  theilte  sie  kraft  erhaltener  YoUmacht  in 
authentischen  Abschriften  den  betreffenden  Bischöfen  mit,  damit  sie  Be- 
treffs des  geistlichen  Theiles  vollzogen  werden.  Hieranf  tiberreichte  er  die 
Originaldecrete  mit  einem  dieselben  begleitenden  Berichte  dem  Minister 
des  Innern  mit  der  Bitte,  dass  de  nach  Bom  gesandt  werden  möchten. 

Dieser BitteHdowinski^s  wurde  bi^er  nidit  entsprochen  aus  nach- 
stehenden Grfinden:  zur  Zeit  der  Unterhandlungen  njit  Koni  drangen 
die  Bevollmächtigten  des  römischen  Hofes  darauf,  dass  hinfort  keines 
der  im  Reiche  bestehenden  Klöster  ohne  ein  vorliergängiges  Einver- 
ständniss  über  diesen  Punkt  mit  dem  römischen  Stuhle  mehr  ge- 
sclilossen  werden  sollte.  Unsere  Bevollmächtigten  erklärten  in  einem 
abgesonderten,  gleichzeitig  mit  dem  Concordat  unterzeichneten  Pro- 
tokolle, dass  sie  keinen  Grund  hätten,  unserer  Begierong  die  Abflicht 
zuzumuthen,  dass  sie  neuerdings  Klöster  aufheben  werde,  daas  öbrigens, 
wenn  aus  Anlass  der  geringen  Anzahl  der  Ordensmitglieder  oder  aus 
anderen  canonischen  GrOnden  in  der  Folge  die  Nothwendigkeit  ange- 
zeigt eischiene,  man  sich  dann  gewiss  über  diesen  Gegenstand  mit 
dem  römischen  Hofe  ins  EünTemehmen  setzen  würde.  Unterdessen  hat 
man  in  Folge  von  nach  dem  Abschlüsse  des  Concordats  getroffenen 
Massregeln,  zu  verschiedenen  Zeiten  nach  und  nach  bei  35  römisch- 
katholische Klöster  geschlossen ,  ohne  sich  hierüber  mit  dem  Papste 
in's  Einvernehmon  zu  stellen  und  in  Folge  dessen  stimmte  die  in  den 
Decreteu  des  verstorbenen  Holowinski  zur  Zeit,  als  er  diese  Decrete 
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Vorlegte,  angegebene  AnzaM  K'öster  nicht  mehr  mit  der  wirklichen 
Anzahl  überein;  andererseits  sind  nach  Verfassung  dieser  Decrete 
zwei  neue  Pfarren  errichtet  worden,  welche  in  den  Decreten  auch 
nicht  mehr  angegeben  werden  konnten. 

Gegenwärtig  bieten  dch  zwei  Aaswege  dar,  am  den  Schwierig- 
keiten auszaweichen,  welche  aas  diesem  Stande  der  Dinge  entsprin- 
gen. Entweder  1.  wäre  der  Papst  in  Kenntniss  za  setzen,  dass  die 
Vollzugsdecrete  wirklich  vorbereitet  und  dem  Minister  des  Innern  vor- 
gelegt worden  sind,  dass  aber  aus  dem  Grunde  der  mangelhaften 
Genauigkeit  der  darin  enthaltenen  Angaben  es  unumgänglich  noth- 
wendig  ist,  einen  andern  Eiecutor  zu  ernennen,  welcher  entweder 
neue  Decrete  auszufertigen  oder  die  früheren  zu  berichtigen  hätte; 
oder  2.  sind  die  Decrete  so  wie  sie  von  dem  verstorbenen  Holowinski 
verfasst  worden  sind,  dem  römischen  Hofe  mitzotheilen,  mit  dw  bei- 
gefügten ErUftraog,  dass  seitdem  mehrere  SHtoter  ans  dem  Grande  der 
za  kleinen  Anzahl  von  Beligiosen,  welcbe  sie  enthielten ,  geschlossen 
worden  sind,  dass  aber  onsere  Begkrung  in  ihrer  SorgMt  für  die  geist- 
lichen Bedtrfkdsse  der  Einwohner  des  rSmisch-lcatholiBchen  Coltns  als 
Pfarrkirchen  alle  jene  Klosterkirchen  erhalten  habe,  mit  welchen  eine 
Pfarrei  verbunden  war,  indem  man  ihnen  ein,  anderen  Pfarreien  analo- 
ges Einkommen  sicherte  und  daselbst  die  nöthige  Anzahl  von  Geist- 
lichen anstellte;  und  dass  sie  sogar  geneigt  ist,  für  den  Dienst  der 
römisch-katholischen  Religion  mehrere  andere  Klosterkirchen,  selbst 
von  jenen,  welche  keine  Pfarreien  hatten,  zu  belassen,  sobald  durch 
die  örtlichen  Verhältnisse  die  nnabweisbare  Nothwendigkeit,  die  An- 
zahl der  bestehenden  Pfarreien  za  vermehren  sich  heransgestellt  ha- 
ben werde. 

Nach  aufinerksamer  Prüfung  dieser  schwierigen  Frage  findet 
das  Comit^  seinerseits,  dass  der  zweite  der  obangezeigten  Auswege 
mehr  der.  Würde  unserer  Begiermig  entspricht,  und  dass  sie  dadurch 
allen  weiteren  Erklärangen  in  Hinsieht  der  aufgehobenen  Klöster, 
für  welche  im  entgegengesetzten  Falle  der  römische  Hof  ohne  allen 
Zweifel  Einsprache  erheben  würde,  zayorkommen  kann.  Es  rersteht 
sich  übrigens  von  selbst,  dass  man  bei  dieser  Qelegwiheit  dem  Papste 
die  nach  Abschloss  des  Ooncordates  and  nach  Ansfertigai^  der  Voll- 
zogsdecrete  erfolgte  Errjchtang  zweier  neaer  Pfauen  anzeigen  mnss, 
als  einen  neaen  Beweis  des  beständigen  Verlangens  unserer  Regierung, 
der  freien  Uebung  des  Cultus  ihrer  römisch-katholischen  Untertha- 
neu  nicht  nur  kein  Hinderniss  in  den  Weg  zu  legen,  sondern  ihnen 
auch  die  Beiriedigung  ihrer  geistlichen  BedürMsse  zu  erleichtern. 
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XZ7.   Vm  dm  SuffraganaUn. 
Der  Artikel  3.  des  Coneorclats  bestätigt  die  durch  eine  Bii]]/e  des 
Papstes  Pins  VIL  im  Jahre  1793  festgesetzte  Anzahl  der  Snflraganate. 
Der  Artikel  4.  stellt  ein  Suffraganat  in  der  neu  gegründeten  Di^cese 

(gegenwärtig  von  Tiraspol)  aul. 

In  der  Folge  kam  durch  al)gesoiidertes  Uebereiiikommen  mit  dem 
römischen  Hofe  im  Jahre  1848  noch  ein  neues  Suffraganat  in  dieser 
Diöcese  dazu.  Vermöge  dieser  V^ereinbaruugen  soll  die  Anzahl  der 
Suflfraganate  im  Reiche  folgende  sein:  zwei  für  die  Erzdiöcese  von 
Mohilow,  drei  lür  die  Diöcese  von  Wilna,  drei  für  jene  von  Telach, 
zwei  für  jene  von  Lutzk  Zitomir,  einen  für  jenes  von  Minski  eines 
fIBr  jenes  von  Eameniek,  zwei  für  jenes  Ton  Tiraspol,  zusammen 
vieräeluL 

Der  Minister  des  Inneren  brachte  zur  Kenntniss  des  Oonüt^Bt, 
dass  es  bis  zum  Schlüsse  des  letztrerflossenen  Jahres  1855  bei  lins 
nicht  einen  einzigen  Snffragau  gegeben,  dass  man  aber,  um  mit  der 
Vollziehung  der  Oonoordats-Bestimmuugeu  auch  in  dieser  ffinsicht 

einen  Anfang  zu  machen,  die  Absicht  gehabt  habe,  für  die  erledigten 
Suffraganate  fünf  Caudidaten  vorzuschlagen  (was  auch  wirklich  statt- 
gefunden luit)  und  dass  man  später,  je  nach  Massgabe,  wie  sich  wür- 
dige Caudidaten  werden  ünden  lassen,  neue  Vorschläge  zu  machen  in 
der  Lage  sein  werde. 

Das  Comit^  ist  auch  der  Ansicht,  dass  man,  um  den  römisclien 
Hof  von  der  Aufrichtigkeit  des  Verlangens  zu  aberzeugen,  welches 
unsere  Regierung  nach  Erfüllung  aller  Bestimmungen  des  Concordats 
hegt,  so  viel  als  möglich  den  Vorschlag  der  Caudidaten  für  die  erle- 
digten Suffraganate  besohleunigen  soU. 

IV.    Vom  armenisch-römisch-hatholischeii  Ritus, 

In  den  Artikeln  8.,  9.  und  10.  des  Concordats  ist  festgesetzt : 

1.  Dass  die  Bischöfe  von  Eameniek  und  Cherson  die  Zahl  der 
armenisch-katholischen  Eleriker  festsetzen  sollen,  welche  in  den  ihnen 
unterstehenden  Seminarien  auf  Staatskosten  unterhalten  werden 
müssen. 

2.  Dass  in  einem  jeden  dieser  Seminarien  ein  armenisch- katho- 
lischer Priester  sein  solle,  welcher  die  armenischen  Zöglinge  in  den 
Riten  ihres  Bekenntnisses  zu  unterrichten  haben  wird. 

3.  Dass,  so  oft  es  die  geistlichen  Bedürfnisse  der  katholischen  Ar- 
menier, welche  ^  Diöcese  von  Tiraspol  bewohnen,  erheischen  werden, 
der  Bischof  Ton  Tiraspol,  ausser  den  gegenwärtig  zur  Befiiedigui^ 
dieser  Bedürfius»  angewendeten  Mittehit  Priestern  seiner  Wahl  die 
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Sofge  fibertragen  werde,  die  nOthigen  Bondreiseii  und  Besache  zn 
machen,  und  dass  diese  auf  Staatskosten  geschehen  werden. 

Die  Aufklärungen  des  Ministers  des  Innern  thun  dar,  dass  die 
Bestimmungen  dieser  Artikel  gleichfalls  nicht  zur  Ausfühnmg  gekom- 
men sind.  Aber  der  Minister  hat  erklärt,  dass,  sobald  die  betreffen- 
den Bischöfe  ihm  die  diesbezüglichen  Vorschläge  machen  werden,  er 
nicht  zögern  werde,  ihnen  die  Möglichkeit  zur  Erfüllung  jener  Ver- 
bindlichkeiten zu.  bieten,  welche  ihnen  die  oberwähnten  Artikel  des 
Concordats  auterlegen  werden ,  und  dass  man,  am  in  Zukunft  jedem 
lÜBSverständnisse  in  dieser  Benehimg  Torznbeiigeii,  nach  der  Meinung 
des  Ministers  des  Inneren  dem  Bischof  von  Tiraspol  zn  wissen  thnn 
kann,  dass  die  Aufnahme  dniger  ZOgUnge  ins  Seminar  Ton  Eameniek, 
wenn  er  eine  solche  für  unumgänglich  nothwendig  halte,  von  seinem 
ESinyerstfttadnisse  mit  dem  dortigen  Bischof  abh&ngen  wird. 

Das  Görnitz  ist  mit  diesen  Ansichten  vollkommen  einverstanden, 
mit  der  einzigen  Ausnahme,  dass  es  ihm  zweckmässiger  erscheine, 
ins  Seminar  von  Kameniek  nur  Kleriker  aus  den  armenischen  Einwoh- 
nern der  Diöcese  Kameniek  aufzunehmen,  und  jene,  welche  mit  der 
Zeit  aus  dem  Lande  jenseits  des  Kaukasus  kommen  würden,  im 
Seminarium  von  Saratoff  unterzubringen,  und  dass  es  in  diesem  Falle 
nothwendig  sein  werde,  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Con- 
cordats in  diesem  Seminarium'  einen  armenisch-katholischen  Priester 
fttr  den  üntenicht  der  armenischen  Kleriker  in  den  Biten  ihrer  Con- 
fession  anzustellen. 

F.  Meaadien. 

Gem&ss  Art.  14.  des  Concordats.  werden  die  Ehesachen  in  erster 
Instanz  von  den  betreffenden  Gonsistorien  untersucht  und  entschieden: 
und  in  Kraft  der  Nachtragsbestimmungen  vom  29.  November  1848 
werden  diese  Angelegenheiten  in  zw^eiter  Instanz  vor  das  erzbischöfiiche 
Gonsistorium  gebracht.  Aber  in  dem  Falle,  dass  eine  Ehestreitigkeit 
in  erster  Instanz  von  diesem  letzteren  Gonsistorium  abgeurtheilt  wor- 
den, wird  die  zweite  Instanz  von  einem  benachbarten  Bischöfe  ge- 
bildet, der  hiezu  speciell  vom  romischen  Stuhle  ermAchtiget  wird«  In 
Ausführung  dessen  wurden  vom  Papste  unterm  12.  Juni  1849  zwei 
Breven  erlassen,  kraft  welchen  die  geistliche  Jurisdictionsgewalt  in 
zweiter  Instanz  auf  fOnf  Jahte  dem  Bischof  von  Zitomir  fOr  Ehesachen, 
welche  in  erster  Instanz  durch  den  Metropoliten  yon  Mohilow  ent- 
schieden waren,  und  dem  Bischof  von  Flotzk  für  Prozesse,  welche 
vom  erzbisch öflichen  Gonsistorium  in  Warschau  übertragen  wurden, 
eingeräumt  ward. 

Diese  Dieven  hätte  man  gleich  nach  ihrem  Eintreffen  den  be- 
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treffenden  Biycliöfen  mittheilen  sollen.  Aber  aus  (Inn  Aufklärungen 
des  Ministers  des  Inneren  ersieht  man,  dass  diese  Mittheüung  bisher 
noch  nicht  gemacht  worden  ist.  Es  erübriget  nun  über  das  Ver- 
fahren zu  entscheiden,  welches  in  dieser  Angelegenheit  su  beobach- 
ten ist. 

In  der  Erwägung,  dass  der  Zeitraum  von  fünf  Jahren,  für  welche 
durch  die  Breve  des  Papstes  diese  Gewalt  übertragen  worden,  schon 
abgelaufen  und  während  dieser  Zeit  einer  der  obengenamiten  Bischöfe, 
nSmlich  jener  von  Flotzk  verstorben  ist,  hält  das  Comite  dafür,  dass 
man  sich  an  den  römischen  Hof  wenden  s<^e,  um  Yon  dort  neue,  glei- 
cherweise an  zwei  Bischöfe,  den  einen  im  Kaiseastaate,  den  andern 
im  Königreich  Polen,  gerichtete  Breven  zu  erhalten,  zu  dem  Zwecke, 
dass  diese  Breren  alsogleich  nach  ihrem  Einkmgen  ohne  Verzug  den 
Betreffenden  mitgetheilt  werden. 

VI,  Seminar-Professoren» 

Durch  den  Artikel  22.  des  Concordats  wird  die  Wahl  der  Pro- 
fessoren für  .die  Seminarien  den  Bischöfen  überlassen ,  und  gemäss 
des  Artikels  25.  müssen  die  Professoren  der  Seminarien  der  römisch- 
katholischen Religion  angehören;  nun  ist  aber  im  Jahre  1851  eine 
allerhöchste  Ordre  erschienen,  welche  festsetzte,  dass  die  russische 
Sprache  und  russische  Geschichte  in  den  römischen  Seminarien  von 
russischen  Lehrern  vorgetragen  werden  sollten.  Seit  dieser  Zeit 
ernennt  man  gewöhnlich  zu  Professoren  für  diese  Gegenstände  in  den 
Seminarien  die  Lehrer  an  den  Gymnasien  oder  dortigen  Districts- 
sclmlen. 

Dieser  G^enstand  hat  die  besondere  Aufmerksamkeit  des  Co- 
mite beschftftiget.  Es  findet  kernen  beMedigenden  Ausweg,  den 
Beschwerden  des  römischen  Hofes  auszuweichen  und  hat  lediglich 
den  Oedanken  festgehalten,  dass  man  unseren  Gesandten  beim  rö- 
mischen Hofe  beauftragen  solle  sich  zu  bemühen,  dass  er  diesem 
Hofe  beweise,  wie  der  Erlass  vom  Jahre  1851  nur  eine  noth wendige 
Folge  der  Umstände  war,  weil  überall  eine  Unmöglichkeit  vorhanden 
ist,  unter  der  nicht-orthodoxen  Bevölkerung  der  I'mgebung  Lehrer  zu 
finden,  welclie  in  diesen  beiden  Fächern  befriedigend  zu  unterrichten 
fähig  wären,  dass  jedoch  die  Regierung  Massr^eln  ergreiten  werde, 
um  unter  der  römisch-katholischen  Bevölkerung  für  diese  zwei  Ge- 
genstände Lehrer  heranzubilden,  wichen  auch  der  Unterricht  in 
diesen  zwei  Fftchem  auTertraut  werden  wird« 
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VJL  ^atukn  ßr  die  r&miseh-kalMUehe  hhthlushe  Aeaäeme  von 

8L  Feteirtbuirff. 

Der  Artikel  29.  des  Concordste  setzt  fest,  dass  das  gegenwärtige 
Heglement  der  römfseh-lntlioliselieii  Kirclien-Acadeinie,  welches  dnrch 

die  Bevollmächtigten  unserer  Regierung  dem  Bevollmächtigten  des 
apostolischen  Stuhles  zur  Zeit  der  Unterhandlungen  mitgetheilt  wor- 
den ist,  in  Uebereinstimmung  mit  den  im  Concordat  festgehaltenen 
Grundsätzen,  welche  das  Reglement  für  die  Seminarien  betreffen, 
revidirt  und  verbessert  werden  soU,  und  dass  selbes  durch  den  Erz- 
bischof  von  Mohilow  mit  einem  Einbegleitiugsbericlite  dem  rOmischea 
Hofe  vorzulegen  ist. 

.  Die  hier  dem  £nbiaohof  persftnlich  auferlegte  Verpflichtnng  ist 
von  dem  vorstorbenen  Metropoliten  Holowinski  nicht  erfEQlt  worden, 
und  gegenvrfirtig  soll  man  nach  der  Ansicht  des  Oomit6i  die  Er- 
nennung seines  Nachfolgers  abwarten;  da  indessen  der  Hof  m  Bom 
die  Vollziehung  des  Ooncordats  in  diesem  Punkte  verlangt,  so  wird 
uothwendig  sein ,  dass  der  Minister  des  Inneren  zu  gelegener  Zeit 
dem  künftigen  Erzbischof  von  Mohilow  in  Erinnerung  bringt,  dass 
die  Ausführung  dieses  Punktes  einen  Theil  seiner  persönlichen  Ob- 
liegenheiten ausmacht,  und  dass  er  über  die  Vollziehung  des  Ar- 
tikels 29.  des  Ooncordats  wache. 

VIII,    Voii  der  Wiederher steUung  der  römisch-hatliolischen  Kirchen. 

Der  Artikel  81.  des  Ooncordats.  erklärt,  dass  die  Wiederherstel- 
lungen der  römisch-katholischen  Kirchen  ohne  Anstand  bewerkstelliget 
w^en  können,  während  eine  solche  im  Jahre  1852  nur  nach  Ent- 
scheid des  Ministers  des  Inneren  unternommen  werden  durfte.  Im 

Jahre  1852  haben  weiland  Sr.  Majestät  der  Kaiser  Nicolaus  Paulo- 
.  witsch  in  Folge  eines  Gesuches  des  verstorbenen  Metropoliten  Ho- 
lowinski diese  Wiederherstellungen  zu  gestatten  geruht  und  seit 
dieser  Zeit  geschehen  sie  ohne  Hinderniss.  Da  aber  die  allerhöchste 
Ordre,  welche  diesen  Gegenstand  ordnete,  bisher  nicht  veröffentlicht 
und  auch  nicht  im  3wod  Zakonow  (russischer  Codex  oder  Gesetzsamm- 
lung) aufgenommen  worden  ist,  so  hält  dies  Oomit^  in  Ueberein-  ' 
Stimmung  mit  der  Ansicht  des  Ministers  des  Innern  dafür,  dass  man 
sich  mit  dem  Ohef-Director  der  IL  Section  der  Privatcanalei  Sr.  Ma- 
jestät ins  EinTemehmen  zu  setaen  habe,  damit  diese  Bestimmungen 
in  emem  der  Gesetanachträge  des  Swod  Zakonow  emgeschaltet  werd^; 
das  Oomit^  ist  auch  der  Ansicht,  dass  diese  Bestimmungen  auf  die 
Wiederherstellung  der  römisch-katholischen  Kirchen  angewendet  wer- 
(|9n  köuuen,  welcli^  durch  ein  unglückliches  Ereigniss  oder  auch  durch 
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die  Einwirkung  der  Zeit  und  des  Alterthumg  beschädiget  worden  sind, 
und  das8  sie  auch  auf  die  sogenannten  Filialkirchen  und  Capellen, 
welche  mit  der  Erlaubniss  der  Begiertmg  bestehen,  auszudehnen 
waren. 

Nachdem  das  Comite  solcherweise  alle  noch  nicht  atuigef&hrteii 
Artikel  des  Ooncordats  untersucht  und  die  Mittel  angeseigt  hat,  wie 
dieselben  entsprechend  in  Yollzag  m  setzen  w&ren,  hat  es  beschlossen, 
dieselben  zor  Allerhöchsten  Eenntniss  Sr.  MiQestftt  des  Kaisers  zn 
bringen.. 

Unterzeichnet  Graf  Nesselrode, 

Graf  Kisseleff. 
Graf  D.  Bludoff. 
Sergius  Lanskoi. 
Fg.  Turkull. 

A.  Boutemeff, 

B,  HuhL 
K  EUgdeff. 

Nachdem  das  Comitd  in  seiner  vorhergegangenen  Sitzung  die 
Massregeln  besprochen  hatte,  welche  nach  seiner  Ansicht  behufs  Voll- 
ziehung des  mit  dem  römischen  Hofe  am  22.  Juli  (3.  August)  1847 
abgeschlossenen  Cpncordats  getroffen  werden  können,  hat  es  im  wei- 
teren in  drei  nacheinander  folgenden  Sitzungen  auch  die  Fragen  er- 
örtert, welche  im  Jahre  1847  nicht  definitiT  geordnet  und  in  einem 
besonderen  gleichzeitig  mit  dem  Goncoidat  von  den  BevoUmftchtigten 
unserer  Begierung  und  dem  Cardinal  Lambmschini  unterzeichneten 
ProtocoUe  aufgenommen  worden  waren,  so  wie  auch  zwei  Noten  des 
Cardiuala  Antonelli,  welche  zu  Anfang  des  laufenden  Jahres  unserem 
Geschäftsträger  beim  römischen  Hofe  mitgetheilt  worden  sind. 

Nach  aufmerksamer  Untersuchung  einer  jeden  der  erwähnten 
Fragen  hat  das  Görnitz  gefividen,  dass  mehrere  derselben  ohne  Ver- 
zug auf  eine  mehr  oder  weniger  den  Wünschen  des  römischen  Hofes 
entsprechende  Weise  gelöst  werden  können;  dass  andere,  obschon  das 
Comitd  sich  mit  den  Mitteln  zur  Lösung  Auoh  dieser  besohftftiget  hat, 
indessen  nach  seiner  Ansicht  ohne  Unzukömmlichkeiten  bis  zum  Ein- 
langen neuerlicher  diesbezüglicher  Beschwerden  Seitens  des  päpst- 
lichen Ministeriums  sich  verschieben  lassen;  und  endlich  wieder  an- 
dere, jedoch  weniger  zahlreiche,  ebenso  wie  im  Jahre  1847  ungelöst 
bleiben  müssen,  weil  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  weder  unsere 
Regierung  noch  der  römische  Eof  sich  zu  irgend  einer  Concession  her- 
beUassen  können. 
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I.  Fragen,  welche  sofort  eine  definitive  LSsang  erhalten  können. 

t   BücksichÜich  des  Vorschlags  der  Candidaien  für  die  Bisihimer 
und  Sttffroffamte  des  Königreichs  Böfm, 
(Note  des  Oardinab  Antonelli.) 

Der  Cardinal  AntoneUi  bat  in  einer  der  oberw&lmten  Noten  den 
Vorschlag  der  Candidaten  für  die  erledigten  Bisthtimer  nnd  Snffira- 
ganate  des  Königreichs  Polen  gefordert. 

Kraft  eines  mit  Papst  Pius  VII.  abgeschlossenen  üebereinkom- 
mens  soll  es  im  Königreiche  Polen  sieben  Bischöfe  geben:  gegen- 
wärtig besteht  dort  nur  ein  einziger  Bischof  in  Lublin;  aber  schon 
vor  mehreren  Jahren  ist  ein  Candidat  für  das  Bistlmm  Augiistow, 
und  zu  Ende  des  letztverfiossenen  Jahres  sind  fünf  weitere  Candidaten, 
einen  fär  das  Erzbisthum  Warschau  und  vier  zu  Bisthümern  vor- 
geschlagen worden.  Es  ist  kaum  zweifelhaft,  dass  der  römische  Hof 
zur  Bestätigung  des  früher  für  das  Bisthom  Augustow  vorgeschla* 
genen  Candidaten  gegenwärtig  sich  anch  nicht  mehr  herbeilässt; 
demnach  wären  noch  zwei  neue  Candidaten  Torzuschlagen.  Man  kann 
aber  ftir  das  Bisthum  Krakau  keine  Candidaten  yorscblagen,  so  lange 
der  Bezirk  ErajEan,  welcher  im  Jahre  1847  den  Staaten  des  Kaisers 
von  Oesterreich  einyerleibt  wurde,  in  geistlicher  Beziehung  nicht  de- 
finitiv getrennt  ist  von  dem  zweiten  Theile  der  ehemaligen  Diöcese 
Krakau,  welcher  zu  dem  Königreiche  Polen  gehört,  und  dessen 
Cathedrale  sich  in  der  Stadt  Kielz  befindet,  und  zugleich  ist  das  Co- 
mite  der  Ansicht,  dass  es  zweckmässig  sei,  die  österreichische  Re- 
gierung die  Initiative  zu  Unterhandlungen  über  diesen  Gegenstand 
ergreifen  zu  lassen. 

Sohin  bliebe,  in  den  Anforderungen  des  römischen  Hofes  Ge- 
nüge zu  leisten,  nur  mehr  ein  Candidat  für  das  Bisthum  Augustow 
in  Vorschlag  zu  bringen. 

In  Betreff  der  Weihbischöfe  (es  gibt  deren  gegenwärtig  nur 
Einen  im  Königreiche  Polen  in  der  Diöoese  Wodawek-Kalisch:); 

so  ist  das  Comitä  der  Ansicht,  darä  man  dem  Statthalter  For- 
sten Gortschakoff  die  Sorge  Überlassen  soll,  die  Candidaten  för  diese 
Stellen  in  Voi*schlag  zu  bringen,  damit  jeder  Biscliof  im  Falle  einer 
Krankheit  oder  anderer  Geschäfte  durch  seinen  Weihbischof  ersetzt 
werden  kann. 

2.   Eücksichtlich  des  Vorschlages  eines  Candidaten  zu  Born  für  das 
erledif/te  grkchisch-unirte  Bisthum  von  CJielm. 
(S.  die  Note  des  Cardinais  Antonelli.) 
Seit  dem  Tode  des  letzten  griechisch-unirten  Bischofs  im  König- 
reich Polen  wird  die  Diöcese  Chelm,  welche  ungefähr  23(^,000  Grie- 
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chisch-Uoirte  zählt,  durch  seinen  ehemaligen  Weihbisehof  verwaltet, 
welcher  von  der  Begiemng  snin  Verwalter  bestellt  worden  ist.  Dem- 
nach verlangt  der  rdmische  Hof  in  einer  Note  des  Cardinais  Antonelli 
den  Vorschlag  eines  Oandidaten  ffir  dieses  Bisthnm. 

Das  Görnitz  hält  dafür,  dass  man  dieser  Fordemng  des  römischen 
Hofes  genügen  kann,  um  unter  anderen  einen  neuen  Beweis  zu  liefern, 
dass  unsere  Regierung,  sowie  im  Jahre  1847  unsere  Bevollmächtigten 
dem  Bevollmächtigten  des  Papstes  und  dem  Papst  selbst  erklärt  ha- 
ben, niemals  Zwangsmassregeln  angewendet  hat,  um  die  Griechisch- 
Uiiii'teu  mit  der  orthodoxen  Kirche  zu  vereinigen,  und  dass  sie  nur 
diejenigen  von  ihnen  aufiiehme,  welche  selbst  das  freiwillige  Ver- 
langen darnach  äusserten;  und  dann  auch,  weil  bei  dem  gegenwär- 
tigen Zustande  der  Di<kjese  Oheim  die  gewünschte  Ordnung  in  kirch- 
licher Hmsicht  sich  ohne  Leitung  eines  Bischofii  nidit  aufireclit  erhalten 
lässt,  und  nur  durch  dieses  Mittel  die  Bevölkerung  des  griechisdi- 
ttnirten  Ritus  vor  dem  verderbliehen  Einfluss  der  benachbarten  Geist- 
lichkeit von  Oesterreich-Qalizien,  der  sich  unter  ihr  bemerkbar  macht, 
bewahrt  werden  kann. 

3.    BücJc sichtlich  der  römisch -kathoUschm  Klöster  im  Reiche. 
(Abgesondertes  Protokoll  vom  8.  August  1847  Art.  7.) 

Als  zur  Zeit  der  Verhandlungen  der  Bevollmächtigte  des  römi- 
schen Hofes  auf  die  Aufhebung  einer  ziemlich  beträchtlichen  Anzahl 
katholischer  Klöster  im  Keiche  und  auf  die  Eintheilung  der  noch  übrig 
gebliebenen  pensionirte  und  überzählige  Klöster  aufinerksam  machte, 
erwiderten  unsere  Bevollmächtigten,  dass  sie  keine  Ursache  tiätten, 
unserer  Begierung  die  Absidit  zuzumufhen,  In  Zukunft  die  inoviso- 
rischen  Klöster  aufiniheben,  und  dass,  wenn  in  der  Folge  sich  die 
Nothwendigkeit  einer  solchen  Aufhebung  ergeben  würde,  sei  es  wegen 
der  zn  geringen  Anzahl  der  Ordensleute  oder  sei  es  aus  einem  anderen 
canonischen  Grunde,  dieselbe  Gegenstand  eines  vorläufigen  Einver- 
nehmens mit  dem  römischen  Stuhle  sein  werde.  Bisher  ist  dieser 
Punkt  von  Seite  unser  Regierung  unerledigt  geblieben,  gleichwie 
vorher  zu  verschiedenen  Zeiten  36  provisorische  Klöster  aufgehoben 
worden,  in  denen  die  Anzahl  der  Religiösen  bis  unter  acht  herab- 
gesunken war,  ohne  vorheriges  Einvernehmen  mit  dem  römischen  Hofe. 

Das  Oomitö  hat  nach  Anhörung  der  Aufklärongen  des  Ministers 
des  Inneren  erkannt:  1)  Dass  die  Unterscheidung  der  römisch-ka- 
tholischen Klöster  in  anerkannte  und  zeitweilige  (provisorische)  Klö- 
ster, welche  Unterscheidung  durch  das  Protocoll  des  Görnitz  fSx  die 
Kurchengüter  der  westlichen  Provinzen  aufgestellt  nnd  durch  den 
allerhöchsten  Willen  unterm  17.  December  1841  bestätiget  wordeu 
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ist,  eine  der  Folgen  der  Ueberualime  der  Verwaltung  der  Kirchen- 
gütor  in  den  westlichen  Provinzen  durch  den  Fiskus  ist  und  eine  Folge 
der  Tbeilung  der  Aaslagen  för  die  Terschiedenen  Bedürfnisse  und  für 
den  Unterhalt  des  Klerus  naeh  den  genehmigten  und  mit  den  Ein- 
künften ans  oberwfthnten  Gütern  ins  Gleichgewicht  gebrachten  Yoran- 
schligen:  Massregeln,  welche  auf  die  Geistliehkeit  anderer  Confessio- 
nen  dieses  Landes  gleidierwelse  ausgedehnt  wurden. 

2)  Dass  man  in  Ansehung  der  Klöster  die  Zahl  der  Bewohner  in 
Betracht  gezogen  und  dass  man  die  Zahl  der  römisch  -  kailiolischen 
Klöster,  welche  als  der  Zahl  der  Bewohner  entsprechend  anerkannt 
wurden,  auf  50  festgestellt  hat.  Dass  für  diese  letzteren  ein  bestimm- 
tes Einkommen  ausgeworfen  wurde ;  dass  man  die  übrigen  Klöster,  in 
denen  die  Anzahl  der  Religiösen  meistentheils  anbedeutend  war,  pro- 
visorisch fortbestehen  liess,  indem  man  eine  lebenslängliche  Bente 
Ten  40  Bnbel  für  jeden  Religiösen  fests^xte,  unter  der  Bedingung, 
dass  de,  fidk  Aniahl  der  BeUgioeen  dortselbst  unter  acht^  der  im 
canonischen  Bechte  ?eigeschriebenen  Anzahl,  herabsinke,  nadiund 
nach  entlassen  würden.  In  solchen  Fftllen  werden-  die  Bejigiosen  in 
die  penslenirten  Kloster  übersetzt  und  die  IQrcben  der  geräumten 
Klöster  werden,  wenn  damit  eine  Pfarrei  verbunden  war,  in  Pfarr- 
kirchen verwandelt,  indem  man  zugleich  für  dieselben  ein  dem  Budget 
entsprechendes  Einkommen  feststellte. 

3)  Dass  diese  Art  und  Weise,  allmälig  die  provisorisch  bestehen 
gelassenen  Klöster  zu  räumen,  deren  Zahl  gegenwärtig  21  beträgt, 
dem  rümisdi^Hofe  als  eine  Massregel  weder  politischen  noch  religiösen 
Charakters  erscheinen  darf,  sondern  von  ihm  lediglich  als  eine  unaus- 
weichliche Folge  der  Unbed«itendhdt  der  Fonds  betrachtet  werden 
muss,  welche  dar  Fiscns  unter  dem  Titel  von  Kkchengütem  unter 
seine-  Verwaltung  genommen  hatO»  on^  ^  um  so  mehr,  als  die 
Summen,  w^he  durch  die  Aufhebung  you  Klöstern  verfügbar  werden, 
zur  Aufbesserung  des  Standes  der  anderen  Klöster  bestimmt  sind. 

Unter  solchen  Umständen  könnte  dem  römischen  Hofe  nacli  dem 
Dafürhalteu  des  Comites  zugesichert  werden,  dass  die  Zahl  von  50 
Klöstern,  welche  duich  die  Entscheidung  des  Comites  vom  Jahre 


1)  In  dem  PrmokoUe  des  Comites  TQr  die  KircbengQter  vom  17.  Derrmber 
i841  wird  unter  Anderem  pesa§ri,  dass  die  Geringfögiglielt  der  Summen  dem 
Comite  nicht  gestaltet  hat,  in  mehreren  Ffillen  ein  vollkommen  licfriedigendes 
Einkommen  festzusetzen.  In  Füllen,  wo  die  zum  Unlerlialte  des  Klerus  bestimm- 
ten Summen  nicht  au^sreichten,  glaubte  das  Comite  mit  den  Resten  des  Einkom- 
mens aus  den  eingezogenen  Güter-Fonds,  Ober  weMie  Reste  keine  YerfQgung  ge- 
•  liefln  weiden  war,  aiakelfca  m  soBeo. 
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1841  als  der  Anzahl  der  Binwohner  in  den  westlichen  Provinsen  ent- 
sprechend anerkannt  worden,  ganz  unangetastet  hkiben  wird,  und 
sowie  nach  den  Auf  klftnmgen  des  Ministers  des  Inneren  ein  Piaristen- 

Kloster  im  Jahre  1854  in  Folge  besonderer  ürastände  auf  allerhöch- 
sten Befelil  aufgehoben  worden  ist,  so  könnte  man  an  seiner  Statt  eines 
der  provisorischen  Klöster  anerkennen,  welches  nach  der  Begut- 
achtung des  römisch-katholischen  OoUegiums  ausgewählt  werden 
könnte. 

4.    Hücksichüich  des  Noviciais  und  der  Ordens-Gelübde. 
(Art.  7.  des  Protokolls  und  Note  des  Cardinais  Antonelli.) 

Nach  dem  canonischen  Kechte  der  römisch-katholischen  J^rche 
mOssen  jene,  welche  Orden^lftt>de  abzul^n  wfinsehen,  zuvor  ms 
Noviziat  eintreten.  Nadi  dem  OondHum  von  Trient  dauert  das  No- 
viziat wenigstens  dn  Jahr,  und  werden  die  von  Personen  unter  16 
Jahren  abgelegten  Qelflbde  als  ungfiltig  angesehen. 

Durch  die  Ukase  von  1798  und  1829  ist  verordnet  worden«  dass 
diejenigen,  welche  die  feierlichen  Gelübde  abzulegen  wünschen ,  vor 
dem  Alter  von  22  Jahren  nicht  zugelassen  werden  können  (Swod  Za- 
konow,  vol.  IX.,  pag.  345.),  dass  zuvor  eine  Probe  von  drei  Jahren 
bestanden  werden  muss  (pag.  344.)  und  dass  endlich  die  Aufnahme 
ins  Noviziat  nicht  gestattet  wird  ohne  Erlaubniss  des  Ministers  des 
Innern  (pag.  341.). 

Im  Laufe  der  Unterhandlungen  zu  Born  hat  der  päpstliche  Be- 
vollmächtigte gegen  diese  Beschränkung  der  canoniscJten  Gesetze 
protestirt  und  zu  An£emg  des  hiufenden  Jahres  besehwert  neh  Cardinal 
AntoneDi  in  einer  semer  Noten  darflber,  dass  in  Fdge  dieser  Be- 
schränkung und  wegen  der  Seltenheit,  sagt  er,  der  zum  Mntritt  ins 
Noviziat  er&eilten  Erhubniss,  die  Kloster  in  SrmangeluBg  v<m  Ee- 
ligiosen  nach  und  nach  vOHig  aussterben  mflssen. 

In  Erwägung,  dass  das  Statut  des  Tridentinischen  Condlinms, 
welches  die  feierlichen  Gelübde  im  Alter  von  16  Jahren  gestattet, 
einem  Alter,  wo  der  Mensch  noch  keinen  richtigen  Begriff  von  der 
Tragweite  der  Verpflichtungen  hat,  die  er  sich  auferlegt,  kaum  in 
Kraft  fjcsetzt  werden  kann,  und  dass  man  daraus  nur  scliädliche  Fol- 
gen betürchten  muss;  in  fernerer  Erwägung,  dass  in  allen  andern 
Ländern,  wo  römisch-katholische  Klöster  bestehen,  das  canonische 
Recht  in  Ansehung  dieses  Punktes  ebenso  wie  bei  uns  beträchtlichen 
Beschränkungen  unterworfen  worden  ist,  glaubt  das  Görnitz  dass  man 
die  V<»»chriften  der  BeichsgesetsEe  sowohl  fiher  das  Alter,  wo  man  zu 
den  feierlichen  Gelübden  mgekssen  weiden  kann,  als  auch  Aber  die 
Dauer  der  P^bouit  oder  des  Noviiitttes  ii  Kraft  bestehen  ]iaieB.aoll; 
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ferner  hält  das  Coittit^  für  unerlässUeh,  das»  in  Uebereiustimmnng 
mit  den  bereis  rdcksicUlich  der  Gelabde  bestehenden  Vorschriften 
und  mit  dem  was  ep&ter  hincdehtUch  der  An&ahme  der  ins  Noviziat 
eingetretenen  Personen  in  die  Seminarien  gesagt  werden  wird,  Nie- 
mand ins  Noviziat  aufgenommen  werden  ,soll,  wenn  er  nicht  das  Alter 
von  19  Jahren  erreicht  hat. 

5.    Rücksichtlich  der  Studien  in  den  Klöstern. 

(Art.  7.  des  Protokolls  und  Note  des  Cardiiials  Antonclli.) 

Nach  einem  in  der  römisch-katholischen  Kirche  allgemein  an- 
genommenen Gebrauche  gab  es  in  jedem  Kloster  Schulen,  d.  h.  es 
wurde  daselbst  den  jungen  Leuten,  welche  sich  im  Noviziat  befanden, 
Unterricht  in  den  theologischen  Wissenschaften  ertheilt,  um  sie  zur 
Erfüllung  der  Obliegenheiten  des  geistlichen  Berufes  vorzubereiten. 
Diese  Schulen  waren  so  zu  sagen  die  Seminarien  der  Kloster.  So  gin- 
gen die  Dinge  in  Baseland  bis  zum  Jahre  1844.  Da  man  aber  in 
einigen  EUstem  die  Erfahrung  machte,  dass  die  Ordensm&nner  ihre 
Zöglinge  sehlecht  behandelten,  und  dass  man  ohne  Yorwissen  der  Be- 
giei-ung  zu  junge  Lewte  anfiiahm,  nm  sie  so  zu  sagen  mit  Gewalt 
znm  (hdensstaude  vorzubereiten,  wurden  die  Klosterschulen  aufge- 
hoben. 

Im  Jahre  1847  reclamirte  der  römische  Hof  und  er  hat  soeben 
noch  reclamirt,  dass  die  Klosterschulen  wieder  liergestellt  werden. 

Nach  Erörterung  dieser  Frage  sieht  das  Görnitz  keine  Möglich- 
keit, dem  Ansinnen  des  römischen  Hofes  betreffs  dieses  Gegenstandes 
vollkommen  Genüge  zu  leisten  und  die  alte  Ordnung  der  Dinge  in  der 
fraglichen  Angelegenheit  wieder  herzustellen,  theils  wegen  der  Gefahr 
der  froheren  Unföge,  theils  w^gen  der  Schwierigkeit  für  die  Be- 
gierong,  Aber  den  in  den  KlOstem  ertbeilten  Unterricht  eine  ent- 
sprechende üeberwaohnng  auszudehnen.  Das  Comit^  ist  indessen  der 
Ansicht,  dass  man,  um  den  römischen  Stuhl  so  viel  als  möglich  zu 
befriedigen,  demsdben  wird  erOi&ien  können,  dass  die  Begierung  be- 
reit ist,  den  Klöstern,  welche  die  dazu  nöthigen  Mittel  besitzen,  zum 
Unterrichte  der  in  ihr  Noviziat  aufgenommenen  Personen  in  den 
theologischen  Wissenschaften  nach  der  von  den  Gesetzen  vorge- 
schriebenen Weise  die  Erlaubniss  zu  ertheilen.  Ueberdies  wird  man 
gestatten  können,  dass  nach  dem  Wohlgefallen  des  Bischofes  diese 
Novizen  den  Studien-Curs  in  den  Diöcesan-Seminarien  unter  der  Be- 
dingung machen,  dass  sie  nach  vollendetem  Curse  in  ihre  Klöster  zu- 
rückkehren, wenn  sie  dort  die  feierlichen  Gelübde  abzulegen  wünschen. 
Die  Anzahl  dieser  Zuhörer  muss  unabhängig  sein  von  der  Zahl,  welche 
durch  das  Budget  für  die  Zöglii^  des  s«r  Sigilnaimg  dss  weltiicfaen 
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Klem  bestimiiitett  Senunan  ftslgeBetst  ist  »  «nd  mit  der  dureh  das 
Budget  für  jedes  Kloster  M^gesetsten  Anzahl  Beligioseii  im  Yer- 
haitniss  stehen. 

6,   BikiksichtHch  des  unmittelbaren  Verkehrs  der  kathoUsehen  Gtis^ 

liclikmt  mit  der  römischen  Megiermg. 
(1.  Artikel  des  Protokolls  und  Note  des  Oardinals  Antonelli.) 

In  den  Tom  römischen  Hofe  im  Jahre  1847  Yorgelegten  Anf- 
klftmngen  und  dann  in  dar  Folge  irfthrend  der  Yerhandlnngen  von 
1848  stellte  der  Bevollrnftchtigte  des  Papstes  die  Anfbrdemng,  dass 
dem  rOmiseh-katholischen  Klerus  das  unbeschränkte  Recht  zurrt  un- 
mittelbaren Verkehr  mit  dem  römischen  Hofe  in  Dingen,  welche  die 
kirclilichen  Angelegenheiten  ^ )  betreffen ,  eingeräumt  werde  und  er- 
wähnt er  unter  Anderem  die  Niclitübersendung  periodischer  Berichte 
durch  die  Biscliöfe  an  den  römischen  Hof,  wie  sie  solche  nach  den 
canonischen  Gesetzen  zu  überschicken  gehalten  wären. 

Was  nun  den  ersteren  Gegenstand  betrifft,  so  hat  das  Comitö 
gefunden,  dass  ein  so  gearteter  Verkehr  Im  uns  seit  1788  nicht  mehr 
gestattet  worden  ist,  und  dass,  wenn  schon  in  letzterer  Zeit  in  ver- 
schiedenen Lftndom  und  nnter  anderen  in  Prenssen  dieser  unmittel- 
bare Verkehr  geduldet  wurde,  dennoch  die  hieflir  gegenwärtig  beste- 
hende Ordnung  auch  f&r  die  Zukunft  aufrecht  erhalten  werden  muss, 
sowie  dass  dieser  Verkehr  in  keiner  anderen  Weise  stattfinden  darf, 
als  durch  die  Vermittlung  der  russischen  Gesandtschaft ;  denn  unsere 
Regierung  kann  einen  unmittelbaren  Schriftwechsel  zwisolien  Ein- 
wohnern dieses  Kaiserstaates  und  fremden  Regierungen  nicht  zuge- 
ben: dass  übrigens  diese  Onlnung  der  Dinge,  weit  entfernt,  die  Be- 
friedigung der  geistlichen  Bedürfnisse  der  römisch-katholischen  Be- 
völkerung Russlands  zu  hindern,  selbe  im  Gegentheil  erleichtert. 

Was  den  zweiten  Ponkt  anbelangt,  so  ist  das  Görnitz*,  wenn 
gleich  bisher,  so  viel  man  aus  den  Akten  entnehmen  kann,  die 
Bischöfe  keinen  solchen  Bericht  (Iber  den  Zustand  ihrer  DiOcesen  nach 
Born  geschickt  haben,  und  lediglich  aus  dem  Königreich  Polen  von 
Zeit  zu  Zeit  die  Berichte  der  Proviuciale  über  die  ihrer  Leitung  un- 
terstehenden Klöster  eingesandt  worden,  der  Ansicht,  dass  eine  üeber- 
sendung  derartiger  Berichte  nach  Born  in  dem  Falle,  dass  einer  der 


1)  In  diese  Ciasse  gebören:  die  Lossprecbung  von  SQnden  in  Fftllen,  wn 
diese  die  Befügnisse  der  Bischöfe  fibcrschreilen;  die  Uebersendung  gewisser  Voll- 
macbten  an  die  Bischöfe  zur  Vergebungr  der  vorhehallenen  SOiulen;  zu  Ehedis- 
pensen in  den  Graden  der  Biutsverwandtscbart  oder  Versctiw&sci:ui)s,  in  Fülleu, 
wo  die  Ebe  durcb  die  caooniscliea  Gesetie  verboten  ist. 
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VMOBb  einen  solchen  einreielMn  4rMe,  geiUUet  werden  kann  nn- 
(er  Beobacihtoog  der  allgemeinen  Yoxeebriflen,  d.  durch  Vermitte^ 
lung  unserer  Gesandtschaft  in  Born. 

II.  Fragen,  welche  das  Oomite  in  lösen  gesaolit  hat,  deren  deflniÜTe  Lö- 
inng  aber  nach  seinem  Dafürhalten  bis  xnm  Einlangen  neaerlicher  Recla- 
matlonen  Seitens  des  päpstlichen  Hinisters  aufgeschoben  werden  soll. 

i.    Von  den  Gonsistorial-Secretären, 
(Art  2.  des  ProtokoJls.) 

Die  vom  Minister  des  Inneren  im  Jahre  1842  an  die  rOmisch- 
katholischen  Consistorial-Canzleien  übersandten  Instructionen  stellen 
die  Obliegenheiten  dieser  Gonsiatofial-äecret&re  fest;  und  der  mittels 
a.'  h.  ÜntschlieeBong  lam  laufenden  Jahre  genehmigte  Stand  des  rö- 
misch-katholischen Klerns  setzt  fest,  dass  die  Consistorial-Secretaie 
vom  Minister  des  Inneren  ernannt  werden. 

Iii  den  im  Jahre  1846  dnrch  den  Cardinal  Lambnischini  fiber- 
reicbten  Anfklärungen  verlangt  der  römische  Hof  die  Abänderung 
dieser  Instructionen,  da  sie  Grundsätze  enthielten,  welche  die  liel'ug- 
nisse  des  Bischofs  bei  Untersuchung  und  Entscheidung  von  Angelegen- 
heiten beschräiikteu ,  welche  nach  dem  katholischen  Kirchenrechte 
ausschliesslich  der  bischöflichen  Jurisdiction  unterliegen.  Er  machte 
unsere  Begierung  daraui  aufmerksam ,  dass  diese  Instructioneu  den 
Secretären  einen  unbeschränkten  fiinfluss  einräumen  in  Allem  was 
die  Einbringung  und  Entscheidung  der  Angelegenheiten  betrifft,  so- 
wie bei  der  Abfaeanng  nnd  Ausfertigung  der  Gonsistorial-Decrete. 
Zugleich  verlangte  er,  dass  die  Consistorial-Secretare  ans  den  Geist- 
lichen erwihlt,  oder  dass  sie  wenigstens  rOmisch-katholischer  Be- 
ligion  sein  sollen. 

Das  mit  dem  römischen  Hofe  geschlossene  Ooncordat  hat  alle 
daranfbeKuglichen^)  Schwierigkeiten  gelöst  mit  Ausnahme  der  einzigen 
Frage  in  Betreff  der  Consistorial-Secretäre,  und  in  Folge  dessen  er- 
griff der  Bevollmächtigte  des  Papstes  den  Anlass  der  Erörterung  des 


1)  Art  Xin.  Die  Beuriheilons  and  LeUonf  der  AngelegeubelteD  Jeder 
nUkese  kommt  aasscblleaslldi  Ihrem  Btoebofe  la. 

Art.  XIV.  In  diesem  Artikel  des  Concordats  werden  die  Angelegenheiten 
aurgezShlt,  welche  vor  der  Entscheidung  durch  den  Biscliof  vorlSallg  der  Uoter- 
sochung  der  Consistorien  zu  unterziehen  sind. 

Art.  XV.   Die  erwfitinten  Angelegenheiten  werden  durch  den  Bischof  ent- 
schieden, nachdem  sie  vom  Consistorium ,  welches  (kbrigens  nur  eine  berathende 
Stimme  hat,  untersucht  worden  sind.  ,  Der  Bischof  Ist  nicht  verpflichtet,  von  9tS^ 
neu  EnlBClieidangsgrüiMten  Bedieiiscliafl  iq  geben,  aeibsl  dsmi  nicht,  wo  sdn 
theU  vm  den  naochlQsseD  des  Gonslotoifaat  almfisIM. 
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Spezial- Protokolls  vom  3.  August  1847,  um  gegen  die  Ernennung 
weltlicher  Secretäre  bei  den  bischöflichen  Consistorieu  zu  protestiren, 
welche  Secretäre  von  der  Kegierung  ernannt  würden  und  Vollmach- 
ten besässen,  weiche  im  üeiche  den  kaiserlichen  Anwälten  einge- 
räumt seien. 

^  Hierauf  haben  unsere  Bevollmächtigten  erkkbrt,  dass  unsere 
Begierung  werde  gestatten  können,  dass  die  Emennong  der  Consi- 
storial- Secretäre  Yon  der  bisebOfliGhen  Zostimmimg  abhänge,  dass 
aber  in  diesem  lUle  bei  jedem  Gonsistoriiuii  aock  eia  besonderer 
Anwalt  ernannt  werden  mllsste. 

Der  BeroUrnäciitigte  des  Papstes  ha^  daranf  entgegnet,  dass  er 
weder  dem  einen  noch  dem  andern  der  znr  Beseitigung  dieser  Schwie- 
rigkeiten vorgescblageueu  Auäkunftsmittel  seine  Zustimmang  ge- 
ben könne. 

Nach  aufmerksamer  Untersuchung  dieser  Fragen  hat  das  Co- 
mitä  erkannt,  dass  die  Organisation  der  Consistorieu  und  ihr  Ver- 
hältniss  zn  den  Bischöfen  bereits  durch  das  mit  dem  römischen  Hofe 
abgeschlossene  Concordat  auf  eine  dem  canonischen  Rechte  der  rO- 
misch-katholischen  Kirdie  entsprechende  Weise  geordnet  ist. 

Dass  zweitens  unsere  Begienmg  in  Kraft  des  ihr  zustehenden, 
▼on  allen  enropäischen  Staaten  anerkannten  Bechts,  die  Gebahrong 
der  katholischen  Kirche  za  fCberwachen  (jus  inspectioBis),  unbestreit- 
bar bei  den  rOmiseh- katholischen  Consistorieu  im  Falle  der  aner- 
kannten Nothwendigkeit  ihre  Abgeordneten  ernennen  kann,  um  darüber 
zu  wachen,  dass  die  Consistorieu  bei  ihren  Entschliessuugen,  welche 
sie  der  Entscheidung  und  Bestätigung  der  Bischöfe  unterbreiten, 
nicht  gegen  die  Staatsgesetze  Verstössen. 

So  ist  also  selbst  in  dem  Falle  als  der  römische  Hof  dagegen 
protesturen  sollte,  das  Comit^  nicht  der  Ansicht,  dass  es  unserer  Be- 
gienmg gezieme  auf  ihr  Becht  zu  Terzichten,  um  so  mehr,  als  in  den 
anderen  Staaten  und  namenüieli  in  Flüssen  [?t]  bei  jedem  Oonsistorinm 
ein  weltlicher  Beamter  der  Begierung  die  Ami^ebahmng  fiberwacht. 

Dieses  zur  Grundlage  seiner  BrOrterung  nehmend  machte  steh 
das  Gomitä  an  die  Erforschung  der  passendsten  Anskunftsmittel,  um 
diese  üeberwachung  bei  den  Consistorien  zu  bewerkstelligen.  Die 
Aufstellung  besonderer  Anwälte  bei  den  Consistorien  bringt  abgesehen 
von  den  dadurch  verursachten  neuen  Auslagen  überdies  an  und  für 
sich  besondere  Unzukömmlichkeiten  mit  sich,  denn  nach  der  allge- 
meinen Ordnung  unterstehen  die  Anwälte  dem  Minister  der  Justiz, 
während  die  Consistorien  unter  dem  Minister  des  Inneren  stehen. 
Daher  ist  das  Oomitö  der  Ansicht,  dass  es  besser  sein  döiite,  die 
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gegenw&rtige  OrdBimg  Dinge  forfebesteheii  zu  Uuseii,  und  dies  ttm 
80  melir,  als  die  dea  Coiisirtorial-Seeretftren  auferlegten  Amtsj^hten 
in  Nidits  weder  die  Anetoritftt  der  BiechOfe  noch  die  Thfttigkeit  der 
Consistorien  beeohrftnken.    Sie  bestehen  lediglieh  darin,  daas  der 

Secretär  für  die  Canzlei-Ordnnng  verantwortlich  ist,  dass  er  die  Qe- 

schäfte  und  die  einlaufeuden  Akten  vorbereiten  muss,  damit  die  Mit- 
glieder des  Consistoriums  davon  Kenntniss  erhalten  und  endlich  un- 
terbreitet er  ihnen  die  Gesetze,  welche  darauf  Bezug  haben.  Werden 
die  Andeutungen  des  Secretärs  nicht  berücksichtigt,  so  lallt  die  wei- 
tere Verantwortlichkeit  auf  den  Bischol',  welcher  gemäss  Art.  15.  des 
Coneordats  vom  Jalire  1847  alle  Angelegenheiten  definitiv  entscheidet 
ohne  verpflichtet  za  aein,  die  Beweggründe  seiner  fintscheidnng  an 
rechtfertigen. 

.  Zugleich  ist  das  Görnitz  in  Uebersinstimmmig  mit  der  Ansicht 
des  üünisters  des  loneren  der  Meinung,  dass  es  gleichwohl,  um  dem 
Wunsche  des  römischen  Hofes  zu  entsprechen,  möglich  ist,  zu  be- 
schliessen,  dass  künftighin  die  Consistorial-Secretäre  immer  vom 
Minister  des  Inneren  aus  den  Katholiken  erwählt  werden  sollen,  und 
dass  gegenwärtig  unter  den  seclis  Secretären  lünf  dieser  Coufession 
angehören.  Da  übrigens  in  den  letzten  Noten  des  Cardinais  Aiitonelli 
dieser  Frage  keine  directe  Erwähnung  geschieht,  so  hält  das  Comite 
dafnr,  dass  man  die  Erledigung  derselben  gemäss  den  vorangedeuteten 
Grundsätzen  bis  zum  Zeitpunkte  einer  neuerlichen  Bedamation  der 
pftpsüichen  Begierang  auf  sieh  beruhen  lassen  kann  und  unterdessen 
lediglich  unser  Gtesaadter  in  Born  zu  beauftragen  wllre,  die  Absichten 
unserer  Begierung  für  den  Fall  neuerlicher  diesbezüglicher  Bedama- 
tionen  dort  zur  Kenntniss  zu  bringen. 

2,  Von  dm  (Mens-^rainncialen. 
(Art.  7.  des  Protokolls.) 
Nach  den  canonischen  Vorschriften  der  römisch  -  katholischen 
Kirche  erwählt  man  behufs  Ueberwacliuug  der  inneren  Ordnung  und 
der  durch  die  Regeln  eines  jeden  Ordens  vorgeschriebenen  üis- 
ciplin  in  den  Klöstern,  ein  Oberhaupt  für  jedes  Kloster  and  die  Über- 
häupter aller  Klöster  eines  Ordens,  welche  im  Um£EUige  einer  Provinz, 
d.  h.  in  einem  Gebiete  liegen,  welches  einen  oder  mehrere  Bischofs- 
sitae  in  mk  schBesst,  wfthkn  ein  einziges  Oberhaupt  oder  einen  Pro- 
vincial,  wetoher  in  doi  die  innere  Ordnung  und  Bisoiplin  betreffenden 
Angelegenheiten  dem  Obersten,  sogenannten  Ordensgeneral,  der  für 
gewühnlich  in  Bom  residirt,  unteigeordnet  ist  Die  Diücesan-Bischöfe 
sind  indessen  auch  verbunden,  ihre  Aufsicht  auf  die  Klöster  auszu- 
dehnen, und  iu  dem  Falle,  da^s  sie  eine  Unordnung  gewahr  werden, 
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mtaen  sie  die  Wiederherstelliuig  der  Qrdntuig  in  Gemfissheit  dar  Be- 
stimmungen des  eauonischen  Berits  verlangen.  In  dieser  Benehniig 
ist  ihr  Wirkungskreis  ein  sehr  beschränkter  und  nur  in  gewissen 
Fallen  r&umt  ihnen  der  Papst  eine  ausgedehntere  Tollmacht  ein. 

Nach,  den  Auf klftrungen  des  Ministers  des  Inneren  ist  das  Gö- 
rnitz zur  Ueberzeugung  gekommen  1)  dass  der  feststehende  und  un- 
veränderliche Grundsatz  unserer  Regierung  in  Betreff  der  römisch- 
katholischen  Klöster  im  Staate  immer  deren  vollständige  und  gänz- 
liche Unterordnung  unter  die  Diöcesau-Bischöfe  gewesen  ist,  sowie  ein 
strenges  Verbot,  mit  geistlichen  ausserhalb  des  Kelches  residirenden 
Behörden  irgend  einen  Verkehr  zu  unterhalten  und  sich  von  densellm 
als  abhängig  zu  betrachten.  Dies  ist  der  entscliiedene  Sinn  der  Ukase 
und  allerhöchsten  Erlasse  vom  17.  Jänner  1783,  27.  September  1795^ 
20.  Mai  1798,  13.  NoYcmber  1801,  19.  NoTember  und  16.  Deoember 
1842  und  vom  30.  April  1846  2)  Dass  die  Wahl  der  Ordens- 
ProTindale,  welche  definitiv  im  Jahre  1842  durch  die  Yisitatoren  oder 
Decane,  und  zwar  einen  fOr  jede  Diöcese  ohne  Unterschied  des  Ordens 
ersetzt  wurden,  wenn  diese  Wahl  auch  durch  die  Ukase  von  1798 
und  1801  gestattet  war,  jedoch  nur  unter  der  Bedingung  zugelassen 
wurden,  dass  die  Erwählten  von  den  Bischöfen  oder  dem  geistlichen 
Collegium  bestätiget  würden  und  gänzlich  diesen  Autoritäten  unter- 
geordnet sein  sollten.  3)  Dass  die  Unterordnung  der  geistlichen  Or- 
den unter  die  Bischöfe  den  Grundsätzen  des  canonischen  liechtes  ent- 
spricht, wie  dies  aus  einem  Aktenstück  vom  12 — 23.  Februar  1784 
hervorgeht,  welches  vom  päpstlichen  Nuntius  Cardinal  Archetti  an  den 
iirabischof  Pistreucewiz  von  Mohilow  gerichtet  ist. 

Ueberdies  hat  das  Comit4  auch  erwogen,  dass  dieEntschliessung, 
welche  die  Provindale  durch  Yisitatoren  ersetzt,  die  Ursache  war, 
warum  der  römische  Hof  im  Jahre  1846  sowohl  gegen  die  Aufhebung 
d«r  Provindale  als  auch  gegen  die  Einsetzung  der  Yisitatoren,  einer 
Autorität,  welche  dem  canonischen  Rechte  der  katholischen  Kirche 
fremd  sei,  Einsprache  erhob.  Während  der  Unterhandlungen  zu  Horn 
wurde  diese  Frage  einer  neuerliclieu  Untersuchung  unterzogen  und 

1)  Ukas  von  1783  wegen  Erriehtun?  eines  rOinfseh-ka(holisehf*n  Erzbis» 

thums  zu  Mohilow.  Ukas  von  1795  wegen  Gröndunj?  zweier  weiterer  Bisthnmcr. 
L'kas  von  1798  Ober  die  Organisirung  der  Verwaltung  der  römiscli-kailiolisclieii 
Kirche  in  Rüssland.  1801  a.  h.  genehmigtes  Kefilement  für  die  geisilichen  und 
kirchlichen  Vorsieher  der  römisch-kathnlischen  Kirclie.  1842  Bericlil  des  Ministers 
des  Inneren  an  Se.  knisrrüclie  Vl.ijesiäf  über  die  Ceniralisiiiinn  dir  itiucesan-Ver- 
wallung  und  die  Erneiunnig  der  Yisilaloren.  1846  Protokull  des  niil  a.  h.  Hill« 
sebUessuDg  bestüiigten  Spedal-Comit^  nir  UnteriQCbung  der  Bescbwerden  dfs  . 
rtnisciieD  Höfles. 

AHUr  Ar  EtidifUMh«.  XVUI.  17 

Dlgltized  by  Gc) 


268     Urkandeo  xoir  pkpstttcben  Denkscturift  von  15.  November  1866. 

als  unsere  Bevollmächtigten  TorateUten,  daes  die  in  dieeem  Betreff  In 
die  innere  Ordnung  eingeföhrte  Verftndening  den  Zweck  hfttten,  die 
ElOster  behu&  Hintanhaltnng  von  Unordnungen^  wie  sie  sich  dort  ein- 
geschlichen hfttten,  einer  mehr  unmittelbaren  Ueberwachnng  der 
Bisehofe  zu  unterziehen,  so  erklärte  der  Be?ollmftchtigte  des  Papstes 
seinerseits,  dass,  wenn  die  Provinciale  wieder  hergestellt  werden  und 
die  Sorge,  die  innere  Disciplin  der  Klöster  zu  überwachen,  denselben 
uberlassen  wird,  dann  der  Papst  bereit  ist,  den  Bischöfen  ausgedehn- 
tere Volhnachten  zu  deren  Beaufsichtigung  zu  ertheilen,  und  ihnen 
sogar  das  Recht  des  Vorsitzes  bei  den  zur  Wahl  der  Provinciale  ver- 
sammelten Capiteln  einzuräumen. 

Alles  Vorangehende  erwogen,  ist  das  Comit^  der  Ansicht,  dass 
die  bei  uns  seit  langer  Zeit  eingeführte  Ordnung,  welche  die  römisch- 
katholischen Kloster  den  Diöcesan- Behörden  unterordnet,  bei  dem 
Umstände,  dass  sie  den  gegenwärtigen  Wünschen  unserer  Begierung 
immer  entsprochen  hat,  dass  sie  auch  für  die  ElOster  selbst  vortheil- 
haft  ist  und  nichts  gegen  die  x»nonischen  Yorsefaiiften  enthält,  unver- 
letzt erhalten  werden  soll.  Das  Comit^  ist  aber  auch  der  Meinung, 
dass  man  die  Wahl  der  Ürdensprovinciale  als  unmittelbarer  Wäcliter 
über  die  innere  Ordnung  in  den  Klöstern  in  üemässheit  der  Regehi 
eines  jeden  Ordens  gestatten  könnte,  um  dem  Wunsche  des  römischen 
Hofes  zu  entsprechen  ^),  jedoch  nur  unter  der  Bedingung ,  dass  die 
Wahl  dieser  Personen  mit  Wissen  unserer  Regierung  durch  eine  im 
Staate  selbst  bestehende  geistliche  Oberbehörde  bestätiget  werde,  z.  B. 
durch  die  Metropoliten  der  römisch-katholischen  Kirchen  in  Russland, 
und  dass  die  ProvindiUe  in  ihrer  Amtsthfttigkeit  ToUst&ndig  den  be- 
treffenden BisdhOien  ihrer  DiOcesen  untergeordnet  sein ,  sich  an  diese 
in  aUen  FSllen  der  Nothwendigkeit  Jialten,  und  lediglich  durch  ihre 
Yermittlung  und  nach  der  bestehenden  Ordnung  ihre  Gesuche  behufe 
Ihrwirkung  der  unerlässlich  nothwendigen  Beschlösse  und  Befugnisse 
bei  dem  päpstlichen  Stuhle  anbringen  sollten.  Das  Görnitz  hält  dafür, 
dass  man  die  weitere  Verhandlung  über  diesen  Gegenstand  mit  der 
päpstlichen  Regierung  unserm  Gesandten  in  Rom  überlassen  kann. 
3,  Von  der  Bestimmung  der  OUkgmiheiten  der  römisch-katholischen 
GdsÜichkeU  hei  der  Einsegnung  gemischter  Wien. 
(Art.  4.  des  Protokolls.) 

Um  die  gegenwärtig  bestehenden  Abweichungen  zwischen  den 
Beichsgesetzen  und  dem  canonischen  Bechte  in  Betreff  der  Einsegnung 

1)  Die  gegenwärtii?  im  Reiche  bestehenden  Münnerkiöster  gehören  zwölf 
■  verschiedenen  Orden  an,  folglich  mass  es  (statt  der  sechs  Visitatoren)  zwOlf  Pro- 
viadale  geben,  welcbe  unter  seebs  Diöeestn-TontelKr  m  sttiienkoanDeD  werden. 
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genuBchter  Ehen  zu  beseitigen,  hat  der  Bevollmächtigte  des  römischen 
Hofes  vorgeschlagen,  dass  man  im  Reiche  die  vom  römischen  Stuhle 
für  melirere  anderen  Länder,  namentlich  für  Preusseu,  Bayern  und 
Ungarn  erllossenen  iiestiramuugen  annehmen  sollte. 

In  Gemässheit  der  Bulle  des  Papstes  Pius  VUL^  gegeben  unterm 
25.  März  1830  för  Prenssen,  dann  in  Gemässheit  der  Instmetionen  des 
Cardinais  Albani,  erlassen  unterm  12.  September  1804  für  Bayern, 
und  jener  des  Gardinais  Lambruscbini,  erlassen  unterm  30.  August 
1841  für  Ungarn  —  ist  in  jenen  Fällen,  wo  ^e  Person  rOmisch-ka- 
tholischer  Religion  mit  einer  Person  einer  anderen  Confession  einen 
Ehebund  schliessen  will,  oline  sich  zu  verpflichten,  ihre  Kinder  in  der 
römisch-katholischen  Religion  zu  erziehen,  dem  Seelsorger  der  rö- 
niLsch-katholischen  Kirche  gestattet,  die  kirchlichen  Aufgebote  in  der 
j[e\völuilichen  Form  vorzunehmen;  wenn  dann  die  erwähnte  Person  un- 
geachtet der  an  sie  ergangenen  Mahnungen,  diese  Ehe  nicht  einzu- 
gehen, die  Erklärung  ihrer  Absicht  erneuert,  so  kann  der  Seelsorger, 
.  nachdem  er  den  anderen  Tertragschliessenden  Theil  dazu  eingeladen, 
in  Gegenwart  zweier  Zeugen  von  beiden  die  Erklärung  ibres  Willens 
zur  Eingebung  dieser  Ebe  annehmen,  diese  Erklärung  in  die  Eirchen- 
bficber  eintragen  und  ibnen  eröffnen,  dass  der  auf  diese  Weise  Yon 
ihnen  in  seiner  Gegenwart  verricbtete  Act  als  Abscbluss  einer  gültigen 
Ehe  anerkaimt  Wierde.  Diese  Theilnahme  eines  römisch-katholischen 
Priesters  durch  seine  blosse  Gegenwart  beijn  Abschlüsse  einer  ge- 
mischten Ehe  heisst  passive  Assistenz. 

Da  diese  Bestimmungen  nichts  gegen  die  Ansichten  unserer  Re- 
gierung enthalten  und  sogar  eine  grössere  Anzahl  gemischter  Elien 
zur  Folge  haben  kOnnen,  so  erkennt  es  das  Gomit^  für  mdglieh,  der 
Anwendung  dieser  Bestimmungen  auf  den  Eaiserstaat  und  das  König- 
reich Polen  beizustimmen,  und  ist  der  Ansicht,  dass  man  füglich  un- 
serem Gesandten  in  Bom  überlassen  könne,  in  dem  Falle,  wo  das 
päpstliche  Ministerium  seine  Vorschläge  in  diesem  Betreffe  emenem 
würde,  demselben  zu  erklären,  dass  unsere  Regierung  bereit  ist,  die 
Grundsätze,  auf  denen  die  für  Ungarn,  Preussen  und  für  die  Rhein- 
provinzen erfiossenen  Bestimmungen  beruhen,  ebenfalls  anzunehmen. 

in.  Fügen,  welche  Bidi  der  Ansicht  des  Gomites  auf  keine  Weise  beige- 
legt werden  kAnaea. 

(Art.  3.  5.  9. 10. 11. 12.  des  Protokolls.) 

Alle  anderen  Fragen,  welche  in  dem  besonderen  Protokolle  vom 
3,  August  1847  auigezählt  sind,  wurden  im  Verlaufe  der  Verhandlun* 

17* 
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gen  2a  Born  mit  SoigMt  erwogen,  und  obschon  unsere  Be?ellmftch- 
tigten  bestimmten,  ihnen  in  dem  besonderen  Protekoll  einen  Platz 

einzuräumen,  so  haben  sie  doch  auch  gleichzeitig  erklärt,  dass  sie  zu 
deren  Beilegung  keinen  Ausweg  sähen,  und  dass  sie  es  fiir  unmöglich 
erachteten,  etwas  wieder  herzustellen,  was  einmal  geändert  worden 
und  den  Grundgesetzen  deö  über  diesen  Fragen  steilenden  Staates  zu- 
widerliefe. 

Unter  diesen  Fragen  sind  es  nachstehende,  welche  von  dem  Be- 
vollmächtigt en  des  Papstes  in  Anregung  gebracht  wurden: 

1)  in  Betreff  der  Unterordnung  Ton  Bhesaehen,  welche  Ehen 
zwischi^n  Personen  der  orthodoxen  nnd  der  römisch-katholischen  Kirche 
anbelangen,  unter  die  Gerichtsbarkeit  der  orthodoxen  Kirchen-Be- 
hörden ; 

2)  das  Gesuch  um  Aufhebung  der  Verordnungen  von  1842, 

kraft  deren  eine  eheliche  Vereinigung  zwischen  Personen  der  ortho- 
doxen und  anderer  Confessionen  als  ungültig  angesehen  wird,  sofern 
sie  nicht  dui'ch  einen  Geistlichen  der  orthodoxen  Kirche  eingesegnet 
worden  ist; 

3)  die  Forderung,  dass  die  vom  Fiscus  unter  seine  Verwaltung 
genommenen  Vermögensfonds  dem  römisch-katholischen  Klerus  wieder 
zurückgestellt  werden  sollen; 

4)  die  Forderung,  dass  die  Griechisch-Unirten  im  Beiche,  welche 
nicht  mit  der  orthodoxen  Kirche  vereiniget  sind,  der  Autorität  der 
römisch-katholischen  Bischöfe  untergeordnet  weiden  sollen,  so  wie 
es  rücksichtlieh  der  katholischen  Armenier  durch  das  Concordat  ver- 
fügt worden,  und  dass  Denjenigen  unter  ihnen,  welche  zur  ortho- 
doxen Kirche  übergetreten  sind,  gestattet  werden  möge,  zur  Union 
zurückzukehren; 

5)  die  Forderung  der  Aufhebung  oder  wenigstens  Abänderung 
der  Strafgesetze  des  Reiches  in  Betreff  der  gegen  jene  festgesetzten 
Strafen,  welche  von  der  orthodoxen  Kirche  zu  einer  anderen  über- 
treten; 

6)  die  Forderung,  dass  die  Formel  des  Treneschwurs  abgeän- 
dert werde. 

Nach  einer  neuerlichen  Untersuchung  dies«  Fragen  sieht  das 
Gomitö  jetzt  wie  damals  keine  Möglichkeit,  den  Forderungen  des  rö- 
mischen Hofes  zu  entsprechen,  ohne  die  Grundgesetze  des  Staates  zu 
verletzen,  und  unser  Gesandter  zu  Born  wäre  im  Falle,  als  diese  For- 
derungen wiederholt  würden,  zu  beauftragen,  dieselben  Antwoitein  zu 
geljen,  wie  sie  von  unseren  Bevollmächtigten  bei  den  Unterhandlungen 
im  Jahre  1847  gegeben  worden  sind. 
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Das  ikmaU  hat  bei  dkser  Gelegenheit  auch  einen  Vorschlag  des 
Ministers  des  Inneren  in  Betreff,  des  dritten  der  oben  erwähnten  Punkte 
erörtert. 

Der  Herr  Minister  des  Inneren  hat  dem  Coniite  mitgetheilt, 
dass  bei  der  im  Staatsrathe  stattgefundenen  Discussion  des  für  den 
Unterhalt  des  römisch-katholischen  Klerus  im  Jahre  1854  bestimmten 
Budgets  nach  dem  Gutachten  des  öconomischen  Departements  von 
dieser  Summe  für  Staatsbedürfnisse  50,000  Silberrubel  abgezogen  wor- 
den sind,  dass  diese  Massregel  im  Jahre  1855  und  1856  wiederholt 
wurde,  sohin  bei  allen  drei  Budgets  zusammen  150,000  Silberrubel 
in  Abnig  gebracht  worden  snnd.  Ueberdies  wurde  nach  den  Berich- 
ten derjenigen,  welche  in  den  Jahren  1846,  1848,  1851  und  1854 
das  Ministerium  des  Inneren  bekleideten,  von  den  üebersehOssen  des 
erwähnten  Budgets  die  Summe  von  640,000-SilberrubeI  für  das  Mini- 
"   '  sterium  der  Marine,  des  Krieges  und  für  andere  Zwecke  verwendet. 

Andererseits  wurde,  als  in  den  Jahren  1832,  1841  und  1843 
die  Landgüter  der  Leibeigenen  und  die  Oapiialien  der  römisch-katho- 
lischen GteiEttlichkeit  wieder  abgenommen  und  denselben  in  üebereinstim- 
mung  mit  den  Budgets  Jahresrenten  ausgeworfen  wurden,  der  alleis 
höchst  ausgesprochene  Grundsatz  angenommen,  dass  die  Geistlichkeit 
nicht  ihres  Eigenthums,  sondern  lediglich  des  Rechtes  dasselbe  zu  ver- 
walten, beraubt  werde,  und  dass  die  Jahresgehalte,  welche  ihnen 
ausgeworfen  werden,  immer  im  Verhältniss  mit  den  Ertragnissen  der 
Vermögensfonds  stehen  müssen,  welche  grösstentheils  Beiträge  von 
Privaten  und  selbst  der  Regierung  sind  und  nur  zu  oft  mit  der  Be- 
dingung gegeben  wurden,  dass  diese  Beiträge  in  dem  Falle,  als  sie 
ihre  Bestimmung  geändert  hätten,  auf  die  Geschenkgeber  oder  deren 
Erben  zurückzufallen  hätten. 

Dass  folglich  er,  der  Minister  des  Inneren,  der  Ansicht  sei,  dass 
es  nur  gerecht  wäre,  die  oben  genannte  Summe  von  790,000  Süberrubel 

als  Ucberschuss  der  unter  die  Administration  des  Piscus  gestellten  Ein- 
künfte der  römisch-katholischen  Geistlichkeit  zu  betrachten,  dieselbe 
als  dieser  Geistlichkeit  gehörig  anzusehen  und  dayaus  ein  Reserve- 
oder Hülfscapital  zu  bilden,  zu  welchem  in  der  Folge  alle  Ersparnisse, 
welche  au  der  Hauptsumme  des  ursprünglichen  für  den  Unterhalt  der 
römisch-katholischen  Geistlichkeit  festgestellten  Budgets  gemacht 
werden  können,  hinzngeschlagen  werden  Wörden. 

Das  Görnitz  ist  mit  diesen  Vorschlägen  des  Ministers  des  Inneren 
vollkommen  einverstanden  und  empllehlt  ihm,  dieselben  auf  dem  her- 
kömmlichen Wege  der  Würdigung  des  Kaisers  zu  unterbreiten. 
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Endlich  hat  flas  Comite  Mittheilung  erhalten  von  einer  Note 
deB  Minister-Staats -Secretars  des  Königreichs  Polen  an  den  Reichs- 
buizler,  in  welcher  dieser  auf  aUerhöcbsieB  Befehl  Sr.  kaiserl.  Majestät 
die  Anfrage  stellt«  ob  man  dem  Frovindal  der  Ganneliter  in  Polen 
erlauben  kann,  sich  nach  Bom  m  begeben,  weü  er  dortiiin  eingeladen 
ist,  nm  der  diesjährigen  Wahl  eines  Ordensgeneraüs  beizuwohnen. 
Der  Staats-Secretär  des  Königi  eiehs  Polen  macht  in  dieser  Note  gel- 
tend, dass,  obschon  früher,  d.  h.  in  den  letzten  Jahren  derlei  an  die 
Ordens  -  Provinciale  des  Königreichs  Polen  gerichtete  Einladungen 
denselben  nicht  mitgetheilt  worden  seien,  dennoch  in  Anbetracht, 
dass  die  gegenwärtige  Einladung  von  Rom  auf  dem  für  den  Verkehr 
des  Klerus  im  Kaiserstaat  und  Königreich  Polen  vorgeschriebenen 
Wege  und  auf  keinem  andern  W^e  hieher  gelangt  sei;  dass  die 
FroTindale  dorthin  eingeladrai  werden,  um  an  der  Wahl  eines  Oidens» 
generals  theilzunehmen,  sich  fiber  andere  allgemeine  Ordensangelegen- 
heiten  zu  berathen  und  dortselbst  die  polnische  Provinz  ihres  Ordens 
zu  vortreten,  es  vielleicht  gut  sein  vrurde,  darauf  bezüglichen  Beschwer- 
den des  römischen  Hofes  vorzubeugen  und  die  gegenwärtige  Einladung 
den  Betreffenden  mitzutheilen,  um  so  mehr  als  die  Provinciale  des 
Königreichs  Polen  wegen  Unzulänglichkeit  ihrer  Mittel  von  dieser  Er- 
laubniss  werden  keinen  Gebrauch  machen  können. 

Das  Görnitz  findet  seinerseits  keinen  Grund,  weder  die  Mitthei- 
lung des  von  Bom  an  ihn  eingelangten  Sendschreibens  an  den  Provin- 

cial  der  Curm  eliter  im  Königreich  Polen,  noch  die  Erlaubniss,  zur  Wahl 
dorthin  zu  reisen,  ihm  zu  verweigern. 

Nachdem  das  Comite  solcherart  alle  von  dem  römischen  Hofe 
zu  Terschiedenen  Zeiten  aufgeworfenen  Fragen  erörtert  und  nach  sei- 
ner Ansicht  die  entsprechendsten  Mittel  zur  Lösnng  derselben  an- 
gedeutet hat,  hat  es  beschlossen,  das  Protokoll  seiner  Sitzung  der 
allerhöchsten  Würdigung  Sr.  Majestät  zu  unterbreiten ,  und ,  falls 
die  darin  enthaltenen  Entscheidungen  das  Gluck  haben,  die  allergnä- 
digste  Crenehmigung  zu  verdienen,  das  gegenwärtige  Protokoll  sowie 
jenes  der  ersten  Comit^itzung  mitzutheilen 

1)  dem  Minister  des  Inneren,  damit  er  behufs  pünktlicher  Aus- 
führung der  allerhöchst  genehmigten  Entscheidungen  des  Comitds 
die  in  seiner  Machtsphäre  liegenden  Verfügungen  treffe ; 

2)  dem  Minister-Staats-Secretär  des  Kömgidchs  Polen  behu& 
Mittheilung  an  den  Statthalter  von  Polen,  damit  er  die  dieses  König- 
reich berührenden  Entscheidungen  in  YoUzug  setze ; 
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3)  unserem  Gesandten  beim  rdmischen  Hofe  Qeheimrath  T<m 
Kisseleff. 

(Gezeiclmet)  Graf  Nessekväe. 

Graf  Kisseleff. 
Graf  Bludoff. 
Sergius  Lanskoi, 
Ignaz  TurhuM, 
A.  BotUenieff. 
Bommid  HttbS, 
Kisadeff. 

XLVl.  SdiTfiben  Sr.  EiDtaieia  des  CWÜiiaNStaitisecretilra  vom  19.  November 
1857  an  Msgr.  FioHiowsld,  Bnblsobor  von  Wamshau,  Aber  die  von  der  Regierung 
Im  SänlDariom  von  Chelm  gemachten  Tersacbe,  im  Unlenrldilswesen  daselbsl 

scb&dlicbe  Neiimngen  vortonebmen. 

Ex  certis  niintiis  Sanctissimo  Domino  Nostro  relatnm  est  Eccle- 
sium  gi-aeco-unitam  in  ea  Poloniae  parte,  quae  Russiaco  Gubemio 
subiacet  eo  in  statu  versari,  quod  a  verae  fidei  et  unitatis  ceutro 
deficere  posse  sit  valde  pertimescendum.  Innotuit  enim  nonnullorum 
opera,  curam  omnem  impendi,  ut  ille  clerus  ac  populus,  qui  Petri 
cathedrae  adhaeret,  sacrae  fidei  depositam  amittat.  Quod  at  asse- 
qnaotnr  praeter  alia,  nonnullae  etiam  organicae  ordinationes  pro  Se- 
minario  dioeceaiB  Chelmenas  propoaitae  sunt,  qnae  non  solom  Eocle- 
m»  joribns  ac  praescriptiombiis  adversantnr,  yenun  etiam  qnidqaid 
in  articnüs  snb  nnmeris  21.,  22.,  26.,  27.  et  28.  G(mTentiomB  die 
3.  Augusü  1847  initae  inter  S.  Sedem  et  istnd  Imperiale  Gnbemimn 
sancitum  est,  fimditus  evertunt.  Accedit  etiam  quod  nonnulli  ex 
illius  dioecesis  juvenes  ad  Universitatem  schismaticam  penes  Mosciiam 
mittantur  ad  sacras  scientias  adipiscendas,  iit  nimirum  doctrinis  illis 
imbuti,  in  patriam  reversi,  eas  clericis  eorum  ciirae  commissis  hau- 
riendas  tradant.  Nec  satis.  Quam  maxime  etiam  dolendum  est, 
haud  destitisse  ordini  S.  Basilii  adversari,  qui  Semper  splendor  et 
deens  ecclesiae  Oiientalis  jure  merito  est  habitus,  et  ex  quo  Semper 
oberes  frnetos  in  illorum  popidonun  salutem  redundanmi 

Eis  Omnibus  valde  eommotus  Summus  Fontifex  praesentea  Htte- 
ras  ad  Te  mittendas  mandavit,  ut,  dtius  quo  fieri  potest,  referas  su- 
per statu  dioecesis  Ohelmensi,  et  praecipue  super  vitae  agendi  latione 
sacerdotis  Joannis  Pocey  canonici  Cancellarii  ejusdem  ecclesiae,  de  quo 
hic  jure  exortura  est  dubium  omnem  industriani,  omnemque  operam 
adhibere,  nt  Praesulem  ecclesiae  illius  ficte  irauduleuterque  in  erro- 
rem  indncai 
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Haud  certe  dubito  Te  ononia  ad  hanc  S.  Sedem  referre,  ut  Sam- 
mus  Pontifex  qnidqaid  consUü  eapiendnm  sit,  dignoBCdre  valeat. 
Bdiqnnm  etc. 

XLVII.  Srlireiheii  Sr.  Eminenz  des  Cardinal -Staalssecrelärs  vom  27.  November 
I8n7  an  Msgr.  Terasklewicz,  Administrator  der  Diöcese  von  Chelm,  um  seinen 
Eifer  gegen  die  in  Clielin  zum  Schaden  der  Griecbisch-Unirten  angewandten  schis- 

maiisdien  Versuche  anzospomen. 

Non  sine  gravissimo  animi  sui  dolore  accepit  SSmns  Dnus 
Nestor  ista  in  dioecesi  Cliolraensi  homines  reperiri  qui  omni  conatu 
EcclesLae  porniciem  moliuntur,  nihilqne  intentatum  relinquunt,  ut 
umtatis  illad  vincalain  quo  clerus  iste  populusque  fidelis  Petri  Cathe- 
dnu»  adstringitai  onuiino  dissolvatur.  Ad  hoc  saue  imprimis  spectant 
illae  qnae  istic  propositae  sant  seminarii  dioecesani  ordinationes  W" 
gameae,  qnae  non  solam  ab  ecclestaafcicifl  praescriptionibus  institntifl- 
qne  dissonant,  vemin  etiam  articnliB  21.,  22.,  26.,  27.  et  28.  Gonven- 
tionis  anno  1847  initae  inter  S.  Sedem,  et  Imperiale  Gnbendom  prorsos 
adveisari  videntnr. 

Insuper  puritas  eathofieae  doetrinae  in  apertissimnm  discrimen 
adducitur,  ex  eo  quod  nonnullis  abhinc  annis  juvcnes  quidem  clericali 
militiae  adscripti  in  schismaticara  penes  Moscuam  Universitatem  mit- 
tantur  ad  sacras  addiscendas  disciplinas,  ut  inde  il)idcm  edocti  rever- 
tentes  in  patriam ,  clericorum  instructioni  praeficiantur.  Nemini 
autem  fugit  hoc  invectum  fuisse  medium  falsas,  erroneasque  doctrinas, 
qoas  in  Uuiversitate  illa  forte  acceperint,  "^in  reliqaum  clerum  diase- 
minandi. 

Praeterea  inops  et  omni  existimatione  orbatns,  imo  pene  extin- 
ctus  jacet  S.  BasUii  indytns  ordo,  qni  Semper  jore  merito  est  habitns 
splendor  ac  decor  orientalis  Ecdesiae,  et  ex  qno  fmctns  uberes  ele- 
ms  et  popnlns  Graecorum  unitomm  perpetuo  percepenmt. 

Qoae  cnm  ita  sint  SSmns  Dnns  de  salnte  animaram  istaram, 
qnas  caritate  et  amore  complectitur^  anxins  non  potnit  non  vehementer 
dolore  de  malis  quibus  Chelmensis  dioecosis  afflictatur,  ac  mihi  in 
raandatis  dedit,  ut  Tibi,  Ulme  ac  Rme  Domine,  hanc  darem  cpistolam, 
qua  Te  quam  maxime  adhortarer,  ut  studeas  contraire  omnibus  quae 
ecclesiae  unitatem  infringere  et  infirmare  compereris,  atquc  omni  so- 
lertia,  et  industria  eures,  ut  sarta,  tecta  atque  immaculata  istic  doc- 
trina  et  fides  catholica  servetur;  illornmque  hominum  conatus  quibus 
sauctam  unionem,  concordiam,  et  conjunctionem  cum  Apostolica  Petri 
Sede  extnrbare  moliuntur  in  irritom  cadani  £t  qnoniam  innotnit 
inter  homines  qui  ficte,  ftandototearque  decipere  Te  et  fideles  satagunt,  . 
canonicum  Gancellarium  Fodey  adnumeraii,  hinc  est  quod  Te,  Ulme 
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ac  Bme  Domino,  admonere  cogor  nt  ab  ipsins  condliis  onmino  absfci- 
neas,  neque  amam  facilem  ei  piebeas. 

Quod  si  forte  eveniat  subaltemas  quoque  ancioritates  veile  Tibi 

vim  inferre,  ut  quod  conscientiae  muneriqiio  Tuo  adversum  est  peragas» 
ad  Majestäten!  Suam  Imperatoriam  facile  patere  poterit  recursus,  quae 
cum  aequitatis,  justitiae  beiiignitatisque  sensibus  praestet,  oranino 
certe  Te  vexari  noii  sinet,  nec  permittet,  ut  &cias  quod  conscientiae 
tuae  repugnari  cognoscet. 

Interim  vero  dum  haec  facwe  contendes,  band  oi^ittes  Summum 
Pontificem  accurate  ac  dtissime  certiorem  facere  de  omnibus  quae 
hactenus  istis  in  memoratis  negotüs  peregisti,  ac  etiam  de  consilüs 
a  Te  captis,  nt  recensita  et  alia  mala  ex  ista  dioeoeri  prorsus 
elimineiitar. 

XLYm.  Resrrlpl  des  Crafen  Unskof  vom  12.  November  18S8,  welches  den  Pfar- 
rern und  anderen  Geistlichen  verbietet,  Personen,  welrbe  bi  ihrer  Pflirre  fk'emd, 
oder  nicht  mit  eliero  aatbentischen  Beweise  versehen  sbid,  dass  sie  der  Icatbo- 
lischen  Religion  angehören,  die  Sacrameiite  zu  spenden,  [Im  Orlginnl  rranzöslscli.] 

Da  Se.  Majestät  der  Kaiser  durch  den  allerunterthänigsten  Vor- 
trag des  Senators  Stcherbinin  ....  in  Erfiibrung  gebracht  haben, 
dass  eine  gewisse  Anzahl  Geistlicher  der  rOmisch-katholisehen  Beli- 
gion  Glieder  der  orthodoxen  ^rche  (die  Landlente  von  Dräemowitze) 
zur  Beichte  und  Oommunion  zulassen,  so  haben  auch  Se.  Majestät  der 
Kaiser  zu  befehlen  geruht,  dass  man  der  ganzen  katholischen  Geist- 
lichkeit solche  den  Staatsgesetzeii  zuwiderlaufende  Acte  noch  einmal 
unter  Strafe  sofortiger  Landesverwe ismig  untersage.  Und  damit  die 
Geistlichkeit  nicht  Unkenntniss  der  Sache  vorschützen  könne,  hat  Se. 
Majestät  der  Kaiser  gleichzeitig  befohlen,  dass  alle  Geistlichen,  welche 
gegenwärtig  im  Gouvernetnent  WitebsJc  wohnen,  und  diejenigen,  welche 
die  FflidUen  ihres  Standes  einstens  dahin  führen  könnten^  sich  miUds 
eines  eigenhändig  gefertigten  Schriftstückes  wrpfüdUen,  weder  zw 
BeidUe,  noch  eur  (hnmmiiim  nocJi  zu  anderen  goUesdienstlichen 
Handlmigen  jemals  andere  Personen  jnmdassen  als  ihre  eigenen 
Ffarrlsmder  md  solche^  welche  sich  mit  einem  atx&kenHsehen  Zeug" 
nisse  ausweiseny  welches  hestäiigei^  dass  sie  der  romisch-haikolisckett 
Religim  angehören.  Dieser  allerhöchste  Befehl  ist  den  Vorstehern 
der  röinisch-katholischen  Diöcesen  mitgetheilt  worden. 

XLIX.  Päpstliche  Alluciition  vom  3.  Juli  1848,  mittels  welcher  nach  Anliöndigung 
des  Concordats- Abschlusses  den  lateinischen  Priestern  insbesonders  empfolilen 
wird,  den  in  den  weiten  Provinzen  Russlands  und  Polens  zerstreuten  Griechlsch- 
Unirten  mit  geistlichem  Beistand  zn  Hfilfe  za  kommen. 
Probe  noedtis,  Venmbiks  Fratree,  Nos  de  uniTersi  Domiuici 
gregis  salute  Nobis  divinitus  conunissa  vehementer  sollieitoBy  ab 
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ipso  sapremi  Noetri  Pontificatns  eiordio  illiwtria  rec  mem.  Grego- 
TÜ  XYI.  Fraedecessoris  Nosiri  vestigia  aectontes  Intentissmio  quidem 
studio  cnraa  omiies  cogitaüonesqiie  Noskias  convertisae  ad  saaclässmiae 
nostrae  religionis  res  m  amplissimis  aerenlasiini  ae  potentisBimi  Bnssia- 

rum  Imperatoris  et  Poloniae  regis  illostris  dominiis  componendas. 
Hille,  veluti  scitis,  Venerabilem  Fratrem  Nostrum  Aloisium  Episco- 
pum  Portuensem,  S.  Rufiuae,  et  Centumcellarum  S.  R.  E.  Cardinalem 
Lambruschini  siiigulari  pietate,  pnidentia,  doctrina,  et  in  ecclesiasticis 
negotiis  perageudis  peritia  spectatum  plena  potestate  muniviqiiia, 
eiqne  in  tanti  momenti  re  acyatorem  dedimus  dilectom  Filimn  Joannem . 
Corboä  Bnsa  anliatiteiii  nostmm  dmiieatloiim,  nt  com  nobili  yiio 
comHe  de  BloudolT  ab  ipso  Seremssimo  Prinöpe  ad  nos  <mm  liberis 
mandatis  extra  ordinem  Legate,  ac  nobili  item  lixo  comiie  de  Bo/M- 
neff  ejnsdem  prindpis  apad  nos  et  haue  ApostoHcam  Sedem  legato 
extraordinario  et  Ministro  plenipotentiario  de  variis,  maximisque  eccle- 
siae  in  vastissimo  illo  imperio  rebus  tractationem  susciperet,  quo  nos 
facilius  et  catholicae  relitrionis  statiim  illic  in  meliorem  conditionem 
adduceie,  et  dilectarum  illarum  ovium  saluti  consulero  possemus.  Jara 
vero  hodierno  die  vobis  annuntiamus  quos  fructus,  Deo  bene  juvante, 
sallicitudineBqae  coraeque  nostrae  in  tanto  catholicae  ecclesiae  ne- 
gotio  sint  conseqnutao.  Ac  primnm  summam  aniini  nostri  consolatio- 
nem  Tobiseum  partimtur,  Venerabiles  Fratres,  qnod  in  hoc  ipso  con- 
sistorio  nomrollas  in  illo  imperio  latini  ritus  ecdesias  diutorna  vidni- 
tate  misere  afflictas  recreare-,  easqne  idoneis  pastoribns  concredere 
Talemns,  et  qnamprimnm  alias  quoque  tum  in  imperio  ipso,  tum  in 
Poloniae*  regno  diu  Taeanies  ecdesias  snis  antistitibns  instmere  pote- 
rimus,  qui  commissam  sibi  gregcm  ad  salutis  semitam  deducere  con- 
tendant.  Constitutum  autem  est,  ut  in  urbe  Chersoneso  nova  erigatur 
episcopalis  sedes,  quae  suum  habeat  canonicorum  collegium,  et  serai- 
narium  ad  Concilii  tridentini  normam,  ac  suffraganeum  in  civitate 
.  Saratovia ;  utque  sex  aliae  dioeceses  latini  item  ntus  in  illo  imperio 
jam  existentes  novis  circnmscribantur  limitibus,  qnemadmodum  dare 
aperteqne  eongnoscetis  ex  apostoUds  liiteris,  qnas  hac  snper  re,  nt 
moris  est,  edi  mandavirnns.  Qnod  enim  attinet  ad  dioeoeses  in  Polo- 
niae regno  sitas,  nnllam  illae  immntationem  patinntnr,  piopteiea  qnod 
statntnm  fnit,  apostolicas  Litteras  a  fei  rec.  Pio  YIL  decersore  nostro 
die  trigesima  junii  anni  milledmi  octingentesimi  dedm!  oeta^  editis 
esse  servandas.  Omni  quidem  studio  cui'a\imus,  ut  episcopis  in  suis 
dioecesibus  integra  sit  ecclesiasticarura  reruro  procuratio,  quo  ipsi  pro 
pastoralis  muneris  debito  et  catholicam  fidem  tueri,  et  ecclesiasticara 
disdplinam  fovere,  et  üddes  ad  religionem  et  pietatem  formare, 
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eoromque  mores  continere,  et  juvenes  ac  pnesertim  illos,  qui  in  sortem 
domini  Tocati  sunt,  ex  aapientiafflims  aeque  ac  prondentissiiniB  tri- 
dentinae  Synodi  praeecriptis  ad  omnem  virtatem  mafnre  fingere,  re* 
busque  optirais  instituere,  saniaqne  doctrinis  irabuere,  et  ecclesiasti- 

cam  academiani  moderari,  eique  sedulo  advigilare  possit.  Cum 
autem  in  illo  imperio  quamplurinii  diversorum  rituum  catholici  existant, 
nemo  certe  ignorat,  eosdem,  dum  proprio  sui  ritus  episcopo  careaut, 
ad  latini  antistitis  jurisdictionem  pertiuere,  a  quo  et  a  presbyteris  ab 
ipso  probatis  illi  et  divina  sacr^meuta,  et  spintualia  Sttbsidia  excipiant 
oportet.  Itaqne  com  in  Gamenecensi  dioecesi,  nec  non  in  nova  dioe* 
oesi  Chenonensi  magnns  sit  Armenioram  cathoUoonim  niimeras,  qqi 
catbolico  pro^  ritns  antisüte  orbati  sunt,  hand  onusimns  spiritna- 
libns  iUonim  indigentüs  peenliari  aliqna  ratione  prospicere.  Siquidem 
sandtun  est,  nt  non  solmn  Alis  apteninr  qoae  in  capite  nono  con- 
ciiii  Lateranensis  qnarti  praescripta  sunt ,  donec  suum  non  babuerint 
episcopum,  verum  etiam  ut  iidem  antistites  Camenecensis  et  Cherso- 
neiisis  armenioruni  clericorum  nunierum  statuant,  qui  in  sua  semiiia- 
ria  excipi,  ibique  a  catboUco  Armeuo  piesbytero  sedulo  institui 
debeut. 

Atqoe  siugula  oommemorare  praetermittimns  quae  plenins  per« 
spieere  poteritis  in  variis  Conventi  articulis,  quos  nna  cnm  hac  Nostra 
Allocntione  in  lucem  edendos  esdstimaTimus.  Quos  qnidem  aitienlos 
nobis  proban  declaravimas,  anteqnam  potentiasimus  Biissianim  Im« 
perator  et  Poloniae  rex  sibi  illos  acceptos  esse  significaret,  quando* 
qnidem  de  prona  ac  benevola  ipsins  seienissimi  prineipis  voluntate 
certiores  facti  dnbitare  non  poteramus,  quin  ipse  illos  suo  quoque 
consensu  muniret,  quemadmodum  re  quidem  vera  evenisse  laetamur. 

Habetis,  Venerabiles  Fratres,  quid  pro  caiholicae  ecclesiae  rebus 
in  russiaco  imperio  componendis  inceptum  actumque  a  nobis  fuerit. 
Multa  quidem  alia  et  maximi  saue  momenti  ad  optatum  exitum  addu- 
cenda  supersunt,  quae  a  pleuipotentiariis  in  tractatione  perfiei  liand 
potuere,  ac  nos  vehementissime  sollicitant  et  angunt,  cnm  ad  eccle- 
siae übertatem,  jnra,  rationeSf  et  ad  illomm  fidelium  salntem  snm« 
mopere  pertineant.  Etenim  hic  loqnimnr,  Venerabiles  Fratres,  de 
▼era  et  plena  libertate  illis  fidelibns  tribuenda,  nt  in  rebns  ad  reli- 
gionem  spectantibns  cnm  bac  Apostolica  Sede  catbolicae  unitatis  et 
veritatis  centro,  omniumque  fidelium  matre  ac  magistra,  sine  ullo 
impedimento  communicare  possit:  et  quautus  in  hac  re  sit  animi 
nostri  dolor  quisque  vel  facile  intelligit  ex  iteratis  reclamationibus, 
quas  variis  temporibus  liaec  Apostolica  Sedes,  ob  hancliberam  fidelium 
conununicationeau  agere  nunquam  intermisit,  etiam  circa  alias  regionesi 
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ubi  communicatio  ipsa  cum  non  levi  animarnm  detrimento  in  non- 
luillis  religionis  negotiis  impediditur.  Loquimur  de  bonis  clero  resti- 
taendis;  loquimur  de  laica  persona  per  GabermmD  deeta  ab  episeopo» 
mm  Goii8i8t(Nrü8  amoTonda,  ui  episcopi  in  higusmodi  eonvenidbns  omni 
libertate  firoantor;  loquimur  de  lege,  qua  ibi  mixta  conjugia  uti  va- 
lida  non  agnoseuntur,  nisi  postqoam  nuptüs  ipdsaeatiiolicus  praesbyter 
graeeo-rossüs  benedixerit;  loquimur  de  libertate,  qua  catholici  poUere 
debent  ut  matrimoniales  eoniin  causae  in  mixtis  conjugiis  a  catholico 
tribunali  ecclesiastico  expendantur  et  judicentur;  loquimur  de  variis 
legibus  ibi  editis,  quibus  et  religiosae  professionis  aetas  fuit  praefi- 
nita,  et  scholae  in  religiosorum  ordinum  familiis  sunt  penitus  sub- 
latae,  et  proviuciales  moderatoies  omnino  amoti,  et  conversio  ad 
catholicam  religiouem  praepedita  atque  interdicta.  Atque  inp^ens  nos 
quoqne  urget  sollicitudo  de  tot  carissimis  nobis  filüs  inclytae  Kutenae 
nationis,  qui  (prob  dolor!)  ob  in&ndam,  et  nunquam  satis  lugendam 
quorumdam  antistitum  ab  hac  Bomana  Eccleda  defeddonem  per  wtis- 
simas  ülas  regionee  mieerandum  in  modum  dispeisi  in  luotnosisBima 
sane  conditione,  et  summo  aetemae  salutis  diserimine  Temantnr,  cum 
careant  propriis  catholicis  episcopis  qui  illos  regere,  et  ad  salutaria 
pasqua  atque  ad  justitiae  semitas  ducere,  et  spiritualibus  auxiliis  ro- 
borare,  atque  ab  inimicorum  hominum  fallaciis,  fraudibus,  insidiis 
defendere  possint.  Quae  sane  omnia  ita  animo  nostro  penitus  haerent 
infixa,  ut  cum  Dei  gratia  nullam  aollicitudinis  studiique  partem 
omissuri  simus,  quo  tam  gravibus  Ecciesiae  sanctae  rebus  occurrcre 
valeamus.  Neque  animum  despondemus.  Namque  idem  nobilis  vir 
comes  de  Bloudoff  ex  hac  urbe  decedens  Petropolim  rediturus  lucu* 
lentissimia  verbis  nobis  est  pollicitns,  se  ad  Imperialem  et  regiam  Ma- 
jestatem  Suam  nostra  desideria  et  expostulationes  esse  delaturum,  ao 
de  IHis  magna  salton  ex  parte  curam  habitnrum,  et  eomm  ea  omnia 
dedaraturum,  quae  absens  haud  iiicile  explicare  potuisset. 

Kuper  autem  summa  animi  noetri  laetitia  cognovimus,  ipsum 
serenissimum  principem  consensisse,  ut  noviis  Chersonensis  episcopus 
alterum  quoque  suffraganemn  iiabeat ;  atque  iiisuper  ut  matrimoniales 
et  aliae  ccclesiasticae  causae  tum  in  Russiarum  imperio,  tum  in  Polo- 
niae  regno  in  posteriim  agendae,  post  primam  sententiam  a  proprio 
ordinario  latam,  in  secundo  jurisdictioiiis  gradu  vel  ad  cujusque  me- 
tropolitae  tribunal  ut  moris  est,  vel  si  ab  ipso  metropolitano  in  prima 
instantia  judicatae  fuerint,  ad  vidniorem  deducantur  episcopnm  pecu- 
liaribuB  in  id  faeultatUras  ad  congruum  tempus  duraturis  ab  hac 
Apostolica  Sede  inatrnendum;  ac  deniqueiut  in  ulteiioribus  appeliatio- 
iubuB  omnes  eaedem  cansae  ad  ipsam  Apostc^cam  Sedem  in  bac  ahna 
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orbe  deferantoT.  Neqne  mmori  certe  gandio  ex  remtibiis  niintiifl, 
qni  ab  illa  impeilali  et  regia  aula  ad  nos  pervenerant,  aecepimnSf  eum- 
dem  Serenisshnuin  Principem  in  aliis  quoque  commemoratis  negotiis 
serio  se  occupare,  ac  porro  spem  affulgere  fore,  nt  illa  felici  exitu 
conficiantiir.  Itaque  majori  spe  sustentamur  fore,  ut  ipse  Serenissimus 
ac  potentissimus  Princeps  pro  sua  aequitate,  justitia,  prudentia  atque 
excelsi  animi  magnitudine  justissimis  nostris  desideriis  ac  postoia- 
tionibus  obsecundet,  quo  Vobis  quamprimum  annuntiare  possimus  om-  . 
nia  quaeqne  ad  cathoUcam  ecclesiam  in  iUis  dominus  pertinentia  ad 
optatissimmn  exitum  adducta  foisse. 

Et  qnoniam  deploianda  Enthenoram  conditio  patenmm  anirnnm 
noetnim  itü  maxinie  ezcfadat  atqne  solUeitat,  iddrco  itemm  itenim- 
que  profitemnr,  nos  pro  apostoüd  noetri  ministerii  olfido  nihil  inten- 
totam  nnqnam  esse  rdictnros,  nt  tot  tantisque  spiritaalibns  iUonim 
indigentiis  opportmia  ratione  subvenire  valeamus.  Dum  autem  oa 
spe  nitiraur  fore,  ut  latini  presbyteri  summa  cura  et  industria  carissi- 
mis  Ulis  filiis  spiritualia  subsidia  praebere  contendant,  ipsos  Kuthenos 
intimo  nostri  cordis  aflectu  in  domino  amantissime  ac  studiosissime 
hortamur,  monemus,  ut  in  catholicae  ecclesiae  unitate  stabiles  atque 
immoti  persistant;  ac  si  ab  ea  exciderint,  ad  amantissimae  matris 
sfnnm  redeant,  atque  ad  Nos  confugiaut,  qui,  Deo  bene  juvante, 
parati  snmus  ad  ea  omnia  praestanda,  quae  ad  aeternam  eoram  salutem 
oondncani 

Interim  vero  ne  desinamus  unqnam,  Veneralnles  Fraties,  enexis 
hnmOibusque  predlras  dementiBBimnm  bononmi  omninm  largitorem 
Deum  Ofare  et  oibseeraie,  ut  in  abundantia  divinae  snae  gratiae  nostris 

curis,  studiis,  consiliis  propitius  adeese  dignetur,  quae  ad  spiritnalem 
omnium  fidelium  utilitatem,  atque  ad  sanctisaimae  suae  religionis  bo- 
num  et  incrementum  unice  spectant,  in  qua  tutissimum  etiam  ac  so- 
lidissimum  regnorum  et  publicae  populorum  tranquillitatis  et  prospe- 
ritatis  praesidium  est  collocatum; 

L.  Rundschreiben  vom  13.  JSnner  1858,  mit  welchem  Se.  Eminenz  der  Cardinal- 
SUatssecretAr  die  pfipstliche  Ailocuiion  vom  25.  September  1857,  betreffeDd  die 

Anordniuig  des  JubiUUims,  begleitet. 

Sanctlssimus  Dominus  Köster  Pius  div.  proT.  Papa  IX.  spirituali 
omninm  totius  catboUd  orbis  fidelium  bono  eonsnlere,  ac  pietatem 
religionemque  in  üsdem  etiam  atque  etiam  excitare  in  tanta  temporuin 
asperitate  Tel  roaxime  cnpiens«  eoelestee  Ecclesiae  thesauros  in  finma 

Jubilaei  denuo  proferre  censuit,  queniadniodum  ex  adjecta  consisto- 
riali  Allocutioue  ab  eodem  SSmo  Domino  die  25.  Septembris  superiori^ 
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anni  habita  inteUiges.  Garn  antem  Sanetitati  Saae  fiRUDmopore  cordi 
Sil,  vi  onmea  etiam  Christi  fideles  tmn  in  nifisiaco  imperio,  tarn  in 
Poloniae  regno  oommoraates  hnjnsmodi  Jnbilaei  utilitate  perfrai  va- 
leant,  ietano  ejnsdem  PontifieiB  alloeatloinf  exemplar,  ad  Te,  nbne 

ac  Bme  Doniine,  mitto. 

Ut  autem  clare  aperteque  intelligere  possis  tarn  facultates  ab 
ipso  SSmo  Duo  liac  occasione  concessaa,  quam  conditiones  praescriptas 
pro  hujusmodi  lucranda  indulgentia,  heic  insertum  accipias  quoqiie 
exemplar  Epistolae  Encyclioae  ejnsdem  Sanctitatis  Suae  jani  inde  a 
die  21.  Novemb.  1851  ad  omnes  Archiepiscopos  et  Episcopos  datae,  de 
qua  in  eadem  AUocutione  SSmus  Dominus  Noster  mentionem  facit. 

Caetomm  idem  Sumimia  Poiitif<iK  ea  porro  spe  nititar  fore,  nt, 
Deo  bene  jiminte,  abms  ex  hoc  sacro  Jabihieo  in  Meies  Tnae  cmrae 
cemmiasoB  fhictos.Tediiiideiit,  ac  Tehementer  ezoptat,  nt  velis  Ipsma. 
accnrate  c«rtiorem  fiusere  de  ejnsdein  Jnbilaei  erito. 

Interim  observantiae  ac  studii  mei  sensus  Tibi  profiteor,  ac 
fausta  omnia  a  Deo  0.  M.  adprecor. 

LI.    Eröffnung  des  Herrn  Muchanow  vom  4.  —  16.  März  1858  an  den  Admini- 
strator der  Diöcese  Plotzk ,  betreffend  die  von  der  Regierungs-Cominission  ver- 
schiedenen Geistiiclien  auferlegten  Slralen,  weil  sie  bei  Einführung  der  Massig» 
keitsvereine  in  der  Diöcese  Plolzk  mitgewirkt  ballen.  [Im  Original  französisch.] 

Mittels  Bescriptes  vom  18.  —  30.  Juli  des  verflossenen  Jahres 
Nr.  5438  hat  die  Begienmg8-G<nnmission  die  Ehre  gdiabt,  den  Erlass 
m  Er.  Excellenz  Kenntniss  zu  bringen,  mit  welchem  Se.  Hoheit  der 
Ffirst- Statthalter  des  Königreichs  der  Geistiidilroit  immerhin  anr 

empfiehlt,  das  Volk  mittels  kluger  religiöser  Ermahnungen  von  den 
Gewohulieiteii  der  Trunksucht  abzubringen,  a])er  auch  die  Errichtung 
von  Mässigkeitsvereinen  untersagt,  da  sie  durch  die  in  Kraft  beste- 
henden Gesetze  nicht  erlaubt  sind. 

Ungeachtet  dieses  Verbotes  haben  sich,  durch  die  Bemühungen 
verschiedener  Geistlichen  in  der  Diöcese  Plotzk  Mässigkeitsvereine  ge- 
bildet. Um  sich  daher  an  Ort  und  Stelle  za  nnterrichten,  hat  die 
Begienmg»0>mmissi<m  einen  ihrer  Beamten,  den  Herrn  Bemiszewski 
abgeordnet,  damit  er  durch  eigene  Anschauung  von  der  EinfiQimng  der 
sogenannten  Vereine  sich  flberzenge. 

Dieser  Beamte,  ein  unbescholtener  Mann,  hat  die  Erklärungen 
einer  grossen  Anzahl  sowohl  geistlicher  als  weltlicher  Personen  ver- 
nommen, und  sich  die  Ueberzeugung  verschafft,  dass  in  der  Diöcese 
sogenannte  Mässigkeits-Bruderschaften  bestehen,  in  Folge  dessen  er 
ein  Protokoll  aufgenommen  und  dasselbe  der  Commission  abermacM  hat. 
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ffifiranf  hat  die  Begierungs-Commission  beschlosseii,  Er.  Excel- 
lenz snr  Keimtiiiss  zu  bringen,  daas  sie  gewissen  Ihnen  unterstehen- 
den Geistlichen  folgende  Strafen  auferlegt  hat : 

1)  Der  Abbe  Nicodemus  Skladowski,  Prediger  der  RecoUecten 
in  Zuromin,  welcher  aus  allen  Kräften  zur  Verbreitung  der  Mässig- 
keitsvereine  beigetragen  hat,  wird  in  das  Kloster  zu  Biala  der  Diöcose 
Podlacliien  versetzt  werden.  Man  wird  dem  Provincial  der  Francis- 
caner  empfehlen,  ihm  eine  exemplarische  Strafe  aufzuerlegen,  weil 
er  heimlich  aus  dem  Auslande  kleine  Bücher  eingeschwärzt  hat,  welche 
Tom  Gensni-Oomit^  nicht  beeiatiget  sind.  Die  Fredigten,  welche  er 
in  Znbinft  halten  darf,  werden  unter  Beobachtung  der  verpflichten- 
den Vorschriften  vom  P.  Snperior  des  Elosters  unter  persönlicher  Ver- 
antwortlichkeit dieses  letsEieren,  vorläufig  geprüft  werden.  Ueberdies 
wird  der  Abb(?  Skladowski  zu  keiner  höheren  Würde  in  seinem  Orden 
mehr  befördert  werden  können,  bis  die  Regier ungs-Ooiumission  ausge- 
sprochen hat,  dass  er  sich  hinlänglich  gebessert  habe. 

2)  Der  Abb6  Olszewski,  Pfarrer  von  Ostrow,  wird  als  Unkosten 
administrativer  Instruction  30  Silberrubel  zahlen,  und  gemahnt,  dass 
in  Zukunft  jedes  Zuwiderhandeln  seinerseits,  noch  strenger  bestraft 
werden  wird. 

3)  Der  Abb^  Gargilewica,  PfrfindMibesitKer  bei  der  Ffiurrkirche 
von  Zaremby,  wird  f&r  sftmmtliche  Unkosten  40  Sübeirubel  zahlen  und 
an  ttu  Vicariat  versetzt  werden. 

4)  Der  Abb^  Oynaaowski,  Vioar  von  Obryt  wird  seine  Vicars- 
stelle  verlieren  und  auf  zwei  Jahre  ins  Seminar  geschickt  werden. 

5)  Der  Abbö  Ropelewski,  Pfarrer  von  Obryt,  wird  für  sämmt- 
liehe  Unkosten  60  Silberrubel  zahlen,  und  zwei  Jahre  lang  för  den 
Unterhalt  des  Abbe  Oyrzanowski  im  Seminar  sorgen. 

6)  Der  Abb^  Wielgolawski,  Fßurrer  und  Decan  in  der  Stadt  Ma- 
kow,  wied  60  Kübel  zahlen  und  seine  Decansstellc  verlieren. 

7)  Der  Abb4  Uscinski,  Pfarrer  von  Zambsk,  wird  30  Silber- 
mbel  zahlen  und  von  seinen  geistlichen  Obeien  entsprechend  gestraft 
werden. 

8)  Der  Abb^  Eulpinski,  FfHhidenbeshzer  zu  Przewodow  und 
Pfhrrer  von  ZIdooa,  wird  30  Rubel  zahlen  und  seine  PMnde  ver- 
lieren. 

9)  Der  Abbe  Lubowidzki,  Pfarrer  von  Zegrz,  wird  30  Silberrubel 
8^3  Kopeken  zahlen. 

10)  Der  Abb6  Nawrocki,  Vicar  von  Syrensk,  wird  auf  zwei 
Jahre  ins  Seminar  geschickt  werden  und  durch  p^nliche  Arbeit 
ftr  sehm  Unterhalt  sorgen. 
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11)  Die  Vicaie  Jamunkow  von  Nasidsk,  Tamidowsln  von  Wyse- 
kow  und  Zelaasowski  von  Kftzidlo,  werden  an  Yicariate  mit  geringe- 
rem Einkommen  versetzt  werden. 

12)  Die  Superioren  der  Franciscauer  von  Zuromin  und  Pultiisk, 
sowie  die  Vicare  der  CoUegiatkirche  der  letzteren  Stadt,  werden 
strenge  Verweise  erhalten. 

Die  Begierungs-Oommission  hat  diese  ihre  Entscheidung  dem 
CKmyemenr  Ton  Plotzk  eröffnet  nnd  deren  VolMehnng  anbefohlen. 

LH.  SdirelbeD  des  helllfen  Vaters  vom  Sl.  Jfinner  1859  an  Se.  Mi^flslil  den 
lafser  von  Bogtland.  [Im  Original  firaniasfacb.] 

Bore  Migestät! 

Die  henromgendeD  Mgenschaflien  des  Verstandes  und  Herzens, 

welche  Ew.  Majestät  auszeichnen,  veraiikissen  Uns,  an  Allerhocbstdie- 
selben  dieses  Schreiben  zu  richten,  nicht  nur  als  einen  Beweis  der 
besonderen  Hochachtung  gegen  Ew.  Majestät,  sondern  auch,  um  dem 
Antriebe  des  vollsten  Vertrauens  zu  folgen,  mit  welchem  Wir  heute 
Allerhöchstdenselben  unser  Herz  zu  erschliessen  uns  vornehmen.  Wir 
wollen  in  vertraulicher  Besprechung  ganz  unter  uns  Allerhöchstden- 
selben'unsere  Gesinnungen  und  unsere  Wünsche  nüttheilen  in  Betreff 
der  Anliegen  der  katholischen  ^rehe,  welcher  mehrere  Millionen 
Unterthanen  Ew.  Uigestftt  angehören. 

Nach  den  ersten  Tagen  AllerbdchsÜhrer  Thronbesteigung  haben 
Wir  von  Seite  AllarhO^istihres  Beprteentanten  Herrn  yon  Eisseleff  die 
Versicherung  erhalten,  dass  es  der  feste  Wille  Eurer  Majestät  ist,  dass 
die  mit  Allerhöchstihrem  Vater  abgeschlossenen  gütlichen  Verein- 
barungen zu  ihrer  vollen  und  ganzen  Wirksamkeit  gelangen  sollen. 
Wir  glauben  mit  Bestimmtheit  zu  wissen,  dass  in  Folge  dieser  aus- 
drücklichen Zusicherung,  Eure  Majestät  klare  und  bestimmte,  Wir 
sagen  sogar,  selbst  dringende  Befehle  erliessen.  Doch  wollen  Eure 
Majestät  gestatten,  dass  Wir  mit  der  Freimüthigkeit,  welche  Unserer 
Würde  ankommt,  wiederholen,  dass  diese  Befehle,  irieUeicht  in  Folge 
unTorh«:ge8ehenet  ümst&nde,  nicht  zn  der  vollen  Ausfahrong  gelangt 
sind,  welche  Allerhöebstdieselben  wünschten,  und  dass  mehrere  Arti- 
kel des  Goncordats  und  der  BuUe  der  DiOcesanbegrenzung  lediglich 
todte  Buchstaben  geblieben  sind,  wenn  auch  Diejenigen,  welche  mit 
der  Vollziehung  beauftragt  waren,  weder  die  Befehle  Eurer  Majestät, 
noch  unsere  so  oft  kundgegebenen  Wünsche,  noch  endlich  selbst  un- 
sere Beschwerden  misskennen  konnten,  die  Wir  stets  in  die  Form  ver- 
traulicher Noten  kleideten,  um  den  vollen  Einklang  mit  Ew.  kaiserL 
Miyeatftt  Begierung  zu  wahren.  Sire,  wenn  Wir  diese  Erinnerongen 


Digitized  by  Google 


.  ScbnibeB  Pius  IX«  vom  $U  Janoar  1859  an  den  Cur.  2Y3 

wieder  wachrufen,  so  ist  «8  nicht  Unsere  Absicht,  ans  denselben  An- 
lass  za  Besehwerden  sn  nehmen,  Wir  erwecken  sie  Ictdiglich  in  der 
Hoflhnng,  dass  ein  M(mrch,  welcher  sich  mit  Becht  seiner  Loyalitftt 
nnd  Q^herzigkeit  rfihmt,  nicht  gestatten  wird,  dass  man  ünsere 
Bescheidenheit  noch  l&nger  gegen  Uns  nnd  gegen  seine  katholischen 
Unterthanen  missbranche,  sondern  dass  er,  besser  an%eklärt,  wirksame 
Mittel  ergreifen  werde,  Uns  zu  trösten,  und  sich  selbst  zu  vergewis- 
sem, dass  die  Katholiken  beider  Riten  auch  in  allem  dem,  was  die 
Erfüllung  ihrer  Gewissens-  und  Religionspllichten  betrifft,  auf  dem 
gleichen  Fusse  wie  seine  anderen  Unterthanen  werden  behandelt  wer- 
den. Wir  können  Uns  auch  nicht  enthalten,  die  Aufmerksamkeit  Ew. 
•  Majestät  auf  andere  Punkte  zu  lenken,  welche,  es  ist  wahr,  keinen 
integrirenden  Bestandtheil  des  Concordats  bilden,  aber  dessenunge- 
achtet in  dem  Protokoll  der  in. dem  CSoncordat  nicht  inbegrüfenen 
Artikel  enthalten  sind.  Um  ja  jeden  Schein  von  Zudringlichkeit  y<m 
Uns  fem  zu  halten,  werden  wir  uns  der  Erwfihnung  derselben  enthal- 
ten; Eure  Majestät  kennen  siefibrigens  wohl,  und  auch  der  ganzen 
katholischen  Welt  sind  sie  bekannt,  welcher  Wir  sie  in  Unserer  Oon- 
sistorial-Allocutiou  vom  3.  Juli  1848  angekündigt  haben.  In  dem 
Ergüsse  Unserer  Freude  verkündigten  Wir  die  bereits  abgeschlossenen 
Vereinbarungen  und  die  Hoffnung,  die  Wir  nähren,  die  anderen  in 
der  Schwebe  gebliebenen  Punkte  von  der  Grossherzigkeit  und  Ge- 
rechtigkeit des  Monarchen,  welcher  damals  die  Geschicke  des  rossi- 
sdien  Beiches  lenkte,  gewährt  zu  erhalten. 

Ihr  erhabener  Vater,  Sire,  konnte  das  Werk  nicht  vollenden, 
welches  er  so  ruhmvoll  begonnen  hatte.  Wir  bitten  Eure  M^jest&t 
mit  dem  ToUsten  Yertrauen,  die  letzte  Hand  daran  zu  legen.  Ein 
einziges  Wort  ?on  Binen  g^h  unlängst  ganz  Europa  den  Frieden  wie- 
der, und  ganz  Europa  wird  Ihnen  diese  Woblthat  niemals  vergessen. 
Ein  zweites  Wort  aus  Ihrem  Munde  erfülle  die  Wünsche,  die  Wir  hier 
zum  Ausdruck  bringen,  und  die  katholische  Kirche  beider  Riten  wird 
Ihnen  ein  ewig  dankbares  Andenken  bewahren. 

Vorderhand  wollen  nur  Ew.  Majestät  gestatten,  Allerhöchstdcn- 
selben  Unseren  aufrichtigsten  Dank  dafür  darzubringen,  dass  Ew.  Ma- 
jestät Uns  in  Stand  zu  setzen  geruhten,  für  die  Besetzung  einiger 
erledigten  Bischofssitze  und  Suffraganbisthümer  im  Reiche  Vorkehrung 
zu  treffen,  aber  auch  die  Bitte  gestatten,  diese  Massnahmen  auch  auf 
andere  noch  ohne  Titolare  gebüebenen  Bisthftmer  und  Suffiraganate 
ausdehnen  zu  wollen.  Um  dieses  bitten  Wir  insbesondere  för  die 
Eurche  you  Chehn.  Schon  haben  Ew.  Majestät,  Wir  wissen  es,  Be- 
föhle erlassen,  dass  fOat  Besetzung  dieses  BischoMtzes  Sorge  getragen 
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werde:  ato  diese  B^ehle  sind  bis  jetzt  ohne  Wirkung  gebliebea. 
Wenn  ungeachtet  der  SorgüEÜt  Ew.  Ab^jest&t,  daas  für  die  Bisthämer 
nur  wärdige  Hirteil  voigesdilageii  mden;  wenn  BBgetchtet  anaerer 
eifrigsten  Wflnsehe,  die  im  Namen  En»r  lia|eitat  üne  foigesoUage- 
M  Ouididaten  an  genehmigen  es  in  aehr  aeltenen  FUkn  deonoeli 
▼wkam^  dasa  Wir  nna  weigern  rnnseten,  einige  deiaeften  z«  pifteeDir 
siren,  so  ist  der  Grand  dessen  lediglidi  die  Stimme  mteeres  Geffvia- 
seus,  welches  Uns  eine  strenge  Pflicht  daraus  macht,  und  der  Uns 
bei  Tag  und  bei  Nacht  begleitende  Gedanke  an  die  strenge  Rechen- 
schaft, welche  Wir  vor  dem  allerhöchsten  Kichterstuhle  über  die  Wahl 
der  Bischöfe  abzulegen  haben  werden.  Nur  in  so  fern  ist  es  Uns 
gestattet,  die  Vorgeschlagenen  anzunehmen,  als  Wir  die  Gewissheit  • 
haben,  dass  sie  dieses  heiligen  Amtes  wahrhaft  würdig  sind,  und  daaa 
sie  die  Eigenschaften  besitzen,  welche  der  heiUge  Paulus  von  den 
BiechOien  verlangt  Und  das,  Sire,  ist  der  Hanptgrond,  welieher  Una 
bewogen  hat^  unsere  dringlichen  Bitten  zn  onenern,  daas  Wir,  so 
wie  IKe  einen  Vertreter  bei  unserem  Stahle  haben,  gleioheiwieise  b«i 
Ihrer  erhabenen  Person  emen  Bepiftaentanten  hStten,  welcher  in  dar 
Lage  wäre,  üns  gewissenhaft  Aber  die  BigensehaftMi  der  l&r  die 
bischöiiiche  Würde  Vorgeschlagenen  zu  unterriditen« 

Bevor  Wir  dieses  Schreiben  scbliessen,  können  Wir  es  uns  nicht 
versagen,  an  das  Herz  nnd  an  die  Grossroutb  Eurer  Majestät  zu  Gun- 
sten AUerhöchstihrer  katholischen  Unterthanen  zu  appelliren,  welche 

durch  den  Glauben  und  durch  die  Liebe  auch  Unsere  Kinder  in  Jesus 
Christus  sind.  Wir  beschwören  Eure  Majestät  darüber  zu  wachen, 
dass  die  Befehle,  welche  Allerhöchstdieselben  geben  und  welche  nicht  - 
verfehlen  werden,  das  Gepräge  der  Güte  und  Liebe  zu  Allerhöchstihren 
Völkern  an  sich  zu  tragen,  welche  Eure  Majestät  auszeichnen,  durch 
die  mit  deren  Vollziehung  beauftragten  Minister  getreulich  erfüllt 
werden. 

Voll  des  Vertrauens,  unsere  Wünsche  möglichst  bald  erhört 
zu  sehen,  bitten  Wir  mit  Inbrunst  den  allmächtigen  Gott,  dass  er 
Eure  Majestät  und  die  ganze  kaiserliche  Familie  mit  der  Fülle  seiner 
Segnungen  beglücken  und  Uns  alle  durch  die  Bande  der  vollkom- 
mensten Idebe  vereinigen  mOge* 

Datum  Eomae  apud  S.  Petri  die  XXXI.  Januariian.  1859  Pontif« 
Nostri  anno  XIII. 

PIUS  PAPA  NONUS. 
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Uli.  Al^WOrtscbreiben  Sr.  Majestät  des  Kaisers  vom  31.  MSrz  1859  aof  ilas 
Schreiben  Sr.  Heiligkeit,  [bn  Original  äranzdsiscb.] 

AHfirheiligstor  Yatiir.  Mit  grosser  AnfinerkBamkeit  habe  ich 
voa  dem  Schreiben  Eurer  Heiligkeit  an  mich  Einsicht  genottmen,  nnd 
dann  zu  meiner  anfrichtigsteii  Befriedigung  neue  Vefsidiflnmgen  der 
freimdechaftlichen  Oeeimumgen  und  des  YartraneDS  gefunden,  wdche 

Eure  Heiligkeit  in  die  Absichten  setEen,  die  nddi  beseelen.  Eure  Hei- 
Kgkeit  dürfen  an  meiner  regen  Sorgfalt,  welche  ich  füi-  meine  Unter- 
thanen  römisch-katholischer  Keligion  hege,  so  wenig  als  an  meiner 
Bemühung  zweifeln,  ihre  religiösen  und  moralischen  Interessen  aus 
gleichen  liechtsgiünden  wie  jene  der  anderen  Confessionen  in  dem 
ganzen  Umfange  meines  Reiches  zu  schützen.  Ich  habe  mich  bemüht, 
davon  Eurer  Heiligkeit  alle  Beweise  zu  geben,  welche  von  mir  abhän- 
gen konnten.  Ich  bin  glücklich,  selbe  von  Eurer  Heiligkeit  gewür- 
digt zu  sehen.  Bücksichtlich  der  Details  der  in  Eurer  Heiligkeit 
Schreiben  an  mich  bwilhrten  Qegenstfinde  habe  ich  memen  bei  Euer 
Heiligkeit  beglaubigten  Oesidi&ftstrftger  beauftragt,  sich  darfiber  bei 
Cardinal  Antonelli  mit  der  F^eimfttiiigkeit  und  dem  wechselseitigen 
Wohlwoltoi  aosiuq^vechen,  welches  die  Yerhfiliaiisse  unserer  Begierun- 
gen  regeln.  Es  ist  mir  angenehm  zu  glauben,  dass  von  diesem  GMste 
geleitet,  diese  Aufklärungen  dienen  werden  Licht  über  Fragen  zu 
verbreiten,  denen  ich  stets  die  ernsteste  Aufmerksamkeit  geschenkt 
habe.  In  dieser  Holfnung,  ÄUerheiligster  Vater,  wiederhole  ich  Eurer 
Heiligkeit  die  Versicherung  meiner  hohen  Verehrung. 

Alexander, 

LIV.  Offlclelle  Note  Sr.  Eminenz  des  Cardlnal-Staatssecretärs  vom  14.  Juni  1861 
an  den  rosslsclieD  Minister  über  die  Errichtung  eines  armenischen  Bistliums. 

[im  Original  italieniscb.J 

Durch  den  Art.  8.  des  im  Jahre  1847  zwischen  dem  heiligen 
Stuhle  und  Sr.  Majestftt  dem  Kaiser  von  Bussland  abgeschlossenen 
Ooneordates  wiirden  mit  vollem  Einveiständniss  einige  Besthnmungen 
getroffen,  welche  sich  .auf  die  Idrchliche  Leitung  der  katihoUschen 
Armenier,  namentlich  in  den  bddoi  DUksesen  von  Kameniek  nnd  Oher- 
son,  jetzt  Tiraspol,  beziehen. 

Indessen  die  Verschiedenheit  des  Ritus,  der  Sprache,  der  Sitten 
und  noch  mehr  der  von  den  Armeniern  wiederholt  geäusserte  Wunsch 
nach  Abhängigkeit  von  einem  Oberhaupte  ihres  eigenen  Ritus,  wie 
man  es  bereits  bei  anderen  Gelegenheiten  in  Anwendung  gebracht 
hatte,  Hessen  die  Nothwendigkeit  vorhersehen,  in  dem  Coucor- 
dat  Veriügungen  zu  treffen,  welche  nur  provisorische  Bedeutung 

18* 


Digitized  by 


276     Urkonden  zur  pipstUcben  Deuksclirifl  vom  15.  November  1866. 

haben  sollten,  und  sogar  die  Art  und  den  Zeitpunkt  festziiBtelldii,  wie 
und  wann  sie  ausser  £raft  zu  treten  haben  würden. 

Die  Erfahrung  von  mehr  als  zwölf  Jahren  hat  zur  Genüge  eine 
solche  Maseregel  gerechtfertiget,  weil  man  während  dieser  Zeit  einmal 
zur  ürkenntinss  k<mim6]i  konnte,  dass,  wenn  die  Armenier  der  Diöceae 
Eameniek  in  Änbetra«^  ihrer  germgen  Anzahl  <^e  besonders  grosse 
Unznkömmlichkeiten  unter  dem  Bischöfe  dortselbst  stehen  konnten, 
eine  solche  Unterordnung  doch  nimmermehr  räcksiehtlich  der  Armo- 
nier  der  anderen  DiOcese  Thraspol  zn  rechtfertigen  sei,  wo  sich  In 
Anbetracht  ihrer  Zahl,  ihrer  Vermehrung  und  des  umfangreichen  Ge- 
bietes, auf  dem  sie  zerstreut  sind,  das  Bedürfmss  einer  abgesonderten 
Leitung  fühlbar  machte,  ohne  welche  mau  den  mannigfaltigen  und 
wichtigen  geistlichen  Interessen  niemals  würde  entsprechende  Kech- 
nung  tragen  können,  da  ihnen  die  Leitung  des  lateinischen  Bischofs 
bislang  nicht  zu  genügen  vermochte. 

In  dem  sehnlichen  Verlangen,  einem  SO  beträchtlichen  Theile 
d^  Schafstalles  Jesu  Christi  zu  Hülfe  zu  kommen,  und  im  Bewusst- 
sein  der  ernsten  Pflichten  seines  apoatoliscben  Amtes,  hat  der  heilige 
Vater  geglaubt,  dass  nun  der  Zeitpunkt  gekommen,  sieh  an  Se.  Ma- 
jestät den  Kaiser  Alezander  II.  und  an  seme  Begkrung  zu  wenden, 
um  ihn  einzuladen,  dass  er  sich  mit  dem  heiligen  Stuhle  ms  Einver'- 
nehmen  setasen  möge ,  damit  die  Im  oberwähnten  Art.  8.  yerembarte 
Bestimmung,  betreffend  die  bleibende  Errichtung  eines  Bisthums  fär 
die  katholischen  Armenier  ins  Werk  gesetzt  werden  kann. 

Der  unterzeichnete  Cardinal  -  Staatssecretär  beeilt  sich  unter- 
dessen in  Vollziehung  der  von  Sr.  Heiligkeit  erlialtenen  Auftrage  mit- 
tels gegenwärtiger  Note  Eurer  Excellenz  das  oben  ausgedrückte  Verlan- 
gen Sr.  Heiligkeit  zur  Kenntniss  zu  bringen  und  vereinigt  seine  Bitte, 
selbes  an  Se.  Majestät  den  Kaiser  und  seine  Kegierung  gelangen 
zu  lassen. 

Damit  die  zu  beginnenden  Verhandlungen  leichter  vor  sich  ge- 
hen können  und  man  mit  weniger  Zeitaufwand  das  wichtige  Ziel  er- 
reichen möge,  auf  welches  die  TorausgedrAckte  Bitte  gerichtet  ist, 
nimmt  der  Cardinal,  Schreiber  dieses,  keinen  Anstand,  im  Namen  Sr. 
Heiligkeit  zu  erklären,  dass  Seitens  des  heiligen  Stuhles  keine  Schwie- 
ligkeit  gfflnacht  werden  wird,  wenn  man  die  IJnterhandlungei  selbst 
auf  Grund  des  von  Sr.  Excellenz  Grafen  Potemkin  im  Namen  der  kai* 
serlichen  Regierung  mittels  officieller  Note  vom  5.  Jänner  1842  vor- 
gelegten Entwurfes  eröffnet,  welcher  wegen  einiger  besonderer  Grründe, 
wie  sie  die  Erwiderung  des  heiligen  Stuhles  enthält,  in  der  Schwebe 
geblieben  ist. 
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L¥.  PIpslilebes  ScbreilieD  von  9,  imA  1881  an  Hsgr.  Ftalkowski,  EnUscborvoa 

Warschau,  in  welrhem  der  heilige  Yater  alle  die  von  ihm  angewendeten  Be- 
mQliaQgen  darlegt,  die  Beeinträchtigungen  der  katholischen  Kirche  in  den  kaiser^ 
lich-kdnigllcli  russischen  Reichen  hintaozuhalten. 

Cum  primum  summo  animi  Nostri  dolore  audiviraus  gravia  facta 
quae  in  ista  Varsaviensi  Civitate,  aliisque  Poloniae  Regni  Provinciis 
nuperrime  evenerunt,  levavimus  oculoa  Nostros  ad  Dominum  orantes 
et  obsecrantes ,  ut  populum  suum  ab  impendentibus  malis  liberaret, 
ac  praesertim  a  pericnlis  eriperet,  in  quae  illius  fides  et  religio  iniquis 
dolosisque  nomiallorum  degenerum  filiorum  artibus  adduci  poterat. 
Etenim  haud  ignorabamns  quomodo  civilium  perturbationiim  fautores 
et  praTarum  opinionum  propagatores  ab  aliquo  jam  tempore  consiliimi 
SBScepenmt  impdleiidi  etiam  pQloiiiain  in  erroiis  Yunn,  ut  saniorem 
pra68taiitiorMiiqiie  isthis  r^gni  partem  a  siiioera  üla  cailiolica  fide, 
et  exünia  ae  plane  filiali  erga  hanc  Fetri  cathedxam  observaniia  ae 
yeneratione,  qidbiis  Poloni  Semper  tantopere  praestitenmt,  <Hnnmo 
avellerent  atqne  abstraherent.  Noscebmns  qnoqne  hnjnsmodi  hond- 
nes  alias  inter  insidias  calnmnia  etiam  uti,  qua  propositum  sibi  finem 
consequi  possent,  et  Poloniae  fideles  licet  invitos  ac  reluctantes,  in 
gravissima  illa  mergerent  damna,  quibus  civilis  societas  asperrimis 
hisce  temporibus  miserandum  in  modum  affligitur  ac  divexatur.  Nam- 
que  eisdem  fidelibus  suadere  conati  sunt,  Nos,  non  solum  de  spirituali 
iliorum  utilitate  nunquam  fuisse  sollicitos,  verum  etiam  nihil  unquam 
egisse,  ut  catholica  Ecclesia  in  Poloniae  regionibus  sua  plena  über- 
täte polieret.    Quo  certe  nihil  falsius,  nihil  in  Nos  injuriosius  dngi 
et  excogitari  poterat.   Siquidem  pro  Apostolici  Nostri  ministerii  mu- 
nere  muTersnm  Dmnimenm  gregem  ab  ipso  Cbristo  Domino  Nobis 
dhrinitiis  conmiissiim  in  animo  et  ocnUs  gerentes,  nihil  potius  babe- 
niiis,  quam  nt  spirituali  omniam  fidelinm  incolnmitati  amantissime  ac 
stadiosissiine  eonsnlamns  et  catholicae  Ecclesiae  cansam  ac  jnra  stre- 
nne  taeamnr  et  propugnemus.  Te  antem  minime  latet,  Venerabilis 
Frater,  simili  firaude  alias  tentatam  fnisse  fidelibns  Polonis  persnadere, 
fei.  m.  Gregorium  XVI.  Praedecessorem  Nostrum  nuUam  de  spiritua- 
libus  eorum  indigentiis  curam  habere,  ipsosque  ab  eodem  Pontifice 
plane  fuisse  desertos.    Cum  autem  tarn  injusta,  tamque  perniciosa 
opinio  apud  istius  regni  fideles  magis  in  dies  invalesceret,  tum  idem 
Decessor  Noster  merito  atque  optimo  jure  Apostolicara  suam  attoUens 
vocem,  non  solnm  consistoriali  sua  Allocntione  contra  tarn  impuden« 
tem  calmnniam  reclamavit,  et  professus  est,  Tenun  etiam  eodem  tem« 
pore  &ctoriim  «q^esitioiieitt  moUiplici  doeimientonun  geneire  instmo- 
tarn  l^pis  in  Incem  edi  jmAt  nt  nrnTeraoB  oxbli  agnoseeret,  quibus 
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asBÜnis  cnriB  efc  stodüB  qMse  caftliolioae  itiiguniiB  Inmo  utOHatique  in 
BnBsianmi  imperio,  et  Poloniae  regno  protpicooB  non  intermiaerat. 
Quae  quidem  solemniB  augusti  Kbsfcri  Decessoris  deelaiatlo  debnlsset 
ex  istomm  fidelnun  aainiis  plane  eveDere  onmem  dnbiam ,  injastam- 

quo  de  hac  S.  Sede  opinionem,  ac  satis  superque  probare  quantae 
curae,  quantaeque  sollicitudini  eidem  Sedi  Semper  fuerit  spirituale 
omnium  fidelium  in  Russiamm  imperio  et  Poloniae  regno  degentium 
bonum.  Sed  vix  paucis  elapsis  annis,  iidem  homines  proficientes  tum 
difficultatibus,  quae  liberam  istorum  fidelium  cum  hac  Apostolica  Sede 
oommunioatioiieni  impediant,  tum  lameatabüi  aane,  in  qua  Teisamury 
oonditione,  eamdem  fiüsam  ügugtainque  opinionem  denno  excitare,  et 
istia  fidelibna  issiniiare  non  timnenini.  Itaqne,  Yeneraliilia  f^t«r, 
tempns  yemaae  esiatinianiiia,  quo  yeritatem  IlHa  oianibiia  maiiiiBBteflftiia, 
qni  felsia  nunoribna  ae  illndi,  dedpi,  et  in  erroran  indnd  patinntor» 
ae  simnl  illiB  krvam  demamns,  qid  mandacü  fraudiaqne  palüo  operti 
contendimt  anadere  (borribile  dictal)  banc  Apoatolieam  Sedem  ma^ 
curare  temporalis  dominii  rationes,  quam  spiritualem  populorum  salu- 
tem.  Neque  jam  Nobis  meus  est  enumerando  percensere  omnes  curas 
a  Nobis  pro  re  catholica  in  Russiarum  imperio  et  Poloniae  regno 
tuenda  susceptos.  Commemorabimus  tantum  Nobis  vel  ab  ipso  su- 
premi  Nostri  Pontificatus  initio  omnia  adhibuisse  studia,  ut  quae 
illuatn  Nostro  Praedecessoh  deionctas  Bossiamm  imperator  Nicolans  1. 
Bomae  oonunoians  aolemni  modo  pnnmserat,  optatmn,.8alataremqne 
asaeqaeretor  ezitam.  Atqne  boc  praesertim  apectaront-  oommmuca- 
tionea  Kostro  jnsaa  imperiali  xegioqne  Adminiatro  bic  in  übe  moianti 
factae  eo  tempore  qno  ineobatae  tractationea  ad  oonTOntionem  inter 
banc  Apostolicam  Sedem,  ac  imperiale,  regiumque  Bnacdanmi  gnber- 
nium  conficiendam  Nobis  erimiani  spem  injiciebant,  fore  ut  catholicae 
Ecclesiae  res  in  eodem  Russiarum  imperio  Poloniaeque  regno  aliquan- 
tum  componi  possent.  Quae  quidem  communicationes  respiciebant 
potissimuni  tum  poenales  leges  denuo  confirmatas  et  graviores  effectas 
contra  illos,  qui  greco-russica  religione  relicta  vellent  Catliolicam» 
Apostolicam  et  Romanam  religionem  amplecti  ac  profiteri,  tum  jusiu- 
landam  catholicis  presbytehs  praescriptum,  tum  aliquoe  legum  arti- 
cnlos,  qui  ad  matrimonium  spectani  £t  quonlam  de  bisce  rebus  re> 
elamatom  iüerat,  iedroe  efflagitayimna,  ut  de  eiadem,  aUiaqiie  summi 
momenü  argomentia  serio  ageretor  in  eongiessibna,  qni  tone  inoep4i 
eiant,  nt  rdigiosa  m  rnsaioo  imperio  et  poloniae  legno  negotia  ati^ 
biH  modo  poesent  componL  Optime  anten  noaeia,  Yenevabiiia  Frater 
conmtionem  die  d.  Angoati  anno  1847  Hustora  Mne.  Com  vero  baec 
conveutio  mitüme  complecti  potoerit  ea  omiiia,  quae  Nos  ad  i^zameu 
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revocaada  esse  necessaano  ezistimaveramus,  iedrco  Toloiniiis,  iit  in 
aliud  aeparatum  Tolnmoi  owm  Nixttrae  lefiorreiitiir  petdtknee  eirca 
argiuneiita  ab  impeiialibiis  regüaqne  plenipotaiitiariia  ndnime  admkaa, 
ulqne  ita  ommbaa  olare,  aperteque  conataret,  Noa  mimquani  adliaesiSBe 
uIU  61  legilras,  quae  nunc  vigent,  et  ad  ipaa  pertinent  argumenta. 
Noatrae  vero  petitienes  eo  apeatabant,  ut  iati  fideks  cum  hac  S.  Sede 
libere  communicare  possent ;  ut  ab  episcopalibus  consistoriis  amove- 
reiitur  procurator  imperialis,  et  laicus  secretarius  a  gubernio  nomina- 
tus,  ut  catholici  omni  libertate  adirent  catliolica  tribunalia,  illisque 
causas  subjicerent  quoad  matrimonia  ab  ipsis  cum  acatholicis  con- 
tracta ;  ut  in  russicis  dominiis  locum  haberent  instructiones  ab  hac  S. 
Sede  pro  Huugaria,  alüsque  locis  editae  circa  mixta  couuubia.  Postu- 
lavinius  etiam,  ut  abpleretur  lex  anno  1882  lata,  qnae  minime  recog- 
noseit  ralida  matrimonia  mixta,  nisi  ab  acathoHco  presbytero  fuerint 
benedkta;  ut  de  media  toUeientui  legea,  quae  religioaae  profosaunii, 
ac  atiidna  in  eoeuobns,  et  liberae  legularium  eum  supfemis  auia  mo- 
dfifatoiibiBa  Bemae  degiaiiäbus  eoBmranieationi  advenantor;  ut  dero 
soA  <Hmiia  leatnecentnr  bona ;  ut  episcoia  latini  ritua  poaaent  ad  tempua 
snam  in  graecea  umtos  jurisdictioneiB  exercere.  Insuper  efflagitavimns 
ut  abrogarentur  leges,  quae  istic  vetant  bomines  ad  catholicae  Eccle- 
siae  sinum  redire,  et  cum  quibus  plane  congruit  alia  illa  ordinatio 
catholicae  religioni  omniiio  adversa,  ex  qua  contra  divinum  praecep- 
tum  ab  ipso  Christo  Domino  datum  eundi  in  mundum  Universum,  et 
praedicandi  evangelium  omni  creaturae,  catholici  operarii  prohibentur 
non  solum  alios  ad  evangelicae  veritatis  lucem  vocare,  verum  etiam 
ÜB  aanctissima  sacramenta  impertin,  qui  autea  ad  cathoUcam  Eccle- 
aiam  imnime  pertinebant.  Neque  omisimus  summopere  conqueri  de 
nova  junonenti  fonnula,  quod  a  catholicia  imperatori  Bussianim  et 
Pdoniae  regi  subditis  erat  praestandum.  Ac  acias  velimus,  Yenerik 
bÜia  Irater,  inqwrialaB  plcmpatentiarioa,  veluti  luculenter  qyparet  ex 
praefiiiifflie  aitieulomm  qui  a  Nobis  yulgati  sunt,  promisisse  se  om- 
nem  gubenni  sni  conaideraäcHiam  super  singniis  commemtnralas  rebus  - 
ease  rerocatnros,  noTumque  actum  redaetoros  postquam  ipsi  ab  eodem 
gubernio  congruas  instructiones  accepissent.  Ubi  autem  consistoriali 
Nostra  allocutione  die  3.  Julii  anno  1848  habita  manifestavimus  quae 
pro  catholicae  Ecclesiae  negotiis  in  russico  imperio  componendis  agenda 
curaveramus,  nihil  certe  quidem  praetermisimus,  ut  pacta  conventa 
plenam  exequutionera  haberent,  utque  illa  quae  absolvi  minime  po- 
tuerantf  conmiunibus  inter  haue  S.  Sedem  et  russicum  Gubernium 
oonsilüs  et  concordia  dMui^ntor,  praeter  doo,  quibos  tunc  temporia 
Itottanim  imparator  non levianimi  ^Mn  gaudio  conaaiuMcat,  quem- 
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admodam  ia  oonmiemorata  Nostra  allocutione  signifioavunus.  In- 
terim  vero  com  certo  sciremns  qnae  paterentnr  Sorores  caritatis  S. 
Yince&tii  a  Paulo  in  Folonia  existentes,  qnaeqne  apoliationis  perieola 
den  secoLuis  bonls  impenderent,  et  qnomodo  ad  Poloniae  regnnm 
extendi  vellet  lex  anni  1832  drca  mixta  coiyngia,  nnlla  iaterposita 
mora  jassimns  opportnna  conmninifiatione  rossiciBn  gabemimi  adiri, 
et  eodem  tempore  penes  illud  enixe  nrgeri,  nt  omnibns  Bnsrianmi  «t 
Poloniae  vacantibus  dioecesibus  sui  praeficerentur  Episcopi,  eorumque 
suffraganei  designarentur.  Ac  pari  sollicitudine  egimus,  cum  paulo 
post  novimus  legem,  qua  catholici,  in  quibusdam  casibus,  cogebantur 
ad  instauranda  schismaticorum  templa,  adjecta  poena,  ut  ab  bis  ca- 
tholica  occupareutur  templa,  si  praescriptam  instaurationem  catholici 
minime  exeqnuti  essent,  et  cum  scivimus  ecclesiasticam  imumnitatem 
fuisee  violatam  in  coenobio  leligiosoram  ordinis  S.  Dominicif  cum  non- 
nnUomm  docnmentorum  obsignatione,  seu  sequestro^  qnae  ad  B.  Bo- 
bola  cansam  spectabani  Anne  vero  1853  per  Nostmm  CaKdioalein  a 
pnblids  negotüs  mssicom  Ghibeninm  itemm  «tiam  atqne  efciani 
exdtavimns,  nt  inceptae  perficerentor  tractatuMies  ad  eedeeiastica 
componenda  negotia,  et  majori,  qna  fieii  posset,  celeiitate,  Poloniae 
dioeceees  jamdin.vacantes  idoneis  committezentur  episeopis,  eommqne 
eligerentur  sufiraganei.  Interim  vero  novam  de  meliori  catholicae 
ecclesiae  conditione  in  Russiarum  imperio,  et  Poloniae  regno  spem 
babuimus,  ubi  Nobis  innotuit  praesentem  Imperatorem  ad  solium 
evectum  fuisse,  qui  animi  benignitate  et  aequitate  praestans  propensam 
suam  erga  catholicos  voluntatera,  vel  a  primis  juventutis  suae  annis 
saepe  ostenderat,  cum  praesertim  in  bac  urbe  Nostra  est  moratas. 
Quocirca  de  re  catholica  vehementer  solliciti  ad  ipsum  serenissimmn 
ac  potentissimum  Principem  Nostrmn  extraordinarinm  Oratorem  misi- 
mus,  qni  ei  vastissimi  Bussiammimperii  sceptrum  adepto  effnse  Nostro 
nomine  gratularetnr,  maximamqne  Nosbram  volnptatem  nnndaret,  ac 
simnl  jnxta  Nostra  monita  eidem  significaret  qnae  Nostris  essent  in 
Yotis,  ut  in  iUis  dominüs  catbolica  Ecdesia  eas  tandem  aUqnando 
aBseqneretur,  utilitates,  quas  jamdid  frustra  expectaTenmtns.  Ae 
Nester  Qrator  demandato  sibi  mnnere  sedulo  fungens  band  omisit 
eum  ipso  Imperatore,  ejusque  gnbemio  colloqni,  et  instare  ut  pacta 
conventa  omni  ex  parte  exequutionem  haberent,  et  ea  omnia  compone- 
rentur,  quae  ad  optatum  exitum  adduci  minime  potuerant.  Quibus 
autem  de  causis  Serenissimus  Imperator  justissimis  Nostris  petitioni- 
bus  tunc  minime  annuit,  vel  facile  postea  intelligi  potuit  ex  variis 
docnmentis  per  piiblicas  epbemerides  nuper  vulgatis,  ac  praesertim  ex 
relatione  eidem  Imperatori  paulo  ante  Nostri  Qiatoris  adTOutom  ab 
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üs  eihSkita,  qnibiis  nraniui  ibeiat  eöniniiasQiii  eiaminandi  mias  res  ad 
omiTeDtioiiam  pertmentee,  et  praediotum  sepaiatum  Tolnmen  Qiroto- 
cole)  .de  iis»  qnae  oonstitm  haad  potnerani  Ut  aatem  fiusQiiis  amo- 
vefentor  difficoltates,  quae  awptatam  remm  eeelesiasticanim  istio 

instanrationem  impediebant,  omni  studio  iterum  instare  haud  omisimus, 
ut  Nostra  petitio  benigne  exciperetur,  ut  scilicet  in  Russiarum  Impera- 
toris  et  Poloniae  Regi^  dorainiis  aliquis  ecclesiasticus  vir  a  Nobis  mis- 
BUS  resideret,  qui  Nostro  et  hujus  S.  Sedis  nomine  ecclesiastica  negotia 
tractanda  curaret.  Atque  hunc  in  finena  Noster  Orator  nihil  intenta- 
tnm  reliqait,  ut  eidevi  Imperatori  ejusque  gubemio  suaderet  justissi- 
mam  esse  planeque  <^ipoitiiiiam  hnjusmodi  Nostram  poetulatioDeiii. 
At  dolenier  dioiiiuu,  nondnm  oonsolatieiie  uti  potuimiifl,  nt  coiuseptae 
a  Nobis  spes  optatam  asaeqaereniiur  entam.  JamTero  deplcranda  saue 
ooBditio  in  qua  rntheni  et  ameni  cathoUd  istic  Tenantnr,  non  peterat 
nen  vehementer  oommevm  et  exeitare  Apostolieam  Nosfanm  caritatem 
el  eoUidtodinem.  Hinc  die  8.  Jnlii  1848  Nostras  dedimns  litteras  ad 
defuDctnm  archiepiscopum  Mohiloyiensem  ejusque  suffraganeos,  illisque 
inculcavimus,  ut  interim  spirituali  graecorum  unitorum  curae,  regi- 
mini,  saluti  studiosissime  consulerent,  ac  saepius  praesertim  anno 
1857  iteratis  petitionibus  penes  imperiale  gubernium  instare  haud 
praetenuisimus,  at  omues  amoverentur  dif&cultates  quae  impediebant, 
quominus  Chelmensis  ecdesiar  sumn  haberet  episcopum.  Atque  eodem 
tempoie  reclamavimus  propterea  qnod  illins  dioecesis  derlei  ad  graeco- 
TosdcaiD  mittebontor  nniTodtatem,  et  expostabmnras,  ut  Cbehnensis 
antistes  plenam  haberet  libertatem  mittendi  nonnullos  e  suis  clerieis 
ad  letam  eededastioam  YareatienBem  aeademiam,  quemadmodum  in 
mpre  fberat  ante  annmn  1831.  Snmmum  autem  Nostmm  dedaravi* 
1BU8  dolorem  ob  propositas  de  Chelmensi  clericorum  seminario  regulas, 
quae  sacris  catholicae  ecclesiae  canonibus  adversabantur.  Nec  minus 
Nobis  cordi  fuit  postulare,  ut  religiosus  iste  S.  Basilii  ordo  posset  denuo 
eruditricem  suorum  tironum  domura  libere  aperire,  quo  idem  ordo 
de  orientali  praesertim  ecclesia  tot  sane  nominibus  egregie  meritus 
iterum  vigeret,  et  effloresceret.  Cum  autem  miflerorum  ruthenorum 
causam  stodioeiflsime  egimus,  ut  ipsi  sanctam  unionem  libere  profi- 
teri,  et  exercere  possent,  nou  mediocri  certe  miseratione  ac  dolore 
affeoti  band  omiaimiKi  ejusdem  Lnperatoris  justitiam  inToeaie  pro 
nennnllie  grMoo-miiti  den  praesbyterie,  qm  leligienis  causa  ab  anno 
1889  in  eoendviis  ritns  graeoo-mssld  indod  detmdrantnr,  tennigrima 
ipds  a  gobemio  pensione  addgnata.  Sed  eum  jamdin  ej^ectaxemus 
quae  consilia  esset  ansoeptums  potentissimus  Imperator  de  üs  omnibns 
ei  ab  extraordiuario  Nostro  Oratore  siguificatis,  ac  maiime  doleremus 
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Tidentes  jnsüssimis  Noflliis  petitionibu,  qoenuiteotaii  exoptalNum», 
niiiine  obseonndari,  inevnte  iimo  1859  toifiaireiii  Kostaun  Epislo- 
lun  ad  eurndem  Bupentoraai  dedimos,  qnaqiie  jwtiüaBi,  aequitatem, 
magnaBimltatemqae  «zoitaTimiis,  oiweenTSMu,  ae  siiiral  oMeaiati 
nwNH  fidem  ab  ipso  datam  de  eathdieae  Beclenae  rebus  in  eao 
Russiarum  imperio,  et  Poloniae  regno  prospere  componendis.  Atque 
per  eamdem  Epistolam  ab  imperiali,  regiaque  Majestate  Sua  iteram 
postulavimus ,  ut  apud  se  admittere  vellet  aliquem  ecclesiasticum 
virum  a  Nobis  electum,  qui  in  suis  dominiis  Nostro,  et  liujus  S.  Sedis 
BOnüne  ecclesiasticis  rebas  operam  navaret,  qaemadmodum  snas,  apud 
No6,  et  eamdem  Sedem  Minister  adeet,  ntqne  cathi^cis  sibi  snbditie, 
eonimqae  spiritnalibns  indigentüs  pro  excelsa  animi  sui  aeqnitate, 
benigie  fivrere'Tellet.  Haee  pnesertim,  Veneiabilis  Frater,  nt  alia 
mütinins,  omni  atodio  apud  Bogsiarom  imperatonm  et  FoloniM  Be- 
0Mn,  cgi»q«e  gnbenunm  peragenda  omanmiia,  nt  fideUe  ?olonlae  po- 
pnli  eathoUeam  Betegieaem  fibeie  exeroere,  ac  demio  optatiasima 
oonadentiae  pace  et  tranqaillitate  perfrui  posset  Paturum  confidimns, 
nt  idem  Serenissimus  ac  potentissimus  Princeps  velit  justis,  eniiis, 
iteratisque  Nostris  postulationibus  obsequi,  et  votis  aunuere  quibus 
isti  fideles  populi  eideiii  snpplicarunt.  Ut  autem  omnes  Nostrae 
carae  et  sollicitudines  optatum  assequantur  exitum,  assiduis  ac  ferven- 
tiasimis  precibna  Beum  deprecemur  oportet  in  dyns  nuum  sunt  corda 
BegmiL  Qno  vero  facüins  Deila  inolinet  anrem  snam  ad  preeee, 
wppnn»  noacia,  Yenerabilia  frater,  opus  esse  nt  fiddee  yoifidä  omnia 
ipaiaa  Bei  mandata  raligioae  enstodiant,  omnesqne  dnistiaiiaa  virtatea 
Sddido  fimoeant,  atqne  ab  üb  ommbna  dSigentiasiiiie  se  abetineant, 
qnae  popnloa  q»80s  miseres  redduit,  et  Impedinnt  qnominiis  divinae 
misericordiae  beneficia  super  illos  descendant.  Atqne  hic  potissimnm 
loquimur  de  nimia  illa  abusiene  quae  hujus  S.  Sedis  vigilantiam  et 
sollicitudinem  erga  Polonos  Semper  excitavit,  scilicet  de  frequentibus 
matrimoniormn  divortiis,  quae  in  Poloniae  regionibus  contra  Dei, 
ejusque  sanctae  ecclesiae  leges  plus  minusve  Semper  patrata  fuere. 
Qnocirca  in  memoriam  revocantes  immortalis  decessoris  Nostri  Bene- 
dict! XIV.  Constitutiones  :kMatrimmiii  perpeimm*  die  11.  Aprilis  an. 
1741:  et  ^^Nitmam  Ucmtiam^  die  18.  Maji  an.  1743  ad  Polomae 
episcopoB  datas,  hae  Noatra  epiatola  omnes  fidelea  Polonos  rogamna, 
monemiis  efr  hortamiir,  nt  apostoHda  Noatria  Todbiia  obtemperantea  ab 
hnjnsmodi  abomhiaiida  aane  re  in  postermn  diligentissime  caveaiit 
Jam  pono  ex  Ida  oinaikui  quae  Noe  bretMnie  perstriniiBnia  et  attigi* 
mns,  Tibiqne  significaTimns,  Tnnm  erit,  Venerabiiis  Frater,  adUbfla 
etiam  Tnomm  soffraganeorum  opera,  reiellere  et  obt^ere  impudentem 
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cahunmam  N^olns  ^  liuo  S.  Sedl  luposiftam,  efe  istis  iMitNH  algsi- 
ilcare  cnras  onme«  a  Nobis  «t  ab  eadem  Sede  pro  spiriAnali  -eonun 
bcno  et  utOitato  oontiiMBlir  siueeptaB,  eosque  amantissiiiiis  Torbis  de 

singnlari  NoBtra  in  ipsos  caritate,  studioque  certiores  facere.  He 
desinas  vero  unquam  una  cum  Tuis  Suffraganeis  eosdem  fideles  po- 
pulos  qua  voce,  qua  salutaribus  et  opportunis  scriptis  Semper  monere, 
exhortari,  excitare,  ut  a  veritatis,  honoris,  virtutis  justitiaeque  semita, 
ac  sanctissimis  divinae  nostrae  religionis  praeceptionibus  nunquara 
deflectant,  utque  magis  in  dies  iu  Me,  amore ,  et  observantia  erga 
banc  Petri  Cathedram  cathdteae  vodtitiB,  et  unitatis  centrom  stabiles 
et  immoti  p^istant.  Hoc  sane  modo  a  dameiitisiimo  mkericoidianim 
Fatre  obtinebimt  eoelestiiim  beaedietiowim  eopiam,  quae  miice  pcflBunt 
non  fldiim  ab  ipsis  penddoaierimaB  fllaa  avertere  perturbatioiiee,  qm« 
bns  iBimioi  bomines  eoe  obruoe  veUeiit,  Temm  etiam  efBoeie,  nt 
ädern  Foloni  avitae  eaae  ndigionis  prosperitate,  ommqiie  Tera  .fefidp 
täte  perfirui  queant.  Nos  oerte  quidem  in  omni  oratione  et  obseen^ 
tione  cum  gratiarum  actione  a  benignissimo  Domino  humiliter,  eniie- 
que  exposcimus,  ut  divinae  gratiae  suae  divitias  super  fideles  Poloniae 
populos  propitius  Semper  eftuudere  velit.  Denique  hac  occasione  quam 
libentissime  utimur,  ut  iterum  testemur  et  confirmemus  praecipuam 
Nostram  in  Te,  Tuosque  Suffiraganeos  benevolentiam.  Cujus  quoque 
pignus  esse  volumus  Apostolicam  Benedictionem,  quam  intimo  cordia 
affecttt  Tibi  ipsi,  Venerabiiis  Frater,  Tiuaqae  Svfiraganeis,  dlncttsque 
derieia  Laideqiie  fidel^ns  Toae  et  ilkNromeiiiAeeomiiiiseisperamaiiter 
impertuiiiir. 

Datum  fiomae  apad  8.  Petmm  die  6.  Junü  amio  186L 
Pontifieatua  Nostri  Amio  Dedmoqainto. 

LVI.  Mrasse  4er  potBisdien  BiachOft  aa  General  Lambcrg,  kateeiL  Slattlialter 

Im  Könlgreieb  Polqi. 

EzceUeutissimo,  Blustrissimo  Generali  a  Latere  Comiti  Lamberto 
Locumtenenti  Imperatoris  in  Regno  Poloniae. 
Fides  Catholica  Komana  in  Polouia  a  novem  jam  secuiis  cum 
ttuivezaa  ciTiam  Tita  certieflimo  foedere  jimcta  at  erat  een^er  bodie 
q«oqiie  exietit  carisamnm  patmm  noetromm  mwnentum,  sine  quo  nec 
profli»eEila8  publlea  nec  qniis  pirivata  vigere  poteei  Hac  fide  £reti 
AntiatiteB  SaeeiBdoteB^  Fdom  et  animarnm  eahiti  et  bone  paMioo 
prospidentee,  oUul  nbi  aliemna  dszenmt,  quod  leipoblkae  profota« 
rmn  pulaTere.  Seoda  emm  leoleek  oatiielte  in  Begno  Fokniae  id 
Curaus,  ue  quid  fides  Christi  detrimenti  capiat,  ac  salnM  ammaram 
Semper  oper^m  uavaos  firmo  ac  coacordi  yiuculo  juncta  erat  cum 
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Begia  Miyestate,  optmidqne  oonsiildbat  ciTiliiim  virtatiim  ineremeiito, 
Beomitati.pnblicae,  dvimii  proflperitati.  PriDdpes  Begesqne  ooetri 
aartam  ted»m  S.  Eodoiiie  inunimitateiD  aerraates,  Semper  et  abiqae 
eam  qua  deoet,  anxemiit  libertate,  nnde  onmes  quae  antiquae  opu- 
lentiae  restiterant  reliquiae,  templa,  pia  ftmda,  jnra  ac  privilegfia, 
quin  etiam  fideliam  corda^  avitae  pietatis  putandae  sunt  monninenta, 
qnibns  patres  nostri  Dei  gloriam  in  Ecclesia  ejus  ornare  propositum 
habebant.  Verum  enimvero  au^sta  illa  Ecclesiae  conditio  una  cum 
dvili  gentis  nostrae  übertäte  omnino  corruit.  Quamvis  enim  sanc- 
tissimis  votis  proniissum  accepimus,  religionem  catholicam  singulari 
novi  regiminis  tutela  circumdatum  iri,  attamen  leges  ecclesiasticae 
auctoritatem  antiquam,  religionis  coltas  qualemeumque  libertatem, 
miserrime  amisit 

Codex  legam  criminalium  anno  millesimo  odingentesimo  quadra-* 
gedmo.septiino  pnbiicatos,  deoretom  regiam  de  die  sexka  (dnodevige- 
gima)  martii  anni  millenmi  oetdngentesimi  dedmi  septimi  madima- 
tkmee  ad  revocandoa  catholioomiii  aidmoe  ad  reHgkmem  orthodozam 
nniicnpatain  multl&ria  regiminia  deor^  in  detrimentsm  xeligionis 
remanae,  caiholicae  et  graecae  nnitae  edita  gravisehno  anetoritati 
ecclesiasticae  sunt  impedimento  in  exercendis  obligationibus  spirituali- 
bus,  quae  ideo  vix  ac  ne  vix  quideni  adimplori  queunt.  Auctoritas 
ecclesiastica  arbitrio  cujuslibet  secularis  magistratus  saepius  obnoxia, 
vel  inferiorura  scribarum  superbiae  indigne  subjecta  uti  vile  instru- 
mentum  secularis  regiminis  humi  postrata  deploratur.  Episcopi  ac 
dioecesium  Administratores  subscripti,  fidel  catholicae  custodes,  ve- 
rentes  ne  coram  tremendo  Summi  Arbitri  judicio  rei  inveniantor, 
qaod  gloriam  fidei  Jesu  Cbristi  sanctae  ejus  Ecclesiae  immunitatem 
secoritatem  ac  ealutem  gregis  sibi  crediti  negloxerint,  rogant  Te  atque 
obBeerant,  BxodtotiBsime  Bomiiie,  ut  locom  Begis  tenena  noatro  ac 
den  imiverai  Poloniae,  omnimii  deniqae  fidelifun  catholioonim  no- 
mine ad  'solinm  AngaatSaaimi  loiperatoria  ao  Begia.  aapplida  ac  bn- 
millima  vota  noatra  praeaentare  digneris,  Majeataitom  Begiam  eortio- 
rem  feciena  noa  praedeoeaaoreaqne  noatroa  aaepennmero  qnidem  mala 
conscientia  omnique  jure  fidelium  pastorum  obstante,  accepisse  de- 
creta  Sanctae  Ecclesiae  legibus  utique  adversantia,  nunc  vero  amplius 
impudenda  tepiditate  ista  eo  minus  persistere  posse,  quod  plorandi 
tantae  humiliationis  efifeotus  coram  omnibus  pateaut,  quin  etiam  unum 
e  gremio  Episcoporum  publico  dolore  afflixerint.  Quae  quum  ita  siat, 
coDscientiae  commoti  propnlan,  haec  praesentamus  petita : 

1.  nt  fidea  catholica  romana  in  piiatinam  reatituatar  auctori- 
tatem; 
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2.  nt  artiCQli  oodicis  legum  criminatinm  198.,  195^  196.,  197., 
198.,  199.  tum  etiftm  artieiili  200.  et  201.;  leges  de  matrinumüB 
latae  «äno  millesimo  octiogeDlesimo  trigesimo  sexto,  qua  tolerantiae, 

ut  ajunt,  omnimodo  advereantur,  abrogari  possint; 

3.  ut  decreta  regiminis  principiis  ecclesiae  catholicae  romanae  et 
sancti  evangelii  adversantia:  veluti  istud  quod  vetat  ne  confessarii 
suscipiant  poenitentes  ignotos  ad  confessiones  audiendas  de  die  vige- 
sima  octava  maji  (nona  junii)  anni  millesimi  octingentesimi  sexage- 
aimi;  rescriptum  Locum  Tenentis  Kegii  de  die  seccmda  (decima 
qiiarta)  julii  anni  miilftoimi  ootingentesimi  quinquagesimi  quarti,  ve- 
tans  ne  condonatores  eonounies  de  leln»  dognuiAiGis  habeie  ande^nt; 
poRO  rescriptnm  Commiwicmi«  B^gimiiiiB  de  die  deeimaqnarta  noyem- 
bris  anni  millesimi  octingentesimi-  trigesiiDi  secimdi,  anno  onrrenie 
denno  in  memoriam  Tocatnm  Tetans,  ne  episcopi  resolntiones  qnas- 
cnnqne  dieeeesanas  alMNiue  praeivia  pemuttlotte  Cknmnissioms  Begüm- 
nis  promulgare  praesuraant; 

4.  ut  Comiiiissio  Regiminis  in  omnibus  cum  Ecclesia  relationibus 
strictis  circumscribatur  limitibus  quoad  causas  administrationis  secu- 
laris,  remota  omni  immixtione  in  rebus  diTinia,  processionibus,.  concio- 
nibus,  rituali  caeremoniarum  et  similibus ; 

5.  ut  penes  Commissionem  Regiminis  qnoad  coltum,  religionem 
et  litteras  instituatur  forum  eedesiasticom,  praeside  archiepiscopo, 
assistentibns  episcopis  alüsqoe  sapenoribns  sacerdotibus  ad  judieandas 
cansaa  et  res  eödesiastioas,  et  personanun  ecdesiaaticuram; 

6.  nt  episcopis  liceat  celebrare  synodos  dioecesanas  Jnbüea  et 
mlasumes; 

7.  nt  sedes  yacaates  episcopomm  conferantnr  candidatis  per 
capitola  eligendis ; 

8.  ut  numerus  alumuoruin  in  seminariis,  numerus  quoque  reli- 
giosorum  et  monialium  in  conventibus,  nullo  limitetur  impedimento ; 

9.  ut  restituantur  bursae  in  academiia  extraneis  ad  recipiendos 
aluQinos  a  nobis  illuc  mittendos; 

10.  ut  e  fundo  suppressionis  vocato  erigatur  in  quaque  dioecesi 
domus  emeritorum  ad  foTendos  invalides  jam  sacerdotes,  aat  singulis 
certe  niille  florenorum  pensio  annna  ex  eodem  fundo  solvatur ; 

11.  nt  domni  sacerdotnm  poenitentiom  in  Monte  Gaivo  instan- 
ratar,  nt  deeet,  secnndnm  Tota  ab  episcopis  extrabenda; 

12.  nt  GommisBio  Begiminis  qnoad  onltiun,  religionem  et  litteias 
ab  omnibns  impeosis  ex  ftmdo  eedesiastioo  et  suppressionis  abstineat, 
nid  annnente  anctoritate  ecclesiastica ;  atque  Aindns  bic  seenndum 
bullam  p.  m.  Pii  PP.  YIL  UUm  «umo  millesimo  octingentesimo  dnode- 
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vigMuno  Ulke  dotandk  catliednB,  eeeksüB  eoliegialas,  promovendlB 
eomiftoiüi,  aeninariis  ei  beneficüs  liunrfiat; 

18.  ut  in  rebni  spiriiiiaHbfafl  lieeai  oowiBitoriis  dieeeesaiuB  libero 
modo  adire  Sanctam  Sedem  Aywtelicain ; 

14.  vt  deereti  nimii  motoita  de  aedtieaiwlia  ei  leataiirandis 
templis  abrogentnr; 

15.  nt  in  conscribeudifi  fimdis  eedesiasticis  uova  eaque  faciliora 
adhibeantor  priucipia ; 

16.  ut  denique  incarcerati  aut  e  patria  deportati  sacerdotes 
restitaantur  in  beneficia  sua  et  in  posterum  non  incarcereutar  nisi 
adhibito  consensu  superiorum  ecclesiasticorum. 

Datum  Yarsaviae  die  Tigesima  qainta  menais  aeptembria  aini 
millesimi  ootingentesimi  sexagesimi  primi 

t  AntoniuB  ilalkowaki  Areh.  Varsov.  f  Vincentius  Pienkowski  Bp. 
Lnblin.  t  Joaephna  Zna^wki  Sp.  Saademirenaia.  f  Joaeplma  Twa- 
rewski  Ep.  Sdfr.  FodlachiensiB  ex  maadaio  lU.  I^naoofl  Bodladnen- 
aia  f  Ifaildaa  M^eraas  Adaiaiatmior  Dioeeaala  ffieleaiiaia  in  i^gno 
Poloniae.  Thomaa  Myaliaald  AdanniaiEsior  Dieee.  Fleeanaia.  C%o- 
ninski  Administraior  Dioec.  Augastonenaia.  f  Yalenitna  Baranowski 

Ep.  Siiffr.  Lublinensia. 

LVII.   Zuschrift  der  Regierungs- Commission  für  Cultus  und  Öffentlichen  üntor- 
richt  Obeigeben  am  14.  Novenfiber  1861  an  Msgr.  Dekert,  Domdechant  tm  Metro- 
politan-Capitel  za  Warschau.   [Im  Original  rranzöslscb.] 

Departement  des  Cultus.   Nr.  11311.   Warschau,  den  12.  Novem- 
ber 1861. 

Eure  Excellenz  haben  mittels  Zuschrift  vom  14.  October  1.  J« 
der  Begierungs- Commission  eröffnet,  dass  über  Ableben  des  Msgr, 
Fialkowaki,  Metrop(^ian-£rzbiBcho£si  von  Warschau,  der  Abb^  Anton 
Bialobreaeaki,  Aiehidiaeon  dar  Eradiöeeae  Warachan,  zum  Capitnlar- 
Yiear  dieaer  IHOoeae  ervfthli  worden  aei. 

Die  B^enmgs-Comniaaion  hat  den  YerwattuBga-Staatsrath 
Ton  dieaer  Wahl  in  Kenntmss  gesetzt,  der  Baih  hai  aber  die  BealA- 
tignng  desselben  verweigeri,  und  die  Begieninga-OomiBiaBion  hieven 
mittels  Auszug  aus  dem  Sitzunga-ProtocoUe  vom  8.  November  be- 
nachrichtiget. 

Indem  die  Regieruugs-Commission  dies  Euer  Excellenz  eröffnet, 
hat  sie  die  Ehre,  Sie  einzuladen,  fär  eine  andere  Wahl  Vorkehrung  zu 
treffen  und  deren  Resultat  baldmöglichst  anher  bekannt  zu  geben. 
(Gtoaeichnet)  Als  Stellvertreter  des  General-Directors: 

Der  Geheimrath  R.  Hube,  PrJlaideiii. 
FtM,  Caaai^Diveator. 
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LYIIL  Antwort  des  Msgr.  Dekert  aof  obige  ZoseHrifl.  (M  Original  fTanzSafsdi.] 

Warschau,  den  13.  November  1851.  Nr.  319. 
In  Erwidemng  der  Zuschrift  vom  12. 1.  Mts.  Nr.  11311.,  womit 
die  Kegierungs-Commission  mir  eröffnete,  dass  der  Staats- Verwal- 
tangsrath  die  Bestätigung  der  Wahl  des  Abbe  A.  Bialobrezeski  als 
Capitular- Vicar  verweigert  hat,  und  mich  einladet,  für  eine  andere  . 
WaM  die  nOthigen  YorkehnuigeiL  sa  treffen,  luibe  ich  die  Ehre  m 
erklftrea: 

Dass  migeaclitefc  der  Nichibestttigoig  des  Capitular- Vicais 
durch  den  Staats- Bath,  derselbe  die  dmeh  das  C^^l  imf  seine 
Person  übertragenen  ]|[aidiivoHk<nniDBnheitem  nioht  verliert,  imd  dass 

das  Oapitel,  nachdem  es  einmal  anf  die  Person  seines  Yicars  die 
Machtvollkommenheit,  welche  der  verblichene  Erzbischof  ihm  hinter- 
lassen hatte,  nach  dem  Sinne  des  Gesetzes  übertragen  hat,  dieselbe 
nicht  mehr  besitzt,  folglich  auch  zu  keiner  neuen  Wahl  schreiten 
kann,  es  wäre  denn,  dass  der  Erwählte  auf  die  ihm  übertragenen 
Machtbefugnisse  verzichtet  und  sie  in  die  Hände  des  Capitels  zurück- 
legt; aber  das  Capitel  kann  ihn  za  einem  solchen  Verzicht  weder 
zwingen,  noch  ohne  seude  Anordnni^  die  Kirehea  Affiien. 

Da  übrigens  der  gesetnnlssig  erwählte  Os^tels-Vicar,  Prälat 
Bialobrezeski,  letzte  Kacht  in  der  Gitadelle  von  Wanohan  eingesperrt 
wnrde,  so  hat  das  Capitel  sdnen  Vertreter  verloren,  und  es  sind  ihm 
die  Hände  för  jede  Thätigkeit  gebunden.  In  Anbetraeht  nun,  dass 
die  Erzdiöcese  der  geistlichen  Leitung  nicht  entbehren  kann,  und  die 
kirchlich-gerichtlichen  Angelegenheiten  nicht  lange  darniederliegen 
können,  habe  ich  die  Ehre,  der  Kegierungs-Commission  vorzuschlagen, 
dass  sie  entweder  für  die  baldigste  Infreiheitsetzung  des  Abb4  Bialo- 
brezeski Schritte  thun  möge ;  —  denn  selbst  seine  Verzichtleistung, 
wenn  er  auch  eine  solche  in  der  Gitadelle  abgeben  wollte,  wäre  un- 
gültig —  oder  das  beigeschlossene  Gesuch  um  Ememung  eines  aposto- 
lischen Vicars  an  den  heiligen  Stuhl  gdangen  lassen  w<^.  Der  ge- 
genwärtige Stand  der  Dinge  konnte,  wenn  er  länger  dauern  aoüike^ 
traurige  Folgen  üBr  den  Glauben  und  die  l^tlüchkeit  nadi  sieh  ziehen. 

(Gezeichnet)  Ddsert. 

III«  Cfliacii  des  HetropoiUan-CapttelB  an  den  heIHgon  Taler« 

Beatissime  Pater. 
Infrascriptus  praesentibus  nuntium  facio  Sanetitati  Vestrae, 
Antonium  Bialobrezeski  praelatum  Archidiaconum  Metropolitanum 
Varsaviensem ,  sede  vacante  post  obitum  p.  m.  Antonii  Melchioris 
Fialkowski  Azoliiepisoopi  Metiopolitae,  Vicarium  ,Captali  legitime 
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eleetimi,  die  13.  msBOOB  et  aimi  cmrentie,  hon  tertia  port  mediam 
noekem  domo  sas  esse  abdnctom  et  in  dtadella  incaroeratnm.  Cum 
Gftpitiiliim  neo  praedictom  Yicuinm  amiiii  ad  rengnandimi  oom- 
pellere,  nec  ejus  resignatiimem,  lioet  in  careere  tndtL  esset,  admit- 
tere,  nec  deinceps  alium  eligere  possit,  {H'OYolntus  ad  pedes  Sancti- 
tatis  Vestrae  humille  supplico,  iit  interveniente  Sua  Sanctitate  vel 
praedictus  Vicarius  Capitularis  libertati  restituatur,  vel  Sedes  Aposto- 
lica  Vicarium  suum  designare  dignetur, 

Quae  praesentans 
•maneo  ad  oscula  pedum  Sanctitatis  Vestrae 
ObedientisBimus  et  humiUimus  Servns  Episcopus  Halioam.  Suffraga* 
neue  YanaTiensis,  Decanus  Capituli  Metropolitani. 
Datum  Yanaviae  die  13.  NoTembris  1861. 

LX.  Erwiderung  der  Regierungs-Commission  für  Cullus  und  OfTentlichen  Unter- 
ricbl  an  Msgr.  Dekert,  womit  dem  Melropolitan-Capitel  von  Warschau  aufgetragen 
wird,  zu  einer  neuen  Walil  eines  CapUal«r-Vican  zo  srlireiten.  [Im  rom.  Original 

ttallentociL] 

Warschau,  den  4.  —  IG.  November  1861. 

Mittels  Ztischrift  vom  31.  October  (12.  Novbr.)  1.  J.  Nr.  11311. 
hat  die  Kegierungs-Commission  Eurer  Eicellenz  eröffnet,  dass  die 
vom  Metropolitan-Capitel  getroffene  Wahl  des  Priesters  Bialobrzeski 
zum  Capitular-Vicar  der  Erzdiöcese  Warschau  vom  Staatsrathe  nicht 
bestätiget  worden  ist,  and  Sie  eingeladen,  bebufe  einer  Neuwahl 
Yorkehmngen  zu  treffen. 

Dagegen  entnimmt  man  ans  der  Yoretellung  Barer  Excellenz 
Tom  13.  L  Mts.  Nr.  319.,  dass  das  Capitel  anstatt  zur  Wahl  m 
schroten,  ein  Schreibtti  an  den  sqpoetolischen  Stahl  vorbereitet  hat, 
in  welchem  selbes  auseinander  setzt,  dass  Bialobrzeski  sich  in  der 
Unmöglichkeit  befinde,  obige  Wahl  abzolehnen,  nnd  am  die  Ermäch- 
tigung bittet,  eine  neue  Wahl  vornehmen  zu  dürfen. 

Indem  die  Regierungs-Commission  in  Erwägung  zieht,  dass  nach 
allgeiiioinem  Landrechte,  welches  seit  langer  Zeit  in  Kraft  steht,  die 
Geistlichen  ohne  Zustimmung  der  Regierung  zu  keiner  kirchlichen 
Würde  ernannt  werden  können;  dass  dieses  Recht  der  Regierung 
durch  die  Artikel  12.,  17.,  20.,  22.,  30.  des  Concordats  vom  Jahre 
1847  zuerkannt  worden  ist;  dass  demzufolge  alle  Emennungen, 
Wahlen  und  Yorschläge,  von  den  höchsten  Würden  der  Kirehe  an- 
gefimgen  bis  herunter  auf  die  Bectoren  der  Kirchen  und  Klöster, 
sofeme  die  Begierung  nicht  einwilliget,  ungültig  sind  und  nicht  in 
Wirksamkeit  treten  kOnnen;  dasa  ohne  Zustinmiung  Satens  der  Be- 
gierung die.Wahl^  die,  Ernennung  oder  def  Yorschlag,  weil  der  vom 


Digitized  by  Google 


Die  Reg.-Coniiii.  verlangt  Wahl  eines  andern  Capftalar-Yicars  Not.  1861.  289 

Gesetze  geforderten  Gültigkeit  entbehrend,  unnütz  und  an  sich  un- 
wirksam sind;  dass  von  diesem  Grundsatze  auch  die  Wahl  des  Ca- 
pitular-Vicars  nicht  ausgeschlossen  werden  kann,  um  so  mehr,  als 
dieser  die  Diöcese  verwalten  muss,  und  als  leitendes  Mitglied  des 
Oonsistoriums ,  gemftss  Artikel  17.  des  Concordats  zu  einer  solchen 
Würde  ohne  Zustimmung  der  Regiening  nicht  zugelassen  werden  kann, 
und  daher  bei  dem  Umstände,  als  die  Begienmg  der  Wahl  Bialo- 
brzeski*s  zum.  Capitnlar-'^car  und  Frftsidenten  des  Oonsistoriums 
nioht  ihre  Genehmigung  gegeben,  diese  Wahl  nichtig  und  als  Qiige>> 
sehehen  ansosehen  ist;  dass  In  einer  solchen  Sachlage  keine  Noth- 
wendigkeit  besiehe,  von  Bialobrzeski  die  Ablehnung  der  Wahl  zu 
verlangen,  welche  ungültig  ist,  keine  Bedeutung  hat  und  nicht  existirt ; 
dass  bei  diesen  Umständen  das  Capitel  zur  Vornahme  der  Wahl  kei- 
ner Ermächtigung  des  heiligen  Stuhles  bedarf,  sondern  verpflichtet 
ist,  an  Stelle  der  ungültigen  und  nicht  existirenden  Wahl  eine  solche 
zu  treffen,  welche  durch  die  üebereinstimmung  mit  oberwähntem 
Rechte  gültig  sei:  so  ist  die  Kegierungs-Commission  durch  alle  diese 
Gründe  genöthiget,  Eurer  Excellenz  mit  Gegenwärtigem  zu  bedeuten, 
dass  sie  dem  Schreiben  an  den  apostolischen  vStuhl  keinen  weiteren 
Lauf  geben  könne,  indeni  diese»  Schieiben  ein  Beeht  der  Begiemng- 
in  Zweifel  zieht,  welches  ihr  niemals  bestritten,  im  Gegentheil  durch 
das  Ooncordat  zuerkannt  worden  ist;  und  daJier  macht  es  genannte 
CommissioB  dem  Gapitd  zur  Pflicht,  ohne  Zeitverlust  an  die  Erf&nung 
der  ihm  zukommenden  Obliegenheitai  zu  gehen,  die  Wahl  des  Ca- 
pitular-Vicars  vorzunehmen,  und  deren  Resultat  der  Coramission  be- 
kannt zu  geben. 

LXI.  Schreiben  des  Metropolitan-Capitels  von  Warschau  vom  28  Novbr.  1861  an 
die  Reglerungs-Commission  des  Caltos  und  öfiTeiilllchen  Unterrichts  als  Antwort 
auf  vorstehende  MittbeiJung  der  genannten  Commission.  [Im  röm.  Original  Hallen.] 

Die  Regierungs-Commission  hat  mittels  Rescript  vom  4.  (16.  No- 
vember) 1.  J.  Nr.  11560  an  Msgr.  Dekert,  seUgen  Andenkens,  eröffnet : 

Das»  sie  dem  Schreiben  des  obgenannten  Msgr.  vom  13.  No- 
vember l  J.  Nr.  919.  an  den  apostolischen  Stuhl  keinen  weiteren  Lauf 
geben  kOnne,  weil  dieses  Schreiben  ein  Recht  der  Begienmg  in 
Zweifel  ziehe,  welches  ihr, niemals  bestritten,  im  Gegentheil  durch 
das  Concordat  vom  J.  1847  zuerkannt  worden  ist:  nämlich  das  Geist- 
liche ohne  Zustimmung  der  Regierung  zu  keiner  kirchlichen  Würde 
befördert  werden  können. 

Nachdem  die  Regierungs-Commission  durch  Erklärung  und  Aus- 
legung der  Art.  12.,  17.,  20.,  22.  und  80.  des  obf^^euannten  Concor- 
dats auf  ähnliche  Weise  zum  Schlüsse  gelangt,  dass  die  unterm 
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12.  Öotober  L  J.  vom  Metropolikn-Gapjtel  getaK^ene  WaU  des  Frft- 
laien  imcl  Metropolitan -Archidiaoons  Bialobrseski,  snm  Capitnlar- 

Vicar  ungültig  und  nichtig  ist,  nnd  zwar  ans  dem  Chmnde,  weil  der 
Gewählte  nielit  die  Bestätigung  der  Begiemi^  erhalten  hat; 

dass  endlich  unter  solchen  Umständen  weder  Grund  noch  Noth- 
wendigkeit  vorhanden  sei,  von  Bialobrzeski  den  Verzicht  auf  das» 
Amt  zu  verlangen,  und  noch  viel  weniger  die  Nothwendigkeit  be- 
stehe, sich  an  den  apostolischen  Stuhl  zu  wenden,  sondern  dass  das 
Capitel  verptiichtet  war,  au  Stelle  einer  ungültigen,  und  nicht  be- 
stehenden Wahl  eine  neue  Wahl  vorzunehmen,  welche  durch  Ueber* 
einstimmung  mit  obgedachtem  Rechte  Gültigkeit  erlange ; 

da  jedoch  in  der  Zwischenzeit  Msgr.  Dekerts  Tod  er£olgt  ist 
nnd  die  Begierongs-Gommission  mittels  Zuschrift  Vjom.  13.  (25.  No- 
Temher)  1861  Nr.  5409—11912  sich  zn  eben  diesem  Zwecke  an  den 
FrSlatm  Zwolinski  gewendet  hat: 

Hat  das  Metropolitan-Oapitel  die  Ehre  voranstellen: 

Dass  der  Recurs  an  den  apostolischen  Stuhl  mittels  gedachten 
Schreibens  nicht  den  Zweck  hatte,  die  unbestrittenen  Rechte  der  Re- 
gierung in  Zweifel  zu  ziehen,  sondern  denselben  in  gesetzlicher  und 
eigentlicher  Weise,  d.  i.  in  Uobereinstimmung  mit  den  eben£äll8  uu- 
beßtrittenen  Rechten  der  Kirche  zu  entsprechen ; 

indem  das  Metropolitan-Capitel  in  keinem  der  angeführten  Ar- 
tikel des  CoiK  ordats  den  buchstäblichen  Ausspruch  der  Nothwendig- 
keit  der  Zustimmnng  der  Begierang  zur  Wahl  des  Capitohir-Vicars 
findet,  nnteminmit  es  nicht  dieselben  mittels  Analogie  zn  erUaroa 
nnd  auszulegen,  sondern  bittet  die  Begierungs-CommissiQii,-  sie.  wolle 
gnädigst  die  Aufklärungen,  welche  in  einem  solchen  jfalle  nOthig  sind, 
beim  apostolischen  Stuhle  verlangen,  als  einzigen  authentischen  Aus- 
leger der  Rechte  der  Kirche,  welcher  fähig  ist,  das  Gewissen  der 
Priester  zu  beruliigeu; 

dass,  wenn  man  auch  im  Concordate  von  1847  einen  wörtlichen 
Artikel  über  die  Nöthwendigkeit  der  Zustimmung  der  Regierung  zur 
Wahl  des  Capitular - Vicars  fände,  daraus  doch  nicht  folgen  würde, 
dass  die  der  Person  des  Erwählten  verweigerte  Bestätigung  der  Re- 
gierung die  Wahl  derselben  ungültig  mache,  welche  vor  jeder  Mög- 
lichkeit einer  Yermuthnng,  ob  der  Erwählte  Von  der  Regierung  ange- 
nommen werden  würde  oder  nicht,  nach  canonischer  Vorschrift  vor- 
genommen, dadurch  selbst  gCUtig  und  ein  unwiderruflicher  Act  ge- 
worden war; 

dass  die  Weigerung  Seitens  der  fiegiemng,  die  getroffene  Wahl 
anzuerkenneii,  wohl  deren  Wirksamkeit,  d.  L  die  laTollzugsetzuug  der 
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Wahl  hemmen  kann,  aber  kemeswegs  ihre  Ungültigkeit  bedingt. 
Und  im  Falle  eines  Zweifels  über  ihre  Gültigkeit  ist  der  apostolische 
Stuhl  der  allein  competente  Gerichtshof  zur  Entscheidung  der  Frage; 
denn  die  Wahl  des  Capitular-Vicars  ist  ein  religiös-kirchlicher  Act. 
Jede  Autorität  und  Mission  der  Kirche  wurde  aufhören,  wenn  sie  durch 
die  Autorität  der  Begienmg  bei  Seite  geschoben  und  ersetzt  werden 
könnte; 

dass  die  Wabl  sehr  versdhieden  ist  .ron  der  fimennnng  oder  dem 
Vorschlag.  Die  Wahl  ist  das  Resultat  eines  CoUectivwillens,  welcher 
.  in  geheimer  Abstfanmiing  sich  kand  gibt,  und  mnss  ihrer  Natur  nach 
frei  sein,  denn  sonst  wflrde  sie  anfliörcn,  das  zu  sein,  was  sie  ist,  und 

daher  kann  man  mit  der  Wahl  alles  das  nicht  in  Einklang  gestellt 
werden,  was  ihre  Freiheit  beschränken  würde.  Dies  und  nichts  An- 
deres ist  sicher  der  Grund,  warum,  während  für  alle  kirchlichen  Wür- 
den, die  durch  Ernennung  oder  Vorschlag  besetzt  werden,  in  den  ge- 
nannten Artikeln  die  Zustimmung  der  Regierung  verlangt  wird,  dies 
Verlangen  bei  der  Wahl  des  Capitular-Vicars  ausser  Acht  gelassen 
w!rd,  sei  e6  nur  um  nicht  die  Freiheit  der  Wahl  zn  beschränken,  sei 
es,  nm  dm.  Gewissen  der  Wähler  keinen  Zwang  anznthnn,  von  denen 
jeder  vor  dem  Wahlacte  einen  Eid  ablegt,  dass  er  seine  Stumne  nur 
jenem  geben  werde,  welchen  er  nach  seinem  Gewissen  för  den  Wör- 
digsten  erkenne;  sei  es  endlich,  nm  nicht  in  Widerstreit  zu  gerathen 
mit  dem  allgemeinen' Becht  der  Kirche,  welches  (Conc.  Trid.  sess.  24. 
c.  16.)  im  Falle  der  Erledigung  eines  Bischofssitzes  keine  andere  Vor- 
gangsform als  die  Wahl  des  Capitular-Vicars  festsetzt; 

dass  es  vor  der  Wahl  unmöglich  ist,  zu  vermuthen,  wer  von  der 
Regierung  angenommen  werden  wird;  dass  es  gleichfalls  nicht  mög- 
lich ist,  sich  mit  der  Regierung  über  die  Person  des  künftig  Erwählten 
zu  verständigen,  weil  dies  die  Ton  dem  canonischen  Eechte  beabsich- 
tigte Wahl  in  eine  Ernennung  umwandeln  hiesse.  Nach  der  Wahl  . 
kann  die  Regierung  dem  Erwählten  ihre  Bestätigimg  Terwdgiarn,  nnd 
wenn  dieser  anf  die  kirchliche  Würde,  welche  ihm  durch  d^  Act 
der  gfiltigen  Von  ihm  angenommenen  Wahl  übertragen  worden  ist, 
nicht  verzichten  will,  oder  in  die  UnmOglichkdt  versetzt  ist,  diesen 
Act  in  gesetzlicher  Weise  zn  verrichten,  bleibt  in  diesem' FUll  die 
Gültigkeit  der  Wahl  aufrecht,  und  auf  Grund  dieser  Gültigkeit  kann 
das  Capitcl  zu  keiner  neuen  Wahl  schreiten,  und  der  Erwählte  findet 
in  seinen  Berührungen  mit  der  Regierung  Hindernisse,  welche  sich 
der  Ausübung  der  durch  die  Walil  ihm  verlieheneu  und  von  ihm  inne- 
gehabten Machtvollkommenheit  entgegenstellen; 

dass  der  Prälat  Bialobrzeski,  Erzdiacon  der  Metropolitaukirche 
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zum  Gapitnlar-Vicar  in  Gemftssheit  des  Art.  20.  des  Gonoordats  er- 
w&blt  worden  ist,  welcher  bestimmt,  dass  der  Oapitolar-Vioar  anter 
Beobachtung  der  canonischen  Vorschriften  der  Kirche  (Conc.  Trid. 
Sess.  24.  c.  16.)  erwählt  werden  soll,  weil  er  binnen  acht  Tageu  nach 

Erledigung  des  erzbischOflichen  Stuhles  gewählt  worden  ist,  weil  kei- 
nerlei Censur  an  ihm  haftete,  und  die  Form  der  Wahl  beobachtet  wor- 
den ist,  daher  sich  gegen  die  canouisch-regelrechte  Beschaffenheit  der 
Wahl  niclits  einwenden  lässt,  abgesehen  davon,  dass  die  Wähler  die 
Ueberzeiigung  liatten,  eine  der  Regierung  angenehme  Persönlichkeit 
zu  wählen,  da  ja  Bialobrzeski  viele  Jahre  lang  Substitut,  sohin  Beamter 
des  General- Consistoriums  der  Erzdiöcese  Warschau  gewesen,  als  sol- 
cher keinerlei  Beschwerde  der  Regierung  gegen  sich  selbst  herroKge- 
rufen  hat,  und  auch  zum  Zeichen  der  Zufriedenheit  der  Begierong  mit 
dem  St  Annen«Orden  ^eiter  CHasse  auifgezeichnet  worden  ist  Ueber- 
dies  hatte  es  im  Verlaufe  von  28  Tagen  nach  der  Wahl  den  Anschein, 
dass  die  Begierung  gegen  die  Gültigkeit  derselben  kernen  Einspruch 
erhebe,  weil  sie  sowohl  bei  den  auf  die  kirchliche  Verwaltung  bezüg- 
lichen Berathungen  als  auch  in  der  Amtscorrespondenz  Bialobrzeski 
selbst  mit  dem  Titel  Administrator  bezeichnete ; 

dass  der  genannte  Artikel  20.  des  Ooncordats  zwischen  dem 
Capitular-Vicar  und  den  Mitgliedern  des  Consistoriums  ausdrücklich 
unterscheidet  und  einen  Gegensatz  hervorhebt  mit  Iblgenden  Worten: 
»dass  der  Capitular-Vicar  allsogleicli  die  neue  Zusammensetzung  des 
Consistoriums  bezeichnen  muss,  nicht  als  vorsitzführendes  Mitglied 
.  desselben  betrachtet  und  folglich  nicht  wie  ein  Mitglied  des  Gonaisto-. 
liums  der  Annahme  der  Begierung  unterworfen  wird;« 

dass  die  Begierung,  wenn  ihr  die  Person  des  Oapitular^Vicais 
nicht  genehm  ist,  mit  aller  Leichtigkeit  sofort  dem  apostolischen  Stuhl 
einen  neuen  Bisdiof  vorschlagen  kann,  indem  die  Wärde  des  Gapitn- 
lar-Vicais  eine  nur  zeitliche  und  yorfibergehende  ist;  . 

^dass,  wenn  die  Ernennung  oder  die  Präsentation  des  Bischofs 
nach  kurchHchen  Grundsätzen  Seitens  der  Regierung  Einsprache  findet« 
der  Bischof  mit  voller  Machtbefugniss  das  zweite  und  dritte  Mal  neue 
Candidaten  vorschlagen  kann,  während  im  Gegentheile,  sobald  das 
Capitel  innerhalb  acht  Tage  nach  Erledigung  des  Erzbisthums  nach 
canonischer  Vorschrift  seinen  Vicar  wählt,  und  dieser  die  Wahl  ange- 
nommen hat,  das  Capitel  keine  Maclit  mehr  hat,  einen  andern  zu 
wählen.  Dies  ist  so  strenge  verboten,  dass,  wenn  auch  der  Erwählte 
seines  Amtes  sich  unwürdig  zeigen  sollte,  das  Capitel  nicht  mehr  be- 
fugt ist,  seine  Wahl  abzuändern  oder  zu  widerrufen,  sondern  in  solcher 
Absicht  sich  an  die  heilige  Oongregation  der  Bischöfe  und  Begularen 
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wenden  muss,  welche  die  Sache  zu  untcrsuclicn  und  die  Abberufung 
des  Capitular-Vicars  zu  genehmigen  hat.  »Attamen  ut  recto  ecclesia- 
rum  regimini  consultum  sit,  eumdem  Vicarium  Capitularem  eligi  de- 
bere  pro  toto  tempore,  quo  episcopalis  sedes  vacua  remanet,  nec  posse, 
nisi  ex  jtista  causa  per  s.  Congregationem  Episcoporum  et  Begularium 
cognoscenda  et  approbanda  revoeari,  decrevit  eadem  s.  Congregatio 
£piscopomm  et  RegtiLninm  negoMis  praeposita,  juzta  testimoiiiiiiD 
f^ignani  in  ctsp.  Eis,  guae  n,  TL  de  major,  et  6beä,€ 

Ans  den  juigaftfarton  Thatsachen  imd  Qnuidsätzeii  ergeben  sich 
notliweiid^enreise  naehrtebende  Folgeningen: 

Dan  das  Schreiben  an  den  apostdischen  Stahl  vom  18.  Noyember 
1.  J.  Nr.  819.  nicht  znm  Zwecke  hatte,  die  nnbestrittenen  Bechte  der 
Regierung  in  Frage  zu  stellen ; 

dass  nach  den  canonischen  Vorschriften  und  den  citirten  Ar- 
tikeln des  Concordats  die  Wahl  Bialobrzeski's  gültig  ist  und  auf- 
recht besteht; 

dass  das  Concordat  die  Zustimmung  der  Regierung  zur  Wahl  des 
Capitular-Vicars  nicht  vorschreibt,  und  die  Verweigerung  dieser  Zu- 
stinuttung  hinsichtlich  der  Person  Bialobrzeski's,  welche  die  Ausübung 
der  von  ihm  innegehabten  MaefatToUkommenheit  hemmt,  den  Wahlaet 
selbst  nicht  nngdltig  macht ; 

da»  endlich  das  Oapitel,  mn  gesetclich'zn  einer  neuen  Wahl  des 
Capitel«>Vioar8  schreiten  zu  können,  wozu  sie  die  Eingangs  erwähnte 
Zuschrift  der  Begierungs-Commisflion  auffordert;  nothwendigerwelse  . 
abamwarten  hat,  dass  Bialobrzesld  auf  die  ihm  übertragene  Würde 
entweder  verzichte,  oder  aber  der  apostolische  Stuhl  die  einem  solchen 
Stande  der  Dinge  angemessene  Vorsorge  treffe ; 

dass  demnach  das  Capitel  die  Ehre  hat,  dringlich  zu  bitten,  dass 
die  Regierungs-Commission  der  Eingabe  an  den  apostolischen  Stuhl 
Ycm  13.  November  d.  J.  Nr.  319.  gnädigst  weiteren  Lauf  gebe,  indem 
sie  ans  dem  ganzen  Inhalt  vorstehender  Correspondenz  die  üeberzeu- 
gung  geschöpft  haben  wird,  dass  das  Capitel  vorderhand  keinerlei  Be- 
ftigniss  zu  hrgend  einem  Act  kirchlicher  Jurisdiction  besitzt,  und 
folglich  auch  weder  das  Recht  noch  die  Möglichkeit  hat,  den  Zuschrif- 

,         XT       <1«41       AC\Qf\     ^'31        4SS0        M76        4SC6        4548    -ri^i„«  „„  «aUa« 

Nr.  -^,  4980  iriie  ^  löäTö »  lin^ '  irniT '  ^olge  zu  geben. 
(Gezeichnet)  Zwolinski,  Custos  der  Metropolitankirche  zu  War- 
schau. —  G.  Szczygielcki,  Canonicus  an  der  Metropolitankirche  zu 
Warschau.  —  P.  Rzewuski,  Canonicus  metrop,  —  Leo  Topolski,  Cano- 
nicus metrop.  —  Casimir  Budziszewski,  Canon,  metrop.  —  Anton  Die- 
trich, Canon,  metrop» 

^Sehlnss  folgt.) 
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Das  Prozessverlaliren  bei  den  katholischen  Ehegerichten  zweiter. 

und  dritter  Instanz  in  Bayern, 
ein  Entwurf 
von  MetropoHtan-Certebrsassessor  Frbr.  von  Überkam  p  zu  MOnchen. 

I.  Ton  den  Obergerichten  in  Ehesackai« 

§.  1.  Ueber  den  Suftraganbiscböfen ,  beiifilimigBweise  deren 
Eliegeriehten  ist  der  Mekropoi/U  ihrer  Kireheaqpnmnz  der  Eichier 
jweUer  InsUmg.  Fiir  die  Ersibisffiümer  isikf  moäo  d<ii^^ 
Pantifids)  ad  nniTersitatem  cansaram  je  ein  Budk^ato  Biehitr  swd- 
ter  Instanz  angestellt,'  sowie  jeder  der  beiden  MetropcMkn,  ktaft 
ähnlicher  päpstlicher  Delegation,  O&erbemftingen  ans  dem  BnliMieß- 
liehen  Sprengel  und  aus  den  Suffragansprengeln  des  anderen  zu  be- 
scheiden ermächtigt  ist;  unbeschadet  besteht  jedoch  daneben  die 
Befugniss  der  Parteien,  an  den  päpsüiclien  Stuhl  als  dritte  Instanz 
zn  appelliren. 

§.  2.  Die  Richter  der  obern  Instanzen  pflegen  ihr  Amt  durch 
RichtercoUegien  zu  verwalten.  Die  Jurisdiction  der  Metropolitange- 
richte  als  zweite  Instanz  ist  demnach  eine  ^mandirie*  und  als  solche 
wie  von  der  Person  des  Ordinarius  selbst  am^gehend,  mit  welchem  das 
Bichtercolleginm  nur  Eine  moralische  Person  bildet,  zu  betrachten. 
Die  Richter  sind  daher  an  ihr  Mandat  nach  Inhalt  und  Fonn  genan 
gebunden. 

Die  Consistorien  und  Metropolitangerichte ,  deren  Jurisdictions- 
Inhaber  päpstlich  delegirt«  Richter  zweiter,  beziehungsweise  dritter 
Instanz  sind,  üben,  von  denselben  hiezu  abgeordnet,  eine  »subdelc" 
girte<^  Jurisdiction. 

§.  3.  Das  den  genannten  RichtercoUegien  ertheüte  Mandat 
oder  die  ihnen  übertragene  Subdelegation  ist  als  »m  solidunKn  gege- 
ben zu  beurtheilen,  so  dass  im  Fall  des  Ausbleibens  von  Mitgliedern 
aus  den  Gerichtssitzungen  die  Jurisdiction  durch  die  übrigen  Anwesen- 
den (eventnell  durch  einen  einzigen  Biohter)  gültig  geflbt  werden  kann  ^), 

0. 21.  §.  1.  X.,  I.  29. 

G.  8.  (cum  inscrpt.)  in  6^.  1. 14. 

1)  Es  ist  zu  empfehlen,  dass  jedes  Obergericht  nicht  blos  aus  vier  des  ca- 
nischen  Rechtes  kundigen  Röthen,  einschliesslich  des  Vorsitzenden  und  aus  einem 
Gerichlsschreibpt*  nestehe;  sondorn  dass  ein  stellvertretender  Raih  und  ein  Stell* 
verireter  des  Vorsitzenden  von  dem  Gerichtsherrn  benannt  seien,  von  denen  der 
erstere  (stellvertretende  Rath)  den  Sitzungen  regelmässig  anwohnen;  wenn  auch 
oline  Votum  dectoivnm,  so  oft  das  ordenUicbe  Collegium  voUz&bUg  ist. 
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§.  4.  Bei  jedem  Obergerichte  ist  ein  Defensor  mairmmm  oof- 
geetellt,  welcher  Jedoch  in  allen  lallen,  in  denen  er  nicht  dieses  be- 
sondem  Amtes  zn  walten  hat,  zugleich  das  Bichteramt  beklei- 
den kau. 

m 

Derselbe  ist,  so  oft  er  die  Yertheidigang  einer  Ehe  zu  fahren 
hat,  für  den  besondern  Rechtsstreit  eidlich  in  Pflicht  zu  nehmen. 
C.  66.  X.  II.  28.  (c.  iuscr.) 
C.  4.,  7.,  8.,  15.  causa  II.  qu.  6. 
(c.  inscr.)  Concordat  art.  12.,  17. 
Oonfit  Benedicts  XIV.  »Oei  miseratione«  §.  7. 

II.  Ton  den  Rechtsmitteln  im  Allgemeinen. 

§.  5.  Findet  sich  eine  Partei  hinsichtlich  eines  ehelichen 
Bechtsanspruches  durch  die  Verfügung  einer  bischöflichen  Stelle  (Ehe- 
gerichts oder  Generalvicariates)  beschwert,  so  kann  sie  auf  dem  Wege 
der  Bechtsmittel  je  nach  der  rechtlichen  Notnr  derselben,  entweder 
bei  dem  nämlichen  oder  bei  einem  höhem  Richter,  gemäss  der  cano* 
nischen  Bestimmungen,  Abhilfe  suchen.  Diese  Rechtsmittel  smd: 
Berufung  (appellatio  in  judido  und  extra  Judicium,  "»ExiirajMekil- 
heschwet'd€^)\€  NichfigJceitsheschtccrde  und  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand ((juerela  nullitatis,  restitutio  in  integrum). 

III.  Ton  der  Beraftng. 

i.    ZulässUjkeU.  hczkhunqinreise  IVofhu-rndi(/ketf  der  Berufung. 

§.  6.  Die  Bcnifiing  ist  ^egen  jode,  nicht  in  Rechtskraft  über- 
gegangene richterliche  Verfügung  formell  statthaft,  die  entweder  die 
Kraft  eines  Emhirthcils  hat,  oder  der  Bedeutung  eines  solchen  gleich- 
Jcömmt,  dadurch,  dass  der  durch  die  dieselbe  zugefügten  Beschwerde, 
mittels  künftiger  Einwendung  dieses  Rechtsmittels  wider  das  End- 
urtheil,  nicht  mehr  abgeholfen  werden  konnte,  in  Ansehung  der 
richterlichen  Aburtheilung  in  NuIUtAtssachen  (welche  niemals  in 
Rechtskraft  fibergehen)  treten  jedoch  an  die  Stdle  dieser  allgemei-^ 
nen  Kegel,  besondere  positive  Bestimmungen.  (S.  §.  9.) 

§.  7.  Beweis  -  Inierlocute  kennen  msbesondere  dem  vorange- 
ätellten  Grundsatze  gemäss  den  Gegenstand  einer  Beruflmg  nicht 


1)  Cfr.  Schmalzgrueber,  L.  II.  P.  IV.  tit.  28.  %.  3.  n.  16.  17. 

2)  Im  Gp?»  n«;;Mz  7.U  dem  „ordentlichen"  Rrcbtsmitlel  der  Appellation 
nennt  man  die  „Nichligkeitsbpschwerde*'  und  das  „Gesuch  um  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand"  „ausserordentliche,''  weil  dieselben  nur  unter  beson- 
dern .seiieiuTen  Unjsiändcn.  ülsilanii  aber  auch  nach  Verüuss  des  zur  BesrbreiUUlg 

der  ReelMskrtn  einer  Seuteuz  in  der  Regel  genflgendea  lentttas  mwetidkir  aüuL 
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abgeben,  es  sei  denn,  dass  in  einem  Zwisebendecrete  über  den  Ge- 
biancb  des  Eides  als  Beweisergänzongsmittel  entscbieden  worden  wäie. 
C.  20.  de  B6f.  S;  24.  S.  C.  Trid. 

§.  8.  Die  Becktshraft  tritt  nacb  gesetzUober  Yondirift  ein 

und  schliesst  weitere  Beraibng  aus,  wenn  in  Verlöbniss*  oder  Sepm- 

tionssachen  drei  gleichlautende  Urtheüe  in  der  Mitte  liegen. 
( 2« )  c.  65.  X.  II.  28.  (cum  inscr.) 

§.  9.  In  Nichtigkeitssachen  ist  die  Berufung  gegen  £twei,  auf 
(jQltigkeit  lautende  Erkenntnisse  gesdtaliob  ausgeschlossen. 

Der  Ehevertheidiger  ist  dagegen  verpflichtet  y  nicbt  bl08  g«g«ii 
den  erstrichterlicben  Ansspmcb  anf  Nichtigkeit,  sondern  auch  gegen 
einen  solchen  von  der  zweiten  oder  dritten  Instanz  (ev^tnell  also  zur 
vierten)  0u  appMren,  wenn  entweder  die  erste  oder  zweite  Instanz 
auf  Göltigkeit  der  Ebe, erkannt  bat  Die  BemAing  gegen  ein  in 
erster  Instanz  erlassenes  und  von  der  zweiten  Instanz  bestätigtes  tJr- 
tbefl  anf  Nichtigkeit  einer  Ebe,  ist  dem  freien  Willen  der  Parteien, 
sowie  dem  Ermessen  des  Ebevertheidigers  anheimgegeben» 

§§.  8.,  11.  der  Constit.  »Dei  miseratione.« 

2.  Berechtigung  smr  Berttfüngaeinlegung.  Gang  und  Wirkung 

dereeHben. 

g.  10.  Bereehügi  gur  Appdla^m  in  VerlObniss-  und  Ebe- 
Streitsacben  sind  jene  Personen,  welchen  in  den  betreftenden  E&Uen 
das  Elagerecbt  zusteht 

In  NidiUätesackm  ist  aosserdem  der  JE^eoeriheidiger  zur  Appel- 
lation berechtiget,  beziehungsweise  verpflichtet.  BevdUmäehUgkt 
auch  die  nur  mit  gesetzlich  vermutheter  Vollmacht  handelnden,  (d.  i. 
Verwandte  und  Verschwägerte,  ohne  Beschränkung  in  der  geraden 
Linie;  in  der  Seitenlinie  aber  nur  bis  zum  zweiten  Grade  röm.  Com- 
putation)  bedürfen  zur  Einlegung  der  Berufung  keinerlei  Special- 
vollmacht.  Fr.  35.  pr.  Dig.  m.  3. 

§  1 1.  Die  Befugniss  des  Eherichters,  das  peraönlieke  Ersehei- 
tim  der  Parteien  zu  verlangen,  erstreckt  sieb  ancb  anf  das  Yer&bren 
m  der  Periode  der  Rechtsmittel,  wogegen  es  den  streitenden  Parteien 
unbenommen  bleibt,  von  ihren  AnwSlten  oder  Procuratoren  sieb  be- 
gleiten zu  lassen. 

G.  2.  Clem.  F.  11. 

C.  10.  X.  n.  22. 

§.12.  Eine  vertragsmässige  VerjsichÜeistung  der  Parteien  auf 
das  Berufungsrecht  ist  unzulässig. 

7,  der  QomU  »Nimia.«  p.  JSmd.  XTF.  <BuUar.  T.  L  Nr.  85.) 
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§.  18.  Der  Weg  der  Appellation  an  die  zweite  resp.  dritte 
Instanz  ist  (oben)  im  I.  Abschnitt  »Von  den  Obergerichten  in  Ehe- 
sachen« bereits  vorgezeichnet.  Die,  in  Nullitätssachen  offenstehende 
vierte  Instanz  ist  der  päpstliche  Stuhl,  resp.  der  von  demselben  dele- 
girte  Gerichtshof.    [Congr.  J.  J.  S.  Conc.  Trid.] 

§.  14.  Eine  Jurisdiction  auf  den  Grund  der  I^raroffcUion  oder 
des  Cotnprimmeß  iflt  aaoh  in  den  oberen  Instanzen  in  Ehesachen 
«Vgeschlossen. 

g.  15.  Jede  Ben^mg  htii  mr  nnmitleUMuren  Folge,  dass  dk 
angelToclitaie  richterliche  Verftgimg  anssor  Kraft  hleibt  {Sk^ßenaiio- 
efmS^  nad  da«  hx  verfugende  Bichter  selbst,  bis  snr  Entscbeidung 
dineh  die  (toe  Instanz,  in  der  Sache  nicht  znstftndig  ist  Der^ 
selbe  hat  daher  jedes  Eingriffes  (Attentates)  in  den  Gang  des  Prozesses 
sich  zu  enthalten  (DevoluHvelfect), 

C.  55.  (c.  inscr.)  X.  H.  28. 

C.  10.  in  60.  II.  15.  (c.  inscr.) 

1(3.  Besteht  eine  Se^itenz  am  mehreren  Punkten,  so  erstreckt 
sich  der  Suspensiveffect  der  Berufung  gegen  ebien  derselben  auf  alle, 
welche  den  nämlichen  Klagegrund  (causa  petendi)  zum  Gegenstand 
haben  (d.  h.  auf  die  ^^capaula  eonneaKi,«  z.  B.  auf  mehrere  Glieder 
des  zu  beschwörenden  Beweissatzes  einer  Sävitienklage.  ^^Cap»  sepa^ 
rata*  kann  ein  Urtheil  enthalten,  wenn  z.  B.  die  Klagen  ex  cap.  adult. 
nnd  ez  cap.  saev.  in  Einem  Khiglibell  onnnüirt,  oder  in  Einem  Ver- 
fahren verhandelt  w<Hrden  sind). 

g.  17.  Ans  dem  Sospenaveffect  des  Bechtsmittek  entspringt, 
unter  der  Yoraussetznng  dass  der  appeUirende  •Strmttheil  dasselbe 
bei  der  oberen  Instanz  gehörig  introducirt ,  für  den  Appellaten  die 
Befugniss,  auch  nach  Ablauf  des  decendiuni  appellationis,  gegen  das 
in  seiner  Wirksamkeit  aufgehaltene  Erkenntniss  ebenfalls  beschwerde- 
führend aufzutreten  {ÄccessoriscJie  Adhäsion  ^). 

§.  18.  Sollte  dem  Appellaten  weder  von  der  Vorinstanz  durch 
Mittheilung  der  Berufung,  noch  nach  Einführung  derselben  bei  der 
oberen  Instanz,  Gelegenheit  geboten  worden  sein ,  vor  der  letzteren 
seine  Sache  zu  vertreten,  so  hat  der  Oberlichter  ex  officio  die  Interessesi 
des  Appellaten  wahrzunehmen  (camimmio  appellationis).  Die  von 
dem  AppeUanten  in  sekim  Interesse  angegriffene  Sentenz  kann  daher 


1)  Unter  „adhaenio  principalis"  versteht  man  die  durcb  die  Berufung 
eines  Sireittheiles  veranlasste  und  noch  innerhalb  des  decendium  app.  er» 
folgende  Erkl&ruDg  des  anderen  (des  Appellaten),  auch  seiner  Seits  das  Recbts- 
miuel  ^braociien  zo  wollen. 
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in  diemm  Ftikn  (d<Nr  8§.  17.,  1^0  m  seiiiem  VadiOieild  (tu  jm^) 
rrfpnmri  werden. 

C.  39.  piinß.  cod.  VII.  62. 

Ferraris,  pr.  bibl.  s.  h.  v.  Appell.  Art.  II.  Nr.  3h 

§.  19.  Der  Schtäz  des  Besitzstandes  liegt,  unbeschadet  des 
Suspensiveffects,  auch  bei  Ehestreitssachen  iii  der  Zuständigkeit  des 
ünterrichters,  (z.  B.  die  Ertheilung  eines:  »Permittimus«  bei  obwal- 
tender Gefahr  auf  dem  Verzuge,)  unter  der  Verbindlichkeit,  an  dea 
Appellationsriobter  hierüber  zu  berichten. 

C.  17.  (cum  inscr.)  22.  X.  II.  28. 

§.  20.  £ben  dahin  gehört  die  Befbgnief  de»  JUneiilen,  an 
Teihindem,  dass  eine  Partei,  pendente  appeUatioBe  in  einer  NsllitAte- 
eache,  afi  einer  andeiren  Bhe  eohreÜsB. 

G.  2.  X.  4. 16.  e.  gloesa. 

§.  21.   Die  Berufung  gegen  üngältigkeÜeerklärtmg  eines  Ver^ 

löbnisses,  sofern  dadurch  die  Einsprache  gegen  eine  Trauung  abge- 
wiesen worde,  ist  ausnahmsweise  vom  Srnpensiveffecte  nicht  be- 
gleitet : 

a)  Wenn  der  Kläger,  ohne  eine  rechtmässige  Verhinderung  frü- 
herer Einsprache  beweisen  zu  können,  dieselbe  erst  nach  der  dritten 
JhrockmaUon  erhoben  und  deshalb  die  Abweiaung  Tor  dem  £he^ 
ri<4iter  erster  Instanz  er&hren  hat; 

b)  Wenn  die  behaupteten  Sponsalien  wegen  einea  (nrq^rOnglioh 
vorhandenen  oder  später  eingetretenen)  irennenäen  Mehüidemisaea 
von  der  ersten  Instanz  för  niohtig  erklärt  worden  sind; 

c)  Wenn  die  Niohtenstenz  oder  mehtigkeit  der  Sponsalien  ohnis 
weitere  Beweisführung  aus  der  ^genen  Geschichtser^ählutjg  des  Klä- 
gers offenbar  ersichtlich  ist ; 

d)  Wenn  die  Sponsalien  zwar  gültig  erscheinen,  aber  der  Ehe- 
richter  nicht  auf  Anwendung  von  Zwangstnitteln  zur  Eheschliessung 
gegen  die  zurücktretende  Partei,  sondern  nur  auf  Entschädigung  des 
unschuldigen  Theiles  erkennt; 

e)  Wenn  die  klagende  Faitei  selbst  ihre  Bei-eitwilligkeU  zur 
LOsnng  der  Sponsalien  geigen  eine  VermögenmAseködigung  zq  ei^ 
kennen  gegeiben  hat 

Es  hai  daher  in  jedem  anzetnen  Falle  der  Untoiriditet  in  dem,  • 
die  Sponsaliettklage  abweisenden,  oder  äber  die  Schadloehaltong  des 
klagenden  Theiles  erkennenden  ürtheil  über  die  sofortige  Statthaftig- 
keit der  Trauung  sich  auszusprechen.  Wäre  dieses  nicht  geschehen, 
so  läge  dem  Oberrichter  ob,  nach  Einführung  der  Berufung,  den 
Appellaten  zu  veruehmen  und  nach  dessen  eventuellem  Antrage,  über 
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äaa  Vbriemdmtem  oder  (kuk  Marngd  Bii^pamvegiecks  einrnn  Vor' 
hesehM  äu  erlassen,  (Gonf.  die  Oster.  Bistr.  §.  AO.  ^on^,  Instr. 
pradäca  I.  §.  8.  SchuUe.  Eherecht  §.  33.  I¥.  |.  55.  IL  f.  —  »Appell, 
gegen  das  Erkennftniisc  —  und  8tm^ie$  4#  inatr«  lib.  VIL  disp.  100. 
n.  11.  13.) 

3,   Das  Appellationsverfahren  im  Besondern.   Minltyung  der 

Berufung, 

§.  22.  Die  ik^mliegm$€  der  Bemtog  besteht  in  der  rechte- 
fdrmlichen  firklAnmg,  äass^  gegen  wüßtes  TJrOieü  und  wiäer  wMe 
Chffenpiuiei  man  dieses  Beehlemittel  v&r  dm  mMmdigm  Qherrickier 
gebrauchen  welle.  — 

§.  23.  Wird  die  Berufung  ffcgm  eine  Definitivsentemf  einge* 
legt,  80  bedarf  es  hiebei  der  Angabe  der  Beschwerdeführung  nicht; 
wohl  aber  sind  solche  dem  judex  a  quo  dann  »in  sciiptis«  anzuzeigen, 
wenn  die  Berufungsbitte  der  Abänderung  eines  Interlocuts  gilt,  wel- 
cher der  Unterrichter  In  eigener  Snattodigkeit  entspreobea  kann. 

C.  60.  X.  n.  28. 

C.  1.,  10.  in  sexto  II.  15. 

0.  5.  Clem.  il.  12. 

§.  24.  In  4er  Regel  hat  der  Appellant  die^e  Erklärung  an  den 
Gerichtshof,  loider  dessen  Verfügung  Berufung  ergriffen  wird,  (Inter- 
Position  der  Berufung  beim  »judex  a  quo,«  — )  zu  richten.  Solches 
kann  bei  protokollarischer  Urtheils-Verkündig-ung  oder  ZusteUung  so- 
gleich (*viva  vove«  —  »staute  pede)  ebenfalls  zu  Protokoll  gesche-^ 
hen,  oder  intra  terminum,  sei  es  protokollarisch,  sei  es  durch  eine 
schriftliche  Eingabe  nachgeholt  werden. 

35.  Seilte  eine  Partei  den  Krstrichter  anzugehen  im  gesets- 
liehen  Sinne  gehindert  sein,  so  kann  die 'Absicht  zu  appelliren 
Richter  der  ÄppelkMimsi/nskMs  selbst,  oder,  wenn  irach  dieses  nicht 
ansföhrbar  ist,  tw  zwei  rechtlichen  Männern  (z.  B.  vor  dem  Pfarrer 

und  einem  Gemeindegliede),  erklärt  werden. 
C.  29.  §.  Ö.  caus.  U.  qu.  6.  -r  • 
anscr.)  c.  73.  X.  II.  28. 

§.  26.  Die  JjapeUaiionseinlegitng  ist,  abgesehen  von  der  pflicht- 
mässigen  nnd  daher  an  keine  Zeitfiist  gehondenen  des  defonsor  ina-, 
trimonü,  Imum  gdm  Ttign»  ven  der  UrtheilsverkAndiging  an  ge-^ 
nduMiii.  mnhehiSB.  (Fakde  imerpem.  c^peUat.) 

Das  Versäuraniss  dieser  Frist  hat  die  ^Desertion*  des  Bechts- 
mittels,  auch  ohne  ?orgäugi^e  üngehorsamsbesohuldigiing,  zur  ^olge^  . 
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gegen  welebe  nur  ratitiitio  in  integrum  Abhilfe  gesacht  Wer- 
den kann. 

C.  15.  X.  II.  27.  ... 
(Inscr.)  c.  28.  Causa  II.  qu.  6. 

§.  27.    Den  Parteien  steht  es  übrigens  frei,  mit  Genehmigung 
des  Richters  das  fatale  appeUaL  pertragsweiae  sich  jbu  verlängern, 
C.  28.  §.  4.  X.  I.  29. 

C.  4.  dem.  IL  12.  (c.  inser.)  «  ~ 

§.  28.  Geschah  die  ürtheilsproiniilgation  mfindlich,  oder  wurde 
die  Infflniiation  des'üriheiUi  an  die  Parteien  commissionell  zu  Proto- 
koll bestätigt,  80  ist  die  Stunde  dieser  Gerichtsverhandimg  im  Proto- 
koll selbst  anzufahren  und  das  decmdium  app.  a  momento  ad  momen- 
tum  zu  berechnen.  Wurde  die  Stundenangabe  unterlassen,  so  läuft 
dasselbe  bis  zum  Ende  des  zehnten  Tages,  ohne  Mitberechnung  des- 
jenigen der  Publication.  ,  Ebenso  berechnet  sich  das  AppcUaiions fa- 
tale, wenn  anstatt  förmlicher  Publication,  die  richterliche  Verfügung 
in  vim  promulg.  durch  den  OeriektsMen  ^  oder  Fosäfoten  den  Par- 
teien zngeetellt  worden  ist. 

§.  29.  Binnen  d/reissiy  Tagen,  ebenfolls  absolnter  perempto- 
rischer Frist  ?om  Tage  der  UrtheilSTorkündigung  an,  hat  der  Apel- 
lant  über  die  geschehene  Berufungseinlegung  ein  Zeugniss  (die  soge- 
nannten ^^Entlassbriefc;«  litteras  dimissorias  oder  apostolos)  von  dem 
»judex  a  quo«  »mehrmals  und  dringend«  (saepius  et  instantius)  zu 
erbitten. 

Statt  mehrerer  Gesuche  kann  jedoch  schon  nach  dem  Gesetze 
ein  einziges,  welches  »simul  uno  contextu«  den  Antrag  wiederholt, 
gentigen  und  es  soU  aur  Beschleunigung  des  ganzen  Verfahrens  diese 
sogemmnte  JpostMUe  bereits  mit  der  Beihifmigaemkffmg  (intra  de- 
eendiiun)  verbmidm  weiden.  * 

(Inscr.)  c.  d.  in  sexto..  II.  15. 

0.  2.  Ükm.  II,  12. 


I)  Udi  diese  Berechnung  mit  Sicherheit  zu  ennöglichen,  hat  der  Gerichts- 
bote in  einem  Botenbuche  die  eigenhändige  BnipCangsbestätigung  des  Adressa- 
ten  oder  eines  Mandatars  desselben  mit  Angabe  des  .Monatstages,  beizubringen. 

Bei  Postsendimg en  von  Urtheilsdecreten  sind  von  der  Postanstatt  Re> 
comMadttfoiHMlieltte  ta  entaebnen  nnd  Jene  Sendongen  selbst  mtt  Empfirngs- 
MitigBigHi  decepisse)  in  begMic»,  ooter  dem  Aiflnge  an  Sie  Admnlem 
solche  ntt  Nsnenstnlencbflft  fiisflben,  ia«Dfl  «n  die  htflriwnie  Ookfelistolle 
miflckiiiseliMien.  Die.  FostbescIielDlgQngeo,  die  EmpfangsbestBligungen  oder  die 
AnszOge  aas  dem  €erirhtsbotenbuche  sollen  durch  den  GerickUeihlauf  9» 
den  Akten  gelangen,  Bayers  Vorträge  1. 147. 
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4.   RicMerlU^  Verfügungen  auf  die  AppeÜaHonainterposition. 

§.  30.  Der  Untet'richtei-  hat  die  Zulässigkeit  der  eingewandten 
Berufung  und  die  Beobachtung  der  Formalien  und  Fatalien  derselben 
zu  prüfen.  Je  nach  dem  Ergebnisse  dieser  Untersuchung  werden  die 
(jedoch  in  keinem  fall  zu  verweigernden)  Entlassbriefe  als  »app.  re- 
ver&tvtiahsi^  oder  jHre/ytatorii^  aasgefertigt,  d.  h.  das  Zengniss  über 
die  BerafangaeiDlegiQBg  enthält  zugleich  die  Meinungs^niBemqg  des 
üntenrielHfeers,  ob  und  wetthalb  die  Eimrendmig  des  BeehtsiiiittelB 
sehen  tormell unwillterig  sei  (a|^.  lef.)  oder  eb  er  nur  mai^riell  dia* 
BeechwordeföhroDg  &at  unbegründet  halte,  jedoeh  ans  Achtung  vor 
dem  höheren  Bichiar  der  Appdlatioii  deferire  (app.  rereirentialea), 

C.  1.  in  sexto  II.  15.  , 

Bei  anssergerichtlich  interponirter  Appellation  stellen  die  hie%u 
gewählten  Zeugen  (oben  §.  25.)  die  »litteras  testimoniales«  aüs. 
Glossa  in  c.  1.  Clem,  IL  12. 

§.31.  Den  EnÜasshriefen  ist  zugleich  der  Termin  heimfügeiif 
innerhalb  dessen  die  Appellation  hei  der  nächst  höheren  Jbukmg 
(welche  namhaft  zu  machen  ist),  ein-  nnd  ausgeführt,  d.  h.  gfreeht- 
fertigt  werden  soll. ,  Obgleieh  das  canoniacfae  Recht  Frist  auf 
zwtilf  Monate  nnd  tue  iiOthigmideii  nnd  oflfonbuen  Grfindeo  (ex  ne- 
cessaria  et  eridenti  cansa)  anf  zwei  Jahre  [vcn  dem  Zeitpunkt  .dw  Be- 
mfhngseinlegung  an  gerechnet]  aussudehnen  erlaubt,  so  mU  der 
Richter  doch  von  der  gesetzlichen  Befugniss  dieselbe  eu  beschränken, 
in  der  Art  Gebrauch  macJien,  dass  sie  in  der  Regel,  der  bereits  be- 
stehenden Gewohnheil  gemciss,  dreissig  Tage  nicJU  überschreite.  Hie- 
bei  wird  aber  die  Insinuation  dieser  richterlichen  Verfügung  als  An- 
fangspunkt des  Introductions-  und  Justificationstermius  betrachtet. 

C.  (inscr.)  4.,  5.,  33.,  44.,  57.  X.  U.  28. 

C.  41.  causa  IL  qu.  6. 

C.     4.  Clern.  IL  12. 

Diese  Frist  hat  ebenfiiUs  den  Oharahter  ^ner  t^aiMen  J/Soti^ 
frist,  deren  Vereftamniss  sofort  die  Deserttoo  des  Bechtsmittels  nach 
sich  zieht. 

C.  4.,  44.  X.  n.  28. 

C.  2.  Clem.  IL  12. 

§,  32.  Der  Unterrichter  setzt  von  der  geschehenen  Berufungs- 
einlegung und  von  dem  Inhalte  der  Entlassbriefe  den  AppeUaten  in 
KmnUuma^),    Wurde  die  Appellatifm  aossergerichldich  inlerponirt, 

Ii 

1)  Ist  der  judex  a  quo  der  Rirhter  zweiter  oder  dritter  Instinz^  so  besof- 
tragt  er  zw«r  mit  der  Intimuaiitm  seiner  Deerele  di€  VM^em  Mutamm; . 
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so  liegt  dem  Appellanten  die  Benachrichtigung  des  G^nliliel- 

les  ob. 

C.  1.  Cleni.  IL  12. 

5.  Ein-  und  Ausführung  iJer  Pcrttfimf/  heim  judex  ad  quem. 
§.  33.  Die  BerKfungS'Einführung  hat  zum  Zwecke,  die  for- 
male StatthafHgkeU  des  Rechtsmittels  vor  dem  höheren  Bichter  nach- 
znifuseii.  D€(r  Appellant  ist  daher  schuldig  nebst  dem  von  ihm  ange- 
faddciten  Br^emOnisse,  die  Bnfka^riefe  der  Yorinstanz  im  Original 
öier  In  1)^l8aUgte9r  AbBchiift,  Ob  Kadiwete  ftber  die  bis  dahin  ein- 
geMtotten  fbnimlien  und  Fatafien,  dem  Oberriehter  in  Vorlage 
zu  bringen. 

§.  34.   Die  ^Ausführung*  oder  i^JusHfieaHon*  der  Berofimg 

enthält  die  Darstellung  der  Beschtverdegründe ,  um  derentwillen  der 
Appellant  die  Abänderung  oder  Aufhebung  des  ürtheils  der  Vorinstanz 
beantragt. 

§.  35.  Des  summarische  Charakter  des  Eheprozesses  rechtfer- 
tigt die  Vorschrift,  dass  die  Mn-  und  Ausführung  der  Berufung  in 
E9ner  Fhhseashandhmg  verbunden  tcerden  soUen.  Es  ist  aus  dem- 
selben Gmnde  skdSuxfly  eben  diese  formelle  und  materielle  Begrfin- 
dnng  der  Besc^werdeffibrnng  eo^^  mit  der  Berufungseinl^ung 
dem  judex  a  ^guÜberfideken, 

(SethnOte,  Darstellung  des  Prozesses  ete.  §.  65.) 

(Bayer's  Vorträge  §.  821.  in  fine.) 

Der  judex  a  quo  (Unterrlchtei^  hat  after  in  solchem  Me  diese 

Schrift  nur  als  K])^e\\?Li\on3-Interposition  zu  heurtheüen  und  zu  be- 
handeln, und  dieselbe  daher  mit  den  erbetenen  Eniilassbriefen  und 
unter  Vorsteckung  des  Introductions-  und  Justificationstermins,  an  die 

Fartei  eurücJczuleiten. 

§.  36.  Die  eigenÜichen  Beschwerdegründe,  als  Voraussetzung 
einer  wirksamen  Berufungsausführung,  können  dreifacher  Art  sein: 

1,  Anlass  zur  Bernfüng  kann  eine  Bechtsverlet^ung  geben,  die 
dem  App^lanten  durch  den  modks  procedendi  des  Erstdchters  zuge- 
ÜAgt  wnrde;  ohne  dass  zwar  das  Ver&hren  desselben  an  nnheilbarer 
^chügkeit  litte,  welche  aber  doch  anf  den  Inhalt  der  angefochtenen 
Sentenz  gravirend  eingewirkt  hat;  (z.  B.  diö  Art  der  Zengenver- 


er  richtet  Jidoth dUu  UetMe^et  uinktmObelr  m titt^mOm  Par^ 
teU»  e4er  «^n.PriMentliirai.  Bei  MWur  eor  Am  V^nw ,  «der  aq§  ndwo 
von  fluB  so  efneaseiiden  Grttiideii,  kam  des  Oberrichter  atcli  imBriitelhar  mtt  den 
Parteien  verkfbren,  (wenn  s.  B.  eine  Partei  im  Sprengel  oder  am  Sitze  des  Me- 
tropoliten oder  des  deleglrtea  Oberrichters  sich  aufhielte  und  so  die  Insinuation 
dnrcli  den  llnterrtduer'  dbe  zwecklose  Verzflgerong  mit  sicli  br&cbte).  — 
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nehraung;  der  Ausschluss  von  gewissen  Beweisartikeln;  Nichtzulas- 
sung eines  Anwaltes  etc.  etc.) ;  oder  welche  für  sich  selbst  schon  den 
Charakter  einer  appelldblmi  Verfügtmg  an  aicJi  trägt  (z.  B.  Versagung 
dner  Zeugenvernehmung  ad  perp.  rei  mem.). 

2.  Der  Rechtsgrund  des  Appellanten  kann  aber  anch,  bei  Pro- 
zefBDslisGli  f^eifiraier  Veriumdlimg  seiner  Sache,  tu  etMem  htäim^ 
da»  Et9kiMerg  mpdieimä»,  d.  h.  im  mürkbtigflr  OeBeiseflanwendiaig 
aif  den  in  ünmielkr  wie  in  mateneller  JSoiskht  imirerSiiiart  za  l»o- 
liMenden  A^eleniiibatt  bestehen.  Wemi  der  Appellant  bei  jii^^^St/lriif^ 
seiner  Berufung  aus  den  obigen  (unter  t.  und  2.  benannten)  Ursachen 
nicht  einfach  auf  den  Inhalt  der  Akten  sich  berufen)  d.  h.  ad  acta  sub- 
mittiren)  und  von  deren  oberrichterlicher  Prüfung  die  Hebung  der  Be- 
schwerde erwarten  will,  so  dürfen  doch  seine  Erörterungen  und  Be- 
hauptungen ihre  Gründe  und  Beweismittel  nur  atts  eben  diesen  Aßten 
der  Vorinstanz  entnehmen,  '  . 

C.  2.  Clem.  IL  S.  •  ' 

0.  5.  dem.  II.  12. 

3.  Die  Beschwerde  einer  Partei  lunn  en^ch  dahw  rfthreD,  liass 
TMaachm  ocfer  JBetMwmMI»  welche  eine  gflnstlgerer  Benrtheilnng 
ihrer  Bechtsansproi^e  m  llewirkeii  geeignet  gewesen  waren;  von  ihr 
selbst  Mt  der  Vorimtan»  ffor  nicht  geltend  gema/oH  mrdm  sind. 

Diesem  Nachtheile  vermag  (von  dem  unter  Umständen  ebenfalls 
anwendbaren  Rechtsmittel  der  restitutio  in  integrum  abgesehen)  durch 
Appellation  unter  folgenden  Bedingungen  abgeholfen  zu  werden : 

a)  Der  Appellant  kann  neue  JBehaupttmgm  anbringen,  deren 
factischer  Inhalt  zwar  schon  früher  bekannt  gewesen,  aber  nicht  als 
sachdienlich  angesehen  wurde  und  welche  zugleich  in  solchem  Zu- 
sammenhange mit  den  in  der  Vorinstane  verhanddien  Thatsachen  si(h 
befinden,  dass  sie  mit  diesen  ein  Gamfes  bilden,  nnd  die  Einwendung 
einer  nnmltangen  Elag8veii&d«mng  moht  entgegengesefast  wer-  . 
den  kniBn. 

Diei  gleiehe'  Befugniss  steht  selbstverständlich  beiden  Bechts- 
theilen  mteBetr^fhter  thatsSelilkiMiiKlags-,  Exceptions-,  Kepliks- 
etc.  Vorträge. 

C.  10.  X.  IT.  22. 

C.  4.  Cod.  Vn.  G3. 

b)  Von  den  hrreits  henüizten  Beweismitteln  darf  eine  neue  An- 
wendung in  Vorschlag  gebracht  und  dürfen  dadurch  neue  factische 
oder  rechtliche  Umstände  an  das  Lieht  gezogen  werden;  (iedoch  im-  * 
ter  Beobachtung  der  Beschränkungen  des : 

C.     OlsM.  II.  8.  und  G.  d.  €Lm.  IL  12.)  — 
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c)  Thatsachen  oder  Beweismittel,  welche  der  gravirte  Streits- 
theil  während  des  Beweistermins  oder  selbst  während  des  ganzen  vor- 
instanzlichen Verfahrens  nicht  gekamxt  hat,  oder  ivelche  erst  neu  ent" 
tkutden  sind,  hat  die  obere  h^Xam  zm  ihrer  Würdigung  zazalasseQ. 

C.  10.  X.  citat. 

lieber  dm  Umstand  der  Neuheit  oder  der  erst  neuerdings  er- 
langten Erkenntniss  von  Thatsachen  .oder  Beweianitteln  Ton  Seite  de« 
FlK4iiGentea,*oder  Aber  dessen  hmafid^^  nenn  er  atte  vnd  bekannte 
Tbatsaehen  ent  in  ^^pellatflno  (oben.lit  a.)  lieiorkeiirt,  M  tikk 
CXerysridU  fkkMkike  UAerm^gimg  m  IMm, 

Weder  die  Auflage  dea  aogenamikfln  ühmieiäm  aooh  die  Fdr- 
demng  des  Cdlfmnimeides  sind  im  Gesetze  för  aUe  Fälle  begründet,  son- 
dern deren  Anwendung  ist  dem  richterlichen  Ermessen  anheimgegeben. 

Bayer's  »Vorträge«  §.  34.  S.  1022. 
.     Schulte,  1.  c.  §.  66.  in  notis.  S.  206. 

C.  fc.  inscr.)  17.  X.  II.  20. 

C.  (c.  inscr.)  4.  X.  II.  25. 

C.  (c.  inscr.)  4.,  8.  in  seito  I.  6. 

§.  37.  In  Nidlitätssachm  unterliegt  das  Vorbringen  neuer 
Ulaiaäekm  oder  JBewßimmUd,  in  Anbetracht  des  <tfenttiehen  In- 
teressse  bei  der  richterlichen  Ani^gabe,  die  ciiieUkm  WükrkeU  an 
emiren,  keiMerlei  BeBehranhimg.  — 

ß.  Rkihierlieke  Verfügung  auf  die  AeeM/Ml^iin^  der  Berufumg, 

§.  38.  Die  oberrichterliche  Verfügung  gestaltet  sich  je  nach 
dem  Ergebniss  der  Prüfung,  welche  zunächst  über  die  Fonnalien  und 
Fatalien  der  Berufung  und  sodann  über  den  InhaU  der  Hechtferm 
tigwngsschrift  anzustellen  ist. 

Erscheint  die  Berufung  entweder  wegen  eines  Mangels  in  deji 
Förmlichkeiten,  wegen  Nichtbeobachtung  der  Fatalien  oder  wegen 
offenbarer  Unerheblichkeit  des  Beschwerdegrondes  als  unjndässig,  so 
ist  dieselbe  onfach  m  r^fUnren  (Absehlagangadeeret;  decr.  rejecto- 
rimn),  ohne  das»  die  Binsichtsnahme  der  Aeteoi  odi«  mgftagiges  Ge- 
hör des  Appellaten  dazu  eifbrderlich  wäre.  G.  38.,  59.  X.  IL  28. 

§.  39.  Ergibt  sich  ans  der  oberrichterliohen  Cognition  einer 
Berufung  dass  solche  lediglich  in  der  Absicht  eingelegt  wnrde»  um 
die  Erfüllung  des  angefochtenen  Bichterspruches  hinauszuschieben 
{app,  frustratoria)  oder  um  aus  geringfügigen  Lrsachen  eine  Verzö- 
gerung des  Kechtsstreites  herbeizuführen  {app.  frivola)  und  so  viel- 
mehr den  Gegentheil  zu  beschweren,  als  eine  erduldete  Beschwerde 
von  sich  abzuwälzen,  so  s(dl  der  Oberrichter,  ohne  vorgäugiges  Ein- 
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vernehmen  des  Gegentheils,  dieselbe  nicht  blos  sofort  zurückzuweiseiii 
sondern  auch  Ordnungsstrafen  aufizosprechen  befugt  sein. 

C.  27.  causa  II.  qu.  6. 

G.  5.  in  sexto  II.  15. 

0. 8.  Sefls.  25.  S.  C»  Trid.  (de  Bef.) 

§.  40.  Liegt  die  ünzulässigkeit  der  Bentfting  nicht  zu  Tage«  so 
hat  der  Oberrichter  dem  judex  a  quo  die  Emsmdung  der  Aekn  a/uf- 
Mutragen  und  eur  Prüfuiig  dersdben  zu  schreiten. 

§.  41.  Von  der  Einfachheit  oder  Verwickelung,  von  der  Klarheit 
oder  Schwierigkeit  der  streitigen  Thatsachen  und  Rechtsfragen  wird 
es  abhängen,  ob  der  Appellationsgerichtshof  es  für  noth wendig  er- 
achtet, den  Appellaten  unter  Mittheilung  der  Berufungsschrift,  [In- 
troductious-  und  Justificationsschrift] ,  zu  einer  Erinnerungsabgabe 
(Neheniferaniworking)  binnen  einer  kurzen,  peremtorischen  Frist  auf- 
znfordeni,  oder  auch  von  der  Vorinstanz  einen  anfklftrenden  BeriM 
tu  verlangen. 

Gebaten  ist  aber  die  Vemehmmg  des  AippeUaten,  sofeme  die 
Bechtfertigungsschrift  Nova  yorbradite.  — 

Bas  y<»firingen  nmet  Beweismittel  macht  auch  neue  Gegen- 
beweise erlaubt. 

Hinwiederum  würden  Nova  in  der  Nebenverantwortung  zu  einem 
wiederholten  Gehör  des  Appellanten  führen  und  müssten  hiebei  ana- 
log dieselben  Grundsätze  wie  bei  dem  Schriftenwechsel  in  erster 
Instanz  zur  Anwe||dang  kommen. 

§.  42.  Dass  es  dem  Oberrichter  jeder  Zeit  freistehen  müsse, 
nicht  allein  iheOsäMidie  Atifklärmg  Ton  den  Parteien  zu  erholen, 
sondern  anch  nothwendig  scheinende  JErsfätufunffen  des  früheren  Yer- 
iahrens  dnrch  die  Vorinstanz  oder  selbst  dnrch  Bequisiten  anderer 
Gerichte  zu  bewirken,  ist  in  der  Natnr  der  Sache,  wie  durch  posi- 
tive Gesetze  begründet. 

C.  10.  X.  IL  22. 

C.  2.  Clem,  V.  11. 

6.    Endigung  der  Berufung.    [Oberrichterliches  Urtheil.  Aus- 
drücklicher oder  stillschweigender  Verzicht  auf  das  Rechtsmittel.  Form 
der  rriheiUfälluny  und  letzte  oberrichterliche  Verfügungen.] 

g.  43.  Das  Appellations- Verfahren  gelangt  entweder  durch 
dne  oberrichterliche  Sentenz  in  der  Hauptsache  zum  Abschluss;  oder 
es  hört  ohne  eine  solche  aul  — 

Die  von  dem  Appellanten  veranlasste,  obemchterlicfae  Cognition 
soll,  nach  dessen  Absicht,  einen  fllr  ihn  gängigere»  Biekkrt]?rueh 
erwirken,  als  derjenige  der  Vorinstanz  gewesen  ist.  Derselbe  kann 
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jedoch  unter  Umständen  (s.  aben  §.  18.)  eu  seinem  NachiheUe  (Befor- 
maiio  in  pejus)  ansfollen,  oder  endlich,  wenn  eme  absolute  Nichtigkeit 
des  Verfahrens  sich  entdeckt,  kann  (seihst  ohne  dass  eine  Partei  die- 
selbe aceusirt  hätte,)  die  Cassation  der  ganzen  Verhandlung  (saraint 
Urtheil)  und  die  Büchverweisung  der  Sache  an  die  Vorinstanz  er- 
,  folgen. 

C.  un.  Cod.  II.  11.  — 

§.  44.  Ohne  eine  ohcrrichtcrllche  Einschrc  'duug  erzielt  zu  ha- 
ben, icird  das  Appcllations- Verfahren  heendifft,  wenn  der  Appellant 
entweder  das  eingelegte  llechtsmiftel  ^la  ueknimmi,  oder  auf  dessen 
Verfolgung  stillschweigend  oder  ausdrücklich  vernichtet. 

§.  45.  Ein  stillschweigender  Verzicht  wird  angenommen,  wenn 
'  der  Appellant  in  einer  mit  der  Intention  seiner  Berufung  unvereinbaren 
Weise  das  Strntsverfahien  vor  dem  judex  a  quo  fortsetzt,  oder  wenn 
er  thatsftchlich  auf  irgend  eine  Art  die  TJnterwerfiing  untelr  die  zn?or 
angefochtene,  unterrichterliche  Verfügung  zu  erkennen  gibt;  oder  wenn 
er  die  Berufung  im  Termin  der  Ein-  und  AusÜUining  desert  wer- 
den Itet 

C.  4.,  5.,  27.  (inscr.)  33.  X.  II.  28. 

Schmalzgrueher  Lib.  II.  tit.  IV.  n.  20.  etc. 

§.  46.  Soll  aber  die  Annahme  des  Appellationsverzichtes  (d.  h. 
die  Desertion  der  Berufung)  erst  dadurch  veranlasst  werden,  dass  der 
Appellant  einem  Auftrage  des  Oberrichters  gar  nicht  oder  nicht  bin- 
nen der  vorgesteckten  Frist  nachgekommen  ist,  so  I^darf  es  der  vorgän- 
gigen  Androhung  dieses  fiechtsnachtheiles  und  der  aecMaUo  contu- 
ffNMMie  durch  die  Gegenpartei. 

§.  47.  Die  AMäsion  des  AppeUafen  wird  aber  durch  die  Bfick- 
nahme  oder  die  Desertion  des  Bechtsmittels  Seitens  des  Appellanten 
nicht  unwirksam  gemacht;  nicht  blos  dann,  wenn  etwa  jene  Adhäsion 
intra  decendiuni  (princiiialiter)  geschehen  ist,  sondern  sobald  diese 
(die  Appellations-Rücknahme  oder  Desertion)  erst  nach  der  Berufungs- 
Einführung  und  deren  Mittheilung  an  den  Gegentheil  durch  den  judex 
a  quem,  erfolgt  ist. 

C.  35.  (inscr.)  70.  X.  II.  28. 

§.  48.  Der  Appellant,  welcher  ausdrücklich  oder  stillschwei- 
gisnd  auf  das  Uechtsmittel  verzichtet,  Ueiht  dem  Gerichte  nnd  der 
Gegenpartei  fwr  die  veranlassten  Kosten  unter  allen  Umständen  haftbar, 

C.  70.  S.  2.  X.  1.  c. 

§.  49.  In  farmeUer  HvHsidnt  kommt  die  oberrichterliche  Ent- 
scheidung regelmässig  7U  Stande  auf  den  schriftlichen  Vortrag*  eines 

vom  Vorsitzenden  benannten  Heferenten  durcli  die  Abstininuiug  der 
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Richter  und  die  Verkfindi^mg  der  hieraus  sich  ergebenden  Sentenz 
durch  den  Vorstand  des  Gerichtshofes.  Der  Gerichtsschreiber  hat  die 
Sentenz,  den  wesentlichen  Inhalt  der  Motive  und  eventuell  die  ab- 
weichenden Vota  der  Käthe  im  Sitzungsprotokoll  vorzutragen.  In 
besonders  schwierigen  F&llen  kann  die  UrtheilsfäUnng  nach  Anhörung 
des  Vortrags  aufgeschoben,  ein  Correferent  ernannt,  und  eine,  wieder- 
holte Berathung  anberaumt  werden.- 

§.  50.  Die  Beihcnfolye  der  vota  (nachdem  der  Referent  gehört 
worden)  beginnt  mit  dem  jüngsten  Beisitzer.  Der  Vorsitzende  spricht 
sich  zuletzt  dus  m\d  ^iht  hei  Stimmeuf/lcic/i/icit  den  Ausschlag;  allein 
in  Nullitätssachen  ist  in  diesem  Falle  pro  valore  matrimonii  zu  ent- 
scheiden. — 

Wenn  aber  von  der  jurisdictio  cxfraordinaria  {suhddcyaia)  Ge- 
brauch gemacht  wird,  so  ist  gesetzlich  vorgeschrieben,  bei  gleicher 
Stiramenanzahl  die  Entscheidung  des  Gerichtsherm  selbsjb  [des  De- 
le^a/en  resp.  des  Subdeleejfa^]  einzuholen. 

Cf.  c.  26,  X.  IL  27. 

§.  51.  Ur&ieüsdeereU  sind  unter  dem  Namm  des  MwiberB'äer 
Jurisä,  ordinaria  oder  delegata,  daim  unier  Erwähnung  der  Dde^a- 
Hm  (so  oft  solche  stattflemd)  amguferUgen  und  haben  im  Eingange 
alle  bei  der  Beschlussfessung  mitwirkenden  RichteranUspersotmi 
namhaft  zu  machen'^); 

C.  4.  in  sexto  I.  14. 
ferner  den  Betreff  oder  die  Bezeichnung  der  Parteien  und  des  Streits- 
gcgcustandeSt  sowie  die  nächste  procesaualische  Veranlassung  zu  ent- 
halten^). 

g.  52.  Der  Definitivsentenz,  resp.  der  oberrichterlichen  Ent- 
scheidung über  eine  solche,  sollen  der  bisherigen  Bechtsgewohnheit 
gemäss  Bntseheidungagrunde  beigefügt  werden. 

§.  53.  Jeder  Oberrichter,  gleichviel  ob  er  jurisd.  propriani  oder 
dclegatani  ausübt,  ist  selbstredend  verpflichtet,  nicht  blos  die  Ver- 
kündigung, sondern  auch  den  Volkuy  seiner  tientenz  zu  bewirken,  bis 


1)  Gegenstand  coHeglaler  Beratlinng  and  Beschlossfassuiig  haben  }edenralls 
alle  Decrete  zu  bilden,  welche  entweder  Ober  die  Hauptsache  oder  auch  Ober  Ne- 
ben- oder  auch  Ober  Inddentpunlue  nach  werbselsfiiiirein  GehOr  der  Parteien 
erlassen  worden. 

2)  Da  ausserdem  die  Anrecliiung  des  l'rilnils  wegen  in  der  Person  der 
Richter  liegenden  Gründen  unmojjicli  ^^cmaclit  würde 

3)  Die  Erwähnung  d<  s  „svliriftiichen  VerlHlircns'*  nn'l  d<T  .xolltn'uUen 
Beraibung''  hat  in)  can.  Kechie  kt  inen  (irund  und  erMheint  uaeh  den  voraiit^««« 
heiiden  Bestlniniungpn  zwecklos. 

20* 
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IQ  welchem  Zeitpunkte  seine  ZustSndigkeit  fortdauert;.  —  Der  acten^ 
mtaige  PremalgationB -Nachweis  hildet  jedoch  in  der  Begel  den 
Sehluss  der  Verhandlungen. 

C.  c.  7.,  11.,  28.  §.  3.  X.  I.  29. 

lY.  Ton  der  Extr^ndicialbeschwerde  insbesondere. 

§  54.  Die  Extrajudicialbeschwerde  ist  im  Eheprozess  anwend- 
bar gegen  gravirende  oder  heschyrerdedrohende  Handlungen,  Ver- 
fügnngen  oder  Decrete,  welche  von  Seite  einer  Behörde  oder  Yon  Pri- 
vatpersonen ausserhalb  der  geseteUchen  Formen  oder  «or  rechtsförm- 
licher Eia/deihmg  eines  Meprogesses  ausgegangen  sind. 

G.  5.  und  51.  X.  IL  28. 

Constü  {Bmieä.  XIV.)  »Ad  ]mlitantis.€  Bnll.  XVII.  76. 
0.  8.  in  seito  H.  15.  —  0. 8.  Ofom.  II.  12. 

(Conf.  Ferraris,  P.  Bibl.  s.  h.  v.  art.  I.  n.  G.,  19—23.) 

§.  55.  Die  Extrajudicialbeschwerde  ist  innerhalb  zehn  Tagen 
nach  erlangter  Wissenschaft  von  der  damit  zu  bekämpfenden  Rechts- 
kränkung bei  demjenigen  Gerichtshöfe  anzubringen,  welchem  die  in 
graTirender  Weise  handelnde  Behörde,  Untergerichtsstelle,  oder  Per- 
son untergeben  ist. 

§.  56.  Das  deeemdkm  inteipositionis  läuft  hier  in  der  Begel 
wm  Tage  der  thatsftchlich  eingetretenen  Beschwerde,  resp.  der  er- 
langten Smminiss  nicht  blos  über  das  betreffende  &ctum,  sondern 
über  die  dadurch  veraniassie  Eeehidaralnk^ng  der  BarteL  — -  Es  ist 
auch  für  dieses  Bechtsmittel  ein  absolutes  fatale. 

Wenn  gegen  ein  erst  angedrohtes  gravanven  Hilfe  zu  suchen  ist, 
so  beginnt  die  Berechnung  des  fatale  daher  nicht  vor  dem  Zeitpunkte 
des  Bekanntwerdens  einer  verivirklichten  Beschwerde. 

Besteht  das  gravamen  in  der  factischen  Begriindwig  eines  Za- 
Landes  oder  in  fortgesetzten  Handlungen,  so  kann  die  Beschwerde  »a 
gravamine  extrajudiciali«  so  oft ,  als  diese  Handlungen  sich  wieder- 
holen, oder  so  lange  als  jener  Zustand  wfthrt,  angebracht  werden; 
(s.  B.  gegen  dne  fiictisch  vorgekehrte  und  obrigkeitlich  stillschwei- 
gend geduldete  eheliche  Absonderung;  gegen  Gitationen  eines  incom- 
petenten  Bichters,  oder  gegen  widerrechtliches  Erzwingen  der  Cohabi- 
tation  durch  Drohung  etc.) 

(Conf.  Schmalzgrueher  Lib.  II.  P.  IV.  Tit.  28.  n.  73.) 

§.  57.  Die  Extrajudicialbeschwerde  hat  keinefi  Suspensiveffect, 
es  sei  denn  in  so  weit,  als  das  mit  derselben  zu  beseitigende  gravamen 
in  der  Verhinderung  eines  anderen  Rechtsmittels  bestünde.  (Wenn 
z.  B.  eine  Partei  von  Einlegung  der  Berofong  oder  Nichtigkeitsbe- 
schwerde unrechtmassiger  Weise  abgehalten  werden  wollte.) 
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§.  58.  Die  Normen  über  Bec^idigung  des  AppeUationsverfalirens 
(z.  B.  durch  Verzicht)  werden  in  ihrer  Anwendung  auf  die  £xtrap 
jadidalbeschwerde  besi^uräiiM: 

1)  Durch  die  Pflicht  des  ordentlichen  Bichters  in  Ehesachen 
(nftmlich  des  Bischo&»  resp.  Metropoliten),  das  hd  denselben  betfaei- 
ligte  hirehenreeMiehe  und  sedser^kke  Inierem  nicht  blos  der 
Einzelnen,  sondern  der  ganzen  Kirchengemeinde,  van  Atntswegen 
wahrmnehmen; 

2)  Durch  die  Aulgabe  des  Metropoliten,  speciell  als  der  Ober- 
richter jurisd.  ordinariae,  das  Richteramt  der  unteren  Instanzen  in  for- 
meller Beziehmg  ex  officio  zu  übernehmen  und  nötbigenfoUs  deren 
Unregelmässigkeiten  oder  Ausschreitungen  zn  reprimiren. 

Cf.  Schmdlzgrueber  S.  IV.  Tii  31. 

3.  Von  den  düegirkn  Oberinstanzen  gelten  die  voianstehenden 
Gmndsfttse  wenigstens  in  soiferne,  als  in  der  Delegation  die  Voll- 
macht zu  Allem  mithalten  ist,  was  die  ToUstftndige  ErfUlnng  des 
Auftrages  nothwendig  erfordert. 

C.  11.  X.  L  29. 
C.  27.  §.  2.  1.  c. 
0.  28.  g.  3.  1.  c. 

?•  Von  der  Nichtigkeitsbeschwerde. 

g.  59.  Wenn  gewisse,  wesentlich  CrrundsiUze  des  Gerichts- 
verführetiB  dberhanpt  oder  solche  Bestimmungen,  welche  das  Gesetz 
ausdrüdiUeh  als  Bedmgwugm  der  QiMgheU  vorsehreHU,  in  einer 
ebeprozessualischen  Verhandlung  ausser  Acht  gelassen  worden  sind, 
so  kann  dieselbe  nebst  dem  etwa  darauf  gebauten  Definitirerkenntniss, 
mit  der  Nichtigkeitshesehwerde  angefbchten  und  umgestossen  werden. 

C.  41.  causa  II.  qu.  6.  (§.  2—9.  inclus.). 

C.  1.  Clem.  IL  11. 

§.  60.  Als  substantieUe  Mängel  jedes  Prozessverfahrens  werden 
Incompetenz  des  Richters,  mangelnde  Bevollmächtigung  der  Procura- 
toren  und  Mangel  an  gehöriger  CikUion  der  Parteien  betrachtet. 

(Conf.  Schmdlzgrueber  JAb,  II.  Tit.  1.  n,  78.) 

(Confer.  Beformatio  tribunalium  almae  urbis  et  ejus  of&cialium  a 
Paulo  V.  edita  a.  1611  [Bullar.  Nr.  71.]  g.  11.  »de  jndicibus  in  c.  c. 
civilibu8.c  Nr.  7.  »Non  attendant  nullitates,  nisi  ez  defectu  citationis, 
jurisdictionis  aut  mandati,  sed  ad  e]g[»editionem  causae  prooedanic) 

g.  61.  Im  NuIlitfttsproKesBe  hat  ausserdem  die  Versftnmniss  der 
Beiziehung  des  defe^isor  matrim.  zu  einer  wesentlichen  PrOMBSFOr- 
handluüg  die  Nichtigkeit  des  ürtheils  zur  Folge. 
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Es  begründet  hiebet  keinen  ünteiscliied,  ob  diese  Prozesshand- 

luiig  zur  Hauptsache,  oder  nur  zum  Verfahren  über  einen  Inddeui- 
puükt,  z.  B.  über  die  Competonz  des  Gerichtshofes,  gehört. 

Const. :  »Dei  misoratione«  §.  6.  u.  7. 

Decisio  Congreg.  S.  Coiicilii  Trid. 

lüterprett.  vom  26.  Spj)t.  1857. 

Archiv  für  Kirebenrecht,  Jalirgang  1858,  Bd.  IIL,  Seite  428. 

§.  62.  Aber  auch  ein  solches  Urtheil,  welchem  zwar  ein  formell 
unanfechtbares  Verfahren  Yorangegangen,  das  aber  i^comtrajus  darum 
in  <fte9i«  gefällt  ist,  d.  h.  auf  der  (stillschweigenden  oder  selbst  in  den 
Motiven  ausgedrückten)  Amahme  eines  Orundsaizes  heruhi,  weicher 
mit  einer  gesetelichen  Regel  dired  in  Widerspruch  steM,  kann  nie- 
mals Rechtskraft  erlangen. 

C.  41.  causa  II.  qu.  6.  §.  5. 

C.  13.  causa  25.  qu.  2. 

C.  1.  X.  II.  27.    C.  64  in  sexto  V.  12. 

(Inscr.)  c.  7.  X.  II.  80. 

§.  63.    Gemäss  der  höchst  persönlichen  Natur  der  im  Ehe- 
prozess  streitigen  fiechtsverhältnisse  steht  die  NuUitäisbeschwerde  . 
nur  den  Hauptpersonen  des  Prozesses  oder  deren  Bevollmächtigten 
zn ;  nicht  aber  (z  B.  in  einem  vermögensrechtlichen  Interesse)  ihren 
Rec^tsnaehfölffem,   [Dasselbe  gilt  von  den  übrigen  Bechtsmittehi.] 

§.  64.  Die  N%dliitätsquerel  kann  zwar  hei  dem  judex  a  quoy 
sei  68  als  solche,  sei  es  in  Form  einer  Einrede,  Replik  etc.,  —  aber 
unbeschadet  dessen  nochmals  bei  dem  Oherrichier  allein  oder  in  Ver- 
bindung mit  dem  ordeutlicbeu  Kechtsmittel  der  Appellation,  auge- 
bracht werden. 

65.  Durch  Einlegung  bei  der  oberen  Instanz  erlangt  das 
remed.  null,  den  D(^olutivctfect;  den  Suspcnsivetfcd  dann,  wenn  es 
in  der  unteren  Instanz  als  in  Continenti  erweisliche  Exceptio  geltend 
gemacht  wird,  —  oder  in  Form  der  Berufung  intra  decendiam 
beim  höheren  Richter. 

Ausserdem  ist  es  an  das  fatate  inierpon,  oppeMiänis  nidU  ge- 
hundeny  sondern  unterliegt  nur  der  gewöhnlichen  (dreissigjährigen) 
Ktagenverjährunf/  (ansnahmsweise  ist  auch  diese  unwirksam;  Beiffen- 
stuel  L.  II.  tit.  27.  n.  137.);  übt  aber  alsdann  auch  keinen  hemmenden 
Einfluss  auf  die  Vollziehbarkeit  und  den  Fortbestand  der  damit  an- 
gefochtenen richterlichen  Verfügung. 

(Inscr.)  c.  1.  Cinn.  II.  11. 

§.  66.  Bei  der  Nichtigkeitsbeschwerde  sind  Einführung  und 
MeehtferUgung  derselben  von  der  Mnkgung  tmht  m  trennen. 
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g.  67.  Ihre  Begrüt^mg  muss  in  den  Vbracten  selbst  nachge- 
wiesen werden,  es  sei  denn,  dass  ein  defectns  insanab.  in  persona  jup, 
dids  Tel  partiom  behauptet  wurde. 

§.  68.  Der  I^rfolg  dieses  Bechi^nnittels  besteht  in  der  CassaUan 

des  anf/efochtenen  Verfahrens  oder  Urtheüs  und  in  der  Nothwendig- 
keit  einer  Aviedeiiiolteii  Aluirtheilung  beziehungsweise  Instruction  der 
Sache  durcli  den  cunipetenten  Richter.  Würde  die  Nichtigkeitsbe- 
schwerde nicht  hei  demselben  sondern,  bei  dem  höheren  Richter  ein- 
gewandt, so  geht  die  Streitsache  zu  diesem  Zwecke  an  die  zustän- 
dige Yorinstanz  zurück.. 

g.  69.  Der  Oberrichter  ist  übrigens  ex  officio  verpßi^hi^  ua-< 
heilbare  Nichtigkeiten  abzuwenden,  beziehungsweise  die  Verbessemng 
heilbarer  Mängel  anzuordnen.  Wenn  und  in  so  weit  die  Samrung 
einer  Verhandlung  durch  eine  nachträgliche  Ersetzung  nicht  mehr  aus- 
führbar ist,  hat  der  Richter,  ohne  an  Parteianträge  hiebei  gebunden 
zu  sein,  aut  Cassation  des  ungültigen  Verfahrens  oder  Urtheils  zu 
erkennen. 

(Inscr.)  c.  uu.  Cod.  ü.  tit.  10.  (11.) 

n  Das  fietieh  ini  Vlederelnsetznng  in  den  f  nigra  ttaa4.  (Restitiitto  te 

integnm-) 

l.   Zweck  und  Fälle  der  Anwendbarkeit  der  ResHtuHo  in  integrum. 

g.  70.  Das  ausserordentliche  Rechtsmittel  der  Restitutio  in 
integrum  bezweckt  die  Wiederaufhebung  eines  an  sich  gültigen  und 
bereits  Yollkraftig  gewordenen  Rechtsgeschäftes  oder  richterlichen 
Decretes  (Urthdls)  aus  Rücksieht  auf  die  aequitas. 

Allerdings  findet  in  causis  spiritualibns,  also  auch  in  matrimonia- 
libus,  was  das  sacramentale  Band  der  Ehe  b'etrifit,  dne  Bestit.  i.  L 
gegen  dasselbe  nicht  statt.  Wohl  aber  kann  circa  aeddentalia,  d.  h. 
im  Eheprozess  gegen  richterliche  Decrete  und  gegen  Verlöbnisse  selbst 
die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  erbeten  werden. 

§.  71.  Die  Anwendbarkeit  dieses  Remedium  jur.  extraordin. 
setzt  eine  bedeutende  Beschädigung  an  den  Rechten  der  nachsuchen- 
den Partei  voraus  (laesio  gravis) ,  welche  entweder  in  mangelhafter 
Führung  ihrer  eigenen  Sache  vor  dem  Gerichte;  oder  in  unrechtmässi- 
gem Haiideln  des  G^gentheils  (»sive  motu,  sive  calliditate  adversarii«) : 
oder  in  mim  erweifllieih  unriehtigen  ürtheil  des  Bichten  seine  Vei^ 
anlassun^  hat  und  weldie  daher  das  Gesetz  aas  BiDigkeitsrflcksiditeii 
aufzuheben  gestattet. 

Cf.  1.  c,  P.  IV.  1.  c,  aiossa.  i^Eeiffenstuel  üb.  1.  Tit  41.  n.  18.) 
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Nacb  voranstehender  allgemeiner  Bestammung  kann  ein  Resti- 
tutionsgesuch iu  Ehesachen  insbesondere  begründet  werden; 

1)  auf  minorennes  Alter  (i.  e.  unter  25  Jahren 

2)  Geisteskrankheit; 

C.  2.  Cod.  V.  70.  c.  Glossa. 
SehmaUgruOer  lib.  U.  üt  27.  n.  75. 
8)  Abwesenheii 

Wnrde  nämlich  gegen  einen  »ticte  et  praesumtive«  Ungehorsa- 
men eine  Sentenz  gefallt,  welcher  später  diese  Vermuthung  zu  besei- 
tigen im  Stande  ist,  so  kann  er  durch  r.  i.  i.  die  Aufhebung  jener 
Sentenz  erwirken. 

Vermag  die  Abwesenheit  nicht  so  gerechtfertigt  zu  werden,  um 
als  Bestitutionsgrund  gegen  das  gravirende  Decret  selbst  zu  gelten, 
80  pflegt  doch  (de  Stylo  Rotae)  die  Wiedereinsetzung  in  den  TOiigen 
Stand  gegen  das  fotale  appellai  gewahrt  zu  werden. 

(Inscr.)  a  18.  X.  n.  27. 

Sehme^gffrueber,  L.  IL  S.  II.  tli  14.  n.  56. 

4)  Auf  die  erweisliche  Bestechung  von  Zeugen  oder  Fälschung 
von  Urkunden,  welche  die  richterliche  Entscheidung  bestimmt  haben^ 
kann  ebenfalls  das  Hestitutionsgesuch  begründet  werden. 

C.  22.  X.  n.  28. 

Schmahgrueher  lib.  II.  S.  YL  tit.  27.  n.  66  und  77. 
Bafferes  Vorträge  g.  332. 

5)  Ebenso  anf  den  Nachweis  eines  gencbiUchen  Qest&ndnisses, 
welches  die  Gegenpartei  im  Widerstreit  mit  den  fiietiseben  Voraus- 
setzungen des  ihr  zu  Theil  gewordenen,  obliegenden  Erkenntnisses  ab- 
gelegt hat. 

Sdmalzgnuiher  Lib.  11.  S.  III.  tit.  18.  n.  26.  und  S.  VI.  tit  27. 
n.  77.    C.  13.  Cod.  IV.  30. 

6)  Auf  ein  Urtheil  von  entgegengesetztem  Inhalt  gegenüber  der 
mit  diesem  remed.  jur.  zu  beseitigenden  Sentenz,  welehes  erstere  Ur- 
theil zwar  za  seiner  Zeit  die  Rechtskraft  beschritten  hat»  worüber 


1)  Obgleich  der  Minderi&brige  in  causis  spirilualibus  „pro  mi^ori  habetur.'' 
C.  3.  in  seito  II.  1 

FQr  den  Minorennen  genügt  —  zum  Unterschiede  der  vom  Grossiiihrigen  zu 
Mixenden  Bedingungen,  am  die  Bestil.  in  integr.  sn  erwirken  ^  der  Nicbweis 
dieser  HgensdiBft  and  der  laesio  gravis  ohne  eine  mdefe  Joste  cama  restit.  — - 
Die  mente  captt  sind  denselben  gleich  gestellt.  Hinorenne  dOrlhn  indi  die  rest. 
I.  L  nachaochen,  weon  aoch  noch  etn  remedlam  ordln.  effen  stünde;  firoa^llhrige 
nnr»  wenn  die  Appelialion  UDHattliaft  ist. 
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iber  dar  urkmidEohe  Nachweis  von  dm  Lnplonaieii  «ntt  BeiMfdiiigB 
entdeckt  worden  ist; 

C.  41.  §.  4.  Causa  IL  qu.  6. 

C.  1.  Cod.  Vn.  64. 

7)  Die  Zulassung  neuentstandener  Beweismittel  oder  solcher, 
deren  rechtzeitige  Benutzung  nicht  in  der  Willkühr  der  Partei  gestan- 
den, kann  mit  dem  Gesuch  um  R.  i.  i.  erbeten  werden ;  der  zur  Be- 
gründung derselben  dienende  Thatomstand  ist  jedoch  eidlich  zu  er- 
härten.  C.  4.  X.  L  41. 

Das  Bemed.  «itraordinar.  darf  unbedenklicher  gewfthrt  werden, 
wenn  das  zn  reedndirende  Urtheil  anf  eben  nothwendigen  Eid  ge- 
bant  ist. 

C.  55.  X.  n.  20. 

L.  31.  Dig.  XII.  2. 

8)  Endlich  gewährt  die  s.  g.  clausula  generalis  der  L  1.  Digest, 
(de  i.  i.  rest.)  IV.  1.  tper  quam  ex  causa  justi  erroris  vel  circumven- 
tionis,  aut  ignorantiae,  vel  hujusmodi  pensata  aequitate  quoslibet  gra- 
viter  laesos  (Praetor)  sese  restitatanun  pollicetur,«  dem  Bichter  einen 
weiten  Spiebraum,  nach  billigem  nnd  gewissenhaftem  Ermessen  die 
Folgen  aus  materiell  ungerechten  ürtheilen,  Torsftnmten  fristen  und 
Terminen  auftnheben. 

CL  Be^msMUh.  L  tii  41.  n.  52. 

9.  FriH  der  TSuUUHgkeit  dieses  RechtsmUtelit. 
§.  73.  Das  Bechtsmittel  der  B.  i.  i.  steht  binnen  vier  Jahren 
offen,  so  jedoch  dass: 

1)  die  durch  ein  rechtmässiges  Hindemiss  oder  durcli  unrecht- 
mässiges Handeln  des  Gegenthcils  oder  Bichters  vom  Gebrauch  fiir  die 
verletzte  Partei  ausgeschlossene  Zeit  nicht  mitzuberechnen  ist; 

2)  Der  Anfangspunkt  dieser  Frist  der  Moment  ist,  in  welchem 
der  die  richterliche  Nachsicht  rechtfertigende  Umstand  zu  existiren 
aufgehört  hat;  also  der  Eintritt  der  QrosqlUirigkeit  (oder  der  vema 
aetatis);  das  Aufhören  der  Oeisteskrankheit;  der  gerechtfertigten  Ab- 
wesenheit; der  Eintritt  der  Wissenschaft  und  Yollen  Dispositionsfihig- 
keit  an  die  Stelle  des  Nichtwissens  oder  der  Behinderung  in  Betreff 
eines  zu  gebrauchenden  Beweismittels,  oder  zu  benutzenden  peremto- 
rischen  Termines  ^). 

.  C.  1.  in  sezto  (s.  h.  t.)  I.  21. 

1>  HU  der  BesdiiiUgODg  beginnt  der  Tembi  mir  dtnn,  wenn  dies  laethmis 
und  dies  seleotiae  eotaddaBt 

Betff^smiua  Ihm,  41.  f.  S.  n.  OS. 

Wird  eine  Mt&Mreitinait,  te  sntlMfctMdielMiiiilifDiiicIrtairiiaferai 
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3.  AusindiiiiBweise  soll  gegnn  em  anf  geiftlseliten  Beweianuttelii 
bernhendes  Erkemitniss  die  B.  i.  i.  binnen  zwanzig  Jahren  naehgesnoht 
werden  können.  Unbeschadet  dessen  muss  eine  dreissigjährige  Frist 
offen  stehen,  wenn  die  NuUitätsquerel  anwendbar  ist. 

C.  6.  X.  2.,  25. 

3.    Competente  Ruht  er.    (Devolftfir-.  Snsjwmir-EfjCert) 

§.  74.  Die  Wiedereinsetzung'  in  den  vorigen  Stand  ist  bei  dem- 
jenigen Genchtshofe  nachzusuchen,  dessen  Sentenz  durch  dieselbe  auf- 
gehoben oder  bei  welchem  die  Wiedereröfihnng  eines  verabsäomten 
peremtorischen  Termins  erwirkt  werden  soll. 

g.  75.  Gegen  die  richterliche  fiescheidnng  eines  Bestitations-f 
gesncbes  sind  sdmrnÜUshe  (ordentliche  nnd  ansserordentliche)  üseftfe- 
mUd  wiederum  anwendbar. 

§.  76.  Suspensiveffect  kann  sich  an  ein  Bestitationsgesnch  nur 
dann  knüpfen,  wenn  dasselbe  dem  Vollzuge  des  m  bekämpfenden 
richterlichen  Spruches  zuvorkommt,  ohne  durcli  iifilie  zu  Tage  liegende 
Grundlosigkeit  des  Vorbringens  den  Schein  einer  unerlaubten  Prozess- 
verzögerung an  sich  zu  tragen. 

C.  un.  Cod.  II.  50. 

C.  6.  (inscr.)  X.  1.  41. 

Zeilraum  (lempus  ad  quod),  als  an  derselben  Frist  lür  die  impeirirende  Partei 
durcb  den  die  Vers&umniss  cntscbaldigenden  RestituUonsgrund  verloren  worden  war. 

L.  50.  I).  IV.  4. 

L.  26.  $.  7.,  8.  D.  IV,  6. 

Cap.  00.  dem.  /.  11. 


Digitized  by  Google 


Llltrainr:  X^nftstmanfif  mrdieDreciit 


316 


JLiteraliir« 

1.  Orundzüge'  eines  vergleichenden  Kirchenrechts  der  christlichen 
Confessionen  von  Dr.  Friedrieh  Kmstmamh  ord,  Lehrer  des  Kir- 
ehmreckts  an  der  Hochschule  gu  München,  München  Ckr,  Kaiser 
1867.   VI.  und  ns  8.  gr.  B.  (Pk 

Der  Yerfiisser  war  am  14.  Jan.  1811  zu  Nfimberg  geboren  und 
starb  am  15.  Augnst  d.  J.  an  einem  Bmstleiden.  Er  war  katholischer 
Priester  nnd  besass  vorzügliche  Kenntnisse  in  der  Geschichte  der 
Kirchen-Kechts-Quellen.  Das  vorliegende  Werk  soll  ein  möglichst  kur- 
zes Lehrbuch  des  Kirchenrechts  für  Rei-htscandidaten  sein.  Kurz  ist 
es  und  dennoch  entliiilt  es  in  grosser  Gedrängtheit  einen  reichen  In- 
halt, und  manche  gute  Bemerkung.  Jedoch  ist  der  Inhalt  mehr 
nach  der  Liebhaberei  des  Verfassers,  als  nach  dem  Zwecke  des  Buches 
ausgewählt.  Man  findet  darin  viele  einzelnen  Notizen,  namentlich  zur 
Alteren  Qaellengeschichte,  und  einige  Iftngere  Ausführungen,  z.  B. 
über  die  Geschichte  der  Amortisationsgesetze  (§.  27.  S.  87^90.),  die 
man  nur  in  einem  grosseren  Handbuche  des  Eirchenrechts  suchen 
würde,  aber  manche  principiell  wie  praktisch-wichtige  Frage,  die  auch 
in  einem  Elementarwerke  nicht  unbeantwortet  bleiben  sollte,  ist  gar 
nicht  oder  völlig  ungenügend  berührt  worden.  Bisweilen  hat  der  Ver- 
lasser auch  in  unzulässiger  Weise  geueralisirt,  indem  er  das,  was  da  oder 
dort  particulär  vorkommt,  ohne  Weiteres  wie  ein  kircheureclitliches 
Princip  hinstellt.  Auch  ist  der  Standpunkt  des  Buches  in  sofern  ein 
verfehlter,  als  in  demselben  vielfach  statt  des  kirchlichen  Hechtes  nur 
die  äussere  Praxis  in  kirchenrechtlichen  Dingen,  wie  sie  bald  in  Folge 
des  kirchlichen  jus  commune,  bald  in  Folge  von  jus  partkulare«  badd 
blos  thatsSchlich  besteht,  dargestellt  ist,  anstatt  zunächst  auf  Grund 
der  kirchlichen  Rechtsquellen  die  GmndeAtze  des  kirchlichen  jus  com- 
mune darzulegen,  und  daran  dann  die  fSr  Deutschland  wichtigen, 
theils  kirchenrechtlichen,  theils  blos  staatsrechtlichen  Abweichungen 
dos  jus  particulare  als  solche  anzuknüpfen. 

J2.  Die  evangelische  und  katholische  Kirche  der  neu  einverldhfen  Län- 
der in  ihren  Beziehungen  zur  Pretissischm  Landeskirche  tmd  zum 
Staate.  Von  Dr.  Emil  Friedberg,  Frof.  d.  E.  an  der  Universität 
Halle.    Halle.  Buchh.  des  Waisetihauses  1867.  V.  und  104  S.  8. 

B,  Das  Verhaltniss  des  Fretissisehen  Staates  zur  katholischen  Kirche 
aufkirehenreehüichem  Gebiete,  »ocA  den  preussischen  GeseUsen  dar^ 
geMtt.   VmMerm.Gerlath,  Ik.Mäer  SeehiieundBri^^e89(^ 
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KWdmr.  an  der  pkäa8.'4heol,  LekranstaÜ  mu  BaäevhmL  Zweiie 
umgearbeüete  und  vermehrte  Äufi.  ErOe  JMheü.  VUI.  tmd  160  8. 
Baäerbwn.  Sehotimgk.  1867.  (^/3  Thlr.) 
Professor  Friedberg,  dessen  Fathe  der  prenssische  Gultns-Miiiister 
von  Mtibler  ist,  behandelt  eingehender  die  eTangelfsch-kirchlichen  Ver- 
hältnisse, die  uns  hier  fern  liegen,  kürzer  (S.  Gl  ff.)  die  Stellung  der 
katholischen  Kirclie  in  Preussen  und  den  annectirten  Ländern.  Er 
verwirft  mit  liecht  die  Ansicht  des  Obertribunals  in  dem  Urtheil  vom 
19.  (nicht  14.)  Mai  1863,  dass  der  Art.  15.  der  Preussischen  Ver- 
fassungs-ürkunde  eine  blosse  Verheiasung  der  kirchlichen  Freiheit  und 
Selbstständigkeit  enthalte,  ein  Princip,  welches  erst  durch  ein  beson- 
dene  Qeseti  verwirklickt  werden  mOBse.  Eir  Qberaieht  aber,  dass 
das  ürtlieO  desselben  Obertribiinals  Tom  17.  Jofi  (nidit  Jnni)  1865, 
die  wahre  und  wirkliche  Bedentang  des  Art.  15.  der  yerfiunongs-Ur^. 
knnde  nnd  damit  die  nnmittelbare  praktisdie  Geltung  der  kirchliehen 
Selbstverwaltung  später  anerkannt  hat  (Vgl.  Archiv  Bä.  XV .  S.  1—22.). 
Auch  sucht  Friedberg  in  den  Art.  15.  eine  Unterscheidung  zwischen 
jus  sacroruni  (jus  in  sacra)  und  jus  circa  sacra  oder  Staatshoheit  in 
Kirchensachen  hinein  zu  interpretiren ;  ersteres  sei  durch  Art.  15.  auf- 
gehoben, letzteres  nicht.  Gegen  diese  Behauptungen  spricht  1)  der 
WorÜatU  des  Art.  15.,  2)  die  ganze  (schon  im  Archiv  XI,  S.  1—93. 
aosföhrlich  dargelegte)  Enteiekungsgeschichte  des  Art.  15.,  3)  die 
ganze  Geschichte  von  der  Ansffthning  des  Art.  15.  Jene  und  einige  andere 
danut  znsammenhftngenden  Ansichten  Friedberg^s  über  den  Art.  15.  der 
Verterongs-Ürbmde  (die  mit  dem  1.  Oetober  1867  anch  Ar  die  an- 
nectirten Länder  in  Kraft  tritt)  werden  mit  aller  Grfindliehkeit  wi- 
derlegt im  §.  23.  S.  141—154.  der  vorzüglichen  Schrift  Gerlach's, 
deren  vorliegende  Abtheilung  bereits  umfassender  ist,  als  das  ganze 
Werk  in  seiner  ersten  Auflage.  Diese  fast  ganz  neue  I.  Abtheilung 
erörtert  erschöpfend  unter  sorgfältiger  übersichtlicher  Mittheilung 
alles  einschlägigen  Materials  das  dem  Verhältnisse  des  prenssischeu 
Staates  za  der  katholischen  Kirche  zn  Grande  liegende  Princip,  die 
.  Entstehnngs-  nnd  Anslegongs-Geschichte  der  betreffenden  Artikel  der 
prenssischen  Ver&ssnngB-Urknnde  nnd  deren  seitherige  gerichtliche 
nnd  administratire  Anwendung.  U.  A.  sind  auch  aus  den  in  lYank- 
fort  nnd  Berlin  gefahrten  Beden  fiber  die  Stellung  der  Beligionsge- 
Seilschaften  zu  dem  Staate  die  Hauptstellen  ßr  die  Selbststtodigkeit 
der  Religionsgesellschaften  mitgetheilt  (darunter  im  Frankfurter  Par- 
lament das  Beste  eine  feurige  Rede  Döllinger's  von  München  wider 
ein  staatliches  jus  circa  sacra.  S.  33  ff.)  und  Aeusserungen  gegen 
dieselbe  naipentlich  dann,  wenn  . sie  die  Tragweite  des  später  ange- 
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nommenen  Princips  der  kiichKchen  Frdheit  und  Selbststitaidigkeit 
klar  machen. 

4.  Der  Tapst  md  die  modernen  Idee»,  F.  JB^,  Der  heiiiffe  8IM 
und  die  PolUik.  Eine  Abhandlung  über  den  Sinweränf  die  Seme' 
räuität  und  die  Unierthanen.  Wien.  Sartori,  1867.  IV.  und 
71  S.  gr.       (12  Sgr.) 

Dieses  tünfte  Heft  Gfenugt  weniger,  3.h  durchweg  die  früheren 
der  sonst  so  geschickt  angelegten  Sammlung.  Es  will  den  in  den 
früheren  Heften  dare^estellten  politischen  Irrthümern  die  Grundsätze 
einer  gesunden  christlichen  Politik  gegenüber  stellen.  Daför  reicht 
aber  ^e  Uebersetznng  einer  an  gesnnden  Ideen  zwar  ziemlich  reichen, 
aber  anch  nicht  gerade  sehr  geistreiehen  nnd  schhigend  dedncirenden 
nnd  nnr  anf  einige  veraltete  Natorrachtslehrer  hier  und  da  Bftckäoht 
nehmenden  Abhandlung  des  (1718  geborenen,  1802  geetOrbenen)  in 
unserer  Zeit  anch  keineswegs  sonst  als  ehie  AntoritAt  geltenden  Car- 
dinais Gcrdil  über  die  Souveränität^  den  Souverän  und  dis  Unter- 
ihauen  mit  Zugabe  einiger  Noten  aus  l'l^a?/«»-'«  Naturrecht,  Dahlmann's 
Politik  nnd  Verweisungen  auf  die  Syllabusencyclica  nicht  aus. 

5.  Gerh.  Schneemann  (Fr.  d.  G.  J.)  Die  kirchliche  Gewalt  und  ihre 
Träger  (Stimnim  aus  Maria-Laach.  Nr,  VIL)  Freiburg  ».  Br, 
Herder.  1867.  112  S.  gr.  8.  (12  Sgr.) 

6.  Deredbe.  Der  Fapsty  das  Oberhaupt  der  Gesammtkirehe  (Stim- 
men am  Maria-Laach.  Nr.  VIU.)  Ebendaadbit  1867.  151  8. 
gr.  8.  (14.  Sgr.)  - 

Unter  den  yerschiedenen  guten  Brochflren  von  Paier  Schneemann 
sollte  Nr.  VIT.  die  beste  sein,  denn  sie  behandelt  das  fQr*8  grosse  PnbBkQm 
zur  Zeit  wichtigste  Thema ;  sie  ist  aber,  ebenso  wie  Nr.  VIII.,  vielleicht 
■  zu  rasch  gearbeitet.  Sie  enthält  vieles  Gute,  aber  nicht  immer  genügend 
verarbeitet,  mitunter  breit,  niclit  schlagend  genug  und  lückenhaft.  — 
Nr.  Vni.  beschäftigt  sich  mit  den  Art.  28.,  29.,  84—38.  des  Syllabus, 
and  bildet  zugleich  eine  passende  Festgabe  zur  18.  Säcularfeier  des 
glorreiclien  Martyriums  des  ersten  Papstes.  Eine  eingehende  streng 
wissenschaftliche  Recension  von  Dieringer  in  Reusch's  Theol.  Litera- 
tur-Blatt 1867  Nr.  17.  machte  bereits  aqf  einige  Ltcken  nnd  Ueber- 
treibnngen  aufhierksam,  an  denen  die  sonst  werthToUe  Brochüre  leidet. 

7.  Die  hirMii^  li^eiheU  md  die  ba^erisdte  Chaetigdnmg  nri^ 
blidi  auf  die  Jeemtenfrage  in  Segendmrg.  Mne  Anspradie  des 
Bischofs  wm  Regendmrg  an  den  Klerus  seiner  Biocese.  Regens- 
bürg.  G.  A.  Manz  1867.  120  8.8. 

Das  bayerische  Ministerium  verwies  in  seiner  endlichen  Antwort 
V.  9.  Oct.  1854  aui  die  Denkschrift  der  bayerischen  Bischöfe  v.  15.  Mai 
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1853  zur  Lösung  scheiubarer  oder  wirklieh  bestehender  Widersprüche 
zwischen  dem  bayerischen  Concordate  und  Religionsedicte  zunächst 
auf  den  Weg  der  doctrinelien  Interpretation  (Vgl.  Archiv  VIII. 
S.  433.).   Der  hochw.  Bischof  von  B^ensburg  beschritt  in  der  Frage 
der  rdigiösen  Privat -Association,  welche  die  bayerische  Begierang 
den  Jesuiten  in  Begensburg  verbieten  wollte  (s.  Archiv  XYIL  256  ttJ) 
diesen  Weg.  Er  erbat  sich  ein  Bechtsgutachten  von  dem  Advocaten 
Preylag  in  München.  Dieser  führte  darin  ans,  dass  das  G^esetz  jedem 
Staatseiiiwohuer  vollkommene  Gewissensfreiheit  garantire,  und  denage- 
mäss  auch  Jedem  gestatte,  seiner  religiösen  Ueberzeugung  gemäss  im 
Kreise  seiner  Hausgenossen  zu  leben  und  seine  Hausandacht  zu  ver- 
richten.   Das  Verfahren  der  Staatsgewalt  gegen  die  Jesuiten  sei  un- 
gerechtfertigt und  ungesetzlich.  ,  Nach  der  Definition  des  bayerischen 
Landrechts  ThL  Y.  cap.  19.  g.  13.  n.  2.  seien  Klöster  juristische  geist- 
liche Corpor<xHonen,  worin  eine  Anzalil  Beligiosen  einerlei  Ordens  ge- 
meinschaftlich und  regelmassig  zusammenleben.    Im  vorliegenden 
Falle  sei  aber  nicht  einmal  beabsichtigt  gewesen,  eine  juristische  Cor- 
poration zu  gründen.  Auch  selbst  wenn  das  Zusammenleben  der  Je- 
suiten als  religiöser  Verein  betrachtet  werden  sollte,  sei  nach  den  Be- 
stimmungen des  Vereinsgesetzes  keine  Genehmigung  der  Staatsgewalt 
uöthig,  und  überdies  seien  auch  zur  Entscheidung  über  eine  etwaige 
Uebertretung  der  Vereinsgesetze  nur  die  Gerichte  zuständig,  und  in 
keinem  Falle  habe  die  Staatsgewalt  das  Kecht  zur  polizeilichen  Ein- 
schreitung.   Dieses  Keclitsgutachten  wurde  auf  weiteres  Befragen  des 
hocliw.  Bischofs  von  zwöll  Kechtsgelelirten  aus4en  verschiedenen  deut- 
schen Ländern  {Bauerhand  in  Bonn,  Fachmann  in  Wien,  Maasscn  in 
Qraiz,  Feier  Bakiheiiuj^ger  in  Berlin,  Eosshirt  und  Vering  in  Hei- 
delberg, May  de  Sons  in  Innsbruck,  FhiU^  und  Arndts  in  Wieui 
SchuUe  in  Prag,  Vogel  in  Mergentheim,  Seite  in  Darmstadt  und  Maas 
in  Freiburg)  ausdrücklich  gebilligt,  und  von  Einigen  derselben  noch 
durch  weitere  Ausführungen  unterstützt.  Alle  erklärten  das  Vorgehen 
der  bayerischen  Regierung  gegen  die  Jesuiten  in  Kegensburg  als  uu- 
gesctdich  und  Einige  geradezu  für  eine  Verletzung  der  Verfassung. 
Der  hochw.  Bischof  von  Regensburg  Dr.  Ignatius  von  Senestrey  ver- 
öffentlichte darauf  unter  dem  oben  genannten  Titel  eine  Ansprache  an 
seinen  Klerus,  worin  er  das  ganze  Auftreten  der  Begierung  gegen  die 
in  Begensburg  sich  aufhaltenden  Jesuiten  in  ruhiger  und  klarer  Weise 
unter  Hinzuiugung  der  einschlägigen  amtlichen  Actenstücke  und  der 
erwfthnten  Bechtsgutachten  darlegte.  Wie  die  Zeitimgen  weiter  be- 
richteten, haben  dann  die  vom  hochw.  Bischof  zur  Aushülfe  in  der 
Seelsorge  berufenen  Jesuiten-Patres  zu  Begensburg  die  frühere  ge- 
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meinsame  Privatwohnung  in  einem  an  das  frühere  Schottenkloeter  an- 
stosBenden  zur  Phesteroeminar-Stiftimg  St.  Jaeob  gelKirenden  Qebftude 
wieder  bezogen,  za  Torfibergehendem  Aufenthalt,  je  naehdem  ihre 
Thätigkeit  nicht  auf  Missionen  in  Ansprach  genommen  ist  ~  Die 
Tom  Liter.  Handweiser  Nr,  58.  S.  358.  als  lesenswerthe  Eigftnzung  der 
Ansprache  des  hochw.  Bischöfe  von  Regensburg  bezeichnete  in  Bayern 
polizeilich  verbotene  Brochure :  Die  bayerische  Bureaucratie  und  die 
Jesuiten  in  licgcnshurg.  62  S.  Mainz.  Giani,  ist  uns  leider  nicht 
zu  Gesicht  gekommen. 

S,  Die  ^Jesndkn.  Ihre  Zeftre,  ihr  UnkrruMswe9en,  ihr  ÄposMaL 
fVei  bearbeitet  nach  dem  Französischen  des  «71  lyArsae,  Wien. 

Sartori.  i.S67.  VIIL  und  216  S.  12.    (12  Sgr.) 

Das  Uriginal,  von  eiuem  Laien  verfasst,  erschien  Paris  et 
Bruxellej;  18()5  bei  Perisse  freres.  Es  ist  eine  von  grosser  Belesenheit 
Zeugiiiss  gebende  vortreffliche  Verth eidiguug  der  Jesuiten  so  zu  sa- 
gen gegen  alle  im  Laufe  der  Zeit  gegen  sie  gemacliten  und  erdiclite- 
ten  Anschuldigungen.  Die  gewandte  und  gut  ausgestattete  deutsche 
Bearbeitong  ist  gewiss  sehr  zeitgemftss  und  ihre  Verbreitung  im  grossen 
Publikum  sehr  zu  emj^ehlen. 

9,  Bildet  das  Staats^Einkomtnen  der  Geistlichen  nach  den  in  Rhein- 
hessefi  geltenden  Gesetzen  eine  Dotation  der  Ffarr stelle  ?  und  haben 
die  Gemeinden  die  Verpflic/Uung,  im  FaXle^  dass  solche  zum  ange- 
messenen üfUerhaUe  meht  antsreicht,  einen  Zusdiuss  kekswtemtn? 
Ei$te  VerihwdigmgsBehrifi,  Ms  Manuscnpt  gedrwokL  Mmng, 
Drwk  von  Frans  Sonsen.  1S$7.  4J3  8,  gr,  8. 

Eine  Denkschrift  des  Mainaer  Anwalts  Dr.  Borekel ,  worin  an- 
lässlich eines  jetzt  in  dritter  Instanz  schwebenden  Rechtsstreits  zwi- 
schen dem  Decan  und  Pfarrer  zu  St.  Quintin  (Schneider)  als  Verwalter 
der  Succursalpfarrei  von  St.  Christoph  (deren  Seelsorge  zui*  Zeit 
Jesuiten  besorgen)  und  der  Stadt  Mainz,  jene  Fragen  auf  Grund  des 
rheinisch-französischen  Rechtes  gi-ündlich  erörtert  und  bejalit  werden. 
Der  Darmstadter  Cassationshof  entschied  jedoch  am  17.  Sept.  1867 
im  entgegengesetzten  Sinne.  Auch  wurde  der  kleine  Staatszuschuss 
zu  jener  Ffiurel,  auf  so  lange  als  dieselbe  nicht  ardnmgsmäsaigt  d.  h. 
von  den  vom  Bischof  bernfsnen  Jesuiten,  vorwaltet  werde,  m  der 
zweiten  Darmstftdter  Kammer  nach  vielen  starken  ant^esuitischen 
Bedensarten  in  den  Sitzungen  vom  26.  und  27.  Juli,  in  der  ersten 
Kammer  in  der  Sitzung  vom  16.  August  1867 ,  obschon  hier  Dom- 
capitular  Moufang  und  mehrere  protestantische  Edelleute  das  Hecht 
der  Jesuiten  wacker  vertheidigten,  verweigert. 
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10.  Das  Eigenthum  an  den  katholischen  Kirchen  nehst  Zugehörungen 
nach  der  franz.  Gesetzgebung^  mmentiich  in  Bezug  auf  die  deut- 
schen Landestheile  des  linlien  Eheinufers.  Mit  besonderer  Berück- 
sichtigung der  Entscheidungen  des  Grossh.  Hessischen  Cassations- 
Äo/s ;  von  J.  HirsduH,  b.  B.  Dr.,  DomcapUular  und  Professor  des 
JEMmreekk  am  hisMß*  8mmar  m  Mainz.  Maine,  jV*.  Kvreh- 
Mm.  1867.  ir.  wid  ISO  8.  gr.  e. 

Wir  regutnrten  im  ArMv  IV,  S.  909  IL  die  Sohriften  von  Zon- 
gard  I.,  Begnier^  Molitor^  Mooren,  Maurer,  Gräff,  mit  denen  Dr.  Hir- 
$eMia  dem  gründlich  von  ihm  nachgewiesenen  BesolttttelUiereinstimmt, 
dass  das  Gerrainalgesetz  die  katholischen  Kirchen  nnd  deren  Zubehör 
der  Kirche,  und  nicht  den  bürgerlichen  Gemeinden  dem  Eigenthume 
nach  zurückerstattet,  und  dass  der  Consularbeschluss  vom  20.  prairial 
X.  (9.  Juni  1802)  die  Gotteshäuser  und  ihre  Appertinenzen  in  den 
linksrheinischen  deutschen  Gebieten  der  katholischen  Kirche  zu  Eigen- 
thum behissen  habe.  Diese  Sätze  entsprechen  allein  dem  Wortlaute 
der  Gleeetze,  stimmen  ToUkommen  flberdn  mit  allen  sonstigeii  Ver- 
fügungen der  Regierung  and  bemlten  ani  demjenigen  Beditasoftand, 
wdcher  einzig  der  Natmr  der  Sache  angemeesen  ist  nnd  von  jeher  in 
Frankreich  und  der  übrigen  christlichen  Welt  bestand  und  überall  be- 
steht. (Vgl.  auch  Archiv  Bd.  XI,  1  ff.,  457  ff.;  XU,  147  ff. ;  XV,  3  ff.; 
XVI,  447  ff;  XVII,  94  ff,  353  ff)  Das  besondere  Verdienst  Hir- 
schers besteht  in  der  scharfsinnigen  Kritik  der  betreffenden  fintachei- 
dungen  des  Hessischen  Cassationshofs. 

11.  Die  Fraebenda  theologalis  und  poenitentialis  in  den  Capiteln. 
Eine  canonistisclie  Abhandlung  von  Dr.  Franz  Sentis^  PrivcUdocent 
der  Bechte  an  der  Universität  zu  Bonn,  Mainz.  F.  Kirchheim. 
1867.  56  8.  fr.  8.  CT^U  ^9^-) 

Obsdion  das  Triaentinom  die  in  dem  Titel  dieser  Halnlitatioiu- 
selirift  genannten  Pfrfinden  vorschreibt,  so  kommen  sie  doch  In  ganz 
Deutschland  und  Oesterreich  in  keinem  Capitel  vor.  Alle  neueren 
camnustisclien  Werke  beschränken  sich  auf  die  blosse  Angabe  des 
Namens  derselben.  Dr.  Sentis  entwickelt  hier  nun  mit  Scharfsinn, 
Gründlichkeit  und  Wärme  liistorisch  und  praktisch  die  Entstehung, 
den  Nutzen  und  Zweck  und  das  Besetzungsrecht  dieser  Präbenden. 
Seine  Schrift  füllt  eine  wirkliche  Lücke  in  der  Literatur  aus. 

12.  Die  Buchhandlung  von  G.  Jansen  zu  Berlin  sendet  uns  zur  Re- 
cension  das  (Predigtmagazin}  St.  Hedwigsblatt  v.  Curatus  C.  Brunn. 
(Jahrgang  1866),  llher  welches  wir  nnr  unser  frOheies  Urtheil  (jlr- 
Mo  id.  XI,  S.  18(^  f.)  wiederholen  können;  ansserdem  den  recht 
empfeUenswerthen  Berliner  Bonifacius  -  Kalender  pro  1868  von 
Missums-Vtcar  E.  MüUer  (Preis  8  Sgr.),  der  insofern  auch  in*s 
Archiv  gehört,  als  er  Statistisches  der  katholischen  Gemeinde  zu 
Berlin  luid  eine  Statistik  der  Delegatar  entb&It. 

Vering. 


AedMtion:  Profeuor  Dr.  Vering  sa  H«idelbei;g. 
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Die  der  päpstliclien  Denkschrift  vom  15.  November  1866  über 
die  Yerfo^uQgen  der  Kirche  in  Kusäland  und  Polen  beige- 
gebenen Urkunden. 

(SchliiBS.   Vgl.  Archiv  XVII,  2i>ö  IT.,  383  ff.,  XVIil,  74  (f.,  238  ff.) 

LXIL  Sebreiben  des  heiligen  Vaters  an  Msgr.  FelinsU  d.  d.  2»D.  Febroar  1862  Uber 

dessen  Präconisirung  als  Erzbischof  von  Warschau,  vaiifenommen  von  Sr.  Heilig- 
keit im  Consistorium  vom  6.  Jänner  dessselben  Jahres ,  und  Uber  die  scbweren 

Pflichten  seines  Hirtenamles. 

[Das  Schreiben  ist  bereits  im  Ara^w  YUI,  155  ff.  abgedruckt.] , 

LXIH.  Vertrauhrhe  Note,  öbermarht  unterm  2.  Mai  1862  vom  hochwördigsten 
Carilinal-Staatssecretär  an  den  ru^sisclien  Gesandten  über  die  Sendung  des  aposto- 
lischen Nuntius  nach  PeterMhurg  und  über  die  noibwendit^e  Aufliebunj?  eini?:er 
Gesetze,  welche  den  freien  Verliehr  der  Bischöfe  und  der  Geistlichlteit  mit  dem 
heiligen  Stuhle  und  dessen  Verlrelern  verbieten.   \\m  Original  italienisch.] 

Bei  der  letzten  mit  mir  gehabten  ßes})rechnng  hatten  Eure 
Excellenz  die  Gefälligkeit,  mir  von  einer  Ihnen  zugekommenen  De- 
pesi  lie  des  Fürsten  Gortschakoff  d.  d.  8.  April  p.  p.  mündliche  Mit- 
theilung zu  machen,  in  welcher  Depesche  Se.  Durchlaucht  sich  über 
die  Befriedigung  ausspricht,  mit  der  Se.  Majestät  der  Kaiser  die  Wahl 
der  vom  heiligen  Vater  für  die  hohe  nnd  wichtige  Stelle  eines  aposto- 
lischen Nuntius  in  Petersburg  bezeichneten  Persönlichkeit  aufgenom- 
men habe,  nnd  gleichzeitig  die  lebhafteste  Zuversicht  äussert,  dass 
die  Anwesenheit  des  päpstlichen  Beprftsentanten  in  den  Staaten  Sr. 
k.  k.  Majestät  den  doppelten  Zweck  erreicht  haben  werde,  einmal,  den 
heiligen  Stuhl  genau  über  den  Stand  der  religiösen  Angelegenheiten 
in  Kusslaiul  uud  Polen  zu  unterrichten  und  dann  die  freundschaftlichen 
Bezielmngen  zwischen  dem  heiligen  Stuhle  und  Sr.  Majestät  lie- 
gierung  immer  enger  zu  knüpfen.  Uebergehend  auf  die  Gesetze  und 
Verordnungen,  welche  den  freien  Verkehr  der  Bischöfe  und  der  Geist-' 
lichkeit  mit  dem  heiligen  Stuhle  und  dessen  Vertretern  verbieten, 
nnd  auf  die  ich  in  besonderer  Weise  die  Aufmerksamkeit  Ew.  Excel- 
lenz, bevor  die  Sendung  des  pftpstlichen  Nuntius  zur  Thatsache  wurde, 
zu  lenken  die  Ehre  gehabt  hatte,  erklärte  Se.  f&rstl.  Durchlaucht  in* 
erwähnter  Depesche,  dass  die  gedachten  Gesetze  und  Verordnungen, 
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welche  auf  den  Verkehr  zwischen  der  Geistlichkeit  und  dem  Vertreter 
Sr.  Heiligkeit  aus  wichtigen  Gründen  ausgedelint  wurden,  auch  in 
dem  Falle  der  Errichtung  einer  apostolischen  Nuntiatur  in  Petersburg 
In  voller  Kraft  anfreeht  erhalten  werden  müssten,  und  gleichsam  zur 
Bechtfertignng  dieses  Beschlusses,  spielte  Se.  Durchlaucht  auf  die 
hochwichtigen  politischen  Interessen  an,  welche,  seiner  Ansicht  zufolge, 
durch  den  freien  und  unmittelbaren  Verkehr  der  Geistlichkeit  mit 
dem  obersten  Haupte  der  Kirche  geföhrdet  würden,  sowie  auf  den 
Vorgang  in  anderen  katholischen  Ländern,  wo  das  Bestehen  ähnlicher 
Gesetze  und  Verordnungen  die  Anwesenheit  apostolischer  Nuntiusse 
niemals  gehindert  hat. 

Bevor  ich,  Euer  Excellenz,  mich  über  eine  den  Hauptbeweisgrund 
der  oben  erwähnten  mündUchen  Mittheilung  betreffende  Bemerkung 
yerbreite,  habe  ich  das  Vergnügen,  Ihnen  hiermit  schrifthch  zu  wie- 
derholen, was  ich  Ihnen  schon  mehrmals  mündlich  auszudrücken  die 
'  Ehre  gehabt  habe,  dass  nämlich  der  heilige  Vater  die  innigste  Be- 
friedigung emplhnd,  als  Sie  im  letztrerflossenen  Monat  December  auf 
ausdrückliche  Anweisung  Ihrer  Regierung  mir  gutigst  eröffneten,  dass 
Se.  Majestöt  den  eifrigen  und  wiederholten  Bemühungen  des  heiligsten 
Vaters  und  den  so  oftmals  kundgegebenen  Wünschen  seiner  erhabe- 
nen Vorgiinger  gnädiges  Gehör  schenke  und  es  keinen  Anstand  mehr 
finde,  dass  bei  Sr.  Majestät  ein  päpstliclier  Vertreter  beglaubiget 
werde.  Der  heilige  Vater  musste  darin  eine  Bestätigung  der  wohl- 
wollenden Gesinnungen,  welche  den  erhabenen  Monarchen  für  seine 
katholischen  Unterthanen  beseelen,  und  einen  weiteren  Beweis  der 
Sorgfalt  erkennen,  welche  er  tür  ihre  geistüche  Wohlfahrt  hegt,  wie 
dies  auch  die  £röfihung  des  Fürsten  Gortschakofi  ausdrücklich  erklärt. 
In  der  Zuversicht,  dass  diese  wohlwollende  Absicht  Sr.  Majestät  die 
sichere  Gewfthr  für  die  yollkommene  Erreichung  des  so  sehnlich  ange- 
strebten Zieles  sein  werde,  hat  unterdessen  Se.  Heiligkeit  mir  den 
ehrenvollen  Auftrag  gegeben,  in  seinem  Namen  durch  Euer  Excel- 
lenz hohe  Vermittlung  Sr.  Majestät  hierüber  das  allerhöchste  Wohl- 
ge£Etllen  auszudrücken. 

Damit  jedocli  die  Anwesenheit  des  päpstlichen  Vertreters  jene 
nützlichen  Erfolge  erzielen  könne,  welche  sich  der  heilige  Vater  für 
die  Wohlfahrt  der  katholischen  Kirche  verspricht,  ist  es,  wie  Eure 
Excellenz  wohl  selbst  begieifen,  unerlässlich  nothwendig,  dass  keine 
Hemmung  und  kein  Hinderniss  den  Bemühungen  entgegentrete,  welche 
der  apostolische  Nuntius  in  Petersburg  wie  anderswo  vermöge  seines 
iiohen  Amtes  nun  Nutzen  und  Frommen  der  katholischen  Bevülkerung 
an  entftiten  berufen  ist  Jedermann  kennt  den  Unterschied  zwischen 
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der  Mission  eines  apostolischen  Nuntius  und  jener  eines  Vortreters 
was  immer  für  einer  weltlichen  Macht.  Der  Papst  als  Oberhaupt  der 
Kirche,  welche  von  Gott  als  wahrhafte,  voUkommene  und  sohin  un- 
abhängige Gesellschaft  eingesetzt  ist,  hat  die  Pflicht,  seine  apostolische 
Sorgfalt  auf  alle  Gläubigen  auszudehnen,  welche  in  den  verschiedenen 
Theilen  der  katholischen  Welt  zerstreut  sind,  und  es  liegt  daher  in 
dem  fiemfe  dieses  seines  muTerseUen  Amtes,  dass  er  fiberallhin  seine 
Abgeordneten  sende,  nm  durch  ihre  Yermittehmg  den  geistlichen  Be- . 
dürfidssen  der  Gläubigen,  den  dringendsten  Bedfir&issen  der  Kirche 
nflher  zn  HtUfe  nnd  Beistand,  und  nm  genan  unterrichtet  zu  sein  über 
den  wahren  Zustand  der  religiösen  Angelegenheiten,  damit  er  für  die- 
sell)e  entsprechende  Fürsorge  treffe;  ausserdem  darf  der  Mission  der 
päpstlichen  Repräsentanten  die  Aufgabe  nicht  fremd  sein,  mit  der 
weltlichen  Macht  in  freundschaftliche  Beziehungen  zu  treten,  um  mit- 
tels gegenseitigen  Einverständnisses  die  Erreichung  der  religiösen 
Wohlfahrt  der  Völker  zu  erleichtern. 

Die  Mission  des  apostolischen  Nuntius  bleibt  also  den  bürger- 
lichen und  politischen  Interessen  jenes  Staates,  wo  sie  ihre  Stellung 
haben,  gftnzlich  fremd.  Und  wenn  in  irgend  einem  Falle  eine  der- 
artige, ihrer  Natur  nach  lediglich  religiöse  und  kirchliche  Massnahme 
mit  den  Interessen  des  Staates  was  immer  für  eme  BerOhrung  hätten, 
ermangeln  die  Nuntiusse  niemals,  Torher  mit  der  weltlichen  Re- 
gierung sich  in  jenes  Einvernehmen  zu  setzen,  welches  ihnen  die 
Aufgabe,  allerwiirts  die  vollste  Eintracht  zwischen  den  beiden  obersten 
Gewalten  aufrecht  zu  erhalten,  gerathen  erscheinen  lässt.  Unter 
dieser  Voraussetzung  lässt  sich  nicht  begreifen,  wie  die  politischen 
Interessen  Busslands  die  Aufrechthaltung  der  Gesetze  und  Verord- 
nungen erheischen  sollen,  welche  den  freien  und  unmittelbaren  Ver- 
kehr der  Geistlichkeit  und  der  Gläubigen  mit  dem  heiligen  Stuhle  und 
seinen  rechtmässigen  Bepräsentanten  beschränken.  Im  Qegentheile 
unter  dem  Bestehen  dieser  Gesetze  könnte  der  heilige  Stuhl  und  sein 
Vertreter  den  wahren  und  unverftlschten  Stand  der  Dinge  nicht  er- 
kennen, könnten  die  Qdstlichkeit  und  die  Gläubigen  ihrem  gemein- 
samen Vater  ihr  Herz  nicht  freimüthig  erschliessen  und  ihre  geistlichen 
Bedüi'fuisse  kund  geben,  die  Bischöfe  vermöchten  niclit  freimütliig 
die  Anliegen  ihrer  Kirchen  darzustellen,  und  so  würde  die  geistige 
liedrängung,  welche  gerade  heutzutage  so  sehr  beklagt  wird,  immer 
fortbestehen,  und  den  politisclieu  Interessen  anstatt  Vortheil  nur 
wahren  und  wirklichen  Schaden  bringen. 

Auf  das  Verfahren  anderer  katholischer  Begierungen  übergehend, 
auf  welches  Ffbrst  Gortschakoff  anzuspielen  beliebte,  wollen  mir  Eure 
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Excellenz  vor  Allem  erlauben  Sie  darauf  aufmerksam  zu  machen,  wie 
man  in  keinem  katholischen  oder  akatholischen  Staate  ein  so  stren* 
ges  und  mtbeschränktes  Verbot  gegmi  den  freien  Verkehr  der  Gläu- 
bigen mit  dem  heiligen  Stuhle  handhabt,  wie  man  dasselbe  in  Wirk- 
lichkeit in  Bussland  vorfindet.  Diese  Thatsache  ist  so  gewiss  und 
positiv,  dass  Sie,  um  sich  von  deren  Wahrheit  zu  übereeugen,  nur 
einen  Blick,  ich  will  nicht  sagen  auf  Spanien,  Portugal,  Oesterreich, 
lit'l^ien,  Bayern  und  Frankreich,  sondern  auch  auf  England,  Preussen 
und  Holland  werfen  dürfen:  in  allen  diesen  Ländern  besteht  eine  volle 
und  unbeschränkte  Freiheit  des  Verkelirs  nicht  nur  unmittelbar  mit 
dem  heiligen  Stuhle,  sondern  auch  mit  dessen  Kepräsentanten,  wie 
dies  z.  B.  unter  anderen  akatholischen  Ländern,  im  Königreich  der 
Niederlande  wirklich  der  Fall  ist. 

Es  ist  wahr,  dass  in  einigen  der  vorerwähnten  Staaten  Gesetze 
bestehen,  welche  gewissermassen  den  oben  gedachten  Verkehr  be* 
schränken,  und  in  vielen  erhält  sich  auch  noch  immer  die  miss- 
bränchliche  üebung  des  sogenannten  königlichen  Exequatur  in  Kraft. 
Aber  indem  ich  von  der  Bemerkung  Umgang  nehmen  will,  dass  viele 
dieser  Gesetze,  wenn  auch  nicht  förmlich  widerrufen,  so  doch  durch 
die  Gewobnlieit  abgekommen  sind,  werde  ich  mich  in  IJetreff  des  kö- 
niglichen Exequatur  lediglich  auf  die  liemerkung  beschränken,  dass 
dieser  missbräuclilichon  Praxis  vom  heiligen  Stuhl  immer  förmlich 
und  ölfentlich  entgegengetreten  wurde,  dass  dasselbe  sich  nicht  auf 
aUe  Gegenstände  kirchlicher  oder  geistlicher  Natur  ausdehnt,  sondern 
nur  auf  einige  Punkte,  welche  mit  der  bürgerlichen  Gewalt  sozusagen 
in  Berührung  kommen,  wie  dies  z.  B.  bei  der  Besetzung  der  bischdf- 
lichen  Sitze  der  Fall  ist,  und  dergl,  und  dass  selbst  diese  Praxis  vod> 
ausgesetzt  nichts  hindert,  dass  die  Gläubigen  immerfort  im  engen 
und  freien  Verkehr  mit  dem  heiligen  Stuhle  und  seinen  Bepräsentan- 
ten  stehen,  während  dem  in  Russland  das  Verbot  des  Verkehrs  mit 
dem  heiligen  Stuhle  sich  sammt  und  sonders  auf  alle  Gegenstände 
geistlicher  Natur  erstreckt,  selbst  die  briefliche  Correspondenz  nicht 
ausgenommen,  welche  durch  die  Hände  der  Regierung  gehen  muss^ 
widrigenfalls  der  Zuwiderliaiideinde  in  die  von  den  Gesetzen  angedroh- 
ten Strafen  verfallen  würde. 

Bei  einem  solchen  Stande  der  Dinge  werden  Enere  Eicellenz 
nach  Ihrer  unparteiischen  Einsicht  ermessen,  dass  ein  apostolischer 
Nuntius,  welcher  in  Petersburg  Angesichts  der  in  Kraft  bestehendea 
Prohibitiv-Gesetze  gegen  den  Verkehr  zwischen  Klerus  und  Gläubigen, 
zu  residiren  hätte,  weitentfernt,  das  ersehnte  Ziel  zu  erreichen,  in 
eine  solche  Unthätigkeit  und  sogar  demfithigende  Lage  versetzt  würde. 
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dass  die  hohe  Stellaug  des  Papstes  und  seine  erhabene  Würde  da- 
durch schwer  heeintglohtiget  würden. 

Daher  wende  ich  mich  im  Namen  Sr.  Heiligkeit  neuerdings;  an 
Eure  Kxcellenz  mit  der  Bitte,  Ihre  wirksame  Vermittclung  dahin  ver- 
wenden zu  wollen,  dass  die  gedachten  besetze  und  Verordnungen  zu- 
rückgrnoinmen  werden:  im  entgegengesetzten  Falle  sähe  sich  Sc  Heilig- 
keit zu  seinem  Leidwesen  genöthiget,  von  der  allergnädigst  kundge- 
gebenen Absicht  des  erhabenen  Monarchen,  einen  päpstlichen  Vertreter 
an  seinem  Hofe  annehmen  zu  wollen,  keinen  Gebrauch  zu  machen, 
w«l  bei  dem  gegenwärtigeu  Stande  der  Dinge  sich  davon  für  die  In- 
teressen der  katholischen  Beligion  keinerlei  Nutzen  absehen  liesse. 

LXIV.  Kaiserlirber  Ukas  vom  27.  Derember  1861  (8.  Januar  1862),  durch  wel- 
eben  eine  Commission  fDr  Cultns  und  OlTenUleben  Untefrieht  Im  Königreicb  Polen 
eingesetst  wird.  [Iii  franzOs.  Uebenelzung  onter  den  Docomenten  des  rOm.  Stnbl8.J 

Wir  Alexander  I.  etc. 

In  Ansehung  der  Artikel  5.  und  lO.  unseres  Ukas  vom  26.  März 
1801  haben  wir  auf  den  Bericht  unseres  Statthalters  im  Königreich 
Polen  beschlossen  \uu\  bescliliessen  wir  die  Organisiruug  der  Com- 
miaäion  für  Cultus  und  (»ttentlichen  Unterricht  wie  folgt: 

Art.  I.   Die  Commission  für  Cultus  und  Unterricht  besteht: 

1.  Aus  einem  General-Director  als  Präsidenten. 

2.  Ans  zwei  Directoren  als  Seetioiischefs,  der  eine  för  den  Cnltus, 
der  andere  für  den  öffentliehen  Unterricht. 

8.  Einem  dvigirenden  Beamten  fOi  die  'Angelegenheiten  der 
grieohisch-unirten  Eurche,  deren  Leitung  von  den  Angelegenheiten 
aller  anderen  Cnltns  getrennt  sein  wird. 

4.  Einem  General-Secretär  der  Commission. 

5.  Aus  zwei  Sectious-Vice-Directoreu,  und  überdies  aus  den 
uicht  ständigen  Mitgliedern,  nämlich: 

6.  Aus  drei  Mitgliedern  des  römisch-katholischen  Kirchenrathes. 

7.  Aus  drei  Mitdiedern ,  welclio  den  verschieden  christlichen 
Confesaionen  angehören,  nämhch  einem  von  der  orthodoxen  russischen 
Kirche,  einem  zweiten  des  griechisch-unirten  Onltos,  einem  dritten 
lutheriseher,  einem  vierten  calvinistischer  Confession. 

8.  Ans  sechs  Ehrenmitgliedern,  welche  Ton  Uns  ernannt  werden. 

9.  Ans  zwei  Stadien-Inspectoren. 

Art.  n.  Der  Commission  werden  znr  Seite  stehen : 

1.  Ein  rOmisch-katholischer  Eirchenrath. 

2.  Ein  Öffentlicher  Unterrichtsrath. 

Art.  III.  Die  Mitglieder,  von  denen  im  Art.  I.  n.  8.  die  Rede 
ist,  werden  sein: 
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1.  Für  den  orthodoxen  Cultus  ein  Geistlicher,  welcher  vom  ErsE- 
biflchof  von  Warschaa  und  Now-Georgiewsk  vorgeschlagen  und  vom 
Statthalter  des  E(^nigreichs  bestätiget  wird. 

2.  Ffir  den  griechisch-nnirten  Cnltos  ein  Geistlicher,  welcher 
alle  vier  Jahre  vom  Bischot  von  Ghelm  oder  dem  Administrator  der 
Diöcese  im  Einverständniss  mit  dem  Capital  gewählt  mid  auf  Präsen- 
tation der  Commission  vom  Administrations-liath  bestätiget  wird. 

3.  Die  protestantischen  Cultusse  werden  durch  die  respectiven 
Präsidenten  des  lutherischen  und  calvinistischen  Oonsistoriums  ver- 
treten. Die  demnächstige  Organisirung  des  israelitischen  Oonsisto- 
riums für  unser  Königreich  Polen  wird  auch  der  Vertretung  des  israe- 
litischen Cultus  in  der  Commission  für  Cultus  und  öffentlichen  Unter- 
richt Bechnong  tragen. 

Art.  IV.  Die  von  Uns  genehmigten  Aemterlisten  enthalten 
die  Anzahl  der  fOr  die  Arbeiten  und  die  Conespondenz  nOthigen 
Bureau-Beamten. 

Titel  IL 

Kinlheilung  der  Arbeilen. 

Art.  V.  Die  Geschäfte,  welche  die  der  Inspection  der  Commis- 
sion für  Cultus  und  öffentlichen  Unterricht  unterstehenden  Anstalten 
und  Gebäude  betrelTtai,  werden  unter  die  zwei  Sectionen,  nämlich  die 
eine  für  den  Cultus,  die  andere  für  den  öffentlichen  Unterricht;  ferner 
unter  die  Abtheilung  für  die  griechisch-unirten  Angelegenheiten  und 
das  beiden  Sectionen  und  dieser  Abtheilung  gemeinschaftliche  General- 
Secretariat  getheilt. 

Art.  VL  Jede  der  Sectionen  untersteht  einem  Sections-Chef, 
die  griechisch-unirten  Angelegenheiten  werden  von  einem  eigenen 
Beamten  geleitet,  welcher  gleich  den  beiden  Sections-Cheft  in  der 
Commission  in  der  Eigenschaft  eines  Mitgliedes  Sitz  und  Stinmie  hat. 
Jeder  der  Sections-Chefs  hat  einen  Unterchef,  und  der  Director  für 
die  griechisch-unirten  Angelegenheiten  hat  einen  griechisch-unirten 
Geistlichen  als  (Beisitzer)  Assessor  zur  Seite,  welcher,  sowie  im  Ay- 
tikel  III.  bestimmt  ist,  auch  Mitglied  der  Commission,  jedoch  nur  mit 
berathender  Stimme  sein  wird.  Die  Sectionen  sowie  das  Departement 
für  die  griechisch-unirten  Angelegenheiten  werden  die  nöthige  Anzahl 
Beamten  haben.  Ein  einziger  Qeneral-Secretär  wird  den  Gang  der 
Geschäfte  bei  den  Sectionen  und  der  griechisch-unirten  Abthei- 
Inng  leiten. 

Art.  TII.  Alle  Angelegenheiten,  welche  zur  Entscheidung  der 
Commission  gelangen  sollen,  oder  bei  den  Sectionen  entschieden  werden, 

müssen  bei  den  Sectionen  oder  beim  Secretariat  vorbereitet  werden* 
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Das  Secretariat  erhält  auch  die  Berichte  der  Abthmlimgeii  für 
Cnltus  und  ünterrieht  in  den  yerschiedenen  Gouvernements  und  erlässt 

an  dieselben  die  nötliigen  Verfügungen. 

Art.  VIII.  Nachstehende  Angelegenheiten  fallen  in  den  Wir- 
kungskreis der  Cultus-Section : 

1.  Kommt  es  ihr  zu,  die  Candidaten  zur  Vorrückung  in  den 
kirchlichen  Würden  vorzuschlagen,  deren  Ernennung  von  der  über- 
geordneten Autorität  aasgeht,  so  wie  für  niedere  Aemter  und  Pfründen 
die  Geistlichen  zu  ernennen  oder  zu  bestätigen,  welche  entweder  von 
drai  respectiven  Autoritäten  vorgesehlagen  oder  nach  den  Gesetzen 
eines  jeden  Oultus  gewählt  wurden, 

2.  Die  Cultus-Section  gibt  ihr  Gutachten  Aber  die  Geistlichen, 
welche  von  der  Section  des  Öffentlichen  Unterrichts  zu  den  Stellen 
eines  Professors  der  Theologie  oder  Almoseniers  in  den  Eegierungs- 
sclmlcn  berufen  werden.  Sie  gibt  auch  ihr  Gutachten  über  die  Geist- 
lichen, welche  zu  Friedensrichtern,  Lehrern  an  den  Elementarschulen 
und  zu  Mitgliedern  des  Armenhaus-Raths  berufen  werden. 

3.  Sie  begutachtet  den  Plan  der  theologischen  und  Beligions- 
Studien. 

4.  Diese  Section  weist  zeitweilige  Geldaushilfen  und  Gehalte 
solchen  Geistlichen  zu,  welche  in  Folge  vie^ähriger  Dienstleistung^ 
durch  Alter  oder  Krankheit  ausser  Stande  sind,  die  Pflichten  eines 
Seelsorgers  zu  erfailen. 

5.  Sie  hat  alle  gegen  die  Geistlichen  angebrachten  Beschwerden 
zu  untersuchen  und  zu  entscheiden,  sowie  auch  die  Geistlichen 
nach  der  Verantwortlichkeit  im  gerichtlichen  Wege  für  vom  Straf- 
Gesetzbuche  vorgesehene  und  in  der  Erfüllung  ihrer  Berufsßlüchten 
begangene  Verbrechen. 

6.  Sie  hat  sich  mit  der  Correspondonz  zu  beschäftigen  und  den 
Verkehr  des  römisch-katholischen  Klerus  mit  dem  apostolischen  Stuhle 
und  den  Ordens-Generalen  nach  der  gegenwärtig  bestehenden  Ord- 
nnng  zu  vermitteln  ^). 

7.  Die  Untersuchung  aller  Schriften,  Bftcher  und  Artikel  über 
religiöse  Gegenstände,  welche  zum  Drucke  bestimmt  sind  und  von  den 
betreffenden  Anctoritäten  einlangen,  sowie  auch  von  Kupferstichen  und 
jeder  Gattung  von  Bildern  religiöser  Verehrung,  sie  mOgen  im  In- 
lande  erzeugt  oder  aus  dem  Auslande  eingefohrt  sein,  und  sie  hat  aus- 
zusprechen, ob  diese  Gegenstände  nicht  gegen  die  Religion  vertsossen 
und  dem  Publikum  zum  Gebrauche  überlassen  werden  können. 


1)  HIoiM  nnr  mittels  des  in  Rom  resiOireiMleD  luilsenitdien  ees«44$eQ: 
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8.  Ueber  die  Freiheit  der  Cultusse  za  wachen  und  jeden  Zn- 
sammenstoflB  zwiedien  den  verschiedenen  Confeesionen  za  schlichten. 

9.  Siejiat  die  neuen  Kirchspiele  religideer  Gemeinden  nnd  Be- 
zirke zu  errichten  und  mit  Einkfinften  za  versehen  oder  die  alten 

zu  trennen  oder  zu  vereinigen. 

10.  8ie  liat  die  Umwandlungen  zu  bewerkstelligen  und  die 
Streitigkeiten  zu  schlichten  in  Betreff  der  Zehnten  und  anderer  der 
Geistlichkeit  gebührenden  Giebigkeiten. 

11.  Sie  leitet  die  Geschäfte,  welche  die  Erwerbung,  den  Schutz 
und  die  Sicherung  der  Fonds,  der  ßechte  und  Besitzthümer  der  reli- 
giösen Institute  betreffen. 

12.  Auch  gehören  in  den  Wirkungskreis  der  Gultns-Seetion: 
die  Acte  der  Annahme,  der  Rückforderung  und  Versicheruttg  der 
frommen  Stiftungen  und  aller  Schenkungen  an  ^^rchen  und  Geist- 
lichkeit. 

13.  Der  Austausch  von  Liegenschaften  der  Kirchen  gegen  Lie- 
genschaften von  Privaten,  des  Staates  oder  der  Institute,  gleichviel 
ob  der  Paclitcontract  nur  auf  kurze  Dauer,  auf  eine  grössere  Anzahl 
Jahre  oder  für  alle  Zeiten  abgeschlossen  sei. 

14.  Der  Neubau,  oder  die  Wiederherstellung  aller  Kirchen,  Ca- 
pellen, Klöster,  Bethäuser  und  jeder  Art  Gebäulichkeiten,  welche  der 
Geistlichkeit  gehören. 

15.  Die  Herstellung  von  Kirchhöfen  und  Leichenhftusem. 

16.  Die  Erwerbung  und  der  Verkauf  des  geistlichen  Eigenthums. 

17.  Die  Sorge  für  den  Eingang  der  der  Geistlichkeit  zukom- 
menden Gebühren. 

18.  Die  Einforderung  eines  Vierttheils  jeder  Verlassenschalt 
römisch-katholischer  Pfruudenbesitzer  m  Gunsten  der  für  die  Wieder- 
herstellung der  Kirchen  bestimmten  Fonds. 

19.  Die  üeberwachnng  der  Einkünfte  des  aus  den  erledigten 
Pfründen  gebildeten  Schalt- Capitals. 

20.  Der  schriftliche  Verkehr  mit  den  Autoritäten  rücksichtlich 
der  Anlegimg  der  dem  Klerus  gehörigen  Fonds,  sowie  mit  der  Bank 
rücksichtlich  der  daselbst  angelegten  oder  lediglich  für  eine  be- 
stimmte Zeit  dort  hinterlegten  Fonds. 

21.  Im  Allgemeinen  liegt  der  genannten  Seetion  die  üeberwachung 
der  Integrit&t  der  Yermögenheiten  aller  Cultusse,  sowie  deren  Con- 
trolle,  femer  die  Genehmigung  der  Inventarien  von  Kirchengütern  und 
der  Dotations-Pläne  der  Geistlichkeit  ob. 

22.  Sie  hat  alle  auf  Kirchen  und  Geistlichkeit  bezüglichen  £nt- 


Ueber  die  VerfolgDiigen  der  Kiidie.fn  Baastand  und  Polen.  329' 

m 

Scheidungen  der  Begierang,  welche  im  Königreiche  Irandgemacht 
worden  sind  und  verbindliche  Kraft  haben,  zu  vollstrecken. 

23.  Ferner  neue  Orcbiungs-Entwiirfe  hin.sichtlich  jener  Gegen- 
stände vorzulegen,  welche  im  vorstehenden  Artikel  enthalten  sind, 
je  nachdem  sich  die  Noth wendigkeit  ergeben  wird. 

24.  Jährlich  einen  Budgets -Entwurf  der  Geistlichkeit  zu  ver- 
lassen«  um  denselben  in  das  allgemeine  Budget  des  Königreichs 
zu  setzen. 

25.  Die  Jahresgehalte  und  andere  durch  das  Beichs-Budget  dem 
Klerus  zageviesene  GebOhien  auszubezahlen. 

26.  Die  zum  Departement  des  Cultus  gehörigen  Beamten  nach 
der  durch  die  allgemeinen  Vorschriften  bestimmten  Ordnung  anzu- 
stellen und  zu  entlassen,  die  gegen  dieselben  vorgebrachten  Be- 
schwerden zu  untersuchen  und  denselben  lieclit  widertahren  zu  lassen. 

27.  Einen  KechenschaiXs-Bericht  über  die  Arbeiten  des  Oultus- 
Deparlements  vorzulegen. 

(Art  IX.  Von  der  Unterrichts-Section,  bis  Art.  XI.  ausgelassen). 

TUd  in. 

Vom  TOniiscli-kathoIisctien  Kircbcn-Rath 

Art.  XI.  Der  römisch -katholisdie  Kirchen-Kath  besteht  aus 
einem  Erzbischof  oder  Diöcesanbischof  als  Präsidenten  und  aus  zwei 
Mitgliedern  des  hohen  Klerus,  welche  in  den  acht  römisch-loitholischen 
Diöcesen  gewählt  werden. 

Art.  XII.  Der  Präsident  und  die  zwei  Mitglieder  sitzen  zeit- 
weilig nach  der  Ordnung,  welche  die  Kegierungs-Coiumission  für  re- 
ligiösen Cultus  und  öftentlichen  Unterricht  nach  vorläufigeni  Eiuver- 
ständuiss  mit  den  Diöcesan-Bischöfen ,  alle  vier  Jahre  unserem  Ad- 
ministrativ-liath  zur  Genehmigung  vorlegen  wird. 

Bei  der  da  raufbezüglichen  Anordnung  hat  man  darauf  Bedacht  zu 
nehmen,  bei  der  Diöcesan-Behörde  jeden  in  den  Bath  berufenen  Bischof 
während  der  Dauer  seiner  Dienstleistung  in  dem  genannten  Bathe 
dergestalt  zu  ersetzen ,  dass  die  Abwesenheit  des  Bischofs  der  rnck« 
sichtlich  der  geistlichen  Angelegenheiten  in  der  Diöcese  bestehenden 
Ordnung  nicht  nachtheilig  werden  kann. 

Art.  Xin.  Ueberdies  werden  im  Kirchenrathe  des  römisch- 
katholischen Klerus  zwei  geistliche  Referendar -Assessoren  Sitz  und 
berathende  Stimme  haben;  diese  Assessoren  werden  vom  Erzbischof 
und  den  Diöcesan-Bischöfen,  und  im  Falle  der  Vacatur  eines  Bis- 
thums von  den  Diöcesan -Administratoren,  von  beiden  im  Einver- 
ständniss  mit  ihren  Oapiteln  nach  der  Folgeordnung  gewählt,  welche 
die  fi^gierttngs-Oommission  Torsehreiben  wird.  Die  Amtstfaätigkait 
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der  ABseswren  dauert  Yier  Jahre  nnd  ihre  Wahl  miiss  so  festgesetzt 
werden,  dass  alle  swei  Jahre  einer  derselben  anstritt.  Die  anf  solche 
Weise  gewählten  Referendar -Assessoren  werden  auf  Vorschlag  der 
Regierungs-Commission  vom  Administrativ-Rath  ernannt. 

Art.  XV.  Der  Präsident  und  die  Mitglieder  des  hohen  Klerus 
leisten  im  Kirclienrath  uneiit_<,'oltlich  Dienst.  Wahrend  der  Dauer  der 
Dienstleistung  wohnt  der  Präsident  den  Sitzungen  des  General-Rathes 
der  Commission  fortwährend  bei,  die  anderen  Mitglieder  aber  nur 
dann,  wenn  der  die  rdmisch-katholische  Religion  betreffende  Gegen- 
stand, weloher  eine  neue  allgemeine  Regelung  oder  dne  Aenderung 
der  bereits  bestehenden  nothwendig  macht,  in  der  Begierungs-Com- 
mission  zur  Debatte  und  Besehlussfiissang  kommt;  ausserdem  noch 
jedesmal  dann,  wenn  der  Präsident  sie  einladet,  den  Commisidons- 
Sitzungen  beizuwohnen. 

Art.  XVI.  Die  geistliclien  Referendar-Assessoren  des  römisch- 
katholischen  Oultus  beziehen  während  der  Dauer  ihrer  Amtsthätigkeit 
einen  Gehalt,  welcher  ihnen  aus  dem  Budget  angewiesen  wird;  sie 
haben  eine  Uebersicht  der  dem  Kirch enrathe  zugetheilten  Geschäite 
vorzubereiten,  und  sie  bei  den  Sitzungen  derselben  vorzulegen. 

Art  XVII.  Der  Kirchenrath  wird  einen  Secretär  mit  systemi- 
sirter  Besoldung  für  die  Canzlei- Arbeiten  und  sein  Local  im  Pahiste 
der  Begierungs-Commission  erhalten. 

Art  XVm.  Der  Bath  wird  wöchentlich  wenigstens  einmal 
Sitzung  halten,  ausserdem  so  oft,  als  es  der  Präsident  für  nothwendig 
erachten  wird, 

Art.  XIX.  Das  Sitzungsprotokoll,  welches  einen  kurzen  Inhalt 
des  Geschäftsgegenstandes  und  das  Gutachten  des  llathes  m  enthalten 
hat,  wird  vom  Secretär  geführt.  Dieses  Protokoll,  vom  Präsidenten 
unterzeichnet,  ist  bei  den  Rathsakten  aufzubewahren. 

Art.  XX.  Der  Kirchenrath  correspoiulirt  nicht  mit  den  Behör- 
den, sondern  untersucht  und  begutachtet  die  Gegenstände,  welche  zu 
dem  römisch-katholischen  Cultus  in  Beziehung  stehen,  wenn  es  sich 
darum  handelt: 

1.  Oandidaten  für  hohe  geistliche  Würden  zu  prflsentiren. 

2.  Die  von  den  Oapiteln  gewählten  Diöcesan-Administratoren  zur 
Genehmigung  der  Begienmg  zu  prftsentiren. 

8.  Die  Anzeige  der  Bischöfe  Uber  die  vorgenommene  Wahl  von 
einem  der  Mitglieder  des  Consistoriums  oder  der  Decane  entgegen- 
zunehmen. 

4.  Wenn  es  sich  ferner  darum  handelt  um  die  Präsentation  der 
erwahitea  Gaudidaten  behuüs  Beförderung  zu  Pfrände%  deren  Vor- 


Digitized  by  Google 


Ueber  die  VerfolginigeB  der  Kirvlie  io  ftasilaiid  ud  Potai.      ,  SSI 

UUrnng  von  der  Begieniiig  abhängt;  dann  um  die  Genebmigimg  von 
Präsentationen  zu  Pfrflnden,  deren  Verleihnng  Privaten  zneteht,  sowie 

um  die  Emennungeu  und  Bestätigungen  von  Personen,  welche  durch 
die  betreffenden  Autoritäten  zu  kirchlichen  Würden  und  Stellen  vor- 
geschlagen oder  ernannt  worden  sind. 

5.  Um  den  Vorschlag  von  Candidaten  für  die  Lehrcanzeln  der 
theologischen  Wissenschaften  und  vou  fieUgions-Professoren  in  den 
Staats-Collegien. 

6.  Um  die  Berufung  der  Geistlichen  zu  den  Dienstleistungen  der 
Friedensriehter,  der  Mitglieder  des  AmMDhaue-BatheB  mid  der  Pro- 
tectoren  Ton  Elementarschulen. 

7.  Um  die  Anweisung  von  zeitweiligen  Aushilfen  und  Gehalten 

an  Geistliche,  welche  in  Folge  langjährigen  Dienstes,  wegen  Alters 
oder  Krankheit  ausser  Stande  sind,  die  Seelsorgsp fliehten  zu  erfüllen. 

8.  Um  die  Untersuchung  aller  Art  Beschwerden  gegen  die 
Geistlichen. 

9.  Um  die  üebersendung  der  Gesuche  und  Berichte  ftber  kirch- 
liche Gegenstände,  welche  durch  die  Diöcesan-BehOrden  oder  geist- 
lichen Orden  im  Reiche*  eingereicht  werden,  an  den  heiligen  Stahl  oder 

an  die  Ordens-Generale. 

1 0.  Um  die  Abgabe  des  Gutachtens  über  Bücher,  Schriften  und 
Artikel  über  religiöse  Gegenstände,  welche  zum  Drucke  bestimmt 
sind,  sowie  über  Kupferstiche  und  alle  Arten  von  Bildern  religiöser 
Verehrung,  die  im  Inlande  erzeugt  oder  aus  dem  Auslände  eingeführt 
worden  sind. 

11.  Um  die  Errichtung  und  Dotirung  neuer  Pferrkirchen. 

12.  Um  die  Trennung  oder  Vereinigung  der  Kirchspiele. 

13.  Um  den  Entwurf  neuer  Vorschriften  hinsichtlich  der  Ver- 

mögenheiten  und  Dotationen  des  Klerus. 

14.  Endlich  auch  um  andere  Gegenstände,  wie  Einrichtungen  in 
Betreif  der  Zehente,  die  Geltendmachung  von  Verleihungsrechten, 
Streitigkeiten  in  Geschäften  der  Enverbung,  des  Verkaufes  oder  Tau- 
sches von  Kirchengütern,  insoweit  als  die  Gommission  das  Gutachten 
des  Kirchenrathes  nothwendig  findet,  und  im  Allgemeinen  alle  Gto- 
schftftsgegenstSiide,  welche  vom  General-Director  oder  von  dar  Be- 
gierungs-Gommission  dem  Bathe  zur  Untersuchung  und  Begutachtung 
mitgetheilt  werden. 

Art.  XXI.  Der  Rath  hat  ausser  den  im  vorhergehenden  Artikel 
aufgezählten  Amtsgeschäften 

1.  Skk  an  die  Begierungs-Commissioa  k  £etref  aller  Bmkves" 
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den  und  Klagen  der  Qeisüichkeit  za  wenden,  um  denselben  Abhilfe 
zn  versehalfon. 

2.  Er  Ter£sw8t  Entwürfe  fttr  die  Anfrecbihaltnng  der  gesetzlicbeii 
Ordnung  und  DiscipHn  unter  der  Geietliebkeit. 

3.  Er  vorbereitet  den  jährlichen  Hechoiischat'tsbencht  über  die 
Amtshandlungen  des  Kirchenrathes  vor  Ausarl)eitung  des  General- 
Berichtes,  welcher  durch  die  Regierungs-Coinmission  überreicht  wird. 

4.  Er  prüft  die  Lehrplane  der  theologischen  und  Religionswis- 
senschalleu,  sowie  die  AVerke  der  Auetoren,  nach  welchen  die  Lehr- 
curse  in  den  genannten  Wissenschaften  in  den  Lehranstalten  einge- 
richtet werden  sollen. 

5.  Er  gibt  Aufklärungen  und  Gutachtw  in  Fragen  der  Gesetz- 
gebung und  Beguliningen,  welche  ein  gwneinsames  Yorgehen  der 
khrchlichen  und  bfirgerlichen  Gewalt  erfordern. 

Die  Amtsbefiignisse  des  Kirchenrathes  können  je  nach  Umstän- 
den über  Vorschlag  unseres  königlichen  Statthalters  von  Uns  erwei- 
tert werden. 

Titel  IV. 

Vom  U  n  t  e  r  r  i  r  h  f  s  -  R 1 1  h. 

(Ausgelassen  Art,  XXII.  bis  XXXV.) ' 

im  V. 

Sitzungen  der  Commission. 

Art.  XXXV.  Die  Commission  hat  ihre  Geschäftsgegenstände  bei 
den  Sitzungen  und  jenen  des  General-Baths  vorzunehmen. 

Art.  XXXVL  Bei  den  Sitzungen  administrativen  Betreffs  sind 
anwesend : 

Der  General-Director  als  Präsident  der  Commission;  die  Sections- 
Directoren;  der  Amtsleiter  der  griechiscli-unirten  Angelegenheiten; 
eines  der  Mitglieder  dos  Uiitcrrichts-Rathes ,  welches  vom  General- 
Director  zu  den  Sitzuno eii  eingeladen  wird;  der  Canzlei-Dii'ector  und 
die  Sections-Vice-Directoren. 

Art.  XXXVII.   Der  General-Rath  der  Commission  besteht: 

Aus  dem  General-Director  als  Präsident  der  Commission; 

Dem  Präsidenten  des  Eirchen-Batbes; 

Den  Diireetoren  der  Cultus-  und  Ünterrichts-Departements; 

Dem  Amtsleiter  der  griechisch-unhrten  Angelegenheii^sn; 

Den  Ehrenmitgliedern  der  Commission ; 

Der  Schul- Visitatoren ; 

Dem  Canzlei-Director. 

Art.  XXXVin.  Die  Mitglieder  des  Kirchen-Rathes  wohnen  in 
Gemäsaheit  des  Axt.  XV.  gegenwärtiger  ürgamsinuig,  sowie  die  im 
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Art.  m.  erwähnten  Mitglieder  nur  jenen  Sitsnngen  des  General- 
Batliee  bei,  in  welchen  der  ihren  Onltas  betreffende,  und  dne  Ab- 
Sndening  der  bereits  beste&enden  Yerschiiften  oder  eine  ganz  neue 
Begnlirung  erfordernde  Gegenstand  verhandelt  nnd  entschieden  wird, 

und  dann  auch,  so  oft  es  der  General-Director  for  nothwendig  findet, 

sie  zu  den  Sitzungen  des  General-liathes  einzuladen. 

Art.  XXXIX.  Im  Falle  der  Abwesenheit  des  General-Directors 
führt  bei  den  Sitzungen  der  AdministratiT- Abtheilung  der  Sections- 
Director  nach  dem  Alter  der  Anstellung,  und  bei  den  Sitzungen  des 
General-Bathes  das  in  der  Wfirde  ftlteste  der  anwesenden  Mitglieder 
den  Vortitz. 

Art.  XL.  Die  in  den  Art.  XXXVII.  nnd  XXXVIII.  erwähnten 
Mitj,dicder  können ,  wenn  sie  nicht  Beisitzer  der  administrativen 
Sitzungen  der  Conimission  sind,  zu  diesen  letzteren  Sitzungen  einge- 
laden werden,  und  der  rechtsgolehrte  Rath,  der  Baumeister  und  die 
übrigen  Beamten  der  Commission  können  sowohl  zu  den  Administrativ- 
Sitzongen  als  auch  zu  jenen  des  General-Kaths  der  Commission  bei- 
gezogen werde,  wenn  der  General-Director  es  fär  nothwendig  erachtet. 

Art  XLJ.  Sowohl  bei  den  Administrativ-Sitzungen  als  anch  bei 
-jenen  des  General-Bathes  haben  der  General-Director  nnd  die  bei- 
sitzenden Mitglieder  eine  entscheidende  Stimme,  während  der  Leiter 
der  grieehisch-unirten  Abtheilnng  dieses  Recht  nur  dann  hat,  wenn 
der  verhandelte  Gegenstand  diesen  Cultus  betrifl't,  oder  auch  im  Falle 
einer  Collision  zwischen  diesem  und  was  immer  für  einem  anderen 
Cultus.  Der  Canzlei- Director  hat  nur  eine  berathende,  die  Vice- 
Directoren  der  Sectionen  haben  auch  bei  den  Administrativ-Sitzongen 
berathende  Stimme. 

Art.  XLH  Der  Sections-Yice-Director,  welcher  bei  der  Sitzung 
die  Stelle  des  abwesenden  Sections-Directors  einnimmt,  tritt  in  dessen 
Amtsbefügnisse  nnd  hat  entscheidende  Stimme. 

Art.  XLIII.  Die  beschlussfahige  Anzahl  Beisitzer  einer  Ad- 
ministrativ-Sitzung  bestellt  ans  drei,  und  jene  des  General-liathes  aus 
fünf  Mitgliedern;  die  Melirzahl  der  Stimmen  beschliesst  die  Entschei- 
dung, bei  Stimmengleichheit  entscheidet  der  Präsident;  die  Mitglieder, 
welche  dem  Beschluss  der  Majorität  nicht  beitreten,  kOnnen  ihren 
Beschlnss  ins  Protokoll  au&ehmen  lassen. 

Art.  XLIY.  Die  AdministratiT- Sitzungen  finden  an  den  vom 

General-Director  bestimmten  Tagen  wöchentlich  zweimal,  und  die 
Sitzungen  des  General-Rathes  monatlich  einmal  und  so  oft  statt,  als 
es  der  Geueral-Director  für  nothwendig  erachtet. 
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Art.  XLY.  In  dea  Sitzungen  des  Qeneral-Bathes  werden  be- 
raihen  und  beschlossen : 

1.  Die  Entwürfe,  welche  die  Dotationen  des  Klerus  betreffen. 

2.  Die  JBrrichtang  neuer  Ffamuen,  kirehlieher  Geineinden  und 
Besirke,  die  Trennung  oder  Yereinigiiiig  der  altea. 

3.  Die  GoUisiaDeB  xwieclieii  den  AdmiaisfcniäT*  ud  Geriehtsbe- 
hdrden,  und  swiichen  Pecsoiien  Terseluedeiier  Beligioiien  in  Sachen, 
welche  den  Cultus  betreffen. 

4.  Die  Eröffnung  von  neuen  Lehranstalten  des  Staates,  die  Beor- 
ganisirung,  Versetzung  und  Schliessung  schon  bestehender. 

5.  Die  Entwürfe  für  neue  Schulunterrichtsfücher. 

6.  Die  Schul-Programme  für  die  wissenschaftlichen  Lehrcurse. 

7.  Der  Ausspruch  über  Werke  und  Bucher,  welche  als  Bacher 
für  Elementarschulen  angesehen  werden. 

8.  Die  Ernemiiing  und  Entlassung  der  Vorstände  der  hohen  und 
mittleren,  sowie  der  Profeesoren  der  higheren  Schulen. 

8.  Die  Untersuchung  von  Vergehen,  welche  den.  Verlast  der 
Stellen  nach  sich  riehen  oder  die  Nothwendigkeit  der  QuaUfication 
rücksichtlich  der  Verantwortlichlceit  vor  den  Gerichten. 

10.  Entscheidungen  in  Streitigkeiten  zwischen  Instituten,  welche 
der  Leitung  der  Regierungs - Commission  unterstehen,  in  der  durch 
das  Reglement  des  Regieruugs-Stellvertreters  d.  d.  6,  (18.)  Juli  1818 
vorgeschriebenen  Weise. 

11.  Entwürfe  für  neue  Eeglements  oder  für  dieAenderuug  der 
schon  bestehenden. 

12.  Jeder  Gegenstand,  welcher  entweder  dem  General-Director 
selbst  oder  dem  administrativen  Sitzungskörper  für  die  Berathangen 
bei  der  Sitzung  des  General-Bathes  geeignet  eischeini 

Art.  XLVL  Alle  Qeschäft^genstande,  welche  nicht  im  vor- 
hergehenden Artikel  enthalten  sind,  aber  in  den  Geschftitskreis  der 
Commission  fallen,  werden  bei  den  Administrativ-Sitzungen  der  Com- 
mission berathen  und  beschlossen. 

TUel  VI. 

{'fliehten  und  Gescbäflskreis  der  Commissions-Milglieder. 

Der  General-Director. 

Die  Sections-Directoren, 

Der  Canzlei-Director. 

Die  Vice-Dkectoren  der  Sectionen. 

Die  Sehul-Visitatoren. 

Die  Inspectoren  der  Elemmtarachalen. 
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Titel  VII. 
Bureau-Ordnuog. 

Titel  VIIL 
Allgemeine  Vorschrifleii. 

LXV.   Die  vom  hoch« Qrdigslen  Cardinal- Staatssecretär  unterm  12.  Mai  1863  an 
den  russischen  Gesandten  gerichtete  Note,  um  gegen  den  iiaiserlichen  liltas,  be- 
treffend die  Einsetzung  der  Cemnlssion  für  Colin  and  iMMIIeiieii  IMerrlcliC  Be- 
sehwerde zo  roiiren.  [Im  Original  ItaHenM  ] 

Der  heilige  Stuhl  hat  nach  Prüfung  des  kaiserlichen  ükas  vom 
8.  Jiinner  18()2,  welcher  die  Conimission  für  Cultus  und  öffentlichen 
Unterricht  im  Königreich  Polen  einsetzt  und  organisirt,  mit  Bedauern 
die  Abweichungen  und  Widersprüche  bemerken  müssen,  welche  zwi- 
schen den  in  diesem  Acte  enthaltenen  Anordnungen  und  zwischen  den 
Grundgesetzen  der  Kirche  und  den  hn  Concordat  vom  Jahre  1848 
feierlich  abgeschlossenen  Vereinbarungen  sich  ergeben. 

Angesichts  dessen,  hat  der  heilige  Stuhl,  dem  die  Vefpfliehiuig 
obliegt,  die  heiligen  Bechte  der  katholisdien  Strohe  ni  schirmen, 
nicht  umhin  gekonnt,  in  Erwägung  zu  ziehen,  wekhe  Haltung  er  anzu- 
nehmen habe,  um  die  Nachtheile  abzuwenden,  welche  die  Durch- 
fuhrung des  oben  erwähnten  Ukas  zur  Folge  haben  konnte. 

Gerne  jedoch  vertrauend  auf  die  Gerechtigkeit  und  Unpartei- 
lichkeit der  kaiserlichen  Kegierunj:^  und  überzeugt,  dass  bei  einer  frei- 
müthigen  Eröilhung  der  gebührenden  Bemerkungen  in  ßetretf  des 
fraglichen  Gesetzes  diese  nach  ihrem  wahren  Werthe  aufgenommen 
und  ge würdiget  werden  dilriten,  hat  der  heilige  Vater  anbefohlen, 
dass  dieselben  in  den  anliegenden  Blattern  geziemend  auseinanderge- 
setzt werden. 

Der  unterzeichnete  Cardinal-Staatssecret&r  hat  demnach  in  Er^ 
iullung  der  von  Sr.  Heiligkdt  erhaltenen  Auftrüge  die  Ehre,  Eurer 
Excellenz  die  gedachten  Blätter  zu  fibermach^  und  zweifelt  nicht, 
dass  bei  voller  Wfirdigung  ihres  Inhalts  den  gerechten  Anf<»rderungen 

des  heiligen  Stuhles  nicht  werde  Rechnung  getragen  werden. 

In  dieser  Mittheilung  benützt  Unterzeichneter  mit  Vergnügen 
auch  diese  Gelegenheit,  Eurer  Excellenz  zu  versichern  etc. 

LXVf.   Die  dem  russisrhen  Gesandten  mit  vorstehender  Note  übersandten  Blltter, 
welrhe  den  Widerspruch  des  {genannten  kaiserlichen  Ukas  mit  den  Grundgesetzen 
der  Kirche  und  den  Artikeln  des  Concordats  danbon.   [im  Original  italienisch.] 

Kaum  hatte  man  aus  den  Zeitungen  die  Nachricht  erfahren, 
dass  Se  Majestät  der  Kaiser  Alexander  IL  einen  ükas  erlassen  habe, 
welcher  die  kirchlichen  Interessen  des  Ednigreiehs  Polen  betreffe,  gab 
sich  der  heilige  Yater  der  schmeichelhaften  Hoffnung  hin,  dass  dieser 
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Act  wohl  dahin  ziele,  der  katholischen  Kirche  jene  volle  Freiheit 
und  Unabhängigkeit  wiederzugeben ,  deren  dieselbe  nach  göttlicher 
Anordnung  sich  elften  soll,  und  ohne  welche  sie  ihren  himmlischen 
und  wohlthfttigen  Beruf  nun  HeUe  der  Völker  und  der  B^;ienuigen, 
denen  diese  in  weltlicher  Hinsicht  nntergeordnet  sind,  nidit  ansrafiben 
vennag. 

Diese  ZuFersicht  nahm  natürlich  nm  so  mehr  zn  Angesichts 
der  besonderen  Uinstibide,  nnter  denen  der  Yonsöglichste  der  war, 

dd6ä  man  Seitens  der  kaiserlichen  Regierung  zu  jener  Zeit  freund- 
schaftliche Zusicherungen  und  Erklärungen  erhalten  hatte,  dass  die  be^ 
ständige  Anwesenheit  eines  päpstlichen  Repräsentanten  am  kaiserlichen 
Hofe  zu  Petersburg  keinem  weiteren  Anstände  unterliegen  werde. 

Wenn  nun  nach  einigen  Monaten  in  die  Hände  Sr.  Heiligkeit 
ein  Exemplar  des  erwähnten  Ukas  gelangte,  welcher  die  Commission 
für  Cultus  nnd  öffentlichen  Unterricht  im  Königreich  Polen  orgamsirt, 
so  mnsste  man  mit  lebhafter  Ueberraschnng  die  Wahxnehmnng  machen, 
dass  derselbe,  weit  entfernt,  den  gehegten  Hofi&mngen  zu  entsprechen, 
im  G^entheü  nur  dazu  diente,  die  bereits  in  Xraft  bestehenden  Re- 
gienmgs-Verordnungen  zu  bestätigen,  gegen  welche  als  die  Verfassung 
der  katholischen  Kirche  untergrabend  der  lieilige  Stuhl  bei  ähnlichen 
Vorkommnissen  hat  Beschwerde  erlieben  müssen.  Angesichts  der 
erwälinten  Aiionlnungen  mus.ste  der  heilige  Vater  in  Erwägung  zielien, 
was  er  einem  solchen  Acte  gegenüber  zu  thun  habe,  damit  aus  seinem 
Stillschweigen  den  Glaubigen  kein  Aergemiss  und  der  Kirche  kein 
Nachtheil  erwachsen  möge. 

Unter  anderen  Mitteln,  welche  man  hätte  in  Anwendung  brin-  - 
gen  können,  hat  Se  Heiligkeit  in  Anbetracht,  dass  der  genannte 
Ukas  bisher  noch  nicht  zur  Durchführung  gdangt  ist,  und  im  Ver- 
trauen auf  die  Gerechtigkeit,  Unparteilichkeit  und  den  Scharfsinn  Sr. 
Majestät  des  Kaisers  und  Königs  es  fda  zweckmässig  erachtet,  dass 
mit  aller  Redlichkeit  und  Preimflthigkeit,  wie  sie  diesem  apostolischen 
Stuhle  eigen  sind,  Sr.  Majestät  in  Kürze  seine  Ansichten  liinsichtlich 
des  in  Rede  stehenden  Ukas  sowie  die  Beweggründe  dargelegt  wer- 
den, welche  ihn  gegen  die  mit  demselben  erflossenen  Anordiumgen 
Einsprache  zu  erheben  vermochten,  damit  Se  Majestät  in  der  Lage 
sWj^^selbe  in  gnadige  Erwägung  zu  ziehen  und  so  die  Folgen  und 
.-Ui^mehmlichkeiten  hintanzuhalten,  welche  daraus  erwachsen  könnten. 

Jesus  Christus  hat  bei  der  Gründung  seiner  Kirche  eine  neue 
Ordnung  der  Dinge  eingef&hrt,  indem  er  anordnete,  dass  die  Kurche 
selbst  eine  vollkommene  und  unabhängige  Gesellschaft  bilden  sollte, 
weldie  den  Papst  zn  ihrem  Oberhanpte  hätte,  und  dass  die  einzelnen 
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Heerden,  aas  welchen  sie  bestefaty  v<m  den  Bischöfen  und  fleelsorgem 
an  den  Urnen  angewiesenen  Orten  geleitet  wflrden  nnd  demselben  un- 
terworfen blieben,  um  die  Einheit  der  Leitung  dadurch  aufrecht  zu 
erhalten  und  zu  bewahren,  so  wie  der  Glaube  derselben  ein  einiger 
war.  Und  während  er  dem  Cänar  nicht  nahm ,  was  ihm  gehört  in 
der  zeitlichen  und  bürgerlichen  Ordnung,  so  wollte  er  auch,  dass  der 
Kirche  die  Leitung  alles  dessen  zustehe,  was  das  Geistliche  und  Kirch- 
liche betrifft.  Auch  wollte  er ,  dass  jede  Macht  in  ihrer  Wirkungs- 
sphäre von  der  andern  getrennt  sei  und  unabhängig  in  der  Weise, 
dass,  wenn  die  bflrgerliche  Gewalt  ihre  Grenzen  Qbersdueitend  sieh 
das  anmassen  wollte,  was  der  obersten  Gewalt  der  Kirche  zugeh<(it, 
jene  sich  lUber  den  Eingriff  in  die  Rechte  der  letsteren  nicht  mt- 
sdinldlgen  konnte. 

Daraus  folgt,  dass  die  Kirche  nicht  nur  das  Hecht  hat,  in 
Betreff  der  Dogmen  Gesetze  zu  geben  und  dadurch  den  Gläubigen  die 
Wahrheiten  des  Glaubens  vorzustellen,  und  in  Betreif  der  Disciplin, 
alles  das  zu  ordnen,  was  heilig,  religiös  und  sittlich  ist,  sondern  dass 
sie  dieses  Becht  vermOge  göttlicher  Einsetzung  ausschliesslich  und 
nnabhängig  von  jeder  anderen  zeitlichen  Gewalt  hat.  Und  aus  diesem 
ausschliesslichen  und  unabhängigen  Beehte  ergibt  sich  fär  die  kirch- 
liche Antorii&t  mit  Nothwendigkeit  das  andere  Becht,  zu  untersuchen, 
zu  urtheüen  nnd  zu  entscheiden  fiher  alle  jene  Personen  und  Sachen, 
hinsichtlich  deren  die  Kirche  das  Becht  hat  Gesetze  zu  geb^. 

Bei  der  Anwendung  dieser  Grundsätze  auf  den  kaiserlichen  ükas 
musste  der  heilige  Vater  zu  seinem  grössten  Leidwesen  bemerken,  dass 
mit  demselben  besonders  hinsichtlich  der  Cultussphäre  die  Grenzen 
der  weltlichen , Macht  überschritten  worden  sind.  Es  ist  klar,  dass 
sämmtliche  darin  enthaltenen  Verfugungen  sich  auf  Personen  und 
Sachen  beziehen,  welche  vermöge  ihrer  heiligen  und  religiösen  Natur 
ausschliesslich  der  Autorität  der  Kirche  angehören,  und  dass  über 
dieselben  die  Oonimission ,  welche  die  Machtvollkommenheit  die  sie 
ansflbt,  nicht  von  der  Küche,  sondern  vom  Kaiser  empftngt,  nnter- 
sncht,  nrtheilt  nnd  beschließt»  Daraus  folgt,  dass  die  Katholikto 
diesem  Acte  nicht  die  nothwendige  Kraft,  ihr  Gewissen  *zn  verpflieh- 
ten,  beilegen  könnten. 

Wollte  man  auch  das  Beispiel  irgend  eines  selbst  katholischen 
Staates  anführen,  wo  die  höchsten  Machthaber  die  Grenzen  ihrer  Ge- 
walt überschreitend  in  das  Heiligthum  eingedrungen  sind,  und  nach 
eigenem  Gutdünken  Gesetze  erlassen  haben ,  welche  die  Angelegen- 
heiten der  Kirche  berühren,  so  ist  es  am  Platze  zu  bemerken,  dass 
dieses  ein  Missbrauch  ist,  welchen  der  heilige  Stuhl  immer  und  immer 
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ab  9Mm  «rbumi,  und  bei  alkii  paaeeiiden  CMegoalieitoii  ieieilidi 
la  rögen  und  zu  yttdanmien  nidit  imterh80eD  hai. 

Hätte  maii  diese  gereckten  Beechwerden  reelitseitig  gewürdiget, 
h&tte  man  bei  Klerus  und  Volk  das  Princip  der  Autorität,  auf  wel- 
chem alles  gesellschaftliche  Zusammenleben  beruht,  aufrecht  erhaltea 
und  wäre  nicht  das  Grundprincip  der  Autorität  wankend  geworden, 
worüber  man  fast  überall  out  Jammer  das  geeeUscbafUiche  Verder- 
ben hereinbrechen  sieht. 

Um  aber  auf  den  Ukas  zurückmkommen,  so  mnas  der  heilige 
Vater  als  Hüter  der  göttlichen  Verfiissong  der  Kircbe  und  der  kirch- 
üdien  Dieciplin  snr  tieftten  Betrflbnin  amst  Seele  wahrnehmen,  da» 
derselbe  deren  Leitung,  Begierang  nnd  Verwaltung  geradeni  mii- 
sl&nt,  indem  er  in  einigen  Fnnkten  dasjenige  antastet  >  was  der 
höchsten  Antorität  des  Papstes  fiber  die  ganse  Kirche  vorbehalten 
ist,  und  in  vielen  anderen  Punkten  die  Jurisdiction  der  Bischöfe  sich 
anmasst,  welche  dieselben  über  die  ihnen  anvertrauten  Heerden  inner- 
halb der  durch  die  heiligen  Canones  ihnen  vorgeschriebenen  Grenzen 
auszuüben  haben.  In  der  That,  prüft  man  beispielshalber  den  Ar- 
tikel VIII.,  so  ist  leicht  tu.  erkennen,  wie  man  so  weit  gekommen 
ist,  den  Verkehr  oder  die  Anliegen  der  Geistlichkeit  mit  dem  heiligen 
Stuhle  (Tit.  2.  Art  8.  §.  6.)  der  Begierungs-Ooiumission  zu  unter* 
werfen  und  dass  den  Bisehöfen  fiist  nicfats  anderes  fibrig  bleibt,  als 
die  Venrichtnng  der  gettesdienstMchen  Handlangen,  die  Spendung  der 
Saeramente  und  die  Ausübung  der  Censnr,  wobei  noch  die  BeruAmg 
an  die  Begierungs-CommissMm  vorbehalten  bleibt  (Tit.  2.  Art  8.  §.  5.), 
während  die  Kirche  durch  ihre  eigene  Verfassung  für  jeden  Fall 
bereits  vorgesehen  hat,  wo  sich  Jemand  durch  den  Ausspruch  seines 
Bischofs  beschwert  erachtet,  indem  er  in  geziemender  Form  an  die 
höhere  Autorität  appellirt,  deren  oberste  Stufe  der  allerhöchste  Macht- 
8I»ruch  des  apostolischen  Stuhles  ist. 

Zur  Begierung  oder  Leitung  der  katholischen  Kirche  gehört 
finmer  wesentlich  der  freie  und  wechselsatige  Verkehr  der  Bisch<^ 
und  Gläubigen  sowohl  untereinander  als  mit  dem  Fapsto  zu  Born, 
Sowie  die  Erde,  wekhe  nicht  frei  die  befruchtenden  Strahlen  der 
Sonne  bescheinen,  nicht  keimt,  also  erschlaffen  die  einaelnen  Kirchen, 
wenn  sie  des  freien  Verkehrs  mit  dem  ihnen  yon  Jesus  Christus  ge* 
setzten  Oberhaupt  beraubt  sind.  Dieser  ist  eine  Lebensfrage,  wegen 
welcher  der  heilige  Stuhl  niemals  unterlassen  hat  eindringliche  Vor- 
stellungen zu  erheben,  und  jetzt  sieht  der  heilige  Vater  mit  wahr- 
haftem Schmerz,  dass  man  seinen  gerechten  Vorstellungen  nicht  nur 
nicht  Becbnung  getrogen,  sondern  dass  vielmehr  noch  während  der^ 
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selben  und  während  der  Ünterbandlungen,  welche  im  Jahre  1847  be- 
gonnen und  nicht  abgeschlossen  worden,  ja  selbst  angesichts  der 
Einladung  des  heiligen  Stuhles,  an  den  kaiserlichen  Hof,  wie  bereits 
erwähnt,  einen  Repräsentanten  zu  schicken,  durch  den  in  Rede  ste- 
henden ükas ,  wenn  auch  in  anderer  Form  (Tit.  2.  Art.  8.  §.  6.)  die 
früheren  Gesetze  und  Verordnungen,  welche  am  Schlüsse  des  verflos- 
senen Jahrhunderts  erfloesen  waren,  bestätiget  werden,  lieber  diese 
Gesetze  und  Yererdmmgen  erachtet  es  der  heilige  Vater  als  seine 
?flkbt,  mcbBtehende  Beiraehtnngen  anzostellen. 

ZoTtedenit  siebt  sieh  Se.  Heiligkeit  neuerdings  genöthigt  zur 
JlMehamm^  m  bringen,  wie  sdir  das  Gesetz,  welebes  der  Oeistliebkeit 
und  dem  katholischen  Volke  den  freien  Verkehr  mit  dem  Papst  zu 
Rom  untersagt,  der  göttlichen  Verfassung  der  katholischen  Kirclie 
widerstrebt  uud  welche  L'nbill  es  dem  heiligen  Stuhle  zufügt.  Dieses 
Gesetz  betrachtet  im  Sinne  der  kaiserlichen  Regierung  den  Papst  als 
einen  Russland  und  Polen  gegenüber  fremden  Souverän  und  will  ihm 
lediglich  einen  politischen  Charakter  beilegen.  Der  Papst  ist  als 
Oberhaupt  der  katholisohen  Religion  in  keinem  Winkel  der  Erde  fremd, 
über  welchen  er  kraft  gdttUcber  Einsetzung  seine  yftterlicbe  Sorgfalt 
ausdehnen  muss  und  ?on  wo  aus  sdne  Kinder  das  Tolle  Becbt  haben, 
frei  sieb  in  ihren  geistlichen  Nl^then  an  den  gemeinsamen  Vater  zu 
wmiden.  Wer  sich  demnach  unterfängt  deren  freien  Verkehr  zu  hin- 
dern, vergewaltiget  die  Verfassung  der  Kirche,  und  verkehrt  die  von 
Gott  eingesetzte  Ordnung.  Weim  man  die  Absicht  des  genannten 
Gesetzes  dann  vom  politischen  Standpunkte  aus  betrachten  ^vill,  so 
kann  es  für  den  heiligen  Stuhl  und  für  das  Wesen  der  katholischen 
Religion  nicht  beleidigender  sein,  welch'  letztere  die  ewige  Glück- 
seligkeit der  Menschen  zum  Hauptgegenstande  hat,  indem  sie  den 
Oianben  md  die  ^tUchkmt  gemäss  den  Lebren  des  Evangeliums  auf- 
recht bäH  Auch  wird  man  kein  Beispiel  anfläbren  kOnnen,  dass  der 
apostoUsobe  Stuhl  jemals  den  fnien  Verkehr  der  Gläubigen  für  poli- 
tSsehe  Zwecke  missbrauebt  habe. 

Man  leugnet  nicht,  dass  zu  einer  Zeit,  wo  die  febronianischen 
Irrlehren  mit  Hilfe  der  Feinde  der  katholischen  Kirche  in  Aufnahme 
kamen,  die  Souveräne,  im  falschen  Wahne,  ihre  Macht  zu  vermehren, 
ähnliche  Gesetze  bei  sich  einführten;  aber  nachdem  sie  die  Erfahrung 
enttäuscht,  und  gewisse  Leidenschaften  sich  gelegt  hatten  und  man  ihre 
ünTemünftigkeit  erkannt  hatte,  wurden  sie  wieder  von  vielen  Herr- 
Sehern  aufgehoben,  weil  sie  sich  von  dem  wohltbätigen  Emflusse  über- 
zeugt hatten,  welchen  die  katbolische  Beligion  mittels  ihres  Ober- 
hauptes auch  auf  die  Friedlhrtigkdt  und  den  Gehorsam  der  ünterthanen 
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•luflM,  welehe  aidi  sa  ihr  bekenoeiL  Aber  dOM  diese  Gesetie 
rei^dittti  niemals  so  weit,  den  Glänlugen  die  imbedingie  Freiheit  dss 
Verkehrs  in  Allem  dem,  was  strenge  nnd  eigentlich  nur  des 
(Gewissens  ist,  zu  verbieten  oder  die  unmittelbare  Annahme  der  Vor- 
schrifteu  vom  Gerichtshofe  des  heiligen  liussgerichts  zu  untersagen, 
welches  ausdrücklich  zu  diesem  Zwecke  eingesetzt  ist.  Darnach  kann 
sich  Jedermann  eine  Vorstellung  machen,  von  welchen  Aengstigungen 
die  Gewissen  der  Katholiken  gequält  werdea  mögen,  welche  in  dem 
Ungeheuern  Gebiete  Sr.  Majestät  leben,  indem  lie  sich  in  der  harten 
Lage  befinden,  entweder  Anderen  die  verbivgenstsn  Gdisiniiiisse  ihrer 
Gewissen  eu  enthflUen  oder  dnroh  StiUsidiweigen  deh  des  nothwendif 
gm  Beistandes  lor  Beruhigung  nnd  Behriedignng  ihrer  geistliehen 
Bedfirfiiisse  zu  berauben. 

Wenn  die  Karze,  deren  man  sich  befleissen  will,  die  weitere 
Ausführung  anderer  wichtiger  Bemerkungen  nicht  gestattet,  so  darf 
sie  doch  nicht  hindern,  auf  einige  Betrachtungen  in  Beti  ell  des  Con- 
cordats  einzugehen,  von  welchem  einige  Artikel  durch  den  kaiser- 
lichen Ukas  verletzt  werden.  Der  heilige  Vater  wusste  wohl,  dass 
vor  Veröffentlichung  des  in  Bede  stehenden  Ukas  die  Leitung  der 
geistlichen  Angelegenheiten  der  katholischen  Kirche  in  Russlaad  und 
Polen  seit  einiger  Zeit  die  in  jenem  Acte  enthaltenen  Grandafttne  nnd 
Yorsehrifteii  snr  Bichtschnnr  hatte.  Und  gerade  in  der  Absicht  um 
einen  solehen  Znstand  der  Dinge  anfhOren  in  machen,  und  die  Disd- 
plin  nach  der  Torsdhrift  der  heiligen  Oanones  wieder  hersusteUen, 
Hess  sich  der  heilige  Stnhl  gerne  zu  einer  Aohiahme  der  Unterhand- 
lungen herbei,  welche  der  höchstselige  Kaiser  und  König  Nicolaus 
nachgesucht  hatte,  um  mit  gegenseitigem  Einverständniss  jenes  wich- 
tige Ziel  zu  erreichen,  welches  man  theilweise  mit  dem  Concordat  vom 
3.  August  1847  erreicht  glaubte,  und  theilweise  sobald  als  möglich 
noeh  zu  erreichen  hoffte.  Nicht  minder  wusste  der  heilige  Vater, 
dass  seit  fünfzehn  Jahren  nicht  nur  die  Unterhandlungen  in  der 
Sdiwebe  yerblieben,.  sondern  überdies  Tiek  der  vereinbarten  und  ge- 
nehmigten Artikel  noch  meht  voUsogen  worden  waren;  noeh  mehr 
war  ihm  aus  den  öffentlichen  Blftttem  wohl  bekannt,  was  in  der  von 
Sr.  Majestät  ernannten  Gommission  im  Jahre  1856  in  dieser  Biehtung 
verhandelt  worden  war.  Da  aher  iSe.  Heiligkeit  nichtsdestoweniger 
beständig  die  Kraft  der  Verbindlichkeiten,  welche  ans  den  abge- 
schlossenen Vereinbarungen  erwachsen,  vor  Augen  hatte,  konnte  er 
die  Hoffnung  nicht  sinken  lassen,  alle  jene  Gesetze  und  Verordnungen, 
welche  deren  Vollziehung  hemmten,  baldmöglichst  abgeschafft  und 
gleichseitig  die  noch  in  der  Schwebe  gebliebenen  Artikel  vereinbart. 
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XQ  geben.  Alles  das  erwartete  der  heilige  Vater  von  der  Billigkeit 
und  Gerechtigkeit  Sr.  Majestftt  iiin  so  mehr,  als  er  im  Schreiben  vom 

31.  Jänner  1859  nicht  nnterlassen  hatte,  die  beiden  gedachten  Ge- 
genstände in  Erinnerung  zu  bringen  und  die  Antwort  erlialten  hatte, 
dass  rücksichtlich  der  Details  der  verschiedenen  Gegenstände  der 
kaiserliche  Minister-Resident  in  Rom  beauftragt  worden  sei,  dem  Car- 
dinal-Staatssecretär  die  dienlichen  Aufklärungen  zu  geben.  Statt 
dessen  ist  jedoch  jener  kaiserliche  Erlass  ^schienen,  welcher  durch 
seinen  schnurgeraden  Gegensatz  in  vielen  Punkten  sa.  mehreren  Ar- 
tikeln des  Ooncordals  die  Betrflbniss  Sr.  Heiligkeit  auf  den  höchsten 
Gnid  stdgort,  da  er  von  einem  der  hohen  Contrahenten  das  öftere 
wfthnte  üehereiiAommett,  welches  seiner  Natmr  nach  awdseiäg  ver- 
bindHeh  ist,  grösstentheils  gebrochen  sieht. 

Behufs  besserer  Würdigung  des  Gesagten,  will  der  heilige  Vater, 
dass  auf  diesen  ^vichtigen  Gegenstand  die  allergnädigste  Aufmerksam- 
keit Sr.  Majestät  gelenkt  werde.  Die  ersten  zwölf  Capitel  übergehend, 
welche  sich  auf  die  Abgrenzung  und  Errichtung  der  Diöcesen,  sowie 
auf  die  Wahl  der  Bischöfe  beziehen,  gelangt  man  zum  XIII.  Capitel, 
welches  folgender  Weise  lautet:  »Der  Bischof  ist  der  alleinige  Richter 
und  Verwalter  der  geistlidien  Angelegenheiten  seiner  Diöcese,  aus- 
genommen die  schnldigo  üiiterwarfhng  unter  den  apostolischen  StuhLc 
Wer  sieht  nidit,  dass  man  mit  dem  Ilkas  g^nwftrtig  das  gerade 
Gegentheil  ststnirt?  Denn,  wie  bmits  angedeutet,  werden,  wenn 
nicht  alle,  doch  dem  grosseren  TheOe  nach  die  geistlichen  Angelegen- 
heiten den  Bischöfen  dadurch  entzogen,  (Tit.  1.  Art.  8.)  und  auf  die 
Regierungs-Commission  übertragen,  welche  dann  kraft  Art.  1.  des' 
Ukas  aus  Personen  besteht,  welche  verschiedenen  Religionen  an* 
gehören. 

Dieses  Zusammenwerfen  verschiedener  christlicher,  und  vielleicht 
nicht  christlicher  Confessionen,  von  Katholiken  und  Heterodoxen  (An- 
dersglftabigen),  weiche  in  dem  genannten  Artikel  untereinander  ge- 
worfen werden,  würde  schon  allein  hinreiehen,  die  Schwere  der  Un- 
bill erkennen  in  lassen,  welche  man  der  einen,  wahren  katholischen 
Refigion  anthnt,  ausser  der  es  kon  Heil  gibt,  mid  welche  nicht  nur 
durch  verschiedene  Vertrage,  sondern  auch  kraft  eines  frieilichen 
Concordats  in  der  Eigenschaft  anerkannt  worden  ist,  in  welcher  sie 
bestehen  soll,  wie  aus  dem  genannten  Art.  XIII.  des  Concordats  deut- 
lich hervorgeht.  Was  würde  die  katholische  Kirche  nicht  zu  furchten 
haben,  wenn  in  Angelegenheiten  ihres  Wirkungskreises  nicht  der 
Bischof  allein,  sondern  ihre  Widersacher  zu  Gericht  sässen? 

VieUeieht  hat  man  sich  eingebildet,  durch  Binsetzosg  einee 
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sogenannten  römisch-katholischen  Kirchenrathes  im  Ukas  (Tit.  3.), 
bestehend  aus  zwei  Mitgliedern  des  hohen  Klerus  der  acht  katholischen 
DiOeeseu,  unter  dem  Vorsitz  «nes  Erzlnsohofii  oder  BiOeesan-BiselMifis, 
nebst  zwei  geistliehen  Beisltum,  diese  so  schwere  ünbill  «imgor- 
massen  gut  zn  machen  nnd  zazadedran.  Alkin  wem  man  saeh  m 
wiederbekn  miterlSsst,  was  schon  ftber  den  inneiüeben  Ifang«!  in  der 
Antorität  des  Urhebers  des  Ukas  gesagt  worden  ist,  und  abgesehen 
von  dem  Mangel  canonischer  Autorisation  bei  den  Mitgliedern,  welche 
den  vorgenannten  Rath  bilden,  denen  durch  die  heiligen  Canones 
ausdrücklich  unter  schweren  Strafen  verboten  ist,  sich  in  die  geist- 
lichen Angelegenheiten  fremder  Diöcesen,  ja  sogar  in  jene  der  eigenen 
Diöcese  ohne  specielle  und  rechtmftflsige  Ermächtigung  einzumischen, 
daher  auch  der  katholische  Klerus  an  diesem  Bathe  niemals  wird  theil- 
nehmen  können;  wenn  man  auch,  sage  ich,  soLohe  Betraebtnngen 
onterlftsst,  bleibt  es  doch  immer  walii,  dass  die  Leitung  dar  gäa^ 
liehen  Angelegenheiten  der  betrefliniden  Didoesen,  dein  Wortlant  des 
Art.  XIII.  des  Goneoardats  entgegen  nieht  nnr  der  OerlchtsbarMt  des 
Bischofs  entzogen,  sondern  noch  mehr  der  Untersuchung  und  Ent- 
scheidung einer  Coniniission  unterworfen  wird,  welche  aus  Anders- 
gläubigen zusammengesetzt  ist. 

In  der  That  räumt  man  dem  Kirchenrathe  im  Art.  20.  des  Ukas 
keine  andere  Befogniss  ein,  als  über  die  daselbst  aufgezählten  Gegen- 
stände seme  Meinung  abzugeben,  und  da  er  mit  den  Autoritäten  nicht 
oorrespondirt,  so  scheint  es,  dass  er  sein  Gutachten  der  Gommisskni 
nützutheilen  hat,  welche  aus  Andersgläubigen  besteht.  Denma^  ist 
.  aber  nicht  mehr  der  Bischof,  nach  Umständen  mit  dem  Bathe  seines 
BiOcesan-Consistoriums,  gemäss  Art  XIV.  des  Goneordats  der  allei- 
nige  Bichter  in  geistlichen  Angelegenheiten. 

Und  während  der  heilige  Vater  nach  der  Natur  der  durch  das 
Concordat  getroffenen  Anordnungen  erwartete,  das  uneanonische  In- 
stitut des  CoUegium  Komanum  zu  Petersburg  aufhören  vai  sehen,  ob- 
gleich es  aus  Geistlichen  gebildet  ist,  welche  die  Ordinarien  der  be- 
ireffenden Diöcesen  vorstellen  und  darin  der  £^zbischof  jener  Provinz 
den  Vorsitz  fahrt,  musste  er  statt  dessen  zu  seiner  Betrübniss  er- 
fahren, dass  eine  noch  viel  schlimmere  Institution,  irie  die  in  Bede 
stehende  GonoDoission  ist,  duzeh  den  Ukas  Sr.  Migestftt  fOr  die  Kir- 
ckeoprovinz  beschloeBen  wurde. 

Wenn  man  den  nneiqnii^oben  Vergleich  zwischen  dem  Ukas 
nnd  dem  Gonoordat  noch  weiter  verfolgt,  zeigt  sich  immer  mehr, 
dass  dieses  von  jenem  vernichtet  wird.  Der  Art.  Xin.  des  Concordats 
enthält,  wie  bereits  bemerkt,  einen  allgemeinen  Grundsatz,  welcher 
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in  einigen  nachfolgeuden  Ariikela  modificirt  und  entwickelt  wird. 
Die  Modificatioii  des  bereits  angeasogenen  Artikels  XIV.  besteht  darin, 
dass,  obgleiefa  der  Bischof  in  der  eigenen  Dilksese  der  alldnige  Bkhter 
in  kirchlichen  Angelegenheiten  ist,  der  heilige  Stnhl  sich  Jedoch  der 
Bestimmung  snneigte,  dass  die  wichtigeEon  Tor  ihrer  Entschodnng 
dnrch  den  Bischof  der  Berathnng  des  Di(k$e8an-Oonsistonums  unter- 
zogen werden  sollen,  wohlverstanden,  dass  dieses  Consistorium  nur 
ein  berathendes  Votum  hat  (Art.  XV.).  Daraus  folgt,  dass  jede  an- 
dere bereits  beschlossene  und  nicht  widerrufene  oder  irgend  welche 
Modification,  welche  man  zum  Abbruch  der  bischöflichen  Machtvoll- 
kommenheit einfahren  will,  notbwendigerweise  den  Charakter  einer 
offenbaren  Verletzong  des  Ooncordats  annimmt,  welche  desto  offener 
za  Tag  tritt,  wenn  man  den  ükas  im  Vergieioh  mit  der  Entwidcelimg 
betiaohtet,  die  das  Goncordat  seihst  dem  ansgeaiHrochenMi  aUgemeinen 
<ifnndsatB  gibt. 

Kraft  des  angezogenen  Artikels  XIV.  Iii  A.  sollen  alle  Angele- 
genheiten, welche  die  Disciplin  im  Allgemeinen  betreffien,  tbeils  ohne 

theils  mit  einem  Beirath  vom  Bischof  entschieden  werden.  Nun  ge- 
nügt es  aber,  auf  den  Wirkungskreis  der  durch  den  Ukas  (Art.  8.) 
eingesetzten  Commission  und  auf  jene  des  sogenannten  römisch-ka- 
tholischen Kirchenrathes  (Art.  20.)  einen  Blick  zu  werfen,  um  sich 
zu  überzeugen,  dass  die  Commission  mit  ihren  Abzweigungen  Gegen- 
stände kirchlicher  Disciplin,  welche  auch  nach  Inhalt  des  Ooncordats 
dem  grosseren  Theile  nach  in  die  Competena  des  Bischoft  fallen,  nn- 
tenmcht,  benrtheilt  und  entscheidet 

Dem  Bischof  mit  dem  Beirathe  des  Gonsistorimns  (Art.  XIV. 
lit  C.  des  Gonc.)  kommt  auch  die  Entscheidung  über  Klagen  zn, 
welche  ans  den  daselbst  angeführten  Bechtsgründen  gegen  die  €Mst- 
lichen  vorgebracht  werden.  Und  der  Ukas  hebt  die  hier  vereinbarte 
Bestimmung  nicht  nur  auf,  sondern  er  geht  noch  weiter,  indem  er 
verfügt,  dass  alle  wie  immer  gearteten  Klagen  gegen  die  Geistlichen, 
auch  solche  aus  rein  geistlichen  Gründen,  von  der  Commission  nach 
dem  Strafgesetzbuche  iür  die  von  demselben  vorgesehenen,  und  in  £r- 
follung  ihrer  Berufspflichten  begangenen  Verbrechen  abgeortiieilt 
werden  müssen  (Art.  8.  §.  5.). 

Der  heilige  Vater  beklagt  es,  dass  dnrch  diese  VerfOgnng  nicht 
nnr  das  Goncordat,  sondern  auch  die  heUigsten  Gesetae  der  katholischen 
Religion  Torletat  werden,  wi$  diejenigen  sind,  welche  unmittelbar 
den  Glanben  betreffen,  nm  dem  Beobachtung  willen  ein  kathoHscher 
Geistlicher  jedes  Hinderniss  überwinden  und  jeder  Gefahr  entgegen- 
treten muss.   Se.  Heiligkeit  weiss  wohl,  dass  mau  kraft  dar  gg.  193., 
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199.  und  200.  des  genaimten  Strafgesetzbjifihes  jeden  mit  den  streng- 
Bten  Strafen  belegt,  der  einen  AnhAnger  der  Staatoreligion  zn  be- 
kehren sacht;  dass  man  den  Priester  straft,  weloher  wissentlieh 
Erwachsene  oder  Kinder  derselben  Beligion  m  den  SaciamcHiten  zor 
lasst;  nnd  dass  man,  andere  FSlle  za  geschw6igen,  dnen  GkistUchen 
straft,  weleher  den  Catechismus  lehrt  oder  ein  Kind  in  dem  Glauben 
unterweist,  den  man  den  niclitorthodoxen  nennt.  Wer  weiss  nicht, 
dass  die  katholische  Kircfie  von  Gott  den  erhabenen  Beruf  erhalten 
hat,  welclien  sie  mittels  der  Bischöfe  und  Priester  ausübt,  zu  lehren 
alle  Völker:  Docete  omnes  gentes;  die  Wahrheiten  des  Evangeliums 
zu  predigen,  zu  lehren  und  alle  {Nationen  zum  wahren  Glauben  zn  be- 
kehren :  praedicate  Evangelium  omni  creaturae?  Demnach  werden 
die  Diener  Christi,  die  Verwalter  der  QebeimnisBe  Gottes  gerade 
deswegen  Temrtheilt  werden,  weil  sie  im  Sinne  des  Eyangdinns,  la 
Geiste  ihres  Bemfes  nnd  in  der  Eiülllang  ihrer  heiligen  Fiiditen  ax^ 
bdtenP  Und  dieses  ürtheil  soll  yon  der  GommlBSion  ausgesprochen 
werden  ?  Das  sind  die  Folgen,  welche  sich  aus  dem  in  ßede  stehen- 
henden  kaiserlichen  Gesetze  ergeben. 

üeberdies  kommen  dem  Bischof  (lit.  G.  des  cit.  Art.)  die  Ab- 
fassung und  Prüfung  des  Voranschlages  und  der  für  den  Unterhalt 
der  Geistlichkeit  gemachten  Ausgaben,  die  Eintragung  der  Ausgaben 
selbst,  der  Neubau  der  Kirchen,  und  die  Wiederherstellung  der  alten 
zu.  Alles  dies  aber  wird  im  ükas  dem  Bischof  ausdräcklieh  entzo- 
gen und  der  Gommissbn  Vertragen  (Art.  8.). 

Der  Art.  XX.  des  Goncordats,  in  wekbem  vom  Gapiinlar-Viear 
die  Bede  ist,  sagt,  daas  er  nach  der  Vorschrift  der  heiligen  Oanones 
erwählt  werden  soll,  welche  jede  Einflussnahaie  der  weltlichen  Macht 
und  noch  mehr  die  Bestätigung  der  Regierung  ausschliessen,  die  man 
im  Art.  20.  n.  2.  des  Ukas  als  bereits  vorgeschrieben  voraussetzt, 
gegen  welche  Vorschrift  der  heilige  Vater  feierlich  protestiren  muss. 

Der  letzte  Artikel  des  Goncordats  setzt  fest,  dass  die  Wiederher- 
stellung der  Kirchen  entweder  von  den  Gemeinden  oder  den  Privaten, 
welche  diese  Unkosten  auf  sich  nehmen  wollen,  ohne  Anstand  bewerk- 
stelliget werden  kann.  Der  Ilkas  hebt  diese  Freiheit  auf,  indem  er 
erklärt,  dass  sowohl  der  Bau  neuer  Kirchen  als  auch  die  Wied^- 
herstellung  der  alten  zur  Competenz  der  Commission  gehören  (Ar- 
tikel 8.  n.  14). 

Endlich  kann  der  heilige  Vater,  wenn  er  auch  andere  im  ükas 
enthaltene  Anordnungen  mit  Stillschweigen  übergeht,  welche  den  aus- 
gesprochenen Grundsätzen  der  katholischen  Religion  widersprechen, 
in  der  Xhat  der  Bestimmungen  nicht  geschweigen,  welche  die  Grie- 
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diisdi-ÜBirteii  beMfen,  die,  obgleich  Kaiholikeiit  in  ihren  Ange- 
li^ienheiten  sich  von  diesen  immer  getrennt  finden.  Eine  soldie 
Trennung  mnn  dem  heiligen  Vater  schwer  am  Bensen  liegen,  indem 
er  sich  wohl  bewnsst  ist,  m  welchen  traurigen  Oonseqnenzen  eine 

Verordnung  geführt  hat,  die  mit  jener  des  fraglichen  Ukas  völlig 
gleichlautend,  zu  anderen  Zeiten  für  andere  Orte  mit  dem  kaiserlichen 
Ukas  vom  Jahre  1840  und  mit  dem  auf  das  sogenannte  römisch- 
katholische Kirchen-CoUegium  zu  Petersburg  bezüglichen  Erlasse  des 
Ministers  des  Inneren  vom  6.  Februar  desselben  Jahres  erflossen  ist. 

Ans  dieser  kunen  Darstellung  ersieht  man  leicht,  welchem 
Zwtande  der  Asfregnig  und  des  S&wwiges  die  Qewiseen  der  Geist- 
lidMii  uid  des  katlMdiMAien  Ydkes  in  Bnsriand  und  Polen  anheim- 
fallen mtaten,  wenn  man  die  gMfKdie  Veitonng  der  Kirche  nm- 
gestürzt,  die  khrchliche  Antoritit  von  der  weltlichen  Maeht  feind- 
selig angegriffen,  den  freien  Zutritt  zum  heiligen  Vater  verboten, 
die  abgeschlossenen  Verträge  nicht  beobachtet  sondern  gebrochen, 
und  Gesetze  in  Wirksamkeit  treten  sieht,  von  denen  viele  der  Dis- 
ciplin  dieser  Kirche  entgegen  sind  und  andere  sogar  den  Hauptgrimd- 
sätzen  der  Keligion  schnurstracks  zuwiderlaufen.  Ein  solcher  Stand 
der  Dinge  hat  das  Herz  des  heiligen  Vaters  tief  ergriffen,  und  er 
sweifölt  nicht,  dass  sieh  der  groesherzige  Sinn  Sr.  Majestät  gleich 
tiel  ergriffen  f&hki  werde,  sobald  er  die  dargelegten  Umst&nde  er- 
farnnt  Qid  gewMigei  haben  wird,  vnd  daher  ftbrchtet  er  aneh  nicht, 
dass  die  Gerechtigkeit  des  Kaisers  und  Königs  seine  Wünsche  nicht 
dnrch  die  foUstftndige  Beobaehtang  und  BrfUlung  des  Gonoordats 
und  durch  die  Zurücknahme  nicht  nur  des  erwähnten  Ukas,  sondern 
auch  aller  mit  den  Gesetzen  der  katholischen  Kirche  nicht  überein- 
stimmenden Vorschriften  erhören  wird. 

Und  wie  der  heilige  Vater,  wie  Eingangs  erwähnt,  vor  dem 
Kichterstuhle  Gottes  über  die  ihm  anvertraute  oberste  Gewalt  strenge 
Rechenschaft  zu  geben  hat  und  dafär  der  Kirche  nnd  der  ganzen 
Welt  verantwortlich  iet;  nnd  wie  ans  seinem  längeren  Stillschweigen 
für  die  Yerthiidigmig  Uad  Besehirmimg  der  Bedite  nnd  Interessen 
der  ]Crehe  und  fui  die  geisüielH»  Wohlfahrt  der  ihm  anTeitrauten 
Sedoi  leiehi  Anlaes  in  Aergemiss  genommen  werden  konnte,  so 
muss  er  jetzt  schon  in  der  Bedliehkwt  seines  erhabenen  Cäiarakters 
freimüthig  erklären,  dass,  so  ferne  entgegengesetzte  Bathschläge 
durchdringen  würden  und  er  seinen  von  den  heiligsten  Pflichten  die- 
tirten  Forderungen  mit  Bedauern  nicht  Elechnung  getragen  sähe, 
Se.  Heiligkeit  sich  in  die  unangenehme  Nothwendigkeit  versetzt 
finden  Wörde,  auf  die  dem  Bedüifiiisse  entsprechend^  Weise  den 
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wihren  SUnd  der  Sieben  snr  Beehtfert^nuig  atiMB  Benehnieiis  n 
offenbaim 

LXVIf.   Auszug  aus  der  Adresse  der  Bischöfe  des  russischen  Reiches,  welche  Sr. 
Majestät  dem  Kaiser  durch  den  Minisu-r  des  Innern  im  Januar  1862  Öberreichl 
worden  ist,  um  das  AuHiOren  der  verschiedenen  Bedrückungen  zu  erwirkeo, 
welche  die  katholische  Kirche  in  dt-n  Staaten  des  Kaisers  erduldete. 

Archiepiscopus  Mohiloviensis  Metropolitauus  ommum  R.  C.  in 
Imperio  Rusaico  EodesianuB,  inito  consilio  cum  suis  Saffraganeu 
üpiscopis  Vilnenai  nemptt  Samogitieiia,  Laoew-ZytomirieBBi,  Camene- 
oenai  et  Mineeenai»  explorataqne  osiMeiQiiaqiie  eoran  aentestia 
Angnatbaiiiiam  Imperalorein  B«88(NniiD»  kter? emeale  Admiiiiabo  ae- 
goiionun  ialenionim,  a  quo  CatiraHeoniin  in  Imiwrio  ialo  rea  erasaqiie 
onwis  dependet,  humiliter  supplexque  rogavit, 

1.  üt  penitus  prohibeatur  fideles  olim  Graeco-unitos  rutheni  ad 
praesens  vero  latini  ritus,  ac  Oatholicos  a  Sacerdotibus  Qraeco-unitis 
baptizatos  conquirere,  investigare  et  invitoa  ad  sacra  Graeco-Kussica 
recipienda  adigere ;  atque  ut  controYersiae  et  lites ,  hac  de  causa  a 
Paroehia  Gmeoo-BnsaiaGia  concitiitee,  lelieto  eoilibet  inaeoteto  plenA 
ftenltate,  prae  aibitrio  aae,  Imuig  illaniTe  leUgmain  aaqiletonüt 
eitmgaantnr. 

2.  TJt  in  matrimoniis  CatboHeomm  cum  Graeco-Rnsaiacb  ood- 

trahendis,  permittatur  sponsis  conventioneni  saltem  inire,  de  educanda 
prole  in  religioue  mutuo  cousensu  ipsoram  contrahentium  deiecta 
probataque. 

3.  Ut  loci  ordinarii  pleno  jure  gaadeant  conoedendi  arbitrio  suo, 
abaqae  praem  Mcentia  Begiminia,  ac  sine  oonsensn  et  interventione 
Oleri  Qnwco^Boniaoi,  ^unütotem  mm»  ficdeaiaa  aedifieare,  Gapeüas 
exatroere,  oratoria  in  dondbna  privatia  erigeve,  qoemadmodum  juta 
leges  Imperii  possunt,  collapsas  prae  Tetuatate  Eeeleriaa  et  Capellas 
inatanrare  ac  etiam  novas  loco  dirutaram  aedifieare,  permittere. 

4.  Ut  liceat  Loci  Ordinariis  Jndaeos  ac  Muhamedanos  absque 
permissione  Regiminis  in  sinum  Ecclesiao  recipere. 

5.  Ne  Sit  vetitum  Loci  Ordinariis  pro  lubitu  Scholas  Parochiales 
erigere,  neque  in  iUia,  quae  a  r^gimine  dependent  et  in  qiiibus  proles 
catbolica  exclusive  instmitur,  mmma  praeceptoria  aen  Lndimagiitri 
commitatur  Gneeo-Bnaaiaeam  fidem  profltentibiia, 

6.  Ut  antfaenticae  Idtterae  Apoetriicae  ad  Epiaeopoa  tnmBinittan-' 
tor,  non  antem  eanun  tranmnipta. 

7.  üt  in  monasteriis,  conventibna  et  donibns  tarn  ▼ironrni  qnan 
nmliemm,  Cüjuscunqne  in  Iniperio  hucusque  existentis  Ordinis  atque 
Soronun  Cbantatia  et  Manae  Vitae,  liceat  novitios  novitiaaque  recipere. 


Digitized  by  Google 


Ueber  iie  VerfolgiiBgeD  der  KMe  tn  RwslaDd  und  Meo.  347 

8.  üt  Begidaribiis  MiiiistroB  Provineiaks,  Viritatorat  et  sapem- 
res  snos,  juxta  regulam  nniuscujusque  ordinis,  eligendi,  jus  restitaatar. 

9.  Ut  suppressa  monasteria  et  occupatae  Ecclesiae  a  Regimine, 
et  nondum  in  usus  profanos  couversae,  curae  Episcoporum,  iiistauran- 
dae  vel  in  pios  usus  convertendae  reddantur. 

10.  üt  Loci  Ordinarii,  in  omnibus  Capellis,  tum  publicis  tum 
phvatia,  erectis  vel  engend is,  atque  a  Begiminef  cum  prohibitione 
nßtosfm,  clausis,  aucioritate  sua  absqne  ulla  Nstrictione  et  obata- 
culo  posBuit  äusnltatem  oonoedfire  Misäis,  diiiiiniiiqQe  offidmn  oele- 
iHrandi,  Baeramenta  admiiurtraadi,  atque,  si  oportnerit,  nutiere  saoer- 
^tes,  qui  contlime  panes  fllas  tmaiimiA  ianqnain  CappeUanL 

11.  Ut  ad  omnes,  in  unaquaque  Dioecesi,  Suffraganeatus  a  S. 
Sede  novissime  determinatos,  ad  praesens  autem  vacantes,  mox  Suffra- 
^anei  promoveantur. 

12.  Ut  valde  teouis  pausio  aasignata  a  fisoo  praektis,  ac  cano- 
nids  augeator. 

13.  Ut  simiU  ratione  angeatv  tenus  poiino  paio<^oriu& 

14  Ut  in  seniiiianiB  0t  nimiarna  alnnuiorBni  aogoator  et  pecnmA 
piEQ  oongma  awlieiiiatioiie  eomm  in  nugen  ob  caritaftem  annonae  qoan- 
titate  ex  fuBco  suppeditetmr. 

15.  Ut  pecunia  pro  sustentatione  invalidorura  sacerdotum  cu- 
mulatius  subministretur. 

16.  Ut  ob  eandem  caritatem  annonae  tum  clerids,  tum  laicis  ad 
forum  ecclesiasticom  pertinentibus  penaio  augeatur. 

Praetexea  Episcopi  specialiter  reguront  et  qudem  Viluensis,  ut 
reoeptaeolnm  emeritoram  et  invalidaram,  aftqne  domos  eorreetioms 
demeritoram  Saoeidotun  erigatnr.  Samogitleiirie,  nt  Fraeeepter  lin^ 
guae  germanioae  in  Seminario  ejus  oonstitaatiir.  Lnceor-Zytomtri«uifl^ 
nt  nnmeras  iabnlariomm  et  scribarum  in  consistorio  augeator.  Ca- 
menecensis  ut  monasterium  dictae  civitatis  Sororum  Visitationis  B.  V. 
Mariae  extra  statum  positum,  intra  statum  numeretur,  etiamsi  absque 
pensione  a  fisco  et  domus  correctionis  pro  demeritis  Sacerdotibus  eri- 
gatur.  Minscensis,  ut  parocbia  caeteroqne  clero  catholico  permittatnr 
de  pkbe  lostica  leligioni  graeco-rnssicae  addicta  in  defectu  catholi- 
eomm  i^^eniriea  sibi  oondnoere  famnlatumgiie  habere.  Archiepieoopiis 
deniqoe  erebro  iteEatas  levocavit  pieeea,  ut  Seminarinm  piopmini  yto 
Arohidioeoea  MtMotioosi,  ab  üle  Minwüenm  aejmiotmn,  instttaatar 
atqne  ordinationes  et  conatitationes  romano  .eatholicae  ecdesiaaticae 
Academiae  conßrmentur. 

Preces  hasce  Archiepiscopus  Augustissimo  Imperatori  porrigendas 
tnnsmittendo  die  20.  cmrenüs  Januarü  sab  N.  171  ad  Excelleatissi- 
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mmn  Admlnisiniin  ncgoiionim  Inienioniiii  salouniH  asBemitque,  se 

persuasum  esse,  quod  si  votis  FJpiscoporum  Sua  Iniperatoria  Majestas 
benigne  anuuere,  postulatoque  eorum  satisfacere  dignaretur,  non  so- 
Imn  ipsi  Episcopi,  imi versus  Glems  ac  subditi  religionis  catholicao 
laeta  acciamatione,  gratoque  animo  concessiones  hujasmodi,  beneficia- 
que  excepissent,  vernm  etiam  roalevolis  sabmoveretur  occasio,  sima- 
l»io  ardore  on^nssae  raUgionis  politicos  ae  eiYÜes  nuite  eondtare. 

LXVIII.  Srhreiben  des  lincliwüriliijslei)  Cflrdinal-StaaissecreiSrs  vom  22.  Mai  1S6? 
an  den  Erzbiscbof  von  Moliilow,  damit  er  für  die  geisllichen  BedDrrnisse  der 
Grlpchlsfh-rnlrten  in  der  Pfarre  Zabialy  sorf^e. 
Innotuit  SSmo  Duo  Nostro  id  quod  in  Paroecia,  quae  vulgo  audit 
de  Zabialiy  haiid  pridem  evenit;  magno  tarnen  solatio  ei  fuit  quod 
impediri  potuerit,  quominus  ejusdem  paraeciae  fideles  schismati  ad- 
scriberentur.  Quum  autem  Sanctitas  Sua  vebemeBter  exoptet,  ne  ibi- 
dem tristia  facta,  quae  in  aUa  paroecia  Dziennowicz  jam  acddiBse 
constat,  eum  ingeiiii  animanim  detrimento  loeom  habeant,  in  man- 
datis  mibi  dedit,  Tuam,  lUme  ac  Rme  Oofmine,  pastovalem  coram 
exdtare,  nt  fldeliam  salnti  advigiks,  atqae  ab  üb  pervenkmk  peri- 
cnlmn  omni  contentfone  remoyere  stadeas.  Qnod  nt  foeilras  aMequatis, 
peropportunum  sane  censet  eadem  Sanctitas  Sua  impensam  a  Te  ad- 
hiberi  operara,  ut  religiöse  observentur  ea,  quae  ab  Illmo  ac  Rmo 
Domino  Fialkowski  cum  Archidioecesis  Mohiloviensis  procurationem 
tenuit,  statuta  sunt.  Pro  certo  autom  habet  idom  SSrnus  Dnoa,  qnod 
Tu,  Ulme  ac  Bme  Domine,  pro  tua  pietate  ae  religione  majori  qna 
poteris  alaoritate  ac  studio  eontendee,  nt  laorae  doctrinae  d^MMntom 
in  pafoeeia  illa  fideliter  costodiaiiir.  Haec  habni  quae  ex  mandato 
Summi  Fontifieia  Tibi  dgnificaiem,  eiii  inteiim  fimeta  eimeta  a  Deo 
0.  M.  adprecor. 

LXIX.  ^ebrelben  des  heiligen  Vaters  vom  29.  Jlnner  186S  an  den  bochwOrdlgen 
Capitolar-Vlcar  von  Cbelm,  womit  er  flun  seine  demnMsage  Priconislranf  im 

Consistorium  zom  Bischof  der  genannten  S(adt  anzeigt  und  ihn  auf  die  noChwen" 
diffen  Sebritte  zur  Wiederherstellfiiig  der  religiftsen  Zostlnde  in  jener  DiOeese  anr- 

raerkaara  macht. 

Yenerobilis  Fhitor  ealntem  et  AposfeoMeam  benedietioii^  Nobis 
•in  animo  est,  Te,  Yenerainlie  Frater,  in  proximo  oonntftorio  iatina 
Chelmensis  eooleaiae  graeooHntheni  Titos  suo  jamdin  vMnatae  pastoe 

episcopum  renuntiare,  ejusque  regimen  ac  procurationem  Tibi  ooni- 
mittere,  qui  eam  in  praesentia  administras  vicarii  capitularis  munere 
ftmgens.  Atque  etiam  constituiraus  eodem  tempore  dilectura  filium 
presbyterum  Joannem  Kalinski  episcopum  in  partibus  infidelium  eli- 
gere,  enmqne  Taum  coadjntorem  cum  fatora  soccessione  etatnere,  nt 
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auxiliariam  Tibi  in  eadem  dioecesi  regeiula  ac  deinile  Tibi  suo  tempore 
succedat.  Dum  id  Tibi  siguificamus,  per  Te  ipse  intelligis,  Venera- 
biiis Frater quanta  vigilantia  quantaque  soUicitiidiiie  et  fortitudine 
Mscd  praesertim  difQcillimis  temporibus  Tibi  sit  excobandum  et  alla- 
borandnm,  ui  in  eadem  dioecesi  sanctissima  nostra  religio  ejusqne 
salutaris  doctriaa  vigeat,  et  eeelesiastiea  «tisd^ioa  sarta  tecta  ser- 
▼etnr,  et  aocorata  deri  üistitiitio  procuretiur,  ntqiie  ejiudem  dioeoesis 
fideles  a  ne&riis  schismatieonmi  inendiis  avertantur,  ac  defendaninrr 
qni  modis  omnibus  ipsos  fideles  a  catholicae  ecclesiae  sinu  avellere, 
eosque  in  schisma  pertrahere  connituniur.  Cum  antein  ex  tide  dignis 
testimoniis  dolenter  acceperimus,  queradam  haud  bonmn  presbyterum 
Tua  uti  familiaritate,  illumque  minirae  recta  Tibi  praebere  consilia, 
iccirco,  Venerabilis  f  rater»  omnino  volumos,  ut  cumdemi  presbjteraiUf 
a  Tuo  latere  amoveas,  ntqtie  Tuam  pnmem  fiduciam  in  cominemorato 
Epiaeopo  Tno  eoa^jutore  a  UMb  eligeiido  eoUoees,  ejnsque  opem,  et 
operam  in  iata  pnxmnnda  dioeeed  adhibeaa.  Nnllis  vero  cnris  paroeie 
velis,  ot  Istiiis  eathedralis  templi  canonieomm  munenui  impleatnr, 
illos  ecclesiasticos  vires  eligendo,  qui  ad  sacrorum  canonum  norraara 
bujusmodi  digni  sint  dignitate.  Namque  baud  ignoranius,  postbabitos 
fuisse  egregios  ecclesiasticos  viros  a  defunoto  Tuo  praedecessore  pro- 
positos,  atque  in  eorum  locum  alios  plane  immerentes  fuisse  suffectos. 
Omnia  vero  coneris  oportet,  ut  nonnuUos  istius  seminarii  alamuos  ad 
catholicam  VaEsanenaein  aeademiaiii  mittas,  ut  ibi  stndiomm  cnrri- 
culiUD  confieei»  queant.  Atque  hie,  Venerabilis  Frater,  Te  etiam  atqae 
etiam  exbortamiirj  et  maiieuiiis,  nt  Toas  omnes  enras  cogitationesqne  in 
id  assidae  intendae,  ot  in  isto  sennnaiie  adolescentes  derlei  yel  ab 
ineunte  aetate  per  probatissimos  magistros  ad  pietatem,  et  eccle- 
siasticum  spiritum  omnemque  virtutem  mature  forme ntur,  ac  litteris, 
et  disciplinis  praecipue  sacris  ab  omni  prorsus  cujusque  erroris  pe- 
ricolo  aheniä  diligentissime  erudiantur.  Etenim  To  minime  latet 
quam  vehementer  Ecclesiae  intersit  in  hac  potisaimmn  tanta  temporam 
asperitate  ideaeos  habere  mimstros,  qni  vitae  saaetitate  spectati,  ac 
sahitarl,  solidaque  doctrina  ezcolti  yaleant  dominieam  vineam  utiliter 
eieokre,  et  contradioentes  roTinoere,  ac  strenne  pradiari  piaeHa  Do* 
mini.^  Vehementer  etiam  optamus,  Venerabilis  Prater,  ifk  diligen- 
tissime advigiles  istis  monachis  ordinis  s.  Basilii,  qui  sanctae  unioni 
magnam  utilitatem  afferre,  possunt.  Equidem  non  parum  dolemus 
noscentes,  ejusdem  ordiuis  munera  haud  bene  fuisse  coUata,  atque 
nostris  in  voüs  omnino  est,  ut  tanti  momenti  rei  accorate  consolatur. 
Neqne  omittas,  Venerabilis  f^ter,  Tuam  omnem  pastoralem  curam 
et  cfficiom  exeitere  circa  ncmiiillos,  qni  fidelem  p<^iim  ad  ftinestissi- 
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qnos,  aliqnis  etiam  proh  dolor! 
animarum  curator  reperitur,  qui  sui  officii  omnino  oblitus  ac  seyerissi- 
mura  Dei  judiciuni  plane  contemnens  non  pastoris,  sed  lupi  operam 
gerit,  ac  traditas  sibi  oves  perdere  et  mactare  minime  reformidat.  Cum 
vero  nihil  iniquius  sit,  quam  amare  pecuniam,  iccirco  omnem  Tuam 
solMcitadinem  adhibe,  no  avaritiae  labes  istum  clerum  uoquam  inficiat, 
et  eoB  serio  mono,  argae,  etiacrepa,  qni  hoc  detestabili  sane  vitio 
misete  eoiiinmiiantiir.  Vidimnis  etiam  nt  majori,  qua  fieri  poteei, 
celeritaie  amnitfwimam  de  Gkelmeiua  dloeoesi  relationem  ad  Kos,  et 
hane  Apoetolicam  Sedem  mittag,  qua  sednlo  hob  certiores  hma  de 
canonicomm  coUegio,  de  olero,  de  seminario,  de  praecipuis  ftdelinm 
indigentiis,  ac  rebus  omnibus,  quae  ad  eamdem  dioecesim  quovis 
•  modo  possunt  pertinere.  Certi  suinns,  Te,  Venerabilis  Frater,  hisee 
nostris  desideriis,  et  postulationibus  diligentiasime  esse  satisfacturum. 
Atque  ea  profecto  spe  sustentamur  fore,  ut  divino  auxilio  fretus  ac 
praeocoUs  unice  habens  Dei  ejasque  sanctae  ecclesiae  causam,  ani- 
mammqne  salutem,  et  qnaerens  qnae  Jesu  Christi  sunt,  veiie  onmi 
alaoitate  ei  studio  ministerittm  Taom  yiriliter  implere,  et  in  omnibna 
TigOare  ac  laborars.  'FersiiaflisBimiim  Tibi  sit.  Kos  perlibenter  praesti- 
tuos  qmdqaid  mt^ori  Taae  et  Chehnensis  dioeeeseos  ntSHtati  oondn- 
eere  poese  norerimiis.  Interim  vero  Deam  Immfliter,  enixeque  preca- 
mur,  nt  dirinae  snae  gratlae  nbertate  Te  repleat,  adjuvet,  ae  rolnnret, 
quo  nuUis  deterritus  difficultatibus  majorem  sancti  sui  nominis  gloriam 
animarumque  salutem  procurare,  ac  pro  catholica  Ecclesia  ejusque 
doctrina  ac  juribus  dimicari  queas.  Ac  supemi  hujus  praesidii  auspi- 
cem,  et  paternae  nostrae  in  Te  caritatis  pignus  apostolicam  benedictio- 
nem  effaso  cordis  affectn  Tibi  ipsi,  Venerabiiis  Frater,  cunctisque  Ghel- 
mensis  dioecesis  clerids,  laicisque  fidelibns  peramanter  impertimns. 
Datum  fiomae  apiid  8.  Pe^m  die  24.  Jannarii  anno  1863. 
FontifieatiM  Kostri  anno  decimoaeptlmo. 

LXX.  Bmdisttteiie  ans  der  pIpsU.  AHoentlon,  im  Consfstorioni  fem  16.  Marz  1868. 

Praeeens,  ao  deydoranda  Pol<niiae  conditio  ita  quoque  Pontifleiam 
Nostram,  qua  catholicom  illnd  Regnum  Semper  proseqnuti  sumus, 

sollicitudinem  magis  magisque  excitavit,  ut  inter  alia  nonnullarum 
ejusdem  Regni  Dioecesium  viduitati  prospiciendum  esse  duxerimus, 
quarum  aliquae  non  mediocri  anirai  Nostri  molestia  jamdiu  suo 
fuerant  orbatae  pastore.  Quamobrem,  veluti  jam  audivistis,  Episcopos 
Plocensem,  Angnstoviensem,  Chelmensem,  quorum  nltimus  Butheni 
.  ritns,  ac  tarn  Varsayiensis,  tarn  Chehnensis  Ecclesiamm  Snffraganeos 
SplaeopOB  rennntiaTimns  et  constitnimos,  nt  ipsi  nna  cum  alüs  Y ene- 
nbilibn  Iiatribas  üfins  Begni  Saciomm  AntistitibnB  sacerdotali  zelo 
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incensi,  et  sednlo  qnaerentes  quae  Jesn  Christi  sant,  omnem  cnram, 
diligentiam,  laborem,  consilium  ac  studiura  adhibeant,  ut  divina  et 
salutifera  Christi  fides,  religio,  doctriua  eodem  in  Regno  stabilis  et 
iminota  permaneus  quotidie  magis  vigeat,  et  efflorescat,  ntque  ea 
omnia  amoveantur  mala,  ac  damna,  quibus  diu  in  illis  regionibus 
catholica  affligitar  Boddsia.  Clemwtoimiia  Yoro  misericordiaram 
Pater,  et  Beut  totins  consolationis  propitins  ammere  dignetur  kn- 
naUimis,  ao  ferrentisBinufl  Nostris  preeibus,  qiias  fro  Eedefliae  sitae 
aanetae  objqoe  ierraxnm  trinmplio  et  paoe,  ^  pro  emmnm  popii-» 
kram  proG^iMritate  ao  traiiqnilHtate  ad  Ipsam  dlee,  ooetesqiie  fimdere 
non  iBtermittliiimB»  (Man  Terbiade  damit  die  Avsptnukie  Fise  IX.  im 
OoUeg.  der  Propaganda  am  24.  April  1864  in  der  Civüta  caihol,  vom 
21.  Mai  18G4,  Heft  340.,  Serie  V.,  Bd.  10.,  S.  484.) 

LXXI.  Sdirdben  Sr.  Heiligkeit  des  Papstes  Pius  IX.  an  den  Kaiser  von  Rossiand 

vom  22.  April  1868. 

Majestät!  Ea  darf  Ew.  Maj.  nicht  wundem,  wenn  Wirbel  der  höchst 
traurigen  Lage,  in  welcher  gegenwärtig  das  Beich  Polen  sich  befindet, 
ond  bei  den  Kundgebungen  der  lebhaften  Theilnahme,  welehe  Vdlker 
und  Begierungen  an  der  Zukpnü  dieser  Nation  hegen,  bewegt 
durch  die  grossen  uid  so  hflnfigon  MIssgeschiekie  Uns  an  Eure  Ma- 
jeet&t  selbst  wenden  m  dem  Ende,  nm  wiederholt  Ihre  gfitige  Auf-  ' 
merksnmkeit  auf  die  Hauptusaeben  der  gegenwärtigen  Verwirrungen 
und  auf  die  Mittel  hinzulenken,  die  Unserem  Daförhalten  nach  am 
wirksamsten  und  am  meisten  geeignet  sind,  den  durch  einen  grau- 
samen und  hartnäckigen  Kampf  tief  aufgeregten  Gemüthern  Kuhe 
und  Frieden  wiederzugeben.  Solches  befiehlt  Uns  die  Pflicht  des 
Apostolischen  Amtes ;  es  erheischt  dieses  Unsere  Liebe  zur  berühmten 
und  edlen  polnischen  Nation ;  solches  wird  selbst  verlangt  von  der 
Theilnahme,  die  Wir  iRir  Euere  Majestät,  für  die  Wohlfahrt  und 
die  Buhe  Ihres  Landes  hegen.  Genehmigen  desshalb  Eure  Majest&t, 
dass  Wir  mit  der  Stimme  der  Wahrheit  und  Geieehtigkeit,  mit  einer 
Stimme  ficel  yon  &ls(^er  Gesinnung,  frei  von  mensehlichem  und  po- 
litischem Interesse,  Ihnen  s«  erkennen  geben,  auf  welche  Thatsaehen 
die  beständigen  Klagen  dieser  unglücklichen  Na^on  nch  gründen, 
und  dass  Wir  Ihnen  noch  einmal  Unsere  Bitten  und  Mahnungen  er- 
neuern: denn  zu  sehr  beängstigt  uns  der  Gedanke,  wegen  Unter- 
lassung derselben  schuldig  zu  erscheinen  vor  dem  unerbittlichen 
Bichterstuhle  Gottes. 

Majestät!  Wir  betrüben  Uns,  wenn  wir  daran  denken,  kaum 
war  der  Vertrag  über  die  Theilung  des  KOnigreiohes  Polen  unter- 
schrieben, als  sich  in  den  mit  Basstand  Tereüugten  Profimen  eine 
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liehen  Gewalt  herbeigeführten  Schäden  zu  heilen.    Von  dem  ersten 
Augenblick  der  Theilung  Polens  an,  deren  unheilvolle  Wirkungen  Un- 
sere Vorfahren  vergebens  aufzuhalten  strebten,  schickten  Dieselben 
iiire  liOgaten  au  den  Hof  der  mächtigen  russischen  Beherrscher,  um 
teen  Gbrossmuth  und  Gerechtigkeit  för  den  unterdrückten  Katholicis- 
wnB  funonifeB;  andere  wuiden  mdigeiehickt,  and  bei  jeder  gonsti- 
gaa  Qelflgenheit,  so  bei  der  Thnmbeeteigiiiig  eines  neuen  ScmeOaut 
oder  bei  ander«i  ähnlidien  EreigniBleii  worden  aosseroEdeiiiiliohe  Ge- 
anndte  dieses  heiligen  Stuhles  an  den  kaiserliehen  Hof  mit  dem  Anf-  { 
trage  abgeoruuet,  diese  Augenblicke  der  uligemeinen  Freude  und  des 
Jubels  zu  benützen,  um  der  neuen  Machthaber  fürstliche  Huld  gegen 
die  bedrängten  Katholiken  zu  erwirken.    Und  als  bei  Gelegenheit  der 
feierlichen  Kiönung  Eurer  Majestät  Wir  selbst  einea  ausserordent- 
liehen  Botschafter  an  Ihren  kaiserlichen  Hof  entsandten,  sachten  Wir 
dnveh  denselben  Eneie  Migeetftt  zu  bestimmen,  durch  Ihren  mftchtigen  | 
Sdintt  die  katholische  Rdigion  zn  schirmen,  und  nnterliesaen  laicht,  ! 
Unsere  dringenden  Bitten  um  Zulassung  Unseres  ständigen  Stellvw- 
trsters  bei  Ihrer  erlauchten  Person  zu  erneuern.   Doch  konnte  Uns 
Unser  Botschafter  die  freudige  Nachricht  von  der  Zustimmung  Eurer 
Majestät  nicht  überbringen;  und  erst  später  hat  Unser  Herz  eine 
wahre  Freude  empfunden  bei  der  Nachricht,  die  Eurer  Majestät  Stell- 
vertreter, in  Born  Uns  brachte ,  dass  nämlich  jetzt  jedes  Hinderniss 
entfernt  sei,  was  bisher  der  Abordnung  Unseres  bei  Ihrem  kaiser- 
lifihen  Hofe  residirenden  Nontins  entgegNistand;  Dankbar  filr  dSesen' 
finerliehen  Aet  der  Gerechtigkeit  freuten  Whr  Uns  beim  Gedanken  an 
die  Yortheile,  wel<^e  ans  diesem  Ton  Uns  und  Ton  Unseren  Yorfehren 
so  sehnlichst  erwarteten  Ereignisse  für  die  Sache  der  katholischen 
Beligion  in  jenen  Ländern  entspringen  würden,  und  trafen  Vorbe- 
reitungen zur  Ausfertigung  der  Beglaubigungsschreiben  für  die  von 
Uns  zu  einer  so  hohen  und  bedeutungsvollen  Mission  ausersehene 
Person.   Mitten  darin  erfuhren  Wir  zu  Unserm  Erstaunen  und  mit 
Betrübniss,  dass  die  Begienmg  Eurer  Majestät  auf  einige  von  diesem 
heiligen  Stuhle  ihr  gemachte  Mittheilnngen  hin  in  einem  offidellen 
an  den  kaiserliehen  Gesehiftstr&ger  gerichteten  Erlasse  erklärte,  alle 
GesetM  und  YerfÜgungen,  welche  unter  den  schwersten  Sü^t^n  den 
Verkehr  der  Bischöfe  und  der  (  J  laubigen  mit  dem  Stellvertreter  des 
heiligen  Stuhles  verbieten,  seien  als  noch  in  ihrer  ganzen  Kraft  und 
Verbindlichkeit  bestehend  zu  betrachten.    Es  fehlte  nun  der  Zweck, 
den  Wir  bei  dieser  Mission  im  Auge  hatten;  dieses  hauptsächlich, 
sowie  die  Ehre  und  Würde  dieses  apostolischen  Stuhles,  bewogen  UnSi 
jeden  Schritt  zn  nnterhssen,  so  lange  nicht  nene  Yeraicherongen  ftr 
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die  freie  Ausübung  Unserer  Gewalt  und  des  Amtes  Unseres  Stellver- 
treters Uns  würden  gegeben  werden.  Aber  weit  entfernt,  dass  ein 
solches  Hinderniss  aus  dem  Wege  geräumt  wurde,  sahen  Wir  mit 
Schmerz  die  oben  berührten  Gesetze,  die  sich  auf  den  Verkehr  der 
Gläubigen  mit  dem  heiligen  Stnlile  beziehen,  wieder  henrorgehoben 
und  weiter  auseinandergesetzt  in  einem  neuen  ükas,  erlassen  in  Pe- 
tersburg untenn  8.  J&nner  1862,  welcher  wegen  eiiug<er  darin  ent- 
haltenen, der  Yerfiissnng  der  katholischen  Kirche  und  der  mit  dem 
*  heiligen  Stuhle  geschlossenen  Uebereinkunft  zuwiderlaufenden  Artikel 
der  Gegenstand  einiger  Erwägungen  und  Erhebungen  wurde,  welche 
in  Unserem  Namen  von  Unserem  Cardinal-Staatssecretär  Ihrer  kaiser- 
lichen Regierung  werden  raitgetheilt  werden. 

Eure  Majestät  kennt  ferner  die  Sorgen,  die  Wir  vom  Anfange 
Unseres  Pontiticates  an  für  das  Concordat  hegten,  welches  im  Jahre 
1847  ;5wischen  Unseren  Bevollmächtigten  und  denen  Ihres  erlauchten 
Vaters  abgeschlossen  wurde.  Euere  Majestät  wird  sich  des  besonde- 
ren Briefes  erinnern,  den  Wir  im  Yollen  Vertrauen  ani  Ihre  Billigkeit 
und  Gerechtigkeit  am  31.  Jänner  1859  an  Sie  geschrieben,  und  worin 
Wir  verlangten,  dass  die  Unterhandlungen  über  die  in  jenem  Gon- 
cordate  noch  nicht  ÜBstgesetzten  Funkte  fortgeführt,  und  die  gesetz- 
liche Vollziehung  der  schon  Tereinbarten  Artikel  befördern  würde. 
Aber  Wir  warteten  nicht  nur  bisher  umsonst  auf  Antwort,  die  nach 
der  Versicherung  Eurer  Majestät  über  den  ersten  Punkt  an  Unsern 
Cardinal-Staatssecretär  sollte  gegeben  werden  durch  Ihren  Minister 
7A1  Kom,  sondern  Wir  mussten  noch  zu  Unserm  grössten  Missfallen  in 
öffentlichen  Zeitungen  den  Bericht  lesen,  der  Eurer  Majestät  erstattet 
wurde  von  dem  Görnitz,  welches  aufgestellt  war  zur  Prüfung  der  ver- 
schiedenen auf  die  Convention  bezüglichen  Punkte,  sowie  zur  Prüfung 
des  Protokolles  der  noch  nicht  bereinigtai  Artikel;  ein  Bericht,  der 
Uns  leicht  erk^nen  liess,  von  welchen  Gesinnungen  g^gen  die  katho- 
lische Kirche  die  Mitglieder  dieses  Comit^'s  beseelt  seien,  und  welche 
Hoifhungen  Wir  nähren  dürften  für  den  Erfolg  der  von  Uns  gestellten 
'  Forderangen. 

Nachdem  aber  alle  Unsere  Sorgen  gleich  denen  Unserer  Vor- 
fahren zum  grössten  Theile  fruchtlos  geblieben,  haben  Wir  heute  die 
Consequenzen  eines  so  verderblichen  und  dem  Geiste  der  katholischen 
Kirche  widerstrebenden  Systemes  in  einem  Theile  des  Säcular-  und 
Eegolarklerus  zum  Nachtheile  der  Kirchenzucht  zu  beklagen.  Wenn 
man  der  Kirche  bald  das  eine  bald  das  andere  ihrer  Bechte  nimmt; 
wenn  man  nach  und  nach  die  Geistlichkeit  ihrer  Güter  und  Immunität 
beraubt;  wenn  man  den  Schulunterricht  durch  GoUegien  und  üniver* 
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sitäten  von  schädlicher  Richtung  regelt;  wenn  man  die  nach  göttlichem 
Rechte  dem  Papste  und  den  Bischöfen  zustehende  Autorität  ^und  Ju- 
risdiction geistlichen  Collegieu  oder  Regierungs-Comraissionen  über- 
trägt; wenn  man  die  Ordensgeistlichen  in  der  Correspondenz  mit 
ihren  General-Oberen  hindert  und  ihnen  verbietet,  deren  Besuche  an- 
zunehmen, und  wenn  man  insbesondere  eine  Scheidewand  aultührt 
zwischen  der  Heerde  und  dem  allgemeinen  Hirten;  8o4arf  man  nch 
nicht  wundern,  dass  die  Heiligkeit  der  Religion  geschwunden;  dass 
die  Grundsätze  von  Qeliorsam  und  Unterwürfigkeit,  ?on  ihr  gelehrt, 
keine  tiefen  Wurzeln  geschlagen;  dass  die  Diener  des  Heiligthums  an 
manchen  Orten  aoge&ngen,  schwach  zu  werden;  dass  endlich  auch 
einige  vom  Säcnlar-Elems  sowohl,  als  auch  Tom  Regular-Klems  von 
ihren  Tflichten  abgewichen  und  an  Handlungen  Theil  genommen  ha- 
ben, die  weder  zu  ihrem  Berufe  noch  zu  ihrem  erhabenen  Charakter 
passten.  Majeatät !  Wir  sind  weit  davon  entfernt,  es  zu  billigen,  dass 
die  Geistlichkeit  an  politischen  Umtrieben  sich  betheilige  und  die 
Wafl'en  ergreife,  um  die  Autorität  der  Regierung  zu  stürzen.  Im 
(}egentheile  Wir  beklagen  und  venirtheilen  diese  That,  aber  Wir 
wollen  zugleich  Eurer  Majestät  den  Ursprang  und  die  Ursache  davon 
kund  thnn.  Man  lasse  einmal  Unsere  apostolische  Autorität  wieder 
ihren  wohlthätigen  Einfluss  auf  die  Eurer  Majestät  untergehenen  Ka- 
tholiken ansähen;  man  lasse  die  Bischöfe  wieder  ihre  Gewalt  frei  nach 
den  Yorschriften  der  heiligen  Ganones  (ihen;  man  lasse  die  Geistlicli- 
keit  wieder  ihren  Einfluss  gewinnen  auf  Bildung  und  Leitung  des 
Volkes;  man  lasse  die  Ordensgenossen  einzig  und  allein  von  ihren 
General-Oberen  abhängig  machen;  man  lasse  die  Gläubigen  frei  die 
katholische  Religion  bekennen ;  dann  wird  sieb  Euere  Majestät  über- 
zeugen, dass  der  Religionsdruck,  die  Beunruhigung  der  Gewissen,  der 
Verfall  der  Geistlichkeit,  die  Herabwürdigung  der  geweihten  Hirten 
und  die  Verbreitung  religionsfeindlicher  Grundsätze  und  Lehren  die 
Hauptursache  der  beständigen  politischen  Umtriebe  in  Polen  waren. 
Wir  bitten  Euere  Majestät,  Sich  überzeugen  zu  wollen,  dass  Sie 
Alles,  was  Sie  für  die  Buhe  der  Kirche  und  aus  Achtung  gegen  Un- 
sere heilige  Religion  thun,  zum  Nutzen  und  Vortheüe  des  Reiches 
thun  werden,  und  dass,  wenn  Sie  mit  auirichtigem  Schutze  die  Kirche 
unterstützen,  Sie  rechnen  dürfen  auf  die  Achtung  und  Treue  der 
ganzen  polnischen  Nation,  welche  nie  so  blühend  und  glücklich  war, 
als  wo  sie  frei  die  Religion  ihrer  Väter  bekennen  durfte.  Ach  Ma- 
jestät! dass  doch  die  Klagen  dieser  Nation,  welche  in  ganz  Europa 
wiedergehallt,  und  selbst  die  in  Sachen  der  Religion  gleichgiltigeu 
Herzen  bewegt  haben,  zu  Ihrem  Throne  gelangten,  und  den  Weg  zu 
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Ihrem  grossmütbigen  Herzen  filnden.  Ein  einziges  Wort  von  Ihnen 
kann  einem  edlen  Volke  den  Terlorenen  Arieden  nnd  die  Rnhe  wieder- 
geben, um  die  dauernde  Ursache  so  vieler  Verwirrungen  und  Uneinig- 
keiten entfernen.  Möchte  aucli  Euere  Majestät  Uns  das  traurige 
Schauspiel  der  vielen  üehel  oiitrüclcen,  von  denen  beständig  in  Iliien 
weiten  Landen  die  katholische  Religion  heimgesucht  ist,  und  auch 
Unserem  durch  die  traurigen  Zeiten  schon  zu  sehr  bedrängten  Ge- 
müthe  jenen  Frieden  nnd  jene  Bnhe  wiedergeben,  die  Wir  nur  dann 
wieder  erlangen  können,  wenn  wir  dort  fiberall  die  Beligion  wieder 
aafblfihen  sehen  mm  IVommen  nnd  zum  geistlicben  wie  zeitlichen 
Nntzen  Ihrer  Untertbanen.  Die  PrQiftmg,  die  Enere  Majest&t  anstellen 
wird  über  die  Ursachen,  welche  znm  grossen  Theil  den  gegenwärtigen 
blutigen  Streit  hervorgerufen  haben,  und  insbesondere  die  Gerechtig- 
keit und  Grossmuth  des  Herzens  Euerer  Majestät  sind  Uns  eine  gute 
Vorbedeutung  für  die  Zukunft  dieses  Reiches.  Wir  indessen  werden 
in  der  üeberzeugung,  eine  heilige  Pflicht  Unseres  apostolischen  Amtes 
erfüllt  zu  haben,  im  Qebete  anhalten  nm  den  baldigen  und  glück- 
lichen Erfolg  dieser  Unserer  Vorstellungen,  welche  anf  jeden  Fall  Uns 
der  schweren  Verantwortlichkeit  entheben  werden,  die  Vfic  vor  Gott 
nnd  den  Menschen  haben  in  einem  ftlr  die  Interessen  der  katholischen 
Religion  so  wichtigen  Augenblicke.  Auch  werden  Wir  nicht  nach- 
lassen, demüthig  den  Herrn  zu  bitten,  Er  möge  Eure  Majestät  mit 
allem  wahren  und  vollkommenen  Glücke  überhäufen. 

Gegeben  in  Unserem  Apostolischen  Palaste  auf  dem  Vatican  am 
22.  April  1863. 

LXTtir.  Wm  der  CUUasbebBrde  von  5.  (17.)  Juli  186S,  wodoreb  dem  SolTlragan 
von  Warsebaa  nntenast  wird,  dem  iwcli  Jermlaw  deporkirlen  Nonsgr.  Enblsehof 
Felioski  in^end  eine  scbriftliebe  Ifillheilanr  zugeben  za  lassen,  welebe  nicbl  zuvor 
der  Regierunir  vorgelegen  bat.  pm  rftm.  Original  italienisch.] 

Der  General-Director  als  Präsident  der  Begiemngs-Goniinission 

för  Cultus  und  öffentlichen  Unterricht  eröffnet  Sr.  Ex.  dem  Herrn 
Paul  Kzewuski,  Suffraganbischof,  General- Vicar  der  Erzdiöcese  von 
Warschau. 

Se.  kaiserl.  Hoheit  der  Groesherzog,  Statthalter  des  König- 
reiches hat  mir  durch  Schreiben  vom  3.  (15.)  Juli  1.  .1.  n.  2962  zn 
wissen  gethan ,  dass ,  nachdem  Se.  Ex.  der  Erzbischof  Felinski,  wel- 
cher derzeit  in  Jeroelaw  vorfibergehend  Terweilt,  Ee.  Ex.  nnr  mit  den 
seeondftren  Geschäften  der  ErzdiOcese  betraute  nnd  sich  selbst  alle 
jene,  welche  Ton  grMerer  Wichtigkeit  sind,  vorbehielt,  Se.  Majestät 
der  Kaiser  angeordnet  hat ,  dass  alle  Mittheilnngen,  welche  Ew.  Ex. 
in  Angelegenheiten  der  Erzdiöcese  an  den  Erzbischof  zu  richten  haben, 
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demaelben  nicht  andero  als  Termittols  des  Staatssecrotanates  zag^ 
stellt  werden  und  dass  alle  Acte  und  äberhaupt  die  ganze  Correspon- 
denz  des  Erzbischofe  mit  den  Ton  ilim  abhftngigen  Idrclilichen  Autori- 
täten des  Königreichs  denselben  Weg  einzuhalten  haben.  Gleich- 
zeitig genehmigte  Se.  Majestät  der  Kaiser,  dass  dem  Monsgr.  Felinski 
für  die  ganze  Dauer  seines  Aufenthaltes  in  Jeroslaw  die  Pension  ver- 
bleiben solle,  welche  er  von  der  Regierung  bezieht,  mit  der  Verfiigung, 
dass  ihm  die  Hälfte  in  Jeroslaw  ausbezahlt  und  die  andere  Hälfte 
den  Personen  zugestellt  werde,  welche  er  selbst  bezeichnen  wird. 

In  Uebereinstimmnng  mit  dem  kaiserlichen  Willen  nnd  gemäss 
der  Yerordnnng  Sr.  kaised.  Hoheit  des  GT0Ssherz(»g8  Statthalters  habe 
ich  die  Ehre,  Ew.  Ex.  zu  bitten,  dass  alle  die  Verwaltung  der  *£ns- 
di^cese  betreffenden  Mittheiltmgen,  welche  Sie  dem  Monsgr.  Felinsld 
machen  werden,  der  Regierungs-Commissiou  iür  Cultus  und  Öffent- 
lichen Unterricht  zugesandt  werden,  um  sie  vermittels  des  Staats- 
secretariates  an  ihre  Adresse  gelangen  zu  lassen,  und  dass  allen  in 
lateinischer  Sprache  geschiiebeoen  Docomenten  eine  polnische  Ueber- 
setznng  beigeschlossen  werde. 

Sobald  Se.  Ex.  der  Erzbischof  Ihnen  seine  Wünsche  in  Betreff 
des  Bezages  der  fOr  ihn  bestimmten  Pension  zu  erkennen  gegeben, 
wollen  Ee.  Ex.  hieven  die  Cnltos-Oommission  in  Eenntniss  setzen, 
damit  znr  Besehlennigung  der  Auszahlong  die  geeigneten  Anordnun- 
gen getroffen  werden. 

Der  General- Director  Präsident  —  in  Abwesenheit  ^  M.  Grabowshi, 
Der  Canzlei-Director  —  in  Abwesenheit  —  Wendorff, 

LXXIO.  Decret  vom  11.  Deeember  186S,  wodurdi  lof  die  Kirebengtter,  mid 
zwar  zu  Lasten  der  BisebOfe  and  Canonlker  eine  neue  ContilbaUon  in  zweif 
Procent  gelegt  wird.  [Im  Originat  italieoiscb.] 

In  Erwägung,  dass  der  rOmisch-katiiolische  Klerus  im  EGnig- 
rdch  Polen  zur  Pacificirung  der  Bevölkerung  nicht  beitragen  will, 
sondern  im  Gegentheü  dureh  sdne  Wirksamkeit  deren  feindsefige  Ge- 
sinnungen gegen  die  rechtmässige  Regierung  unterhält,  und  dass  es 
folglich  billig  ist,  dass  er  wenigstens  die  Geldmittel  beischiesse, 
um  wieder  die  Kuhe  im  Lande  herzustellen,  habe  ich  beschlossen, 
eben  diesen  Klerus  einer  Contribution  zu  unterwerien,  welche  nach 
folgenden  Normen  erhoben  werden  soll: 

1.  Die  erwähnte  Contribution  muss  von  dem  römisch-katholischen 
Klerus  in  dner  Jahressumine  von  zwölf  Ptocent  bezahlt  werden,  welche 
in  Abzug  zu  bringen  ist 

a)  von  jenem  Einkonmien  des  Klerus,  von  welchem  der  Staats- 
schatz gemäss  der  von  der  höhere  Obrigkeit  genehmigten  Steuer- 
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aufläge  für  das  Jahr  1864  die  sogenannte  Opfergdbe  m  erheben  das 
Beeht  hat; 

b)  von  der  Einnahme,  welche  der  Elems  anf  Gnmd  der  von  der 
h<k;h8ten  Obrigkeit  genehmigten  Besoldnngsanweisnng  fOr  1864  in 

baarem  Gelde  aus  dem  Staatsschatz  bezieht. 

2.  Die  Erhebung  der  Contribntion  beginnt  vom  1.  Januar  1864 
und  schliesst  mit  Ende  des  Monats,  in  welchem  der  Belagerungszu- 
stand aufgehoben  wird. 

3)  Dies#  Centn butiott  iäb  in  Abzug  zu  bringen  a)  bei  dem  in 
§.  1.  a)  erwähnten  Einkommen  in  gleichen  Terminen  wie  bei  der 
Opfet^db^y  b)  bei  der  in  demselben  Paragraph  b)  erwfthnten  Eüh 
nähme  sog^ch  bei  der  AwBahlong. 

4.  Die  dergestalt  eingebrachte  Contribntion  steht  unter  Yer^ 
fügung  des  Statthalters  und  unterliegt  deshalb  einer  besonderen 
Controle. 

Der  Verwaltungsrath  wird  zu  diesem  Zwecke  eine  erfrechende 
Verordnung  erlassen  etc. 

LXXIV.  Anderes  Decret  vom  29.  Hecember  186S,  wodurch  die  Bisebftre,  die 
DiScesan-Verwalter  ond  Ctooniker  angewiesen  werden,  eine  neue  Contribntion 
oder  Celdstrafie  Ar  die  ganze  Dtner  des  Betogeraogsnisfandeo  in  Polen  so  zahlen. 

(Im  Orfglofd  Italieniseb.] 

In  Erwägung,  dass  der  hohe  rdmiseh- katholische  Kleras  des 

lateinischen  Ritus  durch  die  Pflicht,  den  niederen  Klerus  zu  leiten, 
solidarisch  für  die  Handlungen  desselben  verantwortlich  ist,  und  nach- 
dem er  sich  von  den  durch  das  Gesetz  Gottes  und  den  dem  Czar  ge- 
leisteten Eid  der  Treue  auferlegten  Pflichten  nicht  zu  durchdringen 
vermochte,  seinen  Einfluss  auf  den  niederen  Klerus  nicht  einsetzt,  um 
letztem  zur  Erfüllung  seiner  Obliegenheiten  in  Uebereinstimmang  mit 
seinem  hohen  kirchlichen  ßeruib  zu  bewegen,  dem  Volke  mit  Worten 
der  Wahrheit  und  des  Friedens  die  Heiligkeit  des  dem  Czar  gdeiateten 
Eides  der  Treue,  die  Verwerflichkeit  des  Meuchelmordes  und  des  Ver- 
rathes  nicht  vorstellt,  und  es  auch  nicht  von  der  Theilnahme  an  den 
revolutionären  Bestrebungen  und  der  Empörung  zurückhält,  während 
'  doch  die  Erfüllung  dieser  Pflicht  von  Seiten  des  Klerus  zur  Vermin- 
derung des  Blutvergiessens  und  des  davon  untrennbaren  Unheiles  in 
hohem  Grade  beigetragen  und  der  Begierung  die  traurige  Nothwendig- 
keit  erspart  hätte,  zu  strengen  Massregeln  Zuflucht  zu  nehmen; 

Habe  ich  beschlossen,  den  Bischöfen,  den  Diacesan-Verwaltem, 
den  Snffiraganen  und  den  Ganonikem  der  ErzdiOcese  Warschjm  und  der 
iMöcesen  von  Wladislaw  und  Ealisch,  von  liSelce,  Lublin,  Podlachien, 
Flock  und  von  Sandom^r  für  die  ganze  Dauer  des  Belagerungszustandes 
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eine  Contribution  in  (Jeld  aufzulegen,  unabhängig  von  jener,  welche 
durch  meine  Verordnung  vom  29.  November  (11.  December)  1.  J.  fest- 
gesetzt wurde,  und  zu  erheben 

1)  von  den  Bischöfen,  IMöoesan-Yerwaltem  und  Suffiraganen 
achtiehn  Frocent, 

2)  TOD  den  Canonikern  der  Gapitel  sechs  Proeent, 

welche  Sninme-fon  deren  Emkommen  nach  der  durch  meine  vor- 
ao^ebende  Varordnimg  festgesetasten  Norm  in  Abzog  zu  bringen  ist. 

Ich  veranlaase  daher  den  Verwaltongsratb,  dieguitsprecbendeii 
Bekanntmachungen  ergehen  zu  lassen. 

LXXV.  Brief  des  General «Gouveneiin  lloorawteff  an  den  scbismatischen  Metro- 
politen von  Litbauen  dat.  vom  13.  —  25.  Nov.  1863,  betrelTend  die  GrQndang 
einer  Academie  mr  die  5chi!^matiscbe  Tbeologie  in  Wilna,  um  die  Verbreiilliig  des 
Srbisma  zu  befördern.   [Im  röm.  Original  Tranzösiscb.] 

Die  Herrschaft  der  Religion  in  der  Gesellschaft  hängt  yor  Allem 
Ton  der  zonehmenden  Meral  des  Klerus  ab;  diese  ihm  zu  sicheni, 
darf  am  soVeniger  vereftomt  werden  in  diesem  Lande,  als  unser  Elenu 
fortwährend  dnem  Kampf  gegen  eine  answftrtige  religiöse  Propaganda 
ansgesetzt  ist,  welche  bemflht  ist,  das  Volk  für  ihre  Glaubenssätze  zo 
gewinnen. 

Beschäftigt  mit  der  Sorge,  diesen  Einfluss  zu  befestigen  und  die 
materielle  Stellung  des  Klerus  in  diesem  Lande  zu  erhöhen,  habe  ich 
geglaubt,  dass  die  Gründung  einer  orthodox-theologischen  Academie 
zu  Wilna  dem  Zwecke  entsprechen  würde,  den  unser  Klerus  in  diesem 
Lande,  das  mehr  als  einmal  der  Schauplatz  religiöser  Kämpfe  war, 
verfolgen  mnss.  Bevor  jedoch  an  die  Ausführung  dieses  Planes  ge- 
schritten wird,  habe  ich  es  für  meine  Pflicht  gehalten,  darüber  die 
Ansichten  und  Bathschläge  Ew.  fimmenz  zu  erbitten,  die  ich  Sie  er- 
gebenst  ersuche,  mir  sobald  wie  möglich  zukommen  zu  lassen,  damit 
ich  daran  gehen  kann  die  zu  diesem  Zweck  nöthigen  Summeu  auf- 
zubringen. 

Ich  ergreife  diese  Gelegenheit,  mich  dem  Gebet  Ew.  Eminenz 
zu  empfehlen. 

LXXVf.  Ein  anderer  Brief  des  Hrn.  Generals  Mourawieff  an  den  schismatiscben 
Biscbof  von  Kalonga  mit  der  Anzeige  der  .Massregeln,  welche  er  in  der  Verwal- 
tUDg  der  Landgemeinden  und  im  Elementar-Unterriciitswesen  ergreifen  werde,  um 
das  religiöse  und  pololsebe  Element  In  Lftbaaen  m  acbwidien.  [Im  rOm.  Ortginal 

flranzOslseb.] 

Nachdem  es  gelungen  ist,  in  dem  durch  die  Gnade  des  Kaisers 
meiner  Verwaltung  anvertrauten  Lande  den  Aufstand  zu  unterdrücken, 
finde  ich,  indem  ich  mich  augenblicklich  damit  beschäftige  die 
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Ordnung  wieder  herzustellen  nnd  den  Frieden  und  die  Ruhe  far  die 
Zukunft  zu  sichein,  dass,  um  zu  diesem  Resultat  zu  gelangen,  es 
nothwendi^  ist,  in  unseren  westlichen  Provinzen  das  russische  Ele- 
ment zu  kräftigen  und  zu  befestigen,  welches  bis  jetzt  nur  allein  in  der 
Classe  der  Bauern  und  Ackerbautreibenden  in  Kraft  steht;  dieses  Ele- 
ment, welches  schwach  oder  doch  in  der  Minorität  ist  in  den  gebildete- 
ren Classen  der  Gesellschaft.  Es  räumte  bisher  den  Platz  einem  Ele- 
mente, welches  nns  feindlich  ist,  dem  polnischen  Elemente  ein,  wel- 
ches immer  die  Oberhand  Über  uns  hatte  dibreh  die  Üeberlegenheit 
seiner  Cultur  nnd  seiner  bifirgerlichen  Th&tigkeit.  Diese  üeberlegen- 
heit hat  in  fibler  Weise  znrttckgewirkt  anf  die  Classe  der  Landlente, 
diese  Classe,  die  bis  jetzt  unter  dem  Joch  der  polnischen  Grundeigen- 
thümer  seufzt ;  die  Eigenthümer  bestellten  aus  eigener  Machtvollkom- 
menheit Verwalter,  Oeconomen  und  Aufseher  in  den  Dörfern,  und 
überwachten  durch  ihre  Verraittelung  die  moralische  Erziehung  der 
Bauern,  denen  sie  das  Interesse  für  ihre  Sache,  sowie  ihre  religiösen 
nnd  politischen  Anschannngen  einflössten.  Nachdem  ich  daher  Mass- 
regeln ergriffen  habe,  um  den  Terderblichen  Einfluss  zu  schwächen 
nnd  za  yemichten,  den  die  polnische  Partei,  welche  die  Banem  ge- 
gen nns  anlktaeheln  wollte,  auf  das  Volk  übte,  beschäftige  ich  mich 
jetzt  damit,  jede  Abhängigkeit,  jede  Beziehnng  sa  Temichten,  welche 
noch  zwischen  dem  Banem  nnd  seinem  firfiheren  Eigenthümer  beste- 
hen könnte.  Jede  Beziehung  dieser  Art  muss  aufhören  mit  Einführung 
des  neuen  Systems  der  Emancipatiori  der  Leibeigenen,  ich  beschäftige 
luich  daher  damit,  ihrer  ländlichen  Verwaltung  einen  uuabhängip^en 
und  localen  Charakter  zu  geben;  ich  will  ein  Verwaltungssysteni  ein- 
-richten,  welches  ihre  russische  Abkunft  zur  Grundlage  hat.  Ich  habe 
Ihnen  Befehle  gegeben,  damit  man  ohne  Zögern  in  den  Gemeinden 
an  die  Wahl  der  neuen  Mitglieder  der  ländlichen  Verwaltung  gehe; 
alle  diejenigen,  welche  einen  störenden,  verderblichen  oder  mit  den 
Ansichten  des  Gtonvemements  in  Widerspruch  stehende  Einflnss  ha- 
ben könnten,  werden  bei  diesen  Wahlen  bei  Seite  gesetst  werden; 
dies  wird  anch  das  Loos  derer  sein,  welche  die  Absichten  der  Nation 
nnd  der  Verwaltung  hintertreiben  würden. 

Ich  bin  ausserdem  dahin  gefuhrt  worden,  die  wichtige  Rolle  zu 
erkennen,  welche  in  den  ländlichen  und  Gemeinde-Angelegenheiten 
die  öffentlichen  Schreiber  spielen ;  aus  diesem  Grunde  habe  ich  in  dem 
ganzen,  meiner  Verwaltung  anvertrauten  Lande  diejenigen  unter  den 
öffentlichen  Schreibern  ihrer  Functionen  entheben  lassen,  welche  sich 
durch  ihre,  dem  Gouvernement  feindlichen  Absichten  bemerkbar 
machten;  man  wird  an  ihrer  Stelle  Lente  eniennen,  anf  die  man 
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rechnen  kann,  and  welche  man  vorzugsweise  und  soviel  als  möglich 
unter  den  Rassen,  d.  h.  den  Husöeu  von  Geburt  und  den  liechtgläu- 
bigeu  wählen  wird. 

Man  begegnet  vielen  Schwierigkeiten,  nm  zn  diesem  letzten 
Ziel  za  gelangen;  man  findet  nnter  den  Banem  sehr  wenig  Lente, 
welche  lesen  nnd  schreiben  können,  und  die  Kenntniss  der  russischen 
Sprache  ist  so  wenig  in  dieser  Olasse  der  Gesellschaft  verbreitet,  dass 

man  darin  nur  sehr  wenig  Personen  findet,  die  zur  Ausübung  der 
Functionen  als  öffentliche  und  Land  -  Schreiber  befähigt  sind;  das 
russische  p]lement  ist  so  schlecht  und  in  so  ungenügender  Weise  in 
den  anderen  Classen  der  Gesellschaft  vertreten,  dass  man  nach  Ent- 
fernung aller  öffentlichen  Schreiber  polnischer  Abkuuü  von  ihren 
Posten  schwer  Ersatz  für  sie  finden  wird. 

Damm  wende  ich  micb  an  Ew.  Excellenz  und  habe  die  Ehre, 

Ihre  Mitwirkung  zu  erbitten ;  haben  Sie  also  die  Güte,  mir  zu  sagen, 
ob  der  Plan,  den  ich  gefasst  habe,  ausführbar  ist;  könnte  man  nicht 
zur  Besetzung  der  Stellen  der  öffentlichen  Schreiber  in  den  westlichen 
Provinzen  diejenigen  Zöcflinge  der  Seminarien  der  Diöcese  Kalonga 
auffordern,  welche  nicht  im  Stande  sind  ihre  Studien  fortzusetzen 
und  die  sich  trotzdem  durch  ihre  Führung,  ihre  guten  Sitten  und 
ihre  Anhänglichkeit  an  das  rechtmässige  Qouvemement  auszeichnen? 
Diese  Leute,  einmal  angestellt  in  unseren  Provinzen  als  (öffentliche 
Schreiber,  könnten  ausserdem,  noch  andere  Functionen  versehen;  z.  B. 
die  als  Lehrer  in  den  Communalschulen,  deren  Mangel  sich  immer 
mehr  in  diesen  Lande  und  in  Weissrussland  ifihlbar  mächt.  Sie 
können  daher  der  Gesellschaft,  in  der  sie  leben,  einen  doppelten 
Dienst  erweisen,  indem  sie  zugleich  sich  eine  materielle  Existenz 
sichern  in  Verbindung  mit  dem  doppelten  Zweck,  den  sie  erfällen. 

Ich  hoffe,  dass  £w.  Ezcellenz  meine  Bemerkungen  im  Interesse 
Ihrer  dgenen  Sache  in  Betracht  ziehen  werden,  es  ist  unerlässHcli, 
das  msslBche  Element  auf  starken  Grundlagen  in  Ihrer  Iftndlichen 
Bevölkerung  einzuführen;  es  muss  diese  Grundlage  auf  religiösen 

und  rechtgläubigen  Elementen  ruhen ;  man  muss  den  politischen  Bin- 

fluss  und  die  katholische  Propaganda  bekämpfen;  die  orthodoxe  Re- 
ligion ist  hier  die  herrschende  seit  Jahrhunderten.  Ich  wage  deshalb 
zu  hoffen,  dass  Ew.  Excellenz  mich  mit  einer  Antwort  beehren  wird, 
welche  zugleich  die  Zahl  der  jungen  Leute  Ihrer  Diöcese  feststellt, 
auf  die  ich  rechnen  kann,  wenn  ich  die  Stellen  der  Landschreiber  zu 
vergeben  habe  Sie  wollen  auch  die  Güte  haben,  in  Ihrer  Antwort 
die  Zahl  derer  festzustellen,  welche  Functionen  als  Lehrer  erföllea 
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kdimeii,  damit  ich  Ihrer  Information  entsprechend,  meine  Massr^ln 
ergxei&n  und  demgemltos  Befehle  ertheilen  k^iime. 

LXXVII.  VertraolldMS  Rimdselirelben  des  Generals  llaorawieir  vom  18.  Januar 

1864  an  die  Verwaltangsbebftrden  der  ibm  onterpreordneten  Provinzen,  mit  der 
Anweisung,  den  Unterriebt  der  LnndbevOilceranpr  Katbollken  nicbt  anzavertraiietf, 

die  polni«;che  Sprache  nnd  den  polnischen  Calechisnins  aus  den  Schulen  zu  ver- 
bannen, und  im  Interesse  der  russischen  Nationalität  und  Religion  von  schisma- 
tiscben  Priestern  Landschulen  errichten  zu  lassen,   [iro  röm.  Original  (Tanzösiseb.] 

Mehrere  polnische  Gmndbeaitzer  dieses  Landes,  welche  sich 
wenig  um  di^d  Ausbildung  der  Baaem  kftmmerteiit  so  lange  sie  noch 
dem  Frohndieiisli  nnterworfen  waren,  haben  angeflmgen,  seitdem  die 

Emanclpation  proclamirt  und  der  AnMand  aosgebrochen  ist,  dch 
thätig  Mühe  zu  geben,  Landschulen  einzuführen,  in  welchen  die  pol- 
nischen Geistlichen  und  die  Friedensrichter  die  Bauern  im  Lesen  un- 
terweisen ,  indem  sie  sich  dabei  polnischer  A-B-C-Bücher  bedienten 
und  in  welchen  man  auch  den  orthodoxen  Baueru  den  katholischen 
Catechismns  lehrte  —  das  Gleiche  geschah  auch  auf  manchen  Staats- 
domftnen,  wo  die  Beamten  znm  grosseren  Theile  polnischer  Abkunft, 
dieser  polnischen  Propaganda  gestatteten,  sich  zum  Naohtheil  der  ur^ 
sprönglichen  rossisdien  Nationalität,  zu  welcher  beinahe  die  ganze 
Landbe?5lkerung  dieser  Gegend  gehört,  zu  yerbrdten.  Diese  pol- 
nische Propaganda  nahm  besonders  seit  dem  Tage  zu,  wo  ihre  Ver- 
breiter merkten,  dass  die  Regierung  indem  sie  die  Emancipation 
proclamirte,  es  sich  auch  zur  Aufgabe  gemacht  habe,  die  Bauern  zu 
unterrichten  und  för  die  westlichen  Provinzen  Landschulen  im  russi- 
schen Geiste  zu  gründen  begann.  Der  Widerstand  auf  welchen  die 
Begierung  bei  der  Errichtung  dieser  Schulen  unter  den  Grundbesitzern, 
•dem  Klerus  und  den  Eriedensrichtem  stiess,  nOthigte  die  Be^mng 
bereits  im  Monat  December  1862  die  ohne  ihr  Wissen  und  ohne  ihre 
Zustimmung  gegründeten  SiBhuIen  zu  schliessen. 

Trotz  alledem  gelangt  es  zu  meiner  Keuntniss,  dass  in  ge- 
wissen Landschulen,  welche  auf  Privatdomänen  oder  auf  solchen  der 
Erone  errichtet  sind,  böswillige  Menschen  bestrebt  sind,  noch  immer 
die  polnische  Sprache  unter  den  Bauern  zu  verbreiten  und  den  pol- 
nischen Catechismus  dem  orthodoxen  Volke  zu  lehren,  und  dass  es 
ausserdem  Sdiulen  gibt,  wo  man  sich  noch  polnischer  A-B-G-Bdcher 
bedient. 

Durchdrungen  Ton  der  Nothwendigkeit,  einem  solchen  Zustande 
der  Dinge  ein  Ende  zu  machen  und  in  Ueberdnstunmuug  mit  dem 
kaiserlichen  TTkas  Yom  23.  Mftrz  1863  fordere  ich  die  SchulbehOrden 
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auf,  scharf  darauf  zu  sehen,  dass  Niemand,  mit  Ausnahme  des  orthc- 
doxen  Klerus,  sich  mit  dem  Volksnnterrichte  beschftftige,  ohne  vorher 

von  der  Commission  des  öffentlichen  Unterrichts  ermächtigt  zu  sein, 
dass  man  in  keiner  Weise,  unter  keinem  Vorwande  und  in  keiner 
Volksschule  die  polnische  Sprache  lehre,  und  dass  man  in  den  Orten, 
wo  sich  orthodoxe  Bauern  hefinden,  diesen  nicht  die  Religion  nach 
dem  polnischen  Catechismus  lehre;  kurz  darüber  zu  wachen,  dass 
keine  polnischen  A-B-C-Bücher  oder  sonstige  Unterrichtsbücher  in 
polnischer  Sprache  unter  dem  Volk  verbreitet  werden. 

Bemerkt  man  aber,  dass  ein  Grundbesitzer,  dessen  Stellvertreter 
oder  Guts- Verwalter  unter  die  orthodoxen  Bauern  polnische  Bücher 
oder  polnische  Catechiamen  austheilen,  so  sollen  sie  nach  ihren  Ver- 
mögensverhältnissen  in  eine  Strafe  von  200  bis  600  Rubel  verfallen, 
und  dazu  soll  noch  der  Intendant  mit  einer  Strafe  von  100  bis  200 
Rubeln  belegt  und  unter  polizeiliche  Aufiricht  gestellt  werden;  die 
Lehrer  sollen,  bis  eine  spStere  Entscheidung  erfolgt,  eine  Strafe  von 
100  Rubeln  zahlen.  Die  katholischen  Priester,  welche  die  pohlische 
Sprache  unter  dem  Volke  verbreiten  sollten,  in  das  Doppelte  der  Strafe 
der  Lehrer  verfallen.  Solche  Priester  aber,  welche  den  Bauern  den 
polnischen  Catechismus  lehren  sollten,  sollen  eine  Strafe  von  300  Ru- 
beln zahlen  und  gefänglich  eingezogen  werden  bis  eine  weitere  Ent- 
scheidung von  mir  erfolgt.  Vorerwähnte  Geldstrafen  sollen  ausschliess- 
lich auf  Befehl  Ew.  £zcellenz  erhoben  werden.  Die  Aeltesten  der 
Gemeinde,  die  Bürgermeister,  die  Rathsschreiber  und  sonstigen  An- 
gesteliten, welche  solches  Qebahren  gestatten  oder  es  nicht  sofort 
der  Behörde  anzeigen  sollten,  mögen  sie  zu  Dörfern  der  Grundeigea- 
thümer  oder  der  Krone  gehören,  sollen  in  eine  Geldstrafe  ven  100 
Rubeln  verfeilen  und  ihre  Stelle  verlieren. 

Indem  ich  Ew.  Excellenz  mit  der  strengen  Ausfahrung  der  vor- 
erwähnten Anordnungen  betraue,  ersuche  ich  Sie  zugleich,  den  Mili- 
tärbehörden, den  Beamten  der  €tomeinde-  oder  der  Districts-Folizei 
und  iQsbesondere  den  Friedensrichtern  (welche  nunmehr  von  der  Re- 
gierung unter  den  Russen  ausgewählt  werden)  zu  erklären,  dass  ich 
auf  ihren  Eifer  rechne  um  die  polnische  Propaganda  auszurotten,  und 
dieselben  zugleich  aufzufordern,  nach  Krftften  die  orthodoxen  Geist- 
lichen zu  unterstützen,  sich  mit  der  Schulbehörde  in  Verbindung  zu 
setzen  und  vor  Allem  Landschulen  zu  errichten,  und  zwar  gemäss 
der  Entscheidung  der  Regierung  im  Geiste  der  russischen  Nationalität 
und  der  Orthodoxie. 
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LXXVill.  Hirtenbrief  des  sebisniatiselien  Bisciiors  von  Minsk  an  seinen  Klents  ge> 
ricbtei,  damit  dieser  mit  seinen  Familim  die  pnlnisrbe  Sprache  gAiizlicb  aufgebe. 

[Im  röiD.  Oritfinai  französisdi.] 

Der  polnisclie  Adel,  erfEOlt  von  den  Gnmdsätsen  der  Jesaiteni 
griff  za  allen  erdenklichen  Mitteln  und  handhabte  dieselbe  mit  jener 
Gewissenlosigkeit  und  dem  betrügerischen  Sinne,  welcher  den  Jesuiten 
vorzugsweise  eigenthümlich  sind  [sie!].  Nachdem  die  russischen 
Fürsten  Lithauens  gezwungen  worden  waren,  den  katholischen  Glauben 
anzunehmen,  lastete  ein  fürchterlicher  religiöser  und  politisch ei-  Druck 
auf  Lithauen.  Die  Adeligen,  bedroht  mit  dem  Verluste  ihrer  Güter 
und  ihrer  Ereiheit,  versfcandtti  es  nicht,  den  energischen  Widerstand 
dagegen  zu  leisten,  den  das  Gewissen  ihnen  hätte  anferl^n  sollen; 
indem  sie  der  Yersnehnng  nachgaben «  die  nftmlicheu  politischen 
Rechte  und  die  nämlichen  Auszeichnungen  erlangen  zu  kOnnen,  deren 
sich  der  polnische  Adel  erfreute,  nahmen  sie  die  pohnsche  Sprache 
und  den  lateinischen  Glauben  an,  und  sich  nicht  mit  ihrem  Abfall 
begnügend  wie  es  nur  zu  oft  in  solchen  Fällen  geschieht,  suchten  sie 
dieselbe  auch  auf  ihre  Diener  und  Unterthanen  auszudehnen,  indem  sie 
dieselben  antrieben  katholisch  zu  werden. 

Auf  solche  Weise  wnrde  die  kathi^he  Religion  und  die  pol- 
nische Sprache  in  diesem  Lande  eingefilhrt;  sie  schlugen  daselbst  so 
tiefe  Wurzeln,  dass  es  schien,  dass  die  rassische  Orthodoxie  und 
Nationalität  dort  für  immer  erloschen  seien ;  aber  die  Vorsehung  be- 
schloss  es  anders.  Nach  langen  Prüfungen,  nach  grausamen  Ernie- 
drigungen vieler  Jahrhunderte,  bewahrte  sie  der  russischen  Natioua- 
*  litat  den  Triumph  ihrer  künftigen  Grösse. 

Catharina  die  Grosse  brach  das  Joch  einer  dem  Lande  fremden 
R^ion  und  ihr  Enkel,  der  Wlodimir  unserer  Zeit,  Nicolas  L,  dieser 
grosse  Monarch,  dieser  Mann  von  grossem  GUtnben,  dieser  Pfeiler  der 
Rechiglftubigkeit  führte  wieder  seine  Terirrten  Kinder  in  den  Schooss 
der  Kirche  des  Orients.  Aber  das  Werk,  dem  man  während  so  vieler 
Jahrhunderte  von  Seiten  der  polnischen  Nation  mit  solcher  Ausdauer 
obgelegen  hatte,  unterstützt  von  den  fremden  Mächten  und  gebilligt 
von  dem  damals  so  mächtigen  römischen  Hofe,  dieses  Werk  hatte 
einen  zu  grossen  Umfang  genommen,  als  dass  es  durch  den  Willen 
des  Selbstherrschers  von  Russland  hätte  in  einem  Tage  wieder  zer- 
trümmert werden  kOnnen.  Die  alten  Leute  erinnern  sich  noch,  wie 
im  ganzen  Lande  vor  noch  nicht  langer  Zeit  der  Name  Russe  als  Be- 
zeichnung eines  Sdilsmatikers  verabscheut  wurde,  und  namentlidi  der 
eines  mssischea  Geistlichen  mit  Schunpf  nnd  Schmach  bedeckt  war, 
nnd  wie  davon  selbst  die  griechisch-unirten  nicht  ausgenommen  waren« 
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Der  (schisniatische)  Eleras  befand  sich  in  Folge  der  Stellung,  welche 
die  Gesetze  des  Landes  ihm  gegeben  hatten  und  wegen  der  Verarmung, 
in  welche  er  verfiel,  in  der  grössten  Abhängigkeit  von  den  grossen 
(irundbesitzern.  Der  Name  Pope  oder  Sohn  eines  Popen  wurde  als 
Spitzname  oder  als  Fluchwort  gebraacht,  um  die  tiefste  Yerachtung 
aasiodräcken.  Die  griechische  Beligion  wurde  die  Beligkai  der  Bauern 
genannt,  und  diejenigeiit  mlBÜm  m  bdamnten,  wurdMi  wie  Bauern 
behandelt,  nnd  xn  kein«  öffentlichen  Stelle  nigelaseen.  Das  einnge 
Mittel,  eine  aokhe  Emiedrignng  sn  Termeiden  nnd  sieh  tot  dieser 
Bedrficknng  an  sichern,  bestand  demnach  Ar  die  Bossen  lithaaens, 
wie  vorhin  bemerkt  woide,  in  dem  Aufgeben  des  Olaabens  ihrer 
Vater. 

Die  zahlreichen  Diener  grosser  adeliger  Häuser  folgten  dem 
Beispiele  ihrer  Herren.  Wer  immer  die  herrschaftliche  Livr6e  trug, 
glaubte  sich  verpflichtet,  die  päpstliche  Keligion  anzunehmen;  und 
auf  diese  Weise  verbreitete  sich  der  polnische  Catechismus  im  Lande. 
Andererseits  fehlte  es  an  Seminarien  znr  Erzi^nng  des  rechtgläubigen 
Klerus.  Unsere  Gastlichen  waren  gezwungen,  ihre  Stadien  in  den 
polnischen  Schulen  au  machen;  da  diese  grOesteniheils  von  katho- 
lischen Priestern  geleitet  waren  und  der  ganae  Unterricht  in  polnischer 
Sprache  stattfand,  so  war  es  ganz  natftrlich,  dass  diese  OeisUichen 
dort  nicht  die  russische  Sprache  lernen  konnten :  die  Töchter  unserer 
Priester  hatten  ihrerseits  kein  anderes  Mittel  die  ersten  Elemente  einer 
Erziehung  zu  erhalten,  als  indem  sie  Dienst  nahmen  in  den  Häusern 
der  grossen  Grundbesitzer,  lauter  Polen.  Dort  lehrte  man  ihnen  die 
polnische  Grammatik  und  den  polnischen  Catechismus,  die  ganze  Fa-  * 
milie  des  Grundeigeothümera»  thätig  unterstutzt  von  dem  Hauscaplan, 
fibemahmen. diese  Erziehung.  Auf  solche  Weise  trugen  diese  Töchter 
von  Popen,  welche  grösstentheils  auch  Popen  heiratheten,  dazu  bei, 
den  Gebrauch  der  polnischen  Sprache  zu  veibreiten,  sie  f&hrten  ne 
in  ihren  F^unilien  ein,  sie  unterrichteten  darin  die  kflnltigen  Genera- 
tionen. E«n  Wirken  in  einem  anderen  Sinne  war  möglich,  die  Folge 
davon  war,  dass  die  ganze  Bevölkernng  ihre  Sprache  vergessen  mnsste. 
Ja  selbst  wenn  man  versucht  haben  würde,  dass  russische  Element  in 
diesem  Lande  zu  erhalten,  so  ^^'ürde  sich  die  Regierung,  welche  aus- 
schliesslich in  den  Händen  der  Polen  war,  dem  widersetzt  haben. 

So  stellt  es  mit  der  geschichtlichen  Wahrheit.  Eben  diese  ver- 
ringert die  Schwere  des  Vorwurfs,  welchen  man  gegen  den  (schisraa- 
tischen)  Klein  s  wegen  des  fortgesetzten  Gebrauchs  der  polnischen 
Sprache  im  Privatleben,  gemacht  hat.  Aber  wenn  dieser  Vorwurf 
eine  rechtmftssige  fintschuldigung  findet  in  Anbetracht  der  besonderen 
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Lage,  in  welcher  sich  das  ganze  Land  und  der  Klerus  bis  auf  diesen 
Tag  befand,  so  kann  er  durch  nichts  mehr  entschaldigt  werden,  seit- 
dem die  Geistlichkeit  jetzt  vollkommen  unabliängig  von  den  Grund- 
besitzern gestellt  ist,  seitdem  besondere  Schulen,  Seminarien  nnd  Pen- 
sionen  für  die  Tochter  der  Priester  gegründet  sind;  jetit,  wo  die 
russische  Sinrache  nusschliesalich  in  allen  Schalen  eingeffibrt  ist,  jtfast, 
wo  alle  Glassen  der  Gesellschaft  anfitngen,  russisch  zu  Twstehen  und 
zu  sprechen,  wo  Gebetbücher,  Catechismen,  ünterrichtsbücher  und 
Lesebücher  im  Ueberfluss  im  ganzen  Laude  verbreitet  sind;  jetzt,  wo 
der  letzte  unsinnige  Aufstand  der  Polen  Eussland  gezwungen  hat  der 
ganzen  Welt  zu  zeigen,  dass  unser  Land  Lithauen,  niemals  ein  pol- 
nisches Land  gewesen  ist,  sondern  ein  ganz  russisches  Land;  jetzt  end- 
lich, wo  die  Aufgabe  der  russischen  Priester  darin  besteht,  der  Huter 
des  Nationalgeistes  zu  werden  und  die  verirrten  Schaafe  im  rechten 
Glauben  zu  bestärken,  indem  sie  ihnen  patriotische  russische  Gesin- 
nungen einprSgen:  jeixt  sagen  wir,  ist  es  unmöglich  zuzulassen,  dass 
eine  fremde  Sprache  länger  yon  unserem  Klerus  in  den  VerhSltaissen 
seines  Privatlebens  angewandt  werde.  Die  Sprache  dient  oft  znr 
F^hne  fSr  die  Nationalität  und  den  Patriotismus. 

Der  Patriotismus  des  schismatischen  Klerus  von  Lithauen  kann 
nicht  bezweifelt  werben:  war  nicht  dieser  Klerus  der  erste,  welcher 
im  Namen  seiner  Pfarrkinder  Ergebenheitsadressen  an  seinen  Souverän 
gerichtet  hat,  dieser  Klerus,  welcher  seit  dem  Jahre  1848  sich  an- 
geschickt hat,  fast  in  allen  Gemeinden  Schulen  zu  gründen,  ohn^  da- 
für die  mindeste  Vergütung  zu  verlangen  ? 

Ist  es  nicht  auch  dieser  Klerus,  welcher  sogar  mit  seinem  Blute  • 
seine  treue  Anhänglichkeit      den  Thron  und  an  die  Person  des 
Monarchen  besiegelt  hat? 

I^nd  diese  Proben'  des  Patriotismus  nicht  genügend?  Wenn 
man  sie  kennt,  kann  man  dann  noch  den  Patriotismus  unseres  treuen 
Klerus  in  Verdacht  ziehen?  Aber  da  wir  ihn  nicht  anklagen, 
da  wir  ihn  nicht  in  Verdacht  haben,  warum  sollen  wir  ihn  sich 
noch  einer  Sprache  bedienen  lassen,  die  nicht  die  unsrige  ist, 
weiche  die  einer  Nation  ist,  die  uns  unterjocht  hatte,  welche  un- 
sere Beligion  und  unsiere  Nationalehre  mit  Füssen  getreten  hatte, 
einer  Sprache  deren  man  sich  bedient  hat,  um  Yerläumdungeii  gegen 
uns  zu  schreiben,  in  welcher  dieser  in&me  mit  so  wenig  religiösem 
Geiste  erfüllte  politisdie  Catechismus  geschrieben  ist,  einer  Sprache^ 
welche  diese  aufiBtändischen  Banditen  reden,  welche  unsere  Brfider 
hängen  oder  in  einer  entehrenden  Weise  umbringen.  Ich  weiss  wobl, 
dass  es  nicht  unsere  Priester  sind,  sondern  ihre  Weiber,  welche  sich 
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noch  dieser  Sprache  bedienen  als  eines  Bestes  alter  Aiigewöhnuug  und 
wegin  ihrer  Unwissenheit,  sie  können  nicht  davon  ablassen,  aber  ist 
das  nicht  ein  Grund«  um  eine  so  echleehte  and  dumme  Gewobuheit 
ttuftogebeny  Diejenigen  Frauen  von  Priestern,  welche  Schwierigkeit 
haben  sollten«  sieh  anf  mssiseh  auszudrücken,  wurden  wohl  daran 
thun,  als  einsige  Sprache  das  Idiom,  welches  das  Volk  redet,  anzu- 
nehmen, was  nicht  verfehlen  würde,  den  Pfarrkindern  zum  guten  Bei- 
spiel zu  dienen. 

Alles  eben  Gesagte  war  bereits  von  den  (schisraatischen)  Dechan- 
ten  des  Bezirkes  von  Nowogiodek  in  der  Einladung  ausgesprochen, 
welche  von  ihnen  an  die  ihrer  Auctoritiit  unterworfenen  Priester  ge- 
richtet war,  und  in  welcher  sie  jene  aufforderten,  aus  freien  Stücken 
den  Oeblhanch  der  polnischen  Sprache  aufeugeben.  Diesem  Beis^ele 
folgend  fordern  auch  wir  Ton  unserer  Seite  alle  Priester  unserer  Diö- 
cese,  welche  an  dem  Gebrauch  der  polnischen  Sprache  festgehalten 
haben  sollten,  auf,  dieselben  definitiv  aufzugeben  und  darüber  zu 
wachen,  dass  ihre  Familien  sich  derselben  nicht  mehr  bedienen. 

LXXIX.  Brief  des  Kaisers  an  den  schismatiscben  MelropoHten  von  Uthaaen,  fe- 
adirieben  an  15.  MIrz  1864  In  Beireir  der  feWr  des  nnfündzwantlgjabrigen  Ab- 
fUles  der  Griechlsdi-llDfrten  in  Litbaucn  von  der  katboliscben  Kirebe»  [Unter  den 

rem.  ActensiOcken  franzOstseb.] 

Heute  am  Tage  der  Verkfindnng  der  heiligen  Jungfrau  feiern 
wir  das  25ifte  JahresgedSchtniss  des  denkwürdigen  Tages,  wo  onseie 
rechtgläubige  Khrehe  ihren  Eindem  anzeigen  konnte,  dass  ihre  anderen 

Kinder,  welche  in  den  Zeiten  des  Unglücks  eine  fremde  Gewalt  von 
ihr  losgerissen  hatte,  in  ihren  Schooss  zurückgekehrt  seien,  und  dass  sie 
jetzt  auf  dem  Wege  friedlicher  üeberzeugung  dahin  zurückge- 
kehrt seien.  . 

Indem  wir  dem  Höchsten  unsere  frommen  Danksagungen  für  den 
Triumph  abstatten,  welchen  er  unserer  Kirche  durch  die  Vereinigung 
der  griechisch-nnirten  Eirehe  bereitet  hat,  welche  Yereinignng  9x 
die  Versdimelzung  der  beiden  Nationalitäten  so  bedeutungsvoll  is^i 
so  muss  ich  bei  dieser  Gelegenheit  constatiren,  wie  sehr  Euer  Name 
auf  eine  ganz  besondere  Weise  in  dieses  grosse  Ereigniss  verwoben 
ist,  wie  grossen  Glanz  diese  hohe  von  Euch  herbeigeführte  That  her- 
vorgerufen und  unserer  reclitgläubigen  Kirche  Beruhigung  gewährt, 
wie  heilsam  dieses  von  Euch  gegebene  Beispiel  gewesen  ist,  um  Alle 
hinzureiBsen,  welche  ihm  gefolgt  sind. 

Von  da  an  habt  Ihr  und  Euer  treuer  Klerus  nicht  aufgehört,  mit 
einem  unermüdlichen  Eifer  ftr  das  Wohl  der  Kirche  und  des  Yater- 
landes  zu  arbeiten,  und  anf  allen  Stufen  der  kirchlichen  Hieniitiuei 
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welche  Ihr  bekleidet  habt,  habt  Dur  immer  als  ein  treuer  Hfiter  über 

das  Wohl  der  rechtgläubigen,  Euerer  Obhut  anvertrauten  Heerde  zu 
wachen  gewusst,  und  Dank  Euch  haben  diese  so  schwierigen  Zeiten 
uns  die  süsse  Genügt  huung  gewährt,  auf  so  zahh'eiche  Beispiele  von 
Treue  und  Hingel)nng  sowohl  unter  den  auf  den  liö<  hsten  wie  auf  den 
niedersten  Stufen  der  Hierarchie  gestellten  Personen  zu  stossen. 

An  diesem  ewig  denkwürdigen  Tage  ist  es  rair  süss,  Euch  Meine 
h^kihste  und  YoUst&ndige  Genugthnnng  auszudrücken,  Euch,  und  in 
Euerer  Person  dem  ganzen  treuen  Elems,  welcher  immer  für  die  Ein- 
heit der  Beligion  in  Bussland  gekämpft  hat  und  noch  kämpft. 

In  der  Hoffnung,  dass  Gott  der  Allmachtige  Euere  Bemühungen 
segnen  wird,  welche  auf  den  Frieden  der  rechtgläubigen  Kirche  ge- 
richtet sind,  und  welche  derselben  noch  eine  weitere  nöthige  Wieder- 
vereinigung gewähren  sollen  zur  Begriindung  einer  einzigen  Gesaninit- 
kirche,  auf  welche  sicli  dann  nämlich  der  Schutz  des  Kaisers  von 
Kussland  erstrecken  wird. 

Alexander, 

LXXX.  Milllieilung  der  blaalsbehörde  vom  2.  (14.)  April  18(i3  an  Msgr.  Rzewaski, 
dass  Monsgr.  Felinski  von  der  Regierung  jeder  Leitung  drr  Erzdiöcese  enthoben 
luid  folglich  Jeder  Verkehr  mit  Hub  in  klreblieheo  Angelogenbetten  aofbaren  mflsse. 

[fm  Original  Ualienisfb.] 

Der  (leneral-Director  als  Priisidciit  der  Regierungs-Conimission 
für  Cultus  und  ölVentliohen  Unterricht  an  ^lonsgr.  Kzewuski,  er- 
nannten Bischof,  dermalen  Vorsteher  der  ErzdiOce<c  von  Warschau. 

Eine  Depesche  meines  Vorgängers  vom  5.  (17.)  Juli  vor.  Jahres 
Nr.  4131.  —  6819  setzte  Ew.  H.  in  Kenntniss  von  dem  sonveränen 
Ukas,  kraft  dessen  alle  Anordnungen  und  ftherhanpt  die  ganze  Gor- 
lespondenz  Sr.  Exz.  des  Erzhischofis  Felinski  ans  seiner  Verhannnng 
nach  Jeroslaw,  sowohl  mit  Er.  H.  wie  anch  mit  den  von  ihm  ahhi&n* 
gigen  Kirchenhehl^rden  innerhalh  des  Königreichs  nicht  anders  zu  be- 
werkstelligen sei  als  durch  Vermittelung  des  Staats-Secretariates. 

Es  hat  nun  der  Ötaats-Secretär  dem  Statthalter  des  Königreichs 
mitgetheilt : 

dass  trotz  des  erklärten  souveränen  Willens,  dem  sich  Monsgr. 
Erzbischof  Felinski  streng  zu  fügen  versprach,  wie  aus  seinen  eigenen 
Erklärungen  hervorgeht,  derselbe  dennoch  direct  mit  geistlichen  Per- 
sonen der  Erzdiöcese  Warscltfin  in  Correspondenz  steht  nnd  mit  Um- 
gehung des  Staats-Secretariates  an  den  Ganonicns  Domagalski  in  Er- 
wiederung des  von  ihm  gemachten  Vorschlages,  die  Traner  der 
Kirchen  aniznhebeu,  einen  Brief  gerichtet  hat,  der  später  von  den  aus- 
ländischen Zeitungen  veröffentlicht  wurde. 

ArclÜT  nx  Kirehearecbl.  XTIU.  24 
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dasB  Monflgr.  FaBoski  in  diesem  Briefe,  dessen  £ditheit  Toa 
ihm  anerkamit  wurde,  mit  Yerleiziu^  seiner  Pflichten  nicht  minder 
als  Ensbischof,  wie  als  ünterthan  Sr.  kaäserl.  Majestät  den  ihm  unter- 
gebenen Klerus  antreibt,  sich  den  Anordnungen  der  rechtmässigen 

Regierung  hartniU  kig  zu  widersetzen  und  eine  kirchliche  Cultusübung 
aufrecht  zu  erhalten,  die  nacli  dem  eigenen  Bekenutniss  des  Klerus 
einen  nachtheiligen  Eintluss  auf  die  Moralität  des  Volkes  ausübt. 

dass  nachdem  hieraus  erhellt,  dass  der  Erzbischof  Felinski  auch 
nach  seiner  Entfernung  von  der  Erzdidcese  Warschau  nicht  nur  nicht 
rar  Erkenntniss  seiner  Pflichten  rarftckkelui,  8(»idem  im  Gegentheil, 
die  Nachsicht  Sr.  M^estät  gegen  ihn  misshranchend,  nnansgesetzt 
Hindemisse  den  Massregeln  entgegenstellt,  welche  rar  endgiltigen 
Herstellnng  derBnhe  im  Lande  nöthig  sind,  Se.  kaiserl.  Majestät  zn 
erkennen  geruhte,  dass  dem  Monsgr.  Erzbischof  Felinski  nicht  länger 
die  Leitung  der  Angelegenheiten  der  Erzdiöcese  Warschau  überlassen 
werden  kann,  und  folgli»  h  allerhöchst  verordiit'te,  Monsgr.  Erzbischof 
Felinski  der  Leitung  der  Krzdiöcese  Warsclrau  gänzlich  zu  entheben 
und  jede  Beziehung  mit  ihm  in  Angelegenheiten  der  Erzdiöcese  ab- 
rabrechen. 

Gleichzeitig  hat  Se.  kaiserl.  Majestät  verfögt,  £.  H.  ra  erklft- 
Den,  dass,  nachdem  Monsgr.  Erzbischof  Felinski  der  Begienmg  der 
ErzdiOcese  gänzlich  enthoben  ist,  die  AnsfUhrung  der  in  Vorschlag 
gebrachten  Aufhebung  der  Eirehentraner  in  der  Erzdiöeese  direct  die 

Obliegenheiten  des  Administrators  berührt  und  dass  demselben  die 
Erfüllung  der  Vorlage  zustehe,  deren  Verwirklichung  der  Klerus  selbst 
für  das  Wohl  der  Nation  nothwendig  hält. 

Ich  habe  die  Ehre  E.  H.  diese  allerhöchste  Verfügung  mitzuthei- 
len,  welche  bereits  zur  Kenntnissnahme  des  Monsgr.  Felinski  gelangt 
ist,  indem  ich  mich  richte  nach  dem  Beschlnss  der  Verwaltung«- 
G<»nmis8ion  des  Königreichs  vom  27.  März  (8.  April)  1.  J.  n.  2625, 
welche  deren  unmittelbare  Ausffihmng  anordnet. 

LXXXI.  Pitpstlicbe  Enryclica  vom  30.  Juli  1864  an  die  Risrhftfe  von  Russland  und 
Polen  gericbtct,  um  gegen  schwere,  von  der  iiissiscben  Regierung  znm  Nacbiheil 
der  Kirche  begangene  Eingriffe  Einsprache  zu  erbeben, 
übi  Urbaniano  in  CoUegio  christianae  fidei  propagandae  hujus 
almae  Nostrae  urbis  die  24.  proximi  mensis  Aprilis  invicto  Christi 
martyri  S.  Fideli  a  Sigmaringa  sacro  vehementer  lamentati  sumus, 
Yenerabiles  Fratres,  miseram,  et  nnnquam  satis  deplorandam  Polo- 
niae  Begni  conditionem,  et  male  consultum  motum  ibi  contra  poten- 
tisRimnm  Frincipem  excitatum,  significavimns  etiam,  Nos  in  pnblicis 
ephemeridibns  legisse  severissima  sane  consilia  a  Bnssioo  Gnbenio 
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ad  catholicam  religionem  eodem  in  regno  seneim  extirpandam.  Atque 
eodem  tempore  manifestavimus,  oportere  hujusmodi  tristissimos  nun- 
cios  indubitato  modo,  ac  majore  auctoritate  comprobari,  quandoquidem 
publicis  ephemeridibus  plana  fides  adhiberi  Semper  neqnit.  Nunc  ?ero 
ex  pluribus  yariisqne  fide  dignis  testimoniis  ad  Nos  perlatis  cum  ja- 
eredibüi  animi  Nostri  dolore  agiMyiimns,  Yenerabiles  Fmtres,  yeriBBl- 
mas  6880  acerlntaies,  qoibiis  a  nnrico  gabando  cathc^iea  eo<Ma  ejna- 
que  ministri^  et  ealtores  magla  in  dies  diTexantor  ae  laceraator.  Bi» 
euim  eerto  sdvinras,  idem  guberniam  jamdin  oathoHeae  eooleeiae 
summopere  infensum,  omnesque  ad  ftmestissimum  schisma  pertrahere 
exoptans,  excitatae  perturbationis  praeiextu  sanctissimara  nostram 
religionem,  omnesque  catholicos  quibusque  modis  acriter  insectari. 
Hinc,  Conventione  cum  Nobis,  et  hac  S.  Sede  inita  nunquam  plenae 
execuiioni  mandata,  ac  publicis  pactis  de  cathoUca  religione  in  Polo- 
niae  Begno  tnenda  plane  despectis,  plurimisque  editis  legibas  et  de- 
cretie  rei  eatliolicae  maxiiDe  advenns,  gaberainm  idem  nanqaam  mtor» 
misit  catholica  scripta  interdieere,  et  Mbvos,  en^emeriiesque  eathoUcae 
dootrinae  omnino  repngnantes,  et  in  Christi  Mc  in  terris  Yiearinnii  et 
Apostolieam  hanc  Sedem  summopere  injuriosas,  atqne  ad  Polommi 
praesertim  populum  depravandum  accommodatas  disseminare,  et  com- 
muiiicationem  cum  Nobis  et  hac  Apostolica  Sede  praepedire ,  et  jura- 
mentum  divinis  legibus  contrarium  praescribere,  et  populum  contra 
catholicos  sacerdotes  excitare,  et  prohibere,  ne  praedicari  ac  doceri 
queat  discrimen,  quod  inter  catholicam  veritatem  et  seUsma  inter- 
qedit,  et  graviasimis  coostitatis  poenis  impediie,  qaominis  aliqais  ex 
infeM  schismate  emergere,  et  ad  catholicae  Bedesiae  sianm  rediie 
pcflsit.  Hine  Beligiosi  yiri  ex  suis  eoenobiis  detiiH>atf,  eemmqne  mo- 
nasteria  mifitaribos  stationibns  destinata,  et  catholiei  Hpisoopi  a  sna 
Dioecesi  abrepti,  et  exilio  raultati,  et  innumeri  fere  catholiei  graeci 
ritus  öubdolis  quibusque  machinationibus  jamdiu  in  schisma  vielenter 
tracti,  et  impediti  ad  redeundum  in  catholicae  Ecclesiae  gremium, 
veluti  exoptarent,  ac  innumerabiles  etiam  latini  litns  catholiei  per 
mixta  praesertim  matrimonia  catholicae  Ecclesiae  erepti,  et  pneri 
eatholicis  parentibns  orbati«  sab  tntelae  praetexto,  in  lenginqnas  re- 
giones  amandati,  a  catholioo  cntta  aynlai,  et  in  scbismatis  discrimen 
addncti.  Hinc  innumeri  enjusque  generis,  aetatis,  sexös  et  conditionis 
eatbolid  snmmepere  afflicti,  et  in  remotissimas  terras  transducti,  et 
catholicorum  templa  direpta,  polluta,  ac  in  cultum  acatholicum,  vel 
in  militares  stationes  conversa,  et  catholiei  sacerdotes  miserandum  in 
modom  vexati,  suisqne  ham  spoliaü  ad  tristem  paupertatem  redacti, 
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«e  vel  in  eiiliam  pnlii,  Tel  in  caroerem  delnisi  vel  «tiam  necsü« 
proptereaqnod  in  «ae  vnlneraÜB,  morientilniMiae  saeri  mniston  opem, 
anxfümnqQe  ferre  band  omisenint.  Accedit  etiam  nt  com  presbyteri, 

tum  laici  in  exilium  missi  omni  sanctissimae  nostrae  religionis  so- 
latio,  praesidioque  carere  debeaiit,  utque  Litbuaniae  catholicis  optio 
data  fiierit  vel  exsules  abeundi  in  disjunctissimas  regiones,  vel  de- 
ficiendi  a  catholica  religione.  Ilaec  et  alia  sane  lageuda  a  Kusaico 
Qnbernio  contra  catholieam  Ecclesiam  indesinenter  patrantor.  Equi- 
dem  No8  immeoBO  moerore  conleeti  iammaH  contanere  non  poflanmuB, 
eiim  Tideamos,  Yoa,  YeueraMlea  Fhitraa,  ac  dfleotos  fiUoe  fidelfie 
eatiboliooB  omnilraa  fliis  graTianmis  infleetotämiboa  olmoxioe,  quibva 
eornmemoratniD  Gnbermmn  oatbolioam  fidon  et  religionem  tam  in 
Poloniae  Regno,  tum  in  aliis  praesertim  illius  Imperii  regionibus  ad 
ultimum  discrimen  adducere  conatur. 

At  etiam  in  hoc  acerrimo  bello  a  Russico  Gubernio  catbolicae 
Ecclesiae  ejusque  sacris  juribus,  ministris,  rebusque  illato,  alimn 
noTnm  prorsus  in  ficclesiae  fastis,  et  ante  hunc  diem  inanditum  ausnm 
lamentari,  et  exj^brare  cogimnr,  Venerabiles  Fratres.  Siquidem  Qu- 
benmim  idem  non  Bdnm  Yenerabflem  Eratrem  Sigiamnndnm  egre- 
gfimn,  ommqne  lande  dignmn  YaraaTiensem  Aichie^soopnm  a  sno 
grege  diTnlanm  in  longinquas  regionea  amaadaTit,  yenun  etiam  non 
dnfeitavil  deceraere,  enmdem  Venerabüem  Fratrem  episcopali  in  Var- 
saViensem  dioecesim  auctoritate  et  jurisdictione  esse  privatum,  et 
neminem  e  sua  dioecesi  cum  ipso  posse  communicare,  et  in  ejus  lo- 
cum  sufficerc,  veluti  dioecesis  admiiiistratorem  Dilectum  Filium  Pau- 
lum  Rzewuski  ejus  Yicarium  generalem,  et  Episcopum  Prosensem  in 
partibna  infidelium  jam  a  Nobis  electum  ac  Suffraganeum  ejnsdem 
YanaTienda  aatiatitia  designatom.  Yerba  quidem  desunt,  Yenera- 
biles  Fratrea,  ad  bnjasmodi  fitetun  r^iobandom  ao  ddiestandom. 
Ecqais  enim  non  vebementisaime  miiabitnr,  cum  sdat  eo  deveBiase 
Rnmieom  Onberninm,  nt  perperam  antnmet  et  andeat,  Episcopos, 
quos  Spiritus  Sanctus  posuit  regere  Ecclesiam  Dei,  sacra  eorum  aucto- 
ritate ipsis  a  Deo  tradita,  et  nuUo  prorsus  modo  laicae  potestati,  un- 
quam  obnoxia  privare,  eosque  a  propriae  dioecesis  regimine  et  pro- 
curatione  amovere?    Dum  autem  haec  repiobamus  et  damnamus, 
eodem  tempore  clare  aperteqne  declaramus,  neminem  memoratae  or- 
dinationi  posse  obedire,  omnesqne  Yarsavienais  dicüBceseos  fideles  de> 
bere  ädern  Yenerabili  Fiatri  Sigiamondo-  aedulo  obtemperare,  qui 
Tema  legitimusque  est  Yarsanenaia  antistea. 

KIbil  Tero  dnbitamns,  quin  idem  Bileetns  Füios  Panlns  Ree- 
wuski  sui  otficü  probe  memor  hujusmodi  Russici  Gubernii  mandato 
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mioime  obseqaeiis  pergat  Vioarii  generatis  nrnnere  fnngi  sibi  com- 
tnisso  a  Venerabiii  Fratre  Sigismundo  Archiepiscopo  Varsaviensi  sno 
legitimo  anti«tite,  eique  in  omnibus  diligeiitissime  obedire. 

Jam  vero,  Venerabiles  Fratres,  dum  caelum  ac  terram  testes 
invocando,  de  orauibus,  quae  iii  Poloiüae  regno,  aliisque  Kussici  Im- 
perii  regionibus  contra  catbolicam  ecclesiam,  ejusque  sacrorum  an- 
tistites,  ministros,  jnra,  patrimoninm,  ac  düecioB  ipsias  eccledaa 
filioB  g«si»  sunt  et  genmtar,  velieiiienter  expoetatomua,  et  etiam  atqna 
etiam  qnerinnir  peEseeationeBi,  qnim  Bnaricuiii  Gibeniiiim  contn 
eecMam  gereie  non  decnnit,  abait,  nt  ullo  modo  prdbare  TeUmns 
male  consnltos  motns  in  Polonia  misere  excitatos.  Oranes  enim  no- 
runt  quanto  studio  catholica  Ecclesia  Semper  inculcaverit,  ac  docuerit, 
omnem  animam  subditam  esse  potestatibus  sublimioribus,  oranesque 
civili  auctoritati  subjectos  essse,  debitamque  obedientiam  praestare 
ommuo  debere  in  üs  omnibus,  quae  Dei,  ejusque  Ecdesiae  legibus 
non  adversantnr.  Sqnidem  summopere  dolendum,  hujuscemodi  motus 
Bosdco  Gnbeniio  annm  dediase  ad  catbolicam  qnotidie  magia  divaiaB» 
dam,  et  q^primendam  eccMam. 

Dum  autem  ejnamodi  christianae;  eivüiqne  reipubUcae  fbnea- 
tiaaimoB  motus  reprobamus  ac  damnamua,  band  poBSumus,  quin  om- 
nibus summis  populorum  principibus  vehementer  inenlcemns,  ut  quan- 
tum  in  ipsis  est,  omnia  conentur,  ne  in  eos  gravissima  illa  cadant 
divinae  sapientiae  ad  reges  verba:  »Quoniam  data  est  a  Domino  po- 
teetas  vobis,  et  virtus  ab  Altissimo,  qui  interrogabit  opera  vestra,  et 
cogitationes  scmtabitur;  quoniam  cum  essetis  ministri  regni  üliiia, 
Bon  lecte  jodicaatia,  nec  custodistia  legem  juatitiae,  neque  secundum 
Yoluntatem  Dei  andinlaatia;  'borrende  et  dto  apparebit  vobia,  qacmiam 
jodiahmi  dariaaunim  hia  qui  praeanni,  fiet,  exiguo  eoim  ooneediinr 
nriaeiieordia  potentea  antem  potenter  termentapatientnr<).€  Attpe 
etiam  omnes  summos  principes  majore,  qua  possumus,  animi  Kostri 
contentione  hortamur  et  rogamus,  ut  aliquando  intelligere,  animad- 
vertere,  ac  noscere  velint  quod  populi,  cum  a  sanctissima  nostra  reli- 
gione,  ejusque  salutari  doctrina,  atque  a  debita  erga  Deum,  ejusque 
eccleaiam,  et  leges  obedientia,  et  a  libera  cum  hao  S.  Sede  communi- 
caüone  amoti  fuerint,  tum  pemicfosissimis  qnibnsque  enoribus,  yitiis- 
que  depraranftnr,  et  iecirco  evenit,  nt  üdem  popnli,  timore  et  pietate 
erga  Denm  anUata,  anaTiqne  itilgionk  jngo  enito,  et  plane  abjeeta 
obedientia,  quae  Deo,  ejusque  eceleaiae  et  legibna  omaino  debetnr,  in 
effrenatam  vivendi,  agendique  licentiam  misere  prolabantor,  et  ambn- 
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lantes  secandum  sua  dosideria  in  iinpietatibns  dominationem  speraant, 
mi^Qstotem  bluplwiiiait,  et  contra  pnncipes  iusurgant  eisque  obedire 
rocii80iit* 

Iii  ramna  vtro  animi  Kostri  moestitia  ob  tantam  maloniiti 
coBgeri«,  qnae  Vos  YenrnbilM  Fratres,  et  ficMea  cnrae  Tesfane 
conunwKW  praniti  non  pamm  oerte  Noe  vefioit  et  oonsolatar  egregja 
min  in  eeeWa  tnenda,  tantöiqiie  in  labonbut  aenunmeqiie  propter 
catholicam  Mtm  perfenndls  TirtoB  et  oointaiiÄia.  Et  qacMiiaiB  op- 
time  nostis,  beatos  esse,  qui  persecutionem  patiuntar  propter  jastitiam, 
ac  pulcherrimum  et  gloriosissimum  esse  pro  nomine  Jesu  contumeliam 
pati,  eumque  saivum  fieri,  qui  perseveravit  usque  in  finem,  iccirca 
nihil  dubitamus,  quin  Vos,  Venerabiles  Fratres,  confortati  in  Domino, 
et  in  potentia  virtutis  ejus  pergatis  animo  invicto  pro  Dei,  ejusque 
sanctae  Ecclesiae  de^msioiie,  ammarumqiie  saLate  fortiter  dimicaie, 
memoria  r^etentes  »qood  non  sunt  condignae  passiones  hujus  temporia 
ad Mmam  gtonam,  qnae  revelabitur  in  nobi8i).c  Atqne  ioekoo  hae 
y^Mi  sorilmmMi  Idtteiae,  qnilnis  ^iieopaleoi  veefanm  in  tantis  iole- 
fandis  angostüs  fortitadinem,  et  in  grege  yestnu  eniae  eoneoredito 
vigilantiam  magis  magisque'in  Domino  eseiiannfl,  «t  nnUia  emris, 
niülis  consiliis,  nullisque  laboribus  parcere  unquam  Tolitis,  quo  fideles 
Vobis  commissi  abstinentes  se  ab  omni  specie  mali,  nullisque  deterriti 
periculis  in  cathoiicae  fid«i  et  religionis  professione  quotidie  magis  sta- 
biles et  immoti  permaneant,  et  nunquam  ab  ejusdem  fidei,  religionis- 
que  hostibus  se  decipi,  et  in  errorem  induci  patiantur.  Ac  ipsos  fideles 
Vobis  concreditos,  Nobisque  carissimofi  omni  patemi  animi  Nostri 
affisctn  et  studio  mbnemus,  exhortamnr,  et  obtestamur,  ut  catbolicain 
fidem,  religionem  ac  doctrinam,  qvam  aingulari  Dei  beneficio  aeeepe- 
nut,  coiMtaBtiflntte  profitentes,  et  ceteia  <mmia  poileriera  eiistimantes 
per  semitas  muidatonmi  Det  eednlo  ambnleni^  üeqae  omnibna  inetenfc 
operibÄofl,  qnae  caritatem^  vel  in  Denm,  vel  in  prorinnm  pfaeeefenut, 
quaeque  cathdieae  Ecelesiae  fflioe  onnino  deceni. 

Perenasissimum  autem  Vobis  sit,  Nos  in  humilitate  cordis 
Nostris  ferventissiraas  diu  noctuque  sine  interraissione  clementissimo 
misericordiarum  Patri  et  Deo  totius  consolationis  offerre  preces,  ut  Vos 
indiiat  virtute  ex  alto,  ac  divina  süa  dextera  protegat,  custodiat,  de- 
fendat,  et  exurgens  judicet  causam  suam,  et  Ecclesiam  suam  sanctam 
a  tantis,  quibns  istic  diTeiator,  calamitatibaB  erq^iat,  et  inimicorom 
suorum  superbiam  elidat,  eoxnmqiie  contomaciam  omnipotenti  soa  w* 
tute  proeternat»  et  abemma  qnaeqne  snae  benitatie  dooa  miper  Vos  et ' 
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fideles  Vobis  traditos  propitins  Semper  efihndat.  Atque  horain 
anspieem,  ei  certissimiim  pecnliaris,  qna  Vos  in  Domino  complecti- 
mur,  benevolentiae  pignus  Apost61icam  Benedietionem  ex  intimo  corde 
depromptam  Vobis  ipsis,  Venerabiles  Fratres,  cunctisque  Olericis  lai- 
dsque  fidelibus  vestrae  vigilantiae  concreditis  peraniaiiter  impertimus. 

Dattun  ex  Arce  Gandulphi  die  30.  Julii  Aimo  18t)4. 

Poutificatus  Nostri  Anno  Decimonouo. 

LXXXII.   Vkns  Ober  die  Aafhobtinsr  der  Convenie  und  KlOster  im  KOnigreicb  PoteD. 
[Aus  dem  italieniscbeo  Texte  der  römischen  Ctalie  Obersetzt  ] 

Wir  Alexander  IL,  von  Gottes  Guaden  Kaiser  nnd  Selbstbeherr- 
scher von  ganz  Bossland,  König  Ton  Polen,  Grossherzog  von  Finn- 
land etc.  ete.  etc. 

üm  die  UeberUefeningen  Unserer  erlauchten  Vorüdiren  einzn- 
halten  nnd  von  einem  anfirichtigen  Wunsche  Unseres  Herzens  ange- 
trieben, haben  Wir  die  wohlerworbenen  Rechte  und  die  Unantastbar- 
keit der  Confessionen,  zu  welchen  sich  Unsere  treuen  Unterthanen  be- 
kennen, allezeit  unter  Unseren  Schutz  genoiiimen.  In  dieser  Hinsicht 
dienten  Uns  als  Richtschnur  Unseres  Verfahrens  immer  jene  unabän- 
derlichen Gebote  der  Toleranz,  welche  eine  der  Grundlinien  der 
vaterländischen  Gesetzgebung  bilden  und  unauflöslich  mit  den  wesent- 
lichsten historischen  Ueberlieferungen  der  orthodoxen  Kirche  in  der 
rassischen  Nation  v<iri>nnden  sind. 

In  Folge  dessen  waren  Wir  auch,  was  das  Königreich  Polen  an- 
betrifit,  wo  die  Mehrheit  der  Bewohner-  der  römisdi- katholischen 
Eirehe  angehört,  voll  zarter  Büchsichtsnahme  iür  das  Gedeihen  dieser 
Kirche  besorgt  nnd  haben  alle  ihre  Binrichtangen  gerade  so  erhalten, 
wie  sie  sich  im  Lauf  der  Zeiten  von  selbst  entwickelt  hatten. 

Als  wir  in  den  Jahren  1861  und  1862  den  Bewohnern  des  Kö- 
nigreichs Polen  verschiedene  Rechte  und  Vortheile  gewährten,  haben 
Wir  dieselben  auch  auf  den  römisch-katholischen  Klerus  ausgedehnt 
und  gleichzeitig  dessen  Bedürfnisse  der  Fürsorge  einer  besonderen 
hohen  Direction  anempfohlen,  welche  aus  Personen  bestand,  die  den 
Interessen  der  römisch-katholischen  Kirche  zweifelsohne  ergeben  waren. 

Desto  grösser  war  Unser  Schmerz,  als  Wir  zur  Zeit  der  im  König- 
reich Polen  ausgebrochenen  Bevolation  wahrnahmen,  dass  ein  Theil  des 
römiseb-katholisohen  Klerus  weder  dor  Pflichten  mm  Seelsorgers,  noch 
derer  öines  Unterthans  sich  treu  «rwies.  Selbst  die  Ordenspersonen 
haben,  nneingedenk  der  evangelischen  Vorschrift  nnd  mit  Verachtung 
der  vor  den  Altftren  abgelegten  Oelfibde,  ihre  Mitbürger  zur  Blntr 
vergiessung  angetrieben,  zum  Meuchelmorde  gereizt,  die  Kloster- 
mauern entweiht  durch  Annahme  von  sacrilegischen  Eiden,  wodurch 


Digitized  by 


376     Drkiinien  rar  pIpslIMieo  DcnkMbrUI  v«b  lA.  Nmoiber  1866. 

mau  sich  zu  Verbrechen  vei*pflichtete,  und  inauche  von  ihnen  sind  in 
dgener  Person  in  die  Reihen  der  Aufstandischen  eingetreten  und  hal- 
ben ihre  Hände  mit  dem  Blute  unschuldiger  Opfer  befleckt. 

So  schmerzlich  diese  tr;iuri<;en  Ereignisse  für  Unser  Herz  sind, 
welche  den  Grundlagen  des  religiösen  und  sittlichen  Lebens  der  von 
der  göttlichen  Vorsehung  Uns  anvertrauten  Nation  den  letzten  Stoss 
yersetzoD,  so  ändern  sie  doch  nicht  Unsere  fräheren  Absicht^  in  Be- 
treS  einer  guten  Organisation  der  rOmiseh- katholischen  ^che  und 
ihres  Klerus  im  Königreich  Polen.  Zu  diesem  Zwecke  haben  Wir 
dem  Organisations-Gomitö  befohlen,  ein  Bilanzproject  zu  entwerfen 
und  Uns  vorzulegen,  wodurch  dem  römisch-katholischen  Pfarrklerus 
ein  völlig  ausreichendes  Kiiikomraen  zugesichert  würde,  um  nicht  nur, 
so  weit  immer  möglich,  die  \'t'rs«  hipdenheit  der,  an  Stelle  der  Pfnin- 
den,  den  Mitgliedern  dieses  Klerus  gewährten  Einnahmen  auszuglei- 
chen, sondern  auch  die  Lage  jener  Pfarrer  zu  verbessern,  welche  in 
Folge  der  Theuemng  und  der  Unsicherheit  ihrer  Einnahmen  gegen- 
wärtig ftber  beschränktere  Mittel  verfAgen. 

Aber  gleichzeitig  zwingt  Um  die  peinlichste  Erfahrung  der  kaum 
vorübergegangenen  Tage,  durchgreifende  Massregeln  anzuwenden,  um 
die  Gesellschaft  vor  Wiederholung  ähnlicher  Ereignisse  zu  behüten, 
mit  welchen  die  Regulargeistlichkeit  im  Königreich  Polen  ihre  Theil- 
nahme  an  der  letzten  Bebellion  bekundet  hat  Wir  haben  Uns  von 
der  Unmöglichkeit  überzeugt,  die  Convente  in  dem  Yon  besonderer 
Langmuth  Unserer  Regierung  denselben  bisher  gewährten  Ausnahme- 
zustand fernerhin  zu  belassen,  während  die  Mehrzahl  der  römisch- 
katholischen Staaten  in  Europa  schon  längst  Massregeln  getroffen 
hat,  um  die  Ordenspersonen  den  allgemeinen  Diöcesan- Vorgesetzten 
unterzuordnen;  die  Convente  zu  unterdmcken ,  welche  nicht  die  ¥on 
dem  canonischen  Rechte  verlangte  Zahl  von  Mtgliedern  haben,  oder 
welche  die  Anzeichen  einer  gefahrdrohenden  Gesinnung  offenbarten; 
endlich  um  die  Kirchengüter,  deren  Verwaltung  den  Klerus  von  seinem 
wal^ren  Berufe  abzieht,  der  Staatsverwaltung  anzuvertrauen.  Nach- 
dem Wir  erkannt,  dass  ähnliche  Massregeln  auch  för  das  Königreich 
Polen  unumgänglich  iiotliwendig  geworden,  um  die  in  den  römisch- 
katholischen Klöstern  gestörte  Ordnung  wieder  herzustellen,  haben 
Wir  die  Bildung  einer  Special-Commission  in  Warschau  für  die  Con- 
vente beschlossen,  deren  Mitglieder  theils  direct  von  Uns,  theils  von 
Unserem  Statthalter  ernannt  werden  sollen.  Diese  Ciommission  hat 
sorgfältig  die  Frage  untersudit:  wehdie  Convente  wegen  der  geringen 
Anzahl  der  daselbst  befindlichen  Ordens-Brüder  der  Aufhebung  unter- 
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^  liegen,  and  hat  ebenso  erforaoht,  welchen  Antheil  andere  Oonmie 
am  leteten  Aofetande  genommen  haben. 

Nach  Prüfung  des  Berichtes  der  genannten  Commission,  welcher 
Uns  von  Unserem  Statthalter  unterbreitet  wurde,  und  naclidein  Wir 
hierüber  dessen  Meinung  vernommen,  haben  Wir  beschlossen  und 
beschliesseu : 

Art  I.  Die  rOmisch-katholiachen  Gonvente  und  Klöster  im  Kö- 
nigreieh  Polen,  in  welchen  sich  die  v<m  dem  canonisehen  Becbte  vor* 
geschriebene  Anzahl  yon  Elostermitgliedem  nicht  vorfindet,  wo  nftm- 
Mch  weniger  als  acht  Brüder  oder  Nonnen  wohnen,  unterliegen  der 

unverzüglichen  Aufhebung,  indem  ihnen  die  Mittel  abgehen,  um  die 
Ordnung  und  Disciplin  zwischen  den  Ordenspersonen  aufrecht  zu 
erhalten. 

Art.  II.  Unabhängig  von  dem  vorigen  Artikel  unterliegen  der 
unverzüglichen  Aufhebung  alle  Convente  im  Königreich  Polen,  welche 
an  den  Operationen  der  Bebellen  gegen  die  Begiemng  offenlnindig  und 
erwiesenermassen  Antheil  nahmen. 

Art.  ITT.  Eine  genaue  Anweisung,  um  die  Zahl  der  Ordens- 
personen in  jedem  Convent  nach  Art.  I.,  und  die  Umstände,  unter 
welchen  die  Convente  auf  Grund  des  Art.  II.  der  Aufhebung  unter- 
liegen, zu  bestimmen,  ist  in  einer  besonderen,  dem  Ükas  beigefugten 
Verordnung  enthalten. 

Art  IV. ,  Den  Ordenspersonen  jener  i^misch^katholisehen  Con- 
vente, welche  krafk  des  gegenwärtigen  XJkas  unterdrückt  oder  ge- 
schlossen werden,  ist  gestattet,  das  klösterliche  Leben  nach  den  Re- 
geln ihres  eigenen  Institutes  in  anderen  Conventen  des  Könit^reichs 
Polen  fortzusetzen,  wofür  Letzteren  von  der  Regierung  eine  ausser- 
ordentliche Subvention  zugewiesen  wird,  oder  abe^  sich  in's  Ausland 
zu  begehen  und  dort  mit  einer  Beisteuer  zur  JKeise  und  einer  jähr- 
lichen Pension  für  inomer  zu  verweilen. 

Art  V.    Von  den'  im  Art.  IV.  angeführten  Begünstigungen 

bleiben  Ordenspersonen  ausgeschlossen,  welche  sich  eines  Verbrechens 
oder  aufrührerischer  Acte  schuldig  gezeigt  haben.  Mit  diesen  Letzte- 
ren ist  nach  der  Strenge  der  bestehenden  Gesetze  und  Verordnungen 
zu  verfahren. 

Art.  VL  Den  Novizen  und  andern  Individuen,  welche  zum  Per<^ 
sonalstand  der  unterdrückten  oder  geschlossenen  Oongrente  gehören 
und  die  feieriichen  Elostergelnbde  sieht  abgelegt  haben,  whrd  gestattet, 
das  Kloster  zu  verlassen  und  sieb  einen  anderen  Lebensstand  zu 

wählen.   Wenn  sie  aber  üir  Noviziat  in  einem  andern  Convente  fort- 
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seilen  wollen,  eo  werden  sie  in  die  ftbrig  gebliebenen  ConTente  ge- 
sandt, ohne  jedoch  eine  Anweisung  för  ihren  Unterhalt  za  empfangen. 

Art.  VII.  AUe  Behörden  haben  die  Pflicht,  die  ihnen  znste- 
hend^n  Massregeln  zu  ergreifen,  damit  bei  der  nach  den  angeführten 
Grundsätzen  erfolgten  (Jnterdrückuug  und  Schliessung  der  Convente 
der  Gottesdienst  in  den  diizu  gehörigen  Kirchen  nicht  aufhöre. 

Art.  VIII.  Die  im  vorigen  Artikel  erwähnten  Kirchen  sollen, 
nachdem  sie  vorher  sichergestellt  und  organiärt  worden,  gemäss  der 
Art.  16  —  22.  der  Ergänzungsverordnung  des  gegenwärtigen  Ukaa 
unter  die  Jurisdiction  der  DiOcesanobem  äbergehen. 

Art.  IX.  Die  drehen,  welche  sokhen  Oonventen,  die  za 
adiliessen  oder  zu  unt^rftcken  sind,  angehören  nnd  mit  Fforreien 
Terbnnden  sind,  bleiben  Pfarrkirchen  auch  nach  vollzogener  Schlieasang 
oder  Unterdrückung  dieser  Convente. 

Art.  X.  Die  bei  den  römisch-katholischen  Conventen  im  König- 
reich Polen  bestehenden  Elementarschulen  werden  auch  fernerhin  er- 
halten und  verbleiben  innerhalb  der  Mauern  derselben.  Sollte  sich 
jedoch  im  Laufe  der  Zeit  das  Bedärfniss  herausstellen,  diese  Gebäu- 
lichkeiten  für  einen  andern  Zweck  zu  bestimmen,  so  wird  die  dort 
befindliche  Schule  auf  Kosten  der  Begierung  in  einen  andern  passen- 
den Ort  yerlegt  werden. 

Art.  XT.  Alle  Klosterschulen  ohne  jegliche  Ausnahme  kommen 
unverzüglich  unter  die  volle  Gewalt  der  Regierungs-Commission  für 
Unterricht  zu  stehen.  Die  Verwaltung  dieser  Schulen,  der  Unterricht 
an  denselben  und  die  Wahl  der  Lehrer  richtet  sich  genau  nach  den 
Vorschriften  des  allerhöchsten  ükas  vom  30.  August  (11.  September) 
1.  J.  über  die  Elementarschulen  und  die  Organisation  der  Studien- 
Directionen.  . 

Art.  Xn. .  Die  bei  den  Gongregationen  der  Missionare  in  War^ 
schau,  Lublin,  Wladislaw  und  Plozk  bestehenden  Seminare  komm^ 
unter  die  volle  Jurisdiction  der  IMOcesanobrigkeit  zu  stehen.  - 

Art.  XIII.  Zur  Beförderung  der  Gleichförmigkeit  im  Unter- 
richt sollen  die  früheren  Lazaristen-Serainarien  mit  den  Diöcesan-Se- 
minarien  vereinigt  werden,  nachdem  sich  die  Directioii  für  Kirchen- 
sachen  mit  den  Diöcesanobern  yei*ständiget  hat.  Bei  einer  solchen  Ver- 
einigung von  zwei  Seminarien  in  ein  Einziges  wird  denselben,  wo  nöthig, 
in  irgend  einer  der  übrig  gebliebenen  Geb&ulichkeiten  der  unterdrückten 
oder  geschlossenen  Convente  Platz  eingerftnmi  Die  für  ihren  Unter- 
halt bestimmten  Fonds  verschiedenen  Ursprungs  sollen  nicht  verrin- 
gert werden. 

Art.  XIV.  Die  zu  den  aufgehobenen  oder  geschlossenen  Gon- 
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▼enteil  gdiöiigen  Hoq^tale,  Asyle  und  anderen  Anstalten  kommen 
naeh  den  allgemeinen  Vonnissetsangen  dee  Ukae  sammt  den  Qebfiii- 

den,  wo  sie  sich  befinden,  unter  die  Leitung  der  Regierungs-Commis- 
sion  des  Inneren  und  der  Kirchen-Angelegenheiten.  Deren  Unterhalt 
Söll  in  das  Buch  der  aus  dem  Reichsschatz  bezahlten  Fonds  einge- 
schrieben werden  auf  Bechnung  der  Renten  der  Güter  der  onter- 
dröckten  Convente. 

Art.  XV.  Nach  Aofhebong  oder  Schliesenng  der  OonTente  aif 
Grand  der  Art.  h  nnd  IL  des  g^genwftrtigm  Ukas,  weiden  die  noeh  fort^ 
bestehenden  rOmisdi-katiioliselien  Convente  nnd  EUtoter  im  Königreich 
Polm  eingetheOt  in  sdche,  welche  in  der  Bilans  inbegriffen,  and 
solche,  welche  in  der  Bilanz  nicht  einbegriffen  sind.  Die  Letzteren, 
nämlich  die  in  der  Bilanz  nicht  einbegriffenen ,  unterliegen  der  Auf- 
hebung in  dem  Verhältniss,  als  die  Zahl  der  darin  verweilenden  Or- 
denspersonen abnimmt  und  insbesondere  sobald  als  in  einem  dieser 
Convente  oder  Klöster  die  Zahl  der  Ordensbrüder  oder  Klosterfrau^ 
unter  acht  herabgesunken  ist. 

Art.  XVI.  Alle  Convente  im  Königreich  Pden,  sowohl  die  in 
der  Bihuu  einbegiiffenen  wie  die  nicht  einbegriffenen,  solhm  den  ge* 
w6hnli^en  DiöciBsanobem  untergeordnet  sein;  demgemäss  wird  gleich- 
zeitig jedes  Abhftngigkeitsverhältniss  derselben  von  den  Provinrialen 
und  Generalen  des  Ordens  durch  den  gegenwärtigen  Ukas  aufgehoben, 
jeder  Verkehr  mit  ihnen  verboten  und  werden  ebenso  die  Ordens- 
Capitel  aufgehoben  und  verboten.  Die  Spezial Verordnungen  über  die 
Verwaltung  der  Convente  und  die  Ernennung  der  mit  Ueberwachung 
der  Ordnung  und  Discij^in  betrauten  Visitatoreii  werden  besonders 
veröffentlicht  werden. 

Ali  XVn.  Der  Spesialoommission  fflr  die  Convente  obliegt  es, 
detaüirte  EntwMi  über  die  Fonds  ansniaibeiteD,  welche  zum  aus- 
niehenden  Unterhält  der  in  der  B3anz  einbegriffenen  nnd  nicht  ein- 
begriffenen Klöster,  die  im  Königreich  Polen  bestehen  bleiben,  erfor- 
derlich sind,  und  Verordnungen  zu  entwerfen,  nach  welchen  die  Civil- 
behörden  die  strenge  Ausfuhrung  der  Anordnungen  der  Kegierung  von 
Seiten  der  Convente  zu  überwachen  haben.  Die  Bilanzentwürfe  müssen 
erst  von  dem  Organisatlons-Comitä  revidirt  und  dann  Uns  vorgelegt 
werden,  um  Unsere  souveräne  Genehmigung  sn  erhalten. 

Art  XVIIL  Um  den  Begnlarkleras  zu  den  Obliegenheiten  sei- 
nes eigenen  Standes  zurAckzufUiien  und  den  ün  EOnigreidi  Bollen  noch 
fortbestehenden  ConTeoten  und  KUstem  eine  daaeAafte  und  gleich- 
ftnmge  Ezistens  zu  gewähren,  sowie  auch  am  nach  Art.  XXI.  dem 
rOmisch-katholischen  Klerus  das  nothwendige  Einkommen  zuzusichern, 
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sollen  alle  tiobewei(licheu  Gütti  iler  Convente  uud  Klöster,  sowohl  der 
unterdrückten  oder  geschlossenen,  wie  derjenigen,  welche  in  oder 
ausser  der  Bilanz  erhalten  bleiben,  ebenso  die  Capitalien,  welche 
sie  besitzen,  der  Verwaltung  des  Staatsschatzes  nach  den  iu  den 
Jahren  1818—1822  aufgestellten  Normen  zugetheilt  werden. 

Art.  XIX.  Alle  obengimaimten  Güter  werden  nach  Massgabe 
der  Verordiniiig,  welche  dem  gegenwftrtigeii  Ukas  beigefilgfc  isl,  zur 
freien  Yerfagimg  und  Yerwaltiing  der  Regiemngs-pommission  fibr  die 
BinDahmen  nnd  den  Staatsschatz  sagewiesen,  mit  Aosnahme  jedoeli 
jener  Gebäulichkeiten,  welche  den  Couventen  und  ehemaligen  Kloster- 
kirchen, die  Pfarr-  oder  Filialkirchen  bleiben  sollen,  überlassen  wer- 
den, sowie  jenes  Eigenthums  (Wohnhäuser,  Gebäulichkeiten,  Grund- 
besitzungen), welches  zur  vSicherstellung  der  Hospitäler,  Asyle  oder  zu 
anderen  wohlthätigen  Zwecken  unter  der  Kegierungs-Commissioa 
des  Inneren  und  der  kirchlichen  Angelegenheiten  verbleibt  oder  unter 
die  VerwaUang  der  BegienuigB-Cemoiission  für  den  Unterridit  ge- 
stellt werden  mnss. 

Art.  XX.  Mit  der  besonderen  Präfimg  nnd  Feststellimg.  welcher 
Theil  an  ehemaligen  EIoster-Gebänlichkeiten  nnd  anderem  unbeweg- 
lichem Eigenthum,  für  wolilthätige  Zwecke  und  das  allgemeine  Beste 
bestimmt,  und  demnach  der  Verwaltung  der  Kegierungs-Commission 
des  Inneren  und  der  kirchlichen  Angelegenheiten,  und  welcher  Theil 
der  Verfügung  der  Kegierungs-Commiaaion  für  die  Einnahmen  und 
den  Staatsschatz  zufällt,  wird  eine  besondere  Oommission  fiär  die 
Convente  betraut,  deren  einsehie  Mitglieder  Ton  der  Begienuig»-Com- 
missioii  för  die  Einnahmen  nnd  den  Staat^sehatz  und  den  ftbrigeii 
zuständigen  Behörden  erwfthlt  werden.  Die  Entscheidangen  dieser 
Oommission  sollen,  nachdem  sie  wn  dem  Organisations-Oomit^  des 
Königreichs  Polen  genehmigt  worden,  sofort  exequirt  werden. 

Art.  XXI.  Die  Renten  aller  unbeweglichen  und  beweglichen 
Güter,  welche  den  Conventen  augehörten,  und  nunmehr  unter  die 
Verwaltung  der  Regierungs-Commission  für  die  Einnahmen  und  deu 
Staatsschatz  gelangen,  können  nach  Abzug  von  nicht  mehr  als  zehn 
Procent  für  die  nnnmgftnglichen  Kosten  der  Verwaltung  dieser  Güter 
trotzdem  dass  sie  von  dem  polnischen  Beiefasschatz  eingezogen  werden, 
dennoch  f&r  folgende  Zwecke  Terwendet  werden: 

a)  für  ünterhaltong  der  ftbrig  gebliebenen  Convente  nach 
Art.  XVIL  ; 

b)  für  die  Pensionen,  Unterstützungen  und  Reisespesen  der  Or- 
densmänner und  Klosterfrauen  der  unterdrückten  oder  geschlossenen 
Genvente; 
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e)  zur  Fandinm^  der  regelmässigen  mul  stftndigen  gottesdiensi- 

lichen  Functionen  in  den  Kirchen  eben  dieser  Convente ; 

d)  zum  Uutei  halt  der  verschiedenen  wissenschaftlichen  und  wohl- 
thätigen  Anstalten  derselben; 

e)  zur  Unterstützung  bedürftiger  Mitglieder  des  röniiscli-katho- 
lischen  Klerus,  welche  sich  durch  besondere  Verdienste  um  Kirche  und 
Staat  ausgezeichnet  haben,  und  überhaupt  zur  Verbesserung  der  Lage 
der  römisch-katholischen  Geistlichkeit; 

f)  zur  Unterhaltmig  und  Beförderung  des  Oifeiitiichen  Unter- 
richtes nnd  insbesondere  der  ElementarBchnlen. 

Art.  XXII.  £8  obliegt  der  Staats-Schuldentilgungscommission, 
darüber  za  wachen,  dass  die  im  Art  XXL  erwähnten  Renten  zu  kei- 
nem anderen  als  zu  dem  vom  gegenwärtigen  Ukas  nnd  der  beigefögten 
Verordnung  bezeichneten  Zwecke  verwendet  werden.  Zugleich  hat 
dieselbe  dem  Yerwaltni^isiath  hieraber  jährlich  Bericht  zu  erstatten 
mit  Angabe  aller  wirklich  erfolgten  Ausgaben.  FAr  derartige  Ge- 
schäfte wird  die  Staats-Schuldentilgungscoramissiou  um  einige  Mit- 
glieder des  römisch-katholischen  Klerus  vermehrt,  kral't  einer  Special- 
Verordnung,  welche  veröiientlicht  wird. 

Art  XXTTT.  Die  Yorschrüten  des  gegenwärtigen  Ukas  über  die 
Convente  werden  überhaupt  auf  alle  römisch-katholischen  kloster^ 

liehen  Häuser,  Congregationen ,  CoUegien  von  Priestern  und  andere 

ähnliche  Institute  ausgedehnt. 

Art  XXIV.  Alle  Mheren  Verordnungen  und  Verfügungen, 
welehe  mit  dem  gegenwärtigen  Ukas  und  der  beigefOgten  ergftnzenden 
Yerordnnog  nidit  übminstimmm,  sind  aufgehoben. 

Art.  XXV.  Die  unverzügliche  Ausführung  des  f^ef^enwärtigen 
ükas  und  der  angeführten  Verordnung  obliegt  dem  Statthalter  des 
Königreichs  Polen.  Dem  Organisations  -  Corait^  bleibt  die  Entschei- 
dung und  Lösung  der  Zweifel  überlassen,  welche  bei  Anwendung  der 
gegenwärtigen  Anordnungen  entstehen  können,  sowie  die  Veröffent- 
lichung der  geeigneten  Instmetionen,  um  dieselben  weiter  zu  ent- 
wickeln. 

Art.  XXVI.  Der  gegenwärtige  ükas  und  die  angefügte  Ver- 
ordnung müssen  sofort  in  dem  Gesetzblatt  veröffentlicht  i^erden. 

Gegeben  zu  Tsarskoe  Selo,  den  27.  October  (8.  Novem- 
ber) 1864. 

« 
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Die  ied.  des  ArMo9  enliilMit  einer  vea  der  nnieclieii  Begienmir  grade 
verlheltleii  (eoe  4e^St  Petentaffer  Zeitung  Nr.  2M  ibfedmcliteD)  PbUI> 
catioo  noch  folgende: 

ErgUiongs-Torschriften  xom  Kaiserlichen  Edict  Tom  27.  Octoher. 

CapUel  1,    Ueber  diejenigen  Klöster,  welche  aufgehaben  oder  ge- 

schlössen  werden  soüen, 

§.  1.  Bei  der  Bestimmimg,  gemSas  Art.  1.  des  Allerh.  Edicts 
über  die  rOmisch-katholischeii  Kloster,  der  Prftsenzsahl  der  Sloster- 
geistiüehen,  die  ilnreii  beständigen  Wohnsitz  in  jedem  Kloster  haben, 
werden  nicht  in  Ansehlag  gebracht:  die  dienenden  Brüder  (Kovizen) 
und  dienenden  Schwestern,  sowie  alle  anderen  Personen,  die  in  den 
Klöstern  leben,  das  Klostergelübde  jedoch  noch  nicht  abgelegt  haben. 

§.  2.  Die  Präsenzzahl  der  Klostergeistlichen,  die  zu  einem  jeden 
Kloster  gehören,  wird  auf  Grundlage  der  in  Kraft  bestehenden  Ver- 
ordnungen bestimmt  nach  den  von  den  Diöcesan-Yorständen  für  das 
Jahr  1864  veriassten  Bubricellen  oder  nach  den  genauen  Verzeich- 
.nissen,  welche  an  Stelle  dieser  Bubricellen  Yon  jenen  Yoistftnden  der 
betreffenden  Kegierungs-Oommission  eingereicht  worden  sind.  Zur 
Präsenzzahl  der  Klostergeistlichen,  wie  dieselbe  in  diesen  Bubricellen 
oder  Verzeicliiiissen  der  Geistlichkeit  angegeben  ist,  werden  noch  die- 
jenigen Personen  gezählt,  welche  in  denselben  nicht  genannt  sind 
und  seit  dem  1.  Januar  1864  bis  zum  Tage  der  Unterzeichnung  des 
Allerhöchsten  £dict8  über  die  Klöster  das  feierliche  Klostergelübde  ab- 
gelegt haben,  wenn  in  Betreff  dieser  Personen  die  Vorschriften  be- 
obachtet wurden,  welche  das  Edict  vom  6.  (1&)  März  1817  über  den 
Eintritt  in  den  Stand  der  Klostergelstlichkeit  vorschreibt.  Diejenigen 
Personen  aber,  welche  in  den  erwBhnten  BnMcdlen  oder  Yeneidi- 
nissen  über  die  Geistlichkeit  zwar  aaf|gelührt  sind,  Ton  den  Prioren 
und  Priorinnen  der  Klöster  aber  in  Widerspruch  mit  §.  15.  oder  17. 
des  erwähnten  Edicts  auf  ungesetzliche  Weise  zum  feierlichen  Kloster- 
gelübde zugelassen  wurden  und  bis  jetzt  das  dreissigste  Jahr  noch 
nicht  erreicht  haben,  werden  bei  Bestimmung  der  Fräsenzzal^  der 
Klostergeistlichen  in  den  Klöstern  nicht  in  Rechnung  gebracht. 

§.  3.  Die  Mönche,  welche  in  den  BubriceUen  oder  Klosterver- 
seichnissen nicht  aufgeführt  sind,  werden  nicht  in  Bechnung  gebracht 

g.  4.  Wenn  auch  die  in  §.  2.  und  3.  erwähnten  Klostergeist- 
lichen, die  auf  ungesetzliche  Weise  in  den  Mönchsstand  aufgenommen 
wurden,  nicht  in  Rechnung  gebracht  werden  bei  Bestimmung  der  ge- 
setzlichen Zahl  der  Klostergeistlichen  auf  oben  erwähnter  Grundlage, 
so  wird  es  doch  diesen  Personen  nichtsdestoweniger  gestattet,  auf 
Grundlage  des  Art.  6.  des  Allerhöchsten  Edicts  über  die  Klöster  und 
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des  g.  14.  dieser  Vorschriften  das  klösterliche  Leben  in  den  entspre- 
chenden Klöstern  fortzuführen. 

§.  5.  Alle  Mönche,  welche  in  den  erwähnten  Rubricellen  oder 
Verzeichnissen  der  Geistlichkeit  genannt  sind  und  zu  irgend  einem 
Kloster  gehören,  aber  für  Verbrechen  aus  dem  Königreich  verwiesen 
sind,  unter  Gericht  stehen,  entlaafen  sind,  oder  überhaupt  freiwillig 
das  Kloster  yerlassen  haben,  so  wie  die  bereits  Verstorbenen  werden 
aas  den  Listen,  die  anf  Grundlage  der,Yorigen  Paragraphen  angefertigt 
werden  sollen,  ausgeschlossen. 

§.  6.  Laut  Art.  2.  des  Allerhöchsten  Edicts  werden  diejenigen 
Klöster  geschlossen,  denen  nachgewiesen  ist : 

a.  dass  die  Klosterbmder  Leute  zum  Aufstande  gereizt,  sie  für  den 
Aufstand  vereidigt  haben,  oder  ihnen  für  Mordthaten  oder  ähn- 
liche Verbrechen,  welche  im  Interesse  des  Au&tandes  begangen 
wurden,  im  Voraus  Ablass  ertheilt  haben,  oder 

b.  dass  der  Prior  und  die  übrige  Klostergeistlichkeit,  wenn  die  im 
Punkt  a.  genannten  Verbrechen  auch  nur  von  einseinen  Ordens- 
brüdern begangen  wurden,  nicht  die  erforderlichen  Massregeln 
ergriffen  haben,  um  solchen  gesetswidrigen  Handlungen  yorzu- 
beugen,  oder  nicht  rechtzeitig  der  Obrigkeit  die  gehörige  Anzeige 
machten,  damit  dieselbe  nach  den  Gesetzen  verfahre,  oder 

c.  dass  die  Mönche  selbst  in  die  Eeihen  der  bewaflneten  Banden  ein- 
getreten sind,  aber  weder  der  Prior  noch  die  übrige  Klostergeist- 
Uchkeit  der  betreffenden  Origkeit  rechtzeitige .  Anzeige  darüber 
gemacht  haben,  dass  diese  Mönche  sich  eigenmächtig  aus  dem 
Kloster  entfernten,  oder 

d.  dass  das  Kloster  Qeld  oder  andere  Gaben  zur  TJnterstütsung  des 
Anfistandes  gesanumelt  hat,  oder. 

e.  dass  das  Kloster  zum  Besten  der  sogenannten  revolutionftren  Re- 
gierung Steuern  oder  Beiträge  zur  Unterstützung  des  Aufstaudes 
entrichtet  hat,  oder 

f.  dass  in  dem  Gebäude  des  Klosters  oder  auf  dessen  Grund  und  Bo- 
den mit  Vorwissen  der  Klostergeistlichkeit  vergrabene  Waffen, 
Munition  oder  sonstiger  Kriegsbedarf,  sowie  auch  heimliche 
Druckerpressen  oder  gedruckte  Aufrufe  zum  AuMande  gefhndeti 
wurden,  oder  ^ 

g.  dass  sieh  in  dem  Klestergebinde  oder  auf  dessen  Qrund  und  Bo- 
den unter  Vorwissen  der  KlostergeistUchkeit  Bebellen  yerborgen 
hielten,  ohne  dass  über  dieselben  der  Polizeibehörde  oder  der 
Militärobrigkeit  Anzeige  gemacht  wurde. 

S>  7.  Die  Aufhebung  oder  Schliessung  der  röuüsch-katholischen 
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EUeter  im  Kdugrach  wird  mit  genauer  Beobachtung  der  Yerordiiiui- 
gen  des  A11erh(k;hsten  Ediete  und  gegenwftrtiger  Yeraehriften,  auf 
Anordnung  des  Statthalters  im  Königreich,  nach  einem  ansfltfirlichen 

Nachweis  der  Allerhöchst  eingesetzten  Spezial-Commissioii,  vollzogen. 
Wenn  sich  ausserdem  in  der  Folge  herausstellen  sollte,  dass  kraft 
gegenwärtiger  Vorschriften  noch  einige  andere  Klöster  im  Königreich 
au^ehoben  oder  geschlossen  werden  müssen»  wird  die  genannte  Com- 
mission  die  Angelegenheit  dem  Statthalter  zor  endgoUagen  fintschei- 
düng  vorlegen. 

(k^nM  2.   Utber  di$  KlaBter-JStatB. 
§.  8.  An  etatmässigen  SlOatem  enthalt  das  Königreich  Polen 
fttnfnndzwanrig  MOnchs-  und  zehn  Nonnenkloster. 

§.  9.    Die  genannten  fünfunddreissig  Klöster  enthalten  etat- 
mässig  die  folgende  Zahl  von  Ordensgeistlichen,  nämlich : 

a.  360  Mönche,  von  welchen  auf  das  Paulinerkloster  in  Czenstocliowa 
24,  auf  die  übrigen  24  Mönchsklöster  je  14  kommen,  und 

b.  140  Nonnen,  welche  in  gleicher  Anzahl  auf  die  zehn  etatmAsaigtai 
Nonnenklöster  vertheilt  sind. 

§.  10.  Der  oben,  §.7.,  erwähnten  Spezial-Commission  wird 
aofgetragen 

tt,  Torschlfige  darüber  einznreidien,  welche  von  den  übrig  blähenden 
Röstern  in  den  Etat  anl^mtehmen  sind,  und 

b.  den  Betrag  der  etatmässigen  Summen  zu  bestimmen,  welche  von 
dem  Fiscus^  des  Königreichs  aus  den  Emkünften  der  früheren 
Klosterhesitzthümer  zum  Unterhalt  eines  jeden  Klosters  verablolgt 
werden  sollen. 

Der  Statthalter  im  Königreich  wird  diese  Projecte  mit  dem  Gut- 
achten des  Organisations- Görnitz  der  AUerhOdisten  BestatiguQg 
unterbrcdten. 

Capüel  3,   Udter  die  Mittd  mm  UnkrhaU  der  Orden^eMidten, 
§.  11.    Denjenigen  Personen  der  ElostergeisUichkeit,  welche 

ins  Ausland  überzusiedeln  wünschen,  wird  ein  lebenslänglicher  Jahres- 
gehalt von  150  R.  S.  für  die  Person  ausgesetzt,  welcher  von  dem 
Tage  an  gerechnet  wird ,  an  welchem  sie  den  Wunsch  äussern, 
ins  Ausland  überzusiedeln.  Die  Auszahlung  des  Jahresgehalts  wird 
halbjährlich  durch  Vermittlung  der  Kaiserlich  Russischen  Gesandt- 
schaften im  Andande  bewerkstelligt,  so  lange  die  Personen,  welche 
diese  Pension  beziehen,  sieh  nicht  an  feindseligmi  ümtriehen  gegen 
die  russische  Regierung  betheiligen. 

§.  12.  Die  Kosten  der  Reise  bis  zur  Grenze  des  Königreichs  för 
die  Mönche  und  Nonnen,  welche  den  Wunsch  geäussert  haben,  ihren 
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beständigen  Wohnsitz  im  Auslande  aufzuschlagen,  ühernimmt  der 
Eisens.  Ausserdem  wird  jeder  Ton  diesen  Pemmen  ein  unentgeltlicher 
BeisepasB  yerahiolgt  und  jede  derselben  erhüt  an  .der  Grenze  eine  mn- 
malige  Unterstützung  ym  25  Bub.  S.  zur  Weiterreise. 

§.  13.  Alle  übrigen  Mönche  und  Nonnen  der  aufzuhebenden 
oder  zu  schli essenden  Klöster,  welche  das  Klostergelübde  abgelegt  ha- 
l)en  (mit  Ausnahme  derjenigen  Personen,  welche  auf  Grundlage  der 
§§.  16.,  17.  und  19.  in  der  Stellung  von  Vicaren  und  Organisten  bei 
den  früheren  Klosterkirchen  verbleiben)  werden  innerhalb  der  Grenzen 
des  Königreichs  Polen  in  die  andern  Klöster  desselben  Ordens  über- 
geführt. Bei  der  Bestimmung  der  IQöster  zu  diesem  Zwecke  werden 
die  Oertlichkeit  derselben,  die  angemessene  Beschaffenheit  zur  Unter- 
bringung der  neu  eintretenden  Personen  und  die  Mittel  zum  anstän- 
digen Unterhalt  derselben  auf  das  Sorgßltigste  berücksichtigt;.  Wenn 
es  jedoch  aus  irgend  welchen  Gründen  yollkommen  unmöglich  er- 
scheinen sollte,  fie  Mönche  der  aufzuhebenden  oder  zu  schliessenden  . 
Klöster  in  Klöster  desselben  Ordens  überzuführen,  so  wird  es  gestattet, 
dieselben  in  Klöstern  anderer  Orden  unterzubringen. 

g.  14.  Zum  Unterhalt  in  den  Klöstern  für  die  MOnche  und 
Nonnen,  welche  im  vorhergehenden  §.  13.  erwähnt  sind,  werden  jähr- 
lich 40  Rub.  Silb.  für  die  Person  bestimmt.  Von  dieser  allgemeinen 
Kegel  machen  auch  die  Mönche  der  sogenannten  Bettelorden  keine 
Ausnahme. 

§.  15.  Wenn  ein  Mönch  oder  eine  Nonne,  von  den  im  §.  13. 
genannten,  aus  dem  Klosterverbande  entlassen  werden  sollte,  so  gehen 
diese  Personen  der  ihnen  laut  §  14.  bestimmten  jährlichen  Unter- 
stützung von  40  Bub«  S.  nicht  7erlustig ;  sie  erhalten  noch  ausserdem 
20  Bub.  S.  zur  Miethe  einer  Wohnung. 

CapUel  4.  ücber  die  Kirchen,  Schulen  und  Besüzungen  der  Kloster, 

5.  16.   Damit  in  den  Kirchen,  welche  sich  bei  denjenigen  ElÜ- 
efinden,  die  zur  Aufhebung  oder  Schliessung  bestünmt  sind, 
der  Gottesdienst  ^eine  Unterbrechung  erleide  bis  die  BiOcesanyor* 

stände  aus  der  Zahl  der  Weltgeistlichen  für  dieselben  Pfarrer  einge- 
setzt haben,  wird  bei  d^elben  einstweilen  zur  Abhaltung  des  Gottes- 
dienstes je  ein  Mönch,  vorzugsweise  aus  demselben  Orden,  mit  den  Rech- 
ten eines  Vicars  belassen.  In  den  Sprengein,  welche  mehr  als  zweitausend 
Einwohner  römisch-katholischer  Confession  zählen,  wird  für  je  zwei- 
tausend Einwohner  noch  ein  Untervicar  aus  den  Mönchen  desselben 
Ordens  eingesetzt.  In  keinem  Sprengel  aber  diirfen  mehr  als  drei 
Mönche  zur  Abhaltung  des  Gottesdienstes  verwandt  werden. 

§.  17.  Kirchen,  welche  zu  Klöstern  gehörten,  deren  Aufhebung 
oder  Schliessung  verfügt  ist  und  bei  denen  sich  keine  Parochien  be- 
fanden, werden  als  Fil&dkirchen  den  P&rrktrchen  zngetheilt,  in  deren 
Euchspiel  sie  sich  befinden.  Um  Übrigens  den  Harrgelstiichen  Er- 
leichterung zu  schaffen  und  die  imunterbrochene  Fortdauer  des  Got- 
tesdienstes zu  sichern,  werden  einstweilen  Mönche,  mit  den  Hechten 
der  Vicare,  in  allen  den  hier  erwähnten  Klosterkirchen  belassen,  In 
welchen  sich  die  benachbarten  Einwohner  and  auswärtige  Wall&hrer 
zum  Gottesdienst  zu  versammeln  pflegen. 

Ankir  Ar  linkaiMkl.  XfllL  25  ' 
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§.  18.  Dm  MOfidiai«  welch«  auf  obeiMrwihiit«r  Grundlage  ab 

Vicare  verwandt  werden,  ist  et  gestattet,  ihre  Ordenstracht  beizube- 
halten und  unbehelligt  zu  tragen  und  ihre  Ordensregeln  zu  beobach- 
ten, 80  weit  diese  nicht  den  Pflichten  eines  Pfarrvicars  zuwiderlaufen. 
Jedem  dieser  Mönche  wird  ein  Jahresgehalt  von  150  Ruh.  S.  bestimmt. 

§.  19.  Für  jede  der  in  den  §§.  IG.  und  17.  erwähnten  Kirchen 
wird  ausser  dem  Vicar  noch  ein  gemietheter  Organist  nnj^estellt; 
übrigens  kann  im  äussersten  Nothfall  auch  einer  von  den  Mönchen 
des  Klosters,  zu  welchem  die  Kirche  gehörte,  einstweilen  an  Ort  und 
Stelle  bleiben,  um  das  Amt  des  Organisten  zu  versehen.  Zum  Unter- 
halt des  Organisten  werden  75  Kub.  S.  jährlich  bestimmt ;  doch  kann 
diaier  Gehatt  in  der  Stadl  Warwhnn,  nnt  Gmhmigung  der  Verwal- 
tnng  der  geisÜiitei  Angelegenh«ien,  BXuHk  erhöht  werden. 

§.  20.  Die  Vioare  und  Organiaten,  welche  bei  den  Kirehen  der 
anfirahebenden  oder  zu  scbliessenden  KlMer  ?erbleiben,  erhi^en  in 
dem  früheren  Klostergebäude  Wohnung. 

§.  21.  Die  Kirchengeräthe,  Gewänder  und  andere  dem  ähnliche 
den  Kirchen  zugehörige  Gegenstände  bleiben  in  denselben  und  werden 
den  ernannten  Vicaren  oder  den  Pfarrgeistlichen  des  Orts,  je  nach 
ihrer  Zugehörigkeit,  unter  Beobachtung  der  im  Capitel  5.  der  gegen- 
wärtigen Vorschriften  angegebenen  Ordnung,  zur  Aufbewahrung 
übergeben. 

§.  22.  Befinden  sich  Stiftungen  bei  aufzuhebenden  oder  zu 
scbliessenden  Klöstern,  so  worden  die  mit  demselben  verknüpften 
Leistungen  auf  die  Kirchen  derselben  übertrafen  imd  von  den  hei 
denselben  Yerbleibenden  Vicaren  oder  den  künftig  far  dieedben  zn  er- 
nennenden Weltgeistlichen  übernommen.  Sind  jedoch  die  mit  den 
Stiftungen  verknüpften  Leistungen  80  oomplicirt,  dass  sie  von  diesen 
Geistlichen  nicht  erfüllt  werden  können,  so  werden  diese  Stiftungen 
mit  den  Mönchen  zugleich  auf  die  Klöster  ubertragen,  in  denen  der 
Unterhalt  jener  Mönche  vom  Fiscus  auf  Rechnung  eben  derselben 
Stiftungen  sicher  gestellt  ist.  Die  betreffenden  Anordnungen  bleiben 
der  unmittelbaren  Verfügung  des  Diöcesanvorstandes  überlassen. 

§.  23.  Für  die  Unterhalts-  und  Erziehungskosten  der  Studen- 
ten in  den  Seminarien,  welche  sich  bei  den  Cougregationen  des  Laza- 
risten-Ordens  befanden,  von  welchem  im  Artikel  12.  des  Allerhöchsten 
Ediets  über  die'  ElOeter  die  Bede  ist,  wird  Ton  den  Einkünften  der 
froren  Elosterbesitzungen  eine  Summe  von  dem  Betrage  festgesetzt, 
dass  zusammen  mit  der  Unterstütznng,  wdche  jetzt  vom  Fiscus  oder 
aus  den  geistlichen  Stiltungen  verabfolgt  wird«  auf  jeden  etatmftssi- 
gen  Studenten  175  B.  jährlich  kommen. 

§.  24.  Der  Gehalt  für  die  Lehrer  der  früheren  Elostersehulen 
wird  durch  Uebereinkommen  zwischen  den  Verwaltungen  der  geist- 
lichen Angelegenheiten  und  des  Unterrichtswesens  bestimmt.  Unab- 
hängig von  diesem  Gehalt  erhält  jeder  Lehrer  in  dem  früheren 
Klostergebäude  eine  Wohnung  und,  wenn  möglich,  mindestens  einen 
Morgen  Land  zum  Gemüsegarten.  Sollte  dies  jedoch  aus  localen 
Gründen  nicht  ausführbar  sein,  so  erhält  der  Lehrer  statt  des  Ge- 
müsegartens eine  entsprechende  Zulage  zum  Gehalt. 
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§.  25.  Alle  Ausgaben  fSr  die  in  den  §§,  11.,  12.,  U.,  IS.,  18., 
19.,  28.  und  24.  der  gegenwärtigen  Vorschriften  bezeichneten  Posten, 
werden  ans  den  Einkünften  der  firüheren  Klosterbesitzthümer  bestritt 
ten,  die  an  den  Eiscus  übergehen. 

§.  26.  Laut  Artikel  18.  des  Allerhöchsten  Edicts  über  die 
römisch-katholischen  Klöster  sollen  unverzüglich  alle  den  Klöstern 
gehörigen  Bcsitzthümei'  von  dem  ii^iscus  in  Administration  genonmien 
werden  und  zwar: 

a.  Ländereien,  angesiedelte  wie  nicht  angesiedelte,  wie  sie  auch 
immer  heissen  und  beschaffen  sein  mögen;  desgleichen  für  sich 
bestehende  Wälder,  Wiesen,  Weiden,  Fischereien,  Mühleu  u.  s.  w. 
Eine  Ausnahme  machen  die  Landstdcke,  welche  auf  Grandlage 
des  Allerhöchsten  Edicts  Yom  19.  Febniar  (2.  März)  18Ö4  fll^ 

.  die  Organisation  des  Bauernstandes,  Eigentiram  der  Bauern  wer- 
dw,  so  wie  auch  die  Landparcellen,  welche  yon  den  Gebäuden 
der  in  Zukunft  fortbestehenden  Klöster  eingenommen  werden, 
Gemüsefelder  und  Gärten,  welche  für  den  Unterhalt  derselben 
noth wendig  und  ihnen  oder,  im  Falle  das  Kloster  aufgehoben 
oder  geschlossen  wird,  der  Geistlichkeit,  welche  zur  Verrichtung 
des  Gottesdienstes  bei  der  Kirche  angestellt  ist,  zur  Benutzung 
überlassen  sind. 

b.  Die  den  Klöstern  zugehörigen  Häuser,  Wirthschafts-  und  andere 
Gebäude  jeglicher  Art,  welche  auf  dem  Grund  und  Boden,  der 
jetzt  an  den  Fiscus  fällt,  erbaut  sind.  Die  weiter  fortbestehen- 
den Kldster  so  wie  auch  die  in  Pfarr-  und  Filialkhochen  umge- 
wandditen  Elosterkirehen  behalten  jedoch  alle  Gebäude,  weldie 
in  unzertrennlichem  Verbände  mit  der  Kirche  stehen  oder  unent- 
behrlich sind,  um  die  Kloster-  oder  P&rr- Gastlichen  untier- 
zubringen. 

C.  Capitalien,  sowohl  in  vorhandenen  Werthen,  als  auch  andere, 
welche  in  der  polnischen  Bank  angelegt,  oder  in  Hypotheken  auf 
Privatbesitzungen  bestehen,  und  welche  aus  Dotationen  des  Staa- 
tes oder  von  l^rivatpersonen  gebildet  wurden,  sowie  auch  die- 
jenigen, welche  durch  Schenkungsurkunden  und  andere  Docu- 
mente,  oder  auf  irgend  eine  andere  Weise  in  den  Besitz  der 
Klöster  übergegangen  sind,  unter  dieser  Zahl  auch  solche,  welche 
mit  kirchlichen  und  anderen  Leistungen  verknüpft  sind. 

§.  27.  Da  sich  unter  dem  unbeweglichen  Eigenthum  der  Klöster, 
welches  an  die  Administration  des  Fiscus  übergeht,  viele  derartige 
Immobilien  befinden,  aus  welchen  nur  die  Frivatindustrie  eine  dem 
wahren  Werthe  entsprechende  Einnahme  zu  erzielen  rermag,  so  whrd 
es  dem  Organisationsoomit^  zur  Pflicht  gemacht,  unverzflguch  Mass- 
re^[eln  zum  Verkauf  alles  unbeweglichen  Eigenthums  der  KlOster  an 
Pnvatleute  zu  ergreifen,  dessen  Verwaltung  der  Krone  unvortheilhaft 
oder  unbequem  erscheinen  möchte,  und  nach  erforderlicher  Bestäti- 
gung dieser  Massregeln,  dieselben  sofort  in  Ausführung  zu  .bringen, 
wobei  die  aus  dem  Verkauf  gelösten  Capitalien  der  Be^erungs-Com- 
mission  der  Finanzen  zu  übergeben  sind. 

g.  28.  Da  bereits  Allerhöchst  verordnet  wurde,  dass,  um  die 
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Lage  einer  mOghchst  grossen  Zahl  ttnbesitzlicher  Bauern  im  König- 
reieh  Polen,  zu  sichenif  die  zur  Disposition  des  Fiscus  des  Königreichs 
stehenden  LändiOFeieii,  wo  es  möglich  ist,  su  diesem  Zwecke  verwendet 
werden  sollen,  so  wird  es  gestattet,  zu  demselben  Zweck  auch  die 
unangesiedelten  Läüdereien  der  Klöster  zu  verwenden  und  zwar  nach 
den  Vorschriften  und  Bedingungen,  welche  in  dieser  Hinsicht  vom 
Orgaiiisations-Coiuite  aufgestellt  werden. 

§.  29.  Beim  Verkauf  des  früheren,  unbeweglichen  P^igenthums 
der  Klöster  au  Privatpersonen  (§.  27.)  oder  Verwendung  soleber  Be- 
sitzlichkeiten  und  Ländereien  zur  Sicherstellung  der  Existenz  der 
Banerii  (§.  28.)  dfirfen  die  auf  diese  Welse  enielteii  Capitalien  und 
Einkünfte  nur  za  solchen  Zwecken  verwandt  werden,  wie  sie  im 
Art  2L  des  Allerhöchsten  Edicts  vom  27.  October  (8.  November) 
1864  angegehen  sind. 

CqpUel  5.    Ueber  die  Art  und  WeiM,  wie  die  jtMge  Vercurämmig  4n 

Erafl  £U  treteti  hat. 
§.  30.   Die  Massregeln  2ur  Durchfuhrung  des  am  27.  October 
(8.  November)  1864  erlassenen,  Allerhöchsten  Edicts  nber  die  KiOeter, 
xerfallen  in  zwei  Categorien: 

a.  Anordnungen,  welche  sich  speciell  auf  die  Aufhebung  und 
Schliessung  der  Klöster  und  die  Organisation  der  Existenz  der 
denselben  angehörigen  Klostergeistlichen  beziehen,  und 

b.  Anordnungen  in  Betreft  der  Uebergabe  und  Enipfungnalune  des 
unbeweglichen  Eigenthunis  und  der  Capitalien  der  Klöster  in 
die  Verwaltung  des  Fiscus. 

g.  31.  Die  Di^teesanvorotftnde  sind  verpflichtet,  allen  Localbe- 
hOrden  lar  regelmässigen  Anafohrung  der  gegenwärtigen  Vorschriften 
ihfttige  HtUfe  sn  leisten.  Insbeson&re  bleibt  es  ihrer  Sorge  dber- 
httsen,  Massregeln  zu  ergreifen,  dass  die  ununterbrochene  Fortd^ner 
des  Gottesdienstes  in  den  Kirchen  der  anfgehobenen  und  geschlossenen 
Kloster,  sicher  gestellt  werde. 

Die  Diöcesanvorstände  haben  unter  anderem  unverzüglich,  ohne 
eine  besondere  Mittheilung  in  dieser  Beziehung  abzuwarten,  Deputirte 
von  Seiten  des  geistlichen  Ressorts  zu  ernennen,  damit  diese  deu 
Civilbehörden  in  der  vorliegenden  Angelegenheit,  insbesondere  aber 
bei  Inventarisirung  der  Klostergüter  behültlich  seien,  und  haben  die 
Verwaltung  der  geistlichen  Angelegenheiten  über  die  ernannten  De- 
putirten  in  Kenntniss  zu  setzen. 

g.  82.  Die  Anordnungen,  welche  sich  anf  die  gesetsmftssigd 
Yollziehung  der  Anfhebnng  und  SchUessong  der  ElOrter  beaiehen, 
werden  dem  Generalpolizeimeister  im  Königreich  übertragen;  dieser 
bringt  dieselben  durch  die  ihm  untergeordneten  Localbehörden  und 
andere  von  ihm  erwählte  Beamte,  miter  Mitwirkung  der  Civilobrigkeit 
des  Orts  in  Ausführung. 

§.  33.  Von  der  Specialcommission  für  die  Klöster  werden  dem 
Generalpolizeimeister,  oder  wenn  es  erforderlich,  auch  den  übrigen  Lo- 
calbehörden rechtzeitig  ausführliche  Verzeichnisse  derjenigen  Klöster 
übergeben,  welche  aufgehoben  oder  geschlossen  werden  sollen ;  es  wird 
zugleich  angegeben,  iu  welche  Klöster  die  denselben  angehörigen 
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Klostergeistlichen  überzufahren  und  wie  viel  Personen  bei  jeder 
Kirche  xnr  nnimlieibiocheüeii  Abhaltong  des  (Joltesdiensles  xu  be- 
lassen sind. 

§.  34.  Der  Beamte,  welcher  von  dem  GeneralpoUseimeister  mfi 

der  Schliessung  oder  Aufhebung  eines  Klosters  beauftragt  ist,  begiebt 
sjich  mit  einem  zu  demselben  Z^\^eck  ernannten  Beamten  des  Oinl- 
ressorts  dorthin,  benachrichtigt  den  Klostervorstand  in  Gegenwart 

säramtlicher  Klostprbnider  und  eines  Deputirteii  von  Seiten  des  Diöce- 
sanvorstandes,  wenn  ein  solcher  zugegen,  von  dem  ihm  ertheilten 
Auftrag  und  dem  Zwecke  seiner  Ankunft,  und  theilt  allen  Kloster- 
geistlichen mit,  welche  Vorrechte  ihnen  auf  Grundlage  des  Aller- 
höchsten Edicts  und  der  gegenwärtigen  Vorschriften  bewilligt  worden 
sind,  wobei  er  zugleich  die  Klostergeistlichen  befragt,  in  welchem 
Maasse  ein  jeder  von  ihnen  die  erwähnten  Vorrechte  zu  benutzen 
wflnsehe. 

§.  35.  Zugleich  fordert  der  abgeordnete  Beamte  den  Prior  des 
Klosters  auf,  alle  erforderlichen  Massnahmen  m  treffen,  bei  deren 

Ansfnhrung  er  ihn  gleichzeitig  unterstützt,  damit  einerseits  die  fer- 
nere Abhaltung  des  Gottesdienstes  in  den  Klosterkirchen  in  pünkt- 
licher Ausföhrung  der  §§.  16 — 25.  der  gegenwärtigen  Vorschriften 
gesichert  werde,  andererseits  der(;ang  der  Geschäfte  und  die  Wirk- 
samkeit in  allen  zu  den  Klöstern  gehörigen  Wohlthätigkeits  -  und 
Lehranstalten  möglichst  r^gelmässii^  und  ununterbrochen  fortdauere, 
bis  diese  Anstalten  den  betreffenden  Ressorts  übergeben  werden,  üeber 
die  Lage  der  Kirchen  und  über  die  Massregeln,  welche  zur  ferneren 
Abhaltung  des  Gottesdienstes  ergriffen  werden,  desgleichen  über  den 
Zustand  der  Wohlthätigkeits-  und  Lehranstalten  bei  den  KlOstern 
stattet  .der  Beamte  seinen  Vorgesetzten  nnverzfiglich  in  aller  AnsAhr- 
Uchkeii  einen  BerichiT  ab,  damit  deraelbe  der  Verwaltung  der  geist- 
lidien  Angelegenheiten  übergeben  werde. 

§.  36.  Den  Militär-  und  Civilbeamten  wird  es  zur  besonderen 
Pflicht  gemacht^  f&r  die  Brhaltnng  der  örtlichen  Heiligthümer  Sorge 
zu  tragen;  ebenso  Wirdes  ihrer  Sorgfalt  empfohlen,  die  Klostergeist- 
.  liehen  gegen  jede  Bedrückung  möglichst  in  Schutz  zu  nehmen. 

§.  37.  Die  Mönche  und  Nonnen  der  aufzuhebenden  und  zu 
schliessenden  Klöster  müssen  unverzüglich,  bei  Gewährung  jeder 
möglichen  Bequemlichkeit,  in  die  Klöster  abgefertigt  werden,  die 
ihnen  zum  ferneren  Aufenthalt  angewiesen  sind.  Zugleich  erhält 
der  zur  Schliessung  oder  AuHiebung  des  Klosters  abgeordnete  Be^ 
amte  dn  Verzeicbniss  der  mf  ^ese  Weise  übeigefllnrten  Mönche 
und  Nonnen,  unter  Angabe,  wer  xanä  wohin  ein  jeder  venetst  ist' 

§.  38.  Sollte  Jemand  von  den  Klostergeistlichen  den  Wunsch 
äussern,  ins  Ausland  auszuwandern,  so  wird  derselbe  von  dem  Be- 
amten, welcher  mit  der  Schliessung  oder  Aufhebung  des  Klosters 
beauftragt  ist,  an  einen  der  Orte  befördert,  welche  sa  diesem  Zwecke 
in  einer  besonderen  Instruction  beseicbnet  werden. 

§.  39.  Wenn  der  Deputirte  von  Seiten  des  DiöcesauTorstandes 
noch  nicht  am  Bestimmungsorte  angelangt  ist,  so  ersucht  der  abge- 
ordnete Beamte  einen  von  den  lülchs^ohnenden  Dechanten  oder 
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Pftoern  der  Aufttahme  des  InveDtara  über  die  Ejrchengerftthe  und 
MoMlien  beizawohneii.  Uebrigens  bemmt  die  Abwesenheit  der  De- 
pntirten  der  geistlicben  Beb(yrae  in  keinem  I^EÜle  die  Thfttigkeit  der 

Begierungsbearaten. 

§.  40.  Der  erwähnte  Beamte  mnss  von  dem  Prior  des  Klosters 
ein  aiisfithrliches  Verzeichniss  verlangen  sowohl  allen  Eigenthums  des  | 
Klosters  als  insbesondere  jener  Klostennobilien.  welche  nicht  zu  der  1 
auf  den  Ländereien  des  Kloster  errichteten  Oekononiie  ^r^hören,  son-  ! 
dem  sich  im  Kloster  selbst  l)otinden;  überzeugt  er  sich  jeduch,  dass  j 
ein  ausführliches  Verzeichniss  darüber  in  der  That  nicht  vorlianden 
ist,  so  verfasst  er  ein  solches  an  Ort  und  Stelle  in  Gemeiiisehalt 
mit  dem  Prior  des  Klosters  oder  einem  der  Klosterbrüder.  Dies 
Verseichniss  wird  auf  Grundlage  des  §.  46.  von  denjenigen  Per- 
sonen nntmeiobnet,  welche  bei  der  Ab&ssong  desselben  betheiligt 
waren.  Iii  dieses  VerzeichniBs  werden  die  folgenden  Gegenstibm 
nicht  anfgenonunen,  über  welche  in  der  Folge  anf  Granfiage  des 
§.  54.  eine  besondere  Verfügung  getroffen  wird:  Acker- Vieh,  Acker- 
und  andere  Geräthe,  Vorräthe  und  Wirthschaftsproducte  und  andere 
dem  ähnliche  Gegenstande,  die  speciell  der  Landwirthschaft  ange- 
hören. Nichtsdestoweniger  hat  der  abgeordnete  Beamte  darauf  zu 
achten  und  die  nothwendio^pn  Massreireln  zu  ergreifen,  dass  auch 
diese  Gegenstände  unversehrt  blei))en  und  nicht  dritten  Personen 
übergeben  oder  verkauft  werden,  bis  von  Seiten  der  Personen,  welche 
laut  §.  49.  beauftragt  sind,  das  unbewegliche  Eigenthum  der  Klö- 
ster zur  Verwaltung  dos  Fiscus  in  Empfang  zu  nehmen,  eine  end- 
gültige Verfügung  über  dieselben  getroffen  ist. 

§.  41.  In  das  ausführliche  Verzeichniss,  Yon  wdchem  im 
vorhergehenden  Paragraphen  die  Rede  ist,  werden  andi  die  in 
GM  und  verschiedenen  Werthpapieren  best^enden  Baarcapitmlien 
aufgenommen,  desgleichen  Besitzurkunden  aller  Art,  Oontecte,  Pläne 
und  dem  ähnliche  Papiere.  Alle  diese  Oapitalien  und  Papiere 
werden  unverzüglich  durch  den  Gouverneur  des  Bezirks  an  die  | 
Verwaltung  der  Geistlichen  Angelegenheiten  befördert.  ; 

§.  42.    Die  Bibliotheken  der  Klöster  werden  in  den  in  Zu-  ■ 
kunft  bestehenden  Klöstern  concentrirt  oder  verbleiben ,  wenn  bei  " 
dem  aufzuhebenden  oder  zu  schliessenden  Kloster  eine  Lehranstalt 
existirt,  bis  auf  weitere  Verfügung  bei  letzterer. 

Zur  Verfügung  eines  jeden  Klostergeistlicheu  bleibt  das  ihm 
persönlich  zugehörige  Privatvermdgen.  i 

§.  43.   Die  Kirchengeräthe,  Messgewänder  und  übrigen  zur  Ab- 
haltung des  Gottesdienstes  erforderlichen  Gegenstände  des  aufzu- 
hebenden oder  zu  schliessenden  Klosters  müssen  (wie  oben  §.  21. 
erwähnt  wnrde)  laut  Inventar  dem  Priester  oder  MOnch  zur  Anfbe-  | 
Wahrung  übergeben  werden,  welcher  fär  die  Kirche  angestellt  wird; 
ist  jedoch  zur  Zeit  der  Schliessung  des  Klosters  ein  s<ucher  Priester  | 
oder  Mönch  noch  nicht  bei  der  Kirche  vorhanden,  so  werden  diese 
Gegenstände  dem  Ortsdechant  oder  dem  Vorsteher  der  nächstgelege-  | 
nen  Pfarrkirche  übergeben. 

44.  Ist  <Ue  Kirche  des  Klosters  nicht  dazu  bestimmt,  in 
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eine  Pfarr-  oder  Filialkirche  umgewandelt  zn  werden,  so  wird  sie  mit 
allen  in  derselben  befindlichen  Mobilien  vei*siegelt  und  der  Polizei ' 
des  Orts  oder  der  Geraeindeobrigkeit  unter  ihrer  Verantwortung  in 
Obhut  cr^'^ebei),  bis  eine  weitere  Verfagong  von  Seiten  des  IMöoesim- 
vorstandes  erfolgt. 

§.  45.  Im  äussersten  F.ille,  weuti  zuverlässige  Personen  durch- 
aus fehlen,  deren  Obhut  man  die  Kircheiigeräthe  anvertrauen  könnte, 
kann  der  mit  Schliessung  des  Klosters  beauftragte  Beamte  die 
Kküheiigarftfhe  und.  Messgewänder,  nachdem  er  sie  inventsurisirt,  den 
Mtochen  eines  beindibAiten  Klosters  in  Verwahrung  geben,  oder 
wenn  es  Schwierigkeiten  Ternrsachen  sollte,  das  ärehengeräth  an 
Ort  und  Stelle  zu  lassen,  so  tibersendet  er  es,  unter  Beifügung  des 
Inventars  an  die  Verwaltung  der  Geistliehen  Angelegenheiten, 
damit  dasselbe,  je  nach  Bedürfiiiss,  andern  T(imls<^*  katiiolichen 
Kirchen  übergeben  werde. 

§.  46.  Der  mit  Schliessung  des  Kloster  beauftragte  Beamte 
fährt  über  alle  seine  erwähnten  Amtshandlungen  ein  ausführliches 
Protokoll,  welches  sowohl  von  ihm  selbst,  wie  von  den  ihm  zur  Seite 
stehenden  Beamten  des  Civilressorts  unterzeichnet  wird.  Der  Depn- 
tirte  der  geisUiehen  Bebörde  und  die  Mönche  worden  dordiaiu  lueht 
gezwungen,  das  Protokoll  wie  das  Inventar  des  beweglidien  Sioster- 
eigenthums  zn  unterzdcbnen,  im  Falle  sie  sich  weigern  soUten;  w^ 
sie  dieselben  aber  unterzeichnen,  so  ist  es  ihnen  niät  verwehrt,  nach 
ihrem  Gutbefinden  gesetzliche  Einwendungen  zu  machen.  Die  Pro- 
tokolle und  Verzeichnisse  werden  unverzüglich  an  die  Verwaltung 
der  Geistlichen  Angelegenheiten  übersandt.  Ausserdem  werden,  um 
Verzögerungen  im  weiteren  Verlauf  dieser  Angelegenheiten  zu  ver- 
meiden, von  der  Militärpolizeibehörde  beglaubigte  Copien  dieser  Ver- 
zeichnisse, direkt  dem  Civilgouverneur  übergeben,  damit  sie  derselbe 
denjenigen  Beamten  zustelle,  wdche  abgeordnet  werden,  nra  9m 
Eigenthnm  der  EKtoter  fllr  die  Adainisbntion  des  Flscns  in  Empfang 
zu  nehmen. 

g.  47.  Die  Anordnungen  (Iber  die  Uebernahme  des  unbewSg;^ 
liehen  Eigenthums  der  Kld^r  zur  Administration  des  Fiseos  wer- 
den von  der  Civilobrigkeit  in  folgender  Weise  getroften: 

§.  48.  Der  Generaldirector  der  Regiemngsoommission  des  Innern 
und  der  Culte  ertheilt  den  Gouverneuren  Vorschriften  zur  Empfang- 
nahme für  die  fiscalische  Administration  des  gesammten  unbeweg- 
lichen Eigenthums  der  Klöster,  so  wie  auch  aller  derjenigen  Capi- 
tal ien,  wie  sie  auch  heissen  mögen,  welche  den  Klöstern  angehören, 
die  nicht  aufgehoben  oder  geschlossen  werden  sollen,  oder  welche 
ans  irgend  einer  Ursache  sich  bei  Abfiissnng  des  in  §.  41.  verg«*' 
sdirieMtten  Inventars  nieht  voifimden.  Eine  dieser  Vorschrift  ent- 
sprechende Anerdnnng  mnss  andi  im  Bessert  der  Begiemngscom- 
nussion  der  Finanzen  erlassen  werden  nach  vorherigem  Einverneh- 
men mit  dem  Qeneraldireotor  der  Begiemngscommission  des  Innarn 
und  der  Culte. 

§.  49.  Nachdem  der  Civilgouverneur  den  Befehl  des  General- 
directors  des  Innera  und  der  Cäte  und  die  ent^rechende  Anord- 
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nmig  der  B^enugscomraission  der  Finanzen  über  die  Uebergabe  . 

und  Empfangnahme  in  fiscalische  Verwaltung  der  Ländereien,  Häuser 
und  Capitalieii  der  in  seinem  Oouvernement  belegenen  Klöster  er- 
halten hat,  entsendet  er  sofort  Bevollmächtigte  in  der  Art,  dass  bei 
jeder  solchen  üebergabe  sicli  zwei  Beamte  ]>efinden,  von  denen  einer 
dem  Finanzressort  angehören  muss.  Die  erwähnten  Beamten  müssen 
die  gehörigen  Instructionen  erhalten,  wobei  der  Gouvernementschet 
den  Termin  augiebt,  innerhalb  dessen  die  abgeordneten  Beamten  den 
ihnen  geworden^  Auftrag  zu  voUföhren  haben. 

§.  50.  üeber  die,  auf  Grundlage  des  YOihergebenden  §.  ge- 
troflenen  Anordnungen  macht  der  Goavernemr  den  Militftrkrdschefs 
eine  andührUche  Mittbeilung,  damit  sie  anch  ihrerseits  das  gesetx- 
mässige  Verfahren  der  abgeordneten  Beamten  coniroliren,  nnd  den- 
selben nöthigenfalls  die  erforderliche  Unterstützung  gewähren  können. 

§.  51.  An  jedem  Orte  beginnt  der  Empfang  der  Kloster- Im- 
mobilien mit  den  Besitzungen  derjenigen  Klöster,  welche  zur  Auf- 
hebung oder  Schliessung  bestimmt  sind,  und  hier  wieder  mit  den- 
jenigen Besitzungen,  welche  durch  ihre  Bedeutsamkeit  hervorragen, 
oder  auf  welchen,  nach  Art  der  daselbst  betriebenen  Wirthschaft, 
schneller  eine  Desorganisation  durch  die  Unterbrechung  einer  regel- 
mässigen Verwaltung  herbeigeführt  werden  kann. 

§.  52.  Die  von  dem  Gonvemenr  entsendeten  Beamten  müssen, 
sobald  sie  an  Ort  nnd  Stelle  angelangt  sind,  rechtzeitig  die  Local- 
hehOrden  wie  den  Militftrdistrictsehef ,  den  6emeindeT(M;t  nnd  den 
Ortsdechanten,  oder  in  Abwesenheit  des  letzteren  irgend  einen  der 
nächsten  Ffarr-  oder  Yicariatsgeistlichen  zu  ihrer  Unterstützung  in 
dem  ihnen  aufgetragoi^  Geschäfte  auffordern.  Wene  keine  dieser 
geistlichen  Personen  bei  dem  Empfange  des  Kl  oster  Vermögens  sollte 
zugegen  sein  können,  darf  diess  in  keinem  Falle  die  Wirksamkei 
der  von  der  Regierung  ernannten  Personen  zurückhalten.  Wenn 
das  Kloster,  dessen  Vermögen  vcm  Staate  in  Venvaltnng  genonmien 
wird,  nicht  zur  Zahl  derjenigen  gehört,  welche  geschlossen  oder  auf-  • 
gehoben  werden  sollen,  wohnt  der  Üebergabe  des  Klostervermögens 
der  Prior  oder  die  Priorin  des  Klosters,  oder  statt  ihrer  irgend  je- 
nuyid  Ten  der  Klostergenossenschait  bei. 

§.  53.   Die  Beamten,  welche  zur  Empfangnahme  des  Kloster- 
vermögens bestimmt  sind,  richten  sich  nach  den  Tom  Civilgoaverneur 
erhaltenen  Inventarien  (g  46^)  nnd  bei  den  nicht  an&ohebenden  oder 
zn  schliessenden  Klöstern  fordern  sie  vor  allen  Dingen  derartige  aus- 
führliche Nachweise,  in  welchen  nnter  anderem  die  Quantität '*des 
Landes,  der  Verwaltungsmodns,  d.  h.  die  Angabe,  ob  das  Land  con- 
tractlich  verpachtet  oder  vom  Kloster  selbst  bewirthschaftet  wird, 
die  Termine  der  Grundzinszahlungen,  und  der  Betrag  der  erhalteneu 
Einnahme,  ausführlich  angegeben  sein  müssen.    Anch  haben  sie  das 
Inventar  vom  Vieh,  dem  ganzen  Wirthschafts-Material ,  die  Pläne, 
Contracte,  Original-Documente,  mögen  dieselben  sich  auf  die  Lände- 
reien, auf  die  Capitalien  oder  auf  andere,  das  vom  Kloster  verwal- 
tete Vermögen  betreffende,  Acte  beziehen,  einzufordern. 

g.  54.  Nachdem  daä  Inventar  beglaubigt  und  mit  den  Docu- 
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menten  verglichen  worden,  sehreiten  die  abgeordneten  Beamtra  zur 
üebemahme  des  YermOgens  selbst.  Es  mnss  hierbei  stets  im  Ange 
behalten  werden,  dass  sie  ausser  dem  eigentlichen  Imraobiliarver- 
mögeii  auch  das  demselben  gehörige  Hofsvieh,  die  Ackerinstmmente 

und  eben  so  die  auf  dem  Gute  befindlichen  Vorräthe,  welche  zum 
Verkaufe  sowohl  als  zur  Saat  und  zum  Unterhalt  der  Brüderschaft 
und  des  Wirthschaftsdienstpersonals  u.  s.  w.  bestimmt  sind,  in  Em- 
pfang zu  nehmen  haben. 

§.  55.  Nachdem  die  Beamten  das  ganze  vom  Kloster  in  Em- 
pfang genommene  Vermögen  Stück  für  Stück  besichtigt  haben, 
nehmen  sie,  nach  dem  ihnen  vom  Gouverneur  gegebeneu  Schema, 
ein  ansfOhrliches'  Fn>tokoll  anf,  welches  von  allen  Personen,  die  an 
dein  Empfange  nnd  der  Besichtigung  des  Elosiervermflgens  theilge- 
nommen  haben,  nnterzeichnet  wird,  und  melden  solches  augenblick- 
lich dem  Gouverneur,  wobei  sie  demselben  gleichzeitig  ein  ansftthr- 
liches  Inventar  des  wirklich  in  Empfang  genommenen  Vermögens, 
behufs  Mittheilung  der  Vei-waltung  der  Geistlichen  Angelegenheiten 
und  der  Finanzcommission,  einreichen.  Diese  Inventarien  müssen 
enthalten:  eine  Beschreibung  des  Klosters  mit  allem  Zubehör  und 
eine  ausführliche  Darstellung,  in  welchem  Zustande  sich  das  Besitz- 
thum befindet,  wie  viel  Einnahme  es  bringt,  welches  Vieh  es  besitzt, 
ob  auf  dem  BBsitzthnm  Schulden  lasten,  der  Betrag  ders^ben,  wem 
nnd  auf  Grund  welcher  Documente  das  Kloster  Geld  schuldig  ist. 
Die  Docnmente  Über  die  Capitalien  und,  Mls  diese  vorhanden,  die 
Capitalien  selbst  müssen  gleichfalls  demGouvemementschef  zur  Wei- 
terbeförderung eingesandt  werden. 

§.  56.  Nachdem  das  KlostervermOgen  nach  den  oben  ange- 
gebenen Grundsätzen  in  Empfong  genommen  worden,  werden  folgende 

Anordnungen  getroffen: 

a.  Jede  Gouverneraeutsverwaltung  trifft,  nachdem  sie  Nachricht 
vom  Empfange  der  dem  Kloster  gehörigen  Ländereien,  Wäl- 
der, Fischereien,  Mühlen  und  anderer  Einnahmeposten  erhal- 
ten, sofort  Anordnungen  zur  Einsetzung  einer  Verwaltung  auf 

•  Grundlage  der  für  die  Staatsländereien  bestehenden  Vorschrif- 
ten. Wenn  das  einem  Kloster  gehörige  Besitsthum  oder  irgend 
welche  Eimiahme  bringenden  Posten  verpachtet  oder  contracfe- 
lich  in  Administration  gegeben  sind,  werden  dieselben,  wenn 
keine  gesetzlichen  Hindernisse  obwalten,  dem  Pächter  auf 
Grundlage  der  abgeschlossenen  Bedingungen  bis  zum  Ablfiufe 
des  Termins  gelassen.  Hierbei  haben  die  Inhaber  unter  An- 
gabe ihrer  Unterschrift  zu  erklären,  dass  alle  Pachtgelder  und 
Kückstände  von  ihnen  direkt  der  Ortsreutei  werden  eingezahlt 
werden.  Wenn  der  Pächter  erklärt,  dass  die  dem  Kloster  zu- 
stehenden Gelder  vorausbezahlt  worden  sind  und  nun  fordert, 
dass  diese  Summe  auf  Beehnung  der  Einnahmen  des  von  ihm 
gepachteten  linmobils  eingetragen  werde,  ist  eine  solche  Forde- 
rung, wenn  sie  nicht  den  ausdrücklichen  Bedingungen  des  Gon- 
tractes  gemäss  ist,  in  keinem  Falle  zu  berücksichtigen. 

b.  Die  Häuser  in  den  Städten,  welche  Klöstern  gehören «  sollen 
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mit  einem  auaföluliehen  Inventar  und  dem  dazu  gehörigen  Lande 
zeitweilig  dw  Bean&ic^tlgimg  der  Ortspolisei  tbergeben  werden, 
welche  bis  zor  weiteren  Verragnng  Aber  dieselben  flAr  ihre  Sr- 

haltang  Terantwortlich  ist. 
c.  Die  Capitalien  der  Klöster,  nnd  alle  Documenta  aber  dieselben 

sind  der  Regierungscommission  der  Finanzen  einzusenden. 

§.  57.  Alle  Ausgaben,  welche  durch  die  Aufhebung  und  Schlies- 
sung der  Klöster,  und  durch  die  Uebergabe  des  Klostervermögens  aa 
den  Fiscus  entstehen,  werden  aus  den  Capitalien  der  Klöster,  laut 
der  von  der  Spezialconimission  über  die  Klöster  erlassenen  und  vom 
Statthalter  im  ivöuigreich  bestätigten  Bestimmung,  bestritten. 

§.  58.  Die  Regieruaescommission  der  Finanzen  trifft,  nach 
vorgängiger  Biaigung  mit  der  Yerwaltnig  der  Calle,  die  nöthigen 
Mafl«regeln,  damit  aUe  Slostereapilalien,  welche  sieh  in  PrivatiiA&den 
beindeii,  angenbliofclidi  nnd  im  vollen  Betrage  in  Verwaltung  des 
Fiecns  gegeben  werden. 

§.  59.  Die  polnische  Bank  ist  ihrerseits  verpflichtet,  gleidi 
nach  Veröffentlichung  dieser  Vorschriften,  die  nöthigen  Anordnungen 
zu  treffen,  damit  alle  in  der  Bank  befindlichen  Capitalien,  welche 
den  Klöstern  gehört  hal)en,  augeublicklich  auf  den  Fiacua  des  König- 
reichs übertragen  werden. 

LXXXin.   Verordnung  vom  22.  Novemlter  1861  in  Betreff  des  Unterhaltes  und  der 
Verwaltung  der  Qbrig  fr^bllebenen  Convente.    [fm  röm.  Original  französisc!».] 

Inter  TheiL  Ton  der  Eintheilang  der  Kloster  in  solche  des  Staates  vad 

fiberzahlige. 

Art.  1.  Alle  röniisch-kutholisohen  Klöster  im  Königreich  Po- 
len, welche  nicht  kraft  des  Artikels  1 .  und  2.  des  kaiserlichen  Ukas 
vom  27.  October  (8.  November)  1864  aufgehoben  oder  gesdiloaien 
sind,  zerfallen  gemta  dem  Art  15.  des  genannten  Ukas  in  etftta- 
mftssige  und  äberzfthUge  Klöster. 

Art.  2.  Als  etatsmässige  Klöster  sollen  die  folgenden  gdten : 

A.  Männerklösier* 

1.  Ein  Kloster  vom  Orden  der  Paalmer  —  ein  Kloeter  an  Gze- 
stochowa  in  dem  Bezirk  von  Wieina. 

2.  Vom  Orden  der  Recollecten  sieben  Klöster,  nämlich  zu  Kalis, 
Wloclaw,  Stopnicy,  Pinczow,  in  dem  Bezirk  von  Stophicy  ;  zu  Lutomirsk 
im  Bezirke  von  Sieradz;  zu  Pilicy  im  Bezirke  von  Olkusk  und  za 
Tedrzejow  im  Bezirke  von  Kielec. 

3.  Vom  Orden  der  Bernardiner  —  ffinf  Klöster,  zu  Kole  und 
Kazmierz  im  Bealrke  von  Konin,  zn  Warde  im  Bernte  von  Kalis, 
zu  Widawa  im  Bezirke  von  Sieradz  nnd  za  WieUaHWidi  im-Bearke 
von  Opoczyn. 

4.  Vom  Orden  der  Augustiner  —  ein  Kloster  zu  Widnn. 

5.  Vom  Orden  der  Dominicaner  —  vier  Klöster,  nämlich  zu 
Lnblin  und  Klimontow  im  Bezirke  von  Sandomir,  zu  Gidle  im  Bezirke 
von  Piotrkow  und  zu  Kola  Wysoki  im  Bezirke  von  Radomsk. 

6.  Vom  Orden  der  Franziscaner  —  ein  Kloster  zu  Kalisz. 

7.  Vom  Orden  der  Camaldulenser  —  ein  Kloster  zu  Bielana  bei 
Warschau. 
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8.  Vom  Orden  der  Capuziner  —  drei  Klöster,  zu  Lonr/>y,  zu 
Nowo  Miasto  im  ßezirk  von  Rawa  und  zu  Zakrocz^m  im  Bezirk 
von  Flock. 

9.  Vom  Orden  der  beecbnhten  Oarmeliter  —  ein  Kloster  zn 
Obora'im  Bezirke  von  L^now. 

10.  Vom  Orden  der  Marianer  —  ein  Kloster  za  MaryampoL 

B.  Fraueid'löifer. 

1.  Vom  Orden  der  Benedictinerinnen  —  zwei  KlOster,  zu  Lomzy 

nnd  zu  Sandomir. 

2.  Vom  Orden  der  Bernardinerinnen  —  drei  Klöster,  zu  VVielun, 
zu  Warcie  im  Bezirk  von  Kalis  und  von  St.  Catharina  bei  Kielec. 

3.  Vom  Orden  der  Dorainicaiiorinnen  —  ein  Kloster  zu  Piotokow. 

4.  Vom  Orden  der  Franziscanerinnen  -  ein  Kloster  zu  €hecincy 
im  District  von  Kielec. 

5.  Vom  Orden  der  Norbertinerinnen  —  ein  Kloster  zu  Imbra- 
mowioz  im  District  von  Olknsk. 

6.  Vom  Orden  der  Anbetung  (Sacramentinerinnen)  ^  ein  ffloster 
zn  Warsobaa. 

7.  Vom  Orden  der  Heimsucbung  —  ein  Kloster  zu  Waiscban. 

Alle  anderen  Klöster  sind  als  überzählige  anzusehen. 

Art.  3.  In  jedem  der  im  Art.  2.  bezeichneten  Männer-  und 
Frauenklöster  ist  die  Zahl  der  Religiösen  nach  dem  Budget-Bestände 
auf  vierzehn  fest<^^esetzt,  mit  Ausnahme  des  Klosters  der  Pauliner  VOl 
Caenstochowa,  iu  welchem  die  Zahl  von  24  Religiösen  sein  soll. 

Art.  4.  Die  Oberen  und  die  Oberinnen,  sowie  auch  die  Brüder 
und  Schwestern  sind  in  die  Zahl  der  Personen,  welche  den  Bestand 
jedes  Klosters  bilden,  einbegriffen. 

Art.  5.  Es  soll  ein  genaues  Verzeichniss  aller  Religiösen  ge- 
nuMdit  werden,  die  sieb  wirklicb  in  jedem  Kloster  finden,  mit  Ein- 
scblnss  der  Bcäunoeen,  welcbe  wegen  der  ünterdzückonff  oder  Scblies- 
snng  gewisser  Elfter  in  diejenigen  verbracht  sind,  welche  nicht  von 
dieser  Massregel  betroffen  wurden.  Die  nach  diesem  Verzeichniss  an- 
gefertigten Listen  sollen  von  den  DiAeesan-Vorständen  binnen  drei 
Monaten  vom  Erlass  dieses  Reglements  an  der  Regierungs>Oommission 
des  Innern  und  der  Culte  mitgetheilt  werden ,  und  nach  endgültiger 
Bewahrheitung  von  dieser  Commission  sollen  sie  zur  Grundlage  ge- 
nommen werden  in  den  Acten  für  die  Feststellung  und  Anordnung  der 
zum  Unterhalt  der  Religiösen  nöthigen  Summen,  sowie  auch  aller  an- 
deren die  Klöster  betreffenden  Verfügungen. 

Art.  6.  Die  Reise  von  Mönchen  der  Staats-Klöster  in  über- 
zählige Klöster  ist  durchaus  untersagt. 

Art  7.  Sobald  in  einem  überz<Uiligen  Kloster  die  Zahl  der 
Beligiosen  auf  debeii  znr6<^geifilirt  ist,  soll  es  nnterdrackt  werden 
nnd  die  Religiösen  in  andere  Eiteter  transportirt  werden,  wobei  Art.  18. 
des  dem  kaiserlichen  Ukas  vom  27.  Sepi  (8.  Oct]  1864  beigefügten 
£irg&Dsmig»>Beglement8  zur  Biehtsohnmr  dienen  soU. 

Art.  8.  Wenn  in  einem  Kloster  des  Staates  in  Folge  des  Todes 
eines  Religiösen  vor  der  Aufhebung  aller  überzähligen  Klöster  des- 
selben Ordens  eine  L0»ke  entsteht,  soll  diese  L&eke  durch  die  Yer- 
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Setzung  eines  aus  einem  ülieizahligeii  Kloater  gtMiommeueu  Religionen 
ergänzt  werden. 

Art.  9.  Die  Anfiiabine  von  Novizen  in  den  übenefthligm  Klö- 
stern ist  durchans  untersagt.  In  den  KlMem  des  Staates  darf  sie 
nicht  Stattfinden  vor  Aufhebung  aller  überzfthligen  Kloster  desselben 
OrdtMis;  ausserdem  darf  keine  Aufnahme  von  Novizen  stattfinden  als 
unter  strenger  Beobachtung  der  im  dritten  Theiie  des  gegenwärtigen 
Reglements  vorgeschriebenen  Kegeln. 

Art.  10.  Eine  Summe  von  1750  Rubeln  in  Silber  (7000  Fr.) 
soll  jahrlich  zu  Liistt^ii  des  Schatzes  des  Köniijreiches  gesandt  werden 
für  den  Unterhalt  jedes  Klosters  des  Staates  und  der  14  Religiösen, 
welrhe  es  bilden.  Für  das  Kloster  Czenstochowa,  wo  die  Zahl  der 
Religiösen  24  heträ<^t,  soll  die  jährlich  vom  Schatze  des  Königreiches 
angewiesene  Summe  auf  3000  Silberrubel  (12000  Fr.)  erhöht  werden. 

Art.  11.  Wenn  später  in  einem  der  Klöster  des  Staates  ein 
Aus&U  in  der  auf  dem  Etat  stehenden  Zahl  der  BeUgiosen  entsteht, 
so  wird  in  diesem  FÜle  die  jä^liche  dem  Kloster  vom  Sdiatze  des 
Königreiches  nach  Ari  10.  angewiesene  Summe  um  100  Silberrubel 
(400  Fr.)  für  die  fehlende  Person  vermindert,  auf  so  lange  als  der 
leerstehende  Platz  nicht  wieder  ausgefüllt  ist. 

Art.  12.  Da  in  Folge  der  Aufhebung  oder  der  gegenwärtigen 
Schliessung  einiger  Klöster  viele  Religiösen  in  die  Klöster  des  Staates 
versetzt  sind,  der  Art,  dass  die  wirkliche  Zahl  der  Religiösen, 
welche  sie  bewohnen,  augenblicklich  die  für  diese  Klöster  von  dem 
Ausgaben-Bestand  festgesetzte  Zahl  von  Personen  übersteigt,  so  wird 
der  Staatsschatz  ausser  der  vom  Art.  10.  bezeichneten  Summe  für  den 
Unterhalt  der  überzähligen  Religiösen  eine  jährliche  Unterstützung  an- 
weisen in  Gemässheit  des  Art.  14.  der  dem  kaiserlichen  Ukas  vom 
27.  October  (8.  November)  1864  beigefugten  Zusatsvorsefariften.  Naeh 
Massgabe  der  stnfenweisen  Yerminderang  der  Zahl  dieser  ftberzfthligen 
Mdnche  und  Nonnen  in  den  Klöstern  des  Staates,  soll  diese  ausser- 
ordentliche Unterstützung,  welche  den  KlOstem  des  Staates  gewfthrt 
ist^  in  demselben  Grade  vermindert  werden. 

Art.  13.  In  der  Absicht,  die  Existenz  der  Religiösen  zu  sichern, 
welche  zu  den  überzähligen  Klöstern  gehören,  oder  in  diese  versetzt 
worden  sind  gemäss  dem  Art.  13.  der  Ergänzungs- Vorschriften,  welche 
dem  kaiserliehen  Ukas  vom  27.  October  ^8.  November)  1864  beigefügt 
sind,  wird  der  Schatz  des  Königreiches  ihnen  eine  jährliche  vom 
Ali.  14.  desselben  Reglements  in  Silber  fixirte  Unterstützung  anwei- 
sen. Ausserdem  soll  die  Kegierungs-Abtheilung  des  Innern  und  der 
Gülte  mit  Autorisation  des  Statthalters  des  Königreiches  msa  Besten 
der  fiberzfthligen  Klöster  im  Noth&Ue  eine  von  dem  StaatssdiatEe  zu 
entnehmende  ausserordentliche  ünterstötsnng  amrisen,  weiohe  aber 
in  runder  Zahl  für  die  Klöster  dieser  Categorie  nicht  flbeisteigen  darf 
die  Summe  von  1000  Rubel  in  Silber  (4000  Fr.),  wenn  man  diese 
mit  der  Zahl  der  wfthrend  dieses  Jahres  bestehmiden  liberzfthligen 
Klöster  multiplicirt. 

Art.  14.  Alle  für  den  Unterhalt  der  Klöster  und  der  Religiösen 
bestimmten  Fonds  soUen  entnommen  werden  aus  den  zu  diesem  Zwecke 
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im  §.  21.  des  kaiserlichen  Ukas  vom  8.  November  186^  bezeich- 
neten Qaellen.  Diese  Fonds  sollen  alle  vier  Monate  im  Voraus  bezahlt 
werden  von  den  Orts-Gussen  der  Eegienmgen  oder  der  Bezirke,  nach 
einer  besonderen  Entscheidung  und  nach  Angabe  der  Begiening»>Com- 
roission  des  Innern  and  der  Oulte. 

Art.  ir>.  Die  aus  den  so^.  Jura  siola^  hervorjj^eh enden  Ein- 
künfte sollen  zum  Vortheil  des  giuv/.cn  Klosters  verwandt  werden,  sei 
dieses  ein  solches  des  Staates  oder  ein  überzähli^^es.  Diese  Einkünfte 
sollen  zur  Bestreitung  der  unumgängliclien  Cultus-Kosteu  dienen,  so- 
wie zum  Unterhalt  der  Kirche  und  des  Klostergebüudes. 

Zweiter  Tbeil.  Von  der  ünterordnnn^  der  römisch-katholischen  Klöster 
unter  die  DiOcesangewait»  die  der  Visitatoren  jind  im  Allgemeinen  die  der 

kIrtUtAMi  Aietortttt. 

'  Art.  16.  Kraft  des  Art.  16.  des  kaiserlichen  Ukas  vom  8.  Nov. 
ist  alle  Abfaflngigkeit  der  Klöster  nnd  der  Beligiosen  gegenOber  den 
Generälen  ihrer  Orden  oder  der  anderen  Kloster-Obrigkeiten,  welche 
in  dem  Königreich  cdw  in  der  Fremde  residii^en,  definitiv  anfgehoben, 
nnd  sind  alle  Beziehungen  zwischen  dem  Regular-Clerus  und  diesen 
Behörden  untersigt.  Ausserdem  ist  kraft  desselben  Artikels  des 
in  Rede  stehenden  ükases  die  bis  dahin  l)estandene  Benennung  der 
Provinzen  der  Mönchsorden  für  innner  untersagt. 

Art.  17.  Kraft  desselben  Artikels  IG.  des  ükases  vom  8.  Nov. 
ist  die  Beaufsiciitigung  aller  Männer-  und  Frauen-Klöster,  sowohl  der 
des  Staates  ate  der  flfin'zfthligen  im  Königreiche,  welchem  Orden  sie 
auch  ang^Oren  mögen,  direct  den  Diöcesan-Bischöfen  anvertraut,  in 
deren  ümscbreibung  sich  diese  Klöster  befinden.  Diese  Aufsicht  der 
Diöcesan-Gewalt  bezieht  sich  nicht  blos  auf  das  Personal  der  Religiö- 
sen, sondern  auch  auf  die  Verwaltung  der  Klöster,  bezuglich  der 
BiIÜ^ünfte  und  Güter  welche  ihnen  gelassen  sind. 

Art.  18.  Die  localen  Kloster -Vorsteher,  welche  weiter  unten 
näher  im  Einzelnen  angegeben  sind,  sollen  völlig  von  den  betreffenden 
Diöcesan-Gewalten  abhängen.  Die  Bestini immg  von  Religiösen  für 
den  Kirchendienst,  und  die  anderen  wichtigeren  Anordnungen  in  Be- 
treff der  Klöster,  sollen  abhängen  von  der  Diöcesan- Gewalt  gemäss 
^em  eanonischea  Becht  der  römischen  Kirche  und  im  Einklang  mit  den 
bürgerlichen  Qesetsen  und  Einrichtungen.  In  Folge  davon  sollen  alle 
Beligiosen  ohne  Ausnahme  dem  Bischof  des  Ortä  unterworfen  sein 
nnd  vor  ihm  alle  gebührende  Achtung  haben. 

Art.  19.  Die  Männer-  und  Frauen- Klöster  sollen  nach  ihren 
Statuten  verwaltet  werden  und  nach  ihren  Regeln,  soweit  sich  diese 
Regeln  und  Vorschriften  im  Einklang  mit  den  allgemeinen  Landesge- 
setzen befinden,  sowie  auch  mit  den  Vorschrilten  der  Civiigewalt  in 
Betreff  des  römisch-katholischen  Klerus. 

Art.  20.  Der  Vorsteher  der  Diöcese  kann  die  Klöster  visitiren, 
welche  sich  in  seiner  Umschreibung  befinden  und  dort  Untersuchungen 
vornehmen  ins  demselben  Gnmde  wie  ftr  die  Kirchen  zu  allen  Zeiten 
persönlich  oder  vermittelst  einer  von  ihm  kraft  des  fblgenden  Paragra- 
phen bevollmächtigten  Person. 

Art  2L   £raft  des  Art  16.  des  kaiserlichen  Ükases  vom 
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8.  November  1864  über  die  rOinisch-katholischen  ElOster  und  in  der 
Absicht,  den  Vorstehern  der  DiOcesen  die  Möglichkeit  zu  geben,  die 
Klöster  in  der  Röthigen  Ordnung  zu  erhalten  und  eine  bestindige 
Anfeicht  über  dieselben  aussnüben,  hat  man  ihnen  gestattet,  unter 
den  kenntnissreicheren  und  vertrauenswürdigeren  Weltgeistlißhen 
ohne  Bescliränkung  der  Dienstzeit  mit  Zustimmung  der  Regierungs- 
ConiiiHssion  des  Innern  und  der  Culte,  Decane  oder  Vintatorea,  einen 
für  jede  Diöcese,  zu  bestellen. 

Art.  22.  Der  Viaitator  hat  unter  unmittelbarer  Obergewalt  des 
Vorstehers  der  Diöcese,  die  Obhut  über  alle  Klöster,  welche  sich  in 
der  Diöcese  befinden,  sowohl  Männer-  wie  Prauen-Klöster  ohne  Unter- 
schied des  Ordens. 

Art.  23.  Der  Visitator  waebt  darüber,  dass  die  Klöster  sich 
nach  den  Vorschriften  ihrer  Begeln  richten,  soweit  diese  letzteren 
mit  den  bürgerlichen  Gesetzen  und  den  Anordnungen  der  Regierung  in 
Einklang  stehen,  und  darüber,  dass  diese  Anordnungen  nicht  von  den 
Religiösen  überschritten  werden.  In  dem  Falle  der  Zuwiderhandlung 
gegen  das  Gesetz  soll  der  Visitator  eigene  Massregeln  znr  Abhülfe 
ergreifen  und  unmittelbar  die  Diöcesangewalt  in  Kenntniss  setzen, 
welche  die  Regierungs-Commission  des  Innern  und  der  Culte  von  den 
vorgekommenen  Unordnungen  und  den  von  der  kirchlichen  Übrigkeit 
ergriffenen  Massnahmen  benachrichtigen  wird. 

Art.  24.  Der  Visitator  führt  detaillirte  Listen  von  allen  Reli- 
giösen der  Diöcese  und  wacht  sowohl  liber  die  strenge  Ausführung 
der  Vorschriften  über  den  Noviciat  als  auch  darüber,  dass  die  erle- 
digten SteUen  in  den  Elöeter  des  Staates  wieder  besetzt  werden  ge- 
mäss den  in  den  §.  8.,  9.  und  39 — 48.  der  gegenwärtigen  Vorschriften 
enthaltenen  Bestimmungen. 

Art.  25.  Im  AU^meinen  ist  der  Visitator  der  unmittelbarste 
Vermittler  zwischen  der  Diöcesangewalt  und  den  Religiösen  der  Diöcese. 
Er  bringt  zur  Kenntniss  dieser  Behörde  alle  GeschÖfce,  welche  auf  die 
Klöster  Bezug  haben,  ebenso  theilt  er  diesen  letzteren  alle  Anordnun- 
gen der  Diöcesan-Gewalt  mit.  Der  Visitator  ist  verantwortlich  für 
Unordnungen,  welche  er  in  den  seiner  Leitung  unterworfenen  Klöstern 
hat  begehen  lassen.  * 

Art.  26.  Der  Visitator  ist  verpflichtet,  jedes  Jahr  zu  einem 
Termin,  den  die  Regierungs-Commission  des  Innern  und  der  Culte 
bestimmen  wird,  und  in  der  Form,  welche  diese  Commission  vor- 
schreiben wird,  einen  Generalbericht  über  seine  Besuche  abzustatten, 
worin  er  klar  und  im  Einzelnen  von  jedem  Kloster  die  in  dem  Per- 
sonal vorgekonunenen  Aenderungen,  seine  Zusammensetzung  für  das 
folgende  Jahr,  die  Functionen,  welche  jede  Person  erföllt,  den  Stand 
des  Hauses,  der  Kirche,  der  Gebäude  und  der  G6[ter,  welche  dazu 

Sehören,  der  Einnahmen  und  Zubehörun|en  aufzählt.  Ein  fiiemfdar 
ieses  Berichtes  soll  der  Visitator  in  Copie  dem  Vorsteher  der  Diöcese 
präsentiren,  welcher  es,  nachdem  er  es  verificirt  bat,  unter  Abgabe 
seiner  Meinung  der  Begierangs^CommiaBion  des  Inneni  und  der  Onlte 
mittheilen  wird. 

Art.  ZI,    Beaugäch  der  Geschäfte,  welche  die  Leitung  der 
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Diöcese  beh^on,  sollen  die  Y&dtatmn  das  Beeht  haben,  an  den 
Siteungen  des  DiOcesan-Consislioriains  Theil  zu  nehmen,  zur  selben 
Zeit  wie  die  für  den  Angenblick  bestellten  Mitglieder,  nnd  sie  soUen 
berathende  Stimmeu  in  den  Angelegenheiten  haben,  welche  der  Prfl* 
fVing  des  Consistoriums  unterliegen. 

Art.  28.  Jeder  Visitator  soll  vom  Staatsschatze  des  König- 
reiches eine  jährliche  Besoldung  von  400  Kübeln  (1600  Fr.)  beziehen, 
welche  aus  den  Einkünften  der  von  den  Klöstern  herrührenden  Güter 
genommen  werden  sollen.  Ausserdem  wird  die  Regierungs-Commission 
des  Innern  und  der  Culte  mit  Genehmigung  des  Namiestnik  (Statt- 
halter des  Königreichs)  die  Höhe  der  Keisekosten,  welche  aus  den- 
selben Quellen  bezahlt  werden  sollen,  bestimmen. 

Art.  29.  Kraft  des  Art.  16.  des  kaiserl.  ükas  vom  27.  October 
(8.  NOY.)  1864  sind  die  Capiiel  der  SlMer  nnd  alle  Dignit&ten  ohne 
ünterachied,  welche  bis  jetet  in  Folge  dar  alten  Ordnung  der  Dinge 
bestanden  haben,  wie  Definitoren,  Gastodes,  etc.  aufgehM)en,  gleich- 
wie die  Klöster  der  Anctoritftt  der  betreffenden  Bischöfe  unterwor- 
fen sind. 

Art.  30.   Die  örtliche  Verwaltung  eines  jeden  Klosters  ist  an- 

veiiraut  den  Frieren  in  den  Männerklöstern  und  Superiorinnen  in  den 
Fraueuklöstern.  Die  einen  wie  die  anderen  sollen  vom  Bischof  aus- 
gewählt und  von  der  Regierungs-Commission  des  Innern  und  der 
Culte  bestätigt  werden.  Diese  Functionäre  sind  die  Wilchter  der 
inneren  Ordnung  in  den  Klöstern  und  der  klösterlichen  Disciplin. 

Art.  31.  Zur  Unterstützung  des  Priors  ordnet  man  demselben 
einen  Gehülfen  oder  Vicar  und  einen  Procurator  bei. 

Art.  32.  Die  im  Art  31.  bezeichneten  Pmonen  werden  anter 
den  Beligiosen  des  Klosters  von  der  Diöcesangewalt  ausgew&hlt  mit 
Bestätigung  der  Commission  des  Innern  und  der  Gölte. 

Art.  33.  Die  Frieren  und  Superiorinnen,  indem  sie  die  ElÖster 
nach  den  im  Art.  19.  bestimmten  Kegeln  leiten,  werden  ihre  Unter- 
gebenen in  der  Ordnung  und  in  dem  Gehorsam  halten,  wie  es  beab- 
sichtigt ist.  Die  Anwendung  von  Körperstrafen  ist  durch  gegen- 
wärtigen Artikel  untersagt. 

'  Art.  34.  Die  Prioren  und  Superiorinnen  verwalten  auch  die 
Einkünfte  und  Güter,  welche  jeder  Congregation  gelassen  sind,  und 
sie  verfügen  darüber  unter  der  allgemeinen  Aufsicht  der  Diöcesan- 
Ver  waltung. 

Art.  35.  Bei  der  Uebernahme  der  Leitung  eines  Klosters  ist 
der  Prior  oder  die  Superiorin  verpflichtet,  auf  ihre  Verantwortung  die 
bewe|[lichen  und  nnbeweglichen  Gflter  des  Klosters  zu  übernehmen 
und  m  ein  mit  dem  Namenszug  des  Priors  oder  der  Superiorin  ver^ 
sehenes  Buch  einzutragen;  und  indem  man  ihnen  den  Gebrauch  über- 
lässt,  sollen  diese  Personen  das  Ganze  in  die  Hände  ihrer  Nachfolger, 
nach  dem  Inventar,  übergehen  lassen. 

Art.  36.    Der  budgetmftssige  Unterhalt  und  die  Geldnnter* 

Stützung,  welche  jedem  Kloster  angewiesen  sind,  sollen  von  dem  Staats- 
schatz des  Königreichs  und  nach  der  vorgeschriebenen  Ordnung  alle 
vier  Monate  im  Voraus  der  unmittelbaren  Verfogong  der  Vorsteher 
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sowohl  der  Wtmst»  wie  Fraaen-EUteter  ftbergeben  werdo!,  weklie 
diese  Fonds  unter  die  Religiösen  des  Klosters  vertheilen,  ismem  sie 
gemfiss  ihrem  Berichte  einen  Theil  dieses  Geldes  zam  ünterhalt  und 

zar  Wiederherstellung  der  Geb&nde  der  Kirche  verwenden. 

Art.  37.  Wegen  der  grossen  Förmlichkeiten,  welche  die  Rech- 
nnngsablegung  über  die  Fonds  des  Budgetbestandes  l)ei  der  Bech- 
nung!^lcnmmor  begleiten  würden,  ist  die  Klosterobrigkeit  von  dieser 
Verpflichtung  befreit. 

Ai  t.  B8.  Wenn  aus  Nachlässigkeit  der  Prior  oder  die  Superiorin 
nicht  in  ein  mit  eigenhändigem  Namenszug  versehenes  Buch  alle  vor- 
geluiideiuMi  Einkünfte  des  Klosters  und  der  Kirche  eingetragen  haben, 
oder  w  vim  sie  dieselben  zu  anderen  Dingen,  als  für  die  Bedürfnisse  des 
Klosters  und  der  Gemeinschaft  verwandt  haben,'  in  diesem  Falle  setzt 
der  Procurator,  bei  Strafe  der  Verantworüiehkeit,  den  Visitator  oder 
die  Di(k;es8ngewalt  davon  in  Kenntniss. 

Dritter  TheU.  Von  der  Unterwerfung  der  Klöster  anter  die  Aofsicbt  der 

ttvUgewalt 

Art  89.  Es  kOnnen  eintreten  in  die  lömiscli-katholisehen  Klö- 
ster die  festen  Bewohner  des  Königreichs  Polen,  welche  die  römisch- 
katholische  Religion  bekennen,  ohne  Unterschied  des  Standes,  aber 
n)it  der  doppelten  Genehmigung  dex  Civil-  und  der  Diöcesan-Gfewalti 

welche  ausserdem  darüber  wachen,  dass  die  Aufführung  der  Person, 
welche  in  ein  Kloster  eintritt,  der  Heiligkeit  des  geistlichen  Standes 
entspricht,  und  durüber ,  dass  nicht  ein  Hinderniss  rücksichtlich  der 
canonischen  oder  der  bürgerlichen  Vorschriften  besteht. 

Art.  40.  Derjenige,  welcher  in  einen  Orden  einzutreten  wünscht, 
soll  ein  desfallsiges  Gesuch  an  den  Gouverneur  richten,  in  dessen  Re- 
gierungsbezirk sich  das  Kloster  beündet,  wo  er  aufgenommen  zu  sein 
wünscht,  und  diesem  Gtosnch  soll  er  Geburts-  und  Taufschein 
beifügen. 

Art.  41.  Nach  Empfang  des  Gesuchs  stellt  der  Gonvemeor  die 
nöthigen  Informationen  an  und  untersucht  a)  ob  der  Postulant  nicht 

eines  Verbrechens  angeklagt  ist ;  b)  ob  er  nicht  eine  Ehe  geschlossen 
hat;  c)  ob  er  nicht  in  den  Militär-Conscripttons-Listen  eingetragen 
ist ;  d)  ob  die  Person,  welche  in  das  Kloster  zu  gehen  wünscht,  noch 
nicht  24  Jahr  alt  ist,  gemäss  dem  Art.  17.  des  ükas  vom  6.  (18.) 
März  1817. 

Alle  diese  Bedingungen,  mit  Ausnahme  der  unter  Punkt  c) 
bezeichnete^,  sind  auch  unerlässlich ,  um  in  Frauenklöster  ein- 
zutreten. 

Art.  42.  Nachdem  der  Gouverneur  alle  in  §.  41.  aufgezählten 
Erkundigungen  eingezogen  hat,  gibt  er  auf  das  Gesuch  des  Postulanteu 
seine  Entscheidung  and  unterbreitet  sie  der  Begierungs-Oommisslon 
des  Innern  und  der  Gülte,  indem  er  dabei  die  im  bmgten  §.  41. 
aufffesählten  Stücke  beifügt,  sowie  auch  die  Ijfittheiluneen  über  die 
wirkliche  Zahl  der  Religiösen  und  der  Novizen  in  der  Gongregation, 
worin  der  Postulant  einzutreten  wünscht. 

Art.  43.  Die  Regierungs-Commission  des  Innern  und  der  Culte 
macht  davon  t  nachdem  sie  Kenntniss  genommen  hat  von  den  £nt^ 
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Schliessungen  des  Gouverneurs  und  nachdem  sie  sich  überzeugt  hat, 
dass  von  Seiten  der  Civilgewalt  kein  Hinderniss  dem  Eintritt  des  Po- 
stulanten  oder  der  Postulantin  in  ein  Kloster  entgegensteht,  Mit- 
theilung an  die  Diöcesangewalt  des  Ortes  und  schreibt  ihr  vor,  sich 
in  positiver  Weise  zu  vergewissern,  ob  nicht  in  geistlicher  Beziehung 
Hmdermsse  dem  Eintritt  in  den  MOnchsstand  des  Novizen  oder  der 
Novize,  welche  den  Gegenstand  des  Gesuchs  bilden,  bestehen.  Nachdem 
diese  Erhebungen  genommen  ,  gewährt  oder  versagt  die  Commission 
des  Innern  and  der  Culte  die  Erlaubniss  in  eiQ  Kloster  einzutreten, 
nnd  wenn  die  Entscheidung  günstig  ist,  so  benachrichtigt  sie  davon 
den  Diöcesanbischof,  sowie  auch  den  Gouverneur,  indem  sie  ihneu 
anbetiehlt,  darüber  zu  wachen,  dass  die  feierlichen  Gelübde  (vota  so- 
lemnia),  nicht  abgelegt  werden  sollen,  bevor  derjenige,  welcher  in 
den  ürdenstand  eintritt,  das  dreissigste  Lebensjahr  erreicht  hat  ge- 
mäss Art.  17.  des  ükas  vom  (3.  (18.)  März  1817. 

Art.  44.  Damit  die  feierlichen  Gelübde  (vota  solemma),  welche 
beim  definitiven  Eintritt  in  einen  Ordam  abgelegt  werden,  mit  allen 
Vorsiehtsmassregeln  stattfinden,  ist  angeordnet,  dass  sie  nidbit 
anders  abgelegt  werden  sollen,  als  in  Gegenwart  von  Personen,  welche 
von  der  Kirchengewalt  abgeordnet  sind,  und  in  Gegenwart  von  zwei 
Delegirten  des  Gouverneurs,  welche  als  Zeugen  im  Namen  der  Civil- 
gewalt handeln.  Die  ohne  die  Beobachtung  dieser  nothwendigen  Form 
abgelegten  Gelübde  sollen  nicht  als  gültig  betrachtet  werden. 

Art.  45.  Kratt  der  schon  publicirten  Verordnungen,  wodurch 
alle  Elementarschulen,  welche  bis  jetzt  bei  den  Klöstern  bestanden, 
unter  die  Verwaltung  der  Kegierungs-Commission  des  öffentlichen  Un- 
terrichts gestellt  werden,  sowie  auch  die  religiösen  Seminarien,  welche 
mit  einigen  Oongregationen  verbunden  sind,  mit  dep  Diöcesansemi- 
narien  vereinigt  werden,  dfirfen  in  den  Erlöstem  weder  Seminarien, 
noch  Elementarschulen,  noch  Pensionate,  mit  einem  Worte  keine  Alt 
von  wissenschaitUchen  Anstalten,  weder  für  Männer  noch  für  Fraxten 
bestehen. 

Art.  46.  In  Erwägung,  dass  die  Klöster  und  die  Religiösen, 
welche  sich  dort  finden,  ihren  vollständigen  Unterhalt  aus  den  zu 
diesem  Zwecke  von  der  Regierung  angewiesenen  Fonds  erhalten,  ist 
es  den  Religiösen  untersagt,  Almosen  zu  sammeln,  d.  h.  Almosen- 
Sammlungen  in  den  von  ihren  Klöstern  entiernteren  Ortschaften  vor- 
zunehmen; diese  Ausflüge  stören  sie  in  ihren  frommen  Uebungen  und 
können  Gelegenheit  zu  Uissbr&uchen  und  sogar  zu  Scandalengebeo. 
Die  Almosensammlung  ist  blos  gestattet  in  dem  Umkreise  des  Sjosters 
selbst,  sowie  auch  in  der  Stadt  oder  innerhalb  der  Begrenzung  der 
Irfindgemeinde,  wo  sich  das  Kloster  befindet. 

Art.  47.  Es  ist  den  Weltpriestern  untersagt,  sich  in  den  Klö- 
stern zu  vereinigen,  um  dort  ihre  Exercitien  zu  halten,  dort  Oongre- 
gationen oder  andere  Gesellschaften  der  Art  zu  bilden  ohne  beson- 
dere Erlaubniss  der  Commission  des  Innern  und  der  Culte. 

Art.  48.  Der  Klostervorsteher  ist  verpflichtet,  der  Ortspolizei 
im  Voraus  alle  Festlichkeiten,  Ceremonien  oder  anderen  Feste  anzu- 
melden, bei  welchem  sich  die  Gläubigen  in  den  Klosterkirchen  zum 
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Gebete  versammeln,  damit  die  Civilgewalt  von  ihrer  Seite  über  die 
Aufrechthaltung  der  Chrdnimg  wachen  und  die  nothwendigen  Maas- 
nahmen  treffen  könne. 

Art.  49.  Die  Mönche  und  die  Nonnen  können  nicht  von  einem 
Hause  in  das  andere  versetzt  werden  ohne  vorgängige  Erhiubniss  der 
Commission  des  Innern  und  der  Culte,  weklie  in  einem  solchen  Falle 
vermittelst  der  Ortspolizei  eingehende  Erkundigungen  einzielit  über 
die  Beweggründe,  aus  welchen  man  es  für  nothwendig  findet,  einen 
Mönch  oder  eine  Nonne  in  ein  anderes  Kloster  zu  versetzen. 

Art.  50.  Die  Elostorobrigkeit  ist  Terpflichtet,  durch  die  b&r- 

SirUche  Ortsbehörde  von  jeder  Yeribidenmg  in  dem  Personale  des 
anses  Nachrielit  m  geben. 

Art.  51.  Niemand  darf  in  den  Klöstern  wobnen  ansser  a)  die 
Beügiosen,  welche  wirklich  zu  der  Regel  gehören  und  als  solche  in 
die  amtlichen  Listen  eingetragen  sind;  b)  die  für  den  Dienst  des 
Klosters  unentbehrlichen  Leute.  Die  Zahl  der  zur  Dienstleistung  in 
den  Klöstern  bestimmten  Personen  soll  für  jede  derselben  durch 
einen  festen  von  der  Diöcesangewalt  aufgestellten  und  von  der  Com- 
mission des  Innern  und  der  Culte  bestätigten  Etat  geregelt  werden. 

Art.  52.  Es  ist  den  Prioren  und  Superiorinnen  anbefohlen, 
streng  darüber  zu  wachen,  dass  die  Religiösen  nichts  gegen  die  be- 
stehenden Anordnungen,  gegen  die  Gesetze  und  Verfügungen  der 
Begiemngsgewalt  untemebmen,  nnd  darüber,  dass  dieselbe  in  keiner 
Weise,  anch  nicht  indireot,  an  Handinngen  Theil  n^men,  welebe  die 
Ordnnng  und  die  djBfentliche  Buhe  stOren  können. 

Art.  53.  Jeder  Religiöse  ist  verpflichtet,  immer  [ein  Bftcbelcben 
bei  sich  zu  tragen,  welches  alle  nöthigen  Mittheilungen  über  seine 
Person  enthält.  Die  Form  dieser  Büchelchen  wird  von  der  Regierungs- 
Commission  des  Innern  und  der  Culte  bestimmt  werden.  Diese  näm- 
liche Commission  soll  unter  der  Bestätigung  des  Statthalters,  Instruc- 
tionen und  Vorschriften  verfassen  und  bekannt  machen  über  die  Art, 
wie  den  Religiösen  Urlaub  zu  gewähren  ist,  welche  sich  zeitweilig 
von  ihrem  Kloster  entfernen  wollen ;  in  diesen  Fällen  die  Pässe  aus- 
fertigen, fremden  Personen  den  Aufenthalt  in  den  Klöstern  erlau- 
ben, und  im  Allgemeinen  zur  nöthigen  Aufsicht  die  Localpolizei  für 
die  strenge  BeolNichtnnff  der  bürgeracben  Anordnungen  und  Gesetze 
Ton  Sdte  der  Beli|[iosw  nandbaben. 

Art.  54.  Die  Visitatoren  und  die  Fnoten,  sowie  anch  die  Sn- 

Serioiinnen  sind  besonders  verantwortlicb  iOr  die  strenge  Befolgung 
er  vorerwähnten  Vorschriften. 

Art.  55.  Wegen  üebertretnng  der  besagten  Vorschriften  kann 
das  Kloster  mit  einer  Geldstrafe  von  3  bis  400  Bubeln  nach  der  Ent- 
scheidung der  Regierungs  -  Commission  des  Innern  und  der  Culte 

belegt  werden,  welche  Strafe  auf  Antrag  des  Ortsgonverneurs  und 
nach  einer  in  angemessener  Frist  erfolgenden  Befragung  der  Meinung 
dies  Bischofs  verhängt  werden  soll.  Aufgabe  der  Commission  ist  es, 
dese  Strafen  nach  der  Schwere  der  begangeneu  Verletzung  zu  be- 
messen, vorbehaltlich  der  Bestätigung  des  Statthalters  des  Königreichs. 
Art.  56.  Das  Emziehen  der  Geldstraieu,  von  denen  im  vorigen 
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Artikel  die  Rede  ist,  geschieht  durch  Abziehen  von  den  durch  die 
Budget-Ans'dtze  zum  Unterhalte  der  Klöster  bestimmten  Fonds  und 
mit  den  Geldunterstützungen,  welche  jährlich  vom  Staatsschatz  zum 
Besten  ebenderselben  Kloster  ausgeworfen  sind. 

Art.  57.  Die  Fonds,  welche  ans  den  den  KlMem  auferlegten 
(Geldstrafen  gebildet  werden,  dienen  unter  der  Verwaltung  der  Be- 

Sierungs-Commission  des  öffontlichen  Unterrichts,  zur  Vermehrung 
er  Fonds  der  Elementarschulen. 

Art.  58.  In  Betreff  der  in  Peraon  oder  in  Gemeinschait  bc^B^an- 

Senen  Verbrechen  und  schwereren  üebertretuigen  sind  die  Bdigiosen 
em  Strafgericht  unterworfen. 

Art.  59.  Im  Falle,  wo  in  einem  Kloster  irgend  ein  Verbrechen 
oder  ein  Polizeivergehen  von  einiger  Bedeutung  begangen  werden 
sollte,  sowie  auch  in  dem  Falle,  wo  sich  Personen  dort  verbergen 
würden,  ohne  mit  Zeugnissen  und  Pässen  versehen  zu  sein,  können  die 
bürgerliche  Ortsgewalt  und  die  Polizei  dort  eindringen,  nachdem  sie 
zuvor  den  Prior  davon  benachrichtigt  haben.  Wenn  es  nothwendig 
ist,  innerhalb  der  Mauern  des  Ivlosters  eine  Durchsuclmiig  oder  Nach- 
forschung anzustellen,  sollen  diese  Durchsuchungen  vollzogen  werden 
mit  allem  gebührenden  Respect  tür  den  heiligen  Ort  und  in  Gegen- 
wart der  Personen ,  welche  die  Klosterobrigkeit  bilden,  und  welche 
ohne  sich  dagegen  wehren  zu  können,  verpflichtet  sind,  gegenwärtig 
und  zur  Erforschung. der  Wahrheit  mit  allen  ihnen  zu  Gebote  ste- 
henden Mittehi  behmflich  zu  sein.  In  dergleicheh  Fällen  muss  man 
die  grösste  Umsicht  anwenden  in  Betieff  der  Frauenklöster. 

Art.  60.  Beschwerden  gegen  ungesetzliche  Acte  der  Cinlge- 
walten  in  Bezug  auf  die  Beaufsichtigung  der  ElOster  sind  an  die 
Begierungs-Oomnussion  des  Innern  und  der  Culte  zu  riditen. 

Art  61.  Dfe  oberste  bArgerliche  Aufsicht  über  die  Klöster, 
sowie  auch  die  Sorge,  darüber  zu  wachen,  dass  die  Vorschriften  des 
Gesetzes  und  die  Entscheidungen  der  Regierung  sowohl  von  der  Klo- 
sterobrigkeit, wie  ?on  den  MOnchen  strenge  ausgeführt  werden,  steht 
der  Regierungs-Commission  des  Innem  und  der  Culte  zu.  Diese  Cora- 
mission  übt  diese  Aufsicht  vermittelst  der  Gouverneure  und  der  Ci- 
vilbeamten  und  der  Polizeiagenten,  die  von  ihnen  abhängen. 

Art.  62.  Die  Gouverneure  präsentiren  jedes  Jalir  der  Re- 
gierungs-Commission des  Innern  und  der  Culte  sorgfältige  und  ein* 
gehende  Berichte  über  die  wahre  Lage  der  Klöster,  begleitet  mit  ihren 
Beobachtungen  und  darauf  bezüglichen  Anträgen.  Die  Gouverneure 
benachrichtigen  ausserdem  die  Commission  von  allen  vorgekommenen 
Veränderungen  in  dem  Personal  der  Klöster,  in  den  von  der  besagten 
Commission  festgesetzten  Formen. 

UXXnr.  OffideBe  Mittheilong  fn  Joarnal  Dziennik  Warsawski  Iber  die  Auf* 
bdHnig  der  KIdster  im  KOolgreldi  Polen.  [Im  tOd.  Original  nraniAsisdi.] 

Ausser  den  110  Mänuerklöstem,  welche  aufgehoben  wurden  we- 
gfn  ungenügender  Zahl  der  Mönche,  oder  geschlossen  wurden,  weil 
sie  an  aufrührerischen  Acten  gegen  die  Begierung  Theil  genommen 
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hatten,  muBste  man  noch  gemäss  dem  Berichte^)  der  Spezial-C(Mn- 
misdon  über  die  rOmisch-katlialisdien  KKtoter«  welcher  von  Sr..  Ma- 
jestät bestätigt  wm:de,  vier  FranenUOster  aufbeben,  welche  nicht  die 
verlangte  Zahl  von  Nonnen  besassen. 

Im  Allgemeinen  zfthlt  man  im  Etoigreich  Polen  21  Frauen- 
klOster  mit  345  Nonnen.  Es  gibt  ansserdem  mehr  als  20  Congre- 
gationen  von  barmherzigen  Schwestern  mit  200  Personen. 

Von  der  Zahl  aller  dieser  Frauenklöster  muss  man  jetzt  nur 
die  vier  folgenden  aufheben:  1.  das  der  Mariavitinnen  zu  Czestocliowa, 
2.  das  der  Prämonstrateiiseriniien  zu  Pinczow  (in  dem  District  von 
Stopnica),  3.  das  der  Carmeüterinneu  und  4.  das  der  Brigittiiieriimeu 
zu  Lublin. 

Das  erste  dieser  Klöster,  das  der  Mariavitinnen  zu  Czestocliowa,  ge- 
hört eigentlich  nicht  zur  Zahl  der  Kloster.  Nach  den  von  dem  Bischof 
von  Onlcaii  Johann  Woronicz,  der  Begiemngs^mmlssion  der  Gölte 
und  des  Öffentlichen  Unterrichts  gegebenen  Nachrichten  haben  die 
Päpste  Benedict  XIV.  und  Clemens  lUV.  den  Iforiavitmnen  den  Titel 
eines  religiösen  Ordens  nicht  zuerkannt,  sondern  ihnen  blos  den  0ha- 
tM^r  einer  Bruderschaft  oder  Congregafion  gelassen. 

Die  drei  letzten  Frauenklöster,  deren  Aufhebung  gegenwärtig 
bestimmt  ist,  namentlich  das  der  Pränionstratenser  zu  Pinczow  und 
die  der  Brigittinerinnen  und  der  Carmeliterinnen  zu  Lublin,  waren  schon 
mit  den  andern  im  Jahre  1848  aufgehoben,  aber  diese  Massregel  war 
nicht  endgültig  ausgeführt  worden,  dergestalt,  dass  die  Nonnen  dieser 
Klöster  fortfuhren  dort  auf  Kosten  der  Regierung  zu  wohnen. 

Nach  der  wirklichen  und  definitiven  Aufhebung  dieser  Klöster 
gemäss  den  Grundsätzen  des  kaiserlichen  Ukases  vom  27.  October 
(8.  Novranber)  sollen  die  NionneB  derselben  in  andere  Kloster  veisetal 
werden,  die  umen  zum  Aufenthalt  angewiesen  werden,  und  sollen  sie 
dort  den  nämlichen  Unterhalt  erluüten,  den  sie  bisher  erhielten.  Die 
Prämonstrateuserinn^  von  Pincaow  sollen  in  das  Kloster  gleichen 
Namens  zu  lma1)rowice  versetzt  werden.  Was  die  Brigittinerinnen 
und  die  Carmeliterinnen  betriflPt,  so  können  diese  sich  nach  AVunsch 
eines  der  zu  Lublin  befindlichen  FrauenkiOster  au  ihrem  Aufent- 
halt wählen. 


1)  Dieser  Bericht  der  auf  Allerhöchsten  Befehl  in  M^arschau  nie- 
dergesetzten Spezial'Commi8sio7i  über  die  römUch-katholischen  Klö- 
ster im  Königreich  Polen  wurde  nebst  den  oben  S.  875  fr.  abgedruckten  zwei 
Documenien:  dem  kaiserl.  Edict  vom  27.  October  1864  und  den  Erb'anzungsvnr- 
schriften  zu  diesem  Edicte,  aus  der  St.  Petersburger  Zeitung  (1864)  Nr.  255,  St. 
Petersburg,  Bucbdruckerei  der  kaiserl.  Academie  der  Wissenscbafien,  abgedruckt, 
in  deotsriier  Uebersetzung  (27.  S.  tioeh  4.)  darrh  den  Bnebliandel  gratis  abge- 
geben. Jene  Spezial-Commission  bestand  aus  dem  Vorsitzenden:  Generaldirector 
des  Innern  und  der  geistlichen  Angelegenbeiten  Fürst  TacJierkassi ,  und  den 
Mitgliedern:  General-Major  Graf  Oppermannt  wirklicber  StaatsratU  Tscheatüin, 
wirkllcber  Siaatsratb  iv.  Orijorjew,  Staatsratb  A.  Drew^useow^  Gen^ralstalKi- 
Oberst  Anutschin,  FlOgelaflJutant  Oberst  Annenkoiv.  Oberst  vnn  Hatzfeld, 
Oberst  Baron  von  Medem,  CollegienraiU  Sseliwanow.  Die  Commissfon  war 
beaufiragt,  genau  zu  ermitteln,  welchen  Antbeil  die  römiscli-katholisrben  Klösier 
und  die  OfdensgeiallfclikeU  in  KOofgieicb  polen  an  der  Ansttftung  und  Unter 
slQitttng  des  Aoftlandes  yenommen  bibeii.  (Die  Red.  des  Archivs^ 
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Was  die  Mariavitinnen  betrifft,  so  können  sie,  da  sie  nicht  als 
ein  religiöser  Orden  anzusehen  sind,  entweder  zu  ihrer  Famüie  und 
an  ihren  früheren  Aufenthaltsort  zurückkehren,  oder  auch,  wenn  sie 
ein  rolicriöses  Leben  fortführen  wollen ,  können  sie  zu  diesem 
Zwecke  eines  der  Frauenklöster  ausser  Warschau  auswählen.  Wenn 
sie  nicht  selbst  ein  Kloster  wählen  sollten,  wird  man  sie  nach  Piotzkow 
verbringen  und  in  dem  Kloster  der  Dominicanerimieii ,  welches  sich 
dort  findet,  unterbringen. 

Man  hat  allen  Obrigkeiten  anbefohlen,  den  Nonnen  der  aufge- 
hobenen Klöster  den  anfinerksamsten  Schatz  zn  gewähren,  sowohl  bei 
dem  Acte  der  Schliessnng  selbst,  als  audi  bei  d«r  Veraetsimg  dorsd- 
ben  in  die  ihnen  zam  Aitfenthalt  angewiesenen  Orte. 

Aosser  den  erwähntoi  Klöstern  und  Congregationen  besteht  noch 
zu  Warschau  ein  Hans  der  sogenannten  Felidanerinnen.  Man  betreibt 
eine  Untersuchung  bezüglich  der  Bedingungen  der  Existenz  dieses 
Institutes»  welches  nicht  ?on  der  Begierong  bestätigt  ist. 

LXXXV.  Beeret  des  Oenerab  Berf  vom  16.  Deeember  1S64 .  womit  He  Gonsre« 
gatien  irr  SdiweHen  des  beitigen  Felix  unierdrOckt  wird,  pm  rOm.  Origbil 

französisch.] 

In  Erwägung,  dass  die  sogenannte  Congregation  der  Feliciane- 
rinnen  oder  der  Schwestern  des  heiligen  Felix  niemals  von  der  Re- 
gierung bestätigt  ist,  und  dass  dieselbe  innerhalb  der  Frist,  welche 
ihr  von  der  Regierung  festgesetzt  war,  bis  zum  21.  Juli  1850,  ihre 
Regel  nicht  der  Bestätigung  der  höheren  Behörde  unterbreitet  hat, 
dass  entgegen  dem  Art.  56.  des  kaiserlichen  Ukases  vom  2.  März  1842 
und  der  käserlichen  Entscheidung  vom  28.  August  1851,  sie  bis  zur 
Gegenwart  nicht  feste  genflgende  Mittel  nachgewiesen  hat,  um  ihren 
Unterhalt  za  sichem;'dass  dieselbe  demgen&s  trotz  der  ansdrück- 
lichen  Bestimmnng  der  kaiserlichen  Ukase  vom  27.  Mai  1841,  15.  Fe- 
bmar  nnd  20.  Nov.  1858,  ungesetzlich  besteht,  und  noch  mehr,  dass 
sie  sich  von  politischen  Intriguen  nicht  fem  gehalten  hat,  bestimme 
ich  kraft  der  VoUmachten,  welche  mir  vom  Kaiser  verliehen  sind, 
wie  folgt: 

Art.  1.  Die  Congregation  der  Felicianerinnen  oder  der  Schwe- 
stern des  heiligen  Felix,  welche  ohne  gesetzliche  Bestätigung  besteht, 
ist  unmittelbar  aufgehoben. 

Art.  2.  Das  Benehmen,  welches  bei  dieser  Gelegenheit  die  zu- 
ständigen Behörden  einzuhalten  haben,  ist  in  einer  I^zial-Instrac- 
tion  angegeben. 

Art.  3.  Die  AnsfiBhmng  der  gegenwärtigen  Yerfilgiing,  welche 
sogleich  in  die  Gesetzsammlung  eingetragen  werden  soll,  m  der  Be- 
gier ungs-Gommission  des  Innern  und  der  Culte  anvertraut,  sowie  auch 
dem  General-Folizei-Minister  des  Königreiches. 

LXXXVr.  Onielelle  Note  vom  .80.  Janotr  1865,  von  Sr.  EmlneDS  dem  Oardiiul- 

StaatssecretSr  an  den  Berrn  BevoIlmSchtigten  von  Russland  gerichtet,  um  gegen 
die  dorcb  den  vorausgehenden  Ukas  vom  8.  November  angeordnete  Schliessung 
so  vieler  Klöster  zu  protestiren.   [Im  röm.  Original  italienisch.] 

Während  der  heilige  Vater  in  anhaltendem  Gebete  zu  Gott 

flehte,  er  möge  den  so  zsüilreicheu  Bedrängnisseu,  welchen  die  iu  den 
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ausgedehnten  Kaiserlichen  und  Königlichen  Territorien  Russlands  und 
Polens  weilenden  Oliinbigen  ausgesetzt  waren,  einiger  Massen  Ein- 
halt thun,  und  während  er  sich  schmeichelte,  von  der  Gerechtigkeit 
Sr.  Majestät  des  mächtigsten  Kaisers  und  Königs  endlieh  eine  tröst- 
liche Antwort  auf  die  Vorstellungen  zu  empfangen,  welche  in  dem 
am  22.  April  des  Jahres  1863  an  ihn  gerichteten  Briefe  enthalten 
waren,  musste  er  uuverseheus  in  den  öffentlichen  Blättern  den  am 
27.  Ociober  (8.  Norember)  des  eben  abffdanlenen  Jahres  1864  erias- 
8enen  Ukas  und  die  dazn  gehörige  Vererannng  lesen. 

Es  wfirde  f&r  den  unterzeichneten  Oarainal-Staatssecretftr  dne 
8chwierk;e  Aufgabe  sein,  der  schmerzlichen  Empfindung,  welche  der 
Inlwlt  meser  Actenstücke  in  der  Seele  Sr.  Heiligkeit  hervorbrachte, 
einen  entsprechenden  Ausdruck  zu  Terleihen.  nun  gleich  der 

heilige  Vater  mit  Missfallen  wahrgenommen,  dass  seine  Worte,  Bitten 
und  Forderungen  bei  dem  kaiserlichen  Throne  unwirksam  seien,  so 
darf  er  darum  doch  nicht  stilleschweigen,  damit  die  Feinde  des  hei- 
ligen Stuhles  nicht  etwa  das  Schweigen  dazu  missbrauchten,  um 
dessen  Ehre  anzutasten,  und  damit  nicht  der  Statthalter  Jesu  Christi, 
der  Wächter  und  Hirte  des  katholischen  Volkes,  durch  sein  ruhiges 
Verhalten  üruud  zu  Aergemiss  gebe  und  zum  Steine  des  Anstosses 
för  cUe  Gläubigen  werde.  Desshdb  hat  er  dem  unterzeichneten  Ca^ 
dinil  ansdrficluichen  Befehl  ertheflt,  Ew.  Hochwohlgebmn  die 

Senwftrtige  Beschwerde-  und  Protest-Kote  zu  übermaehen,  damit  Sie 
ie  Gefilugkeit  haben,  dieselbe  zum  Throne  Sr.  Majestät  gelangen  20 
lassen,  zu  dem  Zwecke,  dass  der  erhabene  Kaiser  und  König  im  Ge- 
fühle der  Billigkeit,  der  Milde  und  Grerechtigkeit  ein  Linderungs- 
mittel für  die  tiefe  Wunde  gewähren  wolle,  welche  für  das  Herz 
des  heiligen  Vaters  in  der  That  um  so  bittwer  und  schmerzlicher 
wurde,  je  weniger  sie  vorgesehen  und  verdient  war.  Denn  es  er- 
scheint allezeit  angezeigt,  daran  zu  erinnern,  wie  der  heilige  aposto- 
lische Stuhl,  während  er  das  Seufzen  eines  Volkes,  das  verlangt,  sei- 
nen katholischen  Glauben  frei  bekennen  zu  dürfen,  beweinte  und 
annoch  beweint,  in  Vertbeidigung  der  Sache  der  Kirche  die  zarteste 
Bücksichtsnahme  auf  die  Regierung  Sr.  Majestät  und  seiner  erhabe- 
nen Yorfiihren  niemals  ausser  Acht  gelassen  hat 


nung  lässt  sich,  um  nunmehr  auf  den  Gegenstand  einzugehen,  in  fol- 
gende drei  Hauptpunkte  zusammenfassen. 

1.  In  die  fast  gänzliche  Unterdröekun^  oder  Schliessung  der 
Männerconvente  und  Frauenklöster  im  Königreich  Polen. 

2.  In  die  Einziehung  ihrer  Güter,  welche  dem  Staate  zuge- 
wiesen werden. 

3.  In  die  Unterstellung  der  Ordensleute  beiderlei  Geschlechte;» 
der  noch  bestehen  bleibenden  Convente  und  Klöster  unter  die  ordent- 
liche Jurisdiction  der  Bischöfe. 

Der  schreibende  Cardinal  bittet  Ew.  Hochwohlgeboren  mit  der 
Freiheit,  welche  seinem  Charakter  eigen  ist  und  von  den  Obliegen- 
heiten seines  Amtes  erfordert  wird,  zu  beachten,  wie  sehr  durch  die 
erste  Verfugung  des  genannten  Ukaä  die  Bechte  der  Kirche  und  der 


Digitized  by  Googl 


Ueber  die  YerfolgaiigeQ  der  Kirche  in  Russland  und  Polen.  407 

religiösen  Genossenschaftea  verldtst  werden.  Ganz  abgesehen  von 
der  Krw^fungf  wie  das  neue  Gesetz  zur  Aufhebung  der  religiösen  Ver- 
einigtmgen  selbst  dem  Naturrecht  wider^richt,  beschränkt  sicli  der 
nnterzeiohnete  Cardinal  darauf,  Ew.  H.  jene  feierlichen,  in  Warschau 
und  Grodno  abgeschlosseuen  Verträge  in's  Gedäxjhtniss  zurückzurufen, 
worin  die  Souveräne  von  Russland  bei  Uebernahme  der  llegierung  der 
abgetretenen  polnischen  Provinzen  erklärten ,  dass  die  römischen 
KatJiolil'en  beiderlei  liitus  ganz  in  dem  Stande,  in  welchem  sie  sich 
damals  hefanden,  erhalten  werden  sollten,  d.  h.  in  derselben  freien 
üehutw  ihres  Culttis  und  ihrer  Disciplin  mit  allen  und  jeden  Kirchen 
mä  MrtkengiUem,  wdeke  $k  imAniffeMidBe  iktea  Uebergangesunier 
die  russis^  Herrschaft  hesasse»;  indem  der  neue  Somerän  für  sieh 
und  seine  Ncu^olger  das  mwiderrußehe  Versprechen  Meg^  dm 
genannten  römischen  Ka^heHiken  beiderlei  Ritus  für  immer  den  rtihi» 
gen  Besita  der  ^ivilegien  und  Güter  der  Kirchen,  die  freie  üebung 
ihrer  Religion  md  Disciplin  zugleich  mit  allen  dtumgehörigen  Rechten 
zu  bctvahrc^i,  mit  der  schliesslichen  Versicherung^  dass  weder  der 
Sauverän,  noch  seine  Nachfolger  jemals  SouveränitätsrecJUe  zum 
Schaden  der  römisch-katholischen  Religion  beiderlei  Ritus  in  den 
unter  die  russische  Herrschaft  gekommenen  Ländern  ausüben  tmcrden. 

Ueberdies  kann  sich  der  schreibende  Cardinal  nicht  enthalten, 
das  ProtocoU  über  die  nicht  vereinbarten  Artikel  in  Erinnerung  zu 
bringen,  welehes  die  russischen  BevoUinächtigten  am  3.  August  1847 
nnt^zdehiieteii,  imd  wihiend  sie  die  Fra^e  in  Betreff  der  (Mensoro- 
vindale  unerledigt  liessen,  zn  Ari  YII.  die  ErUftrang  abgaben,  ^aass 
die  kaiserliche  Regierung  seihst  mcht  eumud  die  vbergakUgen  Convente 
aurfeuheben  beabsichtige;  dass  wenn,  die  allzu  Heine  Angahl  der  Or* 
densmitißMer  oder  ein  anderer  eanonischer  Grund  ems  solehe  Auf^ 
hebung  nothtcendig  mache j  sie  der  Gegenstand  einer  vorausgehenden 
Verständigung  mit  dem  lieiligen  StuMe  sein  werde.<  Gleichzeitig 
erinnert  derselbe  (Cardinal)  an  die  von  dem  regierenden  Papste  nach 
Veröffentlichung  des  Concordates  erlassene  apostolische  Bulle  Univer- 
salis Ecclesiae,  worin  erklärt  ist,  dass  man  dahin  übereingekommen 
sei,  »CocnoMa  et  monasteria  tum  virorum  tum  midicrum  omnino  esse 
servanda,  atque  illa  deinceps  imminui  nunquam  j^osse  absgue  praevia 
et  expressa  Sanekte  SMs  aucteritaie,€  wie  nicht  minder  an  eine 
hierauf  beseOglidie  Bemerknnff  dar  kaiserlidien  Beyollm&chtigten,  welche 
dafür  stimmten,  ^^dass  die  Buße  i^ber  die  neue  Diöcesan-weumser^ 
tion  die  genaue  Aufzählung  aller  hestehenden  Convente  enthaltet 

Endlich  erinnert  derselbe  an  die  Constitution  für  Polen  von 
1815;  an  das  organische  Statut  für  dasselbe  Königreich  von  1832 
(auf  welche  Staatsacte  zurückzukommen  sich  später  Gelegenheit  bieten 
wird)  und  an  die  vielversprechenden  Hoffnungen,  welche  der  verstorbene 
Kaiser  Nicolaus  bei  dem  Papste  Gregor  XVI.  seligen  Andenkens  er- 
weckte vornehmlich  durch  das  Schreiben  vom  25.  Februar  1839,  in 
welchem  er  ihn  seines  souveränen  Schutzes  für  dessen  katholische  ün- 
terthanen  versicherte. 

Der  unterzeichnete  Cardinal  appellirt  an  die  Loyalität  Ew.  Hoch- 
wohlgeboren,  an  die  edlen  Geiuhle  Sr.  Majestät,  sowie  an  die  allge- 
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meiue  Stimme  Europa'Sf  ob  diese  und  andere  ähnliche  Verträge, 
welche  der  Kürze-  wegen  übergangen  werden,  eingehalten  wurden, 
indem  er  mit  dem  grOssten  Scbmerae  m  der  traimgen  Darlegiuig 
dieses  GtMfenstandes  ftbergeht. 

Es  ist  allbereits  in  den  Annalen  der  Gescbichto  eingetragen,  dass, 
als  kanm  die  Vereinbarung  über  die  Theilung  des  Eönigreiehs  Polen 
unterzeichnet  war,  in  den  der  Krone  Russlands  annexirten  Provinzen 
eine  heftige  Anfeindung  zur  Beschädigung  der  katholischen  Religion 
zu  Tage  trat:  eine  Anfeindung,  die  nur  durch  kleine  Zwischenpausen 
eines  scheinharen  Waffenstillstandes  unterbrochen,  fort  und  fort  sich 
offenbarte  durch  Veröffentlichung  von  Gesetzen,  welche  dem  Primate 
des  Papstes,  der  Anctorität  der  Bischöfe,  der  Kirch endisciplin  entge- 
gengesetzt waren ;  durch  Androhung  der  schwersten  Strafen  gegen  die 
Verbreiter  der  katholischen  Religion;  durch  Vorkehrungen  und  un- 
anfb5ili<^  Gewaltmsasregeln,  nm  MIlHonmi  Ton  Bothenen  zom  Ah- 
fidl  vom  Glanben  ihrer  Väter  zn  nOthigen;  dnrch  Entziehiing  des 
kostbaren  Heiligthnms  Unserer  Frau  von  Poczaiow,  berühmt  daroh  die 
frommen  Wallfahrten,  welche  hieher  von  ganz  Russland  angestellt 
wurden,  und  des  damit  verbundenen  sehr  reichen  Conventes,  sowie 
so  vieler  anderer  Kirchen,  welche  den  Katholiken  entrissen  wurden, 
um  sie  den  Dissidenten  in  Nutz  und  Eigenthum  zu  geben ;  dnrch 
Verbot  jeder  Restauration  der  den  Katholiken  noch  übrig  gelassenen 
Kirchengebäude;  durch  Aufhebung  des  Patronatrechtes  und  üeber- 
tragung  desselben  auf  die  Gemeinden  oder  auf  die  Regierung;  durch 
die  Verpflichtung,  alle  Kinder  aus  gemischten  Ehen  in  der  vorherr- 
schenden Religion  zu  erziehen;  durch  das  Verbot,  direct  mit  dem 
apostolischen  Stuhle  zu  verkehren  and  die  päpstlichen  Bullen  in  den 
russischen  Territorien  zuzulassen  ;  durch  Vernichtung  der  mthenisehen 
Eürche,  welche  auf  die  einzige  DiOcese  Chelm  beschränkt  ist;  endlich 
durch  eine  lange  Reihe  anderer  Massregeln  und  Vorkehrungen,  wdche 
alle  zum  Schaden  der  katholischen  Kirche  getroffen  wurden  und,  wäh- 
rend sie  die  pflichtschuldige  Thätigkeit  der  rOmischen  Päpste  in  Be- 
wegung setzten,  gleichzeitig  bei  den  Völkern  und  Regierungen  jede 
Art  von  Sympathie  und  lebendigem  Interesse  fOr  die  Zukunft  der  pol- 
nischen Nation  hervorriefen. 

Die  Geschichte  berichtet  uns,  was  allein  die  Convente  und  Klö- 
ster beiderlei  Geschlechtes  betrifft,  die  Beseitigung  der  Provinciale ; 
die  gänzliche  Unterdrückung  der  Basilianer;  die  Aufhebung  der  Con- 
vente und  Klöster  anderer  Orden  unter  dem  Verwände  ihrer  Nutz- 
losigkeit oder  UnVollständigkeit;  die  Unterscheidung  in  zähligo  und 
überzählige  Convente;  die  Schliessung  der  Noviziate;  die  Aufhebung 
der  Studentate  (Scholasticate)  in  den  Conventen ;  das  von  Seiten  der 
Begierung  bestimmte  Alter  und  die  sonstigen  Schwierigkeiten,  weldie 
der  Ablegung  der  Gelübde  enigegengesetai  wurden.  Und  wenn  man 
auf  das  letzte  Endziel  dieser  Gesetze,  welche  bis  zur  Begierung  von 
Katharina  n.  hinau&eichen,  zurückgeht,  so  lässt  alles  durchbUcken, 
dass  die  Vernichtung  der  Regnhuinstitute,  welche  derzeit  ihrer  Voll- 
endung nahe  ist  und  welche  man  noch  besser  schon  damals  durch 
Schliessung  der  Noviziate  vollendet  nennen  konnte,  ein  alter  Plan  ist 
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Bas  dnd,  Herr  Bevollmftchtigter ,  oiAsokiindige  Grfinde  und 
Thatsachen,  ans  deM  klar  horrorgeht,  dass  wie  die  frflher  erlassenen 
TJkase,  so  der  vom  27.  Oeftober  (8.  November)  indem  er  die 
beinahe  gfinzlicbe  Unterdrückung  oder  ScMiessung  der  Convente  und 
Kloster  anordnet,  in  offenbarem  "Widerspruche  mit  den  Verträgen  und 
den  von  der  kaiserlichen  Begierung  wiederholt  enieaerten  Verheissun- 
gen  steht. 

Noch  mehr.  Der  Gründer  unserer  heiligen  Religion,  Jesus 
Christus  hat  der  Kirche  mit  Uebertragung  der  Gewalt,  die  Gläubigen 
zu  weiden,  zu  leiten  und  zu  regieren,  auch  die  Gewalt  verliehen,  sich 
aller  jener  Mittel  zu  bedienen,  welche  sie  geeignet  erachtete,  um 
mit  gutem  Erfolge  die  grosse,  ihr  anvertraute  Aufgabe  zu  lösen.  Es 
hat  nun  die  Kirche  die  religiösen  Genossenschaften  für  höchst  nützlich 
zur  Sn^chung  ihres  grossen  Zieles  erkannt  und  sie  dastnm  naeh 
dem  Bedüifiiiss  der  Zdt  und  zum  Nutzen  der  Glftubigen  gestiftet. 
Und  da  diese  angesehenen  Körperschaften  nur  der  Kirche  ihr  Dasein 
*  verdanken,  so  ist  es  allein  Sache  der  Kirche,  über  deren  Nützlichkeit 
ein  [Jrtheil  zu  sprechen  und  über  ihr  Schicksal  zu  beschhessen.  Weil 
die  Staatsgewalt  dieselben  nicht  errichtete  und  nicht  die  Vollmacht  hat, 
sie  zu  errichten,  so  kann  sie  dieselben  auch  nicht  aufheben,  vermin- 
dern, zerstören,  und  wenn  sie  es  thut,  so  verletzt  sie  das  öffentliche 
Bekenntniss  der  evangelischen  Käthe,  d.  h.  eine  der  Kirche  von  ihrem 
göttlichen  Stifter  anempfohlene  Lebensweise,  und  zugleich  ein  wesent- 
liches Recht  der  katholischen  Kirche  selbst ;  ein  Recht,  welches  die 
Bevollmächtigten  Sr.  kaiserlichen  und  königlichen  Majestät,  wie  oben 
bemerkt  wurde,  anerkannt  und  zugestanden  haben. 

Nach  alle  dem  wird  die  hohe  Einsicht  Ew.  Hoch  wohlgeboren 
leicht  erkemien,  dass  dieselben  Rechte  der  Kirche  Jesu  Christi  ebenso 
durch  den  zweiten  verfugenden  Theü  des  kaiserlichen  ükas  verletzt 
sind,  worin  die  Güter  und  das  Eigenthum  der  aufeehobenen  Convente 
und  Kloster  dem  Fiscns  fib^rwiesen  und  ^fär  den  UrUerhdU  jeder 
männlichen  oder  tveiblichen  Orden^^ersm^  welche  in  den  Con^enten 
des  Königreichs  V6r52et5<,«  jährlich  nur  vierzig  Bnbel  ausgeworfen 
werden. 

Denn  da  das  Recht,  zu  besitzen,  was  sein  ist,  wesentlich  ans 
dem  Recht  hervorgeht,  welches  jeder  auf  seine  Existenz  und  Erhaltung 
hat,  so  ist  es  jederzeit  eine  Ungerechtigkeit,  fremdes  Eigenthum  an- 
zutasten. Ew.  Hochwohlgeboren  ist  aber  wohlbekannt,  dass  die  ka- 
tholische Kirche  eine  sichtbare  und  öffentliche  Gesellschaft  ist,  nicht 
vom  Geiste  allein,  sondern  von  Menschen  gebildet ;  dass  das  Recht  zu 
erwerben  und  zu  besitzen  jedem  Menschen  von  Natur  aus  zukömmt; 
dass  von  diesem  Bechte  die  Ordenspersonen  nicht  ausgeschlossen  sind 
und  nicht  ausgeschlossen  werden  können;  dass  vielmehr  dieses  Recht 
zn  aUer  Zeit  und  bei  allen  Nationen  immer  an  den  Gott  geweihten 
Personen  respectirt  wurde ;  dass  die  von  der  Frömmigkeit  der  Gläu- 
bigen zur  Unterhaltung  des  Gottesdienstes  und  der  Kirchendiener  be- 
stimmten zeitlichen  Güter  immerdar  in  Ehren  gehalten  wurden,  eben 
weil  deren  Ursprung  durchaus  gesetzlich  und  deren  Verwendung  erha- 
ben und  heilig  war. 
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In  Betreff  dieses  Gegenstandes  wird  Ew.  H.  dem  unterzeichnetea 
(Jiirdiual  gestatten,  noch  beizufügen,  cUtös  die  durch  den  in  Rede  ste- 
henden Ukas  beschlossene  Beraubung  nicht  nur  die  alten  kaiserlichen 

und  die  neuen ,  von  manchen ,  auch  nicht  katholischen ,  ja  selbst 
revolutionären  Regierungen  in  verschiedenen  Theilen  Europa's  erlas- 
senen Constitutionen  verletzt,  sondern  auch  den  Weg  zum  Com- 
niunismus  bahnt  und  das  ölVentliche  Veitrauen  und  die  Würde  und 
Ehre  der  erhabenen  Vorfahren  Sr.  kaiserlichen  und  königlicheu  Ma- 
jestät erschüttert. 

Der  schreibende  Cardinal  will  sich  hier  auf  die  Verträge  be- 
rufen, in  denen  sich  die  betreffenden  Regierungen  verbindlich  mach- 
ten, ohne  Ausnahme  und  Beschränkung  alle  Kirchengüter  in  statu 
quo  SQ  erfaatten,  so  wie  gie  in  Bemfyt  der  EMo&m  des  einen 
und  des  andern  Bikts  in  Foim  im  Monat  Sqaiember  waren: 
Verträge,  deren  Aufrichtigkeit  und  nnTerbrfichliche  Tl^iighaltang, 
sowie  die  Gerechtigkeit  der  Sache  selbst  und  die  gegenseitige  Ver- 
bindlichkeit, welche  der  Kaiser  von  Oesterreich  zu  Gunsten  der  unter 
seine  Herrschaft  gekommenen  polnischen  Dissidenten  ubemabm,  in 
dem  katholischen  Polen  das  grösste  Vertrauen  einflössen  mussten. 

Ebenderselbe  will  sich  berufen  auf  so  viele  vertrauliche  Verspre- 
chen und  Proteste,  welche  nach  einander  unter  der  Regierung-  von  Ka- 
tharina II.,  Paul  I.  und  Alexander  I.  dem  Apostolichen  Stuhle  ge- 
macht wurden,  und  welche  als  Zeichen  einer  wohlwollenden  Ge- 
sinnung gegen  die  Katholiken  in  Polen  mit  voller  Zuversicht  er- 
warten lieaaen,  dass  die  rassische  Regiemng  in  dieser  Hinsicht  sich 
keineswegs  von  den  Qnmdsfttzen  der  Billigkeit  und  Gerechtigkeit 
entfernen  wärde. 

Derselbe  will  sich  endlich  berufen  auf  die  Cans^iuHan  pon 
Folen,  welche  nach  der  letzten  Theilung  am  13.  Mai  1815  in 
Wien  erlassen  wurde,  und  auf  das  am  14.  Februar  1832  pablicirte 
organische  Statut  desselben  Königreichs  Polen.  Durch  den  ersten  dieser 
Staatsacte,  welcher  in  XXXVII  Artikeln  formulirt  ist,  wird  in  Art.  H. 
erklärt,  dass  ■»die  römisch -hatholisclie  lieliyio)i,  welche  seit  den 
ältesten  Zeiten  .  .  .  ah  die  lieligion  des  Volkes  anfrkanni  ist,  für  die 
Zukunft  sich  . . .  des  besondern  Schutzes  der  Regierung  erfreuen  werde^* 
und  in  Art.  VI,  dass  »alles  und  jedes  Eigenthum^  gldchinel  wel- 
cher Art^  Beschaffenheit  oder  Benennung^  iiber  oder  unter  der  Erde 
hefindUeh,  heiUg  und  unamtasfbar  sei  ;  dass  keine  Autorität  berede 
tifft  seif  dasselbe  gewaUsam  w^stmekmen  und  im  Mindesten  sn 
beschädigen,*    Und  in  dem  zweiten  ist  gesagt,  dass  die  katho- 
lische Religion,  zu  welcher  sich  weitaus  die  Mehrzahl  der  polni- 
sdien  Unterthanen  bekennt,  allezeit  Gegenstand  der  besondern  Für- 
sorge Sr.  Majestät  und  seiner  Regierung  sein  werde;  und  dass  die 
dem  katholischen,  sowohl  lateinischen  als  griechisch-unirten  EHerns 
angehörigen  Fonds  als  unantastbares  Eigenthum  anerkannt  werden. 

Nach  alle  dem  versagt  sich  der  schreibende  Cardinal,  den  trost- 
losen Vergleich  zwischen  diesen  feierlichen  Verträgen  und  dem  in 
Rede  stehenden  Ukas  anzustellen,  und  geht  auf  den  letzten  verfügenden 
Theil  demselben  über,  kraft  dessen  man  jene  wenigen  Convente  und 
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Klöster,  welche  man  noch  fortbestehen  lässt,  ganz  und  gar  der 
ordentlichen  Juriedietion  der  Biscdidfe  unieratellen  will. 

Was  diesen  Plan  betrifft,  so  reicht  es  nach  der  Ansicht  des 
Unterzeichneten  hin ,  Ew.  H.  daran  zu  erinnern ,  dass,  als  von  der 
russischen  Regierung  dem  heiligen  Stuhle  die  Bitte  vorgelegt  wurde, 
jeden  Bischof  in  Russland  in  seiner  eigenen  Diöcese  mit  dem 
Rechte  der  Vorsteherschaft  über  alle  Orden  und  Klostergenossen- 
schaften vom  lateinischen  Ritus  auszustatten,  erstens  bemerkt 
wurde,  dass,  wenngleich  die  Regularorden  kraft  uralter  Privilegien 
von  der  ordentlichen  Jorisdiction  der  Bischöfe  exemt  und  unmittel- 
bar dem  heiligen  Stnhle  nntowinfen  seien,  eine  sdche  Exeml^on  fOr 
den  Ordinarius  doch  kein  Hindenuas  bilde,  um  hier  in  nicht  wenigen, 
vom  kanonischen  Rechte  und  besonders  vom  tridentinisdien  Ooncil 
ansdrücklich  bestimmten  WÜJm  seine  Jurisdiction  einiretea  an 
lassen. 

Es  wurde  zweitens  bemerkt,  dass  der  heilige  Stuhl,  wenn 
wichtige  Gründe  es  erheischen,  einen  Bischof  als  apostolischen 
Visitator  des  Regularklerus  ad  tempus  delegirt  und  aufstellt,  wie 
in  der  That  Pius  VI.  seligen  Andenkens  1778  verfuhr,  als  er  Monsgr. 
Sytrenziewitz ,  damals  Bischof  von  Mallus,  autorisirte,  die  Convente 
und  Klöster  beiderlei  Geschlechtes  zu  visitiren,  um  in  ihnen,  wo 
üöthig,  wieder  vollkommene  Zucht  und  Ordnung  herstellen  zu  können, 
zn  welchem  Zwecke  ihm  die  notbwendigen  nnd  zweckdienlichen  Voll- 
noAc^ten  übertragen  worden. 

Anf  eben  diese  Bemerkongen  wurde  die  mssisohe  Begiemng 
aufmerksam  gemacht,  als  sie  im  Jahre  1817  für  die  Bischöfe  in 
Polen  dieselbe  Bitte  stellte,  indem  der  heilige  Stuhl  erklärte,  dass 
es  nicht  zuträglich  sei,  durch  eine  höchst  gehSssige  und  in  der 
Kirchengeschichte  völlig  neue  Massregel  (als  allgemeine  und  dauernde 
Massregel  betrachtet)  die  regulären  Orden  jener  vom  canonischen 
Rechte  festgesetzten  Regierungsform  zu  berauben,  nach  welcher  die 
Provinciale,  die  von  ihrem  eigenen  General  und  anderen  kirchlichen, 
von  dem  heiligen  Stuhle  besonders  bestellten  Autoritäten  abhängig 
sind,  den  Klöstern  in  den  ihnen  zugetheilten  Territorien  vorstehen. 

Zudem  ist  es  eine  unleugbare  Thatsache,  dass  es  ein  und  das- 
selbe ist,  die  Abhängigkeit  der  Ordendeute  von  ihren  e^nen 
(hdensobem  au&uhebäi,  nnd  die  wachsame  Aufidcht  und  die  Visi- 
tationen und  die  Provinoial-  nnd  Generalcapitel  aufimheben,  woraus 
eine  der  Hanptursachen  der  Störungen  klösterlicher  Zucht  und 
(^dnung  entspringt,  da  die  Bischöfe  entweder  die  Constitutionen 
der  betreffenden  klösterlichen  Institute  nicht  genügend  kennen,  um 
die  den  Bedürfnissen  entsprechenden  Heilmittel  anzuwenden  oder 
wegen  übermässiger  Arbeiten  in  Verwaltung  ihrer  ausgedehnten 
Diöcesen  nicht  in  der  Lage  sind,  darauf  ihre  Auüuerksamkeit  zu 
richten. 

Ew.  Hoehwohlgeboren  werden  wohl  einsehen,  dass  diese  zweite 
Bemerkung  bei  den  Diöcesen  des  Königreichs  Polen  augenscheinlich 
zutrifft,  welche,  wenngleich  durch  die  von  Pius  VII.  seligen  Anden- 
kens in  den  Jahren  1817  und  1818  erlassenen  Ereotions-  und  Cir- 
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cwnaonptionsbiillen  Militantis  Ecchsiae  und  Ex  impoaUa  Nohis 
neu  organisirt,  doeh  noch  den  Naclitlieil  haben,  dass.  sie  aUzu 
gross  sind,  um  dem  Oberhirten  die  Möglichkeit  zu  lassen,  allen 

geistlichen  Bedürfnissen  der  seiner  Fürsorge  anvertrauten  Gläubigen 
bequem  Genüge  zu  leisten.  Hier  würde  der  Unterzeichnete  seine 
Bemerkungen  über  die  verfügenden  Theile  des  kaiserlichen  ükases 
schliessen,  wenn  er  nicht  die  Aufmerksamkeit  Ew.  Hochwohlgeboren 
auf  die  Motive  lenken  müsste,  welche  derselbe  ükas  zur  Rechtfertigung 
der  Aufhebung  und  der  erwähnten  Beraubung  der  Convente  vorge- 
bracht werden. 

DiiM  WMn  lassen  sich  hanptsfteblich  «uP  zwd  Eiirtteldtlhreii, 
nAmlicfa  auf  die  mier  acht  stehende  Aniahl  von  Ordensmitgliedeni, 
die  snsaimnenwohnen ,  und  auf  den  Antheil^  den  sie,  wie  man  an- 
nimmt,  an  der  letzten  Empörung  genommen  haben  sollen. 

Auch  in  dem  kaiserlichen  Ukas  von  1832,  durch  den  die  Un- 
terdrückung sehr  vieler  Convente  in  den  polnisch -russischen  Pro- 
vinzen beschlossen  ward,  wurden  die  canonischen  Regeln  und  Vor- 
schriften über  die  bestimmte  Zahl  der  OrdensmitgUeder  zur  Motivi- 
mng  angerufen. 

Aber  ohne  hervorzuheben,  dass  durch  das  Decret  von  Innocenz  X. 
die  Convente  mit  einer  nicht  canonischen  Anzahl  nicht  zur  Auf- 
hebung bestimmt,  sondern  nur  der  Diöcesangewalt  unterworfen  sind ; 
ohne  hervorzuheben,  dass  das  Urtbeil,  ob  und  wann  diese  Regeln 
mid  Vcfsohriften  anf  die  dnzelnen  IVUe  Anwendung  ftiden,  der 
Antoritat  des  heiligen  Stnhlee  znkömmt,  von  welchem  dieselben 
ausgingen ;  ohne  hervorzuheben,  dass  die  kleinen  ConTente,  Bameiii- 
lich  wo  der  Säcularklerus  fehlt,  fiir  den  geistlichen  Beistand  der 
Gläubigen  von  grösstem  Nutzen  und  beinahe  ncthwendig  sumI:  er- 
laubt sich  der  unterzeichnete  Cardinal -Staatssecretär,  Sie  nnr  auf 
den  Umstand  aufmerksam  zu  machen  ,  dass  im  Hinblick  auf  so 
viele  Regierungsmassregeln  jeder  sich  zu  der  Annahme  gedrungen 
ffthlt,  dass  die  merkliche  Abnahme  der  Individuen  in  den  Conven- 
ten  und  Klöstern  von  Polen ,  worauf  sich  der  gegenwärtige  Ukas 
zur  Schliessung  und  Unterdrückung  derselben  beruft,  eine  noth wen- 
dige Folge  so  vieler  allbekannter  Bedingungen  gewesen  sei,  welche 
Ton  dem  Augenblicke  an,  wo  sie  von  der  Regierung  aufgestellt 
wurden,  nnr  sehr  wenigen  Individuen  jener  Provinzen  die  IwHdi- 
keit  Hessen,  sich  von  der  Welt  zu  nennen,  nm  in  ein  äester 
einzutreten. 

Das  andere  von  dem  Ukas  angegebene  Motiv  anlangend,  weiss 
Se.  kaiserliche  und  königliche  Majestät  sehr  wohl,  welche  Grund- 
sätze der  heilige  Stuhl  in  Bezug  auf  die  in  weltlichen  Dingen  dem 
zeitlichen  Souverän  schuldige  Treue,  Gehorsam  und  Untenrerfimg 
jederzeit  als  die  seinigen  angesehen  hat. 

Sollten  aber  Ordensleute  bei  den  letzten  Ereignissen  bedauer- 
licher Weise  von  den  unerschütterlichen  katholischen  Grundsätzen 
abgewichen  sein,  so  erlaubt  sich  der  unterzeichnete  Cardinal  zu  be- 
merken, dass  selbst  der  constatirte  Fehltritt  Einiger  von  ihnen 
nicht  gleichsam  die  Ausrottung  Aller  nach  sich  ziehen  kann;  dass 
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der  heilige  Skibl,  wenn  die  Be^ierung  Sr.  Majestät  ilire  Ktogen  ihra 
Yorgetngenlifttte,  s^nerseiis  mcht  emifiii^lt  habea  würde,  mit  Kaeli« 
druck  Abhille  zn  sehaffen,  und  dass  mah  tnunerhin  die  Hanptaieaelie 

dieser  Unordnungen  den  Vielen  NeawnDgen  und  Massnahmen  noth- 
wendig  zuschreiben  musste,  welche  Yon  Seite  der  Regierung  einge- 
führt und  strenge  eingehalten  wurden  zum  Verfall  der  klösty liehen 
Zucht,  zum  grössten  Aergerniss  der  Gläubigen  und  zum  unberechen- 
baren Schaden  der  katholischen  Religion.  Zu  diesen  Neuerungen 
und  7Ai  diesen  Regierungsmassnahmen,  welche  in  jenen  einst  so  from- 
men und  blühenden  Regularorden  wahrscheinlich  die  Auflösung  der 
Disciplin  und  Ordnung  herbeigeführt  haben  dürften,  gehört  sicherlich 
das  strenge  Verbot  des  freien  Verkehrs  mit  dem  Apostolischen  Stuhle; 
die  völlige  Unabhängigkeit  von  den  eigenen  Generalobem ;  die  Auf- 
hebung der  Provinciale  nnd  folgli<^  der  canoniachen  Visitationen 
nnd  Capitelsversammlangen ;  gehören  die  zahlreichen  Verordnungen, 
welche  die  heilsamen  Kurchengesetze  Öber  das  Ordensleben  nnd  die 
Mönchsgelübde,  über  die  religöse  Erziehnng  nnd  die  Studien  ah  den 
Universitäten  und  Lyceen  umstürtzten ;  und  en^ch  der  Mangel  eines 
Beprftsentanten  des  heiligen  Stuhles  in  Petersburg. 

Mit  Bedauern  erinnert  der  unterzeichnete  Cardinal  Ew.  Hoch- 
wohlgeboren  an  die  wahren  Ursachen  so  vieler  Wunden,  an  welchen 
die  erhabene  Braut  Jesu  Christi  in  jenen  Länderstrecken  darnieder 
Hegt;  es  steht  aber  zu  erwarten,  dass  der  erlauchte  Kaiser  und 
König,  wem  er  die  traurigen  Folgen  der  Neuerungen  und  Mass- 
nahmen seiner  Begiemng  in  Bezug  auf  den  Kegularklerus  wahr^ 
"  nimmt,  von  den  natürlichen  Gefühlen  der  Massigung,  der  Billigkeit 
und  Gerechtigkeit  geleitet,  der  katholischen  Kirche  wieder  den  recht- 
mässigen Besitz  und  die  freie  Uebung  ihrer  heiligen  Bechte  zurück- 
gebe und  durch  Aufhebung  des  Ükases,  welcher  den  unange- 
nehmen Gegenstand  dieser  Note  bildete,  dem  römischen  Papste  die 
Leitung  und  Regierung  des  Regularklerus  nach  den  vom  canoni- 
schen Rechte  festgesetzten  Normen,  auf  welche  sich  der  Ukas  selbst 
beruft,  überlasse. 

m 

Der  heilige  Vater  rechnet  auf  die  hohe  und  edle  Gesinnung 
Sr.  kaiserlichen  und  königlichen  Migestät  und  will  desshalb  nicht 
der  sfissen  Hoffhung  entsagen,  dass  der  erlauchte  Monarch,  nachdem 

er  genaue  Kenntniss  von  diesen  dringenden  Vorstellungen  genommen, 
nicht  lange  auf  die  entsprechende  nnd  erbetene  Gerechtigkeit  warten 
lasse,  und  dass  ihn  sein  Gewissen  von  der  unabweisbaren  Noth wen- 
digkeit zurückhalten  wird,  die  ununterbrochene  Reihe  von  Leiden, 
welche  die  katholische  Religion  in  den  kaiserlichen  und  königlichen 
Staaten  erduldet,  vor  der  ganzen  Welt  offen  darzulegen. 

Der  unterzeichnete  Cardinal  benfltzt  diesen  Anlass,  um  Ew. 
Hochwohlfi^eboren  die  Versicherung  seiner  ganz  besondem  Achtung 
zu  wiederholen. 
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LXXXVil.  Decret  vom  28.  Rov.  (10.  Decemfcer)  1864,  wodurch  von  General  Bergr 
die  fOnf  ioi  KOnigreicb  Polen  bestehende  Klöster  der  Basiliaoer  ODterdrQckt  wer- 
den. [Im  röm.  Original  Tranzösisch.] 

In  Erwägang,  dass  die  fönf  im  Königreich  Polen  bestehanden 
griechisch-unirten  Klöster  vom  Orden  des  heiligen  Basilius  des  Grossen, 
za  Wawchau,  Lublin,  Chelm,  Biala  und  Zamosc,  ihrem  Zwecke  nicht 
mehr  entsprechen,  sowohl  wegen  der  geringen  Zahl  der  Mönche,  die 
sie  umschliessen,  als  wegen  ihrer  inneren  Verwaltung,  decretire  ich 
kraft  der  mir  vom  Kaiser  verliehenen  Vollmachten,  wie  folgt: 

Art.  1.  Um  den  Unzukömmlichkeiten  abzuhelfen,  die  aus 
der  geringen  Zahl  von  Mönchen  in  jedem  der  fünf  griechisch-unirten 
Basilianer  -  Klöster  hervorgehen,  welclie  gegenwärtig  im  Königreich 
Polen  zu  Chelm,  Biala,  Lublin,  Zamosc  und  Warschau  bestehen ,  sind 
die  ?ier  ersteren  aufgehoben,  und  die  Mönche,  welche  sich  dort  finden, 
werden  dem  griechisch-imirten  Kloster  zu  Warschau  einyerldht  nach 
den  hier  unten  ange^henen  Regeln. 

Art.  2.  Das  Kloster  von  Warschau  wird  von  nun  an  der  Diöce- 
sangewalt  von  Chelm  unterworfen,  welche  Behörde  mit  Hülfe  eines 
Spezial-Visitators  über  die  Disciplin  wachen  muss,  sowie  auch  über 
die  Aufrechthaltung  der  Ordnung  gemäss  den  canonischen  Gesetze. 
In  Folge  dessen  ist  jede  Abhängigkeit  dieses  Klosters  von  seinen  Or- 
densprovincialen  und  anderen  Klosterbehörden  aufgehoben,  imd  sind 
alle  Beziehungen  zu  diesen  untersagt.  Die  Capitel  der  Klöster  sind 
gleichfalls  aufgehoben. 

Art.  3.  Die  zu  den  aufgehobenen  Klöstern  von  Lublin,  Biala 
und  Zamosc  gehörenden  Kirchen,  sowie  auch  die  Pfarrkirchen  der 
Ortschaften  Yon  Spas  und  von  Kolemczcy,  welche  his  dahin  nur  Filia- 
len des  griechisch-unirten  Klosters  von  Chelm  waren,  werden  P&ir- 
lirchen  und  sollen  ausserdem  direct  der  Diöceeaiu^walt  Yon  Chdm 
unterworfen  sein.  Die  Kirche  des  aufgehohenen  Klosters  zu  Chelm 
wird  Cathedralkirche  dieser  Stadt. 

Art.  4.  Alle  Behörden  und  besonders  die  Diöcesangewalt  v(m 
Chelm  sind  verpflichtet,  alle  Massregeln  zu  ergreifen,  die  in  ihrer 
Macht  stehen,  damit  durch  die  Aufhe])ung  der  vier  oben  erwähnten 
Klöster  der  Gottesdienst  in  den  davon  abhängigen  Kirchen  nicht  un- 
terbrochen wird.  Zu  diesem  Zwecke  und  bis  zur  endgültigen  Entschei- 
dung der  Diöcesangewalt  von  Chelm  soll  ein  Mönch  mit  den  Eigen- 
schaften eines  Vicars  einer  jeden,  der  zu  den  vier  jetzt  aufgehobenen 
Klöstern  gehörenden  Kirchen  beigegeben  werden.  Zwei  Mönche  sollen 
zurückbleiben  als  der  ^idie  des  aufgehobenen  Klosters  zu  Biala  bei- 
gegeben. 

Art.  5.  Die  Verpflichtungen,  welche  auf  den  Fonds  der  aufge- 
hobenen Klöster  ruhen,  verbMben  bei  den  zu  diesen  Klöstern  gehö« 
rigen  Kirchen  und  soUen  von  den  Priestern  erfüllt  werden,  welche 
dort  belassen  sind,  oder  wekdie  auf  diesen  Posten  ernannt  werden. 
Aber  wenn  diese  Verpflichtungen  wegen  ihrer  Verschiedenheit  nicht 
von  den  vorbezeichneten  Mönchen  erfüllt  werden  können,  sollen  sie 
gleichzeitig  wie  die  Keligiosen  an  das  Kloster  der  Basilianer  zu 
Warschau  übertragen  werden,  in  welchem  der  Unterhalt  dieser  Ueli- 
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S'mm  von  der  Krone  ans  ^diesen  nftmliehen  Fonds  bestritten  wird, 
ie  zu  treffenden  A»(Mrdnnngen  sind  der  unmittelbaren  Enlseheidiing 
der  DiOeesangewalt  von  Oheim  anheim  gestellt. 

Art.  6.  Die  Sängerschule,  welche  sich  in  dem  Klosterge- 
b&nde  von  Oheim  befindet ,  fährt  fort,  in  dem  nämlichen  Gebäude 
zn  bleiben.  Wenn  es  in  der  Folge  nothwendig  >vird,  diesem  Ge- 
bäude eine  andere  Bestimmung  zu  geben,  so  wird  für  diese  Schule 
ein  passendes  Local  auf  Kosten  des  Staatsschatzes  angewiesen  werden. 

Art.  7.  Die  Mönche  der  vier  aufgehobenen  griechischen  Klöster 
zu  Lublin,  Chelm,  Biala  und  Zamosc  haben  die  Wahl,  entweder  das 
klösterliche  Leben  nach  den  Regeln  ihres  Ordens  in  Warschau  fortzu- . 
setzen,  oder  lieber  sich  in's  Ausland  zu  begeben,  um  in  ein  grie- 
chisch-unirtes  Kloster  einzutreten,  indem  sie  dazn  einen  Beitrag  zn 
den  Beisekosten  nnd  'enia  jftbrliohe  Pension  erbalten. 

Art.  8.  Es  ist  dttijenigen  im  Art  7.  erwfthnten  Pefsotien, 
welcbe  in*8  Ausland  gehen  wollen,  eine  lebttislängliche  Pension  Ton 
150  Rubeln  (600  Francs)  für  die  Person  geiwfthit  von  dem  Tage  an, 
dass  sie  ihren  Wunsch,  ins  Ausland  zu  geben,  kundgegeben  ha- 
ben werden;  indem  diese  Auslage  aus  den  allgemeinen  Fonds  des 
Staatsschatzes  geregelt  werden  soll.  Diese  Pension  wird  ihnen  halb- 
jährlich vermittelst  der  russischen  Gesandtschaften  im  Ausland  aus- 
gezahlt, soweit  nicht  die  Personen,  welche  ein  Recht  auf  diese  Pen- 
sion haben,  an  feiudlicheu  Plänen  gegen  die  russische  Regierung 
Theil  nehmen. 

Art.  9.  Die  Reisekosten  bis  zur  Grenze  des  Königreichs  werden 
fÖr  die  Mdnohe,  welche  den  Wnnsdi  knndgegeboi  haben,  sich  in 
fremden  Ländern  niederzulassen,  Ton  der  Krone  getragen.  Ausserdem 
wnd  man  jedem  von  diesen  Mönchen  gratis  einen  Auswandemngs-Pass 
liefern,  und  an  der  Grenze  werden  sie  zur  Fortsetzung  ihrer  Reise 
eine  einmal  gezahlte  Unterstützung  von  25  Silberrubeln  (100  Fr.)  er- 
halten, welche  vom  Staatsschatz  selbst  voraus  entnommen  wird. 

Art.  10.  Eine  Spezial  -  Commission  unter  dem  Vorsitze  des 
Haupt-Directors  des  Innern  und  des  Cultus  ist  beauftragt,  binnen 
möglichst  kurzer  Frist  einen  Budget-Ansatz  der  zum  Unterhalte  des 
griechisch-unirten  Klosters  zu  Warschau  nöthigen  Fonds  aufzustellen 
und  durch  das  constituirende  Comit^  des  Königreichs  der  kaiserlichen 
Sanction  zu  unterbreiten,  sowie  auch  Pläne  für  die  andern  Vorschriften 
und  Weisungen,  welche  dieses  Kloster  betrefien. 

Art.  11.  Um  den  griechiseh-unirten  Mdnehs^Elenis  zu  seinen 
wahren  Pflichten  znrfickznföhren,  fallen  alle  unbeweglidien  Gflter  der 
vier  nunmehr  aufgehobenen  SSiteter  und  des  Klosters  von  Warschau, 
sowie  auch  die  Capitalien,  einerlei,  wo  sie  gelegen  sind,  unmittelbar 
an  den  Staatsschatz  und  sind  der  ToUstftndigen  Verfügung  der  Euuinz* 
CTommission  unterworfen. 

Art.  12.  Eine  Spezial  -  Commission  ist  beauftragt,  genau  m 
untersuchen  und  festzustellen,  zu  welchem  Gebrauche  der  AVohlthä- 
tigkeit  oder  des  öffentlichen  Nutzens  die  Gebäude  verwendet  werden 
sollen,  welche  nach  Aufhebung  der  Klöster  übrig  bleiben,  indem  dazu 
einige  Mitglieder  der  CommissioA  der  Finanzen  und  andere  zustän- 
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dige  Behörden  verwendet  werden  sollen.  Die  Beschlüsse  der  Commission 
treten  nach  ihrer  G^nehmigiing  durch  das  OiganisaUoiifi-Ckniiitä  d« 
Königreichs  unmittelbar  in  Kraft. 

Art.  13.  Nachdem  ein  nicht  zehn  Procent  überschreitender 
Abzug  gemacht  ist,  wie  es  unumgänglich  ist  zur  Bestreitung  der 
Verwaltuügskosten,  und  die  fiir  den  Unterhalt  des  Klosters  der  i3asi- 
lianer  zu  Warschau  nöthigen  Fonds  zurückbehalten  ist,  sollen  die 
Einkünfte  der  unbeweglichen  Güter  der  griechisch-unirten  Klöster  zur 
Verbesserung  der  Stellung  des  griechisch-unirten  Klerus,  welcher  den 
Dienst  an  den  P&rrkirchen  vertritt,  \  erwendet  werden  und  die  Oafit»- 

wel(die  dsn  nftmlichen  Klöstern  gehören,  sollen  muaittelliar  zum 
Wiederaufbau  der  Ter&Uenen  griedusch-unirten  Kaeheu  verwendet 
werden. 

.  Art  14.  Die  SdittldentHgungs-CominiBskMi  dee  Königreichs  ist 
besonders  beanftragt,  dardber  zu.  wacben,  dass  die  im  Art.  13.  vor- 
erwähnten EuikünHe  und  Capitalien  nicht  zn  irgend  einem  andevoB 
Zwecke  verwendet  werden,  als  zu  denjenigen,  welche  sich  in  dmi  ge- 
genwärtigen Reglement  bezeichnet  linden.  Die  besagte  Oommissioii 
soll  alljährlich  dem  Administrationsrath e  des  Königreichs  eine  Rech- 
nungsablegung  unterbreiten,  worin  alle  wirklich  vollzogenen  Ausgaben 
im  Detail  verzeichnet  sind.  Gemäss  einem  Spezialreglement,  welches 
zu  diesem  Zwecke  publicirt  werden  soll,  sollen  Mitglieder  des  grie- 
chisch-unirten Klerus  der  Schuldentilgungs- Commission  des  König- 
reichs für  die  Geschäfte  dieser  Categorie  beigesellt  werden. 

Art.  15.  Das  gegenwärtige  Reglement  soll  unmittelbar  in  die 
Gesetzessammlung  eingerückt  und  die  unmittelbare  Ausführung  den  zu- 
ständigen Behörden  anvertraut  werden. 

LXXXVllI.  Brief  des  Monsgr.  Kalinski,  Bischofs  von  Cbelm,  an  den  heiligen  Vater 
über  die  Schwierigkeiten,  auf  weiche  er  wegen  seiner  Consecratioa  stOsst. 

Jam  nralti  effluxemnt  menses  a  die  praeconizationis,  qua  Sanc- 
tissimus  Dominus,  omnium  Christi  fidelium  pastor  et  pater,  ovile 
Chelraensepascendum  mihi  concredidit ;  jam  totus  praeterit  annus,  ex  quo 
juxta  expressam  voluntatem  Sanctitatis  Suae  occupavi  regimen  com- 
niissae  mihi  cathedrae,  et  relationem  hac  super  re  Sanctissimo  Do- 
mino sub  die  31.  augusti  18(33  a.  n.  644  feci,  atque  mediante  guher- 
nio  meo  transmisi;  et  tarnen  praescnpto  canonura  de  suscipienda 
consecratione  episcopali  iterum  iterumque  mihi  commendata,  non  est 
ftetnm  satis.  Evemt  hoc  non  mea  culpa  vel  negligentia,  omnem 
emm  movi  lapidem,  ut  litteraa  liberi  passns  in  Galidani  AustriM 
apnd  gnbeminm  Pohmkam  efflagitarem;  sed  omnibuB  meia  in  hac 
re  conatibos  infelieea  ohreimiatantia»  obatant  Hiodie  videntor  esse 
periculosissima  pro  nnitia  Ghelm^bus  tempora.  Qoanto  dolore 
repletum  eat  cor  meum,  soll  Deo  optimo  maximo  notum  est,  in  ano 
spem  meam  reposoi.  De  his  certiorem  faemido  Sanctiannuim  Do- 
minum, ad  pedes  Eius  provolutus  enixe  precor,  ut  ad  accelerandam 
consecrationem  meam  niediis  sibi  notis  succurrere  dignetur. 

Sanctitatis  Vestrae  humillimus  servus  et  obedientissimua  filius 
Chelmae  in  Begno  Poloniae  die  28.  julii  1864. 
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LXXXIX.  Zweiter  Brief  desselben  Pritaien  in  den  beiligen  Vater  voni  28.  Juli 
1865  Aber  seine  Differenzen  mit  der  nusischen  Regierang. 

In  meis  angnstiis  et  tribulationibiis  aimUnm  Sanetissiim  Do» 
imni,  rapremi  pastoris  Eedesiae  Christi,  exorare  consultum  et  neces- 
sarium  duxi.  Quoniam  conventio  inter  Sanctissimum  Dominum  et 
serenissimum  Russiae  Imperatorem  inita  non  meminit  expresse  dioe- 
ceseos  Chelmensis  unitorum  in  Polonia  sitae,  officiales  gubernii  huia- 
tis  affirmant,  eandem  dioecesim  praetermissam ,  et  a  beneficiis  con- 
cordati  exclusam  fuisse.  Tnde  maxima  sequuntur  ecclesiae  damna 
et  incommoda;  episcopo  enim  ad  provisionem  officiorum  in  seminario 
dioecesano  Chelmensi  procedere  volente,  regimen  provocat  se  ad  con- 
stitutionem  seminarii  praedicti,  per  Yicannm  capitnlarem  episcopum 
in  partibus  Joannem  Teraszldewicz  olim  8ab8(aip&m.  QaamTis  autem 
idem  Yicarias  capitnlaris,  aoceptis  duabas  jnssii  Sanetissimi  Domini 
scriptis  monitoriis  littens,  dictam  constitntionem  seminarii  a.  1860 
revocasBet,  protestando  coram  legimine,  se  non  habuisse  potestatem 
rennntiaadi  juri  electionis  atque  nominationis  ofßcialium  seminarii, 
suumque  factum  contrarium  canonibus,  concordato  et  expressae  volim- 
tati  Summi  Pontificis  fuisse;  protestationis  tarnen  ejusoiodi,  nec  non 
provocationis  subscripti  episcopi  ad  saepe  dictum  concordatura,  hodier- 
num  gubernium  nullam  habet  rationem.  Dignetur  igitur  Sanctitas 
Sua  apud  serenissimum  Imperatorem  iiistare  ac  efficere,  ut  dicta  con- 
ventio ad  dioecesim  Chelmensem  unitorum  in  Polonia,  qui  aeque  ac 
latiui  sunt  religionis  romano-catholicae,  expresse  extendatur  et  appli- 
oetmr.  Sanctissiiiii  Domini  hmnlUimna  servns  et  obedientiseimiis 
tilins. 

XC.  Offlcielle  Note  vom  10.  Februar  1865,  von  S.  E.  dem  Cardinal-Staatsserretär 
an  den  Herrn  BevoUmficbtigten  von  Russland  gericbtel,  um  wegen  der  Hinder- 
nisse  Beschwerde  m  Ahreo,  mit  denen  die  Consecration  des  Moimgr.  KalinsU, 
Blscbofe  von  Cbdm,  und  die  AnsQbung  seines  bischOflieheD  Amies  blngeballen 

wird.   [Im  röm.  Original  iUlienisch.J 

Als  allgemeines  Oberhaupt  der  ganzen  Kirche  und  als  Vater  der 
Gläubigen  kann  der  Papst,  ohne  die  heiligen  Pflichten  seines  aposto- 
lischen Amtes  und  des  eigenen  Gewissens  zu  verletzen ,  nicht  unter- 
lassen, zu  der  Gerechtigkeit  Sr.  Majestät  des  grossmächtigsten  Kaisers 
von  ganz  Russland,  Königs  von  Polen,  seine  Zuflucht  zu  nehmen  wegen 
einiger  Ereignisse,  denen  er  mit  Rücksicht  auf  ihre  Notorietät  Glau- 
ben beizumessen  sich  gedrungen  fühlt,  und  welche,  da  sie  den  In- 
teressen der  Kirche  im  höchsten  Grade  nachtheilig  sind,  seinem  väter- 
üehen  Herrn  die  tlefete  Betrabniv  venirsachen. 

Es  .18t  nftmüdi  zur  Ejemdause  Sr.  Heiliekeit  gelangt : 
1\  DasB  dem  Mons|fr.  Kalinski,  welcher  in  dem  Consistoximn 
vom  16.  Mftrz  1863  als  Bischof  von  Beltz  und  Coadjutor  des  Bisehofe 
?on  Chelm  präconisirt  wurde,  die  bischöfliche  Weihe  von  der  Re- 
gierung unmöglich  gemacht  wird,  indem  man  ihm  einerseits  nicht 
gestattet,  die  Grenzen  des  Kaiserreichs  zu  überschreiten,  andererseits 
einem  uniiiien  Bischof  des  ruthenischen  Ritus  nicht  erlaubt,  das  Ter- 
ritorium Sr.  k.  k.  Majestät  zu  betreten,  um  die  erwähnte  Consecration 
vorzunehmen. 
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2.  Dass  man  denselben  Monsgr.  Kaliiiski  in  der  freien  Leitiuig 
seines  DiOcesansemüiars  nach  Massgabe  des  Concordates,  namentlid 
in  Ernennang  und  Entfernung  der  Professoren  und  Doctoren,  be- 
Undert. 

3.  Dass  ihm  gleicherweise  verboten  ist,  auf  die  katholische  üni- 
Tersitftt  Warschau,  selbst  auf  eigene  Kosten  die  Alumnen  seines  Se- 
minars zu  senden,  welche  besondere  Anlagen  zeigen  und  zu  der  Hoff- 
nung berechtigen,  dass  sie  zum  geistigen  Nutzen  dieser  wichtigen  | 
Diöcese  in  der  Wissenschaft  sich  auszeichnen  werden. 

4.  Dass  durch  ein  Gesetz,  von  Sr.  k.  k.  Majestät,  wie  behauptet 
wird,  im  Juli  1.  J.  erlassen,  das  Präsentationsrecht  auf  die  Pfründen 
den  alten  reclitmässigen  Patronen  entrissen,  und  für  die  Lateiner  den 
betreffenden  Gemeinden  und  für  die  Ruthenen  einer  Regier ungs-Com- 
mission  zugewiesen  wurde,  welche  auch  schon  einer  und  derselben 
Person  zwei  Beneficien  mit  Seel8or|e  zu  übertragen  wagte. 

Wenn  nun  gldch  ein  Bischof  durch  die  Fl^onisation  von  dem 
Oberhaupt  der  £rche  die  Jurisdiction  zur  Verwaltung  der  seiner 
Hirtensorgfalt  anvertrauten  Diöcese  empfilngt,  so  empföngt  er  dooh 
die  Weihegewalt  und  die  Fülle  des  Priestertljums  erst  durch  die 
bischöfliche  Consecration.  Dieselbe  gehört  daher  zum  Innern  Wesen 
des  Episcopates,  und  ohne  sie  können  die  Obliegenheiten  einos  Bischof-^ 
nicht  in  allen  ihren  Theilen  erfüllt  werden,  und  würde  in  kurzer  Zeit 
die  Fortpflanzung  des  katholischen  Priesterthums  aufhören.  Deshalb 
belegt  auch  das  canonische  Recht  Bischöfe,  welche  sie  ohne  recht- 
mässiges Hinderniss  hmausschieben,  mit  schweren  Strafen. 

Aus  dieser  Erwägung,  welche  sich  aus  der  Natur  der  Sache  vo» 
selbst  ergibt,  werdmi  Ew.  H.  wohl  erkennen,  wie  nothwendig  es  sei,  daas 
die  Benerung  Seiner  Majestät,  worauf  der  unterzeichnete  Cardioal 
bereits  in  den  mtindlichen  Mitthdlungen  im  Februar  und  Noveniber 
des  verflossenen  Jahres  gedrungen  hat,  jedes  Hinderniss  der  beschleu- 
nigten Consecration  des  präconisirten  Bischo£si  von  Chelm  beseitige, 
wofiir  das  dringendste  Bedürfniss  spri<^t,  wenn  man  die  lange  Zeit 
bedenkt,  während  welcher  diese  Diöcese  zuletzt  verwaist  gewesen,  und 
ferner  den  Umstand,  dass  dieselbe  in  dem  ausgedehnten  Reiche  Sr.  k.  1^- 
Majestät  einzig  und  allein  vom  ruthenisch-unirten  Bitus  für  die  Ordiiw- 
tion  der  Diener  des  Altars  übrig  geblieben  ist. 

Sollte  sich  aber  bestätigen,  was  dem  heiligen  Vater  mitgetheilt 
wurde,  dass  nämlich  das  Hinderniss  der  Consecration  des  Monsgr. 
Kalinski  derzeit  von  Streitfragen  herrühre,  welche  leider  von  einem  j 
Priester  seiner  DiOcese  gegen  um  erhoben  wurden,  so  ist  der  unte^  | 
zeichnete  Cardinal  Ton  Sr.  Heiligkeit  bevoUmiehtiget,  Ew.  H.  su  fs^  ' 
sichern,  dass  Se.  Heiligkeit  selbst  darin  kdne  Sehwieriskeit  findet»  > 
eine  derartige  StreiiBMhe  zu  geeigneter  AUifllfe  Tor  äea  heiügss 
Stuhl  zu  ziehen. 

Ausserdem  ist  es  von  grOsster  Wichtigkeit,  dass  die  Autorität 
des  Bischofs  von  Chelm  in  Betreff  des  Unterrichtes  und  der  Leitao^ 
des  Seminars  nicht  im  Mindesten  behindert  werde. 

Wenn  der  Bischof  laut  Art.  XIII.  des  Concordates  der  einzige 
Richter  und  Verwalter  der  ^chenangelegenheiten  seiner  Diöcese  iäti 
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stets  unbeschadet  der  dem  apostolischen  Stuhle  schuldigeii  Unterwer- 
fung, so  niiiss  er  es  um  so  mehr  in  alle  dem  sein,  was  den  Unter- 
richt und  die  Leitung  seines  Seminars  betrifft,  in  welchem  die  Diener 
der  Kirche  Gottes  zur  iVömmigkeit,  Wissenschaft  und  Disciplin  an- 
geleitet werden  müssen. 

Und  das  mit  gutem  Grunde.  Denn  da  in  den  Seminarien  die 
für  den  Kirchendienst  bestimmte  Jugend  zu  dem  heiligen  Amte  des 
Altares  erzogen  wird,  indem  sie  sich  mit  allem  Ernste  der  Wissen- 
schaft der  göttlichen  lieligion  widmet,  welche  die  Geheimnisse  und 
Dogmen  des  von  Gott  seiner  Kirebe  offenbarten  Glaubens  omfasst, 
femer  die  Sittenlehre,  welche  die  Gebote  Gottes  entbSlt,  nnd  endlich 
die  Idrcbendisciplin,  die  über  den  Emst  und  die  Reinheit  des  kleri- 
kalen Lebens,  über  die  Ceremonien  beim  Gottesdienste  und  die  Art 
und  Weise  der  Verwaltung  der  Sacramente  handelt,  so  wird  Ew.  H. 
wohl  erfassen,  wie  hart  es  wäre,  wie  schimpflich  für  die  heilige  Kirche 
Gottes,  wie  nachtheilig  für  das  geistige  Wohl  der  Seelen  und  auch 
wie  verkehrt,  wenn  die  Diöcesanseminare,  welche  die  heiligste  Hinter- 
lage und  die  schönste  Hoffnung  der  Kirche  bilden,  in  ihrem  Lebens- 
nerv, Unterricht  und  Leitung,  nicht  ganz  und  gar  von  der  Autorität 
des  Bischofs  abhingen.  Und  das  stimmt  nicht  nur  mit  den  cano- 
nischen Vorschriften  der  katholischen  Kirche  übereiu,  sondern  wurde 
auch  in  den  Artikeln  XXI.  und  XXII.  des  im  Jahre  1847  zwischen 
dem  heiligen  Vater  und  Seiner  k.  k.  Majestät  abgeschlossenen  Con- 
cordätes  ausdrücklich  festgesetzt.  Ebenso  hat  Her  unterzeichnete 
Cardinal  nicht  verfehlt,  bei  den  mündlichen  Eröffnungen,  welche  in 
den  Jahren  1857  und  1864  stattfanden,  darauf  zurückzukommen. 

Was  dann  die  Entsendung  der  Alumnen  des  Seminars  zu  Ghelm 
an  die  katholische  Universität  Warschau  betrifft,  so  ruft  derselbe 
Cardinal  -  Staatssecretär  Ew.  H.  die  mündlichen  Mittheilungen  in's 
Gedächtniss  zurück,  welche  der  russischen  Gesandtschaft  am  19.  No- 
vember 1857  und  am  24.  Februar  des  abgelaufenen  Jahres  1864 
gemacht  wurden. 

Endlich  lenkt  der  unterzeichnete  Cardinal  die  Aufmerksamkeit 
Ew.  H.  aut  das  Gesetz,  welches  jüngst  erlassen  worden  sein  soll,  mit- 
telst dessen  Seine  Majestät  das  Präsentationsrecht  der  Privatpersonen 
auf  Eirchenpfründen  aufgehoben  und  es  aus  eigener  Machtrollkom- 
menheit  in  B^g  auf  die  unirten  Buthenen  für  die  eigene  Begierung 
in  Anspruch  genommen  und  in  Bezug  auf  die  Lateiner  den  betreffen- 
den OiTilg^einden  zugetiheilt  hat. 

In  dieser  Hinsicht  hält  der  unterzeichnete  Cardinal  nicht  für 
nöthig,  auf  die  besonderen  und  feierlich  von  den  erlauchten  Vor- 
&hren  Seiner  Majestät  zur  Zeit  der  nacheinanderfolgenden  Trennungen 
und  Theilungen  des  Königreichs  Polens  abgeschlossenen  Verträge  und 
namentlich  auf  die  vom  18.  September  1773,  und  13.  Juli  1793  zu- 
rückzukommen, und  begnügt  sieh  einzig  und  allein  mit  der  Pflicht, 
Sie  darauf  aufmerksam  zu  niaclien,  dass  das  Patronatsrecht  bei  Kir- 
chenpfründen,  unter  welchen  die  Seelsorgepfründen  die  erste  Stelle 
einnehmen,  nur  ein  aus  Wohlwollen  und  Erkenntlichkeit  fliessendes 
Zugestandniss  ist,  welches  unter  bestimmten  Bedingungen  au  Cor- 
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porationen  und  Personen  von  der  katholischen  Kirche  yerliehen  wurde, 

die  jederzeit  das  höchste  Interesse  ffir  die  Uebnng  dieses  Rechtes  be- 
wahrt, da  dasselbe  dahin  zielt,  nameDÜich  die  Piarrkirchea  mit  ge- 
eigneten Seelsorgern  zu  versehen. 

Hieraus  werden  Ew.  H.  ersehen,  dass  es  nicht  in  der  Macht  der 
Regierung  Sr.  k.  k.  Majestät  gelegen  ist,  über  dieses  Patronat  in  der 
oben  angegebenen  Weise  ohne  vorausgehende  Verständigung  mit  dem 
heiligen  apostolischen  Stuhle  zu  verfugen. 

Während  der  unterzeichnete  Cardinal  im  Auftrage  des  heiligen 
Täters  dagegen  seine  gerechten  Besehwertai  der  Bogpernng  Sr.  k.  k. 
Migest&t  vorlegt  und  um  Anfliebw  des  erw&hnten  Geseäes  bittet» 
ist  es  dessen  Micht,  Ew.  H.  znglei<£  in  Eenntnlss  za  setzen,  dass  es 
f&r  MonsffF.  KaUnski,  Bischof  von  Oheim,  anf  alle  Fälle  ganz  und  gar 
unmöglich  ist,  jenen  Individuen  die  canonische  Einsetzung  zu  erth ei- 
len, welche  nach  vorausgehender  entsprechender  Prüfung  nicht  in 
jeder  Hinsicht  als  geeignet  erscheinen,  oder  jemals,  ohne  ai^drückliche 
Genehmigung  des  neiligen  Stuhles,  die  Anhäufung  v<mzwei  Seelsorge- 
pfrunden  in  einer  und  derselben  Person  zuzulassen. 

Das  sind  die  hauptsächlichsten  der  namentlich  die  Eutheuen  be- 
treffenden thatsächlichen  Punkte,  welche  zur  Kenntniss  Sr.  Heiligkeit 
gekommen  sind,  und  die  der  unterzeichnete  Cardinal -Staatssecretär 
Ew.  H.  mitzutheilen  hat,  um  sie  gefälligst  zur  Kenntuissnahme  Sr. 
k.  k.  Majestät  gelangen  zu  lassen  und  durch  Ihre  gütige  Vermitteluug 
die  Bitten  unterstützen  zu  wollen,  welche  Se.  Heiligkeit  selbst  in 
Erfüllung  ihres  höchsten  apostolischen  Amtes  der  Gerechtigkeit  und 
der  GroBsmuth  des  erhabenen  Monarchen  vorzutragen  sidi  gezwun- 
gen sah. 

Nachdem  der  unterzeichnete  Gardinal-Staatssecretfir  durch  diese 
Mittheilung  dem  Befehl  des  heiligen  Vaters  entsprochen,  benützt  er 
•  diesen  Anlass,  um  £v.  H.  die  Versicherungen  seiner  ausgezeichneten 
Hochachtung  zu  erneuern. 

XCr.  Circular  des  Herrn  Fürsten  Tcberkaski  vom  6.  (18.)  Februar  1865  an  die 
BiacMfe  des  KeiUgreid»  Polen,  wodoreb  die  VerOlltotlieiiiiiig  der  Hirtenbrief^ 
und  kirtlilielien  Verordnunzen  derselben  neuen  Hemmnissen  onlerworftn  wird. 

[Im  röm.  Original  frnnzöslsch.] 

Bei  Gelegenheit  der  im  Jahre  1864  erlassenen  kaiserlichen 
Ukase  und  anderen  Kegierungs- Anordnungen  über  die  Keform  der 
Bauern  und  über  die  Keorganisation  des  römisch-katholischen  Mönchs- 
klerus im  Königreich  Polen,  haben  sich  mehrere  katholische  Bisehöfe 
in  ihren  Vorstellungen  an  die  Civilgewalt  des  Königreichs  erlaubt, 
nicht  allein  gegen  diese  Massregeln  zu  reclamiren  und  die  besagten 
Ukase  nach  ihrer  Anschauungsweise  zu  übersetzen,  sondern  auch  noch 
Schwierigkeiten  in  der  AusfUining  dieser  Ukase  und  dieser  Regie- 
rnngs -Anordnungen  zu  zei|;en.  Ausserdem  haben  mehrere  BiseMle 
das  im  Jahre  1862  den  BischQto  des  Königreichs  belassene  Becht, 
aus  ihrer  eigenen  Macht?olIkommenheit  Circmarreriügungeu  in  ihren 
Diöcesen  über  rein  religiöse  C^enstände  zu  eriassen,  missbrancht 
und  angefangen,  in  ihren  Diöcesen  Circolftre  zu  publiciren,  in  wel- 
chen sie  nach  Gutdünken  die  Grenzen  der  rein  religiösen  Fragen 
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überschritten  und  die  BegierungB  -  Anordnoiureii  in  ein  falsches 
Licht  stellend,  sich  erlanbtä,  zweideutige  Ausdrücke  zn  gebrauchen, 
welche  dazu  dienten,  in  dem  Volke  der  Begiening  entgegengesetzte 
Anschauungen  zu  entwickeln. 

Se.  Excellenz  der  Qenerallieutenant  im  Königreiche,  hat,  um  das 
Land  zu  beruhigen ,  indem  er  ähnlichen  ungesetzlichen  Acten  ein 
Ziel  setzen  wollte,  es  für  nothwendig  befunden,  kraft  der  vom  Kaiser 
dem  Geticrallieutenant  des  Königreiches  übertrageneu  Vollmachten  die 
tolgenden  Massregeln  zu  treffen : 

1.  Zu  erklären  allen  katholischen  Bischöfen  und  Administrato- 
ren von  Diöcesen  im  Königreich,  dass  die  Ukase  und  die  kaiserlichen 
Anordnungen,  welche  im  Königreich  ergangen  und  bekannt  gemacht 
sind,  nicht  unter  die  Prüfung  Jemandes  fiillen,  sondern  von  allen  Unter- 
thanen  seiner  kaiserlichen  Majestät  ohne  Widerspruch  und  (^e.  Ver- 
zug ausgeführt  werden  sollen. 

2.  Zu  erklären  allen  Bischöfen  und  Administratoren  von  Diöcesen 
des  Königreiches,  dass,  weil  die  Nadigiebigkeit,  welche  man  för  sie  im 
Jahre  1862  gehabt  hat,  indem  man  ihnen  gestattete,  ohne  vorgän- 
gige  Bewilligung  Circuläre  über  rein  religiöse  Gegenstände  zu  publi- 
ciren,  Gelegenheit  zum  Missbranch  gegeben  hat ,  die  Regierung  sich 
in  der  Nothwendigkeit  sieht,  die  Kraft  dieser  Erlaubniss  aufzuheben, 
und  bis  auf  neue  Ordre  die  Publication  aller  Arten  von  Anordnungen 
und  Circulären  von  Seiten  der  Diöcesangewalten  des  Königreichs  nach 
den  Vorschriften,  welche  zu  diesem  Behufe  vor  1862  bestanden,  zu 
untersagen  und  vorzuschreiben,  dass  die  Bischöfe  und  die  Administra- 
toren bei  Strafe  Btkwmt  Verantwortlichkeit  keinerlei  Girenlar  pubM- 
ciren,  ohne  darüber  vorher  sich  mit  der  Begiemngs-Commission  des 
Innern  und  der  Oulte  zu  benehmen. 

Ich  beeile  mich,  Ew.  Hoheit  diesen  Willen  Sr.  Excellenz,  welcher 
sich  auf  die  vom  ^Kaiser  dem  Generallieutenant  übertragene  Gewalt 
stützt,  mitzutheilen ,  um  unverweilt  streng  und  unnachsichtlich  die 
in  den  zwei  vorausgehenden  Paragraphen  enthaltenen  Vorschriften 
auszuführen. 

XCD.  OfBelelte  HHlbeflang  der  Zeltomr  Dziemilk  WarsawsU  Ober  die  Geningen- 
nebmong  und  Verbannung  des  Monsgr.  Rzewuski,  Generalvicars  des  Moosgr.  Fe- 
liDsU,  welcbe  in  der  Nacbt  vom  26.  auf  den  27.  Oclober  1S65  erfolgte.  [Im  rOm. 

Original  italieniscb.] 

Freitag  den  15.  (27.)  October  ist  Monsgr.  Rzewuski,  Admini- 
strator der  Diöcese  Warschau,  auf  Befehl  der  Regierung  von  War- 
schau entfernt  und  ihm  die  Stadt  Astrachan  als  ständiger  Aufent- 
halt angewiesen  worden.  Dißm  Verehren,  zu  dem  die  Begierun^, 
noch  immer  hoffend,  dass  Monsgr.  BEewnski  die  mit  seiner  Wtirde 
verbundenen  Pflichten  endlich  doch  noch  besser  wahrnehmen  werde, 
schliesslich  nothgedrungen  ihre  Zuflucht  nahm,  wurde  veranlasst 
durch  die  Hartnftckigkeit,  mit  weicher  der  Administrator  während 
der  ganzen  Dauer  semer  Amtsführung  sich  unablässig  der  Ausfiih- 
mng  jeglicher  Anordnung  der  Regierung  widersetzte  und  sich  einer 
offenen  und  systematischen  Opposition  hingab,  die  an  sich  ebenso 
vergeblich  als  nachUieiüg  für  die  wohlverstandenen  Interessen  der 
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Kirche  selbst  war.  Dieses  Streben  zeigte  sich  Yon  dem  Augen- 
blicke an,  in  welchem  Monsgr.  Bzewitski  die  Leitung  der  Diöoese 
fibemalmL 

In  der  Zeit,  welche  bekanntlich  dnrch  eine  höchst  nnTernünt 
tige  nnd  yerbrecherische  Agitation  gekennzeichnet  ist,  ging  Warschau 
dem   ganzen  Lande  mit  dem  bedanerlichen  Beispiele  der  s.  g. 
Kirohentrauer  voran,  welche  einzig  nnd  allein  die  revolutionäre  Be- 
wegang  fördern  und  das  Volk  gegen  die  rechtmässige  Obrigkeit  1 
anSegen  sollte.   Monsgr.  Rzewuski   widersetzte  sich  ebenso  hart-  j 
näckig  der  Aiifliebung  der  Trauer  als  der  Wiederherstellung  des  Kir-  j 
chengeläutes  in  der  Diöcese  Warschau  und  nahm  so  aus  freien  Stücken 
die  schwere  Verantwortung  und  Haftbarkeit  für  die  verbrecherischen 
Bestrebungen  der  Feinde    der  Ordnung  auf  sich.    Selbst  als  der  ; 
Lauf  der  Dinge  den  Verwalter  der  Diöcese  Warschau  zwang ,  diese 
revolutionären  Manifestationen  nicht  weiter  aufrecht  zu  halten,  welclw 
übrigens  nicht  nur  der  ganzen  BeTOlkemng  des  Landes ,  sondern 
dem  Elems  selbst  Ustig  fielen ,  nnd  als  die  allmtiig  wiederheige- 
sfcellte  Ordnung  der  Dinge  die  verbrechenschen  Trftnme  verschendite, 
hat  der  Administrator  von  Warschan  die  versöhnliche  Gesinooiigt 
welche  unter  solchen  Umständen  seinem  kirchlichen  Berufe  ange- 
messen war,  leider  nicht  begriffen,  fuhr  fort,  den  Befehlen  der  Ee- 
gierung  nicht  zu  gehorchen,  und  änderte  auch  nicht  einmal  in  der 
Folge  das  frühere  Verhalten ,  nämlich  voranzugehen,  ohne  auf  die 
Befehle  zu  achten,  welche  ihm  ertheilt  wurden.    Ohne  von  der 
systematischen  Opposition  in  Kirchensachen,  soweit  sie  die  Kegie- 
rung  angehen,  abzulassen,  scheute  sich  Monsgr.  Rzewuski  nicht,  ^ 
die  wesentlichsten  Staatsgesetze  direct  und  olfen  zu  übertreten.  So  j 
hat  er  unter  Anderm,  trotzdem  dass  er  ausdrücklich  verwarnt  wurde,  ' 
die  directen  Communicationen  mit  dem  Nuntius  des  römischen  Hofes 
in  Wien  nicht  vermieden,  und  wagte  es  noch  zudem,  nachdem  9t 
von  diesem,  ohne  Yermittelung  der  Regierung,  religiöse  (}^genstSn<le 
des  Königreichs  betreffende  Verfügungen  erhalten  hatte,  am  IC 
August  unifenden  Jahres  ans  eigenem  Antrieb  nnd  ohne  Wissen 
der  Begierung,  wie  er  selbst  eingestand,  Abschriften  dieser  Ver- 
flQgnngen,  die  von  ihm  selbst  legalisirt  waren,  an  die  Consistorien 
der  andern  römisch-katholischen  Bischöfe  und  Diöcesanadministra- 
toren  des  Königreiches  zu  senden.  Diese  That,  w^elche  eine  offenbare 
und   vorsätzliche  Uebertretung  aller    obligatorischen  Gesetze  des 
Königreichs  begründet,  angefangen  von  dem  Decret  des  Königs  , 
von  Sachsen  und  Herzogs  von  Warschau  vom  10.  (28.)  Juli  1808  ^ 
bis  zum  allerhöchsten  Ukas  vom  6.  (18.)  März  1817,  welche  wie- 
derholt durch  andere  Verordnungen  bestätiget  wurden ,  durfte  man 
nicht  unbeachtet  lassen,  und  durch  sie  wurde  das  Mass  aller  Ge-  ' 
duld  erschöpft,  welche  die  Regierung  lange  Zeit  gegen  Monsgr.  i 
Bzewuski  einzuhalten  beschlossen  hatte.  > 

Unabhängig  von  diesem  höchst  gravirenden  Umstände,  welcher  i 
den  Hauptbeweggrund  zur  Entfernung  des  Administrators  bildete,  | 
vermochte  derselM  em  wenig  später  die  letstoi  Tage  seines  Auf*  | 
enthaltes  in  Warschau  gleichftlls  in  kirehlkiien  AngelegmiheiftsB  ^ 
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mit  einer  anderen  niclit  minder  schweren  Uebertretung  der  jüngsten 
Hcfelile  der  Kegiernng  zu  bezeichnen,  indem  er  anordnete,  dass 
in  einem  Kloster  zu  Warschau  die  Ordenspersonen  selbst  ungesetz- 
mässige  Wahlen  für  die  Klosterämter  vornahmen,  statt  in  eigener 
Person  eine  YartraueiiBperson  auszaw^len  nnd  sie  der  Qenelunigung 
der  Begiemng  yorznlegen  in  üebereinstimmmig  mit  Art.  30.  d«r 
mit  der  allerhöchsten  Bestätigung  versehenen  ^Ordnungen  vom  22. 
November  (4.  December)  1864  über  die  Erhaltung  und  Regelang 
der  römisch- katliolischen  Convente.  Diese  vom  Administrator  ange- 
ordnete Wahl  wurde,  trotz  des  erst  kürzlich  erschienenen  Gesetzes, 
absichtlich  mit  aller  möglichen  Solen nit;it  umgeben,  wie  die  zn  die- 
sem Zwecke  angestellte  Untersuclmng  nachweist. 

Dieses  neue  Beispiel  der  unvermeidlichen  Folgen  einer  frei- 
willigen Uebertretung  der  Gesetze  wird  dazu  dienen,  die  Achtung 
vor  dem  Gesetze,  welches  für  alle  gleich  und  für  alle  verbindlich 
ist,  immer  mehr  zu  befestigen ;  es  wird  gleichzeitig  den  Einlluss  des 
ganasen  gesunden  TheUes  des  Klerus  für  sich  haben,  welcher  die  Illusion 
ond  Schnld  der  letzten  revolntionftren  Bewegung  erkannte  nnd  sich 
dadurch  zn  überzeugen  vermochte,  wie  innig  das  Ansehen  nnd  der 
Vortheil  der  Kirche  mit  der  Achtung  vor  der  rechtmässigen  Be- 
giemng und  den  bestehenden  Gesetzen  verbunden  seL  Es  ist  nun- 
mehr Sache  des  Capitels  von  Waischau,  welches  die  .zeitweilige 
Leitung  der  Diöcese  ubernimmt,  die  Probe  zü  liefern,  dass  die  Er- 
fahrung der  vergangenen  Zeiten  für  den  römisch-katholischen  Klerus 
nicht  ohne  Wirkung  geblieben  ist,  und  es  ist  ihm  leicht,  dies  zu  zeigen 
durch  die  Wahl  eines  würdigen  Candidaten  zum  Administrator,  der 
von  der  Regierung  bestätiget  werden  kann,  was  dem  Capitel  bereits 
durch  den  Generaldirector  der  innern  und  kirchlichen  Angelegenhei- 
ten ganz  übereinstimmend  mit  Art.  9.  des  allerhöchsten  Ukas  vom 
6.  (18.)  Mftrz  1817  anempfohlen  worden  ist. 

Was  Monsgr.  Bzewoski  betrifft,  welcher  m  ein  entlejienes, 
aber  —  mit  Bflcksicht  anf  seine  Wflrde  nnd  sein  Alter  —  m  ein 
Land  mit  gemässigtem  Clima  verwiesen  wurde,  so  hat  die  Be- 
giemng demselben  die  Mittel  f&r  ein  geziemendes  Auskommen  in 
seinem  neuen  Aufenthaltsorte  zugesichert,  mit  einer  jährlichen  Ge- 
haltsanweisung, die  sich  in  derselben  Scala  bewegt,  wie  die,  welche 
schon  früher  für  den  Diöcesanbiscbof  von  Warschau  angenommen 
wurde. 

XCIIL  P&jMttidies  Schreiben  vom  24.  December  1865  an  den  CanOBicas  Szezy- 

giclski,  Generalvicar  der  Diöcese  Warschau. 

Dilecte  tili,  salutem  et  Apostolicam  benedictionem.  Ex  publicis 
ephemeridibus  cum  summa  animi  nostri  molestia  novimus  in  quibus 
tristissimis  sane  rerum  adjunctis  una  cum  istius  Metropolitani  templi 
canonicorum  coUegio  fueris  versatus,  postquam  dilectus  filius  Paulus 
Bzewuski,  istius  Archiei^isoopaUs  eeclesiae  Suffiraganeus  ac  Yicarius 
generalis,  et  a  Nobis  Episcopus  Pmsensis  in  partibus  infidelium  elec- 
tus,  fuit  violeoiter  alio  amancUitns.  Nobis  quidem  in  animo  est,  penes 
istnd  russieum  gubernium  vehementer  lamentari  hi^jusmodi  factum  et 
sna  natura  grave«  et  ob  eansast  quibus  est  commissum,  hmge  gia- 
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vissimiim.  Interkn  meritas  Tibi  landes  tribuimus^  dilecte  fili,  ob 
agendi  latlonem,  qua  nsus  es  in  tanti  momenti  le.  Com  autem 
timeanms,  ne  propter  tuam  aetatem,  multoqne  magis  propter  rerum 

tempornmque  aifficultates  cupere  possis  Te  abdicaro  a  Vicarii  gene- 
ralis niunere  Tibi  commisso  a  venerabili  fratre  Sigismundo  Feiice 
Varsaviensi  Antistite  in  exilium  pulso,  ubi  idem  dilectus  filius  lize- 
wuslii  fuisset  amotiis,  quemadmodiim  evenit;  idcirco  hisce  litteris  Te 
quanta  maxima  possiimus  coiitentione  exhortamur,  Tibique  in  vlr- 
tnte  sanctae  obedientiae  mandamus,  ut  eodem  Vicarii  generalis  munere 
fungi  pergas,  quandoquidem  in  praesenti  rerum  conditione  id  ad  eccle- 
siae  rationes  animanunqne  salnton  necessarium  omnino  esse  existi- 
manras.  Qaod  si  tuae  aetatis  ant  valetadinis  causa  imqnam  aliq^uo 
indigerea  axnilid,  nt  delati  Tibi  mnneris  f  ariee  fiEualins  ei  accnratius 
explere  qneas,  optime  nosciB,  dilecte  fili,  te  pollere  Hw^nltate  eligendi 
ac  delegandi  dios  probos  idoneosqne  ecdesiasticos  vlros.  Vennn 
Tolnmns,  ut  hi  tui  delegati  a  te  Semper  pendere  debeant,  et  nun- 
quam  ipsi  possint  praetergredi  facultates  et  monita  atque  instru- 
ctiones  a  Te  eisdem  datas.  Quod  si  infeliciter  id  eveniret,  Nos,  qao- 
ties  id  noscere  potuerimus,  haud  omittemiis  opportuna  suscipere  con- 
silia  juxta  rerum  rationem.    Qui  vero  a  Te  electi  fuerint  ad  pecu- 
liaria  raunera  obeunda,  debebunt  siiigula  acta  subscribere  —  N.  N.  Dele- 
gatus  Vicarii  Generalis  Archiepiscopi  Varsaviensis  — ,  quoties  non 
immineant  majora  discrimina  aut  aliter  necessitas  postulet,  quod 
Tuae  prudentiae  et  arbitrio  omnino  committimiis.    Te  vero  etiam 
atque  etiam  vehementer  exhortamur,  ut  inter  maximas  difficultates 
et  angustias  ne  despondeas  unquam  animum,  sed  conforteris  in  Do- 
mino et  in  potentia  virtntis  eins,  Ac  |^ro  certo  habe,  Nos  humiliter 
enixeque  a  Deo  e^oscere,  nt  necessanas  Tibi  vires  tribuat,  et  in 
abnndantia  coelestis  snae  gratiae  Tibi  semper  propitins  adsii^  Teque 
divina  sua  dextera  cnstodiat,  tneatur  atque  defendat.  Cujus  supemi 
praesidii  auspicem  et  praecipuae  Nostrae  in  Te  charitatis  pignus 
Apostolicam  benedictionem  effuso  cordis  affectu  Tibi  ipsi,  di&cte 
fili,  cunctisque  Varsaviensis  dioecesis  clericis  laicisqne  fidelibus  pen^ 
manter  impertimus. 

Datum  Bomae  apud  S.  Petr.  etc. 

XCIV.  Ikas  vom  14.  —  26.  December  1865  über  die  Organisaiion  des  Sficular- 
Kleras  und  der  katholiscben  KirchengQter  in  Polen.  [Im  röm.  Original  französisch.] 

In  unserem  Decret  vom  27,  Oct.  (8.  November)  1864  haben 
wir  die  Absicht  kundgegeben,  die  materielle  Lage  des  römisch- 
katholischen  Säcular-KIerus  im  Königreiche  Polen  zu  regeln  und  zu 
verbessern. 

Dieser  Klerus  war,  indem  er  seine  Unterhaltungskosten  aus 
verscbiedenen  Quellen  schöpfte,  welche  theils  aus  unbeweglichen 
Gutem,  theila  ans  Gapitalien,  theils  aus  znfUligen  Einnalmien,  theOs 
ans  einer  Unterstatzung  des  Staatsschatzes  befanden,  nicht  in  einer 
materiell  gesicherten  Stellung  und  die  grOsste  Zahl  der  Seelsorge- 
priester  der  Pfarrei  litt  selbst  an  Armuth  und  Entbehrungen. 

Diese  Stelinng  der  Mehrheit  des  Fto-Klenu  hatte  die  Anf- 
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nierksamkeit  unserer  erlauchten  Vorfahren  auf  sich  gezogen.  Der 
Kaiser  Alexander  L  setzte,  nachdem  er  durch  das  organische  Gesetz 
vom  6.  (18.)  M&rz  1817  die  ersten  Grundlaffeii  der  Organisatioii 
der  zatLichen  Interessen  des  rOmiseh-katholiscnen  Gultns  im  König- 
reiche  gelegt  hatte,  80|;leieh  daianf  ein  Spezialcomit4  ein  mit  dem 
Auftrage,  die  nothwendigen  Massregeln  vorzubereiten,  nm  die  Ein- 
künfte des  Klerus  regelmässiger  zu  vertheilen.  Unser  erlauchter 
Vater  hat  mehr  als  einmal  auch  auf  die  dringende  Nothwendigkeit 
hingewiesen,  die  Stellung  der  Seelsorgepriester  der  ärmeren  Pfar- 
reien zu  verbessern.  Aber  alle  diese  theüweisen  Anordnungen  sind  un- 
genügend geblieben. 

Um  endgültig  die  materielle  Lage  des  römisch-katholischen 
Säcular-Klerus  zu  verbessern,  ist  eine  allgemeine  und  bleibende  Mass- 
regel nothwendig. 

Zu  diesem  Zwecke  haben  wir  dem  Organisations-Comit^  im 
Königreiche  den  Auftrag  gegeben,  Entwürfe  ständiger  Budget-An- 
sätze auszuarbeiten  znr  Anwendung  auf  den  gesammten  rdmisch-katho- 
Hsf^en  Siems  des  Königreichs  Polen  mid  besonders  seine  Anfinerk- 
samkeit  auf  die  Lage  der  Pfiurreeistliehen  zu  richten,  die  nur  prec&re 
und  ungenügende  Snkunfte  haben. 

Indem  wir  finden,  dass  die  Entwürfe,  welche  uns  in  Folge 
dessen  vom  Generalstatthalter  des  Königreichs  unterbreitet  sind, 
nachdem  sie  im  Schoosse  des  für  die  polnischen  Angelegenheiten 
^gesetzten  Comit^s  durchgesehen  wurden,  den  Grundgedanken  des  Ge- 
setzes vom  6.  (18.)  M&rz  1817  gemäss  sind,  so  dass  sie  die  unent- 
behrliche Entwickelung  desselben  ausmachen  und  zur  geregelten 
Olganisation  der  Stellung  des  Klerus  beitragen,  haben  wir  für  nütz- 
lich erachtet,  diese  Entwürfe  zu  sanctioniren,  und  demgemäss  haben 
wir  befohlen  und  befehlen  wir,  wie  folgt: 

Art.  1.  Um  auf  dauernde  Weise  die  Stellung  des  weltlichen 
römisch-katholischen  Klerus  im  Königreich  Polen  zu  sichern,  sind 
demselben  feste  Gehälter  in  Geld  aus  dem  Staatsschatz  angewiesen, 
deren  Grösse  in  den  dem  gegenwärtigen  Decret  beigesetzten  Budget- 
Ansätzen  festgsetzt  ist. 

Ali  2.  Eine  .  und  dieselbe  Person  kann  nicht  zwei  besoldete 
kirchliche  Aemter  zusammen  heUeiden.  Ausnahmen  von  dieser 
allgemeinen  Regel  werden  nur  unter  ganz  besonderen  Umständen  zuge- 
lamn  und  sollen  jedesmal  unserer  Sanction  unterbreitet  Werden. 

Art.  3.  Jede  Diöcese  wird  mit  einem  Diöcesan-Capitel  ver- 
sehen werden.  Zu  diesem  Zwecke  wird  das  Collegiab-Gapitel  der 
Stadt  Kielce  in  ein  Diöcesan-Capitel  umgewandelt. 

Art.  4.  Die  Diöcesan-Capitel  sollen  zusammengesetzt  sein: 
a)  aus  acht  Mitgliedern  mit  einer  regelmässigen  Besoldung,  d.  h. 
vier  Prälaten  und  vier  wirklichen  Domherren,  und  b)  aus  vier  nicht 
besoldeten  Ehren-Domherren. 

Anmerkung.  Der  Administrationsrath  entscheidet  auf  die  Präsen- 
tation der  Commission  des  Innern  und  der  Culte,  welches  die  Personen 
sind,  die  an  den  unter  die  obenerwähnten  Classen  gestellten  Capiteln 
theilnehmen. 
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Art  5.  Die  Collegiat-Capitel  von  Lowicz,  Paltusk,  Zamoäc, 
Kilin  and  Opi^w  BoUen  besteheii  bleiban,  indem  sie  jedes  drei 
PriHaten  und  vier  Bluren-Domhenren  behalten.  Da  diese  Gapitd 
keine  besondere  Thätigkeit  in  der  Verwaltung  ihrer  DiOcese  üben, 
so  werden  sie  ohne  Besoldong  sein. 

Art.  6.  Die  Ernennungen  zu  den  Wörden  eines  Prälaten  oder 
eiueg  wirklichen  oder  Ehren -Domherrn,  kann  nnr  im  Falle  einer 
wirklichen  Vacanz  in  dem  Capitel  stattfinden.  Diese  Ernennung 
wird  vor  sich  gehen  auf  Präsentation  der  Diöcesan-Gewalt,  und  wird 
von  dem  Verwaltungsrath  bostiitigt  werden. 

Art.  7.  Es  wird  ein  Decaiiat  für  den  Bezirk  errichtet.  Diese 
neue  Abgrenzung  der  Decanate  wird  bewerkstelligt  nach  einer  nachfol- 
genden Anordnung.  Es  werden  jedem  Decan  150  Kubei  Ergänzungs- 
gehalt  zuerkannt. 

Art.  8.  Die  Decane  werden  gewählt  von  der  Diöcesan-Gewalt 
und  in  ihrem  Amte  bestätigt  von  der  Verwaltungs-Commission  des 
Imisni  und  der  Gälte.  Die  Foncttonen  des  Decans  haben  keine 
bestimmte  Daner. 

Aamerkmg.  Zur  Zeit  der  neuen  Begrenzung  der  Decanate 
und  gemäss  dem  vorhergehenden  Artikel  geschehen  die  Ernen- 
nungen zum  Amte  eines  Decans  nach  vorgängigem  Einverneh- 
mm  der  Gommission  des  Innem  und  der  Culte  mit  den  DiCce- 
sangewalten. 

Art.  9.  Die  Pfarrseelsorgepriester  zerfallen  in  zwei  Classen. 
Die  Zahl  der  Seelsorgegeistlichen  dieser  beiden  Classen  in  jeder 
Diöcese  ist  durch  die  dem  gegeuwärtigeu  Decret  beigefügten  Budgetan- 
satze  bestimmt. 

Art.  10.  Es  sind  zu  Warschau  zwölf  Pfarreien  errichtet  an 
Stelle  der  .sechs  bestehenden  Piarreien.  Sie  werden  erster  Classe 
sein,  und  die  sie  besorgenden  Geistlichen  werden  ein  höheres  Gehalt  er- 
halten, als  ^e  Seelsorgegeistlichen  erster  Ghisse  anderer  Pfarreien. 

Art.  11.  Die  Yerw^tungs-Gommission  des  Lmem  und  der  Culte 
wird  nach  vorgängigem  EünTemehmen  mit  dem  Ortsbischof  bestimmen, 
welche  ausserhalb  Warschau*8  gelegenen  Pfarreien  zur  ersten  Olasse 
gehören,  und  welche  die  der  zweiten  Classe  sein  sollen. 

Art  12.  Die  Pfarrgeistiichen  können  nur  unter  dem  Welt- 
klerus ausgebildet  werden. 

Art.  13.  Die  Pfarrer  der  ersten  und  zweiten  Classe  werden 
in  ihrem  Amte  bestätigt  von  der  Verwaltungs-Commission  des  Inneru 
und  der  Culte,  auf  die  Präsentation  der  Diöcesangewalt  nach  der 
bestehenden  Ordnung. 

Art.  14.  Wenn  die  Verwaltungs-Commission  des  Innern  und 
der  Culte  auf  grössere  Schwierigkeiten  stossen  sollte,  einen  von  der 
Diöcesangewalt  präsentirten  Seelsorger  zu  bestätigen,  hat  diese  Gommis- 
sion das  Becht,  diesen  Candidaten  zur  zeitweiligen  Verwaltung  der  Pfar- 
rei unter  dem  Titel  eines  Vorstehers  zuzulassen  mit  der  ToUstftndigen 
oder  theilweisen  Gewalt  bis  zur  Ausgleichung  der  Schwierigkeiten. 

Art  15.  Pfarrverweser  werden  ernannt  für  die  nicht  in  der 
ersten  od»  zweiten  Glasse  enthaltenen  Ffiurreien.  Der  Titel  eines 
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Verwesers  wird  in  gleicher  Weise  den  Commendataren  (Gehülfen  der 
Pfarrer)  gegeben. 

Art.  16.  Die  PfaiTer,  welche  nicht  in  der  ersten  oder  zweiten 
Classe  einbegriffene  Pfarreien  verwalten,  werden  den  Titel  eines 
Pfarrers  behalten,  aber  sie  werden  Besoldungen  erhalten,  welche  den- 
jenigen entsprechen,  welche  die  ßudgetansätze  den  Verwaltern  zuweisen. 

Alt.  17.  Die  F&rryerweser  werden  in  ihrem  Amt  bestätigt 
von  der  AdmimsfcratiY-CcHiimission  des  Innern  imd  der  Gölte  auf  die 
Präsentation  der  Diöcesan^ewalten. 

Art.  18.  Ein  in  seinem  Amt  bestätigter  Verweser  kann  weder 
von  seiner  Pfarrei  enthoben,  noch  von  einer  Pflurrei  anf  die  andere 
versetist  werden  ohne  Zustimmung  der  Verwaltmigs^mmission  des 
Innern  und  der  Culte. 

Art.  19.  Wenn  ein  Pfarrer  oder  Verweser  beauftragt  ist,  zeit- 
weilig eine  benachbarte  Pfarrei  ausser  der,  welche  ihm  anvertraut 
ist,  zu  verwalten,  so  werden  ihm  ausser  dem  Gehalt,  welches  er  auf 
einen  ständigen  Titel  hin  empfängt,  50  Kübel  Zulage  zugestanden, 
welche  aus  den  in  Folge  der  Pfarrvacanzen  verfügbar  bleibenden 
Fonds  entnommen  werden. 

Art.  20.  Es  ist  den  Pfarrern  oder  Verwesern,  welche  bereits 
65  Jahre  oder  darüber  alt  sind  und  die  Ausübung  ihrer  Amtspflich- 
ten fortsetzen,  eine  Zulage  Ton  100  Bnbeln  zugestanden. 

Art.  21.  Die  Zahl  der  Yieare  in  den  Cathedralr,  Ck^Uegiat-, 
Pfarr-,  fOial-  und  anderen  Kirchen  wird  aufrecht  erhalten  ge- 
mäss  dem  Beschlüsse  der  Yerwaltungs-Commission  des  Öffentlichen 
Unterrichts  und  der  Culte  vom  25.  Sept.  (7.  Oct.)1817,  und  anderen 
Acten.  Die  Zahl  de  Vicare  der  neuen  Pfarreien  von  Warschau  wird 
festgestellt  von  unserem  Qeneralstatthalter  des  Königreichs,  nach 
vorgängigem  Einvernehmen  zwischen  der  Verwaltungs-Commisaion  des 
Inneni  und  der  Culte  und  der  örtlichen  Diöcesangewalt. 

Annierlyung.  Die  Priester,  welche  Präbendaten,  Mansionarii, 
Presbyteri  u.  s.  w.  genannt  werden,  werden  in  die  Categorie  der  Vi- 
care gesetzt. 

Die  Besoldung  der  Vicare  zu  Warschau  wird  von  unserem  Gene- 
ralstatthalter festgestellt  werden  auf  die  Präsentation  der  Verwal- 
tungs-Commission  des  Innern  und  der  Culte. 

Art.  22.  In  den  sehr  bevdlkerten  Pfiurreiai  haben  die  Land- 
bezirke ,  die  Gemeinden  und  selbst  die  Privatm  das  Becht,  auf  ihre 
Kosten  mit  Genehmigung  der  Commission  des  Innern  und  der  Culte 
und  der  Didcesan*Behörden,  Hülfsvicare  zu  unterhalten  ausser  den 
regelmftssiffen,  vom  Staate  besoldeten  Vicaren,  aber  unter  der  Be- 
dingung, dass  die  Besoldung  der  ersteren  in  keinem  Falle  unter  150 
Büheln  betrage,  ausser  passender  Wohnung  und  Heizung. 

Anmerkung,  In  den  Filialkirchen  können  keine  Hülfsvicare 
ernannt  werden. 

Art.  23.  Die  im  Art.  21.  bezeichneten  regelmässigen  Vicare 
werden  von  der*  Diöcesangewalt  ernannt,  unter  Zustimmiincr  der  Com- 
mission des  Innern  und  der  Culte.  In  Betreff  der  Ernennung  der 
HülfEivicare,  welche  im^Art  22.  genannt  sind,  unterrichten  sich  die 


Digitized  by  Google 


428     Urkanden  zw  pipstllcheo  Denkschrift  vom  15.  November  1866. 

Diöcesanbehörden  voigängig  bei  dem  Ortsgouverneur ,  ob  er  nicht 
eine  Einwendung  gegen  die  Wahl  ihres  Candidaten  zu  erheben  hat, 
worauf  sie  Mit&eilung  von  ihrer  Wahl  an  die  Verwaltimgs-ComniiB- 
non  des  Lmem  und  der  Gälte  machen. 

Art.  24.  Da  der  rOmlsch- katholische  WeUUenis  des  König- 
reichs Polen  Ton  non  an  mit  Besoldung  versorgt  wird,  welche  fest  und  i 
regelmässig  in  gleichmässiger  Weise  vertheilt  ist,  so  gehen  Alle  be-  ! 
weglichen  und  unbeweglichen  Güter,  sowie  die  Capitalien,  welche  dem  | 
Klerus  oder  religiösen  Instituten  gehören,  wie  solche  der  Pfarreien, 
Capitel,  Kirchen,  Seminarien,  Consistorien  etc.  in  die  völlige  Angehö- 
rigkeit und  die  Verwaltung  des  Staatsschatzes  über  gemäss  den  An- 
ordnungen der  ErgänzungSTorscbrift,  welche  dem  gegenwärtigen  De-  | 
cret  angehängt  ist. 

Art.  25.  Alle  die  Einkünfte,  welche  aus  dem  im  vorhergehen- 
den Art.  erwähnten  Eigenthum  und  Capitalien  hervorgehen ,  sollen, 
indem  sie  an  den  Fiscus  übergehen,  ausschliesslich  zum  Unterhalt  des 
römisch-katholischen  Klerus  und  der  Institute  dieser  Kirche  verwendet 
werden.  Indem  diese  Eünkfinfte  nidit  genügend  sind,  tun  alle  die 
regelmässigen  Besoldungen  zu  hestreiten,  so  wird  der  Staatsschati 
den  Best  Mitragen,  gemftss  dem  Art.  87.  dieses  Decretes. 

Art  26.  Die  Verwaltung  der  ohen  erwähnten  Einkünfte  wird 
▼on  der  Schuldentilgungs-Commission  des  Königreichs  beaufsichtigt, 
welche  jährlich  dem  Verwaitongsrath  einen  eingehenden  Bericht  über 
.  alle  wirklich  vollzogenen  Ausgaben  erstatten  wird.  Gemäss  dem  Spe- 
zialreglement ,  welches  zu  diesem  Behufe  bekannt  gemacht,  sollen  ^ 
Mitglieder  des  römisch-katholischen  Klerus  der  Commission  lur  diese 
Art  von  Geschäften  beigegeben  werden. 

Art.  27.  Die  bestehende  Vorschrift,  wonach  es  untersagt  ist, 
den  Zehnten  des  römisch-katholischen  Klerus  einziehen  zu  lassen,  sei  j 
es,  indem  man  Einsammler  bei  den  Steuerbaren  aufstellt,  sei  es  aaf 
dem  Wege  der  Verwaltung  oder  des  Gerichtes,  ist  in  ihrer  ganzen 
Kraft  aufrecht  erhalten.  Es  ist  gleichfalls  verboten,  auf  diese  Weise 
die  Einziehung  der  rfickständigen  Zehnten  zu  bewerkstelligen. 

Art.  28.  Die  Mitglieder  des  römiscfa-katholiseheir  mma  soUeiif 
indem  sie  zu  ihren  Functionen  berufen  werden,  yon  den  Stempelge- 
bühren befreit  werden,  welche  durch  die  Art  83.  und  84.  des  Stem- 
pelgesetzes festgesetzt  sind.  ^ 

Art  29.   Der  für  die  Führung  der  Acten  des  Civilstandes  der  • 
Personen  des  römisch-katholischen  Cultus  und  für  die  Abschriften  der  , 
Matrikel-Register  angewiesene  Gehalt  ist  denen,  welche  die  Pfarreien 
Toisehen,  zu  überlassen,  um  sie  für  ihre  Arbeit  zu  entschädigen. 

Art.  30.   Die  für  die  religiösen  Ceremonien  empfangenen  Ein-  j 

künfte  (jurae  stolae)  sollen  vollständig  in  ein  paragraphirtes  Verzeich-  ' 

niss  eingetragen  werden,  welches  zu  diesem  Zwecke  bei  jeder  Kirche  , 

gefuhrt  wird.   Ein  Theil  dieser  Einkünfte  soll  zum  Besten  der  die  i 

Kirche  Versehenden  abgezogen  werden,  wie  es  im  Art.  31.  ge-  j 

sagt  ist.   Der  Rest  soll  an  die  Kirchenfabrik  fallen,  um  zu  Cultus-  ) 
kosten  verwendet  zu  w  erden.  Wenn  Ersparungen  von  diesen  Ausgaben 
gemacht  sind,  sollen  m  zur  Verschönerung  der  Kirche  bestimmt  sein; 

.  i 
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und  zar  nofbwendigeii  Reparatnr  der  für  den  Klems  beeiimmien  Ge- 
bäude  dienen. 

Art  31.  Der  Theil,  welcher  ^  on  den  för  die  religiösen  Cere- 
monien  empfangenen  Einkünften  den  Pfarrern  verbleibt,  soll  nach 
dem  Betrage  dieser  Einkünfte  angeschlagen  werden,  oder  vielmehr 
dieser  Theil  soll  ein  für  alle  Mal  nach  vorgäiigigem  Einvernehmen 
zwischen  der  Verwaltungs-Commission  des  Innern  und  der  Culte  und 
den  Diöcesanbehörden  festgestellt  werden. 

Art.  32.  Die  Verwaltungs  -  Coramission  des  Innern  und  der 
Culte  ist  beauftragt,  mit  der  Sanction  des  üeneralstatthalters  im 
Königreiche  eine  Vorschrift  bekannt  zu  luacheu,  welche  die  Sphäre  der 
Thätigkeit  der  Eirchenihbriken  öder  Pfleger,  sowie  die  Art  der 
Anfinät,  welche  diese  Pfleger  einnehmen  solkn,  festzustellen,  um  die 
Verwaltung  der  im  Art.  30.  aufgefährten  Einkünfte  zu  überwachen. 

Art.  33.  Der  römisch-katholische  Klerus,  indem  er,  wie  sich's 
gebührt,  mit  regelmässigen  Besoldungen  versehen  ist,  ist  gehalten, 
streng  die  Verpflichtnngen  zn  erfüllen,  welche  aus  den  frommen 
Stiftungen  hervorgehen. 

Art.  34.  Die  Verwaltungs-Commission  des  Innern  und  der  Culte 
ist  beauftragt ,  den  Entwurf  einer  Vorschrift  auszuarbeiten  und  dem 
Organisations  -  Comite  vorzulegen  über  die  Versorgung  in  Ruhestand 
getretener  Pfarrer,  Administratoren  und  Vicare,  welche  Krankheit 
oder  Alter  gezwungen  hat,  ihren  Dienst  zu  verlassen.  Dieser  Ent- 
wurf soll  unserer  Sanction  unterbreitet  werden. 

Art  85.  Die  Yerwaltungs-Gommission  des  Innern  und  der  Culte 
ist  beauftragt,  einen  Entwurf  der  Bndgetansfttze  des  rOmiseh-kaiholi- 
schen  Klerus  des  Königreiches  auszuarbeiten.  Dieser  Entwurf  soll,  nach-* 
dem  er  von  dem  Organisations-Comit^  durchgesehen  ist,  unserer  Sanc- 
tion unterbreitet  werden.  Demgemftss  wird  der  Staatsschatz  für  den 
Unterhalt  dieser  Consistorien  in  den  von  dem  Budget  des  KönigreichB 
festgestellten  Grenzen  sorgen. 

Art.  36.  Die  Organisation  und  der  Unterhalt  der  römisch-katholi- 
schen Seminarien  soll  festgestellt  werden  durch  Vorschriften  und  Bud- 
getansätze ad  hoc.  Die  Commission  des  Innern  und  der  Culte,  nachdem 
sie  diese  Vorschriften  und  diese  Ansätze  ausgearbeitet  hat,  soll  die- 
selben dem  Organisations  -  Comite  vorlegen,  damit  sie  dort  unter- 
sucht und  unserer  Genehmigung  unterbreitet  werden.  Demgemäss 
wird  der  Staatsschatz  des  ^nij^ches  FQrsorge  treften:  a)  rar  den 
Unterhalt  der  ZOglinge  der  Seminarien,  welche  eheoials  den  aufgeho- 
benen Klöstern  des  Lazaristen-Ordens  bdgegeben  waren,  in  dem  von 
dem  §.  23.  der  Ergänzungs-Yorschrift  in  Betieff  der  rOmisch-kaÜLO* 
lischen  Kloster  festgesetzten  Massstabe,  welche  Vorschrift  von 
uns  den  27.  October  (8.  November)  1864  genehmigt  ist;  und  b)  der 
Staatsachatz  wird  in  gleicher  Weise  für  den  Unterhalt  der  Diöcesan- 
Seminarien  sorgen,  nach  den  Taxen  der  Einkünfte,  welche  sie  bisher 
von  ihren  Immobilien,  Capitalien,  Vermiethungen  und  anderen  festen 
Einkommens-Quellen  bezogen. 

Anmerkmig.  Wenn  diese  Summe  nicht  genügend  wäre  für  den 
Unterhalt  der  Seminarien,  so  kann  ihnen  für  den  Dienst  von  1866 
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«ine  Bfgliaiiiigs^Unterstatniiig  an!  besoadem  Antrag  der  GonnmsBioii 
des  Innern  nnd  der  Gülte  Yon  oneerem  Qeneraktatthalter  bewillüt 
werden,  welcher  diese  üntenMtsnng  ans  den  allgemeinen  Fon£f 
welche  seiner  Verfügung  nnterstidient  entnehmen  wird. 

Art.  87.  Da  alle  Ausgaben  dee  rOmisch- katholischen  Xlerns 
nnd  der  Institute  dieser  Einme,  welche  Ausgaben  in  den  Bndgetan- 
Atzen,  die  dem  gegennlü^igen  Beeret  angehängt  sind,  eingehend 
Terzeichnet  sind,  nicht  von  den  Einkünften  der  Besitzungen  und  der 

Capitalien,  die  in  den  Art.  24.  und  25.  angegeben  sind,  bestritten  wer- 
den können,  soll  der  Mehrbedarf  dieser  Kosten  aus  den  Summen  ent- 
nommen werden,  welche  von  den  zuvor  aufgehobenen  Klöstern  und 
alten  frommen  Stiftungen  herrühren;  der  Rest  soll  entnommen  werden 
vom  Staatsschatz,  nachdem  er  in  das  Budget  eingetragen  ist. 

Art.  38.  Die  Fonds,  welche  bisher  vom  Staatsschatz  für  die 
Bedürfnisse  des  römisch  -  katholischen  Weltklerus ,  sowie  für  die 
Institute  dieser  Kirche,  welche  nicht  in  die  dem  gegenwärtigen  Be- 
eret angehängten  Budgetansätze  eingetragen  sind,  entnommen  wur- 
den, sollen  fortfahren,  zeitweilig  und  Kraft  eines  Spezialbudgets, 
welches  zu  diesem  Zwecke  vom  Orgauisations-Comite  aufgestellt  ist, 
daraus  bestritten  zu  werden. 

Art.  39.  Die  Verwaltungs-Commission  des  Innern  und  der  Culte 
ist  beauftragt,  in  möglichst  kurzer  Frist  die  Rechnung  der  Kosten 
des  Unterhalts  des  römisch-katholischen  Klerus,  die  im  Art.  38.  auge- 
geben sind,  durchzusehen.  Die  Coiumission  des  Innern  und  der  Gmte 
wird  zu  diesem  Zwecke  ihre  Beschlüsse  dem  Organisations  -  Comitd 
mittheilen,  damit  dieselben  zu  gelegener  Zeit  mit  den  Bemerkun^gen 
des  Gomit4*s  uns  unterbreitet  werden. 

Art.  40.  Die  ifthrUchen  Ueberschfisse  der  für  den  Unterhalt 
des  rOmisch-katholisdien  Klerus  angewiesenen  Summen  kOnnen  ver- 
wendet werden  für  unTorhergesehene  Ausgaben,  wie  für  Wiederher- 
stellung der  Kirchen,  und  zum  Gebrauche  des  Klerus;  aber  diese 
Ueberschfisse  sollen  besonders  bestimmt  werden,  um  Mitglieder  des 
Klerus  zu  belohnen,  welche  sich  durch  ihre  der  Kirche  und  dem 
Staate  geleisteten  Dienste  auszeichnen.  Die  Verwaltungs-Commission 
des  Innern  und  der  Culte  ist  beauftragt  mit  der  Verwendung  dieser 
üeberschüsse  unter  Genehmigung  unseres  Generalstatthalters. 

Art.  41.  Die  Budgetansätze  des  römisch-katholischen  Klerus, 
welche  dem  gegenwärtigen  Decret  angehängt  sind,  sollen  Gesetzeskraft 
haben  vom  20.  December  1865  (I.  Januar  1866)  an. 

Art.  42.  Alle  älteren  Verfügungen  und  Gesetze,  welche  nicht 
mit  dem  gegenwärtigen  Decret,  der  daran  angehängten  Vorschrift  und 
den  Budgetansätzen  im  Einklang  stehen,  sind  aufgehoben. 

Art.  43.  Unser  Generalslatthalter  im  Königreich  ist  mit  der 
Ausfährung  des  vorstehenden  Decretes,  sowie  der  demselben  an- 
gehängten Ergänzungsvorschrift  beauftragt.  Sie  sollen  sogleich  in 
die  Gesetzsammlung  eingereiht  werden.  Das  Organisations-Comit^ 
ist  bevollmächtigt,  die  Fragen  zu  entscheiden ,  welche  bei  der  Aus- 
^  fuhrung  der  decretirten  Massregeln  entstehen  könnten,  und  dieselben 
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n  Instructionen  auseinander  zu  setzen,  welche  zu  erlassen  es  gleich- 
falls bevollmächtigt  ist. 

(Das  Origiütu  ist  gezeichnet  von  der  eigenen  Hand  Seiner  k.  k. 
Majestät.) 

Alexanaer. 

Gegeben  an  St.  Petmbnrg,  den  14.  (26.)  December  1865. 

Gegengezeichnet:  der  Staatsministerial-Secretftr, 

F.  ^aiancüff. 

XCV.  Verordnnng  im  Anschloss  an  den  vorausgehenden  Ukas  vom  14.  (26.)  De* 

cerober.   [Im  röm.  Original  französisch. } 

§.  1.  Kraft  des  Art.  24.  des  Decretes  über  die  Organisation 
des  römisch-katholischen  Weltklerus  im  Königreicli  Polen  gelien 
alle  diesem  Klerus  und  den  römisch-katholischen  Instituten  gehörigen 
Besitzungen  im  Königreich  Polen  in  die  völlige  Abhiuigigkeit 
und  in  die  Verfügung  des  Staatsschatzes  über,  d.  h.  der  Centralcom- 
mission  der  Finanzen  und  des  Schatzes,  namentlich: 

a)  Die  bewohnten  und  nicht  bewohnten  Lruxlereien  jeden 
Namens  und  jeder  Art,  sowie  auch  die  Wälder,  die  Wiesen,  die 
Weiden,  die  Fischereien,  die  Mühlen  etc.  Davon  sind  jedoch  ausge- 
nommen die  lAiderden,  welelie  fi^ft  des  Deeretea  vom  19.  Februar 
(2.  M&rz)  1864  über  die  Organisation  der  Landlente,  in  das  Eigen- 
thum  dieser  letzteren  kamen,  sowie  anch  die  Lftndereien,  welche  von 
den  Ehchen  und  von  den  fOr  den  Dienst  der  P&rrer  nnd  der 
Seelsorgegeistlichen  bestimmten  Gebäulichkeiten  eingenommen  sind, 
die  Grundstücke,  welche  die  Einfriedigung  der  Kirchen  und  der 
Erchhöfe  bilden,  und  endlich  die  Gärten  und  Gemüsegärten,  welche 
den  Pfarrern  und  ihren  Seelsorgegeistlichen  gehören,  soweit  als  diese 
Ländereien  nicht  sechs  Morgen  Umfang  für  jede  Pfarrkirche  über- 
schreiten ; 

b)  Alle  Häuser  und  alle  Gebäude,  welche  dem  römisch-katho- 
lischen Weltklerus  und  den  religiösen  Instituten  gehören,  und  welche 
nicht  zur  Beherbergung  oder  zu  unumgänglich  nothwendigen  öco- 
nomischen  Bedürfnissen  der  Pfarrer  und  ihrer  Seeisorgegeistlichen 
gebraucht  werden,  oder  welche  bisher  verpachtet  wurden; 

c)  Die  wirklichen  Capitalien  nnd  andere  Depositen  bei  der 
Bank  von  Polen  oder  welche  durch  besonderen  Grundbesitz  garan- 
tirt  waren,  wdche  ans  öffoitlichen  oder  Privatschenknnge»  hervor- 
gingen, kraft  Cessionsacten  und  andern  Docnmenten,  wie  auch  die- 
jenigen, welche  auf  irgendwelche  andere  Weise  von  dem  römisch- 
katholischen Klerus  nnd  den  religiösen  Instituten  erworben  sind, 
sowie  die  Capitalien,  welche  zu  frommen  Werken  bestimmt  sind  etc. 
Ausgenommen  sind  nur  die  Capitalien,  welche  speciell  zur  Wieder- 
herstellung und  Wiederaufbauung  religiöser  Gebäude  bestimmt  sind, 
ohne  irgend  welchen  Unterschied,  ob  sie  bei  der  Bank  von  Polen 
aufbewahrt  oder  durch  Hypotheken  garantirt  sind. 

8-  2.  Wenn  es  ausser  Zweifel  ist,  dass  mehrere  Häuser  oder 
Quartiere  sich  in  der  Verfugung  eines  Mitgliedes  des  römisch-katho- 
lischen Klerus  kraft  seines  Amtes  befanden,  so  wird  man  ihm  nur 
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ein  Qiuuüer,  waldMs  YÖQkoniiiieii  aiuradd,  belassen.  Die  aiid«ren 
Häuser  und  Qoartiere  fUlen  unter  die  Abhängigkeit  und  die  Yer- 
waltong  des  Fiscas.  Ebenso  sollen  die  Häuser  der  Ca^itel,  welche 
nicht  för  die  Begelmteaigkeit  des  Gottesdienstes  nOthig  sind,  an  den 
Uscns  fallen. 

§.  3.  Die  Besitzungen,  welche  dem  Klerus  und  religiösen  In- 
stituten gehören,  werden  an  den  Fiscus  übergeben  mit  ihren  voll- 
ständigen Inventarien  (fundi  instructi).  Die  Früchte  und  der  übrig 
bleibende  Bestand  der  öconomischen  Vorräthe  verbleiben  in  der 
Verfügung  der  Personen  und  Institute,  deren  Besitzungen  an  den 
Fiscus  übergehen. 

§.  4.  Da  sich  unter  dem  Grundbesitz  des  Weltklerus  nnd  der 
religiösen  Institute,  welcher  in  die  Verwaltung  des  Fiscus  überseht, 
mehrere  Arten  von  Einkauften  hefindoi,  welche  nur  der  Pnvat- 
fleiss  gemäss  ihrem  wirklichen  Werthe  verwerthen  kum,  so  iet  das 
Organisationscomii^  beauftragt,  ohne  Zeitverlust  eine  Vorschrift 
für  den  Verkauf  solcher  Grundbesitzungen,  deren  fiscaUsche  Verwaltung 
unvortheilhaft  sein  und  Schwierigkeiten  bieten  könnte,  anzuarbeiten. 

Nachdem  dieses  Decret  von  der  zuständigen  Behörde  einmal  be- 
stätigt ist,  soll  das  Comit4  es  sogleich  zur  Ausfü^hrung  bringen.  Es  wird 
über  die  baare  Bezahlung  der  Capitalien  aus  den  öffentlichen  Ver- 
käufen wachen,  sowie  über  deren  Verabfolgung  an  die  Verwaltungs- 
Commission  der  Finanzen,  kraft  des  Art.  6. 

§.  5.  Die  früher  veröffentlichten  Befehle  des  Kaisers  in  Be- 
treif der  Verbesserungen  m  der  Stellung  der  Landleute  des  König- 
reichs, welche  keinen  Grundbesitz  haben,  bestimmen  zur  Dotation 
der  grösstmöglichen  Zahl  von  ihnen  die  Gebiete,  worüber  der  Schatz 
in  der  Lage  ist,  ohne  Inconvenienzen  zu  verfügen.  Es  ist  gestattet, 
zu  demselben  Zwecke  die  vacanten  Ländereien  des  römisch-katho- 
lichen  Weltklerus  und  der  religiösen  Anstalten  nach  den  Be- 
dingungen und  gemäss  den  durch  den  Organisationsausschuss  test- 
gesfeUten  Begelu  zu  bestimmen,  wie  dies  für  die  Klostergüter  ge- 
schehen ist 

§.  6.  Im  Falle  des  Verkauf  von  Grundstücken,  welche  dem 
Klerus  und  den  rddgiOsen  Anstalten  gehörten,  an  Privatieute  (§.  4.), 

oder  auch  wenn  diese  Grundstücke  und  Güter  zur  Verbesserung 
der  Lage  der  Landleute  bestimmt  wurden  (§.  2.),  müssen  die  Gapi- 
tale  und  die  Zinsen,  die  aus  dieser  Quelle  fliessen,  einzig  und  allein 
zu  dem  durch  Art.  25.  des  kaiserlichen  Decretes  über  die  Organi- 
sation des  römisch-katliolischen  Weitklerus  im  Königreiche  ange- 
gebenen Gebrauche  bestimmt  werden. 

§.  7,  Die  zur  Verabfolgung  der  angefahrten  Grundbesitzungen 
des  römisch-katholischen  Weltklerus  und  der  religiösen  Anstalten 
an  die  Fiscalverwaltung  nöthigen  Dispositionen  werden  unter  Ver- 
mittelung  der  Staatsgewalt  in  der  durch  die  folgenden  Paragraphen 
angegebenen  Ordnung  getroffen  werden. 

§.  8.  Die  oberste  Direction  der  Verwaltungs-Gommission  des 
Innern  und  der  Culte,  der  Finanzen  und  des  Schatzes  werden  nach 
einer  mlftufigen  Besprechung  unter  ehiander  den  Gouvenieuren  be- 


Digitized  by  Google 


üeber  die  Verfolgungen  der  Klrebelin  Rossland  und  Polen.  433 

fehlen,  der  Fiscalverwaltung  alle  Immobilieii  des  römisch-katholischen 
Weltklerus  und  der  religiösen  Anstalten  zu  übertragen,  sowie  die 
Gapitale  jedes  Kamens,  welche  diesem  Klerus  mid  diesen  Anstalten  gehö- 
ren, oder  welche,  da  sie  noch  nicht  bekannt  waren,  als  man  die  ersten 
Inventarien  errichtete,  später  ausfindig  gemacht  werden  können. 

§.  9.  Der  Civilgonvemeur,  sobald  er  die  Befehle  der  Gom- 
mission  der  Innern  Angelegenheiten  und  der  Culte,  und  der  Directionen 
der  Commission  d»  Finanzen  und  des  Schatzes  erhalten  hat,  in 
Betreff  der  Uebertragung  der  Grundstücke  und  der  Capitale,  die  dem 
Weltklenis  und  den  religiösen  Anstalten  der  ihm  anvertrauten  Pro- 
vinz gehören,  beordert  unverzüglich  zu  diesem  Zwecke  Beamte ,  die 
mit  den  nöthigen  Vollmachten  bekleidet  sind,  so  dass  zwei  Beamte, 
wovon  der  eine  durchaus  zur  Finanzverwaltung  gehören  muss,  der 
Verubfolgung  dieser  Grundstücke  oder  Capitale  beiwohnen.  Diese 
Beamten  müssen  mit  den  nöthigen  Instructionen  ausgerüstet  sein, 
nnd  der  Gouverneur  der  Provinz  bestimmt  ihnen  eine  Zeit,  inner- 
halb welcher  sie  die  ihnen  an?ertrante  Aufgabe  Tollenden  mfbnen. 

§.  10.  Der  Gouver^enr  iheilt  die  von  ihm  getroffenen  Dis- 
posltäoneo,  gemäss  dem  vori^n  Artikel,  im  Einzelnen  den  Milit&r- 
chefii  der  Distriete  mit,  damit  diese  letzteren  ihrerseits  über  die  Re- 
gelmässigkeit der  Handlungen  der  beauftragten  Beamten  wachen 
und  nöthigenfalls  ihnen  die  ^forderliche  Mitwirkung  anbieten  können. 

§.  11.  Ueberau  muss  die  Verabtolgung  der  Immobilien  des 
Weltkierus  und  der  religiösen  Anstalten  vorzugsweise  mit  den  be- 
deutendsten Grundstücken  beginnen. 

12.  Die  vom  Gouverneur  beauftragten  Beamten  müssen  bei 
ihrer  Ankunft  am  Platze  zm-  rechten  Zeit  die  Mitwirkung  der  löi- 
genden  Localbehörden  verlangen: 

Der  Militärchef  des  Bezirks,  falls  nicht  Jemand  anders  durch 
die  mit  der  Militärgewalt  und  der  Polizei  bekleidete  Behörde  be- 
auftragt wird;  der  Decan  des  Ortes;  der  BeprSsentant  der  Geistlich- 
keit, deren  Besitz  an  den  Schatz  kommt,  und  endlich  in  den  Städ- 
ten der  Vorsteher  oder  Bfirgermeister ,  und  in  den  Dörfern  der 
Maire  des  Ortes. 

g.  13.  Die  mit  der  Besitzergreifung  der  Güter  des  Weltklenis 
nnd  der  religiösen  Anstalten  beauftragten  ßeamten  müssen  sich 
nach  den  Inventarien  richten,  die  sie  von  den  Civilgouverneuren 
erhalten  haben,  und  nach  denjenigen,  welche  sich  in  den  Kirch- 
spielen finden.  Was  die  Grundstücke  des  Klerus  und  der  Anstalten 
betrifft,  so  müssen  sie  vor  Allem  die  Beibringung  der  Inventarien 
verlangen,  die  man  besitzt,  sowie  die  Entwürfe,  Contracte  und  authenti- 
schen Documente,  welche  sich  auf  die  Grundstücke  und  die  Capitale  be- 
ziehen, und  die  übrigen  Noten,  welche  den  Besitz  der  Grundstücke,  der 
Häuser  und  der  Capitale  des  Klerus  und  der  Anstalten  betreffen. 

§.  14.  Nach  Beglaubigung  der  Inventarien  an  Ort  und  Stelle 
schreiten  die  hiermit  beauftragten  Beamten  zur  Besitzergreifung 
der  Güter. 

S.  15.   Nach  sorgfältiger  Beglaubigung  der  Gfiter,  die  sie. 
TOm  Klerus  und  den  religösen  Anstalten  erhalten,  durch  Augen- 
anUv  §u  iira«u«a«.  vm.  28 
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Seherin ,  nehmeu  diese  Beamten  ein  genaues  Protocoll  anf  in  den 
ihnen  von  der  (louvernementsregierung  angezeigten  Formen:  (heses 
Protocoll  ist  von  den  Personen  zu  unterzeichnen,  welche  der  Leber- 
tragiing  und  der  Besichtigung  des  Gutes  beigewohnt  haben.  Es  ist 
darüber  unverzüglich  au  die  Gouverneure  zu  berichten,  mit  'Ueber- 
seuduüg  des  genauen  Inventars  ül)er  den  wirklich  erhaltenen  Besitz 
und  das  Vermögen.  Das  Ganze  muss  der  Finanzcommissioii  unter- 
breitet werden.  Das  die  Gapitale  betreffende  Docnment  und  die 
Gapiiale  selbst,  wenn  sich  deren  finden,  müssen  den  Qonvemements- 
chefs  dbersandt  werden ,  um  an  die  rechte  Stelle  abgeschickt  zn 
werden. 

g.  16.  "Nach  Empfang  der  Güter  unter  den  erwfthnten  Be- 
dingungen werden  folgende  Massregeln  getroffen: 

a)  Jede  Gouvernementsregieru  ng  trifft,  nachdem  sie  von  dem 
Empfange  der  Ländereien,  Wälder,  Fischereien,  Mühlen  und  anderen 
Einkonnnensquellen ,  welche  dem  Klerus   und  den  religiösen  An- 
stalten gehört  haben,  benachrichtigt  worden  ist,  unverzüglich  die 
nöthigen  Massregeln,  um  dort  zeitweilig  eine  Verwaltung  zu  organi- 
siren,  gcmfiss  den  für  die  Krongüter  lestgestellteii  Kegeln  oder  nach  den 
besonderen  Instructionen ,  womit  sie  ausgerüstet  sind.    Wenn  der 
dem  Weltklerus  und  den  religiösen  Anstalten  gehörende  Besitz  oder 
einige  Einkommensquellen  durch  gesetzliche  Verträge  in  Pacht  oder  , 
zur  Verwaltung  gegeben  sind,  bleiben  diese  Güter  oder  diese  Ein-  ' 
kommensquellen,  wenn  keine  durch  die.  Gesetze  Torgesehenen  Hinder- 
nisse vorliegen,  bis  zu  dem  im  Vertrage  angegebenen  Termine  in  | 
den  Hftnden  des  Pächters,  mit  strenger  Beobachtung  der  festgesetz-  ' 
ten  Bedingungen. 

Die  Pächter  müssen  sich  verpflichten,  die  Örundzinsgelder  so-  • 
wie  die  Rückstände  unmittelbar  in  die  Localkassen  des  Schatzes 
fliessen  zu  lassen.  Wenn  der  Pächter  erklärt,  dass  von  ihm  eine 
dem  Weltklerus  und  den  religiösen  Anstalten  geschuldete  Geld- 
summe im  Voraus  bezahlt  worden  sei,  und  wenn  er  darum  nachsucht, 
dass  diese  Summe  auf  Abschlag  des  Grundzinses  des  verpachteten 
Gutes  genommen  werden  möge,  so  darf  in  keinem  Falle  ein  solches 
Gesuch  eingegangen  werden ,  wenn  es  nicht  in  strenger  üeberein- 
stimraung  mit  den  Bestimmungen  des  Vertrages  steht; 

b)  Die  in  den  Städten  gelegenen  und  dem  Klerus  und  den 
religiösen  Anstalten  gehörigen  Häuser,  welche  zur  Uebertragung 
an  den  Fiscus  bestimmt  sind,  müssen  nach  dem  Inventar  mit  dem 
ihnen  besonders  bestimmten  Boden  unter  die  zeitliehe  üeberwachnng 
der  Orts|iolizei  gestellt  werden,  welche  fSr  ihre  Erhaltung  verant- 
wortlich  ist,  bis  defintive  Verfiigungen  über  sie  getroffen  sind;  '  < 

c)  Die  Gapitale  des  Weltklerus  und  der  religiösen' Anstalten 
und  alle  hierauf  bezflglichen  Urkunden  müssen  der  Executiv-Oom- 
misdon  der  Finanzen  üb'ersaudt  werden. 

§.  17.  Alle  mit  der  Uebertragung  der  Gffter  und  der  Ga- 
pitale des  Weltklems  und  der  religiösen  Anstalten  verbundenen 
Kosten,  werden  von  den  Hülfsquellen  bestritten,  welche  diese  Ga- 
pitale darbieten,  gemäss  den  Beschlüssen  der  Executiv-Gommisnon 
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der  Finanzen,  weldie  durch  den  Vertreter  des  Eömgreichs  be- 
stätigt sind. 

§.  18.   Die  Verwaltungs-Gommission  der  Finanzen  trifft  nach 

vorliergängiger  Verständigung  mit  der  Commission  des  Innern  nnd 
der  Oulte  die  nöthigen  Verfügungen,  damit  alle  Capitale  des 
Weltklerus  und  der  religiösen  Anstalten,  die  in  die  Hände  der 
Privatleute  gelegt  sind,  unverzüglich  und  in  ihrer  Gesammtheit  in 
den  Schatz  zu  tliessen  haben. 

g.  19.  Die  polnische  Bank  ist  ihrerseits  gehalten,  von  der 
Publikation  gegenwärtigen  Reglements  an  die  nöthigen  Massregeln 
zu  treifen,  um  die  bei  der  Bank  deponirten  Capitale,  welche  dem 
römisch-katholischen  Weltklerus  und  den  religiösen  Anstalten  in  dem 
Königreich  Polen  gehört  haben,  gemftss  der  lit.  c.  des  §.  1.  dieses 
Eeglements  in  die  Activa  des  SäMtaschatzes  tibertragen  zn  lassen. 

XCVI.  Circolar  des  MlttUIrcoainiando,  wodoreb  die  katholischen  Proeesrienen 
ausser  der  Kirche  in  Utthaaen  verboten  werden,  [im  rOm.  Orisinal  ftranaOsiacb.] 

Indem  der  oberste  LandesYorsteher  in  Betracht  zieht,  dass  keine 
der  von  der  Regiemi^  in  diesem  Lande  beschützten  Gonfessioneu  mit 
solcher  Beharrlichkeit  ihre  Existenz  bemerklich  macht,  als  die  rö- 
misch-katholische Confession,  nnd  da  weiter  die  öffentlichen  Umzüge 
der  Dissidenten-Oonfessionen  sonst  im  Kaiserreiche  vorkommen,  nnd 
da  ferner  in  diesem  Falle,  selbst  hier,  bei  schlechter  Witterung,  die 
Umzüge  und  Processionen  im  Innern  der  Kirchen  stattfinden :  so  hält 
derselbe  es  lür  nützlich  und  durchaus  nothwendig,  die  feierÜLlicn 
Processionen  ausserhalb  der  römisch -katholischen  Kirchen  in  den 
Städten  ganz  und  gar  zu  verbieten,  indem  er  der  Geistlichkeit  frei- 
stellt,  solche  nur  im  Innern  der  Kirche  abzuhalten,  und  in  den 
Dörfern,  wenn  es  wegen  Mangel  an  Kaum  in  der  Kirche  durchaus 
unmöglich  ist,  die  Processionen  im  Innern  der  Kirche  abzulialtun, 
dieselben  da  zu  dulden,  wo  es  als  unumgänglich  nothwendig  erkannt 
wird,  und  zwar  um  die  Kirche,  aber  nicht  anders,  als  in  dem  za  der 
Kirche  gehörigen  Banme. 

Indem  ich  Ew.  Hochehrwfirden  gemäss  dem  Befehle  des  Herrn 

 vom  . . .  1866  Nr.  ...  dieses  mittheüe,  befehle  i<^  Ihnen, 

dnreh  zu  unterzeichnende  Erklärungen  alle  Pfarrer  des  Decana- 
tes,  welches  Euch  anvertraut  ist,  zn  verpflichten,  sich  streng  nach  dem 
Befehle  seiner  hohen  Excellenz  zu  richten  und  mich  und  sich  nicht 
der  Verantwortlichkeit  (im  Gegenfalle)  auszusetzen. 

XCVII.  Decret  vom  26.  Februar  (10.  März)  1866,  wodurch  dem  Klerus  die  Ab- 
haltung geisUicher  Exercitien  erschwert  und  vorgeschrieben  wird,  an  welchen  Or- 
ten und  in  welcher  Weise  sie  abgebalten  werden  dOrfen.    [Im  röiu.  Original 

Nach  dem  in  diesem  Laude  angenommenen  Gebrauche  hält  der 
römisch-katholische  Klerus  in  den  Klöstern  und  in  den  Kirchen  sog. 
Retraites  oder  geistliche  Uebungen  von  Congregationeu  und  ähnlichen 
Vereinigungen. 

IHese  Vereinigungen  haben  zur  Grundlage  einen  ausschliesslich 
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religiösen  Zweck,  d.  h.  die  Vollziehung  religiöser  Uebungen,  welche 
mit  Gebeten  und  mit  der  Leetüre  religiöser  Werke  verbunden  sind, 
sowie  der  Besprechung  und  Erklärung  rein  religiöser  Fragen ,  und 
solcher,  welche  die  Ordnung  und  Verbesserung  der  kirchlichen  Ver- 
waltung betreffen. 

Aber  leider  brachte  der  römisch-kathoüsche  Klerus  in  den  letz- 
ten Zeiten  and  besonders  seit  den  stattgeftindenen  politischen  Unord- 
nungen, in  diese  geietlicheD  Venammlun^en  Ideen  nnd  verbreitete 
sie  unter  dem  Volke,  die  nicht  mehr  ftiugehlienlich  religiös,  sondern 
rein  politiseh  nnd  gegen  die  geeetiliclie  BehMe  gorushtet  dnd.  * 

In  dieser  Erwägung  haben  Seine  Excellenz  der  Graf  General- 
Statthalter  im  Königreich  Polen  auf  meinen  Antrag  befohlen ,  den 
römisch-katholischen  Weltpriestern  nur  in  den  Bezirksstädten  die 
Abhaltung  von  fietraites  oder  anderen  ähnlichen  Vereinigungen  zu 
gestatten. 

Indein  ich  Ew.  Hochehrwürden  von  diesem  Beschlüsse  des  Gra- 
fen Generalstatthalters  in  Kenntniss  setze,  habe  ich  die  Ehre,  beizu- 
fügen, dass  während  des  Kriegszustandes  die  Versammlung  der  Welt- 
priester in  geistlicher  Zurückgezogenheit  in  den  Bezirksstädten  nur 
mit  Genehmigung  des  Militärgouverneurs  des  Bezirks  gestattet  wer- 
den kann. 

Abgesehen  hiervon  wird  Ew.  Hochehrwürden  gütigst  dem  Ihnen 
untergebenen  Klerus  einschärfen,,  dass  die  Priester,  welche  an  diesen 

'  Versammlungen  Theil  nehmen  werden,  sich  mit  nichts  heschäftigen, 
als  mit  erhanlicher  Leetüre  nnd  der  Erklärung  rein  religiöser  Ge- 
genstände, nnd  weder  eine  Besprechung  über  Ideen  eingehen  nodi 
solche  verbreiten,  welche  sich  weder  mit  ihrem  religiösen  Berufe 

-  vereinigen  hueen,  noch  sich  anf  ihre  wirklichen  Pflichten  beziehen. 

XCVIII.  Ordonnanz  des  Militär-Commando's,  wodarcb  den  Priestern  untersagt  >\ird, 
sich  Oboe  besondere  Erliobniss  der  Regierang  in  eine  andere  Pfarrei  zu  begeben, 
oni  die  Pftrrer  In  den  gottesdienstlichen  Verriebtungen  za  nnteisltttzen.  [im  rOm. 

Original  französiscb.] 

'  Der  Militärchef  der  Stadt  und  des  Bezirkes  von  . .  den  . .  1866  Nr. . . 

Es  ist  zur  Kenntniss  des  Gouverneurs  von  gekommen, 

dass  es  bei  Gelegenheit  der  vom  römisch-katholischen  Klerus  ange- 
setzten Feste  gestattet  ist,  dass  die  Geistlichen  von  einer  Pfarrei  in 
die  andere  gehen,  um  ihre  Mitbrüder  in  den  Ceremonien  des  Cultus 
zu  unterstützen.    Da  nun  Se.  Excelleuz  in  Erwägung  gezogen  haben, 
dass  auf  diese  Weise  die  Personen,  welche  die  orthodoxe  Religion  ver- 
lassen haben,  bei  ihren  römisch-katholischen  Priestern  von  fremden 
Pfarreien  beichten  und  die  heilige  Communion  in  den  Messen  empfan- 
gen, welche  diese  nicht  in  ihrer  eigenen  Pfarrei  lesen,  ohne  dass  die 
BehMe  dahin  gelangen  kann,  zn  wissen,  wer  die  besagten  geistlichen 
heiligen  Handlangen  vorgenonunen  hat,  so  haben  de  geruht,  dnrdi  ihr 
Gircolar  vom  2.  Jnli  1866  (Nr.  8646)  zn  befehlen,  streng  darfiber  zu. 
wachen,  dass  die  Ortsgeistliehen  niemals  andere  Priester  von  fremden 
Pfarreien  bemfen,  um  ihnen  an  solchen  Tagen  kirchlicher  Festlich- 
keiten, sogenannten  Hauptfesten,  Hülfe  zu  leisten.  Fdglioh  muss  man 
in  dem  falle,  dass  ein  Priester  ausserhalb  der  Grenzen  seiner  Pfiimi 
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sich  sehen  lässt,  ihn  nöthi^en ,  wieder  nach  Hause  ziirnckzukehren, 
und  hiervon  Sr.  Excelleuz  (dem  Gouverneur)  Bericht  erstatten,  damit 
die  Strafe,  welche  dieser  Priester  nach  dem  Gesetze  sieh  durch  die 
willkürliche  Entfernung  von  seiner  Pfarrei  zugezogen  hat,  ihn  treffe. 

Indem  ich  dies  Ew.  Hochwörden  mittheile,  bitte  ich  Sie,  es  den 
Priestern  ihres  Decanats  bekannt  zu  machen,  wozu  ich  noch  beifüge, 
dass  jede  Entfemnng  der  Geistlichen  ausserhalb  ihrer  betreffenden 
Ffamien  nur  m  Folge  amtiielier  Erlauboiis  auf  Ammchen  deijenigen, 
die  daran  ein  Interesse  haben,  nnd  dmroh  Yemüttlung  ihres  Decans 

gestattet  werden  kann.  Wenn  dieser  letztere  eine  solche  Bitte  f&r 
egrflndet  erachtet,  soll  er  meine  Entsdieidong  naehsnehen. 

XCIX.  Regierungsverordnung  vom  30.  Juni  (12.  Juli)  1866  über  die  Ernennung 
der  Mitglieder  des  kailioliscben  Kieras  für  Klrcbenlmter,  femise  den  kilserliclien 
Oku  vom  14.  (26.)  December  1865.  [Im  röm.  Original  rraniSeisdi] 

J.    Fbn  der  AMordnmg  der  Berichte  hezügUeh  der  Ernemmg  mu 

geistlichen  Aemtern. 
1.  Die  geistlichen  Aemter  zerfallen  bezüglich  der  Ordnung  der 
Zulassung  zu  ihrer  Verwaltung  in  drei  Classen : 

A)  zur  ersten  Classe  gehören:  alle  Aemter,  zu  welchen  die 
Üiöcesan-Behörde  aus  ihrer  eigenen  Gewalt  die  von  ihr  ausgewählten 
Oandidaten  berufen  kann,  aber  nur  zeitweilig.  Desshalb  ist  die  Diö- 
cesan-Behörde  verpflichtet,  innerhalb  sieben  Tagen  den  Gouverneur 
der  DiOcese  da?on  zu  benachrichtigen ,  und  muss  auch  sogleich  die 
zeitweilig  ernannte  Person  von  dem  ihr  anvertrauten  Amte  entsetzen, 
wenn  der  Qoa?emenr  die  durch  die  IHOceean-BehOrde  geschehene 
Wahl  nicht  bflUgt. 

Zu  dieser  Classe  gehören  folgende  Aemter : 

a)  die  Pfarrverwalter,  welche  keinen  Yicar  haben,  oder  für  welche 
keiner  zufolge  der  £tats  bestimmt  ist, 

b)  überhaupt  alle  Pfarrvicare  und 

c)  die  Subalternbeamten  in  den  Klöstern,  wie  die  Gehuifen  des  Su- 
perior,  oder  die  Vicare  und  die  Procuratoren. 

B)  In  der  zweiten  Classe  sind  die  Aemter  begriffen,  zu  weichet! 
aucli  zeitweilig  die  durch  die  Diöcesan-Behörde  gewählten  Oandidaten, 
aber  nicht  bevor  sie  die  formelle  Genehmigung  des  Civilgouverneurs 
dazu  erhalten  haben,  berufen  werden  können. 

Zu  dieeor  Classe  gehören: 

a)  die  Decanß, 

b)  die  Mitglieder  nnd  die  Beamten  der  Dilkiesan-ConsiBtorien, 

c)  die  Pfarrverwfdter,  welche  zmn  wenigsten  einen  anwesenden  Vi- 

car  haben. 

C)  Zu  der  dritten  Classe  gehören  alle  Aemter,  zu  denen  in  kei- 
nem Falle  die  durch  die  kirchHche  Behörde  gewählten  Personen  vor 
der  Entscheidung  der  Gouvernements-Commission  des  Innern  und  der 
Gülte  berufen  werden  können. 

Zu  dieser  Classe  gehören: 

a)  die  Pfarrer  der  classificirten  Pfarreien,  ' 

b)  die  Visitatoren  und  die  Superioren  der  Klöster, 

c)  die  ßegenten  und  die  Professoren  der  Diöcesan-Seminarien, 
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d)  (He  Prälaten  sowie  die  wirklichen  und  ßhren-Domhemi  der  Ca* 

thedral-  und  Colletfiat-Oapitel. 

2.  Die  Diocesan-Beliörde  setzt  nach  jeder  I^estinimiin^  um  zeit- 
weilig die  zur  ersten  Classe  gehörenden  Aerater  zu  besetzen,  den 
Ortsgouverneur  von  jeder  Ernennung  spätestens  innerhalb  sieben  Ta- 
pfen in  Kenntniss  zu  setzen.  Der  Gouverneur  muss  seinerseits  un- 
verzü^rlicli  Erkundigungen  einziehen,  ob  man  auf  die  durch  die  üiö- 
cesan-Behörde  zur  Besetzung  einer  dieser  Functionen  zugelassenen 
Personen  rechnen  kann  imd  mias  dann  olme  Yorzug  dieselbe  OiOcesan- 
BdiGrde  benachrichtigen,  daas  dkm  Person  in  to  zeitweilig  einge- 
nommenen Stellnne  bleiben  und  der  Begiernngs-CkminDiBsloii  des 
Innern  nnd  der  Gülte  Tor^estellt  werden  kann,  um  in  ihrem  Amte 
besÜtigt  zu  werden  oder  nicht. 

3.  Wenn  die  Mittheilungen,  die  der  Gouverneur  der  Diöcesan- 
Behörde  in  Betreff  des  Candidaten  gemacht  hat,  welcher  zn  einem 
der  Aemter  der  ersten  Classe  bestimmt  ist,  zustimmenden  Inhalts 
nnd,  so  richtet  die  Diocesan-Behörde  an  die  Regierungs-Coramission  des 
Innern  und  der  Culte  eine  Vorstellung  zur  Bestätigung  des  von  ihr 
gewählten  Candidaten  unter  Beifügung  des  Originalberichtes  des 
Gouverneurs. 

Wenn  aber  die  durch  den  Gouverneur  erhaltenen  Mittheilungen 
ungünstig  ausfallen,  verlangt  dieser  letztere  von  der  Diöcesan-Be- 
hörde,  dass  sie  die  von  ihr  zur  zeitweiligen  Besetzung  des  Amtes  be- 
zeichnete Person  hiervon  entfernt  und  durch  eine  andere  ersetzt; 
und  sie  wird  nun  von  neuem  von  dieser  Wahl  den  GcQTemeur  in 
Kenntniss  setzen,  welcher  Erkundigungen  einzieht  und  nadi  der  ün* 
tersuchung  hiervon  die  Bilkiesan-BehMe  in  Kenntniss  setzi 

Die  DiOcesan^Behörde  hat  ohne  Verzug  die  Beföhle  des  dvil- 
gonvemeurs  auszuftihren. 

4.  Was  die  für  die  Aemter  der  zweiten  Classe  gewühlten  Canr 
didaten  betrifft,  so  hat  sieh  die  Diöcesan-Behörde  vor"  deren  Beru- 
fung zur  zeitweiligen  Besetzung  dieser  Aemter,  zu  diesem  Zwecke  mit 
dem  Civilgouverneur  zu  benehmen ;  und  nur  wenn  sie  hierauf  eine  gun- 
stige Antwort  erhalten  hat,  kann  sie  ihnen  die  zeitweilige  Besetzung 
dieser  Stellen  gestatten,  worauf  sie  an  die  Regierun gs-Commission  des 
Innern  und  der  Culte  zur  Bestätigung  dieser  Candidaten  unter  Bei- 
fügung des  Originalberichtes  des  Gouverneurs  eine  Vorstellung  rich- 
ten muss. 

Wenn  jedoch  die  Mittheilungen,  welche  die  Diöcesan-Behörde 
von  Seiten  des  Civilgouverneurs  erhalten  hat,  ungünstig  ausfallen, 
muss  die -DiOcesan-Behörde  dem  Civilgouverneur  einen  neuen  Candi- 
daten präsentiren. 

5.  Bei  der  Ernennung  zu  den  Aemtern  der  dritten  Classe,  zu 
welchen  man  Niemand  ans  irgend  einem  Grunde  vor  erhaltener  de- 
finitiver Bestätigung  der  Begierungs^mmission  de^  Innern  ond  der 
Culte  bestimmen  kann,  muss  man  folgende  Oidnnng  beobachten: 

a)  Was  die  Ernennung  der  Pfarrer  der  classificirten  PfarreieD, 
der  Regenten  und  der  Professoren  der  Didcesan-Seminarien,  sowie  der 
Visitatoiep  und  der  Snperioreii  der  KUlster  beteiilt,  so  man  tie 
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Diöcesaii-Behörde ,  elie  aw  an  die  Rej^itTungs-Conimisf^idii  hierüber 
eine  Vorstellung  riclitet,  von  dem  betrcHeuden  Gouverneur  des  Wohn- 
ortes der  t\ir  diese  Aeniter  gewählten  Candidaten  Erkundi<,'-unLren  ein- 
ziehen, ob  in  politischer  Hinsicht  lüi-  ihre  Ernennung  krin  Hinderniss 
vorliegt;  worauf  die  Diöeesanbehdrde  an  die  Kegierungs-Commissiou 
ihre  Vorstellungen  nur*  för  die  Persoien,  welche  vorläiäg  durch  den 
Goavemecir  genehmigt  werden,  unter  fieifögung  des  Originalberichts 
dieses  letzteren  richtet 

b)  Was  die  Ernennungen  der  Pr&laten  und  überhaupt  der  Dom- 
herrn anbelangt,  richten  die  Diöcesan- Behörden  ihre  Vorstellnngen 
an  die  Regierungs  -  Commission  ohne  vorlaufiges  Einvernehmen  mit 
den  Gouverneuren;  sie  berichten  nur  an  diese  letzteren,  welche 
Candidaten  sie  zu  diesen  Aemtern  gewählt  haben,  und  wann  die  Vor- 
stellungen stattgetunden  haben.  Und  die  Gouverneure  ziehen  nach 
Empfang  dieser  Mittheilung  über  diese  Candidaten  Erkundigungen 
ein,  und  lassen  sie  der  Kegierungs-Commission  des  Innern  und  der 
Culte  unverzüglich  zukommen,  ohne  zu  warten,  dass  diese  letztere 
dies  Gesuch  an  sie  stellt. 

6.  Da  gemäss  den  Art.  0.,  8.,  13.  und  17.  des  kaiserlichen 
Ukas  vom  14.  —  26.  December  1865  über  die  Organisation  des 
römisch-katholischen  Weltklems  im  Königreich  Polen  die  Ernennung 
überhaupt  der  Prälaten  und  Domherrn  von- dem  Yerwaltungsrath  des 
Königreichs  abhängt,  und  da  die  Bestätigung  der  durch  die  Diöce- 
san-Behörde  zu  den  anderen  verschiedenen  kirchlichen  Aemtern  ge- 
wählten Candidaten  der  Regierungs-Commission  des  Innern  und  der 
Culte  überlassen  ist.  -  so  kann  demnach  kein  in  seinem  Amte  re- 
gelmässig bestätigter  Geistlicher  weder  durch  die  Dioeesan-Behörde 
willkürlich  seines  Amtes  entsetzt,  noch  in  eine  andere  Stelle  versetzt 
werden.  Falls  man  daher  die  Absicht  hat,  einen  kirchlichen  Be- 
amten zu  entfernen  oder  zu  versetzen,  ist  die  Üiöcesan-Behörde  ver- 
pflichtet, ehe  sie  den  Itrtreffenden  Gouverneur  davon  benachrichtigt, 
darüber  eine  Vorstellung  an  die  Kegierungs-Commission  des  Innern 
und  der  Culte  zu  richten  mit  dem  Berieäe  des  Gkmverneurs,  wel- 
cher dessen  Meinung  über  diese  Entiassnng  oder  diesen  Stelleuweehsel 
enthält;  und  erst  nach  Empfang  der  Antwort  der  Connnission  kann 
die  Diöcesan-Behörde  die  hierzu  nöthigen  Dispositionen  treffen. 

Was  die  Pfiirrvicare  betrifft,  ist  die  Diöcesan-Behörde  nicht  zu 
ihrer  Vorstelhiug  nach  der  im  Art.  2.  bestimmten  Ordnung  ver- 
pflichtet, sondern  nur  für  ihre  erste  Ernennung  zu  diesem  Amte; 
bezüglich  ihrer  Versetzung  in  derselben  Eigenschaft  in  andere  Ge^ 
genden  braucht  man  nur  die  Regienmgs  -  Commission  und  den  be- 
treffenden Gonverneur  davon  zu  benachrichtigen. 

Anmrrkunf/.  Dieses  letzte  Reglement  betrifft  indessen  nicht 
die  Vicare  der  Kirchen  zu  Warschau,  die  Ernennung  und  den  Stellen- 
wechsel, welche  immer  gemäss  den  Regeln  der  Art.  2.,  3.  und  6.  für 
alle  Personen  des  Klerus  der  ersten  Olasse  geschehen  muss. 

7.  Im  Falle  der  Verhaftung  eines  der  Mitglieder  des  Pfarr- 
klems,  welche  regelmässig  und  gesetzlich  Aemter  in  den  Kirchen 
der  Ptoeien  oder  Klöster  bekleiäetn,  darf  die  Diöcesan-Behörde,  um 
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die  Stockung  zu  vermeiden,  welche  m  der  Besorpuntr  der  rlurch  die 
verhaftete  Person  besotzton  Aeniter  eintreten  könnte,  jene  aupren- 
blicklich  durch  eine  andere  Person  des  l\lerus  ersetzen;  aber  die 
Diöcesan-Behörde  mnss  ohne  Verzug  dem  betreifenden  Gouverneur 
den  Namen  der  wirklich  bezeichneten  Persou  melden,  und  dieser  sei- 
nerseits der  Regierungs-Coraraission. 

8.  Die  Gouverneure  müssen  ex  officio  auch  in  den  erwähnten 
Fällen  ü))er  alle  Personen  des  Klerus,  welche  sich  in  den  ihnen  an- 
vertrauten Goavernements  befinden,  darch  Yermittelung  der  höheren 
Qensdarmeriebesinten  dee  GouTernements  Erkimdigungen  einsiehen; 
in  iftetrelF  der  anderen  ErfamdigungsqueUen  können  sie  nach  eigenem 
Ermeseen  handeb. 

9.  Die  Genverneure  sind  nicht  verpflichtet,  in  ihren  Berichten 
an  die  Diöceean-BehOrden  diesen  die  Thatsachen  und  die  Gründe  an- 
zugeben, aus  welchen  sie  ihre  nngfinstige  Meinung  in  Betreff  der 
geistlichen  Personen  schöpfen;  sie  beschränken  sich  blos  darauf,  sie 
durch  eine  kurze  Anzeige  in  Kenntniss  zn  setzen,  dass  die  von  der 
kirchlichen  Behörde  (gewählte  Person  genehmigt  ist  oder  nicht,  am 
zu  der  beabsichti«]rten  Ernennung  präsentirt  zu  werden. 

10.  Alle  in  dem  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  und  von  den 
Gouverneuren  redigirten  Berichte  beschränken  in  keinem  Falle  die 
Kegierungs-Commiäsion  in  ihren  endgültigen  Entscheidungen. 

CL  FIpstlicbe  AUoruiion  vom  29.  October  1866. 

Luctnosnm  et  nnnqnam  satis  deplorandum  catholicae  Eeclesiae 
in  Poloniae  Begno  ac  Bussiarum  Imperio  statum  cum  summo  animi 
Nostri  moerore  lamentari  cogimur,   Venerabiles  Fratres.  Optime 
cognoscitis,  Nos  vel  ab  ipso  supremi  Nostri  Pontificatus  exordio 
summopere  cnpientes  afflictis  ibi  sanctissimae  nostrae  religionis  rebus 
ac  spirituali  illorum  fidelium  bono  consnlere,  omnia  suscepisse  con- 
silia,  atque  etiam  cum  Serenissimo  ac  Potentissimo  Russiarum  Tm- 
peratore,  et  Poloniae  Rege  Illustri  iniisse  Conventionem.  Sed  irritae 
fuere  Nostrae  omnes  sollicitudines.    Namque  non  solnm  illa  Conven- 
tio  maxima  ex  parte  haud  fuit  eiecutioni  maudata,  ac  omnino  des- 
pecti  gravissimi  Uli  onmes  Articuli,  qui  juxta  promissiones  ad  opta- 
tmn  entnm  erant  addncendi,  vermn  etiam  magis  quotidie  conddcata 
fnere  pacta,  ac  promisea  ab  ipsis  Bnedaniin  Imperatodbns  ac  Po- 
loniae Be^ibne  facta,  et  beUnm  a  Bnsdco  Gnbomio  rei  catholicae 
jam  din  indictnm  majorem  in  modnm  asperrimis  hisce  temporibns 
fuit  conflatmn  ad  catholicam  fidem  in  lUie  regionibus  fhnditus  ever- 
tendam.  Nihil  antem  valnerunt  Nostrae  eipostnlationes  per  Nostram 
Cardinalem  a  publicis  negotüs  factae  apnd  illad  Gubemium,  nihil 
Nostrae  Litterae  ad  ipsum  Serenissimum  Prindpem  scriptae,  qnibns 
nullum  fuit  datura  responsum^).    Atque  hic  omittimus  denno  per- 
censere  numerando  ea  omnia,  quae  in  Nostra  Encyclica  Epistola  ad 
Venerabiles  Fratres  Sacrorum  a  Poloniae,  et  Russiarum  Iraperii  Antis- 
tites  data  typisque  edita  vehementer  deploravimus  ^).   Idem  enim 

1)  UL  22.  April.  ISeS. 

t)  Ef^t  Bncyel.  d|e  90.  Jontt  1864. 
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Gnbermiim  majore  in  dies  insectatione  catholicam  oppugnans  Eccle« 
siam  Semper  impedivit,  qaoüniims  Chelmensis  Episcopns  tres  et  am- 
plins  abhinc  annos  a  Nobis  renunciafns  episcopalem  posset  consecra« 
tionem  aodpere.  Postquam  Tero  Yenerabilem  Fratrem  Sigismundum 
Varsaviensem  Archiepiscopnm  a  mo  grege  divulsmii  in  longinqaas 
amandavit  regiones,  ei  severissirae  interdicta  omni  cnm  suae  Dioe- 
cesis  fidelibus  comraunicatione,  Dilectum  quoque  Pilium  Paulum  Rze- 
wuski,  illius  Vicarium  Generalem  et  Suffraganeum  Episcopum  Pruseii- 
sem  in  partibus  Tnfideliura  a  Nobis  electum,  et  nunquara  ob  impe- 
dimenta  ab  ipso  Gubernio  allata  consecratum  militari  manu  compre- 
hensnm  in  exilium  ejecit.  Atque  id  propterea,  quia  idem  Vicarius 
de  ecclesiasticis  negotiis  Rescripta  a  Nobis  motu  proprio  data  ad 
alios  Poloniae  Ordinarios  perferenda  curabat.  Vix  autem  eodem 
Vicario  Generali  in  exilinm  pnlso,  non  dubitavit  civilis  Varsaviae 
Praese»  Mefrropoiitiani  Tempil  Varsaviemte  Gaaonices  ad  se  Toeare, 
eisqne  praecipere,  ut,  nnlla  interposita  mora,  Vicarium  Capitnlarem 
a  ee  propositnm  eligerent.  QidbaB  inJoBtis  mandatis  üdem  Oanomei 
.  merito  et  com  eornm  lande  obetitmmt,  enm  potissimnm  praesto 
essent  alii,  qni  ab  Archiepiscopo  VarsaYienai  ad  Vicarii  Generalis 
mnnus  obeundum  fnerant  destinati,  quoties  commemoratns  Dilectns 
Filins  Paulus  Rzewnski  Msset  eqkmsns,  qnemadmodnm  infeliciter 
evenit.  Wilnensis  antem  Episcopns  a  sna  Dioecesi  abreptns  jam  din 
in  exilio  misere  vivit,  quin  ullo  modo  episcopale  snnm  mnnns  exer* 
cere,  et  gregis  sibi  commissi  bono  consulere  possit. 

Tnsuper,  Venerabiles  Fratres,  promulgata  ab  eodem  Gubernio 
sunt  decreta,  qnibiis  catholica  Ecclesia,  ejusque  auctoritas,  leges  ac 
disciplina  proculcantur.  Namque  hisce  decretis  omnia  peae  ßegu- 
larium  utriusque  sexus  Ordinum  Coenobia  de  medio  sublata  fuere, 
atque  omnia  cujusque  Regularis  Ordiuis  bona  publico  aerario  adjudi- 
cata,  et  paucissimae  Religiosae  Familiae,  quae  adhuc  supersunt,  a 
suorum  Summorum  Moderatorum  regimine  abstractae  et  Ordinari- 
orum  jurisdictioni  subjectae,  et  universus  Catholicus  Clerus  tum  in 
Polonia  tum  in  Russiarum  Imperio  omnibns  suis  bonis  vel  ad  Epi- 
scopos,  yel  ad  Canonicomm  Oollegia,  vel  ad  paroehias,  ad  ecele- 
siastica  benefida,  yel  ad  qnaelibet  aüa  pia  et  religioea  institata  per- 
tlnfflitibns  spoliatm:,  et  eomndem  bonomm  reditos  pnblici  aeris 
alieni  administrationi  committnntnr.  Atqne  eisdem  decretis  contra 
eeclesiasticas  leges,  contra  supremam  hujus  Sanctae  Sedis  auctorita- 
tem  et  omnia  jura  statnitnr  nova  catholici  Cleri  dispositio,  nova  in 
omnibns  IMoecesibus  cnjnsque  Canonicomm  Opllegü  existendi  ratio, 
nova  parocbiamm  divisio,  et  Capitula  Collegialium  Ecclesiarum  abo- 
lentur,  et  Episcoporum  plane  destruitur  auctoritas  ac  libertas,  cum 
ipsi  sine  Gubemii  consensu  nullum  parochura,  nuUum  parochiarum 
administratorem,  ant  vicarium  eligere  possint.  Ejusdem  autem  Gu- 
bernii  decreto  Cameneciensis  catholica  Dioecesis  suppressa,  ac  pro- 
prio adempta  pastori  cum  Luceoriensis,  et  Zitomeriensis  Dioecesium 
administratione  fuit  conjuneta.  Legitimi  Sandomirensis  et  Craco- 
viensis  praesertim  Dioecesium  Parochi  ad  Gubemii  arbitrium  de  una 
ad  aliam  parochiam  traducti,  de  proprio  gradn  deturbati,  aliiqne 
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k  eorum  lociim  snffecti.  Ploceiisis  vero  DioeceHeos  Seminani  -aedes 
cuififlcatae  fuere,  et  illius  Kpiscopus  Clericos  Alumnos  in  coenobium 
olira  Pranciscalis  Ordiois  extra  civitatis  moenia  transferre  coactus, 
Omnibus  ecclesiasticis  viris  commoatus  denegatus,  ne  ultra  mille  pas- 
suum  spatium  a  propria  residoiitia  discedere  et  inter  se  coninumi-  , 
care  possint.  Illorum  autem  Hdeliiiin  cum  hac  Apustolica  Seile 
coiumunioatio  a  Russico  (iiil)eniio  taiita  severitate  est  iiiterdictu  ar 
•  ODinino  sublata,  ut  Nos  uiaxinio  animi  Nostri  dolore  baud  amplius 
ullo  modo  possiinus  pro  supremi  Nostri  Apostolici  rainisterii  officio 
dilectam  illam  Doniinici  gregis  partem  juvare,  ejusque  spiritualibui» 
iüligeatiis  opem  auxiliumque  ferre.  Atque  utinam  ne  veri  sint 
tii^tos  nuncii,  qui  nuper  ad  Nos  pervenerunt,  designatum  nempe 
GhelmenBem  Episcopum,  et  Oathedralis  illiiu  Ttopli  GaooiiieoB  majore 
ei  ^arte  ab  eodem  Qubeniio  in  ignotas  leglmies  Mm  amandatos. 
Nihil  Tero  didmoa  de  aesidiis  cujusqae  i^enens  insidüe,  artibus  et 
oonatibi  s,  quibns  idem  Gubeminra  ci^licae  Eeolesiae  filios  ab  ejus 
sinn  abripere,  eosque  a  l  ftuesüssiomn  srliisma  totie  viribus  per- 
trahere  annititar,  nihil  de  careeriSf  exilü  aiiisque  poenis,  quibtis 
Episcopi,  sacrique  Ecclesiae  Ministri,  Religiosique  Viri,  et  catholiri 
fideles  siiae  religioni  firmiter  adhaerentes  etEcdesiae  jura  propog- 
uantes  misere  subjiciuntur. 

Quae  omnia  inaiiifestius  apparent  ex  accurata  renim  oniiiiuin 
expositione,  qnairi  opportunis  documentis  muiiitarn,  ac  typis  editaui 
Vol.tis  quam  primum  tradeiKlaiii  jussimus.  Atque  ita  universus  catiio- 
licus  Orbis  agnoscet,  quam  diuturnum  sit  bellum  a  Russico  Gubernio 
saiu  tissimue  nostrae  religioui  illatum,  ut  ipsa  in  Poloniae  Kegno 
Uussiaruni  Imperio  penitus  deleatur.  Haud  ignoramus,  ex  funesti»" 
siuia,  et  omnino  danmanda  rebellione  idem  Gubernium  arripnisse 
occadonem  ad  tarn  dira  contra  catholicam  Ecelesiam  suscipienda  cob- 
silia  dum  rebellionis  rei  debitis  modis  cobiberi  et  puniri  poterant, 
quin  Eodesiae  tarn  grave  bellum  inferretur.  Atque  ita  Deo  pla- 
cuisset,  ut  nemo  ex  Ecclesiae  potissiraum  Ministris  se  perniciosis- 
aimis  fotaHs  hujusmodi  perturbationis  motibus  immiscuiaset.  Nos 
quidem  nune  denuOt  uti  alias  rebellionem  summopere  damnamus  et 
reprobamus,  omnesque  fideles,  ac  praesertim  ecclesiasticos  vires  mone- 
mus  et  exlioi*tamur,  ut  impia  rebellionis  principia  ex  animo  abhor- 
reant,  detesteutur,  ac  su]>limioribus  potestatibus  subditi  sint,  illisque 
tideliter  obediant  in  iis  omnibiui,  quae  Dei  ejusque  sauctae  Ecsclesiaß 
legibus  mini'ue  adversautur. 


In  taiiio  auteiii  dolore  uou  leve  Noljis  affert  solatium  eximia 
illorum  Catiiolicorum  virtus  et  eonstantia,  qui  licet  tantopere  divexati, 
tarnen,  Deo  adjuvante,  in  catholicae  religionis  professione  stabiles  et 
immoti  penuanent,  et  raalunt  asperrima  quaeque  perjieti,  quam  ab 
eadem  sanctissima  religioue  atque  ab  bac  Apostolica  Sede  de- 
ficere. 

Interim  vero  Dei«  ejusque  Ecclesiae,  et  Religionis  causam  No- 
bis  diviMtus  commiasani  str^iue  tuentes,  j^arteeque  Noetras.  Aposto- 
lica Hbertalo  eiplentes ,  in  jioc  amplimtno  Vastro  oonseflisn  Poo- 
tificiam  Not^bm  attdUimus  Toc«n,  jet  empia  decreta  et  acta  a  Bus- 
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sico  Gubernio  in  religionis,  Ecelasiae  et  hnjus  A^toUcae  Sedb 
jurinm  detranentam  edita  ac  patrata  summopere  därnnamns»  repro- 
bamitt,  et  omirino  irrita  ac  nuUa  esse  declaramus. 

Yernm  sperare  Yolnmns  fore,  ut  Serenissimus  ac  Foientissi- 
inns  Kussiamm  Imperator  et  Poloniae  Rex  Illiistris  sero  considerans, 
catholiram  religionem  ejusque  salutarem  doctrinam  firmissimum  esse 
Tmperiorum  Regnorunique  fundamentiim ,  ac  temporariae  quoque 
populomm  tranquillitati  et  felicitati  maxime  condueere,  velit  pro 
sna  humanitate  et  animi  celsiturline  justissimis  Nostris  votis  ac 
postiilationibus  aiiiiuere,  ac  suprema  sua  auctoritate  efficere,  ut  in 
vastissimi  sui  Imperii  regionibus  Catholiea  Ecclesia,  ejusque  cultores 
a  tot  calamitatibus  respirent,  et  jam  diu  exoptatam  assequantur  pa- 
eem  et  libenim  suae  religionis  exercitiuii. 

Ne  deabamiis  antani,  Yenerabiles  Fratres,  assidnis  femdisqne 
predbns  divitem  in  miserieordia  Deiim  in  himnlitate  et  contritione 
cordis  nostri  orare  et  obseerare,  ut  propitiiis  respidat  saper  haeredi- 
tatem  suam,  et  exnrgat  in  a^jotoiiani  popnli  sui,  et  Gatholieam 
Eoelesiain  tot  undique  jactatam  procellis,  tc^  afiflictam  periculis,  tot 
divexatam  Cftlamitatibiis  divina  Sua  deitera  protegat,  adjavet,  defen- 
dat,  dqoe  optatissiniun  paeem  ae  triamf^iim  concedat. 

Dip  Red.  dps  Archivs  fOgt  noch  aus  der  Dnrrnstadter  Allgemeinen  Kircb6iir< 
Zeitung  1867  S.  535  f.  den  neuesten  russischen  Gewaltthötipkeits-Ukas  hinzu: 

Warschau,  8,  August  (1867).  Der  kaiserliche  Ukas,  betreffend 
die  Begehmg  des  Verhältnisses  der  römisch-katholischen  Kirche  ihiss- 
lands  zum  päpstlichen  Stuhl,  lautet  aus  dem  im  »Dziennik  Warsz.« 
SO  eben  veröffentlichten  polnischen  Text  also: 

>Das  Comit^  für  die  Angelegenheiten  des  Königreichs  Polen 
hat  in  seinen  Sitzungen  vom  10.  (22.)  April  und  2.  (14.)  Mai  d.  J., 
in  Erwägung ,  dass  die  diplomatische  Verbindung  zwischen  dem 
kaiserlichen  Hofe  und  der  römischen  Regierung  aufgehört  hat,  u.  A. 
nachstehende  Bestimmungen,  betrefi'end  das  Verhältniss  der  römisch- 
katbolischen  Geistlichkeit  and  der  Privatpersonen  des  römisch-katho- 
üschen  Bekenntmsses  zu  dem  Oberbaapte  der  EIrdie  beschlossen : 

1)  Alle  Anlegenheiten  der  dem  rassischen  Scepter  auch  in 
dem  Kdnigrelch  Polen  ontergebenen  Personen  des  römisch-katholi- 
schen Bekenntnisses,  der  geistlichen,  wie  der  weltlichen,  welche  ihrer 
Natur  nach  eine  Mittheilung  an  den  Papst  erfordern,  unterliegen 
der  Verwaltung  des  römisch-katholischen  geistlichen  Collegiums  in 
St.  Petersburg.  Desshalb  sind  Bittgesuche  in  allen  diesen  Ange- 
legenheiten, welche  Privatpersonen  betreffen,  von  denselben  an  das 
Oberhaupt  ihrer  Diöcese  einzureichen,  welches,  wenn  es  das  Bitt- 
gesuch nicht  aus  eigener  Machtvollkommenlieit  entsclieiden  kann, 
dasselbe  dem  geistlichen  Collegium  zu  unterbi-eiten  hat.  Ebenso 
haben  in  Sachen,  welche  unmittelbar  die  Diöcesan-Oberhäupter  (den 
Erzbischof  von  Mohilew  nicht  ausgenommen)  betreffen  und  die  Ent- 
scheidung des  Papstes  erfordern,  die  Diöcesan-Oberhäupter  ihre  Vor- 
stellungen an  das  Collegium  zu  richten. 

2)  Das  geistliche  Collegium  prüft  diese  Gesacbo  nach  der 
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for  dasselbu  fest^'estellten  (lesthäftsordnung,  und  wenn  es  erkenut, 
dass  ain  Gesuch  durch  das  CoUegiuin  allein  nicht  erledigt  werden 
kann  und  nothwendig  eine  Mittheilung  an  den  Papst  erforderlich 
ist,  so  beschliesst  es,  die  Sache  der  Entscheidung  desselben  vorzu- 
legen, und  beauftragt  den  Vorsitzenden  des  Collegiunas»  die  Sache 
auf  dem  geeigneten  Wege  an  den  Papst  zu  bringen. 

3)  Nach  Empfang  der  Entscheidung  des  Papstes ,  welchen 
Charakter  diese  auch  haben  mag,  sind  alle  von  demselben  erhaltene 
Bullen,  Aufnife,  Ermahnungen  und  überhaupt  alle  Documente  und 
Papiere,  sie  mögen  einen  Namen  haben,  welchen  sie  wollen,  vom 
Voi*sitzenden  des  Collegiums  ohne  Verzug  und  vor  ihrer  Bekaunt- 
maihung  oder  anderweitigen  Verfügung  in  Betreff  ihrer  Ausführung 
im  Original  dem  Minister  des  Innern  vorzulegen,  der,  nachdem  er 
sich  überzeugt,  dass  diese  Documente  nichts  gegen  die  Staatsgesetze 
in^  die  geheiligten  Rechte  imd  Prliogatifm  der  hodbsten  unnm- 
schrftokten  Gewalt  enthalten,  die  Saehe  m  Bezog  auf  ihre  AnsfQ^- 
ning  der  geschftftsm&ssigen  Behandlnng  fiberweist 

4)  Die  m  vorstehenden  Artikeln  festgestellte  Ordnung  ist 
anch  zu  beobachten,  wenn  es  sich  dämm  handelt,  (ftr  Personen, 
welehe  von  der  höchsten  Staatsbehörde  znr  Würde  des  Erzbisdiofe, 
Metropoliten  nnd  der  DiOcesanbischOfe  bestimmt  sind,  die  canonisehe 

Bestätigung  Seitens  des  Papstes,  sowie  fSr  den  Erzbischof,  die 
Bischöfe  nnd  die  Diöcesanverweser  aller  Art  die  päpstliche  Er- 
mächtigung znr  Diöcesanverwaltung  zn  erwirken.  Die  DiOcesan- 
Oberhäupter  haben  in  gleicher  Weise  die  canonische  Bestätigung 
der  zur  Wurde  von  SuSragan- Bischöfen  bestimmten  Personen  zu 
erwirken. 

5)  Keinerlei  Documente,  Bullen,  Entschliessungen  und  Er- 
lasse des  römischen  Papstes  und  dessen  Regierung  haben  innerhalb 
des  russischen  Staates,  mit  Einschluss  des  Königreichs  Polen,  Ge- 
setzeskraft, wenn  sie  nicht  auf  dem  oben  bezeichneten  Wege  empfan- 
gen und  nicht  vorher  dem  Minister  des  Innern  vorgelegt  sind. 

6)  Im  Falle  der  Nichtachtung  und  Uebertietang  der  obigen 

Bestimmungen  sind,  abgesehen  davon,  dass  die  auf  ungesetzlichem 
Wege  aus  Rom  erhaltenen  Entscheidungen  für  ungültig  erklärt 
werden,  diejenigen  Personen,  welche  sich  der  Unterhaltung  von  Ver- 
bindungen mit  dem  römischen  Papste  oder  dessen  Regierung  auf 
einem  anderen,  als  dem  hier  vorgeschriebenen  Wege  schuldig  machen, 
sowie  diejenigen  Personen,  welche,  nachdem  sie  auf  ungesetzlichem 
Wege  vom  römischen  Papste ,  dessen  Regierung  oder  von  im  Aus- 
lande sich  aufhaltenden  Geistlichen  irgend  welche  Bullen,  Docu- 
mente, Aufforderungen,  Ermahnungen  und  Erlasse  erhalten  haben, 
dieselben  nicht  sofort  nnd  Tor  ihrer  Publicirung  oder  Ausführung 
dem  betreffenden  GonTemenr  oäex  dem  Minister  des  Innern  vor- 
legen, Yon  den  Gerichten  oder  anf  dem  Verwaltungswege  anf  Grond 
eines  besonderen  Gesetzes  zur  Bestrafhng  zn  ziehä.« 

Dieser  Beschluss  des  Gomit^*s  hat  am  10.  (22.)  Mai  d.  J. 
die  kaiserliehe  Bestätigung  erhalten. 
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Als  neueste  Kandgebangen  des  pfipsilicheD  Stalües  Ober  die  TerfMgongen 
der  Kfrcbe  in  Rnssluid  flgeo  wir  iilnu: 

SaDdiissimi  Domini  Nostri  Pii  divina  Providentia  Papae  IX.  epistda 
EnoycHca  ad  omnes  Patriarch  as  Primates  Archiepiscopos  et  Episcopos 
miiversi  catholici  Orbis  Gratiam  et  Commnnionem  cam  Apostolica  Sede 

habentes. 

(1.  De  rebellione  ItäUci.  2.  De  calamitatibus,  quibus  ecciesit  callioUca  a  Rossico 

imperio  laceratur.) 

Venerabiiibus  Fratribus  Patriarchis,  PrimaUbus ,  Archiepiscopis  et 
Episcopis  üniversi  Catholici  Orbis  Gratiam  et  Commmionem  cum 

Apostolica  Sede  habeiUibus 

PIUS  PP.  IX. 

[1]  Venerabiles  Fratres,  Salutem  et  Apostolicam  Benedictiouera. 
Levate,  Venerabiles  Fratres,  in  circuitu  oculos  vestros,  et  videbitis 
ac  una  Nobiscum  vehenoenter  dolebitis  abominationes  pessimas,  qui- 
bus nunc  misera  Ttalia  praesertim  fimestatur.  Nos  quidem  inscru- 
tabilia  humillime  adoramus  judicia  Dei,  cui  placuit,  Nos  vitam  agere 
hisce  luctuosissimis  tercporibus,  quibus  nonnullorum  hominum  opera, 
et  eoram  potisrimmn,  qui  in  infelieiflsiiiia  Itafia  rem  pabttcam  regunt 
ac  moderantar,  Tenoranda  Dei  mandata  sandaeque  Ecdesiae  leges 
plane  despiciimtar,  et  impietas  impnne  eapnt  altins  extoUit  ac  trium- 
phat.  Ex  quo  omnes  iniquitates,  mala  et  damna,  quae  cum  summo 
aniroi  Nostri  moerore  conspicimus.  Hinc  multiplices  illae  hominum 
pbalanges,  qui  ambulantes  in  impietatibus  milituit  sab  satanae  yeiiUo^ 
in  cujus  fronte  est  scriptum  *Mendacium,^  quique  rebellionis  nomine  ap- 
pellati,  ac  ponentes  os  suum  in  coelnni,  Deum  blasphemant,  sacra  omnia 
polluunt,  conteraiiunt,  et  quibusque  juribus  divinis  humanisque  procul- 
catis  veluti  rapaces  lupi  praedam  anhelant,  sanguinem  effundunt,  et 
animas  perdunt  suis  gravissimis  scaiulalis,  et  propriae  malitiae  lucrum 
injustissime  quaerunt ,  et  aliena  violeuter  rapiunt ,  ac  pusillum  et 
pauperem  coutristaut,  miserarum  viduarum  et  pupillorum  numerum 
augent,  ac  donis  acceptis  veniam  impiis  tribuunt,  dam  justo  justi- 
tim  denegant  enmqoe  spoliant,  et  ooinipti  corde  prayas  quasqne 
eopiditatee  turpiter  explere  contendont  eam  maximo  ipsins  ciTilis  «o- 
detatis  damno. 

Hoc  perditonun  hominum  genere  in  praeseutia  cirdun^ti  sumiiB, 
Venerabiles  Fratres.  Qoi  quidem  homines  diabolico  prorsos  spiritu 
animati  mendacii  vexillnm  collocare  Tolant  in  hac  ipsa  alma  orbe 
Nostra,  ad  Petri  Cathedrara,  catholicae  veritatis  et  unitatis  centrttin. 
Ac  Subalpini  Gnberiiii  Moderatores,  qui  hujusmodi  homines  coercere 
deberent,  illos  omni  studio  fovere,  eisque  arma  resque  omnes  suppe- 
ditare,  et  ad  hanc  urbeni  aditura  munire  non  erubescmit.  Sed  omnes 
hi  homines,  licet  in  supremo  civilis  potestatis  gradu  et  loco  collocati, 
paveant;  quandoquidem  hac  iraproba  saue  ageudi  ratione  se  novis 
obstringunt  laqueis  ecclesiasticarum  poenarum  et  censurarum.  Etsi 
?ero  in  humilitate  ccnrdis  Nostri  divitem  in  misericordia  Deum  enixo 
orare  et  obaecrare  non  desistimus,  ut  hos  omnes  miserrimos  homines 
ad  salntarem  poenitentiam,  atqne  ad  rectom  justitiae,  religionis,  pie- 
tatis  tramitemjredncere  dignmr,  tarnen  tacere  non  possumns  gra- 
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vissima  pericnla,  quibus  in  hnc  hora  teiiebrarum  expositi  sumus. 
Animo  plane  traiiquillo  quoscunique  lerum  eventus,  licet  nefariis  frau- 
dibus,  caluinniis,  insidiis,  mendaciis  excitatos,  expectaniiis,  cum  omneiii 
Nostram  spem  et  fiduciani  coUoceTnus  in  Deo  salutari  Nostro,  qui  ad- 
jutor  est  Noster  et  fortitudo  in  uiuiiibus  tribulatioaibus  Nostris,  qui- 
que  in  se  sperantes  confimdi  non  patitur,  et  impioram  insidias  snb- 
Terdt,  et  peceatomm  cervices  confiringit.  Interim  hand  possamtis,  quin 
Vobis  in  primis,  Venenü^iles  Fratres,  et  onmibiia  Melibas  cnrae  vestrae 
eommiBsis  dennntiemas  tristissimani  eonditienem  et  maxiina,  in  qui- 
bus per  Snbalplni  potissimum  Gubeniii  operam  nanc  yersamur,  pen- 
enla.  Qnamvis  enim  fidissimi  Nostri  exercitos  strenuitate  ac  devotione 
defensi  simus,  qui,  rebus  praeclare  gestis,  prope  heroicam  prae  se  tulit 
virtutem ;  patet  nihilominuSy  ipsum  dia  resistere  nequire  numero  longe 
majori  injustissimorum  aggressomm.    Et  licet  non  mediocri  utamur 
consolatione  ob  filialem  pietatem  ,  qua  Nos  reliqui  subditi  Nostri  a 
scelestis  usurpatoribus  ad  pancos  redacti  proseqnnntur,  vehementer 
tarnen  dolore  cogimur,  ipsos  non  pos;>e  non  sentire  gravissima  pericula 
sibi  ingruentia  ab  efferatis  nefarioruin  hominum  turmis,  qui  eos  jugi- 
ter  minis  omnibus  terrent,  spoliant  et  quoquo  modo  divexant. 

[2]  At  vero  alia  nunquam  satis  lugenda  mala  deplorare  cogimur, 
Venerabiles  Fratres.  Ex  Nostra  praesertim  Consistoriali  Allocutione 
die  29.  mensis  Octobria  superiori  anno  habita,  ac  deinde  ex  narratione 
documentis  munita  et  in  lucem  typis  edita,  optime  cognovistis, 
quantis  calamitatibus  Catholica  Ecclesia  ejusque  filii  in  Bussico  Im- 
perie  ae  Poloniae  Begno  miserandom  in  modum  vexentnr  ac  laceren- 
tur.  Namque  cathoüci  Sacronim  Änttstites  et  ecclesiastid  yiri  laici- 

2ae  fideles  in  exilinm  ejecti^  in  carcerem  .d^rusi ,  ac  modis  omnibiis 
iTexati,  propriisque  bonie  spoliati,  ac  severissimiB  poenis  afflieti  et 
oppressi,  et  Ecclesiae  canones  ac  leges  omnino  procnlcatae.  Atqne 
bis  minime  contentom  Russicum  Gubernium  pergit  ex  avito  proposito 
Ecclesiae  diseiplinam  violare,  et  unionis  et  communicatioms  illonm 
fidelium  cum  Nobis  et  hac  Sanota  Sede  viacula  frankere,  ac  omnia 
moliri  et  conari,  ut  in  illis  dominiis  cathölicam  religionem  fanditas 
evertere,  et  illos  fideles  a  catholicae  Ecclesiae  sinn  avellere  et  ad  fu- 
nestissimnm  scliisma  pertrahere  possit.    Cum  incredibili  anirai  Nostri 
moerore  Vobis  significamus,  duo  nuper  decreta  ab  illo  Gubernio  post 
ultimam  comniemoratam  Nostram  AUocutionem  edita  fuisse.    Ac  de- 
creto  die  22.  proximi  mensis  Maji  vulgato,  per  liorreudum  ausiini 
Podlachiensis  Dioecesis  in  Poloniae  Regno  una  cum  illo  Canoniconim 
Collegio,  Consistorio  Generali,  ac  Dioecesano  Seminario  penitus  fait 
extincta,  et  ejusdem  Dioecesis  Episcopus,  a  suo  grege  divulsus,  coactus 
B  BioeoesiB  miibiis  oontinuo  discedere.   Quod  deeretam  simile  est  Uli 
die  8.  Jnnii  snperiofre  item  anno  in  Incem  edito,  de  quo  mentionem 
fecere  haud  potoimoB,  com  illnd  ignoraremns.   Hoc  igitnr  deereto 
idem  Gnbemiom  im  dnbitayit  proprio  arbitrio  et  auctoritate  Game- 
nedensem  Bioecesim  de  medio  tollere,  et  illnd  Oanonicomm  Con^nai, 
Gofisistorinm  ac  Seminarium  disperdere,  et  proprium  Antistitem  ab 
iUa  Dioeeesi  tiolenter  abripere. 

Onm  autem  emnis  via  atqne  ratio  Nobid  iiiterdudatar,  qua  cum 
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illis  fidelibus  coraniunicare  possinius,  tum  »e  qiiisquam  carceri,  exilio 
aliisque  poenis  exponeretur,  coacti  fuiiinis,  in  Nostras  Ephemerides 
inserere  Actum,  quo  legitimae  illariim  amplarum  Dioecesium  juris- 
dictionis  exwcitio  ac  spizitnaMbus  fidelinm  necessftatibus  consulen- 
dom  ceBfloiinus,  at  illae  per  artis  typograpliicae  opcm  notitia  pem- 
oiret  BQ^eepti  a  Nobis  0(miBilii  Qoisque  vel  fiiotid  inteliigit,  qua  mente, 
et  qao  fine  ejnsmodi  decreta  a  Bussico  Gubernio  edantar,  cuxn  nmlto- 
nun  Episcopornm  absontiae  Dioecesium  qaoqne  necedat  suppressio. 

Quod  autera  Nostram  cumulat  amaritudinem,  VenerabUes  Pra- 
tres,  est  aliud  decretnm  ab  oodem  Gubernio  die  22.  superioris  mensis 
Maji  promulgatimi,  quo  Petropoli  fnit  constitutum  Collegium,  vocatum 
ecclesiasticum  catholicum  romaiuini ,  cui  praesidet  Mobilovieusis  Ar- 
chiepiscopus.  Seilicet:  omiies  petitioues,  ad  fidei  etiaiii  et  ad  consci- 
entiae  negotia  pertiuentes,  quae  a  Russici  Imperii  et  Poloniae  Regni 
Episcopis,  Clero  Populoque  fideli  ad  Nos  et  ad  hanc  Apostolicam 
Sedem  mittuutur,  ad  hoc  Collegium  primum  transmittendae  sunt, 
easque  Collegium  idem  examinare  debet,  ac  decemere,  utrum  petitio- 
nes  Episcopornm  polestatem  praetMgrediantar,  hoc  in  easu  Blas  ad 
Nos  perferendas  curare.  Postqtem  antem  illnc  Nostnra  pervenerit 
dedsio,  praedicti  CoU^ii  Praeses  ad  intmamm  relationum  Mini- 
strnm  deeisionem  ipsam  mittere  teuetnr,  qui  -expendat,  imm  aliquid 
in  Ula  reperiattir  l^ibns  Status  et  supremi  Frincipis  juribus  contra- 
rium ;  et  qnoties  hoc  non  exsastat,  illam  pro  sno  arbitrio  et  voluutate 
exsequutur. 

Videtis  profecto,  Vonerabiles  Fratres,  quam  veliementer  lepro- 
bandum  ac  damnandum  sit  hujusmodi  decretum  a  laica  et  schisraatica 
potestate  latum,  quo  et  divina  catholicae  Ecclesiae  coustitutio  destrui- 
tur,  et  ecclesiastica  discipliua  subvertitur,  et  maxinia  supreniae  Nostrae 
Pontificae  atque  hujus  Saactae  Sedia  et  Episcoporum  potestati  auc- 
toritatique  injuria  infertur,  et  summi  omnium  tidelium  Pastoris  liber- 
tas  impeditnr,  et  fldeles  ad  fimestissinram  impellantm*  schisma;  ac 
Tel  ipsnm  naturale  jus  violatnr  et  con^ulcatur  quoad  negotia,  quae 
fidem  et  eonsei^tiam  respiciunt. 

Ad  haec,  catholica  Varsaviensis  Acad^ia  deleta  est;  ac  trislas 
Chelmensi,  et  Bettiensi  Dioecesi  Buthenorum  impendet  ruina.  Atque 
ülud  maxime  dolendura,  qnod  repertus  sit  quidam  Presbyter  Woicichi, 
qui  suspectae  fidei,  omnibus  ecclesiasticis  poenis  censurisque  despectis, 
terribilique  Dei  judicio  posthabito,  minime  exhorruit,  ejusdem  Dioe- 
cesis  regimen  et  procurationem  a  civili  illa  potestate  accipere,  et 
varias  jam  edere  ordinatioiies,  quae  dum  ecclesiasticae  disciplinae 
adversantur,  funestissimo  scliismati  favent. 

In  tantis  igitur  Nostris  et  Ecclesiae  calamitatibus  et  angustiis, 
cum  nou  sit  alius,  qui  pugnet  pro  Nobis,  nisi  Dominus  Deus  noster, 
Vos  etiam  atque  etiam  vehementer  obtestamur,  Venerabiles  Fratres, 
ut  pro  riiugulan  vestro  rei  catholicae  amore  et  studio,  et  egregia  iu 
Nos  pietate  velitis  ferventissimas  vestras  cum  Nostris  conjungere 
preces,  et  una  cum  univerao  featro  Clero  Populoque  fideli  Denm 
sine  intermissione  orare  et  obsecrare,  ut  reminiscens  miserationum 
anarum,  quae  a  saeeulo  sunt,  indignationem  suam  a  Nobis  avertat,  et 
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Ecclesiam  suam  sanctam  ac  Nos  a  tantis  malis  eripiat,  ejiisdemque 
Ecclesiae  filios,  Nol)is  carissimos,  in  oniuibus  fere  regionibiis  ac  in 
Italia  praesertim,  et  in  Russico  Imperio  ac  Poloniae  Regno  tot  insidiis 
obnoxios,  tot  aeromiiis  afflictos,  ouinipotenti  saa  virtute  adjuvet,  de- 
fendat,  eosqae  in  catholicae  fidei  ejusque  salutaria  doetriiiae  profts- 
sione  ma^  in  dies  stalules  servel,  confimet,  roboret,  et  omnia  im- 
pia  inimiconim  hominom  oonsilia  disperdat,  illoeqne  de  iniquitatis 
barathro  ad  salntts  nam  mocet,  et  in  aemitam  mandatornm  aao- 
rum  dedacat. 

liaqne  volnmas,  nt  in  veetris  Dioeoesibos  publicae  pro  yestro 
arbitrio  preces  per  tridunm  intra  sex  menaes,  pro  nltramarinis  vero 
intra  annum  indicantiir.    Ut  autem  fideles  ardentiore  studio  hisce 

publicis  precibus  adsint  ac  Deuni  exorent,  omnibus  et  singulis  utrius- 
que  sexus  Christi-fidelibus,  qui  praedictis  tribus  diebus  devote  eisdem 
precibus  adstiterint,  ac  pro  praesentibus  Ecclesiae  necessitatibus  ex 
Nostra  mente  Deum  oraverint,  et  Sacramentali  Confessione  expiati  ac 
Sacra  Communione  refecti  fiierint,  Pleiiariam  omnium  peccatorum 
suorum  Imlulgentiam  et  reraissioneiii  misericorditer  in  Domino  conce- 
dimus.  Iis  autem  fidelibus,  qui  corde  saltem  contriti  in  quolibet  ex 
commemoratis  diebus  reliqua  praemissa  opera  peregerint,  Septem  aunos 
todidemqae  quadiagenas  de  ii^uncüs  eis,  sen  alias  qnomoaelibat  de- 
bitis  poenitentüs  in  forma  Ecclesiae  consoeta  relaiamus.  Qoas  omnes 
et  singolas  indulgentias,  peccatomm  remiGwiones  ac  poenitentianun 
rebucationes  etiam  animabns  Gbristi-fidelinm,  qnae  Deo  in  caritate 
oonjnnctae  ab  hac  luce  migraverint,  per  modum  suffragii  appMcari 
posse  etiam  in  Domino  indulgerous.  In  oontrarinm  iacientibiid  non 
obstantibus  quibascamque. 

Denique  nihil  certe  Nobis  gratius,  quam  ut  bac  etiam  occasione 
libentissime  utamur,  iit  iterum  testemur  et  confirmemus  praecipuani, 
qua  Yos  in  Domino  complectiniur,  benevolentiam.  Cujus  quoque  cer- 
tissiraum  pignus  accipite  Apostolicam  Benedictionem ,  quam  effuso 
cordis  affectu  Vobis  ipsis,  Venerabiles  Fratres,  cunctisque  Clericis, 
Laicisque  fidelibus  cujusque  Vestrum  vigilantiae  concreditis  pera- 
manter  impertimus. 

Datum  Romae  apud  S.  Petrum  die  17.  Octobris  Anno 

Pontificatos  Nostri  Anno  Vicesimosecundo. 

HÜS  PP,  IX. 

EDdllch eDtDehmeD  wir  einen  krUM  des  „Gionale  diBomi**  t.  U»ikt  1SS7: 

Heute  mtasii  wir  m  vamm  grössten  Scbmene  mittbeilen, 
dass  die  Petersborger  Begienng  nnnmebr  ancb  die  Diöcese  Podlacbien 
in  Polen,  sowie  das  dasn  gebOrige  Capitel  der  Oathedralkirche  und 
das  Diöcesan-Seminar  unterdrückt  nnd  den  Bisebof  gewaltsam  von 
seiner  Heerde  getrennt  bat.  Der  ehrwürdige  Prälat  hat  diese  traurige 
Nachricht  nur  durch  das  sog.  römisch-katholische  Eirchencollegium  in 
St.  Petersburg  an  den  heiligen  Stuhl  gelangen  lassen  können.  8e.  Hei- 
ligkeit, dieses  neue  Attentat  der  mssischen  Laien-Autorität  tief  bekla- 
gend, hat  in  ihrer  Sorgfalt  für  die  geistliche  Administration  der  ge- 
dachten Diöcese  dieselbe  durch  Decret  vom  17.  Oct  provisorisch  dem 
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Msgr.  Kiisimir  Sosnowski,  Capitnlarvicar  der  Kirche  von  Lublin ,  und  » 
zwar  iiir  die  ganze  Zeitdauer  der  Verwaisung  der  Diöcese  von  Pod- 
lachieii,  übertragen,  und  da  der  heilige  Stuhl  das  erwähnte  russische 
Kirchen-Collegiuin  als  nicht  za  Beeilt  bestehend  erkennt,  hat  man  f&r 
die  Publioation  dieser  päpstlichen  Entschliessnng  anch  diesmal  wieder 
die  Insertion  doaelben  in  dieses  Journal  gewählt,  damit  die  Interessen- 
ten den  Worüant  des  darauf  beafiglichen  authentischen  Decietes  er- 
fahren. 


Die  geheimen  Beilagen  des  österreichischen  Concordates  und  die 
Adresse  der  üsterreichischen  Bischöfe  an  den  Eaisw  vom 

28.  September  1867. 

Das  österreichisdie  Gonoordat  beattdit  ans  dem  Hanptrertrage 
selbst  und  nem  JBeüagm*  Der  Inhalt  des  Hanptanstnmien&  wie  der 

Beilagen  ergibt  sich  aus  den  im  AnßttV  Bd.  I.  S.  XXXY  ff.  mitgetheil- 
ten  Schreiben  des  Cultministeriums  an  sämmtliche  Länderchefs  und 
Bischöfe.  Das  Hauptinstrument  ist  im  Archiv  Bd.  I.  S.  IV  ff.  latei- 
nisch und  deutsch  abgedruckt,  ebenso  im  Bd.  I.  p.  XX.  ff.  und  im  Bd. 

XIV.  S.  93  ff.  bereits  der  Wortlaut  der  meisten  Beilagen.  Wir 
wollen  jetzt  auch  den  Wortlaut  der  übrigen  Beilagen,  der  seither 
nicht  publicirt  worden  ist,  mittheilen,  damit  unsere  Leser  in  der  Lage 
sind,  sich  vollständig  in  jeder  Beziehung  über  den  wirUichen  Inhalt 
des  üstcrrcichischai  Concordates  zu  orientiren. 

1)  UUrae  prlnciDls  archiepiscopi  Yiennensis  ad  Proanntiam  apostolicom 

CardlialeM  Tiale  Prel4  d.  6.  Aig.  iSM. 

(Inhalt:  1.  Ucbertritt  roB  «Iner  christlichen  Confession  aar  andern.  2.  Religiöse  Er- 
siehnng  der  Kinder  ans  gemischten  Kheu  >)•   3.  Begräbniss  tod  Ktehtkatholuen.  4. 

Die  nichtunirten  Orieutaleu.) 

Cupia  Nr.  1. 

Emiiientissime  ac  Revercndissime  Domine! 

Dömine  Colendissime ! 

Litteris,  quibus  Eminentia  Vestra  \.  Junii  1854  me  honoravit, 
comnuiiiicata  mihi  sunt  noiiiuiUa  acatholicorum  in  Austria  statum 
concernentia,  in  quibus  Suiicta  Sedes  desideriis  suis  a  Gubernio  Im- 
periali satisfieri  cupit,  antequam  ad  concordiae  opus  Deo  favente 
compleudum  procedatnr.  Muiieris  mei  ratio  exigebat,  ut  haec 
Augiistissimo  Imperatori  proponerem  et  Ejus  ezspectarem  mandata: 
qpae  cum  acceperim,  gauoio  mihi  pariter  ac  honori  est,  Eminentiae 
Vestrae  Beyerendissimae  sequentia  commimicare,  ex  quibus,  pront 
speio,  Sedes  Apostolica  colliget,  Majestatem  Suam,  iu  quantum  pro 
lemm  a^uuctis  ipsi  licet,  Eccleaae  catholioae  pabrocinium  lubentis- 
sime  per  omnia  suscipere. 


1)  Vergl.  onsere  DatstelUmg  im  Ardhio  X,  S.  tiS  ff. 

AitUv  fir  KlichrancU.  im  29 
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[1]  Provisoria  Ministerii  ordinatione  mense  Januario  1849  edita 
decretum  est,  ut  qai  ab  Ecclesia  catholiea  dtsdscere  velleat,  pa- 
rocham  catholicum  adeant  eiqae  dedarent,  quod  Eodefliaiii  oatholicsm 
reUcimi  siut,  paiochiu  antem  de  dedaratione  ista  testunoniiim  ezlii- 
beat,  ita  tarnen,  nt  ipso  neftndiim  consiliaiii  attestari  recosante,  sof- 
ficiant  duo,  quos  defecturus  secum  adducere  tenetur,  testes  ad  com- 
probaiidam,  quod  legi  civil!  satisfactum  ait.   Sunt,  qui  arbitrentar, 
utilitate  non  carere,  si  defecturus  bis,  sex  interpoeitis  hebdomadibus, 
adire  parochum  cogatur.   Attamen  rarissime  contingit,  ut  aposta- 
siam  parans  parocbi,  cui  coactus  se  sistit,  monitis  obteinperet  vel 
instructioni  religiosae,  quam  oftert,  aurem  praebeat.    Igitur  Majestas 
sua  iüteudit,  rem  ita  compoiiere,  ut  ab  Ecclesia  catholiea  defecturi 
magistratum  civilem  bis,  sex  interjectis  liel)domadibus,  accedere  ju- 
beantur,  luagistratui  vero  civili  injungatur,  absque  uUa  niora  parochum 
proprium  apostasiam  meditantis  ea  de  re  certiorem  reddere:  etenim 
hac  ratioue  auimarum  pastori  occasio  paratur,  et  ovem  perituram  pro 
muneris  sui  ratione  qnaerendi,  et  casu,  quo  madldiiatioiies  forsan 
piavae  sabesse  noecantur,  opportoBa  remedia  pro  le  nata  adhibradi. 
Mariae  Tberesiae  lege  1765  o(mdita  saadtmn  est,  Judaeis  sep- 
'   teimio  majoribns  libenun  plane  esse,  fidem  eathoUcam  ampledd,  lieet 
impnberes  adhuc  sint  et  parentes  reclament;  septennio  yero  minores 
parentibus  invitis  tunc  ad  baptismum  admittendos  esse,  qaando  ea  jan? 
gaudeant  intelligendi  vi,  ut  de  religionis  rebus  judicare  pofisint.  Huic 
coustitutioui  Josephi  II.  legibus  derogatura  est;  attamen  anno  1806 
quoad  aetatem,  qua  Judaeorum  infantes  parentibus  invitis  Christi  no- 
meu  dare  possunt,  restituta  sunt  legis  Theresianae  principia,  ita  ut 
rainime  timendum  sit,  ne  in  Austria  Judaeus  ideo,  quod  certam  aetatis 
metam  haud  attigerit,  a  regenerationis  sacramento  repellatur. 

Ordinatione  30.  Augusti  1782  emissa  statutum  est,  quodsi 
acatholicus  quidam  adoptarct  infanks  iLlcgiÜmos  Gubernii  sumtibus 
educatos,  ipsi  liberum  esse,  eosdem  in  acatholica  religione  edueare. 
Verum  oonstitatio  teta  yix  nllimi  sortita  est  effeetom  et  abrogata  tan- 
dem  per  legem  a  Francisco  L  21.  Jnnii  1831  conditam.  Nunc  igitur 
temporis  tantam  abest,  ut  tales  inflEmtes  acatholicis  in  acatholica  re- 
ligione educandi  tradantnr,  ut  eos  ne  conjugibus  quidem,  quorum  alter 
a  fide  catholiea  alienus  est,  vel  gratis  vel  erga  mercedem  alendos  con- 
credere  liceat. 

[2]  Juxta  leges  Austriacos  hone  in  diem  Tigentes  in  matrimonüs 

mixtiSf  quodsi  maritns  fidei  catholicae  addictus  est,  proles  omnes  in 
religione  catholiea  edacari  debent;  viro  autem  ab  ecclesia  alieno  puellae 
in  fide  catholiea  educari  debent ;  ut  pueri  in  acatholica  religione  edo- 
centur,  ex  parte  civitatis  permittitur.  Igitur  cum  contingat,  ut  ma- 
trimonia  mixta  impediri  non  possint,  sponsio  omnium  liberorum  in 
veritate  catholiea  educandorum  nonnisi,  quando  vir  acatholicus  sit, 
exigi  solet:  quippe  marito  tidem  catholicam  profitente  lex  ipsa  civilis 
sufticienter  providet.  Quura  rerum  adjuncta  non  sinant,  ut  lege  civili 
sanciatur,  omnes  omnino  proles  ex  matrimonüs  mixtis  procreatas  in 
fide  catholiea  educandas  esse,  eo,  qui  expositus  est,  legum  tenore  rei 
catholicae  melius  quam  alia  quacunque  ordinatione  cousuiitur,  et  idcirco 
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constitutiones  praefatas  in  omnibus,  ubi  vigent,  ditionibus  intemeratas 
esse  conservandas,  Majestas  Sua  censet.  Quod  autem  litteras  attinet 
reversales,  quibus  vir  acatholicus  spoiidet,  fore  ut  omnes  proles  ex 
matrimonio  mixto  oriundae  in  fide  catholica  educentur,  earum  firmi- 
tati  provisuni  est  per  legein  3.  Julii  1842  iatam,  quam  integram  con- 
servari  Augustissimi  voluutas  est. 

[3J  Revera  anno  1783  decretam  est,  ut  aca^lici  eodem  ac 
eaäioUci  eoemeieno  sepeliankur  nee  «ton  vi  in  aecUhcUeorum  fmeri- 
hm  caihdieorum  eau^M^  etquoties  praesto  non  sit,  qui 

defoncto  fonebria  joxta  confessionis  snae  ritnm  &ciat,  paroclms  catho- 
licns  fnnus  comitetor,  Testern  tarnen  conimimeni  indntus  et  mimsterii 
sacri  neque  signa  gerens,  neque  fonctiones  exercens.  Attamen  ex 
anno  1850  parocho  catholico  nulla  plane  imponitur  necessitas,  vel 
funns  acatholici  cujiisdam  quomodocunque  concomitandi  vel  permit- 
tendi,  ut  in  acatholicorura  fuueribus  Ecclesiae  catholicae  campanae 
pulsentur.  Insuper  Gubernium  Imperiale  curam,  qnantum  fieri  po- 
terit,  habebit,  iit  acatholiconim  funeribus  aut  coemeteria  separata 
aut  separata  in  coemeteriis  loca  assignentur. 

üalicia  (proprie  sie  dicta  praeter  Bueovinam  eidem  annum  usque 
1849  unitam)  continet  30,000  protestantes  et  Graecos  ab  Ecclesia  se- 
parates band  infrequentes,  quormn  juribus  religionis  exercitium  atti- 
nentibus  tractatu  Varsoviensi  cantum  est.   Bncoyina,  quae  pars  est 
MoldaTiae,  Tards  aimis  Anstriacis  erepta,  quum  Anstriae  cideret, 
tota  quaiita  incolebatur  a  Ghraecis  nnionem  sacram  recnsantibns,  quo- 
rum  et  bodiedum  300,000  babet.   Turolnm  regio  est  exclusive  car 
tholica,  sed  partera  constituit  confoederationis  Germanicae,  cujus 
pacto  fundamentali  sancitum  est,  ut  intra  ejus  limites  catholici  et 
acatbolici  iisdem  juribus  civilibus  politidsqne  gaudeani.   Quodsi  lege 
statuerentur,  quae  confoederationis  pactionibus  onmino  contradicerent, 
summum  praejudiciuni  inferretur  tot  Germaniae  catbolicis  sul)  prin- 
cipibus  acatholicis  viventibus,  quorum  patrociniura  Austriae  in  co- 
mitiis  Francofordiensi])us   agendum  est.     Nibilominus  Gubernium 
Austriacum  nil  unquum  intentatum  reliquit,  ut  acatholicorum  coetus 
a  Tirolensium  regionibus  arceret.    Zillerthalensibus,  qui  quingenti 
circiter  numero  sectam  a  vera  doctrina  multum  aberrantem  efformave- 
rant,  anno  1837  emigrandum  erat.   In  ditionibus  Longobardicis  Vene- 
tisque,  ubi  praeter  1000  circiter  protestantes  et  400  Graecos  a  catbo- 
lica  nnitate  alienos  fidem  catholicam  omnes  tenent,  dno  tantnm  Tel 
tria  reperinntor  protestantinm  et  Graeeomm  praedictomm  oratoria. 
Haec  in  statu  qno  relinquere  necesse  est;  Augustissimns  antem  hor 
perator  pro  eo,  quo  agitur,  religionis  studio  omnia  ita  disponet,  ut  in 
regno  Lombardo-Yeneto  publicum  religionis  exercitium  £cclesiae  catiio- 
licae  eo,  quo  bucusque  factum  est,  modo  exclusive  reservetur. 

[4]  Ceterum  et  pietas  et  publica  Imperii  utilitas  Angustissimo 
saadet^  omnia,  quibus  fidei  catholicae  vigor  labefactari  posset ,  con« 
gruis  remediis  praecavere.  Attamen  eo  in  negotio  provide  attendatur 
oportet,  quod  Imperium  Austriacum  incolas  7,400,000  contineat  a  fide 
catholica  alienos,  qui  nonnullis  in  regionibus  ad  pacta  publica  non 
immerito  provocant.  In  dioecesi  Ma^^o-Yaradinensi  multi  Graeci 
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ritns  catbolici  variis  artibus  circumventi  a  sacra  unione  defeoerant  et, 
ubi  numero  pluies  eraut,  Ecclesia,  domo  parochiali  praediisqiie  potiti 
sunt.  Attamen  eo  haec  accideront  tempore,  quo  seditione  et  nratiia 
civiimi  caede  saeviente  nnllam  ibi  diviiram  hamanumve  supererafc  jus. 
Nec  ante  has  turbas  nee  üs  sedatis  Gubernimn  Aostriacnm,  nt  &)ia 
peragerentnr,  toleravit.  Sed  periculo  uon  carebat,  pace  vix  utcunque 
restitata  et  dissidiis  adliuc  gliscentibiis  tot  honiines  rüdes  ad  retractan- 
dum  prave  gesta  vi  adhibita  compälere.  Curae  tarnen  Gubernio  erit, 
nt  ( aiholicis  restitnantor  bona  ecdesiastica,  quaecunque  ipsis  injuria 
ablata  fuerint. 

Getemm  iterare  mihi  liceat  expreeaionem  Tenerationis  eximiae, 
qnaeum  peimaneo 

Eminentiae  Vestrae  Beverendissimae 

Yiennae  die  6.  Augnsti  1855. 

homülunns  et  obsequentissiiniis  mma 
J,  0,  de  Rauscher  m.  p. 
^      Princeps  Arcbiepiscopns  Yiennensis. 

Eminentissimo  ae  Be?erendissimo  Domino  Domino 
Miehadi  8.  R.  K  CarditMli  VMe  FrM 
?ro-Nuntio  Apostolico  etc.  etc. 

2)  AUm  literae  principis  archiepiscopi  Viennensis  ad  Pronnntiiun  apost»- 
licnm  Cardinalem  Yiaie  Frelä  d.  o.  Aag.  Ib55. 

(Bürgerliche  VerurtheUung  ebns  Beneiofateii  sieht  noeh  niehi  Verlost  des  Kircheu- 
amtea  oaeh  ticb,  sondern  diea  Ist  Sache  des  Bischofs.) 

Oopia  Nr.  2. 
Emiuentissime  ac  Beverendissime  Domine! 

Domiue  Coleudissime ! 

Respectu  eorum,  quae  Eminentia  Vestra  Reverendissima  litteris 
19.  Jiilii  1854  datis  cxposuit,  honorem  habeo,  observautissiiiie  coiiiiim- 
nicare,  quod  Majestas  Sua  judices  cuiictub  edoceri  jusserit,  casu,  quo  sa- 
cerdos  catholicus  de  crimine  quodam  civili  condemaatuö  sit,  hoc  ipsum 
haud  inyolvere  ejusdem  a  beneficio  ecclesiastico  depositionem ,  qua 
effectom  vi  legis  ex  judids  civilis  sententia  demantem,  sed  ad  Epis- 
copnm,  cni  condemnatas  sabsit,  pertinere,  enmdem  pro  re  nata  a  be- 
neficio deponere  sen  removere, 

Siugularis  simnl  observantiae,  snmmaeque  venerationis  sensos 
exponens  permaneo 

Eminentiae  Yestrae  Beverendissünae 

Yiennae  die  6.  Augusti  1855. 

humillimus  et  obseqiientissimus  servus 
J.  0.  de  RaiiscJier  m.  p. 
Princeps  Archiepiscopus  Viennensis. 

Eminentissimo  ac  Reverendissimo  Domino  Domino 
Michaeli  S.  E.  E.  Cardinali  Viale  Breld 
Pro-Nuütio  Apostolico  etc.  etc. 
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3)  Utttae  principis  archieplscopi  Yienneisli  td  PromiBtluii  apostoUcnm 

CaidiaaltB  Tiala  Preli  4«  17.  Ans»  1855. 

(üeber  die  Beifügung  von  Beilegen  «im  Concordat) 

Copia  Nr.  3. 
Eminentissime  ac  Keverendissime  Domine! 
Domine  Colendissime! 
Eminentia  Yestra  haud  ignorat,  quaedam  baberi  Majestatis  Suae 
(Tesideria,  quibus  satisfacere  Sanctissimiis  Pater  haud  recusavit,  ita 
tarnen,  ut  de  iisdem  in  ipso  concordatus  textu  mentionem  fieri  minus 
consultum  dncerct.    Igitur  praefatas  res  conformatas  ad  normam 
eoruni,  de  quibus  praevie  convcntum  est,  Eminentiae  Vcstrae  Reve- 
rendissimae  hisce  observantissime  commuiiico  et  precor,  ut  fidem  mihi 
facere  velit,  quod  vel  instruetioni,  quam  Sanctitas  Sua  ad  Episcopos 
Austriao  dirigere  dignabitur,  inserendae  vel  aliis  congruis  modis  con- 
stituendae  siut« 

Perhonorifieum  mihi  gratissimumque  est,  exprimere  simnl  exi- 
miae  venerationis  et  perfectissimi  obsequii  sensus,  (luibuscuDi  per- 
maneo 

Eminentiae  Yestrae  Beverendissimae 
Ex  Castello  S.  Viti  die  17.  Augusti  1855. 

humillimus  et  obsequentissimus  serviis 
J.  0.  de  Rauscher  m.  p, 

Princeps  Archiepiscopus  Viennensis. 
Emineutissirao  ac  Keverendissime  Domino  Domiuo 
Michaeli  S.  J\.  E.  Caräinali  Viale  Prdd 
Pro-Nuutio  Apostolico  etc.  etc. 

4)  Literae  principis  archieplscopi  Viennensis  d.  d.  18.  Aug.  1S55. 

Copia  Nr.  4. 

Ecdesia  caiholica  nunquam  etc.  Dieses  Actenstück  ist  im 
Archiv  Bd.  I.  p.  XX.  bereits  abgedruckt. 

ö)  AUaa  Uterae  principis  archieplscopi  Yiennenaia  d.  d.  IS.  Aug.  1865. 

Copia  Nr.  5. 

Qmim  Majestaii  Suae  etc.  ist  im  Archiv  XIV.  S.  93  ff.  bereits 
abgedruckt. 

fl)  Uttm  prineipli  arehleplacopi  Tiemeisls  d.  d.  19.  Aug.  1855 

Copia  Nr.  6. 

Ilonoratissimae  Eminentiae  Vesirae  etc.  ist  schon  im  Archiv 
Bd.  L  S.  XXV.  abgedruckt. 

7)  Litern  Emln.  CardinaUa  Tide  PrelA  d.  d.  18.  Angl  1855. 

Copia  Nr.  1. 

Aec^  Uteras  CdsUudims  Tuae  etc.  ist  schon  im  Archiv 
Bd.  I,  p.  XXIV.  abgedruckt. 

8)  Literae  Emin.  Cardinalia  Yiale  Prela  d.  d.  Tiennae  d.  d.  18.  Aug.  1855. 

Copia  Nr.  2. 

Gravissmi  quiäem  momenti  etc.  ist  schon  im  Archiv  Bd.  XIV, 
p.  97  f.  abgedruckt. 
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9}  AllM  Utim  toll.  Oirüidis  f  iilt  Mtt  4.  4.  f  ImM  18.  Aig.  1d5&. 

Ck>pia  Nr.  8. 

Celsissime  ac  ReTerendissime  Doniine! 

Rodditae  niilii  sunt  litorae  Celsitiuliiiis  Tuae  Rmae  die  17.  hiijus 
mensis  ad  me  datae,  qiiibus  nulla  mora  re.spondeo,  declarans  Ponti- 
ficiam  instructionem  quoad  substantiaiu  couformem  lutuiam  desideriis, 
quae  Celsitudo  Tuo  Bma  mihi  pandit,  in  adnotationibus,  quae  erant 
adjeetae  memoratis  Celsitadims  Tuae  literis,  et  qüarnm  ezemplar 
haic  meae  epistolae  inclndo. 

Dumtaxat  circa  Art.  VIL  adnotandnm  mihi  est,  Sanctitatem 
Suam  in  Instnictione  locnturam  plane  in  sensn  adnotationis  ad  eurndem 
Articulum,  ita  tamen,  nt  salva  maneant,  quae  atatuuntur  in  memorato 
articulo,  nbi  dicitnr:  »Qoinam  libri  in  iisdem  scholis  (nimirum  in 
Gymnasio  et  iis  qoas  medias  vocant)  ad  religiosam  tradendam  instruc- 
tionem adliibendi  sint,  Episco]>i  collntis  inter  se  consiliis  statuent.« 

Quoad  Art.  XXIV.  Sanctitas  Sua  mouehit  Episcopos,  ut  pa- 
rochias  et  alia  beneficia  ecclesiastica  liaud  conlerant  viris  Majestät! 
Suae  minus  gratis.  Haec  dieta  siut  relat«'  ad  Instructionem  Pontiticiam  ; 
relate  vero  ad  desideria  quae  in  iin'iiioi  ato  hic  adjecto  exemplari  con- 
tiuentur,  et  praesertim  ea  quae  panduntur  respectu  Articuli  IV.  Sancta 
Sedes,  juxta  preces,  quae  ab  Episcopis  Imperii  Austriaci  porrigantur 
pronam  sese  exhibebit  concedendi  focultates,  quae  pro  celebratione 
Synodi  Dioecesanae  Episcopo  Leodiensi  concessae  füenint,  mutaüs, 
quae  pro  circumstantiarum  et  locorum  varietate  sint  mutauda. 

Belate  vero  ad  Art.  XXU.  Sanctitas  Sua  in  eonferenda  prima 
dignitate  Ecclesiarum  MetropolitaDarmn  et  Episcopalium ,  ratiotnem 
hiwetnt  commendationis,  quam  AugustiBsimus  Imperator  conmlto  sin- 
gulis  in  casibus  Antistite  Dioecesano  et  servatia  aervandis  ait  prolatu- 
rus.  Idem  agendi  modus  adhibebitur  circa  nominationem  ad  secun- 
dam,  dignitatem  CapituU  Goricienais,  cum  1*  patronatua  laicalia 
privati  sii 

In  eonferenda  autem  prima  dignitate  Capitulomm  Pragensis  et 
Olomucenais  Sanctitas  Sua  rationem  habebit  commendationia,  q>uun 
Ajchiepiscopns  et  Capitulom  Metropolitanum  ipsi  exhibebunt. 

Pro  iis  autem,  quae  concursum  parochialem  respiciunt,  de  quo 
in  Art.  XXIV.  Sancta  Sedes  eorum,  quae  expoaita  sunt  de  prae&to 
concursu  et  examinatoribus  Synodalibus,  rationem  habebit,  quando 
Episcopi  provinciarum ,  ubi  res  indigitato  modo  pertractetur,  propo- 
sitiones  suas  exhibebunt. 

Notum  mihi  est,  quantopere  Majestati  Suae  Caesareo-Regiae 
cordi  sit,  ut  ex  parte  Sanctae  Sedis  ea  executioni  niandentur,  quae 
aetatem  illorum  respiciunt,  qui  ad  vota  solemnia  in  Austriae  mo- 
nasteriis  admitti  velint;  liac  in  ro  illud  declarare  mihi  licet,  verba 
Articuli  XXII.  et  juxta  Sanctae  Scdis  pracscriptioncs  ita  esse  su- 
menda,  ut  decreto  Sacrae  Congregationis  de  statu  Regulariuni  die 
23.  Septcmbris  anni  1853  in  Imperio  Austriaco  sit  satisfattum  ,  quo 
quidem  desideriis  Majestatis  Suae  circa  aetatem  illorum,  qui  ad  pro- 
fessionem  religiosam  volunt  admitti»  fit  satia. 
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Haec  quidem  sunt,  qnae  Sanctae  Sedis  nomine  circa  ea  respoii- 
deo,  qnae  ad  memoratas  Celsitudinis  Taae  literas  refenintor,  atque 
interim  sincerisaimis  peculiaris  observantiae  sensibus  permaneo 

Gelsitudiuis  Toae  Bmae 

Yieimae  die  18.  Augusti  1855. 

Obsequentissimiis  servus 
M.  Card.  Viale  Preld, 
Celsissimo  et  Rmo  Priucipi 
Josejpho  Othniaro  de  Rauscher^ 
Archiepiscopo  YienneDsi  etc.  etc. 

Copia  ad  Nr.  3. 
71  orf.  in. 

In  Poniificia  inatmctione  dicetnr  Episcopis,  nt  eodem  tempore, 
ac  sna  pnblicabimt  acta,  eornm  exemplar  Gabemio  notitiae  caussa 
tranamittaiit. 

F.  art.  IV. 

Instructioni  Pontificiae  iDseretnr,  nt  £pi8Copi  Gabemiain  de 
Synodis  celebrandis  certius  reddant,  ac  eidem  decretomm  exemplar 
notitiae  caossa  commoiiicent. 

F.  art  VII. 

In  Pontificia  instruetione  monebuntur  Episcopi,  quaudo  Guber- 
niuni,  utpote  catliolicum  et  fidem  pietatemque  in  scholis  promovere 
studens,  desideria  quaedam  de  docendorum  forma  methodove  mani- 
festet,  eorum  rationem  habendam  esse  salva  Semper  übertäte  juris, 
quod  Episcopis  inest  relate  ad  doctrinam. 

F.  art.  rill. 

Monebuntur  in  Pontifida  Instruetione  Episcopi,  ut  in  aeligendis 
libris,  qui  in  scholis  elementaribus  inserriunt  ad  tradendum  catocbis- 
mum,  uniformitas  serretur,  nec  fiant  inunutationes  absque  grayi 
caussa  et  coUatis  Semper  inter  se  consiliis. 

F.  art.  XVII. 

In  Pontificia  instruetione  dicetur  Episcopis,  qnod  collatis  con- 
siliis statuant  methodum  stiidiorum  in  Scminariis  observandam.  (Pla- 
ceat  quaedam  addere  de  eo,  quaiitiim  Ecclesiae  nxtersit,  ut  omnibus 
pateat,  libertatem  Episco])is  in  studiis  regendis  partam  bonis  artibus 
promovendis  haud  obesse,  sed  undequaque  prodesse.  Revera  sub  Iis, 
quae  in  Austria  obtinent,  rerum  adjunetis,  id  Ecclesiae  honor  salus- 
que  exigit.)  In  dicta  instruetione  commemorabitur  etiam,  quod 
Episcopi  in  deligendis  professoribus  seu  magistris  antecedenter  requi- 
rant  oporteat  certumque  teneant,  utrum  Gnbenüum  quoad  res  politicas 
quid  contra  illos  habeai 

F.  (wt.  XXIV. 

In  instruetione  Pontificia  Episcopi  monebuntur,  ut  parocbias  et 
alia  beneficia  ecclesiastica  haud  conferant  viris  Majestati  Suae  minus 
gratis  et  quidem  Iiis  circiter  yerbis:  Quoniam  dolendum  est,  bis 
postremis  temporibus  aUquos  sacros  Ministros,  oblitos  suae  yocatioiiis, 
partem  suscepisse  in  rebus  politicis  et  praesertim,  quod  dolendum 
magis,  in  pertorbationem  reipublicae  et  Imperii,  ideo  caTepduoii  ut 
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ejnsmodi  ecclenastici  ad  mania  paiochialk  et  ad  alia  beoefida  hob 

Ctnoreantiir.  Gorent  ideo  Episcopi,  ut  mmqnam  selig'antiir  ad  dicta 
eftda  personae,  qaae  minus  aceeptae  sint  Gnbernio,  quas  dignos- 
cere  possunt  sive  ex  ipsa  personarum  indole  et  conditione,  sive  ei 
praecedeatibiia  Gabemii  factis,  aive  aliis  adhibitis  idoneis  modis. 

V.  art  IV. 

Facultas  Episcopo  Leodiensi  quoad  Sjnodonim  rlioecesaiiarum 
celebratioüem  (  «»llata  etiam  Austriae  Episcopis  petentibus  concedere 
xuutatis,  quae  pro  dioecesium  statu  mutanda  veuiuut. 

V.  art.  XXTL 

Rationen!  ha])ebit  Sanctitas  Sua  in  conferenda  prima  dignitate 
commendationis ,  quam  Augustissimus  Imperator  ipsi  consiilto  An- 
tistite  dioecesano  propouet.  Quum  Goricii  prima  dignitas  sit  patro- 
natufl  laiealis  privati,  seeunda  ibi  aabstituenir«  In  c<Hiferenda  autm 
prima  dignitate  capitnlornm  Fragenaifl  et  Olomncends  Sanctitas  Sua 
rationem  habebiteommendationis,  quam  Archiepiscopos  et '  capitnlnm 
metiopolitannm  ipsi  ezhibnerini 

F.  ort.  XXir. 

ilOnimi  qnae  de  concursu  parochiali  et  examinatoribiis  fljnoda* 

libus  exposita  sunt,  ratio  habebitur,  quando  Episcopi  provincianun, 
ubi  res  iadigitato  modo  pertractatur,  propositiones  saas  exhibebno^ 

V.  art.  XXVIII. 
Sanctissimus  Pater,  prout  praevie  jam  intimatum  fnit,  ordinabif, 
ut  in  Austriae  raonasteriis  tarn  viroruni,  quam  mulierum  ad  vota  so- 
lennia  ii  tantum  admittantur,  qui  amium  vigesimum  quartnm  absol- 
verunt,  vel  et  annum  vigesimum  primum  compleverunt  et  in  mo- 
nasterio,  cui  per  professionem  aggregari  petunt,  triennium  integrum 
exegeront. 


Adresse  der  zu  Wien  Tersanimelten  ErzblsrlftSfe  iind 
BlaeliAfe  am  Seine  k.  k.  apostollsehe  JII^|eatA$  ir«m 

«9.  September  tSM 

Allergnädigster  Herr! 
Oesterreich  steht  vor  Fragen,  welche  sich  nicht  vertagen  lassen, 
und  deren  glückliche  Lösung  von  massgebender  Wichtigkeit  ist. 
Es  handelt  sich  um  jenes  Zusaramenwirlcen  der  Theile  des  Kaiser- 
thumes,  ohne  welches  der  Fortbestand  des  Ganzen  gefährdet  warn 
Es  handelt  sich  um  eine  Regelung  des  Staatsbaushaltes,  von  welclier 
es  abhängt,  ob  das  Reich  der  ihm  unentbehrlichen  Hilfsmittel  sicher 
sein  und  der  Wohlstand  des  Volkes  vor  einer  bedenklichen  Erschüt- 
terun^ir  werde  bewahrt  bleiben.  Ueberdiess  liegt  es  am  Tage,  wie 
sehr  Eintracht  ims  Noth  thue,  und  wie  dringend  es  geboten  sei,  die 
Anlässe  zu  Zwiespalt  und  Beschwerde  nicht  zu  mehren.  Dennoch 
findet  sich  eine  Partei,  welche  diese  Zeit  des  Dranges  anserwfthlt^ 
nm  die  Beligion,  zu  welcher  Euere  Majestät,  Ihr  erlauchtes  Hans 
und  ein6  so  grosse  Mehrzahl  der  Bevölkernng  sich  bekennt,  pa^ 
Gegenstande  ihrer.  Angriffe  zu  machen.    Wohl  mögen  sogar  von 


Digitized  by  Gopgl 


Ober  den  Inhalt  des  Ceneordates. 


457 


Jenen,  welche 'in  den  Vorderreihen  stehen,  nur  Wenige  die  ganze 
Tragweite  ihrer  Bestrehungcu  kennen;  doch  wenn  diess  ihnen  seihst 
zur  llntschuldigung  gereicht,  so  wird  doch  in  der  Sache  nichts 
dadurch  geändert.  Indem  also  die  treugehorsamst  Unterzeichneten 
in  diesem  erasten  Augenblicke  ilire  Stimme  erheben,  erfüllen  sie 
eine  Pflicht  gegen  Gott  und  die  Millionen,  denen  sie  die  Fürsorge 
treuer  Hirten  schulden,  eine  Pflicht  gegen  Euere  Majestät  und  das 
Vaterland ,  eine  Pflicht  auch  gegen  Jene,  welche  an  die  sittlichen 
Grundlagen  des  Keiclies  Hand  anlegen. 

Der  lange  tieleingreil'ende  Investiturstreit  ward  im  Jahre  1122 
durch  eiiioii  Vertrag  beendiget ,  welchen  Papst  Calixtns  IT.  mit 
Kaiser  Heinrich  V.  zu  Worms  einging,    ^lan  nannte  ihn  concor- 
datum,  das  ist  Vereinbarung,  und  seit  dieser  Zeit  pflegte  man  die 
Verträge,  durch  welche  Staat  und  Kirche  sich  über  ihre  gegensei- 
tigen Ansprüche  verständigen,  Concordate  zu  nennen.  Das  Wort  ist 
also  ein  sehr  altes,  die  Sache  ist  noch  älter.  Kein  Jahrhundert  hat 
80  viele  Concordate  gesehen  wie  das  neunzehnte;  Frankreich  machte 
den  Anfang,  fast  alle  Staaten  Eoropa's  und  mehrere  Bepuhliken 
Amerika's  folgten  nach.   So  verschieden  die  Oberhäupter  dieser  lin- 
der in  Betreff  ihrer  Stellung  und  persönlichen  Ansichten  waren,  sie 
alle  hielten  es  für  unbestreitbar,  dass  der  Papst  durch  den  eingegan- 
genen Vertrag  für  sich  und  seine  Nachfolger  eine  Verpflichtung  über- 
nehme, von  welcher  er  sich  nicht  nach  Belieben  losmachen  könne; 
sonst  wäre  ja  die  ganze  Verhaiidlung  zwecklos  gewes(Mi.    Sie  gingen 
von  der  \'oraussetzung  aus,  das  füi*  sie  und  ihre  Kechtsnaclilblger 
dasselbe  gelte:  denn  wie  hätten  sie  sonst  dem  heiligen  Stuhle  zu- 
muthen  können,  sich  die  von  ihnen  geforderte  Verpflichtung  aufzu- 
'legen?    Jedermann  gab  also  zu,  dass  das  Concordat  ein  von  einem 
Staate  geschlossener  zweiseitiger  Vertrag  sei,  durch  welchen  von  bei- 
den Theilen  Bechte  erworben  und  Beehtsverbindlichkeiten  übernom- 
men würden,  üm  diess  läuguen  zu  können,  muss  man  seine  Zuflucht 
zu  Theorien  nehmen,  durch  welche  das  Vertragsrecht  in  seinen 
Grundfesten  erschüttert  wird;  aber  auf  Vertrag  und  Eigenthum  be- 
ruht die  GesellschafL 

Es  erging  den  Goncordaten,  wie  allen  Staatsverträgen ,  wie 

allen  wichtigen  Massnahmen  überhaupt;  nicht  immer  war  Jedermann 
mit  dem  Inhalte  derselben  zufrieden.  Allein  das  uralte,  unschuldige 
Wort  Concordat  als  eine  Handhabe  der  Wühlerei  zu  gebrauchen,  ist 
bis  vor  ungefähr  eilf  Jahren  Niemanden  in  den  Sinn  gekommen.  Als 
Karl  Albert  Oesterreichs  innere  Verlegenheiten  benützen  wollte,  um 
lange  gehegte  Pläne  auszuführen,  wurde  zur  Kechtfertigung  des  Frie- 
densbruches unter  Anderem  auch  vorgebracht,  in  Oesterreich  schmachte 
die  Kirche  unter  dem  Drucke  eines  schmählichen  Joches,  und  sie  zu 
befreien,  sei  ein  edles,  heiliges  Werk.  Als  im  Jahre  1855  das  Con- 
cordat erschien,  überblickten  die  Leiter  der  italienischen  Itevolution 
die  ganze  Tragweite  desselben;  sie  sahen  sich  nicht  nur  eine  Waffe 
entrSsen,  welche  sie  bisher  eifrig  gehandhabt  hatten,  sondern  hegten 
auch  die  Besorgniss,  das  katholische  Gefühl  werde  dem  Hasse  gegen 
Oesterreich,  den  sie  künstlich  ange&cht  hatten,  nun  mächtig  entgegen- 
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treten.   Doch  als  Meister  in  deo  Wflhlerkfinsteii  mtchtoi  sie  schnell 
eine  Schwenkung,  und  alle  Eingeweihten  worden  befehligt,  das  Con- 
cordat  zu  verdächtigen  und  zu  schmähen.   Wer  es  lobe ,  sei  ein 
Österreichisch  Gesinnter  und  helfe  die  Knechtschaft  des  Landes  vollen- 
den.   Im  Jahre  1857  stieg  die  Revolution  wieder  auf  die  Gkisse  her- 
ab und  sie^^e  zu  Brüssel  über  die  Kegiening  und  die  verfassungs- 
mässigen Vertreter  des  Volkes.    Der  Aufrnlir  war  aber,  wie  ganz 
Europa  weiss,  das  Werk  eines  Bundes,  der  in  Belgien  kein  geheimer 
ist  und  zur  Feindschaft  gegen  das  Christenthum  sich  dort  laut  und 
offen  bekennt.    Die  Cileicbgesinnten  in  Deutschland  fassten  neuen 
Muth;  sie  fingen  nun  an,  die  Mazzinisten  zum  Muster  zu  nehmen, 
nnd  wie  jene  im  Namen  des  Patriotismus,  so  erliessen  sie  im  Namen 
des  Libmlismns  die  Forderung,  einen  Wehruf  gegen  das  Concordat 
zn  erheben.  Noch  waren  diese  Stimmen  vereinzelt  nnd  schwach,  als 
daSv  Jahr  1859  nene  Yerwickelnneen  braebte.  Die  sehr  grosse  Mehr- 
zahl der  Deutschen  erkannte  mit  richtigem  Gefttble,  Pflicht,  Ehre 
und  Klugheit  verbiete  den  Staate  des  deutschen  Bundes,  Oesterreich 
in  dem  bevorstehenden  Kampfe  allein  zu  lassen.   Die  Wortführer 
der  politischen  und  sittlichen  Umwälzung  waren  nur  theilweise  dieser 
Ansicht,  doch  einmüthig  bestrebten  sie  sich  den  Ausdruck  der  wahr- 
haft öffentlichen  Meinung  für  ihre  Zwecke  auszunützen  und  forderten 
mit  lautem  Geschrei,  zum  Entgelte  für  eine  wohlwollende  Gesinnung, 
welche  durch  Thaten  sich  nicht  bewahrte,  solle  Oesterreich  seine  Ein- 
richtungen, vor  Allem  aber  die  Stellung  des  Staates  zu  Religion  und 
Sittlichkeit  nach  den  l^efehlen  einiger  süddeutschen  Tagesblätter  und 
Vereine  umstalten.    Damals  wurde  das  Wort  Concordat  unter  die 
Losungsworte  eingereiht,  hinter  welchem  ein  ganzes  System  steht. 
Dass  Jedermami  dieses  System  kenne,  wird  keineswegs  verlangt; 
nach  Umstenden  bfillt  man  es  vielmehr  in  Dunkel,  oder  lAngnet  es  mit 
frecher  Stime  ab;  doch  Jedermann,  der  nicht  fSr  einen  Zurfickge* 
bliebenen  gelten  will,  wird  aufgeibrdert,  die  Losun^isworte  gelehrig 
nachzusagen  oder  wemgstens  jedes  Widerspruches  sich  zu  enthalten. 
Man  sollte  meinen,  die  Kunstgriffe,  die  man  braucht,  seien  längst 
abgenützt ;  aber  die  Erfahrung  lehrt  das  Gegentheil.    Die  treugehor- 
saiDst  unterzeichneten  Erzbischöfe  und  Bischöfe  sind  den  Fälschungen 
der  Walirhoit,  mit  welchen  jene  Partei,  Geschäfte  macht,  stets  jeder 
in  seinem  Kreise  entgegengetreten;  sie  halten  durch  die  Sachlage 
sich  aufgefordert,  diess  nun  vereinigt  und  vor  dem  Throne  Euerer 
Majestät  zu  thun. 

Warum  hat  das  neunzehnte  Jahrhundert  so  viele  Concordate 
gesehen?  Weil  das  achtzehnte  ihm  ein  schlimmes  Erbe  der  Zer- 
rüttung hinterliess.  In  Frankreich  schien  der  Staat  olnie  Gott  ver- 
wirklichet, und  Alles,  was  an  das  Christenthum  erinnern  konnte, 
war  aus^dem' öffentlichen  Leben  verbannt.  Nicht  einmal  des  Kalen- 
ders hatte  man  vergessen ;  die  Woche  war  durch  die  Decade,  der 
Sonntag  durch  den  Decadenti^  verdbrftngt ;  anstatt  dar  Heiligen  er- 
scbienen  die  rothe  und  weisse  Rübe.  Allein  die  Sriahmng  bewies 
unwidersprechlich,  dass  geordnete  Zustände  unmöglich  seien,  so  hnge 
der  Religion  nicht  wieder  einige  Rücksicht  gezolft  wsrde:  deswegon 
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scliloss  der  erste  Coiisul  mit  Pius  VII.  eine  Yereinbarmig.  Spanien  gerieth 
unter  die  Herrschaft  einer  Partei,  welche  alle  Wünsche  der  Auf- 
kl&rerei  bereitwillig  erfüllte;  die  Eldster  wurden  aufgehoben  und  die 
Kirchengüter  eingezogen ;  verhetzte  Föbelhaufen  plünderten  die  Got- 
teshäuser.  Als  aber  die  Verwirrung,  welche  dieser  Politik  zur  Seite 
ging,  Jahr  für  Jahr  hoher  stieg  und  die  Grösse  des  Unheiles  den 
Versuch,  festen  Boden  zu  gewinnen,  hervorrief,  sah  man  "ein,  vor 
Allem  müsse  für  die  kirchlichen  Verhältnisse  der  Boden  des  Rechtes 
wieder  gefunden  werden,  und  schloss  ein  Concordat.    Noch  immer 
büsst  diess  beklageuswerthe  Land  die  Experimente,  welche  der  Libe- 
ralismus mit  demselben  anstellte,  ohne  auch  nur  zu  fragen,  ob  die 
Bedingungen. der  Ausfülirbarl^eit  vorhanden  seien;  doch  an  der  Re- 
ligion und  dem  Concordate  wagen  die  Herren  des  Tages  nicht  mehr 
7Ai  rühren ;  sie  fühlen,  dann  könnte  statt  einer  Partei  das  wirkliche 
spaiiische  Volk  wider  sie  aufstehen.    Auch  in  den  Republiken  von 
Amerika  kam  es  vor,  dass  man  der  Gräuel  der  Gesetzlosigkeit  müde 
war  und  ernstlich  daran  ging,  eine  feste  Ordnung  zu  bmfindoi;  dann 
wurden  Concordate  geschlossen.   Doch  die  französische  BeTolution 
war  nicht  wie  ein  Wetterstrahl  am  heiteren  Himmel  erschienen,  und  die 
geistige  Gäbrung,  deren  Tochter  sie  war,  verbreitete  ihre  Rück- 
wirkungen weit  über  Frankreich  hinaus.    Zudem  tobten  mehr  als 
zwanzig  Jahre  lang  Kriege,  welche  nicht  nur  die  Grenze  änderten, 
sondern  auch  die  eingelebten  Ordnuno^en  des  Staates  und  der  Kirche 
zertrümmerten.  Als  daher  die  Zeit  der  Stürme  zum  Abschlüsse  kam, 
imd  man  der  Zukunft  wieder  mit  Vertrauen  entgegen  blickte,  tauch- 
ten aller  Orten  kirchliche  Fragen  auf,  von  welchen  sogar  protestantische 
Fürsten  einsahen,  da^s  sie  durch  einen  Machtspruch  nicht  gelöst  wer- 
den könnten,  und  hiedurch  wurde  zu  Vereinbarungen  mit  dem  heiligen 
Stuhle  reichlicher  Stoff  geboten. 

Auch  die  österreichische  Regiening  befand  sich  in  diesem  Falle. 
In  dem  Jalirzehnte,  welches  der  europäischen  Krise  vorausging,  er- 
schienen in  Oesterreich  nur  zu  viele  Verordnungen,  welche  mit  den 
Rechten  der  Kirche  sich  nicht  vereinbaren  Hessen.  Hiezu  kam  noch, 
dass  man  bei  diesem  Einschreiten  von  Grundsftteen  ausging,  welche 
ihre  Erfolge  einer  verworrenen  Zeit  des  Ueherganges  verdankten,  und 
als  die  Scneidung  der  Geister  vollzogen  war,  sich  als  unhaltbar  er- 
wiesen.  Es  gehört  zu  den  Pflichten  des  Liberalen,  die  Gesetzgebung 
Joseph  des  Zweiten  zu  preisen;  allein  im  Mundo  der  Beihenfiihrer 
hat  dies  Lob  einen  Sinn,  in  welchem  Kaiser  Joseph  es  abgelehnt 
hätte.    Das  nach  ihm  genannte  System  wollte  trotz  aller  Worte  von 
der  Unabhängigkeit  der  Kirche  auf  ihrem  eigenen  Gebiete  die  Kirche 
zum  Werkzeuge  des  Staates  machen,  doch  eben  deswegen  bestehen 
lassen  und  nach  Umständen  beschirmen.  Was  also  Joseph  der  Zweite 
in  geistlichen  Dingen  verordnete,  scheint  dem  Liberalismus  bei  Wei- 
tem nicht  hinreichend,  er  schätzt  es  nur  als  einen  Anfang,  der  wenig 
hälfe,  wenn  das  Werk  nicht  fortgesetzt  w^ürde.    Schon  bei  Lebzeiten 
des  Kaisers  war  es  so.    Spartacus  Weisshaupt  hatte  auch  in  Oester- 
reich Adepten,  und  Staatsbeamte  von  Rang  und  Einfluss  zfthlten  dar- 
unter. Am  l^de  seiner  Tage  bemerkte  Joseph  mit  Befremden  und 
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Uin\iIIiii,  üiLss  man  weit  ühcr  seine  Ziele  hinausdränge.  Zu  seiueo 
letzten  Regierun^'-shandlun^^'u  gehört  die  Küge  von  Thesen,  welche 
der  Prftses  der  Stadienhofcommission,  Qottfried  van  Swieten  in  Scliutz 
nahm ,  das  Verbot,  das  Eirchenrecht  ans  der  Beihe  der  Lehrfilcher 
auszustreichen,  und  der  seinen  Behörden  gemachte  Vorwurf,  »dass  ein 
wesentlicher  Punkt  in  Erziehung  und  Bildung  der  Jugend,  Religion 
und  Moralitftt  viel  zu  leichtsinnig  behandelt  werde.€  Gerhard  van 
Swieten  war  ein  Katholik  mit  jansenistiseher  Färbung,  sein  Sohn  war 
ein  Kampfgenosse  der  Kneyklopädisten  und  Illuminaten.  So  sehneJl 
ging  es  vorwärts,  nachdem  die  Folgerichtigkeit  der  katholischen  Ueber- 
zeugung  ersehnt tt  rt  war. 

Die  Verhandlungen  über  ümstaltung  der  die  Kircht  berührenden 
Gesetze  und  Vorschriften  begannen  bald,  nachdem  Seine  Majestät  Kaiser 
Franz  I.  von  Rom  zurückgekelirt  war,  also  vor  nahezu  fünfzig  Jahren.  Ihren 
Älittelpunkt  l)iklete  die  Ehefrage:  denn  sie  war  es,  wodurch  dieOesetzge- 
bungJosejih  desZw  eiten  mit  der  katholit  henGlaubenslehrc  in  unausg-leich- 
baren  Widerspruch  gerieth.  Euer  Majfstiit  erlauchter  Grossvater  scliied 
von  diesem  Leben,  ohne  dass  sein  sehnliclicr  Wunsch,  diese  Angelegen- 
heit zu  ordnen,  in  Erfüllung  ging.  Die  Verhandlungen  wurden  zu  wie- 
derholten Malen  aufgenommen;  aber  noch  hatten  sie  zu  einem  Ergeb- 
nisse nicht  ffefährt,  als  das  Jahr  1848  die  ganze  Sachlage  änderte. 
Der  künstlich  gefügte  Bau  der  österreichischen  Verwaltung  stürzte  zu- 
sammen; die  Revolution  erhob  ihr  Haupt.  Euere  Majes&t  bestiegen 
den  Thron  nnd  es  sank  di  S'lurmesfiuth,  welche  das  Eaiserthum  be- 
drohte.  Die  Auflösung  der  Kechtsordnung  war  nahe  gestanden,  und 
die  abgelenkte  Gefahr  zuckte  in  den  Geraüthem  nach.   Die  Aner- 
kennung, dass  man  die  sittlichen  Mächte  zu  Hilfe  rufen  müsse,  war 
danuils  allgemein;  sogar  Männer,  von  denen  man  es  nicht  erwarten 
durfte,  zeigten  sich  davon  durchdrungen,  viele  freilich  nur  so  lange, 
als  die  Erinnerung  an  das  Erlebte  frisch  blieb.  Zudem  war  es  augen- 
fällig, dass  man  zu  den  kirchlichen  Fragen  eine  Stellung  nehmen 
müsse.    Den  Standpunkt  der  josephinischen  Gesetzgebung  festzuhal- 
ten, war  uumöglich.  Die  willkürlichen  Annahmen,  bei  welcheu  sie  den 
Bechtsgrund  f&  das  in  Anspruch  genommene  Schalten  suchte,  hatten 
die  Wärheit  wider  sich  und  dünkten  den  entschiedenen  Femden  der 
Wahrheit  nicht  mehr  brauchbar:  denn  sie  hatten  nun  auch  in  Oester- 
reich ihr  letztes  Wort  öffentlich  herausgesagt;  die  Bückkehr  zu  dem 
Kirchenrechte,  welches  fün&ig  Jahr  lang  das  amtliche  gewesen  war, 
würde  allgemeines  Lächeln  erweckt  haben.   Man  muss  also  entweder 
den  Rechten  der  katholischen  Kirche  die  gebührende  Beachtung  Schaa- 
ken ,  oder  sich  ihr  gegenüber  zu  den  Grundsätzen  der  Kevolution  be- 
kennen.   Damals  w^ar  über  diese  Wahl  Niemand  zweifelhaft,  der  an 
der  p]rhaltung  der  Gosellschaft  ein  Interesse  hatte.    Die  Kegfiermiiif 
Euer  Majestät  deutete  die  Richtung,  welche  sie  zu  nehmen  gedachte, 
schon  am  4.  März  1S4Ü  an;  denn  der  zweite  Artikel  der  an  diesem  Tage 
kundgemachten  Verfassunir  erklärte,  da^s  jede  gesetzlich  anerkannte 
Kirche  und  lieligionsgoseilschaft  ihre  Angelegenheiten  selbststfiudig 
zu  ordnen  und  zu  verwalten  habe.   Diese  Urkunde  hat  zwar  schon  seit 
dem  Deoember  1851  nur  noch  ehie  geschichtliche  Bedeutnng;  allem 
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der  zweite  Artikel  macht  eine  Ausnahme :  denn  er  ist  durch  die  Aller- 
höchste Eiitschliossung  vom  30.  Decemher  1851  seinem  vollen  In- 
halte nach  bestätigt  wordoii  Die  Regierung  Euer  Majestät  that  mehr. 
Sie  sah  ein,  dass  man  bei  der  Kegehmg  so  zarter  und  tiefgehender 
Fragen  den  Weg  der  Verständigung  betreten  müsse,  daher  wandte  sie 
sich  au  sämmtliche  Bischöfe  von  Oalizien,  Dalmatien  und  den  Ländern, 
die  damals  zum  deutscheu  Bunde  gehörten,  dann  au  mehrere  Bischöfe 
von  Ungarn,  Kroatien  und  dem  Königreiche  Lombardei  und  Venedig, 
und  richtete  an  sie  die  Einladung,  sich  bis  znm  29.  April  1849  m  der 
Hauptstadt  einzufinden,  um  nach  gepflogener  Berathung  ihre  Wünsche 
und  Erklärungen  kund  zu  geben.  Die  grosse  Aufgabe  nalun  die  Ter- 
sammelten  Bischöfe  bis  Ende  Junius  in  Anspruch,  und  je  gröndlicher 
man  in  dieselbe  einging,  desto  deutlicher  stellte  sich  heraus,  dass  eine 
feste,  eudgiltige  (jestaltung  der  kii'chlichen  Verhältnisse  ohne  Verein- 
barung mit  dem  heiligen  Stuhle  unmöglich  sei. 

Dies  war  fiir  keinen  österreichischen  Staatsmann  etwas  Ueber- 
raschendes;  Euer  Majestät  erhabene  Vorgänger  hatten  ja  die  Nothwen- 
digkeit  einer  solchen  Vereinbarung  längst  gefühlt;  sie  war  oft  ver- 
tagt, aber  niemals  aui'gegeben  worden;  noch  im  Jahre  1847  wurde  dar- 
über verhandelt.  Und  nun  war  allen  gesetzlich  anerkannten  Kirchen 
und  Religionsgesellschaften  die  sell'.stständige  Regelung  und  Verwal- 
tung ihrer  Angelegenheiten  feierlich  zugesichert.  Wollte  man  die 
Sache  auch  nur  vom  Standpunkte  der  Klugheit  betrachten,  so  lag  es 
am  Tage,  die  katholische  mrche  durfte  man  in  einem  Staate,,  wo  sie 
mit  solcher  Entschiedenheit  vorherrscht,  am  allerwenigsten  zu  der 
Klage  veranlassen,  ihr  habe  man  das  gegebene  Versprechen  nicht 
erfouDlt.  Nun  war  das  Becht  der  Kirche,  ihre  Angelegenheiten  selbst- 
ständig zu  regeln  und  zu  verwalten,  in  Oesterreich  nicht  ohne  viel- 
fache Beeinträchtigung  geblieben.  Allein  man  konnte  das  Geschehene 
nicht  ungeschehen  maclien,  die  Aenderung,  welche  manche  Verhältnisse 
mittlerweile  erfahren  hatten,  durfte  nicht  unbeachtet  bleiben,  und  die 
Regierung  legte  hohen  Werth  darauf,  dass  die  Rechte  P]uerer  Maje- 
stät nicht  nur  bewahrt  blieben,  sondern  auch  jede  Einwendung,  die 
man  an  die  Thatsache  der  Erwerbung  knüpfen  könnte ,  abgeschnitten 
würde.  Hiezu  kam  die  hochwichtige  EheiVage,  Wenn  man  der 
Kirche  das  Recht  zuerkaunte,  ihre  eigeneu  Angelegenheiteu  selbst- 
ständig zu  regeln,  wie  durfte  man  sie  hmdem,  die  Beschlüsse  des  Gon« 
ciliums  von  Trient  als  das  bindende  Gesetz  anzuerkennen?  Allein 
das  Concilium  von  Trient  hatte  ausgesprochen,  dass  die  Ehesachen  vor 
den  geistlichen  Bichter  gehören.  Es  that  dies  iui  Einklänge  mit  den 
Grundsätzen,  zu  welchen  schon  die  älteste  christliche  Zeit  sich  be* 
kannte ,  es  wahrte  dadurch  die  Stellung,  welche  der  ehelichen  Ge- 
sellschaft durch  ihre  Erhebung  zum  Sacraraeiite  des  neuen  Bundes  ge- 
geben ist.  Ueberdiess  ergibt  für  jeden  Staat,  welcher  die  Rechte  des 
Gewissens  redlich  und  ernstlich  beachtet,  sich  ein  folgenschwerer  Un- 
terschied zwischen  den  Christen,  welchen  die  Ehe  ein  Sacrament  ist, 
und  denen,  welchen  sie  es  nicht  ist.  Man  fühlte  also  die  Nothwen- 
digkeit,  in  Betreff  der  Ehe  die  österreichische  Gesetzgebung  umzu- 
stalten,  und  sskh  darin  zugleich  eine  Besiegelung  der  engeren  Verbin- 
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dang,  in  welche  Ungarn  und  seine  Nebenlftnder  mit  den  übrigen  Thei- 
len  des  Kaiserthnmes  getreten  waren;  denn  in  Ungarn  nnd  seinen 

Nebenländern  wurde  die  Wirksamkeit  der  kirchlicnen  Eheg-ericlite 
niemals  beirrt.  Aliein  die  eheliche  Qesellscliaft  ist  für  den  Staat  von 
hoher  Bedeutuni:^,  und  es  stehen  ihm  gegen  sie  wichtige  Rechte  zu. 
Er  sichert  der  Ehe  ihren  Ort  im  bürgerlichen  Rechts  verbände,  denn  er 
verordnet  und  entscheidet  über  die  bürgerlichen  Wirkungen  derselben. 
Docli  eine  Regelung  der  Ehesacheu.  bei  welcher  dem  Gewissen  und 
dem  Kircliengesetze  genug  gethan  und  docli  auch  der  rechtmassig-e  Kin- 
fluss  des  Staates  gewahrt  wurde,  war  ohne  Vereinbarung  mit  dem 
heiligen  Stuhle  schlechthin  unmöglich. 

Für  eine  Vereinbarung  mit  dem  heiligen  Stühe  lagen  alöo  Gründe 
vor,  deren  Gewicht  kein  Unparteiischer  verkennen  konnte ,   und  sie 
ward  unter  Bedingungen  abgeschlossen,  deren  Billigkeit  sich  jedem 
nachweisen  lässt,  welcher  zugibt,  dass  die  Kirche  Rechte  zu  erwerben 
fähig  sei.   Mit  Jenen,  welchen  sie  als  rechtlos  gilt,  ist  eine  Verstän- 
digung allerdings  nnmOglich.  Das  Concordat  hat  der  Kirche  zuge- 
standen, über  die  Giltigfeit  der  Elie  vor  Gott  nnd  dem  Gewissen  zn 
entsclieiden,  dagegen  blieb  das  Becht  des  Staates,  Ober  die  bürger- 
lichen Wirkungen  der  Ehe  zu  verfögen,  nnd  Verbindungen,  die  seinen 
Interessen  widostreiten,  durch  Eheverbote  und  Strafen  hintanznhalt^t 
vollkommen  gewahrt.   Der  Verkehr  mit  dem  heiligen  Stuhle  ward  in 
geistlichen  Angelegenheiten  frei  gegeben;  doch  protestantische  Mächte 
waren  dabei  mit  ihrem  Beispiele  vorangegangen;  man  hatte  nämlich 
aller  Orten  sich  überzeugt,  dass  die  Gefahren,  die  man  von  dem  Ver- 
kehre mit  dem  Papste  besorgte,  niclitigc  Schreckbilder  seien ;  überdies 
ist  es  bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Verkehrsmittel  durchaus  un- 
möglich, zu  hindern,  dass  ein  Sclireil)en  nach  Rom  gescliickt  und  eine 
Antwort  erlialten  werde.    Die  Bischöfe  wurden  ermächtigt,  ihre  Hir- 
tenbriefe und  xinordnungeu  zu  veröffentlichen,  ohne  die  vorläufige  Ge- 
nehmigung der  Staatsgewalt  zu  erwirken.  Doch  wenn  es  Jedemann 
freisteht,  Alles,  was  ihm  beliebt,  ohne  Censur  drucken  zn  lassen,  wie 
kann  man  die  Belehrungen  und  Vorschriften,  welche  zu  erlassen  der 
Bischof  durch  sein  Hirtenamt  verpflichtet  ist,  von  einer  Gensurbewil- 
ligung abhängig  machen?  üebrigens  ist  jeder  Bischof  verbunden,  seine 
Erlasse  zur  selben  Zeit  als  die  Kundgebung  erfolgt,  dem  Statthalter 
mitzutheilen;  die  Regierung  bleibt  also  in  der  Lage,  von  allem  Verfög- 
ten  Kenntniss  zu  nehmen.  Den  Bischöfen  ist  freigestellt,  den  Gottes- 
dienst und  alle  geistlichen  Handlungen  nach  Vorschrift  der  Kirchen- 
gesetze zu  ordnen.    Wer  wird  aber  beklagen,  dass  die  Staatsgewalt 
auf  Festsetzung  der  Gottesdienstordnung  verzichtet  hat?    Diese  Ein- 
mischung, deren  Kleinlichkeit  oft  genug  herausgehoben  wurde,  tragen 
das  Gepräge  einer  abgelaufeneu  Zeit,  und  durch  ein  Hochamt,  das  an 
einem  Werktage  ohne  Regierungsbewilligung  gelialten  wird,  glaubt 
wohl  Niemand  mehr  das  öffentliche  Wohl  bedroht.    Auch  ist  die 
thatsächliche  Verschiedenheit,  welche  dadurch  lierbeigeführt  wurde, 
nicht  eben  gross :  denn  die  meisten  dieser  Verordnungen  waren  längst 
ausser  üebung  gekommen. 

Ueber  den  Unterricht  hat  das  Concordat  nichts  in  Oesteneieli 


Digitized  byGoogk 


Ober  den  Inhall  des  C^neordates. 


463 


Neaes  festsetzt.  Die  Zandienrngen,  welche  die  religiöse  Erzieliang 
der  katholischen  Jugend  betreffen,  gingen  über  das  zu  Recht  Be- 
stehende nicht  hinaus.   Die  Leistung  und  üeberwachung  der  Volks- 
schule war  stets  der  Geistlichkeit  anvertraut.  Die  Rechte  Euerer  Ma- 
jestät haben  eine  Schmälerung  nicht  erfahren.  Allerhöchstdieselben 
ernennen  fast  alle  Erzbischöfe  und  Bischöfe  Ihres  weiten  Reiches,  die 
meisten  Domherren,  sehr  viele  Pfarrer  und  die  Professoren  der  theo- 
logischen Facultäten;  das  Concordat  hat  vorgesorgt,  das«  uns  den 
Vorgängen  der  Zeit  von  1780  bis  1790  wider  die  landesfürstlichen 
Patrouatsreclite,  wie  Euerer  Majestät  sie  überkamen,  eine  Einwendung 
nicht  könne  abgeleitet  werden.  Einer  Eurer  Majestät  misstäliigen  Per- 
son darf  weder  ein  Pfarramt  noch  die  Ertheilung  des  Unterrichtes  an 
den  bischoflichen  Lehranstalten  fibertragen  werden.  Das  EirchenTer- 
mOgen  kann  ohne  Euer  Majestät  Genelunigung  weder  yerftussert  Hoch 
mit  einer  beträchtlichen  Last  beschwert  werden :  denn  die  landeiftet- 
liche  T3e^\illignng  gehört  zu  den  Bedingnngen  der  Giltigkeit  eines 
solchen  Vertrages.   Wiewohl  der  Religions-  und  Studienfond  Kirchen- 
gut ist,  so  bleibt  die  Verwaltung  desselben  dennoch  der  Regierung 
tiberlassen,  nur  ist  ansbedungen,  dass  sie  unter  Aufsicht  und  Mitwir- 
kung der  Bischöfe  gefulu't  werde. 

Die  der  Person  des  Monarchen  zuständigen  Rechte  sind  also 
durch  das  Concordat  nicht  beeinträchtigt,  sondern  besiegelt  worden; 
die  Einiiussnahme  der  Staatsgewalt  auf  die  kirchlichen  Angelegen- 
heiten wurde  mit  sorgfältiger  Beachtung  des  thatsächlich  Bestehen- 
den festgesetzt  und  bis  zu  jener  Gränze  ausgedehnt,  durch  deren  Ueber- 
schreitung  die  selbstständigeu  Regelung  und  Verwaltung  der  kirch- 
lichen Angelegenheiten  zu  einem  leeren  Worte  würde.  Diess  war  nur 
deshalb  möglich,  weil  der  heilige  Stuhl  nicht  nur  in  Euer  Maje- 
stät TTeberzeugungstreue  und  Gerechtigkeit  das  vollste  Vertrauen  setzt, 
sondern  auch  for  unmöglich  hält,  dass  jemals  ein  Sohn  des  erhabenen 
Hauses,  das  Gott  zur  Herrschaft  über  Oesterreich  berufen  hat,  seiner 
Sendung  und  des  Beispieles  seiner  Ahnherrn  Tergesse  und  die  ihm 
eingeräumten  Rechte  wider  die  Kirche  Gottes  wende. 

Warum  tobt  man  also  wider  das  Concordat?  Jeder  AVeiter- 
blickende  wusste  diess  von  jeher  ;  in  der  letzten  Zeit  wird  alles  aufge- 
boten, um  Niemanden  hierüber  im  Unklaren  zu  lassen.  Man  stürmt 
wider  das  Concordat  an,  wie  der  Feind  wider  die  Bollwerke  der  Festung, 
nicht  um  das  Vergnügen  zu  haben,  sie  in  Trümmer  sinken  zu  sehen, 
sondern  um  in  die  Stadt  einzudringen  und  dort  nach  Belieben  zu  schalten. 
Der  Krieg  wider  das  Christenthum  ist  nichts  Neues,  und  man  sollte 
von  jedem  nicht  ganz  Unwissenden  erwarten,  dass  er  mit  den  Kunst- 
griffen und  Losungsworten  der  Himmelsstflrmer  yertraut  sei;  es  kehrt 
ja  stets  dasselbe  wieder.  Die  Gleichheit  aller  Religionen  wird  im 
Namen  der  Vernunft  verkündet  und  unter  Anrufung  der  Toleranz  in 
Ausübung  gebracht.  AUein  die  Eingeweihten  haben  schon  längst  be- 
kannt und  drucken  lassen,  dass  die  Toleranz,  welche  sie  fordern,  mit 
der  Aufhebung  der  Religion  gleichbedeutend  sei.  Nur  die  Sinnlich- 
keit liat  Wahrheit  und  Wirklichkeit.  Das  ist  der  Kern  der  Gelieim- 
lehre.  Jede  Religion  ist  ein  Wahn,  und  die  Beliandlung  derselben  hat 
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sich  lediglich  uaeh  der  Macht  zu  richten,  mit  wclclier  sie  dem  Triumphe 
einer  Vernunft  ohne  Gott  und  Geist  sieh  ent<]fegenstellt.  Die  katho- 
lische Religion  muss  also  jeder  anderen  nachgesetzt  werden,  weil  sie 
die  einzige  ist,  die  mau  noch  zu  fürchteu  hat.  Das  ist  es,  was  mau 
Toleranz  nennt,  nnd  kraft  dieser  Toleranz  wird  in  dem  kathobschen 
Oesterreich  diekatholische  Kirche  täglich  durch  Lügen  und  Verhetzungen 
angegriffen ,  deren  hundertsten  Theil  gegen  Protestanten  oder  Juden 
vorzubringen  Niemand  wagen  dürfte.  Allein  die  Freiheit  von  der 
Religion  hätte  w^enig  WertTi  olme  die  Freiheit  von  der  Pflicht.  Man 
will  die  Ehe  dem  Spiele  der  Laune  preisgeben,  die  AuflOslichkeit  der- 
selben soll  decretirt  werden.  Um  ein  Volk  zu  bekommen,  wie  man 
es  wünschet,  muss  man  früh  anfangen.  Man  will  sich  der  Kinder- 
schule bemäclitigen ;  die  katholische  Jugend  soll  nicht  mehr  katho- 
lich  ,  soll  nicht  melir  ehristlieh  erzogen  werden.  Diess  Alles  steht 
nun  auch  mit  den  österreichlsilien  Gesetzen,  wie  sie  vor  dem  Con- 
cordat  waren,  in  grellstem  AViderspruche.  Doch  mit  dem  Gesetze 
glaubt  man  fertig  werden  zu  können;  der  Staatsvertrag  steht  im 
Wege:  daher  diess  künstlich  in  Scene  gesetzte  Toben. 

Man  entblödet  sich  nicht,  die  östemülchische  Gesetzgebung  der 
Unduldsamkeit  gegen  die  nicht  katholischen  Christen  anzuklagen; 
doch  kein  redlicher  Mann,  welcher  mit  den  VerhiÜtnissen  genau  be- 
kannt ist,  kann  diess  ohne  Entrüstung  Temehmen.  Es  gab  eine  Zeit, 
zu  welcher  Oesterreich  den  Protestanten  die  Duldung  versaffte ;  aber 
damals  hatte  es  eine  Pflicht  der  Selbsterhaltung  zu  erfäUen.  Im 
Jahre  1529  auf  dem  Reichstage  zu  Speier  legten  die  zu  Luther  stehen- 
den Fürsten  Verwahrung  gegen  die  Zumuthung  ein,  den  Katholiken 
ihres  Gebietes  Duldung  zu  gewälnen,  bis  das  Concilium  über  die  ob- 
schwebendeu  Fragen  werde  entschieden  haben;  und  wie  diese  spra- 
chen und  handelten  alle  Landeshen'en,  welclie  der  neuen  Lehre  bei- 
traten: so  weit  ihre  Macht  reichte,  Hessen  sie  den  Katholiken  nur 
die  Wahl  zwischen  Auswanderung  und  Verläugnung  ihres  Ghiubeus. 
Sogar  der  landsässigc  Adel  machte  wiederholte  Versuclie,  über  die 
Religion  seiner  Gutsuntertliauen  gleich  den  Keichsfürsten  zu  verfügen, 
und  wo  die  Protestanten  die  Oberhand  gewannen,  war  der  katho- 
lische Landesfürst  kaum  noch  für  seine  Person  der  Religionsfreiheit 
sicher.  Hätten  die  Katholiken  etwa  sich  selbst  für  vogelfrei  erklären 
und  die  Gegner,  welche  sie  von  Haus  und  Hof  trieben,  als  unver- 
letzlich behandeln  sollen?  Aber  auch  in  jenen  Zeiten  haben  Oester- 
reichs Herrscher  die  vertragsmässigen  Bechte  der  Protestanten  stets 
geachtet.  Ein  Beispiel  bietet  Siebenbürgen  dar.  Die  protestantischen 
Fürsten,  welche  sich  dieses  Ljuidcs  bemächtigten,  sicherten  zwar  den 
Katholiken  dieselljen  Bechte  zu,  wie  dem  augsburgischen,  helvetischen 
und  unitarischen  Bekenntnisse;  doch  sie  duldeten  im  Lande  keinen 
Bischof,  keinen  Generalvicar,  kein  Domkapitel,  und  nahmen  die  Dis- 
ciplinargewalt  über  die  katholische  Geistlichkeit  für  sieb  selbst  in 
"  Anspruch.  Als  alier  Siebenbürgen  unter  Oesterreichs  Herrschaft  zu- 
rückkehrte, wurden  die  Zusiclierungen ,  welche  Leopold  L  für  sich  ' 
und  seine  Nachfolger  gegeben  hatte ,  redlich  erfüllt,  und  die  drei 


Digitized  by  Google 


über  den  Inbail  dos  Concordates. 


405 


nicht  Icatholischen  Bekenntnisse  blieben  im  Besitze  der  Keclite,  die 
nach  der  Lundesverfassung  ihnen  zukamen. 

Die  Kathollken  schmachteten  in  Grossbritannien  und  Irland 
noch  unter  dem  härtesten  Joche ;  auch  im  protestantischen  Deutsch- 
land waren  sie,  wo  nicht  das  Normaljahr  1624  ihnen  zu  Gute  kam 
kümmerlich  oder  gar  nicht  geduldet:  da  erhielten  die  Protestanten 
des  augsburgischen  und  helvetischen  Bekenntnisses  wie  anch  die  von 
der  katholischen  EJrche  getrennten  Griechen  in  Oesterreich  die 
Freiheit  gemeinsamer  Religionsübung  und  alle  bürgerlichen  und  po- 
litischen Rechte.  In  der  jüngsten  Zeit  gewährte  der  zweite,  in  Kraft 
erhaltene  Artikel  der  Verfassung  vom  Jahre  1849  ihnen  auch  die 
selbstständige  Ordnung  und  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten.  Den- 
noch vermass  man  sich,  die  Klage  zu  erheben,  den  österreichischen 
Protestanten  würden  die  Rechte  vorenthalten,  die  ihnen  nach  dem 
sechzehnten  Artikel  der  Bundesacte  zustünden.  Man  zählte  auf  die 
Unbekanntschaft  mit  dem  Bundesrechte,  und  doch  hätte  Jeder,  welcher 
Zeitungen  liest,  wissen  sollen,  dass  der  sechzehnte  Artikel  mit  der 
Religion  gar  nichts  zu  schallen  habe  und  dem  Katholiken  nicht  ein- 
mal das  Becht  gewährleiste  für  sich  und  seine  Familie  in  einer  Hans- 
capelle die  heilige  Messe  lesen  zu  lassen.  Offenbar  war  daher  in 
gant  Oesterreich  allen  nicht  katholischen  Christen  schon  längst  weit 
Grosseres  gewährt  als  sie  in  den  Ländern,  die  damals  znm  deutschen 
Bnnde  gehörten,  kraft  des  Bundesrechtes  fordern  konnten.  Um  jenen 
ungerechten  Klagen  Stillschweigen  aufzulegen,  nahm  das  allerhöchste 
Patent  vom  8.  April  1861  im  17.  Artikel  die  Zusicherungen  der 
Bundesacte  Wort  für  Wort  auf.  Auch  hiebei  blieb  die  Regierung 
Euerer  Majestät  nicht  stehen  und  durch  das  Patent  vom  23.  Jänner 
1866  wurde  den  Christen  des  augsburgischen  und  helvetischen  Be- 
kenntnisses in  allen  ihre  Religion  berührenden  Angelegenheiten  mit 
Inbegriff  der  Schule  eine  Selbstständigkeit  zuerkannt,  deren  sie  unter 
der  Herrschaft  ihrer  Glaubensgenossen  sich  nirgends  erfreuen.  Die 
denselben  eingeräumte  Freiheit  der  Bewegung  reicht  viel  weiter  als 
jene,  welche  das  Ooncordat  fOr  die  Katholiken  in  Ansprach  nimmt. 
In  Betreff  der  Beiträge,  welche  der  öffentliche  Schatz  für  ihre  Onltos- 
zwecke  gibt,  werden  sie  mit  solcher  Grossmath  behandelt,  dass  die 
daf&r  ausgelegte  Samme  im  Verhältnisse  zur  Eopfeahl  grösser  ist  als 
die  den  Katholiken  zugewandte  Unterstützung.  Aehnliche  Rück- 
sichten trägt  man  für  die  nicht  katholischen  Griechen ;  ihre  Knaben- 
seminare werden  in  Dalmatien  viel  reichlicher  bedacht  als  die  ka- 
tholischen. 

Es  liegt  also  am  Tage,  dass  Oesterreich  den  nicht  katholischen 
Christen  weit  mehr  gewälirt,  als  irgend  eine  nicht  katholische  Re- 
gierung den  Katliolikeu ;  doch  es  gibt  Grenzen,  welche  zu  ehren  die 
Gerechtigkeit,  die  Billigkeit,  die  Klugheit  in  gleicher  Weise  gebietet. 
Schon  am  8.  Mai  1861  haben  die  dem  damaligen  Reichsrathe  ange- 
hörenden Metropoliten  and  Bischöfe  vor  Ener  Majestät  sich  hierQber 
ansgesprochen^);  Mehrere  der  treagehorsamst  Ünterzeichneten  be- 
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^den  deh  unter  denaelben ,  alle  erkeimeii  in  jener  ehrforchtsrc^en 
Adresse  den  Ansdmck  Ton  üeberzengnngen,  für  welche  sie  einzuste- 
hen verpflichtet  sind. 

In  Betreff  der  Aenderiing  des  Beligionsbekenntnisses  besteht 

noch  immer  die  provisorische  Verordnang  vom  30.  Jänner  1849,  über 
welche  bereits  im  Jahre  1856  die  vei-sammelten  Bischöfe  des  gesamni- 
ten  Kaiserthumes  gegen  Euer  Majestät  Ministerium  für  Cultus  und  Un- 
terricht sich  ausgesprochen  haben.  In  der  Zwischenzeit  ward  aber  [1863] 
mit  dem  heiligen  Stuhle  ein  Einvernehmen  erzielt,  in  Folge  dessen  es 
der  Regierung  Euerer  Majestät  frei  steht,  die  Angelegenheit  so  zu 
ordnen,  dass  zwar  der  Katholik  nicht  gehindert  ist  von  seinem  Glau- 
ben sii  li  loszusagen  ohne  bei  seinem  Seelsorger  Belehrung  zu  suchen, 
oder  ihm  auch  nur  davon  Meldung  zu  machen;  dagegen  jedoch  der 
nicht  katholische  Christ  zur  Kirche  zurückkehren  kann  ühue  seinen 
bisherigen  oft  weit  entfernten  Seelsorger  aufsuchen  zu  müssen.  So- 
bald eine  solche  Festsetzung  erfolgt  ist,  lässt  sich  nicht  absehen, 
welcher  Wunsch  in  dieser  Beziehung  den  nicht  katholischen  Beligions- 
gememden  noch  verbleiben  könnte,  und  die  kirchliche  Autorität  hat 
auf  die  eingetretene  Verzögerung  nicht  den  geringsten  Einfluss 
genommen. 

In  den  Gesetzen  über  die  Eindererziehung  bei  gemisditen  Ehen 
ist  durch  das  Concordat  und  die  mit  demselben  zusammenhängenden 

Verträge  nicht  das  Geringste  verändert  worden.  Die  Bestimmungen, 
.welche  Joseph  der  Zweite  hierüber  erliess,  Warden  überall,  wo  sie  Ge- 
setzeskratt  erlangt  hatten,  aufrecht  erhalten;  aber  auch  die  Kinder- 
erziehung nach  dem  Ocschlechte  blieb  dort,  wo  sie  zu  Recht  bestand, 
als  Richtschnur  anerkannt.  Es  geschah  dies  also  nicht  blos  in  Sie- 
benbürgen, sondern  auch  in  dem  kleinen  Theile  von  Schlesien,  für 
welchen  in  Folge  des  Altranstädter  Vertrages  vom  22.  August  1709 
und  im  Einklang  mit  dem  Executions-Kecesse  vom  8.  Februar  1707 
die  Verordnung  Kaiser  Karls  VI.  vom  27.  Julius  17 IG  erlassen  wurde. 
Wenn  widerrechtlicher  Zwang  die  Beschlüsse  einer  politischen  Ver- 
sammlung ungültig  machen  kann,  so  ist  der  Warschauer  Vertrag  vom 
24.  Februar  1768  null  und  nichtig;  denn  Katharina  II.  erzwang  ihn 
mitten  im  Frieden  durch  Aufwiegelung  and  offene  Gewalt.  Wer  ihn 
aber  für  gültig  hält,  kann  doch  unmöglich  läugnen,  dass  er  für  die 
Katholiken  wie  gegen  sie  gelte.  Nun  macht  zwar  dieser  Vertrag  den 
Protestanten  und  nichtunirten  Griechen  bedeutende  Zugeständnisse, 
doch  andererseits  wird  die  katholische  Kirche  nicht  nur  als  die  herr- 
schende anerkannt,  sondern  es  wird  auch  auf  den  Abfall  von  derselben 
die  Strafe  der  Landesverweisung  gesetzt.  Wollte  man  behaupten 
diese  Bestimmung  sei  durch  das  Toleranzpatent  aufgehoben,  so  müsste 
man  zugeben,  dass  auch  die  den  Akatholiken  gewährten  Begünstigun- 
gen, in  so  weit  sie  das  Toleranzpatent  überschreiten,  aufgehoben  seien. 
Dennoch  w^urde  keiner  nicht  katholischen  Gemeinde  ein  Recht  entzo- 
gen, in  dessen  Uebung  sie  bei  der  Besitznahme  von  Galizien  sich  be- 
fand und  namentlich  wurden  der  protestantischen  Gemeinde  von  ßiala, 
weil  sie  zur  Zeit  der  Besitznahme  der  von  Bielitz  einverleibt  war, 
alle  Befugnisse  zugestanden,  welche  die  letztere  in  Folge  des  Altran- 
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Städter  Vertrages  erwarb.  Da  nun  die  österreichische  Regierung 
alle  Ansprüche  nicht  katholischer  Gemeinden,  für  welche  sich  ein 
Rechtsgrund  auffinden  Hess,  mit  so  gewissenhafter  Pünktlichkeit  auf- 
recht liielt,  so  kann  es  nicht  üherraschon,  dass  sie  auch  den  Rechten 
der  Katholiken  Achtung  zollte;  vielmehr  hätte  das  Gegentheil  die 
Verwunderung  aller  Unparteiischen  erregen  müssen.  Die  Grundsätze, 
nach  welchen  man  in  BetreÜ  der  Kindererziehung  vorging,  sind  also 
unantastbar  und  Jene,  welche  über  die  Ansprüche  der  Protestanteii 
sich  auf  Verträge  und  Tieljährige  üebung  berufen,  kfimen  nüt  sich 
selbst  in  Widerspruch,  venu  sie  nicht  Eines  wie  das  Andere  auch  für 
die  Katholiken  gelten  Hessen.  Zudem  hat  der  heilige  Stuhl  Öber  die 
Aufirechthaltung  der  Gesetze  zum  Schutze  der  katholischen  Kinder- 
erziehung bindende  Zusagen  erhalten. 

In  gewisser  Beziehung  sind  die  Anordnungen,  welche  gegen- 
wärtig über  die  Eheschliessung  bestehen ,  nicht  viel  junger  äa  das 
Christenthum.  Schon  in  der  ältesten  Zeit  forderte  man,  dass  die 
Ehe  vor  der  christlichen  Gemeinde  einf,^egangen  werde,  sie  empfing 
die  Einsegnung  und  wurde  durch  das  heilige  Messopfer  besiegelt.  Die 
Oeffentlichkeit  und  die  kirchliche  Weihe  der  Ehe  wurde  durch  eine 
lange  Reihe  von  zum  Theil  sehr  strengen  Verfügungen  eingeschärft. 
Es  war  aber  unmöglich  diese  Anordnungen  zu  einem  allgemein  und 
unbedingt  lautenden  Kirchengesetze  zu  erheben,  ja  noch  jetzt  ist  dies 
der  Fall.  Auch  jetzt  gibt  es  noch  Hunderttausende  von  Katholiken, 
welche  unter  Andersgläubigen  zerstreut  wohnen  und  bei  dem  besten 
Willen  ihre  Ehen  nidit  immer  vor  einem  Priester  schliessen  kOnnen, 
und  bevor  das  Ghristenthum  in  ganz  Europa  zur  ToUen  Herrschaft 
gelangte,  &nden  soldie  Zustände  sich  auch  in  Gegenden  vor,  wdche 
dem  Mittelpunkte  des  kirchlichen  Lebens  nicht  ferne  waren.  Daraus 
erklärt  es  sich,  wamm  bis  in  das  sechzehnte  Jahrhundert  die  Ver- 
ordnungen über  die  Oeffentlichkeit  und  kirchliche  Weihe  der  Ehe  nur 
die  Geltung  von  Verboten  hatten  und  eine  unter  vier  Augen  gege- 
bene Willenserklärung,  wofern  kein  Hinderuiss  der  Gültigkeit  im 
Wege  stand,  eine  walirhufte,  kirchlich  gültige  Ehe  und  somit  alle  mit 
denselben  verbundenen  Pflichten  begründete. 

Allein  diese  Ordnung  der  Dinge  war  nicht  ohne  beklagenswerthe 
tJebelstände.  Hatte  Jemand  weder  Ehre  noch  Gewissen,  so  konnte 
er  mit  einer  Frauensperson  heimlich  eine  vollkommen  gültige  Ehe 
eingehen ;  dann  aber  die  gegebene  W^iUenserklärung  abläugnen  und 
mit  einem  anderen  Weibe  sich  trauen  lassen.  Diese  zweite  Verbin- 
dung mochte  aber  noch  so  feierlich  geschlossen  und  gesegnet  werden, 
sie  war  ungültig  und  der  Treulose  lebte  im  Ehebruche.  Daher  ent- 
schlossen die  Väter  von  Tdent  nch  nach  langen  Berathangen,  das 
Hindemiss  der  Heimlichkeit  festzusetzen  und  zu  erklären,  dass  die 
Ehe  ungültig  sei,  wenn  sie  nicht  vor  dem  Pfarrer  Eines  der  beiden 
Brautleute  oder  einem  von  dem  Bischöfe  ermächtigten  Priester  und 
zwei  Zeugen  geschlossen  werde.  Das  Concilium  zog  jedoch  dem  Hin- 
demisse  so  enge  Schranken  als  mit  dem  Zwecke  verträglich  war. 
Es  versteht  sich  yon  selbst,  dass  die  Brautleute^  weldie  vor  dem 
Fnester  ihre  Wülenserklänmg  abgeben;  die  Einsegnung  andächtig  zu 
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empfangen  Terpfliebtet  sind,  auch  wurde  die  firtheilong  derselben 

ausdrücklich  vorgeschrieben.   Doch  aus  welchem  Grunde  immer  sie 

unterbleiben  möge,  dieser  Mangel  ist  för  sich  allein  unzureichend 
die  Gültigkeit  der  Ehe  zu  liindern.  Ferner  behielt  das  Concilium 
die  Möglichkeit  im  Auge,  dass  die  Beobachtung  der  vorgeschriebenen 
Form  der  Eheschliessuug  Schwierigkeiten  finden  könne,  die  von  dem 
guten  Willen  der  Ehewerber  unabhängig  seien.  Daher  wurde  ver- 
ordnet, dass  diiij  Hinderuiss  der  Heimlichkeit  in  jeder  Pfarre  erst 
dreissig  Tage  uach  Verkündigung  der  diesHllligen  Auorduung  in 
Kraft  trete. 

Im  Jahre  1840  wurde  an  den  heiligen  Stohl  das  Ansuchen  ge- 
stellt, er  möge  in  Ungarn  nnd  seinen  Nebenländem  fOr  die  gemisch- 
ten Ehen  du  Hindemiss  der  Heimlichkeit  aufheben.  Die  obersten 
Bftthe  der  Krone  glaubttti  die  politische  Sachlage  mache  diese  Aen- 
derung  nothwendig;  auch  deutete  man  darauf  hin,  dass  zur  Zeit  des 
GonciSums  von  Trient  und  noch  lange  darnach  Siebenbürgen  unter 
protestantische  Herrschaft  stand  und  em  grosser  Theil  von  Ungarn 
den  Türken  untemorfen  war,  und  folgerte  daraus,  dass  nicht  nur  in 
Siebenbürgen  sondern  auch  in  vielen  Gegenden  von  Ungarn  die  vorge- 
schriebene Verkündigung  des  zu  Trient  gefassten  Beschlusses  nicht 
stattgefunden  habe.    Seine  Heiligkeit  Papst  Gregor  XVI.  entsprach 
durch  die  Anweisung  vom  30.  April  1841  der  ihm  vorgelegten  Bitte. 
Schon  vor  mehreren  Jahren  [1863J  schien  es  der  Regierung  Ew.  Majestät 
wünschenswerth,  dass  für  die  übrigen  Theile  des  Kaiserthums  dasselbe 
Zugeständniss  erlaugt  werde.    Dass  das  Concilium  hier  ordnmigs- 
mässig  sei  verkündet  worden,  unterliegt  nicht  dem  leisesten  Zweifel ; 
auch  sind  hier  die  nidit  katholischen  Christen  eine  kleine  MinderzahL 
Wollte  Jemand  geltend  machen  es  sei  zweckmässig,  dass  die  Ein-' 
gehung  der  gemischten  Ehen  im  ganzen  Beiche  unter  gleiche  Bedin- 
gungen gestellt  werde,  so  möge  er  sich  daran  erinnern,  dass  in  Un- 
garn über  die  Kindererziehung  bei  gemischten  Ehen  dasselbe  Gesetz 
wie  in  den  anderen  Reichsländern  besteht.  So  wahr  er  auf  die  Gleich- 
förmigkeit Werth  legt,  darf  er  nicht  bevorworten,  dass  hier  die  Be- 
stimmungen über  die  Kindererziehung  geändert  werden.    Auch  in  der 
Frage  des  Uebertrittes  ward  auf  die  Gleicliförmigkeit  mit  Ungarn  kein 
Gewicht  gelegt,  denn  in  Ungarn  hat  der  Katholik,  welcher  aus  seiner 
Kirche  scheiden  will,  sich  zweimal  bei  seinem  Pfarrer  zu  melden,  die 
Rückkehr  zur  Kirche  unterliegt  keiner  solchen  Förmlichkeit.  Doch 
hierüber  zu  entscheide:!  steht  lediglich  dem  heiligen  Stuhle  zu. 

Aus  dem  Rechte  seine  Religion  frei  und  öft'entlich  zu  bekemien, 
ergibt  sich  ohne  Zweifel  der  Anspruch  in  den  die  Religion  betreffen- 
den Angelegenheiten  nach  den  Grundsätzen  derselben  behandelt  zu 
werden;  doch  über  die  Grenze  des  Möglichen  reicht  er  nicht  hinaus. 
Der  Staat  hat  die  Macht,  einer  Verbindung  die  bürgerlichen  Wirkun- 
gen der  Ehe  zu  gewähren  oder  nicht  zu  gewähren;  allein  die  Macht 
sie  zugleich  zu  gewähren  und  mcht  zu  ^währen  besitzt  er  nicht. 
Der  Katholik  ist  übeizeugt,  dass  kraft  göttucher  Anordnun«^  das  Band 
dner  vollzogenen  Ehe  unauflöslich  sei  und  vor  Gott  und  dem  Ge- 
wissen auch  dann  in  Kraft  Terbleibe,  wenn  ein  menschlicher  Siebter 
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OS  für  getrennt  erkläre;  der  Protestant  hält  aber  die  Ehe  für  auf- 
löslich. Der  nicht  katholische  Grieche  glaubt,  sie  könne  wegen  des 
Ehebruches  getrennt  werden;  nach  der  Strenge  des  Gesetzes  sollte 
,  nur  dem  unschuldigen  Theile  die  Eingehung  einer  neuen  Ehe  gestattet 
werden,  doch  ist  die  Unterscheidung  längst  aufgegeben.  Für  Ehen 
zwisdien  einer  katholischen  nnd  nicht  katholischen  Person  muss  also 
die  Gesetzgebung  den  Fall  im  Ange  behalten,  dass  der  nicht  katho- 
lische Theü  die  Trennung  wünscht  und  durch  die  Grandsfttze  seiner 
Beligion  sie  m  verlangen  nicht  gehindert  ist,  und  sie  muss  ^tweder 
festsetzen,  dass  die  bfirgerlichen  Wirkungen  einer  gemischten  Ehe  nur 
durch  den  Tod  können  aufgehoben  werden  oder  die  Fortdauer  dersel- 
ben von  dem  Spruche  eines  Gerichtes,  das  nach  den  Grundsätzen  des 
nicht  katholischen  Theiles  urtheilet,  abhängig  machen.  Die  öster- 
reichische Gesetzgebung  hat  sich  für  Ersteres  entschieden,  sie  hat  die 
gemischten  Ehen  für  unauflöslich  erklärt,  und  dadurch  entsprach  sie 
sowohl  den  Forderungen  des  Rechtes  als  der  Rücksicht,  welche  den 
Grundlagen  des  sittlichen  Lebens  gebührt. 

Dem  Katholiken  ist  die  Ehe  eine  Verbindung,  welche  nur  der 
Tod  lösen  kann;  behält  der  nicht  katholische  Gatte  sich  vor  den  Bund 
zu  brechen,  wenn  der  Zug  der  Neigung  wechselt,  so  ergibt  sich  eine 
grelle  Ungleichheit  des  Hechtes  zwischen  zwei  Personen,  von  welchen 
schon  das  heidnische  Rom  voraussetzte,  alles  Göttliche  und  Mensch- 
liche solle  ihnen  gemeinsam  sein.  Träfe  hierbei  riiicht  auf  Pflicht,  so 
wäre  die  Schwierigkeit  freilich  gioss;  dies  ist  aber  nicht  der  Fall. 
Dem  nicht  katholischen  Griechen  gebietet  seine  Beligion  keineswegs, 
wenn  sein  Gatte  einen  Bhebruch  begeht,  zu  einer  neuen  Ehe  zu  sehrei- 
ten; sie  erlaubt  ihm  nur  es  zu  thnn.  Macht  er  selbst  sich  des  Ehe- 
bruches schuldig,  so  ist  die  Freiheit  bei  Lebzeiten  des  gekränkten 
Gtetten  sich  zu  verehelichen,  ihm  nur  durch  die  ErscUafrang  seiner 
eigenen  Kirchendisciplin  möglich  geworden,  und  es  wäre  wahrhaft 
empörend,  wenn  er  durch  emen  Ehebruch  das  Recht  erwÄrbe,  das 
Band,  w^elches  ihn  an  eine  katholische  Person  knüpft,  zu  zerreissen. 
Zwischen  Katholiken  oder  Protestanten  ist  in  Aulfassung  der  Ehe  ein 
tiefgehender  Unterschied.  Alle  Katholiken,  aber  auch  die  nicht  ka- 
tholischen Griechen,  Armenier  und  Syrier,  sowie  die  Monophysiten  und 
Nestorianer,  welche  schon  im  fünften  Jahrhunderte  aus  der  Kirche 
.  schieden,  erkennen  die  Ehe  als  ein  Sacrament  des  neuen^  Bundes. 
Martin  Luther  nennt  die  Ehe  ein  äusserlich  weltlicli  Ding,  wie  Speise, 
Kleider,  Haus  und  Hof.  Demungeachtet  blieb  das  christliche  Gefühl 
bei  den  Gemeinden  seines  Bekenntnisses,  ja  auch  bei  ihm  selbst  nicht 
ohne  Bezeugung.  So  läugneten  die  Protestanten  das  Sacrament  der 
Ehe,  unterstellten  die  Ehe  dem  Staategesetze  und  behaupteten  die 
Trennbarkeit  derselben;  aber  die.  Heiligkeit  der  ehelichen  Pflichten 
wurde  zugegeben,  wurde  geehrt,  und  wo  dies  mit  nachhaltiger  Kraft 
geschah,  behandelten  Gesetz  und  Uebun|r  die  Ehetrennug  mit  Ungunst 
und  schränkten  sie  in  enge  Grenzen  em.  Dies  ist  nun  anders  ge- 
worden. Schon  seit  dem  Anfange  des  Jahrhunderts  hat  in  Preussen 
die  protestantische  Ehe  alle  Festigkeit  verloren;  denn  der  Gatte, 
welchen  nach  einer  anderen  Verbindung  gelüstet,  erlangt  den  Spruch 
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der  AnflOsaDff  ohne  viele  Sdiwierigkeit.  Die  löblichen  Yersaehe,  dem 

Unheile  zu  srouern,  sind  ohno  grossen  Erfolg  geblieben,  vind  Prenssens 
Beispiel  wirkt  auf  die  ührigen  Tlieile  des  protestantischen  Deutsch- 
lands.   Aber  die  Entkräftung  des  christlichen  Glaubens  hält  damit 
gleichen  Schritt,  und  kein  Protestant,  der  es  mit  dem  Cliristentliume 
noch  ernstlicli  meint,  stellt  in  Abrede,  dass  seine  Keligion  zwar  in 
gewissen  Füllen  die  P^hetrennung  gestatte,  doch  es  sehr  schön  und 
löblich  finde,  wenn  die  Gatten  einander  Treue  halten  bis  in  den  Tod. 
Der  Protestant,  welcher  ])ei  der  Vermälilung  mit  einer  katholiselieu 
Person  sich  zur  Eingehung  einer  unauflöslichen  Verbindung  anheischig 
macht,  erfüllt  also  eine  Pflicht  der  Gerechtigkeit,  an  welcher  seine  Ke- 
ligion ihn  keineswegs  hindert.   Der  Staat,  welcher  an  ihn  diese  For- 
derung stellt,  achtet  das  Recht  des  Katholiken  ohne  dem  anderen 
Theüe  ein  Unrecht  zuzufügen,  und  handelt  nach  Massgahe  eines 
Gnmdsatzes»  welcher  so  alt  ist  als  die  wissenschaftliche  EätwicUung 
des  Beehtsgedankens.  Bei  dem  Gewichte  dieser  Grunde  stehen  doch 
die  Wagschalen  gewiss  nicht  gleich,  und  deshalb  liegt  in  der  Fest- 
setzang  der  Auflöslichkeit  for  den  protestantischen  Theil  die  Bevor- 
zugung des  Grundsatzes  der  AuflOslichkeit  vor  dem  der  ünauflöslich- 
keit.   Eine  protestantische  Regierung  folgt  dabei  den  durch  ihre  Re- 
ligion bedingten  Ansichten.    Die  österreichische  hatte  eine  solche 
Entschuldigung  nicht.    Um  willen  der  Unantastbarkeit  eines  gi'ossen 
Grundsatzes  müssen  in  Frankreich  die  Protestanten  sich  sogar  ge- 
fallen lassen,  unter  sich  keine  anderen  als  untrennbare  Ehen  zu 
schliessen. 

Man  geht  noch  weiter.  Wenn  Einer  von  zwei  katholischen 
Gatten  die  Kirche  verlässt,  so  soll  er  dadurch  das  Recht  erwerben,  die 
Trennung  seiner  Ehe  zu  verlangen.  Die  Ehe  ist  mehr  als  ein  Ver- 
trag, aber  sie  kann  nicht  anders  ;ils  durch  einen  Vertrag  zu  Stande 
kommen.  Bei  der  Ehe  kömmt  Höheres  als  die  blosse  Rechtsverbind- 
lichkeit in  Anbetracht;  aber  die  Rechtsverbindlichkeit,  welche  der 
Vertrag  begründet,  wird  dadurch  weder  aufgehoben  noch  geschwächt. 
Schlieiät  der  Protestant  eine  gemischte  Ehe  anter  einer  Gesetzgebung, 
welche  die  Trennung  derselben  gestattet,  so  hat  er  nicht  die  Absicht, 
eine  unauflösliche  Verbindung  einzugehen.  Allein  jeder  Katholik  ver- 
pflichtet in  dem  Vertrage,  durch  welchen  er  die  Ehe  schliesst,  sich 
zur  Eingehung  einer  unauflöslichen  Verbindung;  wenn  nun  zwei  'KA' 
tholiken  sich  verheirathen,  so  übernehmen  bade  Theile,  so  wahr  sie 
eine  Ehe  zu  schliessen  beabsichtigen,  gegen  einander  die  BechtSTer- 
bindlichkeit,  die  erst  am  Grabe  aufhört,  und  wenn  Eines  von  ihnen 
mit  Berufung  auf  das  protestantische  Bekenntniss,  dem  es  sich  zuge- 
wandt habe,  zu  einer  anderen  Ehe  schreitet,  so  wird  dadiinli  ein 
rechtmässig  eingegangener  Vertrag  -gebrochen.  Dass  protestantische 
Gesetzgeber  solche  Ehen  erlauben,  ist  leicht  zu  erklären.  Der  Ueber- 
tritt  zum  Protestantismus  wird  dadurch  begünstigt.  Zudem  ist  der 
protestantische  Christ  der  Meinung,  das  göttliche  Gesetz  erlaube  die 
Auflösung  der  Ehe.  Wer  von  der  Lehre  der  Unauüöslichkeit  sich  los- 
sage, gelange  zu  einer  besseren  Einsicht  und  kOnne  seiner  christlichen 
Freiheit  sicn  bedienen.  Er  ertheilt  also  dem  abgefangen  Katiioliken 
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das  Becht,  sich  zn  verehelichen  mit  BeruAmg  auf  den  Willen  Gottes, 
von  welchem  er  in  den  Lehren  seines  Bekenntnisses  eine  gegenständ- 
lich begründete  Eenntniss  zu  haben  glaubt.  Aber  ganz  anders  stellt 
die  Sache  sich,  wenn  Jemand  behanp&t,  weil  der  Katholik  über  Gottes 
Willen  anderen  Sinnes  geworden  sei,  so  sei  er  berechtigt,  einen  ein- 
gegangenen Vertrag  als  unverbindlich  anzusehen.  Wenn  die  Pflichten 
gegen  Andere  von  den  Absichten  abhängen,  die  man  über  den  sitt- 
lichen Grund  der  Verbindlichkeit  hat  oder  zu  haben  vorgibt,  so  bleibt 
der  Connnunist,  indem  er  das  Eigenthum  als  Diebstahl  behandelt, 
ganz  inner  dem  Bereiche  seines  Rechtes.  Soll  etwa  der  österreichische 
Gesetzgeber  die  Kechtsverbindlichkeiten,  die  aus  der  katholischen  Ehe 
hervorgehen,  vom  Standpunkte  der  protestantischen  Eeligiou  beur- 
theilen,  soll  er  dabei  von  der  Voraussetzung  ansgehen,  die  Lehre  von 
der  WMe  nnd  ünanflOslichkeit  der  Ehe  sei  Menschenwahn?  Be- 
hauptet er  aber,  der  protestantisch  gewordene  Katholik  sei  an  den 
Vertrag  nicht  mehr  gebunden,  weil  er  ihn  nicht  mehr  für  verbind- 
lidi  erachte,  so  wird  der  Grund  des  Yertragsrechtes  und  Alles,  was 
darauf  gebaut  ist,  erschüttert. 

Der  Gatte  übernimmt  durch  Eingehung  der  Ehe  Pflichten  gegen 
den  Gatten;  der  Priester  übernimmt  durch  Empfang  der  Priesterweihe 
Pflichten  gegen  die  Kirclie  und  die  christliche  Gemeinde.  Eine  be- 
sondere Ausprägung  erhalten  sie,  wenn  er  zur  Ansspendung  des  hei- 
ligen Sacramentes  der  Busse  ermächtigt  wird.  Die  Gläubigen  er- 
schliessen  ihm  die  Tiefen  ihres  inneren  Lebens,  und  die  Geheimnisse 
ihrer  Herzen  werden  ihm  oftenbar.  Auch  er  wird  dadurch,  dass  er 
den  katholischen  Glauben  verlängnet,  seiner  freiwillig  übernommenen 
Verbindlichkeiten  nicht  entledigt.  Weim  der  protestantische  Gesetz- 
geber ihn  als  frei  von  jeder  Priesterpflicht  behandelt,  so  thut  er  es, 
weil  er  die  Lehre  seines  Bekenntnisses  als  Wahrheit  ansieht,  nnd 
hftlt  er  sich  daTon  emstlich  fiberzeugt,  so  kann  die  Folgerichtigkeit 
seines  Yer&hrens  nicht  angestritten  werden.  IHe  Schnldbarkeit  seines 
Irrthnms  richtet  Qott.  Iki  Bestimmungen,  welche  für  Oesterreich 
erlassen  werden,  von  der  protestantischen  Anffessnng  des  Christenthums 
auszugehen,  wird  wohl  Niemanden  beikomnien,  und  der  Grundsatz, 
dass  die  Portdauer  fibemommener  Verbindlichkeiten  von  den  Mei- 
nungen des  Verpflichteten  abhänge,  ist  verderblich  und  verwerflich, 
möge,  der  auf  denselben  sich  beruft,  ein  Geistlicher  oder  ein  Welt- 
licher sein.  Es  ist  daher  der  Staatsgewalt  nicht  erlaubt,  einen  ab- 
trünnigen Priester  so  zu  behandeln,  als  sei  er  jeder  Verbindlichkeit 
gegen  die  Kirche  nnd  die  Gläubigen  entledigt.  Die  grellste  Verhöh- 
nung der  priesterlichen  Pflicht  i.st  die  Eingehung  einer  Verbindung, 
welche  den  Anspruch  macht  eine  Ehe  zu  sein.  Die  Staatsgewalt  darf 
durch  ihre  Anonlnungeu  ftber  die  bürgerlichen  Wirkungen  nicht  hier- 
zu die  Hände  bieten.  Napoleon  1.  war  kein  ei£ri|[er  Katholik,  doch 
sein  richtiger  Blick  liess  ihn  erkennen,  um  einiger  Verkommener 
willen  dürfe  man  nicht  dulden,  dass  die  heiligsten  üeberzeugungen 
der  grossen  Mehrzahl  der  Franzosen  so  frech  und  offen  verletzt  wür- 
den. Sein  eigenes  Gesetz  bereitete  ihm  dabei  Schwierigkeiten ,  denn 
es  verfugte  über  die  Ehe  als  eine  blos  weltliche  Angelegenheit  Doch 
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er  hall  im  Yerordnungswege  nach ;  es  wurde  den  Beamten  des  Ci vil- 
standes  untersagt,  die  Erklärung  eine  Ehe  schliessen  zu  wollen,  von 
einem  Priester  anzunehmen.  Diess  Verbot  besteht  jetzt  wie  vor  sech- 
zig Jahit'u ;  so  mannigfaclie  Kegierungsformen  Frankreich  mittler- 
weile erlebte,  keine  hat  daran  gerüttelt.  Aber  es  kann  geschelien, 
dass  der  Beamte  die  ihm  ertheilte  Weisung  übertritt.  Dann  pfleg^en 
die  Gerichte  einzuschreiten  und  die  Verbindung  für  ungültig  zu  er- 
klären. Vor  dem*  Ausschusse  der  Arbeiter -liepublik  ward  auf  das 
unauslöschliche  Merkmal  hingewiesen,  welches  die  Priesterweihe  den 
für  Gott  Ausgesonderten  eindrücke,  und  es  geschah  dkss  nicht  ver- 

Sebens.  Die  treugehorsamst  Unterzdchneten  halten  es  ffir  immüglloh, 
ass  in  Oesterreich  die  Sache  jemals  im  Sinne  des  Protestantismus 
kOnne  geregelt  werden. 

Auch  über  das  Verfahren,  welches  die  Kirche  bei  Begräbnissen 
beobachtet,  hat  man  Klagen  vorgebracht,  nnd  sie  werden  von  Zeit  zu 
Zeit  wieder  hervorgesucht,  aber  die  Ungerechtigkeit  derselben  ist  au- 
genscheinlich.   Die  katholische  Kirche  hat  niemals  irgendwelche 
E^gionsgemeinde  gehindert,  über  ihre  eigenen  Friedhöfe  nach  ihren 
eigenen  Grundsätzen  zu  verlogen,  nnd  sie  verlangt  von  Niemanden 
etwas  Anderes,  als  dass  man  auch  sie  über  ihre  Gottesäcker  nach 
ihren  Grundsätzen  veilügen  lasse.    Bei  der  Begräbnissordnung  kom- 
men auch  Gesundheitsrücksichten  in  Anbetracht,  uud  die  Staatsgewalt 
ist  l)erechtigt,  in  dieser  Beziehung  Verfügungen  zu  treffen;  über  die 
Vornahme  gottesdienstlicher  Handlungen  zu  entscheiden,  liegt  jen- 
seits ihres  Gebietes.    Zudem  hat  der  katholische  Friedhof  die  Rechte 
einer  geweihten  Stätte :  denn  er  wird  für  die  Leiber  der  Gläubigen, 
welche  der  Auferstehung  harren,  durch  Gebet  und  Segnungen  ausge- 
sondert.  Wenn  eine  Erweiterung  oder  Verlegung  des  Gottesackers 
nothwendig  wird  und  die  Pfarrkirche  die  dadnrch  hervorgemfenen 
Ausgaben  nicht  zu  bestreiten  venmu^,  so  kann  der,  welcher  die  Kosten 
träfi't,  durch  einen  Antheil  an  den  Grabeebähren  entschädigt  werden, 
doch  ein  Verfugungsrecht  über  den  Gottesacker  steht  ihm  nicht  zu. 

Bei  Anwendung  dieser  Grundsätze  auf  das  Begräbniss  von  An- 
dersgläubigen ,  die  emen  eigenen  Friedhof  haben,  werden  alle  Kück- 
sichten  des  Anstandes  und  menschlichen  Wohlwollens  beobachtet.  Wo 
sich  das  Bedürfniss  zeigte,  hierfür  eine  Stätte  zu  bereiten,  wird  der 
Friedhof  getheilt  oder  ein  Anbau  vorgenommen,  und  hier  kann  der 
Seelsorger  des  Verstorbenen,  wenn  er  berufen  wird,  die  Bestattung 
mit  den  seinem  Bekenntnisse  entsprechenden  Feierlichkeiten  vornelinien. 
Doch  in  sehr  vielen  Gegenden  ist  die  Beerdigung  eines  nicht  katholi- 
schen Christen  etwas  so  Seltenes,  dass  man  Niemanden  zumuthen  kann, 
dafür  durch  Herstellungen  vorznsorgen.  Dann  wird  die  Leiche  inner 
der  Einfriedung  des  katholischen  Gottesackers  anständig  begraben. 
In  diesem  Falle  mag  der  nicht  katholische  Seelsorger  im  Sterbehause 
seines  Amtes  walten;  doch  er  hat  kein  Eecht  auf  den  katholischen 
Gottesacker  sich  einzudrängen.  lieber  die  Bemuhmi^  gegen  Anders- 
gläubige billig  zu  sein,  dm  man  weder  auf  das  Kircäengesetz  ver- 
gessen noch  die  Gewissensfreiheit  des  Katholiken  kränken.  Gekränkt 
wird  sie  aber,  wenn  er  nicht  einmal  auf  einer  geweihten  Stätte  vor 
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Verletzung  seiner  heiligsten  Geföhle  'sicher  isi  Als  die  Regieriug 
noch  wie  über  die  Gottesdienstordnnng  so  über  die  Feierlichkeiten 
der  Begräbnisse  Gesetze  gab,  wurde  weuigst-ens  streng  darauf  gehal- 
ten, dass  der  nicht  katliolisehe  Seelsorger  es  vermied,  auf  dem 
katholischen  Gottesacker  den  Glauben  und  die  Gefühle  des  Katho- 
liken zu  verletzen.  Leichenreden  zu  halten  und  a katholische  Lieder 
zu  singen  war  damals  ausser  Ungarn  im  Freien  nicht  gestattet;  um 
so  weniger  ward  es  auf  einem  katholischen  Friedhofe  geduldet.  Auch 
war  es  nicht  erlaubt  in  die  Form  eines  Gebetes  zu  kleiden,  was  man 
als  Rede  nicht  vortragen  duitte.  Jetzt  ist  die  katholische  Gemeinde 
wider  solche  Ausschreitungen  ohne  Schutz  und  sie  sind  schon  in  der 
grellsten  Weise  Torgekommen.  Während  aber  die  Kirche  anf  den  von 
ihr  geweihten  Stätten  ihre  Gesetze  und  den  Anstand  wahrt»  ist  sie 
weit  entfernt  zn  verlangen,  daas  ihren  Priestern  gestattet  werde, 
anf  nicht  katholischen  Fnedhöfen  eine  gottesdienstliche  Handlung 
vorzunehmen.  In  katholischen  Familiengruften  oder  Erbbegräbnissen 
können  einzelne  nicht  katholische  Familienglieder  auf  Verlangen  ihrer 
Verwandten  beigesetzt  werden;  doch  vermag  die  Kirche  nicht  zu 
erlauben,  dass  Katholiken,  welche  in  der  Gemeinschaft  ihrer  Kirche 
gestorben  sind,  auf  nicht  katholischen  Friedhöfen  begraben  werden. 
Scheint  es  den  Vorstehern  nicht  katliolischer  Religionsgcmeiuden 
unzulässig,  dass  der  Leib  Eines  ihrer  Glaubensgenossen  in  einer 
katliolischen  Familiengruft  bestattet  werde,  so  bleibt  es  ihnen  unbe- 
nommen, dagegen  Einsprache  zu  erheben.  Diess  betrifft  ihr  Verhält- 
uiss  zn  ihren  eigenen  Gemeiudegliedern  und  berührt  die  katholische 
Kirche  in  kemer  Wdse. 

Seit  1859  hat  man  Alles,  was  die  Künste  der  Wühlerei  ver- 
niögeu,  wider  dasConcordat  und  die  katholische  Kirche  anfgebottti; 
dennoch  wnide  bis  vor  Kurzem  die  Ehefrage  selten  b^hrt.  Man 
hält  es  nun  an  der  Zeit^  audi  lam  den  Angriff  zu  eröffnen  und  stellt 
die  Behauptung  voran,  durch  die  Gerichtsbarkeit,  welche  das  Con« 
cordat  der  Kirche  eingeräumt  habe,  seien  die  Rechte  des  Staates 
verletzt.  Aber  das  gerade  Gegentheil  ist  wahr,  die  Rechte  des 
Staates  sind  unverletzt  geblieben  und  er  hat  zur  Wahrung  seiner 
Avohlverstandenen  Interessen  eine  mächtige  Hilfe  erhalten.  Die  Ver- 
stümmlung^ welche  der  Rechtsbegriff  durcli  eine  verirrte  Wissenschaft 
erfuhr,  hat  auch  die  Auffassung  der  Ehe  gefälscht,  und  sogar  für 
verständige  und  kenntnissreiche  Männer  das  richtige  Verstandniss  er- 
schwert, doch  jedem  Tage  ist  seine  Plage  genug.  Die  Theorie,  mit 
weh  her  man  nun  wieder  Gesciiäilo  macht,  knüpfte  sich  grossentheils 
an  Missgriff'e  der  Forschung,  welche  hinter  uns  liegen,  und  auch  in 
dieser  Frage  hat  die  Scheidung  der  Geister  begonnen.  Macht  und 
Hecht  fiUlt  nicht  zusammen;  damit  ist  die  Partei  der  Bewegung  ein- 
verstanden, wenn  die  Macht  wider  sie  gerichtet  ist,  aber  nicht, 
wenn  sie  der  Macht  sich  sicher  glaubt.  Nur  zu  oft  kann  das  Recht 
ohne  Macht  nicht  durchgeführt  werden;  aber  ohne  eine  Verpflich- 
tung dessen,  an  welchen  der  Anspruch  lautet,  ist  das  Recht  nicht 
vorhanden.  Die  Staatsgewalt  kann  nur  dcsshalb  Rechte  verleihen, 
weil  sie  inner  ihrem  Bereiche  Pflichten  aufl^en  kann;  doch  weder 
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alle  noch  die  höchsten  Pflichten  der  im  Staate  Vereinigten  sind  von 
Verfügungen  der  Staatsgewalt  abhängig.  Aus  der  Pflicht  des  Einen 
gegen  den  Andern  kann  sich  der  Ansprach  auf  eine  erzwingbare  Leis- 
tung ergeben.  Die  Zwanganwendung  steht  von  NothftUen  abgesehen 
der  Staatsgewalt  zu;  indem  sie  aber  einem  begründeten  Ansprache 
Achtung  verschafflk,  übt  sie  nicht  nur  ihr  Recht,  sondern  erfüllt  auch 
ihre  Pflicht.  Die  Ehe  ist  keine  Einrichtung  des  Staates,  sondern  die 
sittliche  Grnndhige  der  häuslichen  Gesellschaft,  welche  der  Staat 
zur  Voraussetzung  hat.  Die  Ehe  bringt  Ansprüche  auf  erzwing- 
bare Leistungen  mit  sieh,  aber  die  Pflichten,  durch  deren  Erfüllung 
sie  heilig  und  seg^enreich  wird,  sieben  über  dem  Bereiche  der  Nöthig*- 
ung.  Diese  unbeaebtet  zu  L'issen  ist  der  Staastgewalt  nicht  erlaubt  : 
der  Staat  ist  ja  keine  l)losse  Zwangsanstalt,  er  bedarf  des  Einflusses 
jener  Pflichten,  zu  welchen  die  harte  Hand  des  Zwanges  nicht  enipor- 
reicht,  und  wenn  die  Wirksamkeit  derselben  abnimmt  und  schwindet, 
so  vei*flüchtigen  sich  seine  Kräfte.  Daraus  ergibt  sich  die  Stellung 
des  Staates  zu  der  christlichen  Ehe. 

Wie  alle  bürgerlichen  liecbte  so  sind  aucli  die  der  Ehe  von  dem 
Staatsgesetze  abhängig,  doch  sollen  bei  Festsetzung  derselben  die 
Ansprüche  und  Pflichten,  die  aus  der  Natur  der  Verbindung  hervor- 
gehen, sorgfältig  beachtet  werden.  Dies  gilt  nicht  nur  von  den  Pflich- 
ten, die  sich  auf  erzwingbare  Leistungen  beziehen :  denn  je  richtiger 
der  Qeeetzgeber  die  Bedentnnff  der  Ehe  würdigt,  desto  höheren  Werth 
mnss  er  anf  die  Liebe  nnd  Treue  legen,  fäer  welche  sein  Befehl 
und  Richterspruch  so  wenig  vermag  als  über  den  Zug  der  Winde, 
die  das  Meer  bewegen.  Zwei  Personen,  die  im  Gewissen  sich  nicht 
berechtigt  fühlen,  mit  einander  als  Gatten  zu  leben,  können  sich  un- 
möglich verpflichtet  halten  ,  einander  zu  thun  und  zu  halten ,  was 
nur  Ehegatten  einander  schulden.  Ein  erleuchteter  Gesetzgeber  muss 
also  durch  den  Zweck,  welchen  er  anzustreben  hat,  sich  gedrungen 
fiihlen,  die  bürgerlichen  Rechte  der  Ehe  keiner  Verbindung  zu  ge- 
währen, welche  nicht  nach  den  Grundsätzen  der  Religion,  zu  welcher 
die  Ehewerber  sich  bekennen,  vor  Gott  und  dem  Gewissen  gültig  ist. 
Die  Protestanten  erkennen  in  Ehesachen  die  Gerichtsbarkeit  des 
Staates;  ihre  symbolischen  Bücher  setzen  dies  ausdrilcklich  fest  und 
stellen  deshalb  keine  Ehehindernisse  auf,  aber  man  dachte  sich  dabei 
einen  Staat,  der  inner  den  Gräuzen  des  christlichen  Gedankens  bliebe. 
Käme  man  irgendwo  kraA  des  Fortschrittes  dahin,  die  Ehe  zwischen 
Geschwistern  zn  erlauben,  so  würde  ein  protestantischer  Christ  sie 
eben  so  wenig  als  ein  kalholischer  für  gültig  erkennen.  Man  findet 
es  ganz  natürlich,  dass  ein  christlicher  Regent  seinen  mohamedani- 
schen  ünterthanen  vier  Weiber  gestattet ;  denn  es  entspricht  den  Vor- 
schriften des  Korans.  Wollte  aber  irgend  ein  mohamedanischer  Fürst 
seinen  christlichen  Ünterthanen  die  Vielweiberei  erlauben,  so  würden 
wohl  die  Christen  aller  Bekenntnisse  sich  weigern,  solche  Verbindun- 
gen den  Ehen  beizuzählen.  Der  Katholik  ist  überzeugt,  dass  die  Ge- 
sellschaft, unter  deren  Obhut  die  heranreifenden  Bürger  des  Staates 
und  der  Kirche  gestellt  sind,  die  Weihe  des  Sacramentes  erhalten 
hat:  um  so  mehr  geräth  er  mit  seinem  Gewissen  in  Widerspruch, 
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wenn  er  die  Qesetze  missaditet,  welche  seine  Kirche  fiher  die  Qültig« 
kdi  der  Ehe  erlassen  hat,  nnd  statt  dem  Bnnde,  welcher  die  Ge- 
schlechter in  Christas  einiget,  eine  sündhafte,  seriöse  Yerhindung 
wählt  Jede  B^emng,  welche  die  sittliche  Weihe  des  Familienle> 
hens  zu  schätzen  weiss,  muss  sich  also  gedrungen  fühlen  in  Allem, 
was  die  Gültigkeit  dor  Ehe  betrifft,  der  katholischen  Ueberzeugnng 
die  sorgsamste  Beachtung  zu  schenken. 

Dadurch  wird  dem  Staate  keineswegs  zugemuthct  auf  die  ihm 
zustehenden  Rechte  zu  verzichten.  Durch  sein  Gesetz  erhält  die  Ehe 
ihre  Stelle  im  bürgerlichen  Leben:  denn  durch  sein  Gesetz  und  in 
der  von  ihm  ausgehenden  Xäherbestimmung  werden  die  aus  der  Ehe 
sich  ergebenden  Ansprüche  zu  Rechten,  welche  unt^er  den  Schutz  der 
iStuatsgewalt  gestellt  sind ;  durch  sein  Gesetz  werden  die  Bedingungen 
festgesetzt,  unter  welchen  man  die  bürgerlichen  Hechte  der  Ehe  er- 
werben kann.  Bei  dem  tiefgehenden  Mnflnsse,  welchen  die  Geatal* 
tong  der  Ehe  auf  die  Wohmhrt  der  YMker  nimmt,  hat  ferner  der 
Staat  ohne  Zweifel  das  Becht  die  Eingehung  einer  Ehe,  die  er  seinen 
Interessen  widerstreitend  glaubt,  zu  verbieten  nnd  die  Missaohtung 
des  Verbotes  dnrch  strenge  Strafen  zu  ahnden.  Ja  er  kann  auch 
einer  seinem  Gesetze  widerstreitenden  Verbindung  die  bürgerlichen 
Rechte  der  Ehe  verweigern;  nur  darf  er  das  Zusammenleben  von  Per- 
sonen, die  eine  vor  der  Kirche  gültige  Ehe  wenn  auch  in  strafbarer 
Weise  geschlossen  haben,  nicht  den  schmutzigen  Verl)indungen  gleich- 
stellen, in  welchen  jede  Uebung  des  durch  die  Ehe  ijedingten  Rechtes 
Unzucht  ist.  Diese  Grenze  ergibt  sich  aus  der  Natur  des  bürger- 
lichen Gesetzes.  Die  Bedingungen ,  unter  welchen  die  Verbindung 
der  Geschlechter  sittlich  möglich  ist,  hat  es  nicht  festzusetzen,  sonst 
wären  in  den  Tagen  der  Hftrtyrer  för  die  Christen  hierüber  die  heid- 
nischen Grundsfttee  massg|ebend  gewesen:  denn  die  Christen  waren 
damals  Unterihauen  heidnischer  Kaiser  nnd  erffillten  ihre  ünta*tha- 
nenpflichteu  weit  besser  als  die  Heiden.  Wiewohl  also  das  Becht  des 
Staates  den  üebertretern  seines  Gesetzes  die  bürgerlichen  Rechte  der 
Ehe  zu  versagen  unbestreitbar  ist,  so  lehrt  doch  eine  nähere  Betrach- 
tung, dass  es  auf  kirchlich  gültige  Ehen  nur  unter  grossen  Beschrän- 
kungen angewendet  werden  könne. 

In  Uebung  dieser  Rechte  ist  die  Regiemng  Euerer  Majestät 
durch  die  Gerichtsbarkeit,  welche  Allerhöchstdieselben  der  Kirche 
zurückgegeben  haben,  nicht  im  Geringsten  beirrt;  vielmehr  wird  sie 
dabei  von  der  geistlichen  Gewalt  nachdrücklich  unterstützt.  Die  An- 
weisung für  die  Ehegerichte,  welche  die  versammelten  Bischöfe  des 
Kaiserthums  im  Jahre  1850  als  Richtschnur  an  (genommen  haben, 
weist  zum  Gehorsame  gegen  die  Vorschriften  an,  welche  das  öster- 
reichische Gesetz  über  die  bürgerlichen  Wirkungen  der  Ehe  aufstellt. 
Die  Ehe  der  Katholiken  ist  aber,  wo  das  Concilium  von  Trient  ver* 
kündet  wurde,  ungültig,  wenn  sie  nicht  vor  dem  Ffiirrer  Eines  der 
Brautleute  und  zwei  Zeugen  geschlossen  wird.  Der  Priester,  welcher 
die  Eingehung  einer  vom  Staate  verbotenen  Ehe  zuHesse,  würde  seine 
Pflicht  verletzen,  er  würde  überdies  sowohl  kirchlichen  als  weltlichen 
Strafen  verfallen.  Dass  hiedurch  die  Wirksamkeit  der  bürgerlichen 
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Eheverbote  hinlänglich  gewahrt  wird,  beweist  die  Erfahrung  von  eilf 
Jahren.   Wenn  man  die  Fülle  zahlt,  in  welchen  eine  üebertretung 
derselben  vorkam,  so  wird  ^ich  zeigen,  dass  es  weder  in  noch  ausser 
Oesterreich  ein  Gesetz  gibt,  welches  so  genau  beobachtet  wird,  wie 
die  Eheverbote,  welche  Euer  MajestiU  durch  das  Oesetz  vom  8.  Octo- 
ber  185G  aufgestellt  hal»eu.    Teberdies  hat  die  Anweisung  für  die 
Ehegerichte  vorgesorgt,  d;iss  die  kirchlichen  Anordnungen  mit  alle:i 
IkHliirfnissen  und  billigen  Wünschen  der  Bevölkerung  in  Einklang-  ge- 
setzt werden.    Niemand  kann  sich  beklagen,  dass  die  Eingehung  der 
Ehe  den  Katholiken  erschwert  worden  sei,  und  Niemand  beklagt  sich 
darfiber.   Welchen  Grund  hat  mau  also  zu  verlangen,  dass  das  zweite 
Hanptstack  des  bürgerlichen  Gesetzboches  anch  fftr  die  Ehen  der 
Katholiken  wieder  als  Bichtschnnr  betrachtet  werde?  Aber  man  ist 
anch  gar  nicht  gewillt  sich  damit  zu  begnügen;  das  Kirchengesetz 
soll  weichen,  damit  die  Civilehe  Raum  finde. 

Die  Civilehe  ist  <lie  Laugnung  des  Zusammenbanges  zwisL-hen 
Zeit  und  Ewigkeit.  Jede  Verbindung,  welche  die  bürgerlichen  liechte 
der  Ehe  geniesst,  kann  eine  bürgerliche  Ehe  genannt  werden,  und  die 
Kirche  wünscht,  dass  jede  von  ihr  anerkannte  Ehe  eine  bürgerliche 
im  bezeichneten  Sinne  sei.  Das  aber,  was  man  Civilehe  nennt,  ist 
dann  vorhanden,  wenn  die  Stnatsgewalt  bei  ihrer  Gesetzgebung  ü])er 
die  Ehe  es  als  Grundsatz  aulstellt,  dass  bei  Festsetzung  der  bürger- 
lichen Hechte  der  Ehe  und  der  Bedingungen,  unter  welchen  sie  er- 
langt werden,  auf  Iteligion  und  Gewissen  keine  Rücksicht  zu  nehmen 
sei.  Den  Feiiulen  des  Christenthums  gilt  dies  als  ein  grosser  Vorzug 
der  Civilehe ;  aber  die  meisten  suchen  bei  derselben  noch  etwas  An- 
deres; sie  erwarten  von  ihr  die  Auflöslichkeit  des  Ehebandes. 

Die  Fälschungen  der  Wahrheit,  welche  den  Parteien  der  Bewe- 
gung als  Waffe  dienen,  sind  der  Sache  nach  alle  aus  Frankreich  ent- 
lehnt, nur  in  den  Worten  und  der  Gruppirung  lieo;t  der  Unterschied. 
Sie  sind  aber  gegenwärtig  weit  schuldbarer  als  &  sie  zuerst  gleich 
Meteoren  aufblitzten.  Frankreich  hat  an  sich  selbst  Er&hmngen  ge- 
macht, welche  der  ganzen  Welt  zu  Gute  kommen,  und  nur  Jener  kann 
sie  abweisen,  der  die  Augen  schliesst,  weil  er  nicht  sehen  will.  Als 
der  Unglaube  in  Frankreich  offen  hervortrat,  bekannte  er  sich  ungo- 
scheut  zu  der  Liederlichkeit  als  seiner  Gesellschafte;  in  und  an  ihrer 
Hand  machte  er  den  Weg  durch  Europa.  Der  Ehebruch  gehörte  zum 
guteu  Toue,  und  dass  die  Umwälzung,  der  man  voll  Sehnsucht  entge- 
gensah, die  Ketten  der  Ehe  brechen  werde,  betrachtete  man  als  selbst- 
verständlich. Die  Revolution  erfüllte  diese  Erwartung:  denn  sie 
brachte  eine  Civilehe,  deren  Bestand  von  jedem  Gelüsten,  von  jeder 
eigennützigen  Berechnung  abhängig  war.  Die  Schranken,  welclie 
Napoleon's  büi'gerliches  Gesetzbuch  aufstellte,  zeigten  sich  als  unzu- 
reichend, und  die  Zerrüttung,  der  das  Familienleben  anbeimtiel,  war 
furchtbar.  Allein  die  Lehre,  welche  sich  ,  hieraus  ergab,  wurde  ver- 
standen und  angewendet.  Die  Begierun^  erkannte,  dass  die  Wieder» 
gestaltung  der  GeseUsdiaft  unmOghch  sei,  so  lange  der  Lockerung  des 
Ehebandes  nicht  gewehrt  werde.  Als  aber  diese  üeberzeugung  sich 
Baum  Terschaffte,  bestand  noch  ein  grosser  Theü  der  Bevölkerung' 
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von  Paris  aus  Ungetauften:  deshalb  trug  man  Bedenken,  bei  der 
kirchlichen  Ehe  Hilfe  zu  suchen.  Aus  dieser  Verlegenheit  befreite  die 
französische  Regierung  sich  durch  einen  Schritt,  der  in  der  Geschichte 
der  Gesetzgebung  bemerkt  zu  werden  verdient:  durch  vier  Worte 
änderte  sie  die  Stellung,  welche  die  Civil  ehe  zum  sittlichen  Leben 
einnahm :  »Le  divorce  est  aboli«  verordnete  sie.  Die  gepriesene  Ci- 
vilehe  wandte  sieb  nun  gegen  ihre  Verehrer:  denn  nur  vom  Stand- 
punkte derselben  war  es  mOglieh,  die  ünanflOslichkeit  der  Ehe  f&r 
alle  Franzosen  ohne  Unterschied  der  Beligion  festzusetzen.  Die  Zahl 
derer,  weldie  durch  dies  Gesetz  sich  höchst  unangenehm  berShrt  fohl- 
ten, war  tiberaus  gross;  aber  alle  zur  Macht  gelangenden  Parteien 
würdigten,  wenn  nicht  den  sittlichen  Zweck,  so  doch  die  politische 
Nothwendigkeit  der  Massnahme.  Es  kam  die  Julinsmonarchie  und 
die  Herrschaft  der  Mehrheit  der  zweiten  Kammer ;  es  kam  die  Ar- 
beiterrepublik, aber  die  Unauflöslichkeit  der  Civilehe  blieb  aufrecht 
und  wurde  mit  wandelloser  Festigkeit  durchgeführt.  Uebrigciis  kann 
die  Kirche  die  Civilehe  niemals  billigen;  aber  die  Unaullöslichkeit 
derselben  ist  doch  olfenbar  ein  katholischer  Gedanke.  Ein  protestan- 
tischer Gesetzgeber  mag  die  Verfügung  über  die  Ehe  noch  so  ent- 
schieden in  Anspruch  nehmen,  die  Ehe  der  Protestanten  für  unauflös- 
lich zu  erklären  wird  ihm  niemals  in  den  Sinn  kommen. 

Solchen  Erfiiliruugen  und  Beispielen  gegenüber  wagt  man  wider 
die  ünauflöslichkeit  der  p]he  aufzutreten !  Denn  dies  ist  es,  was  der 
Ruf  nach  Civilehe  bedeutet;  von  Allen,  die  ihn  erheben,  denkt  kein 
Einziger  daran  sie  als  untrennbar  zu  beantragen :  sie  verlöre  dadurch 
fSs  ßne,  welche  die  Freiheit  Ton  den  ehelichen  Pflichten  suchen, 
allen  Werth;  die  Protestanten  aher  würden  dagegen  die  lehhafteste 
Einsprache  erheben  und  der  bestehenden  Gesetzgebung  weithin  den 
Vorzug  geben.  Man  wül  eme  Oinlehe,  deren  Band  so  leicht  gelöst 
werden  kann  wie  das  der  protestantischen  nun  fast  überall.  Man 
verlangt  ein  Staatsgesetz,  das  durch  seine  Verfügungen  über  die  bür- 
gerlichen Rechte  der  Ehe  die  Katholiken  einlade,  wider  Gott  zu  fre- 
veln und  dem  Gatten  die  gelobte  Treue  zu  brechen.  Zeigt  es  sich 
nicht  möglich  dies  mit  einem  Sprunge  zu  erreichen,  so  würde  man  es 
als  einen  Gewinn  ansehen,  das  bürgerliche  Gesetzbuch  als  Gesetz  für 
die  katholisclie  Ehe  anerkannt  zu  wissen;  aber  nur  weil  es  als  Brücke 
zur  Civilehe  hiuüber  dienen  könnte.  Sehr  Wenige  denken  wohl  daran 
in  der  Ehefrage  auf  den  Standpunkt,  der  im  Jahre  1855  aufgegeben 
wurde,  dauernd  zurückzukehren:  denn  er  genügt  weder  dem  folge- 
richtigen Ivatholiken  noch  der  Gegenseite.  Aber  die  Rückkehr  zum 
bürgerlichen  Gesetzbuche  ist  eben  so  unmöglich  als  die  Civilehe,  so 
knge  das  Goncordat  als  zu  Recht  bestehend  erkannt  ist.  Es  besehütat 
die  Ehe  und  die  Familie;  deswegen  soll  es  ikllen. 

Ohne  alle  Hülle  erscheint  das  Ziel  des  wider  das  Goncordat  ge- 
richteten Angriffes  in  den  Kundgebungen,  welche  über  die  Schule 
veranstaltet  werden.  Man  will  die  Religion  aus  der  Schule  hinaus- 
weisen, man  will  es,  weil  man  die  Religion  im  Leben  nicht  mehr  dul- 
den will.  Als  der  Socialismus  keck  hervortrat  und  die  Zukunft  für 
sem  Erbe  erklärte,  sprach  er  vor  dem  erstaunten  Europa:  Gott  ist 
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dasüebel;  es  war  dies  der  oberste  Satz  der  Lehre,  durch  die  er  die 
Welt  zu  beglücken  verhiess.    Die  AVorte  hat  man  in  Oesterreich  sich 
noch  nicht  anzueignen  gewagt,  die  Saclie  a))er  wird  seit  acht  Jahren 
in  den  mannigfachsten  Wendungen  gepredigt,  und  zwar  im  Namen 
des  Liberalismus.    Menschen,  die  um  das  Zeithehe  sich  viel  und  um 
das  Ewige  wenig  küramerteu,  hat  es  stets  gegeben,  nur  rühmten  sie 
sich  dessen  nicht.   Der  neuoste  Fortschritt  rühmt  sich  dessen.  Das 
Irdische  alkin  Terlangen  und  Sachen  ist  ihm  die  hIWshste  Weisheit; 
Wer  ihr  zu  huldigen  verschmäht,  sündigt,  behauptet  er,  an  dem 
Glficke  der  Einzdnen  und  der  Staaten.  Je  mehr  der  Mensch  sein 
ganzes  Sinnen  und  Trachten  anf  die  Erwerbung  zeitlicher  Gftter  rich- 
tet, desto  glücklicher  wird  er  je  weiter  diese  Gesinnung  sich  ver- 
breitet, desto  höher  steigt  des  Volkes  Maclit  und  Wohlfahrt.  Daraus 
ergibt  sich  aber  ganz  folgerecht,  dass  die  Religion,  welche  den  Men- 
schen aufwärts  blicken  heisst,  für  den  Einzelnen  und  den  Staat  nach- 
theilig sei.    Doch  mit  blossen  Verneinungen  reicht  man  zur  Beherr- 
schung der  Gemüther  niemals  aus:  denn  der  Mensch  fühlt  unwill- 
kiu-lich  sich  gedrungen  über  den  Zusammenhang  der  Dinge  eine  An- 
sicht zu  haben.    Kaum  war  also  der  Hass  des  Christenthums  zum 
Feldrufe  einer  Partei  geworden,  so  trat  schon  der  blöde  Wahn  hervor, 
dass  das  Sinneufällige  Alles  in  Allem  sei.    Dann  ist  man  freilich 
Gottes  und  des  Geistes  ledig,  aber  der  Pflicht  und  des  Hechtes  eben- 
falls; von  der  YerantwortKchkeit  ist  dann  kdne  Bede  mehr,  doch  von 
der  Freiheit  eben  so  wenig.  Damit  ist  jeder  politischen  Partei  der 
Mund  geschlossen,  denn  sie  muss  ohne  Unterlass  Worte  branchen,  die 
ohne  das  Bewnsstsein  von  Pflicht  und  Becht,  von  gut  und  böse  ein 
leerer  Schall  wären.   Der  Liberalismus  lässt  durch  £e  Widersprüche, 
denen  er  dadurch  anheimfällt,  sich  nicht  beirren.   Zwar  fordert  er 
nicht  geradezu,  dass  man  den  Gedanken  als  Secretion  des  Gehirnes 
bekenne,  dies  wagt  er  nicht ;  doch  er  fordert,  dass  man  die  Männer 
dieses  Bekenntnisses  als  Freunde  des  Fortschrittes  und  Priester  der 
Wissenschaft  verehre.  Jene  aber,  welche  ihre  groben  Trugschlüsse 
aufdecken,  Vertheidiger  des  Aberglaubens  schelte.    Die  Wissenschaft 
mag  noch  über  Vieles  im  Unklaren  sein,  mit  der  Religion  ist  sie  fertig. 
So  spricht  der  Fortschritt,  und  dadurch  rechtfertigt  er  seine  Zu- 
nmtbung  für  das  Irdische  allein  zu  leben.    Diese  Gesinnung  soll  nun 
der  Jugend  zugleich  mit  den  ersten  und  unentbehrlichsten  Kenntnissen 
emgeflösst  werden.   Es  ist  ein  Frevel  an  Boich  und  Volk,  und  das 
Goncordat  tritt  ihm  entgegen.  Aber  nicht  nur  das  Conoordat  allein. 
Der  Staat  hat  sehr  gute  Grunde,  die  Jugendbildung  als  Etwas,  das 
für  ihn  von  Belang  ist,  zu  behandeln,  und  die  unteiäe  Stufe  des  ün- 
tiHrrichtes  ist  nicht  jene,  die  ihn  am  mindesten  berührt.  Die  Schulen, 
wo  die  Anfangsgründe  des  menschlichen  Wissens  gelehrt  werden,  be- 
schränken sich  zwar  auf  ein  sehr  bescheidenes  Mass  von  Kenntnissen; 
doch  der  Kreis,  auf  den  ihr  Einfluss  sich  erstreckt,  ist  ein  so  weiter, 
dass  die  Einrichtung  und  Leitung  derselben  für  die  öffentliche  Wohl- 
fahrt grosse  Bedeutung  hat,  und  indem  ihnen  die  Staatsgewalt  Auf- 
merksamkeit und  Fürsorge  7Aiwendet,  entspricht  sie  ihrer  Seudung 
zum  Heile  der  Gesellschaft.  Allein  nicht  nur  dei*  Staat,  auch  die 
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Familie,  auch  die  Kirche  hat  ein  Recht  auf  die  Volksschule.  Die 
.  Aufgabe  der  Jugendbilduug  ist  eine  doppelte,  die  Entwickelung  der 
rechten  Gesinnung  und  die  Mittheilung  entsprechender  Kenntnisse. 
Niemals  darf  Eines  flher  dem  Andern  vergessen  werden;  am  wenig- 
sten hei  dem  ersten  Unterrichte.  Die  Eltern  sind  verpflichtet  ihre 
Kinder  nicht  nur  zu  nähren ,  sondern  sie  auch  zu  Gottesfurcht  nnd 
Gewissenstreue  durch  die  Lehre  des  Wortes  und  des  Beispieles  anzu- 
leiten, und  sie  dürfen,  sie  sollen  fordern,  dass  die  Schule  sie  dabei 
unterstütze.  Die  Kirche  hat  das  Wort:  Lasset  die  Kleinen  zu  mir 
kommen!  nie  vergessen,  die  Heranbildung  der  Kinder  zur  Erkenntniss 
und  Liebe  war  stets  ein  Gegenstand  ihrer  Sorgfalt;  es  war  unter  ihrer 
Obhut,  dass  die  Schule  sich  entwickelte  und  erstarkte:  darum  wird 
nirgends,  wo  christliche  Erinnerungen  noch  lebendig  sind,  die  Schule 
als  etwas  der  Kirche  Fremdes  angesehen ;  auch  den  Protestanten  ist 
sie  ein  Zubehör  der  lieligion.  Wo  die  Staatsgewalt  den  Schulbesuch 
durch  ihre  Gesetze  vorschreibt,  ühemimmt  sie  gegen  die  Kurche  nnd 
Familie  eine  ganz  hesondere  Verpflichtung:  denn  flfar  die  Schale,  in 
welche  sie  die  Kinder  durch  Befehle  und  Strafen  hinweist,  ist  sie 
verantwortlich.  Daraus  ergeben  sich  zugleich  die  Fordemnigen,  die 
an  den  Lehrer  der  Volksschule  gestellt  werden  müssen.  Ohne  Zweifel 
soll  er  die  nöthigen  Kenntnisse  besitzen  nnd  damit  das  Geschick  ver- 
binden sie  mitzutheilen  und  einzuprägen;  allein  Gottesfurcht  und 
Keinheit  des  Wandels  sind  für  ihn  nicht  nur  eine  Menschenpflicht  son- 
dern auch  eine  BerufspÜicht. 

Nach  Massgabe  dieser  Grundsätze  ist  die  Schule  in  Oesterreich 
geordnet  und  die  Staatsgewalt  hat  ihre  zustehenden,  alle  für  sie 
wünschenswerthen  Kechte  stets  im  vollen  Umfange  geübt.  Die  Kirche 
urtheilt  über  den  Religionsunterricht  und  die  Grundsätze  der  Sittlich- 
keit; für  alles  Uebrige  sind  die  Bestimmungen  der  Staatsgewalt  ent- 
scheidend, und  sie  hat  nach  wie  vor  dem  Concordate  darüber  zahl- 
reiche Verordnungen  erlassen;  vorzüglich  seit  achtzehn  Jahren  hat 
sie  ohne  Aufhören  mit  neuen  Ldirbflchem  nnd  neuen  Lehrweisen 
Versuche  angestellt.  Weiss  Jemand  etwas  Besseres,  so  bring'  er  es 
vor.  Aber  er  mache  genaue,  in*8  Einzebe  gehende  Vorschl&e  und 
weise  die  Ausführbarkeit  derselben  nach.  Kein  Vernünftiger  hat  je- 
mals bezweifelt,  dass  aUe  menschlichen  Einrichtungen  der  Vervoll* 
kommnung  föhig  seien,  und  auch  dann  wenn  sie  so  gut  sind  als  unter 
den  gegebenen  Umständen  möglich  ist,  bleibt  dem  Streben  nach 
Vollkommenheit  sein  Werth:  denn  es  erhält  den  belebenden  Geist, 
dessen  mau  nirgends  entbehren  kann,  und  duldet  nicht,  dass  die  Be- 
quemlichkeit gedankenlos  in  den  breitgetretenen  Geleisen  sich  fortbewege. 
Docli  der  tieberluifte  Drang  zu  ändern  und  neuern  ist  der  Feind  jeder 
wahren,  dauernden  Verbesserung.  Er  rafft  Gutes  und  Schlechtes  un- 
geduldig zusammen  und  das  Gute  kaun  nicht  gedeihen,  weil  man  ihm 
nicht  Zeit  Iftsst  Wurzel  zu  schlaffen. 

Allein  hei  den  Klagen,  welche  man  Aber  die  hestehende  Einrich- 
tung der  Volksschule  erhebt,  handelt  es  mh  nicht  um  Verbesserung 
des  Unterrichtes.  Wer  diess  nicht  wfisste,  mfisste  ein  Fremdlinff  sein 
in  der  G^chichte  des  Tages,  und  gerade  von  jenen  Stimme,  die  am 
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lautesten  schallen,  gar  keine  Kenntniss  genommen  haben.  Es  sind 
die  Grundsätze  der  Religion  und  Sittlichkeit,  auf  die  man  es  abge- 
sehen hat.  Die  .Schule  soll  zur  Propaganda  des  Unglaubens  umge- 
staltet werden ;  das  ist  die  Hauptsache.  Der  Lehrer  niuss  liierzu  . 
brauchbar  sein,  das  ist  sein  erstes,  wichtigstes  Verdienst.  Je  frecher 
er  Religion  und  sittliche  Scheu  verhöhnt,  desto  würdiger  ist  er  der 
Beförderung.  Um  solche  Werkseuee  in  hinreichender  Anzahl  zur 
Verfügung  zu  haben,  sollen  LehrerbUdnngsanstalten  gegrflndet  und 
daran?  berechnet  werden,  ihre  Zöglinge  zur  Geringschätzimg  alles 
Heiligen  und  Hohen  dnzusehulen.  Man  weiss  sehr  wohl,  dass  es  un- 
möglich ist  solche  Plftne  im  ganzen  Umfange  eines  grossen  Reiches 
mit  Einem  Schlage  auszuführen.  Man  will  aber  die  Berechtigung  sie 
durchzuführen  unerkannt  wissen  und  dort,  wo  die  Umst&nde  günstig 
sind,  sogleich  den  Anfang  machen. 

Doch  der  Yerwirklichung  dieser  Entwürfe  steht  das  Concordat 
entgegen.  Es  unterstellt  die  Lehre  der  katholischen  Volksschule  der 
kurchlichen  Beaulsichtiguug,  es  verlang  dass  der  Glaube  und  die 
Sittlichkeit  des  als  Lehrer  Anzustellenden  tadellos  sei;  wodurch  die 
Zöglinge  einer  der  katholischen  Gesinnung  fremden  Anstalt  ausge- 
schlossen werden ;  es  verfugt  die  Entfernung  derer,  welche  vom  Wege 
der  Pflicht  abirren.  Dadurch  wurde  nichts  Neues  festgesetzt,  es  ent- 
sprach den  vorhandenen  Einrichtungen  wie  der  Natur  der  Sache,  und 
den  protestantischen  Religionsgemeinden  ist  auf  die  Schulen  ihres 
Bekenntnisses  der  entschiedenste  Einfluss  gewährt.  Allein  der  Jugend 
und  mit  ihr  der  Zukunft  sich  zu  bemächtigen  begehren  die  Leiter  der 
Bewegung  mit  noch  grösserer  Ungeduld  als  der  Ehe  ihre  Weihe  und 
.Festigkeit  zu  entziehen.  Es  ist  also  leiolit  begreiflich,  warum  sie 
wider  die  Bestimmungen  des  Couconhites  über  den  (Jnterricht  ihr 
Toben  ganz  besonders  richten.  Doch  nirgends  ist  es  klarer  als  gerade 
hei  dieser  Frage,  dass  das  Concordat  ein  Schild  ist  wider  Ungerechtig- 
keit und  Yemunft.  Der  Staat  soll  die  ganze  Macht  Obep  fie  Schiue 
in  die  Hftnde  von  Körperschaften  legen,  wo  die  Feinde  der  sittlichen 
Ordnung  die  Stunmenmehrheit  zu  haben  helfen ,  und  so  lange  ihre 
Erwartungen  sich  erfüllen,  sie  ungestört  schalten  lassen;  für  den 
Fall  jedoch,  dass  sie  sich  getäuscht  fanden,  wäre  es  seine  Pflicht 
durch  neue  Octrojrungen  naäzuhelfen.  Der  Staat  soll  diesen  Körper- 
schaften das  Becht  zusprechen,  die  katholischen  Eltern  zum  .Zwecke 
solcher  Schulen  zu  besteuern  und  sie  durch  Strafen  zwingen,  ihre 
Kinder  in  dieselben  zu  schicken.  Welcher  Kegierupg  hat  man  jemals 
eine  solche  Zumuthung  gemacht ! 

Die  prahlerische  Anpreisung  der  Erfolge,  welche  die  Yon  der 
Sürche  getrennte  Schule  bringen  werde,  kann  nur  Unwissende  täuschen. 
IHe  Einflüsse,  welche  überall  herrschen  möchten,  beginnen  an  man- 
chen Orten  dem  Gesetze  zum  Trotze  sich  einzudrängen.  Im  selben 
Maase  als  diess  geschieht,  wird  die  Eintracht  und  das  Zusammen- 
wirken der  Lehrer  gestört,  die  Schulzucht  lockert  sich,  Rohheit  und 
Unfleiss  treten  hervor,  die  Erfolge  des  Unterrichtes  machen  Rück- 
schritte. Jeder  Kundige  kann  daraus  abnehmen,  was  erfolgen  würde, 
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wenn  diese  Richtung  in  weitem  Bereiche  und  frei  von  aller  Gegen- 
wirkung schalten  könnte. 

Je  lauter  man  den  Willen  des  Volkes  als  die  einzige  Quelle  des 
Rechtes  preist,  desto  leichter  wiegen  die  Wünsche  und  Ueberzeugungen 
der  grossen,  sehr  grossen  Mehrzahl.  Am  aulfallendsten  zeigt  sich  dies 
gegenwärtig  in  Italien ,  wo  neun  Zehntheile  der  Bevölkerung  die 
Frevel  verabscheuen,  welche  die  herrschende  Partei  wider  Religion 
Kirche  und  Sittlichkeit  verübt.  Dem  Fernestehenden  kann  es  er- 
scheinni,  als  m  Oesterreieh  einem  fthnUehen  l^ihklrBale  rafiülen.  Wir 
stehen  vor  einem  Schauspiele,  worüber  Oestenmchs  Feinde  höhnlftohehi 
und  Wiehes  Oesterrebhs  treue  l^der  mit  Söham  fort  noch  mehr  als 
mit  Besorgniss  erfüllt.  Der  grdlste  Ausdruck  der  Sachlage  findet  sich 
in  den  neuesten  Kundgebungen,  die  man  über  die  Schule  hervorzu- 
rufen verstand :  es  ist  durch  dieselben  erklärt,  dass  die  katholische 
Religion  die  Duldung,  welche  die  Türken  ihr  gewähren,  in  Oesterreich 
nicht  mehr  erwarten  dürfe ;  sie  soll  als  ein  Zeitverdreib,  als  ein  Hin- 
derniss  der  Bildung  behandelt,  und  bis  man  sie  aus  der  Schule  ganz 
hinausschalfen  kann,  dadurch  unschädlich  gemacht  werden,  dass  neben 
dem  Geistlichen  ein  gesinnungstüchtiger  Lehrer  steht,  eingeschult  in 
die  Grundsätze  jener  Wissenschaft,  welche  die  Verbrüderung  der  Men- 
schen mit  den  Thieren  lehrt.  Das  ist  aber  nur  die  Spitze,  in  welche 
lange  genährte  Bestrebungen  auslaufen.  Es  gilt  nicht  dem  Concor- 
date,  es  jrilt  der  katholischen  Religion,  welcher  dieser  Staatsvertrag 
als  eine  Schutzwefar  dient,  die  ihr  Jetet  nothwendiger  als  jemals  ist 
(Urne  ZweiM  denkt  vor  der  Hand  luemand  daran,  den  Leuten  zu  ver- 
bieten, dem  Opfer  des  neuen  Bundes  beizuwohnen  und  die  heiligen 
Sacramente  zu  empfangen ;  aber  die  Uebeorzeugungen,  ohne  welche  die 
Abwesenheit  bei  der  heiligen  Messe  segenlos  und  der  fimpfong  der 
Sacramente  eine  Entweihung  des  Heiligthumes  ist,  will  man  aus  den 
Herzen  herauswühlen.  Doch  es  gilt  nicht  der  katholischen  Religion 
allein,  es  gilt  dem  Christenthume.  Euer  Majestät,  die  treugehorsamst 
Unterzeichneten  haben  dem  Richter  der  Lebendigen  und  der  Todten 
für  das  Seelenheil  von  siebzehn  Millionen  Erlöster  einst  Rechnung  zu 
legen,  und  in  einer  Zeit,  welche  entscheidend  werden  kann,  ist  es 
für  sie  eine  heilige  Pflicht,  der  Wahrheit  laut  und  ohne  Rückhalt 
das  Zeugniss  zu  geben.  Ausser  Italien  gibt  es  kein  Land  wo  die  hei- 
ligsten Güter  der  Menschheit  Angriffen  von  solcher  Schamlosigkeit 
und  Tragweite  so  schutzlos  preisgegeben  wären,  wie  in  Oesterreich ; 
das  Oesetz  ut  ohnmächtig  geworden.  Bs  hat  eine  sehmerzliehe  üeber- 
raschung  erregt,  dass  es  am  Weihnachtstage,  an  dem  selbst  der 
Gleichgültige  einen  Anhauch  von  oben  fOhlt,  in  der  Hauptstadt  des 
Beiches  gestottet  war,  das  Christenthum  öffentlich  als  dn  Mftrchen 
zu  verspotten.  Damit  war  ein  Versuch  gemacht,  ob  jedem  Frevel 
am  Christenthume  Straflosigkeit  gesichert  sei;  er  ist  gelnngen,  und 
der  Sieg  über  das  Gesetz  wird  mit  der  Frechheit  ausgebeutet  welche 
zum  Handwerke  gehört.  Das  berührt  nicht  die  Katholiken  allein; 
es  berührt  in  gleicher  Weise  die  Protestanten,  welche  Christen  sind. 
Doch  wiewohl  man  bis  gegen  Ende  des  vorige^  Jahres  einige  Vor- 
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sieht  ])eol>achtete,  der  vSaehe  nacli  geschieht  nichts  Neues;  schon 
früher,  sihon  seit  die  Unterwühlung  der  sittlichen  Ueberzeugnngen 
ein  einträgliches  Geschfitt  geworden  ist,  fand  der  Hass  des  Christen- 
thumes Stioimeu,  die  für  ihn  wirkten  und  ihn  bei  allen  Schichten  der 
Gesellschaft  eiioabfirgm  sncbteii;  die  Kirche  wird  nur  deshalb  mit 
solcher  Erbittenmg  angegriifea,  weil  sie  die  chiisüiche  Gesiimung 
und  Teräieicuget  Jede  Religion,  auch  die  anvollkommeiiste 
und  beieekteste,  weist  den  Menschen  auf  uherirdische,  wissende,  wal- 
lende Wesen  hin,  die  Religion  der  Wahrheit  offenbart  uns  in  Gott  die 
unbedingte  VoUkonmienheit  des  Seins  und  Wirkens  und  das  höchste 
Gut  der  Wesen,  die  nach  seinem  Ebenbilde  geschaffen  sind;  sie  stellt 
das  Gebot,  Gott  über  Alles  zu  lieben,  an  die  Spitze  der  Pflichten.  i 
Jeder,  welcher  sich  hiezu  bekennt,  muss  die  Weisheit,  welche  den 
Menschen  nur  für  diese  Welt  leben  hoisst,  als  Thorheit  erkennen. 
Eine  Gesellsthait ,  wie  man  sie  haben  möchte,  kann  also  nicht  be- 
stehen, wo  vor  dem  Namen  Jesus  sich  die  Kniee  beugen.  Deswe- 
gen ist  das  neue  Heidenthum  nicht  minder  als  das  alte  ein  Feind 
des  Christenthumes. 

Doih  in  dem  weiten  Länderbereiche,  wo  den  treugehorsamst 
Unterzeichneton  die  Pflichten  des  liirtenanites  obliegen,  ist  die  christ- 
liche Ueberzeugung  in  dem  Herzen  der  sehr  grossen  Mehrzahl  unbe- 
rttbrt,  die  Zahl  der  Katholiken,  deren  Glauben  schwankt,  ist  dne  rer- 
hütnissmässig  geringe  und  es  befinden  unter  denselben  sich  nur 
Wenige,  welchen  die  Lossagung  vom  Christenthnme  nicht  ab  etwas 
ffanz  Undenkbares  gelte.   Dennoch  sind  die  Kundgebungen  des  Tages 
durch  die  Feindschaft  gegen  die  Kirche  und  das  Christenthum  be- 
herrscht.  Jene,  welche  dabei  als  Werkzeuge  dienen,  sind  zum  klein- 
sten Theile  Christen,  geschweige  denn  Katholiken  und  haben  des  Ge- 
setzes ungeachtet  die  volle  Freiheit,  jedes,  auch  das  verwerflichste 
Mittel  anzuwenden  um  zu  blenden,  zu  täuschen,  zu  verhetzen  und 
zu  ködern.    Tiefe  der  Ueberzeugung  und  Selbstständigkeit  des  Ge- 
dankens ist  nicht  das,  wodurch  unsere  Zeit  jsich  auszeichnet  und  der 
Mangel  an  sittlichem  Muthe  eröffnet  für  die  falsche  Scham  ein  weites 
Feld  der  Wirksamkeit.    Dadurch  erklären  sich  die  augenblicklichen 
Erfolge  der  wohlorganisirten  Wühlerei.    Aber  durch  die  Macht  sol- 
cher Einflüsse  kömmt  Dauerndes  und  SegenvoUes  nicht  zu  Stande. 
Was  sie  bringen,  geht  vorüber,  das  ist  gewiss;  doch  die  Trfimmer, 
die  es  hinter  sich  lässt,  entziehen  sich  der  Berechnung.   Unter  Be- 
gütigung solcher  Zustibide  kündet  man  der  christlichen  She  und 
der  cluistUdien  Schule  den  Krieg  an.  Was  also  der  Jammerschrei  j 
gegen  das  Concordat  bedeute,  kann  Niemanden  mehr  verborgen  sein; 
er  bedeutet:  Wir  wollen  eine  Ehe  ohne  Festigkeit  und  Heiligung; 
wir  wollen  eine  Schale  ohne  Religion  und  sittlichen  Ernst.   Aber  die, 
welche  dies  wollen,  mögen  noch  so  laut  die  Stimme  erheben,  sie  sind 
ein  sehr  kleiner  Bruchtheil  der  Ikvölkerung  und  mit  dem  Concordate 
vertritt  man  die  wahrhaften  Wünsche  und  Interessen  des  Volkes. 
Die  treugehorsamst  Unterzeichneten  sind  sich  also  bewusst  durch  Ver- 
theidigung  der  Rechte,  der  Kirclie  lur  Gott,  Thron  und  Volk  einza- 
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stehen  nnd  stellen  ihre  Sache,  deren  Gerechtigkeit  eialeucbteud  ist, 
mit  vollem  Vertrauen  unter  den  Schutz  Eurer  Majestät 

Wien  am  28.  September  18G7. 
Friedrich  Cardinal  Schwarzenberg^  Fürst-Erzbiscliof  von  Prag. 
Joseph  OÜmar  Cardinal  Rausclier^  Fürst-Erzbischof  von  Wien. 
Maaßm^Mn  Josef  wm  Tamoczy^  Ffirat-Erzbisdiof  von  Salzburg. 
Frvtäfich  La/nd^afvon  Fürstenberg^  Ffirst-Erzbischof  von  Olmütz. 
Andreas  OoUmayr,  Fnrst-Erzblscliof  Ton  GKJrz. 
Franz  Xav.  von  WierseKleyski,  Erzbischof  von  Lemberg  (lat.  Bit.) 
Feter  Doniinicus  Maupas,  Erzbischof  von  Zara. 
Spiridion  LittoinowitZf  Erzbischof  von  Lemberg  (griecb.  Rit.) 
Heinrich  Förster,  Fürstbiscliof  von  Breslau. 
Anton  Ernst  Graf  Schaaff'goische,  Bischof  von  Brflnn. 
Johann  Valcrinn  Jirsik,  Bischof  von  Budweis, 
Josef  Alois  FukalsJci^  Bischof  von  Tarnow, 
Franz  Josef  liudigier,  Bischof  von  Linz. 
Benedict  von  Biccahona^  Fürstbischof  von  Trient. 
Vimeng  Gmsser,  Fürstbischof  von  Brixen. 
ValenHn  Wiery,  Förstbiscliof  Ton  Gufk. 
Josef  Fesüer^  Bischof  von  St.  Pölten. 
Johann  Kiäschker^  Bischof  von  Carrhe. 
Jacob  Maximilian  Sk^chneg^  Fürstbischof  von  Lavant. 
Axton  Josef  Ritter  von  Manastyrahy,  Bischof  von  Przemysl  (lat.  Itit.) 
Johann  Zuffron,  Bischof  von  Sebenico. 
Dominic  Mayer,  Bischof  und  apost.  Feldvicar  der  k.  k.  Armee. 
Georg  Bubocovich,  Biscliof  von  Lesina. 
Atigust  Paulus  JVahala,  Bischof  von  Leitmeritz. 
Joitann  Mais,  General- Vicar  in  Vertretung  des  Bischofea  v.  Königgrätz. 

Wir  fügen  noch  aus  Nr.  29  des  Wiener  DiöcesanblaUes  den  Hirtenbrief  Sr. 
Eminenz,  des  hocb\vürdigs(en  Herrn  Cardinals  und  Fürsterzbiscbofes  Josepb  Otbmar 
an  die  geMinnite  GdstUchkek  der  ErzdiOeese  ddto.  8.  Oetober  1867  hlnra: 

£)s  sind  nun  fast'  neun  Jahre,  dass  man  das  Wort  Concordat 
als  eine  Handhabe  der  Yerhetznng  gebraucht  Jene,  welche  dabei  vor- 
angingen, mußten  stets  was  sie  wollten:  doch  von  der  grossen  Menge, 
die  gehorsam  in  den  Wehemf  einstimmte,  ahnten  Wenige,  worauf 

es  allgesehen  sei;  jetzt  kann  es  Niemanden,  der  die  Tagesblätter  liest, 
unbekannt  sein.  Durch  den  offenen  Angriff  auf  die  Religion  und 
Kirche  fanden  die  Bischöfe  der  im  Beichsrathe  vertretenen  Länder 
sich  aufgefordert,  einer  Pflicht,  welche  sie  bisher  Jeder  in  seinem 
Wirkungskreise  erfüllt  hatten,  mit  vereinigten  Kräften  nachzukom- 
men und  richteten  am  28.  September  an  Seine  Majestät  eine  ehr- 
furchtsvolle Adresse,  worin  sie  vor  Gott  und  dem  von  Gott  gesetzten 
Herrscher,  vor  Oesterreich  und  Europa  der  Wahrheit  dasZeugniss  gaben. 
Ich  übersende  Euch,  geliebte  Mitarbeiter,  diese  feierliche  Erklärung 
und  Ihr  werdet  in  derselben  Alles  finden,  dessen  Ihr  bedürfet  um 
die  Gläubigen  über  den  wahren  Stand  der  Frage  nnd  den  ganien  Emst 
der  Laee  zu  belehren. 

IflAnche  Eathdiken,  denen  es  mdit  an  gutem  Willen,  doch 
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an  Einsiebt  und  Muth  gebricht,  suchten  sich  zu  überreden,  mit  dem 
Geschrei  gegen  das  Concordat  sei  es  nicht  so  übel  gemeint,  thue 
man  den  lauten  ihren  WUlen,  so  werde  die  Kirche  nichts  dabei  Ter- 
lieren.  Nun  hahext  die  Feinde  des  GdncordeteB  selbet  ausgesprocfaeD, 
was  eie  wollen.  Sie  wollen  die  Civilehe  und  iswar  dne  Civilelie,  deren 
Trennung  ohne  groeee  Schwierigkeiten  eneidit  werden  kOnne;  sie 
wollen  die  Beligion  ans  der  Schule  so  viel  ab  möglich  Torbtöinen 
und  daher  den  Religionsonteiricht  durch  den  Binflnss  eines  der  Be- 
ligion entfremdeten  Lehrers  wirkungslos  machen.  Ueberdiess  sollen 
die  Verhältnisse  zwischen  Katholiken  und  nicht  katholischen  Christen 
so  geregelt  werden,  dass  zwar  die  Rechte  der  letzteren  sorgfältig  ge- 
achtet, doch  die  der  Katholiken  als  nicht  bestehend  behandelt  und 
alle  Angelegenheiten,  bei  welchen  Katholiken  und  Protestanten  zu- 
sammen treifen,  die  Grundsätze  des  Protestantismus  uls  massgebend 
angenommen  werden.  Die  christliche  Ehe,  die  christliche  Jugender- 
ziehung ist  es,  worauf  man  es  abgesehen  hat,  und  weil  die  Kirche 
auf  Gott  hinweisend  und  seinen  eingebornen  Solm  för  die  Familie 
nnd  die  Schule  einsteht,  so  soll  sie  fflr  rechtlos  wklärt  werden.  Aber 
das  Concordat  wahrt  das  Beeht  der  Eärdie;  das  ist  sein  grösstes,  das 
ist  sein  einziges  Verbrechen. 

Gegenwärtig  sagen  die  Feinde  des  Ccmcordates  ihre  innerste 
Herzensmeinnng  mit  cyniseher  B<^iheit  herans.  Fiöher  ist  es  vorge- 
kommen, dass  sie  der  Kirche  nm  den  Tmß  ihres  Beehtes  die  Freiheit 
verhiessen.  Wollt  Ihr  die  Fr^eit  kennen,  welche  der  Katholik  ?oa 

dem  Siege  des  angeblichen  Liberalismus  zu  erwarten  habe,  so  blickt 
nach  Italien  hinüber.   Die  Partei,  welche  sich  dort  der  fiegierang 
bemächtiget  hat,  weiss  von  der  Freiheit  der  Kirche  in  prunkenden 
Worten  zu  reden;  doch  sie  überliefert  die  Lehranstalten  deu  Predi- 
gern des  Unglaubens,  trotz  alles  Deutschenbasses  hat  sie  sogar  aus 
Deutschland  einen  Lehrer  des  Materialismus  berufen;  sie  gibt  das 
Heiligthum  und  seine  Diener  jedem  Frevel  preis,  welchen  durch 
Wort  oder  That  zu  verüben  irgend  einen  Elenden  gelüstet,  nicht  ein- 
mal der  Siegeszug  des  Herrn  am  Frohnleichnamsfeste  ist  in  Mitte 
einer  katholischen  Stadt  vor  der  frechsten  Entheiligung  sicher;  sie 
ächtet  das  Ordenskleid,  nicht  einmal  am  Grabe  des  heiligen  Francis- 
cus  von  Assisi  ist  es  mehr  geduldet;  sie  verbietet  der  Kirche  liegende 
Qfiter  zn  erwerben  nnd  nUlndert  Alles,  was  sie  erworben  hat,  be- 
wegliche wie  nnbewegliche  Habe.   Allein  theuere  Mitarbeit^  im 
Herrn,  es  ist  nicht  nothwendig,  dass  ihr  bis  ^er  die  Alpen  hin  die 
Blicke  sendet ;  was  in  unserer  Mitte  vorgeht  ist  mehr  als  genug  nm 
über  die  Freiheit,  welche  der  Fortschritt  den  Dienern  des  Heilandes 
zudenkt,  Euch  Auskunft  zu  geben.   Diejenigen,  welche  wider  die 
Knechtschaft  der  Geister  so  gewaltig  losziehen,  hassen  nichts  so  sehr 
als  die  Freiheit  derer,  die  nicht  ihrer  Meinung  sind.    Die  Freiheit 
des  Wortes  für  jede  Thorheit,  für  jeden  Frevel  gilt  ihnen  das  heiligste 
Menschenrecht ;  aber  die  Kirche  Gottes  soll  verstummen,  den  höchsten, 
heiligsten  Wahrheiten  einen  Ausdruck  zu  leihen,  soll  als  Unsinn  oder 
Frevel  betrachtet  und  behandelt  werden.    Doch  als  Ideal  gelten  diesen 
Todfeinden  der  wahren  Freiheit  die  Zustände,  in  welche  die  Kirche 
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von  Italien  durch  Verschwörung  der  sardinischen  Regierung  versetzt 
worden  ist,  und  in  dieser  Beziehung  ist  es  allerdings  nicht  überflüssig 
sich  an  Italien  zu  erinnern. 

Die  Kirche  hat  das  unveräusserliche  Becht  ihrer  Sendung  und  Yer- 
fiusung  gemftSB  zu  wirken.  Hiebei  nicht  beirrt  zn  werden,  ist  die 
Freiheit  die  ihr  gebfihrt  and  welche  sie  fordert  ihr  Becht  und  dar- 
um ihre  Freiheit  wird  durch  das  Ooncordat  unter  den  Schutz  eines 
Staatsvertrages  gestellt.  Eine  geringe  Stimmenmehrheit,  die  man 
in  eitler  politischen  Versammlung  heute  erlangt  und  morgen  vielleicht 
nicht  mehr  hatte,  kann  die  AutTiebung  eines  Gesetzes  herbeiführen; 
der  Staatsvertrag  steht  über  der  Fluth  und  Ebbe  des  Augenblickes. 
Sie  glauben  den  Augenblick  für  sich  zu  haben ,  und  das  Concordat 
hindert  sie  ihn  zu  benützen.  Das  ist  es,  was  jene  Ausbrüche  blinder 
Wuth  hervornift,  welche  zugleich  mit  der  rechtmässigen  Kirchenge- 
walt jeden  wahren  Katholiken  beleidigen,  das  Gesetz  verhöhnen  und 
Oesterreich  in  seiner  Hauptstadt  beschimpfen.  Nur  die  Feinde  des 
Kaieerthumes,  sie  mögen  inner  oder  anseer  seinen  Gränzen  wohnen, 
haben  Grund  sich  darftber  zu  freuen  und  sie  werden  auf  diese  Tage 
des  Taumels  uodi  oft  genug  zurfickkommen. 

Es  ist  also  Zeit  rar  Gott  und  die  Wahrheit  mit  Entschlossenheit 
einzustehen.  Wer  kann  noch  so  gutroüthig  sein  zu  glauben,  die 
Frage  lautet:  Concordat  oder  nicht  Concordat?  Die  Frage  lautet: 
Katholisch  oder  nicht  katholisch  ?  und  täglich  werden  neue  Anstreng- 
ungen gemacht  um  hierüber  Niemanden  im  Zweifel  zu  lassen.  Damit 
wir  aber  würdig  seien  zu  Gottes  Ehre  für  das  Heil  unserer  Brüder 
Etwas  zu  vollbringen,  müssen  wir  jetzt  lebhafter  als  jemals  streben 
dem  Geiste  Gottes  in  unserem  Herzen  eine  reine  Stätte  zu  bereiten. 
Das  Kreuz ,  welches  die  Welt  erlöset  hat ,  ist  den  Stimmführern 
des  Tages  eine  Thorheit  geworden  wie  es  diess  den  Heiden  war,  als 
die  gute  Botsdiaft  vom  Beicfae  Gottes  zuerst  erscholl  und  den  Sieg 
über  Wahn  und  Bmerde  kann  uns  nur  ein  Anhauch  des  Gkistes  ver- 
Icohen,  in  dessen  Kraft  der  heilige  Paulus  spfuch:  »Nicht  ich  lebe, 
sondern  Christus  lebt  in  mir.c  Ihm  unserem  Henm  und  Heilande  wollen 
wir  jetzt  inniger  als  jemals  unser  ganzes  Sinnen  und  Trachten  widmen ; 
die  Seelen  zu  retten,  für  die  er  gestorben  ist,  sei  bei  allen  Worten 
und  Werken,  wodurch  wir  der  Frechheit  seiner  Feinde  entgegentreten, 
unser  einziges  Ziel  und  Ende.  Dann  dürfen  wir  hofifen,  dass  diess 
entzügelte  Toben  ein  Wendepunkt  sein  und  mit  verjüngter  Kraft 
Glauben  und  Liebe  blühen  werde  wie  die  Eose  unter  den  Domen.  Amen. 


Heber  die  Infonnation  bei  Ausführung  der  Ebedispensbreven 

der  Apostolischen  DatariCi 

ton  Dr.  Raich,  Donprilmidak  and  bistbSflieber  SecreClr  sa  Malm. 

In  der  DiOcese  Mainz  hielt  man  äch  in  letiter  Zdt  an  das  um- 
stSndliche,  sehr  beschwerliche,  in  den  Di^tcesen  Ifilnster,  Köln  u.  a. 
ttbliche  Verfahren,  wie  es  in  ätx  In9irm^h  praäka  äe  $p(m9al^  et 
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mairimomo  von  Bangen  dargestellt  ist.  Der  hochw.  Bisdu^  yoa 
Mainz  richtete  jedoch  unter  dem  26.  April  1867  durch  sein^  römi- 
schen Agenten  eine  Beihe  von  Anfragen  an  den  Apostoliflchen  Stuhl, 
um  Auftlärang  darüber  eu  erhalten,  ob  bei  der  Information,  welche 
der  Ausführung  der  Dispensbreven  der  apostolischen  Datarie  voraus- 
gehen mnss,  eine  judicialis  cognitio  cansae  erforderlich  sei,  oder  ob 
auch  eine  extrajudieialis  cognitio  gen^^e.  Von  Seiten  der  kkchUchen 
Behörde  erfolgte  zwar  keine  unmittelbare  Entscheidung ;  jedoch  wurde 
der  mit  Ueberreichung  der  Anfrage  beauftragte  Agent  des  Bischofs 
zu  Kom  von  der  Apostolischen  Datarie  angewiesen,  auf  Grund  der 
allgemein  üblichen  Praxis  die  nöthigen  A  uf kiäruu  genzugeb  en.  Der 
Wortlaut  beider  Schriftstücke  ist  folgender : 

T. 

Beatissime  Pater! 

In  Litteris  Apliris,  quae  in  forma  Brevis  pro  nupturientibus  pau- 
peribus  super  impedinieutis  Consanguinitatis  gradus  secundi  simpli- 
cis  et  mixti  necnon  Affinitatis  secundi  atque  etiara  primi  gradus  a 
S.  Sede  expediri  atque  ad  exequendum  Officiali  cujusque  Episcopi 
Gommitti  solent,  praescribitnr,  nt  dispensalslo  non  pdaa  execntioni 
tradatar  quam  Officialia  »per  informationem  exactam  a  personis  fide 
dignis  rite  et  recte  examinaüs  eanonice  habitam  precea  veritate  rea- 
liter ac  omni  mendacii  et  frandis  snspicione  prorsns  remota  niti«  com- 
pererit ;  quandoque  autem  tantunmodo  praescribitnr,  ut  idmn  Offioialis 
»se  diligenter  informet  et  si  per  informationem  eandem  preoes  veri- 
tate  niti«  repererit,  ulterius  procedat  ^). 

Jam  vero  dubiis  hac  de  re  exortis  huniliter  sapplieo,  ut  Sanc- 
titas  Vestra  benigne  declarare  velit: 

1.  Utrum  Oiiicialis  in  instituenda  i>raevia  informatione  Semper 
eodem  modo,  an  pro  memorata  discrepautia  ver])orum  in  textu 
Brevium  alia  atque  alia  et  quanam  ratione  procedere  debeat? 

2.  Utrum  sufficiat  exaita  relatio  solius  parochi  proprii  Oratorum,. 
cui  hujusmodi  negotium  mandari  solet,  quando  ex  ejusdem  testi-  - 
monio  de  veritate  precum  certo  constet,  an  aliae  insuper  per- 
sonae  examinandae  sint? 

3.  An  testimonimn  solius  parochi,  quo  certo  eoostet  de  veritate 
precum,  timc  saltem  suffieiat,  quando  tenor  T«rfoorum  Brevis 
dumtaiat  postulat,  ut  executor  de  veritate  preoum  se  diligenter 
informet? 

4.  An  pro  valore  actus  Semper  requiratur,  ul  i|ei80iiae  de  veritate 
precum  examinandae  quae  affirmaverint  continenter  etiam  jnra- 

mento  praestito  confirment? 

5.  An  sufticiat  solius  parochi  proprii  testimonium  de  paupertate 
Oratorum,  siquidem  sit  res  plane  notoria,  ipsos  eo  sensu  de  quo 
hic  unice  agitur  vere  pauperes  censendos  esse? 

0.  Au  ad  validam  dispeusatiouem  omuino  requiratur,  ut  persouae 


I)  Die  erste  Informaiioiisvnr-^rtirlft  wird  in  den  Oisppnsbrcvpn  fUr  den 
ersten  (irad  der  SdiwiifierschalJ,  die  zweite  kürzere  l)ei  DLspeiisen  von  dem  zwei» 
leo  tirad  der  Bluts verwandtscliali  uder  der  öcliwägerscliufi  aii|se\veu4et. 
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de  paupertate  Oratoram  exaiuiuaudae  ad  praestaudum  juramen- 
tmn  adigautiirf 

Quibus  expositis  omiü  qua  par  est  reyerentia  et  obedientia  Sanc* 
titatis  Yestrae  pedibus  milu  cum  Glero  populoque  Diodceds  meae 
Apofitolicam  Benediotionem  petiturus  proYolvor  meqae  profiteor 

Saiictitatis  Vestrae  - 
Mogunüae  die  XXVI.  Aioilis  1867. 

obseqnentissimum  et  ImmiUim.  famulum 
t  Guüidmus  MHmanud» 
IL 

Komae  10.  Octobris  1867. 
Haec  quae  sequuntur  respoiisa  pertinent  ad  dubia  ab  Exrao  ac 
Kcvmo  Episcopo  Moguntino  exposita  qiioad  Matrimoniales  Dispensatio- 
iies  in  Litteris  die  26.  Aprilis  c.  a.  datis.  De  Sacrae  Datariae  Ajiosto- 
licae  luaiidato  ego  ipse  eadem  responsa  confeci  duce  praxi  commu- 
niter  retenta. 

fit  qaoad  primnm:  Offidalk  Episcopi  semper  debet  habere 
exactam  imormatioiiein  de  negotio  de  quo  agitur ,  per  personam  fide 
dignam  acceptam.  Satis  est,  ut  Officiaiis  habeat  moralem  coimctio- 
nem,  et  nibÜ  interest,  si  uno  vel  alio  modo  iUam  acquisivit. 

Qnoad  secundum:  Si  Officiaiis  fiduciam  veram  et  indubiam, 
quae  ex  convictione  morali  ontur,  habet  de  Paroohi  persona,  hujus 
Parochi  relatio  snfhcit  ad  constitaendam  precnm  ventatem  ac  certi- 
tudinem. 

Quoad  tertium :  Quando  Officiaiis  habet  fidem  indiibiani  de  Pa- 
rocho  et  de  ejus  animi  integritate,  tunc  relatio  ac  testinionium  illius 
uec  non  examen  ab  eo  peractuni  et  apud  Curiam  Episcopalem  dili- 
genter  expositurn,  sufficiens  seinper  est. 

Quoad  quartum:  Jurameutuni  a  persona  examinanda  praesta- 
tur  in  eo  tanlum  casu,  in  quo  idem  juraiuentmn  a  S.  Sede  per  Apostoli- 
cas  Litteras  Matrimoniales  praescribitur ,  secus  non:  nam  quod  lex 
volnit,  expressit ;  quod  non  expressit,  noluit. 

Quoad  quintun:  Quando  constaide  fide  et  integritate  Parochi, 
tes^onium  illius  circa  paupertatem  suffidt,  nisi  alinnde  aliter  con- 
stet;  in  hoc  enim  casu  Omdalis  de  paupertate  diügenter  informa- 
tionem  quaeret. 

Quoad  sextum:  Juramentum*  praestaudum  in  eo  tantum  casu 
in  quo  S.  Sedes  illud  praescripsit  in  Litteris  Apostolicis  Dispensatio- 

uum  Matrimonialium. 

Mei  interim  obsequii  et  vcnerationis  sensuum  protestationes  ha- 
beas  precor  acceptas,  quibus  hac  occasione  libentissime  arrepta, 
proüteor 

Illustritatis  Tuae  £evmae 

Humillimus  Servus 
Pefrtis  Sassi. 

Nach  diesem  Schreiben  ist  also  die  judicialis  cognitio  causae 
iiiclit  erforderheb.  Eine  Information,  welche  auf  einer  inneren  mo- 
ralischen üeberzeugung  beruht,  reicht  vollkommeu  aus.  Auch 
stehen  der  Praxis,  auf  welche  sich  Herr  P.  Sassi  in  seinem 
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Schrdben  beruft,  sichere  Bechtsgründe  zur  Seite.  Um  dks  za  be- 
weisen, wollen  wir  mit  besonderer  Bficksicht  auf  die  drei  berühmte- 
sten Siehrlftsteller,  welche  diesen  Qegenstmd  rangehend  bdiandelt 
haben,  dnke  kow  Bemerkungen  beifügen. 

Bei  Pyrrhus  Corradi^)  ist  die  Streitfrage  noch  nicht  präci- 
sirt.  Er  stellt  dem  gerichtlichen  Beweisverfahren  bei  Einleitung  der 
Information  nicht  eine  cognitio  eitrajadieialis,  nicht  eine  wie  immer 

fewönnene  moralische  Ueberzengnng  von  der  Wahrheit  der  im 
^ispensgesuche  angegebenen  Tliatsachen,  sondern  nur  den  einfachen 
Glauben  an  die  Wahrheit  der  Aussagen  der  Dispensbewerber  selbst 
gegenüber.  Diesen  hält  er  nicht  iür  genügend;  er  dringt  vielmehr 
sofort  auf  Beiziehung  und  förmliche  Beeidigung  von  Zeugen,  und  ist 
darin  so  streng,  dass  er  die  Vernehmung  von  Zeugen  ohne  Beeidi- 
gung für  nichtig  erklärt  2),  Zur  Begründung  dieser  seiner  Ansicht 
beruft  er  sicli  auf  die  damals  in  Neapel  übliche  Praxis  und  auf  die 
»Instructio  pro  examine  illorum  testinm,  qni  indueuntur  pro  contra- 
bendis  matrimoiiü8,€  welche  Ton  dem  römischen  Inqualtionfl-Trihnnal 
ertessen  winde  nnd  ein  starenges  Beweisyerfiihren  Torsobreibt>).  Cor- 
raäi  theüt  hloa  den  Wortlavt  dieser  Insfametioii  mit,  nidit  iä>er  daa 
Beeret  desselben  Tribunals  Tom  21.  Angnat  1670,  durch  welches  diese 
Instruction,  da  die  früheren  von  den  Jahren  1658  und  1665  viel- 
fach nicht  beobachtet  wurden,  wiederholt  yeröffentlicht  und  einge- 
schärft wird.  Aber  gerade  aus  diesem  Decrete*)  geht  klar  und 
deutlich  hervor,  dass  diese  Instruction  für  einen  ganz  anderen  Zweck 
erlassen  wurde,  nämlich  »ad  probandum  statum  liberum  contrahen- 
tium  matrinionium«  und  deshalb  nicht  auf  ousem  Gegenstand  an- 
gewendet werden  kann. 

Die  übrigen  Gründe,  welche  für  die  Ansicht  sprechen,  dass 
eine,  wenigstens  summarische,  judicidlis  cognitio  causae  erforderlich 
sei,  findet  man  bei  Sanches  in  seinem  classischen  Werke  de  s.  ma- 
trimonii  Sacramento  ausführlich  angegeben*).  Insbesondere  beruft 
man  sich  hiefür  auf  Decrete  des  Concils  von  Trient  (Sess.  XIV.  de 
matr.  cap.  7.  und  Sess.  XXV.  de  Ref.  c.  18.),  in  welchem  jedoch  nur 
schlechthin  voa  einer  cognitio  causae,  ohne  nähere  Bezeichnung,  und 
von  Dispensen  im  Allsemdnen,  nidit  gerade  spedell  von  EhemiBpen- 
sen  die  Kode  ist  Mit  mehr  Recht  beruft  sich  Saneke»  edbet  auf 
dasselbe  Goncü,  am  seine  eigene  Ansicht  zn  begründen,  dass  nftm- 
lich  die  cognitio  extrajudicialis  genüge.  Das  Concil  überlässt  es 
nämlich  »der  Klugheit  und  dem  Urthdl«  des  Bischofs,  von  den  Anf- 
geboten  der  Nuptnrienten,  wo  es  angemessen  erscheint  t  an  di^en* 


1)  Praxis  dispens.  Apost.  lib.  VII.  c  6.  n.  21. 
S)  IbM.  n.  4t. 

3)  Auch  von  Bangen,  welcher  das  strengere  in  der  Diöcese  Mönster  ein- 
prefQbrte  Verfahren  empfiehlt,  wird  diese  Instruction  augezogeo  in  seiner  Instnitl. 
pract.  de  .sponsal.  et  matrim.  II.  pag.  224. 

4)  VerSinentllcht  von  Angeluß  LucieU  In  aeinen  verdienalvellen  Werke: 
De  visitcit.  sacr.  liniinuni  seil  instruct.  S.  C.  Conrilii  super  OKHlo  confirieniH  relatio- 
Des  de  statu  ecdesiar.  Komae  1866  vol.  III.  pag.  518. 

5)  Lib.  ili.  disp.  8.  D.  3. 
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siren  (Sess.  XXIV.  de  matr.  cap.  1.).  Hieraus  foteert  Sanehejf  mil 
Becht,  dara  das,  was  der  EliM[aeit  und  dem  UrChale  des  Oidinariiis 
anlieimgestettt  wird,  Sache  des  Gewissens,  nicht  aber  .Gegoistand 
eines  gerichiüehen  Yer^hrens  sei,  und  deshalb  sine  ordine  et  fignra 
jadidi,  et  testibns  non  recoptis  in  forma  judicii  nec  jnrantibus  erle» 
digt  werden  könne.  Diese  Theorie  wendet  er  dann  in  deicher  Weise 
auf  das  luformationsTerfahren  an,  indem  Context  und  Wortlaut  der 
Breven  der  Datarie,  namentlich  in  Dispensen  för  die  zweiten  Ver- 
wandtschaftsgrade, mit  keinem  Worte  auf  em  gerichtliches  Verfahren 
hinweisen,  wohl  aber  sich  auf  die  Einsicht  und  das  Gewissen  des 
Executors  berufen,  und  dadurch  unzweideutig  zu  erkennen  gegeben, 
dass  ein  aussergerichtliches  Verfahren  und  eine  hierauf  gegründete 
innere  persönliche  Ueberzeugung  von  dem  wahrheitsgemääseu  That- 
bestaud  genügend  sei^. 

im  dieser  Anflbssnnff  ist  Beiffimktd,  welcher  den  Gegenstand 
mit  der  crOssten  Klarheit  and  Sicb^dt  behandelt,  Tollkommen 
einyerstanden  nnd  hält  sie  för  die  allgemein  angenommene  Lehre 
derCanonisten^).  Somit  findet  also  anim  anf  die  in  forma  commis* 
soria  ertheilten  Dispensen  das  allgemeine  Anwendung,  was  nach 
ausdrücklicher  Bestimmung  des  Concils  von  Trient  für  die  in  forma 
gratiosa  bewilligten  Dispensen  gilt:  summarie  tantum  et  extrajudi- 
cialiter  cognoscatur,  expressas  preces  subreptionis  vel  obreptionis  vitio 
nou  subjacere.  Sess.  XXIL  de  £ef.  c  5. 


JLtteratur« 

i.  BuSamm,  ä^püamaium  ei  prwQßgianm  88,  B/om^^hmÜf,  Totiri- 
nensis  ediHo  cwa  et  studio  eoUegH  MtBeeU  Bornas  virenm  8, 

Theologiae  et  SS.  Canon,  peritorum.  —  Appendix  nunc  primum 
ediia.  Vol.  I.  a  S.  Leone  L  (ann.  CCCCXI^  ad  FOagiim  II.  (amL 

DXC)  Äug.  Taurinor.  1867. 

Die  Herausgeber  hatten  nicht  blos  die  Absicht,  eine  neue  Auf- 
lage des  »Grossen  Kömischea  BoUariomsc  von  Cocqnelin  zu  besorgen, 


1)  Ibid.  Mb.  VI  II.  disp.  35.  n.  15.  Vgl.  Kutschker,  Das  Eherecbt  der  ka- 
tliolisrhen  Kirrh»».  Bd.  5.  S.  220. 

2)  Der  betreffende  Passus  in  den  Breven  lautet:  Certam  tarnen  de  prae- 
missis  nolitiam  non  habentes,  dUcretioni  Tuae,  de  qua  plenain  in  Domino 
flduciam  liibemas.  per  praesentes  committimus  et  miiidamus .  quatenus  ...  de 
praeiiiissis  Te  dÜigetUer  inrormea  et  si  per  iDrormitioneiii  emdem  preres  veri- 
täte  nitl  repereris,  super  quo  Conscientiam  Tuam  oneramus  etc. 

Jti  deo  Breven  ftkr  den  ersten  Grad  der  Schwltgerschaft  ist  zwar  von  glaub- 
wMieii  Zeusen  imd  von  einer  eanoniseh  «liffehaltenen  InAirmation  die  Rede. 
Aber  dieser  Unterschied  in  der  Form,  auf  welche  das  rOmlsehe  /^ntwortsschreihen 
keine  RQcksicbt  nahm,  begrnndet  durchaus  nicht  ein  gerichtliches  Verfabren« 
un^  scheint  nur  grössere  Umsicht  einschirfen  zu  wollen. 

S)  Appendix  ad  lib.  lY.  Deer.  de  dispens.  snper  imped.  matr.  $.  7.  n.  SIS. 

Die  in  neuester  Zelt  erschienenen  Consulfodones  canonicae  de  dlspen- 
sationibus  malrlmonialibus  von  dem  Generalvicar  und  Apost.  Protonotar  Petrus 
Giovine,  Tom.  II.  Neapel  1866  und  1867,  welches  Werk  in  der  Civiltä  catto- 
lica  (Ser.  6.  v.  11.  pag.  328  seqq.)  eine  sebr  anerkennende  Besprecbong  geftin- 
iat,  konnten  «Ir  leider  nkbt  an  Balbe  sieben. 
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sondern  wollten  warnt  noch  die  Bollen,  welobe.dem  Sammelfleisse  der 
fröheren  Heransgeber  entgangen  waren,  in  einem  besonderen  Appeadix 
nachtragen.  Zu  diesem  Zwecke  wurde  unter  dem  Vorsitz  des  Car- 
dinais Gaiide  ein  Verein  gewiegter  Canonistcn  gegründet,  uud  mit 
dieser  wichtigen  Arbeit  betraut.  Der  erste  Band  dieses  Appendix  ist 
bereits  erschienen  und  enthält  12u  Briefe  des  heiligen  Leo  des 
Orossen ,  76  von  Horniisdas,  20  von  Siniplicius,  14  von  Felix  III., 
12  von  Gelasius,  14  von  Vigilius  ausser  seinem  berühniten  Constitu- 
tum, 1(3  von  Pelagius  I.,  11  von  Pelagius  II.,  8  des  heiligen  Agapet  I., 
ausser  vielen  anderen  Brieten  von  minderer  Wichtigkeit.  Beinalic 
alle  sind  iicht  und  fehlen  im  Bullarium.  Zur  Ergänzung  der  älteren 
Ausgaben  des  Bullariums  wird  dieser  wichtige  Appendix  auch  separat 
abgegeben.    [Nach  der  (Jiviltä  cattolica.J 

Episiokte  Bomanorum  pontificum  ge^iuinae  et  quae  ad  eos  scripta 
suiä  a  s.  Ililario  usque  ad  Tclagium  IL  Ex  schedis  Clar.  Petri 
CoHstantii  aliisque  editis^  adhibitis  pracstantissimis  Godicibus 
Italiac  et  Germaniae  reeensuit  et  aUdit  Andreas  Tkiel,  ss,  theolo^ 

yiue  Doctor  cjusdemque  in  facultate  ihvologica  lycri  regit  Hosiani 
Bruiuisbcrgensis  prüf.  puhl.  orduiarins.  Fase.  I.  Braunshcrga^  in 
oedibus  Eduardi  Fetcr.  MDCCCLX  VIL  (XL  et  512  pagg.) 

Prof.  Thiel  entwickelte  schon  im  Bd.  13.  S.  1  ff.  unseres 
Archivs  den  Plan  seiner  nenen  kritischen  Ausgabe  der  £pp.  BK. 
FP.  Jetzt  liegt  uns  bereits  ein  umfassendes  Stück  des  grossen  mühe- 
Totlen  Werkes  in  vortrefflicher  Ausführung  und  schöner  Ausstattung 
vor.  Ks  soll  zunächst  als  Fortsetzung  der  Sammlungen  Coustant's 
und  der  Ballerini  in  zwei  Bänden  die  Briefe  der  Päpste  zwischen 
Leo  1.  und  Gregor  I.  (461  —  590)  umfassen.  Er  bietet  aber  keine 
blosse  Sammlung  der  bei  Mansi  und  Migne  schon  gedruckien  päpst- 
lichen Briefe,  sondern  er  benutzte  auch  auf  der  vaticanischen  Biblio- 
thek die  sonst  noch  unbenutzten  Vorarbeiten,  die  Coustant  für  die 
Fortsetzung  seiner  Sammlung  gemacht  hatte,  er  benutzte  auch  die 
einschlägigen  Leistungen  anderer  Gelehrten,  er  verglidi  persönlich 
mehr  -ids  30  yersduedene  Handschriften,  namentlich  zn  Mftnehen, 
Wien  nnd  Born,  nnd  so  bietet  Thiel  nicht  blos  manches  früh^  ün- 
gedruckte,  sondern  auch  einen  dnrch  scrgMiige  &itik  vielfach  be- 
richtigten Text  der  trüber  schon  gedruckten  Briefe  der  Päpste  jener 
Zeit.  In  dei-  Einleitung  (p.  I— XL)  verbreitet  sich  Thiel  ausführlich 
über  die  ihm  zu  Gebote  gestandenen  Hülfsmittel  und  die  Art,  wie  er 
dieselben  benutzte  und  den  Pliin  seines  ganzen  Werkes.  Es  folgen 
darauf  Monita  praevia  zu  den  im  ersten  Bande  aufzunehmenden  Briefe 
der  Päpste  Hilarus,  Siniplicius,  Felix  IT.,  Gelasius,  Anastasius  IT., 
Symachus  und  Hormisdas.  In  diesen  kritischen  Einleitungen  über 
Quelle,  Inhalt,  Zeit  der  Abfassung  und  iichtheit  der  einzelnen  Briefe 
ist  auch  der  Nachlass  Coustant's  und  dessen  Fortsetzers  Ursinus  Du- 
randus  ganz  wiedergegeben.  Die  besonders  austührlichen  Coustant- 
schen  und  seine  abweichenden  eigenen  Vorbemerkungen  (S.  44—58.) 
in  Gelasii  Papae  epistolam  42  (Deere t  de  libris  recipiendis)  Hess  Thiel 
schon  firüher  in  Brannsberger  Programmen  und  aus  diesen  zosam- 
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iiiengestellt  und  von  einem  Abdruck  des  Decrets  begleitet  als  eigene 
Schrift : 

S,  De  Deci'etali  Gelasii  P.  et  Damqai  amcUio  Romano.  Brenmab. 

Peter,  1866,  26  pagg.  fVa  1"hlr,) 
erscheinen.  (Vgl.  darüber  Serttis  in  Reuseh  Theol.  Literaturbl.  18G7, 
S.  96  f.)  Die  vorliegende  erste  Abtheilung  des  ersten  Bandes  der 
Briefe  der  Päpste  enthält  nun  (S.  126  ff.)  die  Epistolae  et  Decreta  der 
Päpste  Hilarus  (S.  126—174),  Symplicius  (S.  174—220),  Felix  II. 
(S.  221-284)  lind  Gelasius  (S.  285  —  510),  und  den  Anfang  der 
Tractate  des  letzten  Papstes  (S.  510  ff.).  Vor  den  Briefen  jedes 
Papstes  ist  eine  kurze  viia  desselben  vorausgeschickt,  sowie  eine 
Mittheilung  über  verlorene  Briefe.  Unter  dem  Texte  linden  sich  fort-, 
laufende  kritische  und  erläuternde  historische  Noten, 
Die  Papstbriefe  erinnern  uns  an : 

4.  Die  Papstf abcin  des  Mittelalters.  Ein  Beitrag  zur  Kirchenge- 
schichte  von  Joh.  Jos.  lyn.  von  DöUinger.  München  1863.  Liter.' 
AnsL  FI.  «ml  159  S.  8.  (22  Sgr.) 

Der  berühmte  Gelehrte  handelt  hier  1)  Ton  der  aogeblichen 
FäpsHn  Johanna  (S.  1—45),  die  imprfinglich  aaf  einer  römischeii 
Localsage- beruhe,  die  ans  falscher  Deutung  dortiger  Geräthe,  Ge- 
bräuche und  Monumente  entstanden  sei;  2)  von  dem  im  12.  Jahr- 
hundert erdichteten  Papste  Cyriacus  (S.  45  —  48);  3)  von  der  zur 
Zeit  des  Papstes  Symmachus  am  Ende  des  5.  Jahrhunderts  erfundenen 
Pabel,  dass  Papst  Marcellinus  unter  Diocletian  den  Göttern  geopfert 
habe  (S.  48—52);  4)  von  der  falschen  Legende  aus  dem  Ende  des 

5.  Jahrhunderts,  dass  Constantin  mehr  als  20  Jahre  vor  seinem  To<le 
zu  Kom  vom  Papste  Sylvester,  und  nicht  erst  am  Ende  seines  Le- 
bens auf  einem  Schlosse  bei  Nikomedien  vom  Arianischen  Bischöfe 
Eusebius  getauft  sei  (S.  52—61);  5)  von  der  Schenkung  Constantin's 
(S.  61  —  106);  6)  von  der  Dichtmig  des  6.  oder  7.  Jahrhnnderts, 
womach  Papst  Liberias  als  ein  blatbefleckter  Tyrann,  und  der  von 
Kaiser  Constantins  diesem  gegenüber  gestellte  Gegenpapst  Felix  ein 
heiliger  Märtyrer  gewesen  sei,  während  in  Wirklichkeit  Liborius  zwar 
um  ans  dem  Exil,  in  das  ihn  der  Kaiser  geschieh  hatte,  zurückzu- 
kehren, das  Nicänum  preisgegeben,  sich  von  Athanasius  losgesagt  und 
sich  den  Semiarianern  gleichgestellt  habe,  jedoch  Felix,  der  illegitime 
Eindrinf(lin<(  hinsichtlich  der  Arianischen  Wirren  ungleich  schuldiger 
sei  als  Liberius  (S.  106—123);  7)  die  Entstellung  der  Geschichte  des 
Papstes  Anastasius  IL,  der  unverdient  zum  Häretiker  gestempelt  und 
von  Dante  in  die  Hölle  versetzt  worden,  während  man  ganz  vergossen 
habe,  dass  Papst  Honorius  1.  von  einer  öcumenischen  Synode  als  hä- 
retiseh  verurtheilt  sei  (S.  124—150) ;  8)  von  der  Empörung  des  Papstes 
Gregor  II.  gegen  Kaiser  Leo  (S.  151—55)  und  9)  yon  dem  jrossen 
Papste  Sylvester  H.,  den  das  spätere  Mittelalter  zu  einem  Verbün- 
deten des  Teufels  gemacht  habe  (S.  155—59.)  Unser  seliger  Freund 
von  Moy  und  die  Hedaction  des  Archws  gaben  sich  beim  Erscheinen 
der  Papstfabeln  Mühe,  einen  hervorragenden  Gelehrten  zur  eingehen- 
den Besprechung  derselben  im  Archiv  zu  veranlassen.  Aber  die  HH. 
V.  Hefele,  Hergenröther,  Joh.  Janssen,  Lämmer,  Phillips,  Walter 
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lehnten  sämmtlich  sich  entschuldigend  (Einer  stillschweigend)  ab. 
Unser  sei.  Freund  Moy  stimmte  nicht  den  Ansichten  Döllinger's 
über  Liberius  und  Honorius  bei,  und  äusserte  sich  damals  also  über 
das  Bach:  »die  Acten  über  Honorius  sind  sehr  verdftclitig,  nnd  wenn 
ieh  auf  dar  eiM  Seite  da»  Yerbeiflsiuig  des  Herrn  und  die  Geschichte 
von  19  Jahriranderten,  anf  dar  anderen  Seifte  aber  yerdichtige, 
nneontrolirbare  Actoi  habe,  so  kann  meine  Wahl  nicht  schwanken. 
DelMnger  sch^t  ans  die  Altemative  in  stellen,  entweder  die  In- 
fiülibilität  der  päpstlichen  Entscheidungen  an&ngeben,  oder  den  Be- 
nüf  einer  decisio  ei  cathedra  anders  zn  fassen,  als  es  bisher  geschah  ; 
dazu  ist  aber  meiner  Ueberzengnng  nach  in  dem  Schreiben  des  Papstes 
Honorius  kein  Grund.«    So  äusserte  sich  Moy  in  einem  Schreiben 
vom  25.  Juli  1863.    Unter  dem  26.  September  1863  bemerkte  Moy 
nochmals  über  die  Papstfabeln  seines  Freundes  Döllinger:  »eine  de- 
cisio ex  cathedra  ist  nur  ein  Ausspruch  des  Papstes,  wodurch  den 
Gläubigen  eine  Norm  des  Glaubens  vorgezeichnet  wird,  und  eine  solche 
hat  weder  Liberius  noch  Honorius  gegeben.«    Dölliuger's  Schrift  be- 
weist übrigens,  »dass  selbst  ein  verkehrtes  Benehmen  und  Einschrei- 
ten eines  Papstes  den  Entwicklungsgang  der  Wahrheit  in  der  IQrche 
nicht  anfhaltoi  kann.  Und  nota  Mne,  das  haben  nicht  die  Arianer 
nnd  nicht  die  Monotheleten  bewirkte  In  der  Geschichte  des  liberins 
weicht  DOlUnger  Tcn  Hefele*8  eingehender  Untersnchnng,  nnd  einiser 
Massen  auch  von  seiner  eigenen  Mheren  Darstellung  IpCiebibaeh  aer 
iürchengeschichte  2.  Aufl.  I.  83.)  ab.   Auch  Hülskamp  bemerkte  im 
Literar.  Handwdser  1863  Nr.  16.  S.  221,  dass  die  Untersuchungen 
Döllinger's  bisweilen  nur  von  der  Wahrscheinlichkeit  ihrer  Resultate 
fiberzeugen;  dass  Dölliuger's  Ausführungen  ihn  von  der  behaupteten 
Nachgiebigkeit  des  Papstes  Anastasius  gegen  Byzanz  nicht  hätten 
überzeugen  können,  und  dass  er  S.  77  die  ziemlich  scharfe  Verwer- 
fung der  constantinischen  Schenkung  vermisse,  welche  sich  in  der 
S.  70  angezogenen  Urkunde  Otto  s  III.  finde,  (bei  Pertz  Legg.  I.  2. 
162.,  die  von  Wilmans  beanstandet  und  dann  wieder  von  Gfrörer  und 
Giesebrecht  für  echt  gehalten  ist).     Die  Schenkung  Constantin*8 
sollte,  wie  Döllinger  glaubhaft  zu  machen  suchte,  in  den  Jahren 
750—54  an  Bovn  erfunden  sein.  IHe  Oiväiä  ealMiea  sn<^te  darauf 


dem  im  9.  «Tahrbnadert  in  Vmakmch  angefertigt  worden.  Die  Ab- 
handlung der  Giviltä  4BC8chien  auch  in  deutscher  Uebersetaung: 

5.  Dk  Sehmkmg  CwukuäiMs.  Bin  Bmirag  mtr  hrHisehen  ^iewAr 
img  der  FapstfüMn  des  MiUdaUers  wm  J,  J.  o.  BSUmger*  Am 
der  CivOtä  caiMiea.  Mahuf.  Ä.  Giani.  1866.  34  S. 

Eine  interessante  manches  Neue  bietende  Untersuchung  erschien 
in  dem  Aprilheft  des  Jahrganges  1867  der  Sitaungsberichte  der 
philos.-histor.  Gl.  der  Wiener  Academie  der  Wissenschaften.  Bd.  LV. 

5.  701—97,  und  im  besonderen  Abdrucke  über 

6,  Die  Decretahn  zwischen  den  Decrctales  Gregorii  IX.  und  Lihei' 
VI.  Bmifacii  VIII.  Ihre  Sammlung  und  Verarbeitung  ausserhalb 
des  Uber  VI  nnd  im  lAber  VI,  nach  Handschriften,  besonders 
Frager,  dargestdU,  ein  BeUrag  ewr  Geschichte  des  lAber  VL  wm 


Bölling 
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Hr.  Jahmm  JMeärkh  SMUe.  Wim  1867  QerMs  86k».  97  8. 
ffr.  8. 

Schulte  beschreibt  die  Draeke  und  Handschriften  nnd  Inhalt  und 

Zweck  der  Sammlungen  von  Decretalen  einzelner  Päpste  in  der  Zeit 
nach  Gregor  IX.,  nämlich  die  der  Decretalen  lunocenz  IV.  (S.  703  ff.), 
Alexander  IV.  (S.  712  ff,),  Urban's  IX.  (S.  714),  Clemens  IV.  (S.  714  f.), 
Gregorys  X.  (S.  717  f.),  Nicolaus  III.  (S.  718—22).  Innocenz  III.  hatte  bei 
Uebersendung  seiner  Sammlung  an  die  Universitäten  zu  Bologna  und  Pa- 
ris vorgeschrieben  und  dreimal  wiederholt,  dass  seine  neuen  authentischen 
Decretalen  in  die  Sammlung  Gregorys  IX.  eingefugt  werden  sollten.  Je- 
doch befolgte  man  diese  Vorschrift  von  Innocenz  so  gut  wie  gar  nicht, 
zwar  wohl  nicht  aus  Furcht ,  durch  Ausführung  der  Innoceutianischen 
Weisong  das  strenge  Yeiliot  Gregorys  IX.  zu  flbertroteii,  dM  ikm 
besondere  päpstlidie  Genehmigung  keine  andere  Decietalen-Sunmlnne 

Semacht  weiden  dürfte,  sondern  wobl  nnr  dessbalb,  weil  die  Gestalt 
er  meisten  Handsdiriften  ans  Mangel  an  Baum  ein  solebes  ISnfll- 
gen  mcht  suliess,  so  dass  neue  Handschriften  hätten  gemacht  werden 
müssen,  wodarch  die  früheren  entwerthet  worden  wären  (S.  722). 
Man  machte  daher  auch  eigene  Sammlungen  der  nachgregorianischen 
Decretalen  der  verschiedenen  Päpste,  soweit  sie  nicht,  wie  die  von  Inno- 
cenz IV.  und  Gregor  X.,  in  deren  eigenen  authentischen  Sammlungen  ent- 
halten waren.  Aus  einem  Codex  des  böhmischen  Museums  zu  Prag  wird 
eine  solche  Sammlung  der  nicht  in  authentische  Sammlungen  aufgenom- 
menen Decretalen  von  Gregor  IX.  an  bis  auf  Bonifacius  VIII.  (S.  724 
bis  758)  mitgetheilt  und  erläutert.  Schulte  schildert  weiter  auf  Grund 
Ton  Handsdmftoi,  die  Verarbeitung  dar  Deorefealei^  in  der  Sehiile 
759—80),  nnd  schildert  endlich  (8.  786—96)  den  Uber  sextns 
BoBifiuäi  Ym.  im  V^bSltnisse  ni  den  Exkavaganien.  Es  haben  dar- 
nach die  Decretalen  aus  der  Zeit  von  der  Publication  der  Gregoriani- 
schen Sammlung  (6.  Sept.  1234)  bis  zur  Publication  des  Liber  VL 
(Febr.  1298)  für  den  letzteren  nnd  für  die  Geschichte  des  Kirchen- 
rechts folgende  Bedeutung:  1)  Sind  sie  weder  aufgenommen  noch  re- 
servirt,  so  haben  sie  ihre  Geltung  verloren,  es  sei  denn,  dass  sie  von 
späteren  Päpsten  wieder  restituirt  worden  wären.  2)  Sind  sie  aufge- 
nommen; so  kommt  es  darauf  an,  ob  ihr  voller  Wortlaut  aufgenommen 
wurde  oder  nicht.  Im  ersteren  Falle  können  sie  zur  Berichtigung  der 
Inscriptioneu,  des  Datums,  des  Textes  selbst  dienen :  im  letzteren  sind 
sie  in  jedem  Falle  ein  für  die  Geschichte  des  canonischen  Bechtes  nnd 
fttr  die  Interpretation  selbst  höchst  wichtiges  Hfiltaiittd,  rie  zei- 
gen, worin  die  Abktanng,  Aendemng,  Besserung,  Entziehung,  Sn- 
ntfOgnng  besteht,  bi«rdnrch  aber  offenbar  das,  was  angenommen 
wurde,  in  ein  ganz  anderes  Ueht  tritt.  Dies  ist  aber  nm  so  wichtiger, 
als  ein  Blick  in  den  Liber  sextus  lehrt,  dass  man  regelmässig  alle 
Decretalen  so  zugestutzt  hat,  dass  sie  als  Constitutionen  allgemeinen, 
ahstracten  Inhaltes,  nicht  mehr  als  Anwendungen  von  Bechtssätzen  auf 
concrete  Fälle  erscheinen,  wodurch  dann  ein^oln  das  Verst&ndniss  er* 
Schwert  wurde  (S.  787  f.). 

7.  Drei  unedirie  Coiiciiien  aus  der  Merovinger  Zeit,  Mit  Erläuterun* 
pen  herausaegeben  von  Dr,  J,  FrUdrit^,  Profesior  an  der  ünkfer^ 
mtat  München.  Bamberg.  Reindl.  1867.  8. 

&  Zwei  Synoden  unter  König  ChUderieh  IL  Nach  einem  ManuacHpt 
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der  StadtHbliothek  von  AtM  von  Dr.  Friedrich  Maaseen,  ord,  Prof» 

der  Iitrittr.    (trntz,  Leusrhner  und  Luhcnshii.  1^07.  27  S.  8. 

J''ritdri(h'.i  Scliriri  emhfilt  eine  im  Jahre  5.)1  uiuer  dem  .Metropoliten 
von  Eauze  in  der  d.  scogne  gehaltene  Provincialsynode,  die  grosse  hyuude  von 
Clictoy  bei  Paris  vom  Jahre  628,  and  die  Synode  von  Paris  tooi  Jahre  614. 
Maassen  mnrlit  In  der  Vorrede  zu  seiner  Srhrift  darauf  aufmerksam,  dass  diese 
ActenstQcke  sämmtlicb  schon  bei  Ainort,  Elemenia  juris  canonici  (Aug.  Vii^del. 
1757.  4.  P.  II.)  nach  einer  Handschrift  der  Münchener  Hofbibliothek  gedruckt 
seien,  aber  unter  vielfacher  Verminderung  des  incorrecten  Textes  und  ohne  gleicli* 
zeitige  Mirilieiliing  der  Lesarten  des  Codex,  und  dass  dieser  Abdruck  bei  Amort 
auch  in  der  Li  eraiur  ganz  unberQcksirüiigt  geblieben  sei.  Maassen  theiU  aus 
einer  Handschrift  des  neunten  Jahrhunderts  zwei  noch  ungedruckte  fränkische 
Synoden  ana  dem  siebenten  Jahrhundert,  eine  von  Bordeaux  (in  vier  Capiteln), 
und  eine  von  Suint-Jean  de  I.osne  (Latona)  in  22  Capitata  mit  unter  Beiflkgung 
einer  sorgfältigen  geschichtlichen  Erläuterung. 

9.  Canonea  el  Deereta  aacroa,  oeeumeniei  et  generaHU  ConcüH  THden- 
tini.    Vindobonae  1867.   Sartori.  340  pp.  (Vs  Thlr.) 

10.  Cafechismus  ex  decreto  concüii  TridentinL    Yindobonat  1867, 
Sarturi.  493  pp,  (1  Thlr.) 

Diese  von  Sartori  za  Wien  Teranstalteten  Ausgaben  des  Tridentinom  und 
des  Catechismos  Romanos  sind  vortrefflich  ausgestaltet  und  gut  corrigirt.  Für 
das  Tridenlinum  ist  die  nach  den  auihenlischen  Acten  des  Contils  besorgte  röm. 
Ausgabe  von  1763  zu  Grunde  gelegt,  für  den  taiechisiuus  die  röm.  Ausgabe  von 
1761.  Die  gewdhniicben  Appeudfees  sind  weggeiassen.  Als  wir  die  Recensions- 
Excmplare  der  beiden  Werke  erhielten,  hatte  ReuscfCs  Theol.  Liieraiurblatt  1867 
Nr.  11.  bereits  eine  grOndlirhe,  sachkundige,  vergleichende  Beurtheilung  der  ver- 
schiedenen Ausgaben  des  Tiid.  und  des  Catech.  iioio.  von  Loch  gebracht.  Den  Vorzug 
vor  all«*n  verdienen  darnarb  die  1866  bei  Mana  in  Regensburg  erschienenen  Ausgaben. 
Jl,  Die  rechtliche  Stellung  der  katholischen  Kirche  gegenüber  der 

Staatsaeiralt  in  der  Dtöcese  Basel.    Ein  Beifrag  zum  schiceizer. 

Staats  Kirchenrecht  von  Dr.  K.  Attenhofer,  Fürsprech,   Erstes  Heft. 

Luxem,  Gebr,  Räber.  1867.  (196  8.  8.) 

Unsere  Le.ser  kennen  die  actenmSssIg  in  diesem  Jahrgange  des  Archivs 
gescliilderle   Kirchenfreiheit   in   Russland.    Pas   Staalskirchenrecht   der  freien 
Schweiz  steht  dein  grausamen  Despotismus  Husslands  fast  um  nichts  nach.  Dies 
beweist  die  Scbildemng  der  Stellang  der  katb.  Kirche  gegealkber  der  Staatsgewalt 
In  der  grossen  schweizerischen  Diöcese  Basel,  resp.  In  den  Kantonen  Sololhum, 
Haselland,  Bern,  Lu/.ern,  Zug,  Aargau  iiiid  Thiirgau,  wie  sie  mit  sorgniltigem 
Fleisse  in  ihrer  insiurisihen  Eniwickelung  und  im  Einzelnen  in  ihrem  gegenwär- 
tigen Zustande  in  der  dem  Redarteur  unseres  Archivs  gewidmeten  Schrift  Atten- 
hofers  vorliegt.    Dieses  erste  Heft,  dem  noch  ein  zweites  folgen  soll,  handelt  von 
dem  Kirchtnvcrmögen  und  dem  Placeium  regium  und  hoheitlichem 
yiöum.    Es  sind  neue  vermehrte  L'ebernrbeitungen  der  einzelnen  dafüber  von 
Attenhofer  im  ArcMv  frilber  veröfTenilichien  Abhandlungen. 

12.  Officielle  Artenstücke  über  die  Schul-  und  Kirrhmfrage  in  Baden* 
Drittes  Heft.    Freiburg  i  ßr.  Herder.  1667.  82  S.  8. 

Vgl.  ArcÄit;  XV.  474,  XVlil,  34.  Die  Documente  betrelTen  die.smal  die  kathul. 
Schul-,  Armen-  und  Spital-Fonds,  deren  Wegnahme  durch  die  Staatsgewalt 
und  die  Veriheidigung  der  Kirche  dagegen  auf  dem  Rechtswege.  Die  Einleitung 
(S.  3—17)  gibt  darliber  näheren  Aulschluss.    Wir  kommen  darauf  zurQck. 

13.  De  rationibus  festi  sacratissimi  Cordts  .Jesu  e  fontibus  juris  cano- 
nici erutis,  commentarius  auctore  A.  Ailles  8.  J.  Prof  fubU  ord.  in 
univ.  Onipunt.  Accedunt  selecta  pietafis  exerritia  erga  88,  cor., 
Jesu.    Oeniponte.  Rauch.  294  pp.  1807.  (iVi  fl.  Oe.  W.) 

Es  wird  in  diesem  Werkchen,  un  dem  namentlich  viele  Priester  gewiss 
grosse  Freude  haben,  die  Geschichte  des  Herz-Jesu-Festes  an  der  Hand  der  Acten 
und  Decrele  der  Piipste  und  der  s.  Congr.  Riiuiiin,  ferner  der  Zweck  und  Gegen- 
stand dieses  von  Pius  IX.  1856  auf  die  ganze  Kirche  ausgedehnten  Festes,  die 
bei  der  s.  Rit.  Congr.  dafDr  angerufenen  AuetoritAten,  ausfDhrllcb  dargestellt,  Dis 
Werk  leitet  gleichzeitig  zur  Frömmigkeit  und  zum  liircbiieben  Ouellenstadlum  an. 
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